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Seit  dem  Erscheinen  des  letzten  Ergänzungsbandes  der  im  Auf- 
trage des  k.  k.  Handelsministeriums  von  Josof  Ritter  vun  Pollanetz  und 
Dr.  Heinrieh  Ritter  von  Wittek  herausgegebenen  österreichischen 
Eisenbahngesetzsammlun«:,  welche  als  eben-u  gründliche  wie  an- 
schauliche Darstellung  aller  (iehiete  des  österreichischen  Biseiibalmrechtes 
ein  weit  über  die  Fachkreise  hinausreichendes  Ansehen  geniesst,  sin-1  nun- 
mehr bald  zwölf  Jahre  verflossen. 

In  diesem  Zeiträume  haben  sieh  in  IJe/uu  auf  den  in  der  genannten 
Sammlung  behandelten  Rechtsstoff  zahlreiche  und  weittragende  Verände- 
rungen vollzogen. 

Diese  Veränderungen  betrafen  sowohl  das  allgemeine  Bisen- 
bahnrecht,  welches  in  allen  seinen  Theilen  organiseh  fortgebildet,  ja  in 
mehreren  wichtigen  Materien,  z.  B,  hinsichtlich  der  Expropriation  für 
Eisenbahnzwecke  und  bezüglich  des  Localbahnwcsens,  völlig  neu  gestaltet 
wurde,  als  auch  insbesondere  die  Rechtsverhältnisse  der  ein/. einen  Eisen- 
b  a  h  n  u  n  t  e  r  u  e  h  m  u  n  g  e  n. 

Zur  Illustrirung  der  durchgreifenden  Veränderungen  auf  dem  letzteren 
Gebiete  möge  hier  nur  auf  die  Bildung  eines  miiditijreu.  weit  ausgedehnten 
Staatsbahnnetzes  infolge  der  Verstaatlichung  mehrerer  grosser  Privateisen- 
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K  K.  STAATSBAHNEN. 
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A.  Westliche  Staatsbahneii. 


V." 


I.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn. 
1.  Gesetz  vom  23.  December  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  141, 

betreffend  die  Betriebsübernahme  und  erentuelle  Einlösung  der  Kaiserin 

Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 


'  Das  nachfolgende,  von  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und 

der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Regierung  einerseits  und  dem  Ver- 
.jt  •    waltungsrathe  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  im  Namen 
^—dieser  Gesellschaft  anderseits  zu  Wien  am   24.  December  1880  und 
..J;   28.  Jänner  1881  abgeschlossene  Uebereinkommen,  betreffend  die  Betriebs- 
^   Übernahme  und  eventuelle  Einlösung  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin 
c'\      Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat,  wird  genehmigt. 

!  Die  Einlösung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat  hat 

jedoch  nur  dann  stattzufinden,  wenn  ausreichende  Sicherheit  dafür  ge- 
boten ist,  dass  den  Staat  als  Uebernehmer  der  bücherlich  haftenden 
Prioritätsobligationenschuld  keine  grössere  Belastung  treffen  kann,  als 
jene,  welche  sich  ergeben  würde,  falls  den  Besitzern  der  Prioritäts- 
obligationen das  Recht  eingeräumt  wird,  entweder  die  fünfpercentige 
Verzinsung  und  Rückzahlung  ihrer  Prioritätsobligationen  zum  Nennwerthe 
österreichischer  Währung  Silber  oder  deren  Verzinsung  mit  8*85  Reichs- 
mark und  Rückzahlung  mit  177  Reichsmark  für  je  100  fl.  österreichischer 
Währung  Silber  des  Nennwerthes  zu  begehren. 


Artikel  II. 


Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn- 
Gesellschaft,  von  welchem  dieselbe  nach  §  10   des  obigen  Ueberein- 
'  j      komuiens  die  Erwerb-  und  Einkommensteuer  nebst  Zuschlägen  vom 

I 
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1.  Jänner  1881  an  nach  Maassgabe  der  Vorschreibung  zu  entrichten 
haben  wird,  ist  vom  gleichen  Zeitpunkte  angefangen  nebst  dem  aus  dem 
Salzhandel  und  dem  Gasometer  in  Salzburg  erzielten  Einkommen,  welches 
abgesondert  der  Besteuerung  unterzogen  wird,  jener  Theil  des  gesammten 
aus  dem  Betriehe  der  Kaiserin  Elisabeth  Bahn  erzielten  Reinerträgnisses 
zu  behandeln,  welcher  nach  dem  Verhältnisse  der  Kilometerzahl  auf 
die  jeweilig  steuerpflichtigen  Linien  der  genannten  Bahn  entfällt. 

Von  dem  hiernach  ermittelten  Steuerbetrage  ist  jedoch  der  Betrag 
der  Einkommensteuer  in  Abzug  zu  bringen,  welche  von  den  Zinsen- 
coupons des  Prioritätsanlehens  vom  Jahre  1860/62,  sowie  nach  Ablauf 
der  für  die  Linie  Neumarkt-Braunau  (Simbach)  gewährten  Steuerbefreiung 
auch  von  den  Zinsencoupons  des  Prioritätsanlehens  vom  Jahre  1870 
mit  zehn  Percent  des  Nominalbetrages  der  Zinsencoupons  einzuheben  ist. 

Nach  erfolgter  Einlösung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  durch  den 
Staat  wird  die  Einkommensteuer  von  den  Zinsencoupons  der  bezeichneten 
Prioritätsanlehen  in  derselben  Art  und  Höhe  einzuheben  sein,  wie  sie 
von  den  Couponbesitzern  in  dem  Falle  zu  entrichten  wäre,  wenn  den- 
selben zu  jener  Zeit  noch  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  als 
Selbstschuldnerin  haften  würde. 

Artikel  III. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  im  Falle  der  nach  §  14  des 
obigen  Uebereinkommens  erfolgenden  Einlösung  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  durch  den  Staat  Eisenbahnschuldverschreibungen,  welche  mit  jähr- 
lich fünf  Percent  in  Gold  steuerfrei  verzinslich,  sowie  mit  dem  No- 
minalbetrage innerhalb  längstens  85  Jahren  rückzahlbar  und  ob  den 
Linien  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  hinter  den  dermaligen  Prioritäts- 
obligationsanlehen  pfandrechtlich  sichergestellt  sind,  in  jenem  die 
Nominalziffer  von  neunundfünfzig  Millionen  zweimalhunderttausend 
(59,200.000)  österreichischen  Goldgulden  nicht  überschreitenden  Ge- 
sammtnominalbetrage  auszugeben,  welcher  zur  Bezahlung  des  nach 
§12  des  Uebereinkommens  an  die  Gesellschaft,  respective  die  Liqui- 
datoren zu  entrichtenden  Einlösungspreises,  beziehungsweise  zum  Voll- 
zuge des  daselbst  den  Actionären  freigestellten  Umtausches  ihrer  Actien 
erforderlich  sein  wird. 

Das  im  §  12  des  obigen  Uebereinkommens  der  Staatsverwaltung 
vorbehaltene  Recht,  an  Stelle  der  angeführten  fünfpercentigen  vier- 
percentige  Eisenbahnschuldverschreibungen  gleicher  Art  auszugeben, 
deren  Nominalbetrag  vierundsiebenzig  Millionen  (74,000.000)  österrei- 
chische Goldgulden  nicht  übersteigen  darf,  kann  nur  auf  Grundlage 
eines  besonderen  Gesetzes  ausgeübt  werden. 

Artikel  IV. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahnen  sind 
von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben,  und  darf  die 
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Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft 
nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handels- 
minister und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  23.  December  1881. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

■ 

Uebereinkomuien, 

abgeschlossen  zn  Wien  am  24.  December  1880  und  28.  Jänner  1881  von  den 

k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Regierung 
einerseits  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
im  Namen  dieser  Gesellschaft  anderseits,  betreffend  die  Betriebsübernahme  und 
eventuelle  Einlösung  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat. 

§  1- 

Die  k.  k.  privilegirte  Kaiserin  Elisabeth- Bahn-Gesellschaft  über- 
trägt den  Betrieb  ihres  gesammten  Unternehmens,  insbesondere  sämmt- 
licher,  der  Gesellschaft  gehörigen  und  von  ihr  betriebenen  Eisenbahnen 
und  Nebengeschäfte,  darunter  das  von  der  Gesellschaft  geführte  Salz- 
handelsgeschäft, für  die  noch  übrige  Concessionsdauer  an   den  Staat. 

Da»  Unternehmen  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  umfasste: 
A.  Da*  garantirte  Hauptnetz,  bestehend  aus  den  Linien: 

1.  Wien  —  Linz— Salzburg— Reichsgrenze  und  Wels  —  Reichs- 
grenze  gegen  Passau.  Erbaut  auf  Grund  der  Conc.  Urk.  vom  8.  März  1856, 
Handelsministerial- Verordnungsblatt  Nr.  19*),  und  dem  öffentlichen  Verkehre  über- 
geben in  den  Streoken  Wien — Linz  am  15.  December  1858,  Linz — Lambach  am 
1.  September  1859,  Lambaoh — Frankenmarkt  am  1.  März  1860,  Frankenmarkt — 
Salzburg— Reichsgrenze  am  12.  August  1860  und  Wels— Reichsgrenze  gegen 
Passau  am  1.  September  1861. 

2.  Lambaoh — Gmund en.  Auf  Grund  des  Privilegiums  vom  18.  Juni  1832 
war  Ton  der  Ersten  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaft  eine  Pferdebahn  von 
Linz  nach  Gmunden  hergestellt  und  die  Strecke  Linz — Wels  am  1.  April  1835,  die 
Strecke  Wels — Lambach  am  1.  August  1835  und  die  Streoke  Lambach — Gmunden 
am  1.  Mai  1836  in  Betrieb  gesetzt  worden.  Nachdem  diese  Bahn  in  den  Jahren 
1855  und  1856  in  eine  schmalspurige  Locomotiveisenbabn  umgewandelt  worden 

*)  Vgl.  die  hier  bezogenen  Coneessions-Urkunden  sammt  Nachtragen  in  der 
Eisenb.-Gea.-Samml.  II  1,  S.  329;  III,  8.  423;  IV,  8.  295;  V  2,  8.  331. 
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war,  wurde  dieselbe  zufolge  II.  M.  Erl.  vom  21.  Juni  1857,  Z.  2290/HM.,  von  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellsokaft  erworben,  welche  jedoch  nach  der  am  1.  Sep- 
tember 1859  erfolgten  Eröffnung  der  normalspurigen  Hauptbahnstrecke  Linz  — 
Lambach  die  parallel  laufende  Schmalspurbahn  gänzlich  aufliess  und  nur  die 
Strecke  Lambach— Omunden  als  Schmalspurbahn  weiter  betrieb. 

3.  Penzing— Hotzendorf.  Erbaut  auf  Grund  des  H.  M.  Erl.  vom  15.  Sep- 
tember lb59,  Z.  3411/HM.,  und  eröffnet  am  1.  Jänner  1861. 

B.  Oie  garantirten  Linien  Linz— Budweit  und  Gaisbach -Wartberg — 
St.  Valentin.  Auf  Grund  des  Privilegiums  vom  T.  September  1824  war  durch  die 
Erste  österreichische  Eisenbahngesellschaft  eine  Pferdebahn  von  Linz  nach  Budweis 
hergestellt  und  am  1.  April  1833  dem  Verkehre  übergeben  worden.  Auf  Grund  des 

H.  M.  Erl.  vom  21.  Juni  1857,  Z.  2290/HM.,  wurde  diese  Pferdebahn  von  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  erworben,  welche  dieselbe  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  23.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Kr.  90,  beziehungsweise  des  Uebereinkommens  vom 
30.  Juni  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  122,  in  eine  normalspurige  Locomotiveisenbahn  um- 
gestaltete und  durch  den  Ausbau  einer  Flügelbahu  von  Gaisbach- Wartberg  nach 
St.  Valentin  vervollständigte.  Zur  Eröffnung  gelangten  sohin  die  normalspurigen 
Strecken  Budweis — Zartlesdorf  am  20.  April  1871,  Zartlesdorf — Summerau  am 

I.  December  1871,  Summerau  -  Gaisbach -Wartberg  und  Gaisbach -Wartberg — 
St  Valentin  am  6.  November  1872  und  endlich  Gaisbach- Wartberg— Linz  am 
•10.  December  1873. 

C.  Die  ungarantirte  Linie  Neumarkt— Braunau— Reichsgrenze.  Auf  Gruud 
des  Gesetzes  vom  10.  August  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  und  der  Conc.  Urk.  vom 

22.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  132,  durch  die  k.  k.  priv.  Actiengesellschaft 
der  Neumarkt — Ried — Braunauer  Bahn  hergestellt  und  zufolge  H.  M.  Erl.  vom 

23.  Ootober  1870,  Z.  16315,  von  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  erworben. 
Eröffnet  wurde  die  Strecke  Neumarkt— Braunau  am  20.  December  1870,  die  An- 
schlussstrecke Braunau— Reiohsgrenze  am  1.  Juni  1871. 

D.  Oie  ungarantirte  Linie  Hetzendorf— Donaulande  nächst  Albern.  Erbaut 
auf  Grund  der  Conc.  Urk.  vom  24.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  100,  und  eröffnet 
am  3.  Mai  1872. 

E.  Einen  Sechstel-Antheil  an  der  Wiener  Verbindungsbahn.  Erworben 
zufolge  des  Uebereinkommens  vom  25.  Jänner  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  21. 

F.  Die  garantirten  Linien  Selzthal  -  Bischofshofen— Wörgl  und  Salzburg— 
Bischofshofen.  Hergestellt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  April  1872,  R.  G  Bl. 
Nr.  48,  beziehungsweise  der  Cono.  Urk.  vom  10.  November  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  170, 
unter  Einbeziehung  der  auf  Grund  der  Conc.  Urk.  vom  7.  September  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  31  ex  1870,  von  Karl  Schwarz  erbauten  und  zufolge  Vertrages  vom 
8.  August  1871  mit  6.  August  1875  durch  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesell- 
schaft erworbenen  Linie  Salzburg- Hallein.  Zur  Eröffnung  gelangten  die  Linien 
Salzburg— Halloin  am  15.  Juli  1871,  Hallein— Bischofshofen  und  Selzthal— Bisehofs- 
hofen— Wörgl  am  6.  August  1875. 

Zum  Betriebsgebiete  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  gehören  ausserdem  noch 
die  Strecken  von  der  Reichsgrenze  bis  Passau  und  von  der  Reichsgrenze  bei  Braunau 
bis  Simbach,  beide  Eigenthum  der  königl.  bayerischen  Staatsbahnen,  wogegen  die 
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zum  Hauptnetze  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  gehörige  Strecke  von  Salzburg  bis 
zur  Reichsgrenze  im  Betriebe  der  königl.  bayerischen  Staatsbahnen  steht.  (Staats- 
verträge vom  21.  Juni  1851,  K.  G.  Bl.  Nr.  82  ex  1862,  vom  21.  April  1856,  R.  G.  Bl. 
Nr.  100,  und  vom  4.  Juni  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  92).*) 

§  2. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Verwaltungsrath  der  k.  k.  privilegirten 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  die  sämmtlichen  von  der  Gesellschaft  betriebenen 
Eisenbahnen  und  Nebengeschäfte  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  über- 
geben, welche  dieselben  fortan  für  Rechnung  des  Staates  betreiben  und 
die  Eisenbahnen,  insolange  deren  Einlösung  durch  den  Staat  nicht 
erfolgt,  im  Namen  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesell- 
schaft auf  Grund  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  innehaben  wird. 

Mit  den  Eisenbahnen  ist  auch  das  sonstige  unbewegliche  und 
bewegliche  Vermögen  der  Gesellschaft  mit  Einschluss  aller  zu  demselben 
gehörigen  oder  von  der  Gesellschaft  verwalteten  Fonde,  namentlich  der 
statutenmäßigen  Reservefonde  und  der  sämmtlichen  Specialreservefonde, 
ohne  Unterschied,  ob  dieselben  als  solche,  beziehungsweise  als  Reserve- 
fonde einzelner  Linien  oder  Geschäftszweige  in  den  gesellschaftlichen 
Büchern  bezeichnet  sind  oder  nicht,  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  übergeben. 

Desgleichen  sind  sämmtliche  im  Besitze  der  Gesellschaft  be- 
findliche Urkunden,  Pläue,  Bücher,  Rechnungen  und  das  gesammte 
gesellschaftliche  Archiv  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  übergeben,  welche* 
diese  Urkunden  und  Behelfe  während  der  nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  vorgeschriebenen  Zeit  derart 
aufbewahren  wird,  dass  deren  Benützung  dem  Verwaltungsrathe,  be- 
ziehungsweise den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  anstandlos  ermöglicht  ist. 

§  3. 

Die  Uebergabe  hat  mit  1.  des  auf  den  Monat,  in  welchem  das 
gegenwärtige  Uebereinkommen  die  legislative  Genehmigung  erlangt 
haben  wird,  folgenden  Monates  auf  Grund  der  ordnungsmässig  auf- 
gestellten Inventare  und  Abschlüsse  stattzufinden,  und  führt  von  diesem 
Tage  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  selbst  für  eigene  Rechnung  den 
Betrieb. 

Die  Uebergabe  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  hat  zufolge  Kundmachung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  27.  December  1881,  C.  Bl.  Nr.  J51,  mit  dem 
1.  Jänner  1882  stattgefunden.  Die  Betriebfiihrung  besorgte  zunächst  die  k.  k. 
Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb,  an  deren  Stelle  mit  1.  August  1884  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  trat. 

Es  soll  jedoch  bereits  vom   1.  Jänner  1881   ab  bis  zu  obigem 
Zeitpunkte  das  gesellschaftliche  Unternehmen  durch  die  Kaiserin  Elisabeth  - 


*)  Vgl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  I,  S.  613. 
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Bahn-Gesellschaft,  ohne  dass  derselben  hiefür  vom  Staate  eine  besondere 
Vergütung  geleistet  wird,   für  Rechnung  und  im  Interesse  des  Staates 
betrieben  werden,  und   hat  die  Gesellschaft  in  der    Zwischenzeit  in 
allen  wichtigen  Angelegenheiten  die  vorläufige  Zustimmung  des  k.  k 
Handelsministeriums  einzuholen. 

Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich  ferner, 
für  das  Jahr  1880  auf  die  Actien,  jene  I.  Emission  inbegriffen,  nur 
eine  Dividende  von  5  Percent  des  Nominalbetrages  zur  Vertheilung 
zu  bringen  und  etwaige  bilanzmassige  Ueberschüsse  des  im  Jahre  1880 
erzielten  Reinertrages  den  Reservefonden  zuzuführen. 

Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  ist  vom  heutigen  Tage 
an  nicht  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums über  ihre  Reservefonde  zu  verfügen,  Bestandtheile  ihres 
Eigenthums  zu  verHussern  oder  zu  verpfänden,  neue,  über  den  Bereich 
des  regelmässigen  Geschäftsbetriebes  hinausgehende  Verpflichtungen  zu 
übernehmen,  den  Gegenstand  des  Unternehmens  zu  ändern  oder  sich 
auf  eine  andere  als  die  in  diesem  Uebereinkommen  vorgesehene  Art 
aufzulösen. 

Abgänge,  welche  sich  aus  der  etwaigen  Nichteinhaltung  der  im 
unmittelbar  vorangehenden  Absätze  erwähnten  Verpflichtung  ergeben 
sollten,  hat  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  zu  vertreten. 

Die  oben  erwähnte  Zustimmung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
gilt  als  ertheilt,  wenn  dieselbe  binnen  acht  Tagen  nach  gestellter 
Anfrage  nicht  ausdrücklich  verweigert  wird. 

§  4. 

Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  bleibt  auch  nach  erfolgter 
Uebergabe  des  Betriebes  an  den  Staat  im  Eigenthumsblatte  der  für 
die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  zu  Wien 
eröffneten  Eisenbahnbucheinlagen  einverleibt. 

Sie  bleibt  Besitzerin  der  Eisenbahnen  und  des  zum  Betriebe 
derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen  Materials,  insoweit  dasselbe 
als  Bestandtheil  der  bücherlichen  Einheit  den  Prioritätsgläubigern  zu 
haften  hat,  wie  auch  im  bisherigen  Umfange  Selbst-  und  Allein- 
schuldnerin fUr  die  ob  den  Eisenbahnen  bücherlich  haftenden  Prioritäts- 
anlehen, in  deren  rechtlichen  Verhältnissen  durch  die  Betriebsübergabe 
keinerlei  Aenderung  herbeigeführt  wird. 

Im  Uebrigen  gehen  mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebstibernahme 
sämmtliche  Activen  und  Bestände  des  gesellschaftlichen  Vermögens,  sie 
mögen  aus  welcher  Zeit  immer  stammen,  insbesondere  sämmtliche 
Reservefonde  in  das  Eigenthum  des  Staates  über,  welchem  sohin  auch 
vom  1.  Jänner  1881  an  der  gesammte,  aus  dem  Betriebe  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmens,  insbesondere  der  Eisenbahnen  und  Neben- 
geschäfte erzielte  Gewinn  ausschliesslich  zufällt. 

Der  Staat  übernimmt  aber  auch  vom  1.  Jänner  1881  an  mit 
Ausnahme  der  Prioritätsanlehen,  zu  welchen  hier  auch    das  von  den 


Digitized  by  Google 


Kaiserin  Klisabeth-Bahn. 


11 


königl.  bayerischen  Verkehrsanstalten  vorgeschossene  Baucapital  der 
Strecke  Braunau-Reichsgrenze  gerechnet  wird,  ferner  mit  Ausnahme 
der  im  §  9  erwähnten,  der  Gesellschaft  auch  weiterhin  obliegenden 
Verbindlichkeiten,  alle  Passiven,  Verpflichtungen,  Auslagen  und  Lasten 
der  Gesellschaft,  ohne  Unterschied,  ob  sie  vor  oder  nach  1.  Jänner  1881 
entstanden  sind,  die  nach  1.  Jänner  1881  entstandenen  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  bezüglich  derselben  die  im  §  3,  Absatz  2 
und  4  getroffenen  Bestimmungen  von  der  Gesellschaft  eingehalten  worden 
sind,  zur  Selbst-  und  Alleinzahlung,  und  trägt  von  diesem  Zeitpunkte 
an  die  ordentlichen  Erhaltungs-  und  Betriebskosten,  wie  auch  alle 
ausserordentlichen  Auslagen,  insbesondere  für  Erweiterungsbauten  und 
Neuanschaffungen,  den  etwa  aus  dem  Betriebe  des  Unternehmens 
erwachsenden  Verlust,  sowie  alle  Gefahren  und  alle  anderen  ausser- 
ordentlichen Unglücksfälle. 

Zu  den  vom  Staate  zu  tibernehmenden  Passiven  der  Gesellschaft 
gehört  insbesondere  auch  das  zum  Baue  des  Administrationsgebäudes 
in  Fünfhaus  bei  Wien  vom  Pensionsfonde  der  Beamten  und  Diener 
der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  gegebene  Darlehen  im  ursprünglichen 
Betrage  von  735.117  fl.  12  kr.  österr.  Währ,  in  Noten. 

Die  nicht  rechtzeitig  zur  Behebung  gelangenden  Beträge  für 
verloste  Prioritätsobligationen  und  Actien,  sowie  für  fällige  Coupons 
verfallen  nach  Eintritt  der  Verjährung  zu  Gunsten  des  Staates. 

§  5. 

Ueber  den  Betrieb  der  sämmtlichen  Linien  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Hahn  wird  der  Staat,  insolange  er  dieselben  nicht  einlöst,  eine  besondere 
Rechnung  führen. 

Der  Staat  behält  sich  jedoch  vor,  die  Verwaltung  dieser  Eisenbahn- 
linien ganz  oder  theilweise  mit  jener  anderer  vom  Staate  verwalteten 
oder  dem  Staate  gehörigen  Eisenbahnen  zu  vereinigen  und  in  diesem 
Falle  die  Betriebsrechnung  für  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  derart 
aufzustellen,  dass  der  wirkliche  Reinertrag  derselben  in  dieser  Rechnung 
zur  Darstellung  gelangt. 

§  «• 

Die  nach  Maassgabe  dieses  Uebereinkommens  und  insbesondere  in 
Folge  der  Uebernahme  des  Betriebes  der  gesellschaftlichen  Eisenbahnen 
und  Nebengeschäfte  durch  den  Staat  eintretende  Einschränkung  der 
Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  und  der  Generalversammlung  wird 
im  Handelsregister  angemerkt. 

Zu  dem  dem  Verwaltungsrathe  verbleibenden  Wirkungskreise  ge- 
hört insbesondere  die  Aufgabe,  das  Interesse  der  Gesellschaft  gegen- 
über dem  Staate,  soweit  es  sich  um  die  Erfüllung  dieses  Ueberein- 
kommens handelt,  wahrzunehmen  und  gerichtlich  und  aussergerichtlich 
geltend  zu  machen,  sowie  die  Vertretung  der  Gesellschaft  in  ihren 
Rechtsverhältnissen  gegenüber  den  Besitzern  der  von  ihr  ausgegebenen 
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Prioritätsobligationen,  und  in  den  aus  diesen  Rechtsverhältnissen  ent- 
springenden, derzeit  anhängigen  oder  etwa  künftig  anhängig  werdenden 
Kechtsstreitigkeiten. 

Der  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  besteht  bis  zum  Eintritte 
der  Liquidation  aus  den  jetzt  fungirenden  Mitgliedern  desselben  und  aus 
drei  weiteren  Mitgliedern,  welche  in  der  ordentlichen  Generalversainm 
lung  des  Jahres  1881  gewählt  werden.  Mit  Ausnahme  dieser  Wahl 
finden  Wahlen  in  den  Verwaltungsrath  insolange  nicht  mehr  statt,  bis 
die  Anzahl  der  Mitglieder  unter  fünf  herabgesunken  ist.  Krst  dann  haben 
Ergänzungswahlen,  und  zwar  bis  auf  diese  Anzahl  einzutreten. 

Beschlüsse  werden  auch  dann  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
gefasst. 

Nach  Maassgabe  der  Herabminderung  der  Anzahl  der  Verwaltungs- 
rathsmitglieder hat  eine  entsprechende  Herabsetzung  der  statutenmässigen 
Bezüge  des  Verwaltungsrathes  einzutreten. 

§  7. 

Das  gesammte  Dienstpersonal  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  wird 
unter  Wahrung  der  von  demselben  erworbenen  Rechte,  ohne  Unter- 
schied, ob  dieselben  auf  der  Dienstpragmatik  und  den  derzeit  bestehen- 
den, die  Bezüge  dieses  Personals  regelnden  Normen  oder  auf  speciellen 
Dienstverträgen  beruhen,  vom  Staate  übernommen,  welcher  diesem  Per- 
sonale insbesondere  die  Aufrechtbaltung  der  demselben  nach  Maassgabe 
der  dermaligen  Pensions-  und  Provisionsstatuten  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  erwachsenen  Versorgungs-  und  sonstigen  Ansprüche  ausdrücklich 
zusichert. 

Das  von  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  für  ihre  Beamten  und  Diener, 
dann  deren  Witwen  und  Waisen  gegründete  Pensionsinstitut,  das  Pro- 
visionsinstitut für  Diener  und  Arbeiter  sammt  den  mit  diesen  Instituten 
verbundenen  Fonden,  die  Kranken-  und  Untersttttzungscasse  für  Be- 
dienstete und  Arbeiter,  die  Unfallversicherungsfonde,  die  Spar-,  Vor- 
schuss-  und  Unterstützungscasse,  sowie  der  Schulfondsverein  für  Bedien- 
stete bleiben  mit  ihren  dermaligen  Statuten  bestehen,  insolange  die 
letzteren  nicht  in  der  darin  vorgeschriebenen  Weise  geändert  werden, 
beziehungsweise  wenn  und  insolange  nicht  mit  Zustimmung  der  beider- 
seits Berechtigten  eine  Vereinigung  mit  gleichartigen  Versorgungs-  oder 
Wohlthätigkeitsfonden  der  künftighin  etwa  mit  allen  oder  einzelnen 
Linien  der  Kaiserin  Elisabeth-Babn  zu  einer  Verwaltung  vereinigten 
Staatsbahnen  oder  vom  Staate  verwalteten  Privatbahnen  zu  Stande 
kommt. 

Der  Staat  tritt  mit  1.  Jänner  1881  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten ein,  welche  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  rücksicht- 
lich der  obigen  Fonde  nach  Massgabe  der  bestehenden  Statuten  zustehen, 
beziehungsweise  obliegen.  Die  nach  diesen  Statuten  dem  Verwaltungs- 
rathe  der  Gesellschaft  eingeräumten  Befugnisse  werden  künftig  durch 
die  k.  k.  Staatsverwaltung  ausgeübt. 
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Jenen  Personen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  aus  Billigkeitsrücksichten  fortlaufende  jährliche  Unter- 
stützungen bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Untersttitzungen  nach 
Maassgabe  der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

§  8. 

Vom  1.  Jänner  1881  angefangen  und  insolange  als  die  Einlösung 
durch  den  Staat  nicht  erfolgt,  wird  der  Staat  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn-Gesellschaft  rechtzeitig  zur  Verfügung  stellen: 

a)  Jene  Jahresbeträge,  welche  zur  Bestreitung  der  jeweils  fälligen 
Annuitäten  zu  je  819.000  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  für  das  bei 
der  k.  k.  priv.  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe  aufgenommene 
Anlehen  von  15,750.000  fl.  Österr.  Währ,  in  Noten,  dann  zu  je 
48.162  Mark  54  Pfennig  deutscher  Keichswährung  für  das  von 
den  königlich  bayerischen  Verkehrsanstalten  vorgeschossene  Bau- 
capital  der  Strecke  Braunau-Reichsgrenze  per  1,040.083  Mark 
71  Pfennig,  ferner  zur  Bestreitung  der  mit  5  Percent  in  Silber 
zu  leistenden  Verzinsung  und  der  planmässigen,  gleichfalls  in 
Silber  berechneten  Tilgungsquoten  für  die  gesellschaftlichen 
Prioritätsobligationenanlehen,  und  zwar  vom  Jahre  1860  bis  1862 
per  32,982.000  fl.  Silber,  vom  Jahre  1865)  bis  1871  per  16,200.000  fl. 
Silber,  vom  Jahre  1870  per  6,400.000  fl.  Silber,  vom  Jahre  1872 
per  8,200.000  fl.  Silber  und  vom  Jahre  1873  per  24,000.000  fl. 
Silber,  zusammen  87,782.000  fl.  Silber  an  den  jeweiligen  Fällig- 
keitsterminen erforderlich  sind; 

b)  eine  in  Semestrairaten  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fällige,  keiner  anderen  als  der  unten  (§  10) 
vorgesehenen  Steuerentrichtung,  sowie  keinem  wie  immer  ge- 
arteten Abzüge  von  Seite  des  Staates  unterliegende,  insbesondere 
auch  stempelfreie  Jahresrente,  welche  bis  Ende  des  Jahres  1911  mit 
dem  Betrage  von  zwei  Millionen  dreimalhunderttausend  (  2,300.000)  fl. 
österr.  Währ,  in  Noten  und  von  Einer  Million  dreimalhundertfünfund- 
zwanzigtausend  (1,325.000)  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt  wird. 
Aus  dem  in  Noten  angegebenen  Betrage  der  obigen  Jahresrente 

ist  die  Dividende  für  die  Actien  der  I.  Emission  (Hauptbahn)  zu 
bestreiten,  wogegen  bezüglich  des  in  Silber  angegebenen  Betrages  be- 
stimmt wird,  dass  die  Dividenden  für  die  Actien  II.  Emission  (Linz- 
Budweis)  aus  dem  Theilbetrage  von  525.000  fl.  und  die  Dividenden 
für  die  Actien  III.  Emission  (Salzburg-Tirol)  aus  dem  Theilbetrage 
von  800.000  fl.  zu  bestreiten  sind. 

Vom  Jahre  1912  angefangen  werden  an  Stelle  der  obigen  fixen 
Kente  in  Folge  der  dann  eintretenden  Actientilgung  die  in  dem  beiliegenden 
Plane,  in  welchem  die  zum  Behufe  der  Bestreitung  von  Dividenden 
für  die  Actienemissionen  bezifferten  Beträge,  sowie  die  Tilgungsquoten 
ersichtlich  gemacht  sind,  festgesetzten  Annuitäten  bis  zur  vollständigen, 
nach  diesem  Plane  vorzunehmenden  Tilgung  der  Actien  bezahlt. 
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Dur  hier  erwähnte  Tilgungsplan,  welchem  zufolge  die  Actien  h  Emission 
per  42,000.000  fl.  österr.  Währ.  Noten  und  die  Actien  II.  Emission  per  10,000.000  fl 
österr.  Währ.  Silber  in  der  Zeit  von  1912  bis  einschliesslich  1957  und  die  Actien 
III.  Emission  per  16,000.000  fl.  österr.  Währung  Silber  in  der  Zeit  von  1912  bis 
einschliesslich  1964  hätten  zur  Amortisirung  gelangen  sollen,  ist  in  Folge  der 
eingetretenen  Einlösung  der  Bahn  durch  abgesonderte  Tilgungspläne  für  die  zu 
Staatsschuldverschreibungen  abgestempelten  Actien  der  angeführten  drei  Emissionen 
und  die  im  Wege  des  Umtausches  ausgegebenen  Eisenbahnschuldverschreibungen 
ersetzt  worden,  wobei  sich  allerdings  die  Staatsverwaltung  bezüglich  der  abge- 
stempelten Actien  das  Recht  vorbehielt,  auch  die  volle  nach  dem  hier  bezogenen 
Tilgungsplane  für  das  einzelne  Jahr  entfallende  Stückzahl  zur  Auslosung  zu  bringen 
(vgl.  Anmerkung  zu  §  12  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens). 

Für  die  Zahlung  der  obigen  Jahresrente  haftet  das  Keinerträgniss 
der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  insoweit  dasselbe  nicht  den  Prioritäts- 
gläubigern zur  Sicherstellung  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  ob  der 
Bahn  bücherlich  eingetragenen  Prioritätsanlehen  verpfändet  ist. 

8  ». 

Der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  wird  das  Kecht  eingeräumt, 
von  den  in  das  Eigenthum  und  die  Verwaltung  des  Staates  Übergehen- 
den Heservefonden  einen  Betrag  von  zwei  Millionen  (2,000.000)  fl. 
österr.  Währ.  Noten,  nebst  von  dem  jeweils  unverwendeten  Theile  diese* 
Capitales  vom  1.  Jänner  1881  an  zu  berechnenden  fünfpercentigen 
Zinsen  gegen  Verrechnung  insoweit  in  Anspruch  zu  nehmen  und  zu 
verwenden,  als  dies  erforderlich  ist: 

u)  zur  Bestreitung  der  speciell  zu  vereinbarenden,  auch  fernerhin 

zu  Lasten  der  Gesellschaft  verbleibenden  Gesellschaftsauslagen. 

sowie 

b)  zur  Bedeckung  von  etwaigen  Mehrauslagen  für  die  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Prioritätsobligationen  über  jenen  Betrag,  welcher  hiefür 
vom  Staate  nach  §  8  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

Von  den  hiernach  der  Gesellschaft  zukommenden  Theilbeträgen 
findet  eine  Stempel-  oder  Gebührenentrichtung  wie  auch  eine  Steuer- 
zahlung nicht  statt. 

Etwaige,  den  obigen  Betrag  überschreitende  Auslagen  der  genannten 
Art  (a  und  6)  treffen  die  Gesellschaft. 

Der  beim  Eintritte  der  Einlösung  durch  den  Staat,  respective  nach 
Durchführung  der  Liquidation  erübrigende  Rest  des  obigen  Betrages 
verbleibt  dem  Staate  als  freies  Eigenthum. 

Sollte  wider  alles  Erwarten  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  von 
zehn  Jahren,  vom  1.  Jänner  1881  an  gerechnet,  noch  in  den  Fall 
kommen,  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
Zahlungen  leisten  zu  müssen,  welche  sich  als  Mehrauslagen  im  Sinn«* 
des  vorausgehenden  Absatzes  6)  darstellen,  und  sollte  in  diesem  Falle 
die  weitere  Bedingung  eintreten,   dass  die  Gesellschaft  wegen  Mangels 
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anderweitiger  Bedeckung  genöthigt  wäre,  diese  Zahlungen  durch  Abzüge 
von  den  Actiencoupons  hereinzubringen,  so  wird  vereinbart,  dasa  der- 
artige Abzüge  die  Gesellschaft  nur  insoweit  zu  treffen  haben,  als  durch 
dieselben  nicht  eine  Verringerung  der  Jahresdividende  der  Actien 
I.  Emission  unter  den  betrag  von  10  fl.  50  kr.  österr.  Währ.  Noten,  und 
der  Actien  II.  oder  III.  Emission  unter  den  Betrag  von  10  fl.  österr. 
Währ.  Silber  herbeigeführt  wird,  so  zwar,  dass  etwaige  zur  Ergänzung 
der  Actiendividende  auf  den  bezifferten  Minimalbetrag  erforderliche 
Zuschüsse  vom  Staate  zu  bestreiten  sind. 

§  10. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesell- 
schaft jene  Beträge,  welche  die  Gesellschaft  von  dem  ihr  nach  §  8 
lit.  a)  und  b)  zufliessenden  theilweise  steuerpflichtigen  Einkommen  als 
Erwerb-  und  Einkommensteuer  nebst  Zuschlägen  vom  1.  Jänner  1881 
an  nach  Maassgabe  der  Vorschreibung  zu  entrichten  haben  wird,  kosten- 
frei zur  Verfügung  stellen. 

Dagegen  werden  die  in  Gemässheit  der  bestehenden  Steuergesetze 
schon  derzeit  von  den  Zinsencoupons  des  Prioritätsanlehens  vom 
Jahre  1860  bis  1862,  sowie  seinerzeit  auch  von  jenen  des  Prioritäts- 
anlehens vom  Jahre  1870  als  zehnpercentiger  Abzug  effectiv  zur  Ein- 
hebung gelangenden,  beziehungsweise  künftig  einzuhebenden  Steuer- 
beträge von  der  Gesellschaft  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  abgeführt. 

Die  für  die  Linz-Budweiser  und  Salzburg-Tiroler,  dann  für  die 
Hetzendorf-Kaiser-Ebersdorfer  Bahn  derzeit  noch  bestehende  Befreiung 
von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer  und  der  Couponstempel- 
gebtihren  wird  für  die  ganze  erübrigende  Concessionsdauer  dieser 
Bahnen  verlängert. 

Ein  Abzug  von  den  Actiencoupons  für  Couponstempelgebühren 
findet  vom  1.  Juli  1881  an  auch  von  den  gesellschaftlichen  Actien- 
coupons I.  Emission  nicht  statt. 

§  11. 

Den  Prioritätsgläubigern  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  insbesondere 
den  Besitzern  der  von  der  Bahngellschaft  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen werden  sämmtliche  von  denselben  erworbene  Hechte  im 
vollen  Umfange  ausdrücklich  vorbehalten. 

Namentlich  wird  die  zu  Gunsten  der  Prioritätsgläubiger  bestehende 
pfandrechtliche  Haftung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  für  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  ob  denselben  bücherlich  eingetragenen  Prioritäts- 
anlehen, sowie  die  bücherliche  Rangordnung  dieser  Anlehen  untereinander 
durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  in  keiner  Weise  berührt. 

Die  Kaiserin  Elisabeth- Bahn-Gesellschaft  bleibt  in  dem  bisherigen 
Umfange  ebensowohl  Personal-  als  Realschuldnerin  für  die  von  ihr 
aufgenommenen   Prioritätsanlehen,   und   kann  in    diesem  Verhältnisse 
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eine  Aenderung  nur  mit  Zustimmung  der  Berechtigten,  respective  der 
gesetzlichen  Vertretung  derselben  erfolgen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  ihr  in  Gemässheit  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkomraens  vom  Staate  zugesicherten  Annuitäten-, 
Zinsen-,  Tilgungsquoten-  und  Kentenzahlungen  vor  allem  Andern 
zur  Abstattung  der  Zinsen-  und  Tilgungsschuldigkeit  der  Priorität*- 
anlehen  zu  verwenden. 

§12. 

Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  räumt  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung das  Recht  ein,  vom  1.  Jänner  1881  angefangen,  jederzeit 
die  Kaiserin  Elisabethbahn  unter  den  nachstehenden  Bestimmungen 
einzulösen  : 

Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Kechte  Gebrauch 
macht,  wodurch  unter  Einem  die  Liquidation  der  Gesellschaft  eintritt, 
gehen  sämmtliche  zur  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  gehörige  Eisenbahnen 
mit  Einschluss  des  gesellschaftlichen  (Y^)  Antheiles  an  der  Wiener 
Verbindungsbahn  und  des  zum  Betriebe  der  bezeichneten  Eisenbahnen 
gehörigen  festen  und  beweglichen  Materials  4),  wie  es  liegt  und  steht 
und  ohne  Gewährleistung  seitens  der  Gesellschaft,  in  das  Eigenthum 
des  Staates  tiher. 

Die  Einlösung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat  wurde  zufolge 
H.  M.  Erl.  vom  16.  Juni  1884,  Z.  917/HM.,  C.  Bl.  Nr.  76,  ausgesprochen.  (Vgl.  die 
folgende  Kundmachung  vom  28.  Juni  1884.)  Die  I7eb ertragung  des  Eigenthumes 
der  sämmtliehen  Bahnlinien  an  den  Staat  wurde  auf  Grund  des  Bescheides  des 
k.  k.  Landesgerichtes  Wien  vom  2i>.  November  18K5,  Z.  82609,  im  Eisenbahnbuche 
durchgeführt. 

Dagegen  hat  der  Staat,  falls  er  von  dem  Rechte,  die  Bahn 
einzulösen,  Gebrauch  macht,  die  ob  derselben  bücherlich  haftenden 
Prioritätsanlehen  zur  Selbstzahlung  zu  übernehmen,  die  Kxliberirung 
der  Gesellschaft  von  der  ihr  bezüglich  dieser  Anlehen  obliegenden 
Personalverpflichtung  —  insoweit  dies  gesetzlich  erforderlich  und 
zulässig  ist  —  zu  erwirken  und  an  die  Gesellschaft,  respective  die 
Liquidatoren,  einen  in  Eisenbahnschuldverschreibungen,  welche  mit  jähr- 
lich 5  Percent  in  Gold  steuerfrei  verzinslich,  sowie  mit  dem  Nominal- 
betrage innerhalb  längstens  85  Jahren  rückzahlbar  sind  und  ob  den  Linien 
der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  hinter  den  dermaligen  Prioritätsobli- 
gationenanlehen  pfandrechtlich  sichergestellt  werden  sollen,  verstandenen 
Einlösungspreis  von  Nennundfünfzig  Millionen  zweimalhunderttausend 
(f»l*,200.000)  österreichischen  Goldgulden  Nominal  zu  bezahlen,  wovon 
auf  je  eine  Actic  I.  Emission  der  Nominalbetrag  von  Einhundertneunzig 
(1  i»0)  österreichischen  Goldgulden,  auf  je  eine  Actie  II.  Emission  der 
Nominalbetrag  von  Einhundertachtundsechzig  (168)  österreichischen 
G'ddgulden  und  auf  je  eine  Actie  III.  Emission  der  Nominalbetrag  von 
Einhundertsechzig  (16<>)  österreichischen  Goldgulden  entfällt. 
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Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  statt  der 
hier  zugesicherten  5percentigen  Eisenbahnschuldverschreibungen  als 
Einlösungspreis  4percentige  Schuldverschreibungen  gleicher  Art  im 
Nominalbetrage  von  Vierundsiebzig  Millionen  (74,000.000)  österreichischen 
Goldgulden  zu  bezahlen,  wovon  auf  je  eine  Actie  I.  Emission  der 
Nominalbetrag  von  Zweihundertsiebenunddreissig  einhalb  (237*50)  öster- 
reichischen Goldgulden,  auf  je  eine  Actie  II.  Emission  der  Nominalbetrag 
von  Zweihundertzehn  (210)  österreichischen  Goldgulden  und  auf  je  eine 
Actie  III.  Emission  der  Nominalbetrag  von  Zweihundert  (200)  öster- 
reichischen Goldgulden  entfallt. 

Es  soll  jedem  Actionar  freistehen,  gegen  Abtretung  seiner  Rechte, 
d.  i.  Einlieferung  seiner  Actie  sammt  Coupons  und  Talon  an  die  k.  k. 
Staatsverwaltung : 

<t)  entweder  im  Wege  des  Umtausches  die  Ausfolgung  des  für  je  eine 
Actie  der  betreffenden  Emission  bezifferten  Nominalbetrags  in  Eisen- 
bahn Schuldverschreibungen,  oder 

b)  die  Abstempelung  der  eingelieferten  Actie  in  dem  Sinne  zu  be- 
gehren, dass  dieselbe  hiedurch  in  eine  Staatsschuldverschreibung 
umgewandelt  wird,  welche  auf  den  Nominalwerth  der  Actie  lautet, 
mit  demselben  innerhalb  der  Concessionsdauer  rückgezahlt  und  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Rückzahlung  steuerfrei  mit  dem  nachstehenden 
Jahresbetrage  verzinst  wird,  und  zwar: 

1.  Die  Actie  I.  Emission  mit  dem  Jahresbetrage  von  Eilf  Gulden 
fünfzig  Kreuzer  (11  fl.  50  kr.)  österr.  Währ,  in  Noten; 

2.  die  Actie  II.  Emission  mit  dem  Jahresbetrage  von  Zehn  Gulden 
fünfzig  Kreuzer  (10  fl.  50  kr.)  österr.  Währ,  in  Silber; 

3.  die  Actie  III.  Emission  mit  dem  Jahresbetrage  von  Zehn  Gulden 
(10  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber. 

Zur  Ausübung  dieses  Wahlrechtes  wird  den  Actionäreti  eine  Frist 
von  sechs  Monaten  gewährt  werden,  welche  nebst  der  Aufforderung  an 
die  Actionäre,  das  denselben  eingeräumte  Wahlrecht  auszuüben,  dreimal 
in  Zwischenräumen  von  je  14  Tagen  in  der  statutenmäßig  vor- 
geschriebenen Weise  öffentlich  kundzumachen  ist. 

Nach  Ablauf  der  sechsmonatlichen  Frist  wird  von  dem  oben  fest- 
gesetzten Einlösungspreise,  je  nachdem  derselbe  in  5percentigen  oder 
4percentigen  Eisenbahnschuldverschreibungen  besteht,  für  jede  umge- 
tauschte oder  abgestämpelte  Actie  I.  Emission  der  Nominalbetrag  von 
190  oder  237*50  Goldgulden,  für  jede  Actie  II.  Emission  der  Nominal- 
betrag von  1G8  oder  210  Goldgulden  und  für  jede  Actie  III.  Emission 
der  Nominalbetrag  von  160  oder  200  Goldgulden  in  Abzug  gebracht. 
Der  hienach  vom  Einlösungepreisc  verbleibende  Rest  wird  den  Liqui- 
datoren der  Gesellschaft  ausgefolgt,  und  von  denselben  an  die  Besitzer 
der  weder  abgestämpelten  noch  durch  Umtausch  ausser  Verkehr  gesetzten 
Actien  nach  Verhältniss  der  oben  bezifferten  Nominalbeträge  gegen  Ein- 
lieferung der  Actientitel  sammt  Coupons  und  Talons  verteilt. 

D|«  RechUurkundftn  der  6»ierr.  Ei««nb»hn»n.  I.  2 
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Für  etwa  fehlende  Coupons  wird  der  entsprechende  Betrag  von 
dem  zur  Vertheilung  gelangenden  Erlöse  zurückbehalten. 

Der  auf  jeoe  Actientitel,  welche  ungeachtet  der  in  statutenmäßiger 
Form  ergangenen  Aufforderung  binnen  einer  sechsmonatlichen  Frist  nicht 
beigebracht  werdeu,  entfallende  Antheil  des  Liquidationserlöses  wird  zu 
Gunsten  der  Berechtigten  gerichtlich  erlegt. 

Innerhalb  der  für  die  Zeit  vom  31.  Mai  bis  zum  30.  November  1880 
anberaumten  Wahlfrist  wurden  44.795  Äctien  I.  Emission  a  210  fl.  Noten, 
17.528  Actien  II.  Emission  ä  200  H.  Silber  und  32.010  Actien  III.  Emission 
a  20J  fl.  Silber  zur  Abstempelung  angemeldet,  und  gelangte  somit  ein  Nominal- 
betrag von  9,406.950  fl.  Noten  in  5t0/},pcruentigen,  in  der  Zeit  von  1912  bis 
einschliesslich  1957  zu  tilgenden  Schuldschreibuugen  I.  Emission,  ein  Nominal- 
betrag von  3,505.600  fl.  Silber  in  5]/4perceu£igen,  in  der  Zeit  von  1912  bis 
einschliesslich  1957  zu  tilgeuden  Schuldverschreibungen  II.  Emission  und-  ein 
Nominalbetrag  von  6,402.000  fl.  Silber  iu  öperceutigeu,  iu  der  Zeit  von  1912 
bis  einschliesslich  1964  zu  tilgenden  Schuldverschreibungen  III.  Emission  zur 
Ausgabe. 

Behuf*  Einlösung  der  restlichen  155.205  Actien  I.  Emissiou,  32.472  Actien 
II.  Emission  und  47.990  Actien  III.  Emission  wurde  ein  Nominalbetrag  von 
42,622.560  fl.  Gold  in  einheitlichen  5percentigen,  innerhalb  läugstens  85  Jahren 
vom  Jahre  1887  angefangen  «uröckzuzalenden  Eisenbahnschuldverschreibungen 
ausgegeben.  Nachdem  hievon  ein  Nominalbetrag  vou  39,114.996  fl.  Gold  bereits 
während  der  Wahlfrist  im  Wege  des  Umtausches  verwendet  worden  war,  wurde 
der  Restbetrag  von  3,507.664  fl.  Gold  innerhalb  einer  weiteren  sechsmonatlicheu 
Frist  vom  31.  December  1886  bis  zum  30.  Juni  1887  durch  die  Staatsschulden- 
Verwaltung  im  Namen  der  Liquidatoren  den  Actiouaicn  zum  Bezüge  angeboten. 

Nach  Ahlauf  dieser,  nachträglich  bis  zum  15.  September  1887  ver- 
längerten Frist  wurde  der  auf  die  weder  zur  Abstempelung  noch  zum  Um- 
tausche augemeldeten  967  Actien  I.  Emission,  102  Actien  II.  Emission  und 
225  Actien  III.  Emission  outfallende  Nominalbetrag  von  236.866  fl.  Gold  in 
Eisenbabnschuldverschreibungcn  unter  dem  18.  November  1887  zu  Gerichts- 
handen  erlegt. 

§  13. 

Die  im  Umtauschwege  auszufolgenden  Eisenbahn9chuldverscbrei- 
Lungen  sollen  halbjährige,  nachhinein  am  1.  Jänner  uud  1.  Juli  fällige 
Zinsencoupons  erhalten,  deren  erster  nach  Ablauf  des  Semesters  fällig 
wird,  vor  dessen  Beginn  der  Umtausch  stattgefunden  hat,  so  dass  die 
vor  dem  Zeitpunkte  des  Umtausches  begonnene  Semestraidividende  der 
Actien  noch  vollständig  zur  Auszahlung  gelangt. 

Den  abgestempelten  Actientiteln  aind  ebenfalls  Zinsencoupons  mit 
gleicher  Verfallszeit  gegen  Zurückbehaltung  der  bisherigen  Couponbogen 
und  Talons  beizugeben. 

Falls  bei  dem  Umtausche,  beziehungsweise  bei  der  Abstempelung 
miteinzuliefernde  Actiencoupons  fehlen  sollten,  werden  die  Coupons  der 
Staatescbuldverschreibungen  für  die  entsprechende  Zeit  zurückbehalten. 
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§  U. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  erklärt  sich  bereit,  von  dem  ihr  nach  §  12 
dieses  Uebereinkommens  eingeräumten  Rechte/  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
einzulösen,  in  dem  Falle  und  Zeitpunkte  Gebrauch  zu  machen,  wenn  die 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  in  die  Lage  kommt,  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung eine  von  dieser  für  ausreichend  erachtete  Sicherheit  dafür  zu 
bieten,  dass  den  Staat  als  Uebernehmer  der  bücherlich  haftenden  Priori- 
tätsobligationenschuld keine  grössere  Belastung  treffen  kann,  als  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  selbst  durch  eine  besondere,  mit  ausdrücklicher 
Bezugnahme  auf  die  vorstehende  Bestimmung  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens abgegebene  Erklärung  für  zulässig  erkannt  worden  ist. 

Die  angeführte  Voraussetzung  wurde  durch  die  in  der  Zeit  vom  Juni 
1883  bis  eutn  Februar  1884  durchgeführte  Convertirung  der  Prioritätsobliga- 
tionen  erfüllt.  Vermöge  dieser  Convertirung  wurde  nämlich  das  öpercentige  steuer- 
pflichtige Anlehen  vom  Jahre  1860/62  im  restlichen  Betrage  von  27,208.600  fl. 
Silber  in  ein  4percentiges,  steuerpflichtiges  und  längstens  bis  einschliesslich  des 
Jahres  1911  zur  Tilgung  gelangendes  Anlehen  im  Betrage  von  64,417.000  Reichs- 
mark umgewandelt  und  alle  übrigen  öpercentigen  Anlehen  im  restlichen  Betrage 
von  zusammen  64,145.800  fl.  Silber  durch  ein  einheitliches  4percentiges,  steuer- 
freies und  längstens  bis  einschliesslich  des  Jahres  1955  zu  araortisirendes 
Anlehen  im  Betrage  von  108,291.600  Reichsmark  ersetzt. 

Zur  Erfüllung  der  mit  der  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  ver- 
bundenen, im  §  12  näher  bezeichneten  Gegenleistungen  ist  die  Staats- 
verwaltung erst  dann  verpflichtet,  wenn  die  eisenbahnbücherliche  Ueber- 
tragung  des  gesammten  Bahneigenthumes  au  den  Staat  durchgeführt  sein 
wird.  Zu  diesem  Behufe  ist  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft 
verpflichtet,  die  erforderlichen  Rechtsurkunden  über  jeweiliges  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  auszufertigen. 

Etwaige  wider  Erwarten  zu  dem  heutigen  eisenbahnbücherlichen 
La9tenstande  hinzugekommene  Belastungen  wird  die  Kaiserin  Elisabeth  - 
Bahn-Gesellschaft  zu  vertreten  haben. 

§  15. 

Im  Falle  der  Einlösung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  durch  den 
Staat  erfolgt  die  Liquidation  der  Gesellschaft  für  Rechnung  des  Staates 
und  auf  die  vom  Staate  vorzuschreibende  Weise. 

Als  Liquidatoren  haben  nebst  einem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
bestimmten  Aufsichtsorgane  die  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Liquidation 
den  Verwaltungsratli  der  Gesellschaft  bildenden  Mitglieder  zu  xungiren. 

Der  Eintritt  der  Liquidation  wurde  unter  dem  4.  December  1835  handele- 
gerichtlich  protokollirt  und  gelangte  nach  Abschluss  derselben  die  Liquilations- 
firma  unter  dem  23.  December  1887  zur  Löschung. 

2* 
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§  16. 

Nachdem  die  Ausübung  der  concessionsmässigen  Rechte  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  nach  Maassgabe  des  gegenwärtigen  Ueber- 
einkominens  auf  den  Staat  Ubergeht,  wird  dem  entsprechend  die  Gesell- 
schaft mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  von  den  bezüglichen  concessions- 
mässigen Verpflichtungen  enthoben. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  aus  Anläse  der  von  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  empfangenen  und  aus  der  Abrechnung  bis 
Ende  1880  sich  ergebenden  Staatsgarantievorschüsse  (sammt  Zinsen)  eine 
Rückzahlungspflicht  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  der  Concessionen 
und  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft  fortan  nicht 
treffen  kann. 

§  17. 

Zugleich  mit  den  Linien  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  wird  der 
Betrieb  der  k.  k.  Staatsbahn  Braunau-Strasswalcben  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung übernommen,  und  tritt  der  in  Betreff  der  Führung  des  Be- 
triebes dieser  Staatsbahn  am  15.  August  1880  abgeschlossene  Vertrag 
ausser  Kraft. 

Desgleichen  erlischt  mit  dem  Uebergange  des  Betriebes  das  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellscbaft  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Juni 
1879  (R.  G.  Bl.  Nr.  86)  eingeräumte  Mitbenützungsrecht  in  Bezug  auf 
die  vom  Staate  erbaute  Fortsetzung  der  Donau-Uferbahn. 

§  18. 

Die  Einverleibung  des  k.  k.  Aerars  als  Eigenthümer  ob  den  nicht 
einen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bildenden  Immobilien  der  Gesell- 
schaft soll  sofort  nach  Eintritt  der  legislativen  Genehmigung  dieses 
Uebereinkommens  stattfinden,  und  wird  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahu- 
Gesellschaft  die  zur  bücherlichen  Eigenthumsübertragung  an  den  Staat 
erforderlichen  Rechtsurkunden  über  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
rechtzeitig  ausfertigen. 

Ferner  wird  vereinbart,  dass  dieses  Uebereinkommen  nach  Eintritt 
der  legislativen  Genehmigung  in  den  für  die  Kaiserin  Elisabeth -Bahn 
eröffneten  Eisen bahnbucheinlagen  auf  dem  Eigenthumsblatte  als  Nach- 
trag zu  den  daselbst  enthaltenen,  der  Unternehmung  auf  die  ganze 
bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechten  und  deren  Beschränkungen 
eingetragen  werde. 

Diese  Eintragung  hat  insbesondere  zur  Ersichtlichmachung  der  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsenden  Beschränkungen  der 
cunci'Kstonsmässigen  Rechte  der  Gesellschaft,  sowie  der  im  §  8  dieses 
Übereinkommens  eingeräumten  Haftung  der  Reinerträgnisse  der  Bahn 
lür  die  der  Gesellschaft  zugesicherte  Jahresrentenzahlung  zu  erfolgen. 

Die  erwähnte  Eintragung  ist  zu  löschen,  sobald  der  Staat  als 
Eigenthümer  in  die  Einlage  eingetragen  wird. 
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§  19. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  20. 

Der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  wird  die  ausdrückliche 
Zusicherung  ertheilt,  dass  der  Betrieb  der  das  gesellschaftliche  Unter- 
nehmen bildenden  Eisenbahnen,  insolange  deren  Einlösung  durch  den 
Staat  nicht  erfolgt,  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nicht  an  einen 
Andern  überlassen  werden  wird,  es  sei  denn,  dass  hiezu  eine  nach  §  27 
der  Statuten  constituirte  Generalversammlung  der  Actionäre  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  ihre  Zustimmung  ertheilen  würde. 

§  21. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen  für 
die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn-Gesellschaft  die  Wirkung  statutarischer  Be- 
stimmungen erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaftsstatuten  beigefügt 
werden. 

§  22. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  23. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien  stempel- 
und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Babngesellschaft 
durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre,  welche 
derart  einzuberufen  ist,  dass  ihr  Zusammentritt  noch  vor  Ende  Jänner 
1881  erfolgt,  für  die  k.  k.  Regierung  aber  durch  die  sodann  erst  ein- 
zuholende legislative  Genehmigung  bindende  Kraft. 

Sofern  die  letztere  nicht  bis  Ende  Juni  1881*)  erfolgen  sollte,  ist 

die  Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 

*)  Dieser  Termin  ist  zufolge  des  Protokolles  vom  28.  Jani  1881,  genehmigt 
mit  Beschluss  der  Generalversammlung  der  Actionäre  vom  30.  Juli  1881,  bis  Ende 
December  1881  verlängert  worden. 


2.   Kundmachung   des   k.   k.   Handelsministeriums  vom 

23.  Juni  1884. 

Nach  eingetretener  Erfüllung  der  für  die  Einlösung  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  durch  den  Staat  im  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  23.  De- 
cember 1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  141,  sowie  im  §  14  des  mit  diesem  Gesetze 
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genehmigten  Uebereinkommens  vom  24.  December  1880  und  28.  Jänner 
1881  gestellten  Bedingungen  ist  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  in  Gemäss- 
heit  der  Bestimmungen  des  obigen  Gesetzes  und  Uebereinkommens  vom 
Staate  eingelöst  und  hievon  der  Verwaltungsrath  der  Bahngesellschaft 
unter  Bekanntgabe  der  erforderlichen  Weisungen  für  die  demnächst  zu 
bewirkende  Uebertragung  des  gesaminten  Bahneigenthums  an  den  Staat 
und  die  sodann  durchzuführende  Liquidation  der  Gesellschaft  zufolge  der 
einvernehmlich  mit  dem  k.  k.  Finanzminister  erlassenen  Verfügung  des 
k.  k.  Handelsministers  vom  16.  Juni  d.  J.,  Z.  917/HM.,  in  Kenntnis» 
gesetzt  worden. 
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II.  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn. 


1.  Gesetz  vom  7.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  25, 

betreffend  den  Ankauf  der  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn  durch 

den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  k.  k.  priv.  Braunau-Strass- 
walchener Eisenbahn  unter  den  im  Protokolle  des  Handelsministeriums 
vom  25.  April  1876  enthaltenen  Bedingungen  um  den  Preis  von  Acht- 
hundert fünfundsiebzigtaii8end  (875.000)  Gulden  in  Noten  anzukaufen. 

Artikel  II. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1877  ein 
Specialcredit  von  875.000  fl.  bewilligt,  welcher,  insoferne  er  im  Jahre  1877 
entweder  gar  nicht  oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt, 
noch  bis  Ende  Juni  1879  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle 
jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  er  im  Voranschlage  des  Jahres  1878 
bewilligt  worden  wäre,  daher  er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres 
zu  verrechnen  ist. 

Artikel  III. 

Für  die  Uebertragungsgeschäfte,  welche  die  Erwerbung  der  k.  k. 
priv.  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn  zum  Gegenstande  haben,  be- 
ziehungsweise für  die  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge  und 
sonstigen  Urkunden,  sowie  für  die  aus  diesem  Anlasse  stattfindenden 
bücherlichen  Eintragungen  und  Löschungserklärungen,  dann  für  dio 
hierauf  bezüglichen  Eingaben  und  Ausfertigungen  wird  die  Gebühren - 
und  Stempelfreiheit  gewährt. 
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Artikel  IV. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage 
seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Finanzminister  und 
der  Handelsminister  beauftragt. 

Budapest,  am  7.  April  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 

* 

■ 

2.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  25.  April  1876. 

Gegenwärtige: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung:  Seine  Excellenz  der  Handelsminister  Ritter 
v.  Chlumecky.  Der  Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  Herr 
k.  k.  Sectionschef  v.  Nördling  Der  Herr  k.  k.  Sectionschef  im  Finanzministerium 
Dr.  Ritter  v.  Bezecny.   Der  Sequester  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  Herr 

k.  k.  Sectiousrath  Dr.  Wilbelm  Leddihn. 
In  Vertretung  des   Verwaltungarathes    der  k.   k.   privilegirten  Braunau-Strass- 
walchener  Eisenbahngesellschaft:  Herr  Hof-  und  Gerichtsadvocat  Dr.  Qranitsch. 
Als  Protokollsfuhrer:  Sectionsrath  Dr.  Ritter  v.  Wittek. 

Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  Feststellung  der  Bedingungen  für  die 
Abtretung  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn. 

Nach  Eröffnung  der  Verhandlung  durch  Seine  Excellenz  den  Herrn 
Handelsminister  erklärt  Herr  Dr.  Granitsch  als  Vertreter  des  Ver- 
waltungsrathes der  k.  k.  privilegirten  Braunau-Strasswalchener  Eisen- 
bahngesellschaft zufolge  der  vorgewiesenen  und  in  gehöriger  Ordnung 
befundenen  Vertretungsvollmacht  vom  9.  März  1876,  es  werde  seiner- 
seits im  Vollmachtsnamen  der  obigen  Bahngesellschaft  das  Anerbieten 
gestellt,  die  derzeit  in  Sequestration  befindliche  Eisenbahnlinie  Braunau- 
Strasswalchen  (Steindorf)  verkaufsweise  an  den  Staat  abzutreten  und 
hierzu  die  Einwilligung  des  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Besitzer 
von  Prioritätsobligationen  der  obigen  Bahn  gerichtlich  bestellten  Curators 
zu  erwirken. 

Da  die  k.  k.  Regierung  zufolge  der  demnächst  von  Seiner  Excellenz 
dem  Herrn  Handelsminister  gemachten  Mittheilung  geneigt  ist,  auf  das 
vom  Herrn  Dr.  Granitsch  gestellte  Anerbieten  vorbehaltlich  der  ver- 
fassungsmässigen Zustimmung  des  Reichsrathes  einzugehen,  werden  sohin 
die  nachstehenden  Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  I. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft 
verpflichtet  sich,  die  ihr  gehörige,  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landes- 
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gerichtes  bu  Linz  ioneliegende  Eisenbahn  von  Braunau  nach  Strasswalchen 
(Steindorf)  nebat  allem  unbeweglichen  und  beweglichen  Zugehör  ein- 
schliesslich der  Betriebseinrichtungen,  Telegraphen-  und  Signalapparate, 
sowie  sammt  allen  concessionsmässigen  und  sonstigen  Rechten,  frei  von 
allen  bücherlichen  Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schulden  an  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  Verkaufs  weise  abzutreten. 

Die  Eisenbahn  Ton  Braunau  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  nächst  Steindorf  war  von  der  Acti  engesei  lscbaft  „K.  k.  priv.  Braunan- 
Strasswalcbener  Eisenbahn"  auf  Grund  der  Conc.  Urk.  vom  4.  Mai  1872. 
R.  O.  Bl.  Nr.  69*),  hergestellt  und  am  10.  September  1878  dem  Verkehre 
übergeben  worden.  Nachdem  jedoch  das  mit  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  ab- 
geschlossene Betriebsttbereinkommen  mit  31.  August  1876  ablief,  ohne  dass 
für  die  Fortführung  des  Betriebes  in  anderer  Weise  vorgesorgt  worden  wäre, 
wurde  der  letztere  mit  dem  gedachten  Tage  gänzlich  eingestellt.  Daraufhin  wurde 
mit  H.  M.  Erl.  vom  1.  September  1876,  Z.  1868/HM.,  die  Sequestration  der 
Eisenbahn  Braunau-Strasswalchen  angeordnet  und  von  dem  bestellten  Sequester 
ein  neuer  Betriebsvertrag  mit  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  vereinbart,  auf  Grund 
dessen  am  3.  September  1876  der  Betrieb  wieder  eröffnet  wurde.  Die  Seque- 
stration wurde  erst  anlisslich  des  unter  dem  31.  Mai  1877  erfolgten  Ueber- 
ganges  der  Bahn  an  den  8taat  wieder  aufgehoben  (Kundmachung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  21.  Juni  1877,  C.  BL  Nr.  74). 

Um  die  lastenfreie  Abtretung  zu  ermöglichen,  wird  die  k.  k. 
privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft  auf  Grund 
eines  diesfalls  abzuschliessenden  Uebereinkommens  mit  dem  gerichtlich 
bestellten  Ourator  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  die  von  Seite 
des  Curators  mit  curatelsbehördlicher  Ermächtigung  zu  ertheilende  Zu- 
stimmung in  der  Richtung  erwirken,  dass  die  ob  der  Eisenbahnbuch- 
einlage der  Brauoau-Strasswalchener  Bahn  haftende  Prioritätsobligationen- 
schuld im  Gesammtnominalbetrage  von  3,000.000  fl.  österreichischer 
Währung  Silber  ohne  besonderes  Entgelt  bücherlich  gelöscht  werde  und 
wird  die  genannte  Bahngesellschaft  sohin  auf  ihre  Kosten  unverweilt 
die  bücherliche  Löschung  der  bezeichneten  Prioritätsschuld  zur  Durch- 
führung bringen. 

Das  gesammte  Anlagecapital  der  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn, 
gesellsohaft  setzte  sich  zusammen  ans  3,000.000  fl.  Silber  in  Prioritätsobliga- 
tionen  und  2,000.000  fl.  Silber  in  Actien. 

Artikel  II. 

Keinen  Gegenstand  der  Uebernahme  von  Seite  der  Staatsverwaltung 
bilden  die  von  der  k.  k.  privilegirten  Braunau-Strasswalchener  Eisen- 
babngeaellschaft  aufgenommenen  Schulden,  wie  insbesondere  etwaige  aus 
dem  Baue  oder  anlässlich  desselben  erwachsene  Ansprüche  der  Bau- 

•)  Vgl.  die  hier  bezogenen  Rechtsurkunden  in  der  Eisenb.-Ges.-Samml.  IVf 
8.  569,  und  V2,  8.  98. 
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Unternehmer,  Anrainer,  Grund  einlösungsgläubiger  oder  sonstiger  dritten 
Persouen,  sowie  die  aus  Anlass  der  Betriebsführung  auf  der  gesellschaft- 
lichen Bahnlinie  durch  die  k.  k.  privilegirte  Kaiserin  Elisabeth-Bahn, 
insbesondere  auch  durch  vorschussweise  Bedeckung  der  bisherigen  Be- 
triebskostenabgänge entstandenen  und  biB  zum  Schlüsse  des  Monates,  in 
welchem  die  Uebergabe  der  Bahn  an  die  Staatsverwaltung  (Artikel  III) 
erfolgt,  noch  erwachsenden  Abrechnungsschulden  ohne  Unterschied,  ob 
diese  Abgänge  aus  der  Betriebsperiode  vor  oder  während  der  Sequestration 
herrühren  und  ob  dieselben  von  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  oder  vom 
Staatsschatze  vorschussweise  bestritten  worden  sind,  ferner  die  Rück- 
stände an  laudesfürstlichen  Steuern,  Landes-  und  Communalumlagen  und 
sonstigen  öffentlichen  Abgaben,  dann  die  Forderungen  der  Prioritäts- 
gläubiger an  fälligen,,  aber  nicht  eingelösten  Obligationencoupons  und 
hiervon  aufgelaufenen  Zinsen ;  vielmehr  bleibt  die  Berichtigung,  Abrech- 
nung und  Begleichung  der  erwähnten  Schulden  und  Forderungen  ledig- 
lich der  k.  k.  privilegirten  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesell- 
schaft für  eigene  Rechnung  überlassen. 

Desgleichen  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  etwaige  der  k.  k. 
privilegirten  Braunau-Strasswalchener  Bahngesellscbaft  gegenüber  dritten 
Personen  aus  dem  Betriebe  oder  aus  anderen  Gründen  zustehende  Activ- 
forderungen,  insoweit  dieselben  nach  gepflogener  Abrechnung  über  das 
Betriebsergebniss  (Artikel  IV)  sich  als  reiner  Ueberschuss  darstellen 
sollten,  keinen  Gegenstand  der  Abtretung  zu  bilden  haben. 

Es  wird  ferner  von  Seite  der  Staatsverwaltung  aus  dem  Titel  rück- 
ständiger concessionsmässiger  Leistungen,  insbesondere  auch  in  Bezug 
auf  die  Beischaffung  des  Fahrparkes,  kein  Anspruch  auf  Verwendung 
des  schon  mit  Rücksicht  auf  den  factischen  Bahnbestand  bemessenen, 
nach  Artikel  VIII  dieses  Uebcreinkommeus  zugesicherten  Entgeltes  zu 
dem  bezeichneten  Zwecke  erhoben  werden. 

Artikel  III. 

Die  Uebernahme  der  nach  Artikel  I  abzutretenden  Bahn  sammt 
Zugehör  durch  den  in  Folge  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  ein- 
tretenden Erwerber  soll  nach  dem  Eintritte  der  beiderseitigen  Rechts- 
verbindlichkeit dieses  Uebereinkommens  so  bald  stattfinden,  als  die  k.k. 
privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft  mittelst  einer 
curatelsbehördlich  genehmigten  Zustimmungs-,  beziehungsweise  Löschungs- 
erklärung des  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Besitzer  von  Prioritäts- 
obligationen bestellten  Curators  den  Erwerber  in  den  Stand  gesetzt 
haben  wird,  gegen  Zahlung  des  im  Artikel  VIII  zugesicherten  Entgeltes 
die  kostenfreie  bücherliche  Gewähranschreibung  ohneweiters  zu  erwirken. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft 
erklärt  ihre  Einwilligung  dazu,  dass  in  Ansehung  des  physischen  Besitzes 
der  Eisenbahnlinie  Braunau-Strasswalchen  (Steindorf)  6ammt  Zugehör, 
welcher  Besitz  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  1.  November  1873 
an  die  k.  k.  privilegirte  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  übertragen  worden  ist 
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und  von  dieser  letzteren  in  Folge  des  zwischen  ihr  und  dem  für  die 
erstgenannte  Bahn  vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  Decret  vom 
1.  September  1875,  Zahl  1368/HM.,  bestellten  Sequester  am  2.  Sep- 
tember 1875  abgeschlossenen  Betriebsvertrages  nunmehr  im  Namen  des 
Sequesters  ausgeübt  wird,  von  Seite  des  Sequesters  ohne  weitere 
Dazwischenkunft  der  Braunau-Straeßwalchener  Eisenbahngesellschaft  alle 
Rechtshandlungen  vorgenommen  werden,  welche  dazu  erforderlich  sind, 
damit  die  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  zustehende  Besitzaustibung  vom 
Zeitpunkte  der  Uebernahme  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  durch 
den  Erwerber  als  fortan  im  Namen  des  Erwerbers  stattfindend  zu 
gelten  habe. 

Die  Uebernahme  der  Bahn  gilt  in  jedem  Falle  als  mit  dem  Schlüsse 
des  Monates  vollzogen,  in  welchem  die  Besitzübertragung  stattgefunden  hat. 

Der  Uebergang  der  Bahn  an  den  Staat  erfolgte  thatsächlich  auf  Grund 
des  unter  dem  19.  Mai  1877  abgeschlossenen  Kaufvertrages  (Doc.  3)  mit  dem 
31.  Mai  1877  (vgl.  Kundmachung  vom  21.  Juni  1877,  Doc.  4).  Die  Bahn  verblieb 
jedoch  im  Betriebe  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  wurde  erst  mit  1.  Jänner 
1882  zugleich  mit  der  letzteren  Bahn  in  den  eigenen  Betrieb  des  Staates 
übernommen. 

Artikel  IV. 

Bis  zu  dem  auf  den  Zeitpunkt  der  im  Artikel  III  bezeichneten 
Uebernahme  zunächstfolgenden  Monatsschlusse  wird  der  Betrieb  der 
Braunau-Strasswalchener  Eisenbahnlinie  für  Rechnung  der  k.  k.  privi- 
legirten  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft  geführt,  so 
dass  diese  Gesellschaft  für  alle  aus  dieser  Betriebsführung  entstandenen 
und  noch  weiters  erwachsenden  Auslagen  und  Schulden  mit  Einschluss 
der  erst  nachträglich  fällig  werdenden  Abrechnungsschuldigkeiten  auf- 
zukommen hat,  wogegen  ihr  auch  die  erst  nach  dem  obigen  Zeitpunkte 
eingehenden  Abrechnungsausstände,  sowie  alle  sonstigen  Einnahmen  aus 
der  bezeichneten  Betriebsführung  gebühren. 

Die  diesfalls  vorbehaltene  Abrechnung  über  das  Ergebniss  der 
Betriebsführung  bis  zum  obigen  Monatsschlusse  soll  ehestens  durchge- 
führt werden. 

Zur  Sicherstellung  der  hieraus,  sowie  bezüglich  der  Berichtigung 
der  bisherigen  Betriebskostenabgänge  für  die  Gesellschaft  erwachsenden 
Verpflichtungen  wird  dem  Erwerber  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn 
das  Recht  eingeräumt,  für  den  Fall,  als  die  aus  obigem  Anlasse 
schuldigen  Zahlungen  bis  zum  Zeitpunkte  der  Ausfolgung  des  nach 
Artikel  VIII  stipulirten  Entgelts  nicht  geleistet  sein  sollten,  zum  Zwecke 
der  Begleichung  dieser  Zahlungen  einschliesslich  der  hiervon  etwa 
auflaufenden  Zinsen  einen  entsprechenden  Theil  des  Entgelts  ohne- 
weiters  zurückzubehalten. 

Die  Rückbehaltung  eines  entsprechenden  Betrages  von  dem  zu 
entrichtenden  Kaufpreise  hat  ausserdem  zum  Zwecke  der  Vergütung 
jener  Barzahlungen  stattzufinden,  welche  der  Sequester  für  Rechnung 
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der  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft,  wie  insbesondere 
zur  Abstattung  öffentlicher  Abgaben  oder  zur  vorschuss  weisen  Be- 
streitung von  Betriebsabgängen  in  Gemässheit  des  Artikels  VII  des 
Betriebs  Vertrages  vom  2.  September  1875  an  die  k.  k.  privilegirte 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der  Uebernahme  der  ab- 
getretenen Bahn  durch  den  neuen  Erwerber  etwa  geleistet  haben  wird. 

Den  geleisteten  Barzahlungen  sind  6percentige  Jahreszinsen  vom 
Zahlungstage  angefangen  hinzuzurechnen.  Endlich  behält  sich  die  Staats- 
verwaltung das  Recht  vor,  zur  Bedeckung  allfälliger  Grundeinlösungs- 
rückstände und  Sicherstellung  für  die  schuldenfreie  Eigenthumsüber- 
tragung der  für  die  Eisenbahn  eingelösten  Grundstücke  einen  ange- 
messenen Betrag  des  Kaufpreises  zurückzubehalten. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Uebernahme  werden  die  bis  zum  Tage 
der  Bekanntgabe  des  gegenwartigen  Uebereinkommens  an  den  Sequester 
zu  Betriebszwecken  abgeschlossenen  und  in  diesem  Zeitpunkte  noch  zu 
Recht  bestehenden  Verträge,  insbesondere  die  Verträge  mit  der  k.  k. 
privilegirten  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  vom  4.  November  1873,  betreffend 
den  Anschluss  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  und  vom  2.  Sep- 
tember 1875,  betreffend  die  Betriebsführung  auf  derselben  von  dem 
Erwerber  übernommen. 

Artikel  VI. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesell- 
schaft genehmigt  die  von  dem  für  ihre  Linie  bestellten  Sequester  ins- 
besondere in  Absicht  auf  die  Fortsetzung  des  Betriebes,  sowie  die 
dereinstige  Besitzübertragung  getroffenen  oder  noch  zu  treffenden 
Verfügungen  und  erkennt  das  Ergebniss  der  über  die  Sequestrations- 
verwaltung zu  legenden  Rechnung  als  richtig  und  für  sie  selbst  ver- 
bindlich an;  desgleichen  erklärt  sie,  ausser  den  ihr  nach  dem  gegen- 
wärtigen Uebereinkommen  vorbehaltenen  Befugnissen  und  Berechti- 
gungen keinerlei  Ansprüche  gegen  die  k.  k.  Staatsverwaltung,  noch 
auch  gegen  den  Sequester  persönlich  erheben  zu  können. 

Artikel  VII. 

Dem  Erwerber  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  wird  die  Ver- 
pflichtung obliegen,  den  gesellschaftlichen  Oberbeamten,  etwaige  sonstige 
Beamte  und  Diener  der  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft 
unter  Aufrechthaltung  der  von  denselben  erworbenen  Rechte,  insbe- 
sondere etwaiger  vertragsmässiger  Pensionsansprüche,  in  seine  Dienste 
zu  übernehmen.  E*  ist  wohlverstanden,  dass  diese  Verpflichtung  sich 
nur  auf  die  vor  dem  Tage  der  Unterzeichnung  des  gegenwärtigen  Ueber- 
einkommens erworbenen  Dienst-  und  etwaigen  Pensionsansprüche,  auf 
späterhin  erfolgende  Anstellungen,  Vorrückungen   und  Pensionirungen 
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aber  nur^insoweit  bezieht,  als  dieselben  die  specielle  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  erlangen. 

Etwaige  von  den  Beamten  und  Dienern  der  Bahngesellschaft  ein- 
gezahlte Pensionsfondsantheile  gehen  an  den  Erwerber  über. 

Artikel  VIII. 

Als  Entgelt  für  die  in  Gemäasheit  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens  zugesicherte  lastenfreie  Abtretung  der  Braunau-Strasswalchener 
Bahn  wird  die  Zahlung  eines  Kaufpreises  festgesetzt,  welcher  je  nach 
Wahl  des  Erwerbers  durch  Uebergabe  von  Prioritätsobligationen  der 
k.  k.  privilegirten  Kaiserin  Elisabeth- Bahn  im  Nominalbetrage  vou 
Einer  Million  (1,000.000)  Gulden  österreichischer  Währung  Silber  oder 
durch  Zahlung  des  Barbetrages  von  AchthundertsiebzigfÜnftauseud 
(875.000)  Gnlden  österreichischer  Währung  in  Noten  zu  entrichten  ist. 

Die  Entrichtung  des  Kaufpreises  hat  im  Sinne  der  diesfalls  von 
der  Bahngesellschaft  anzustrebenden  Vereinbarung  zu  Händen  des  zur 
gemeinsamen  Vertretung  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  der 
Braunau-Strasswalchener  Bahn  bestellten  Curators  stattzufinden. 

Die  Zahlung  soll  nach  dem  Eintritte  der  beiderseitigen  Rechts- 
verbindlichkeit des  gegenwärtigen  Uebereinkommens,  jedoch  erst  dann 
erfolgen,  sobald  die  schulden-  und  lastenfreie  GewUhranschreibung  des 
Erwerbers  ob  der  bücherlichen  Einlage  der  k.  k.  privilegirten  Braunau- 
Strasswalchener  Bahn  rechtskräftig  vollzogen  und  die  Erfüllung  der 
weiteren  Bedingung  in  geeigneter  Weise  sichergestellt  sein  wird,  dass 
die  im  Umlaufe  befindlichen  10.00« )  Stück  Prioritätsobligationen  der 
Braunau-Strasswalchener  Bahn  im  Gesammtnominalbetrage  von  3,000.000  fl. 
österreichischer  Währung  Silber,  sowie  die  im  Umlaufe  befindlichen 
10.000  Stück  Actien  der  genannten  Bahngesellschaft  im  Gesammtnominal- 
betrage von  2,000.000  fl.  österreichischer  Währung  Silber  beigebracht, 
beziehungsweise  ausser  Verkehr  gesetzt  werden. 

Insoweit  einzelne  Stücke  der  Obligationen  oder  Actientitel  nicht 
beigebracht  werden  könnten,  wird  von  der  Beibringung,  beziehungsweise 
Ausserverkehrsetzung  dieser  Stücke  unter  der  Bedingung  abzusehen  sein, 
dass  die  dem  Nominalwerthe  derselben  verhältnissmässig  entsprechenden 
Beträge  zu  Händen  der  Anspruchsberechtigten  gerichtlich  erlegt  werden, 
worüber  der  Erwerber  den  gehörigen  Nachweis  zu  fordern  berechtigt 
sein  soll. 

Die  eiaenbahnbilcherliche  Uebertragung   des  Eigenthumsrechtes  an  den 
Staat  erfolgte  unter  dem  24.  Mai  1877. 

Artikel  IX. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesell- 
schaft knüpft  ihre  Zustimmung  zu  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen 
au  die  Bedingung,  dass  für  die  Rechtsgeschäfte,  welche  die  Erwerbung 
der  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn  durch  den   Staat  zum  Gegen- 
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stände  haben,  demnach  für  die  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtenden  Ver- 
träge und  sonstigen  Urkunden,  sowie  für  die  demgemäss  stattfindende 
bücherliche  Einverleibung  und  Löschung  von  Rechten,  die  Gebühren- 
und  Stempelfreiheit  eingeräumt,  beziehungsweise  in  legislativem  Wege 
erwirkt  werde. 

Artikel  X. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalcbener  Eisenbahngesell- 
schaft  macht  ferner  ihre  Zustimmung  zu  dem  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommen  davon  abhängig,  dass  demselben  der  zur  gemeinsamen  Ver- 
tretung der  Rechte  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  dieses  Unter- 
nehmens bestellte  Curator  mit  curatelsgerichtlicher  Genehmigung  beitritt, 
und  sie  verpflichtet  sich,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln, 
diesfalls  auf  das  Zustandekommen  einer  Vereinbarung  mit  dem  Curator 
hinzuwirken.  Desgleichen  verpflichtet  sich  die  genannte  Bahngesellschaft, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  von  Seite  des  Curators  die  Erklärung  Über 
dessen  Beitritt  un verweilt  und  zwar  bis  längstens  31.  Mai  1876  ab- 
gegeben werde,  und  dass  bis  30.  Juni  1876  die  Beschlussfassung  der 
Generalversammlung  der  Actionäre  der  Bahngesellschaft  über  das  der- 
selben zur  Genehmigung  zu  empfehlende  Uebereinkommen  und  die 
gleichzeitig  für  den  Fall  der  Durchführung  desselben  zu  beschliessende 
Liquidation  der  Gesellschaft  erfolge. 

Artikel  XI. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  erlangt,  abgesehen  von  Artikel  X, 
dessen  Wirksamkeit  mit  dem  heutigen  Tage  beginnt,  für  die  k.  k. 
privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahngesellschaft  mit  dein  Zeit- 
punkte, wenn  ebensowohl  die  zustimmende  Beschlussfassung  der  General- 
versammlung als  die  curatelsbehördlich  genehmigte  Zustimmung  des 
Curators  erfolgt  sein  wird,  für  die  k.  k.  Regierung,  jedoch  nur  in  dem 
Falle  und  erst  dann  bindende  Kraft,  wenn  die  behufs  Erwirkung  der 
erforderlichen  gesetzlichen  Ermächtigung  einzubringende  Regierungsvor- 
lage die  Zustimmung  des  ReichBrathes  erlangt. 

In  der  Generalversammlung  am  20.  Juli  1876  wurde  das  Protokollar- 
iibereinkommen  genehmigt  und  gleichzeitig  die  Liquidation  der  Gesellschaft 
beschlossen. 

Die  legislative  Genehmigung  erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  7.  April 
1877  (Doe.  1). 

Das  Uebereinkommen  verliert  seine  Giltigkeit  in  dem  Falle,  wenn 
die  vorerwähnte  verfassungsmässige  Zustimmung  des  Reichsrathes  im 
Laufe  des  nächsten  Wintersessionsabschnittes  nicht  ertheilt  werden  sollte. 

Hiermit  wurde  das  vorstehende  Protokoll,  dessen  ungestempeltes 
Original  in   Händen  der  k.   k.   Staatsverwaltuug    verbleibt,    und  von 
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welchem  eine  amtlich  vidimirte  Abschrift  dem  Bevollmächtigten  des 
Verwaltungsratbes  der  k.  k.  privilegirten  Braunau-Strasswalchener 
Eisenbahngesellschaft  ausgefolgt  wird,  geschlossen,  verlesen  und  allseits 
unterfertigt. 

Wien,  25.  April  1876. 

Chlumecky  m.  p. 

W.  Nördling  in.  p.  Dr.  G.  Granitsch  m.  p. 

Bezecny  m.  p. 

Dr.  Leddihn  m  p. 

Dr.  Heinrich  R.  v.  Wlttek  m.  p.f 
k.  k.  8ectionsrath  als  Protokollführer. 


3.  Vertrag. 

welcher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  25, 

/.wischen  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministerium  in 
Vertretung  des  k.  k.  Aerars  einerseits  und  der  unter  der  Firma  „K.  k.  priv. 
Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn"  protokollirten  Actiengesellschaft  unter  Beitritt 
des  Curators  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Prioritäts- 
obligationen der  genannten  Bahn,  Herrn  Hof-  und  Oericbtsadvocaten  Dr.  Max 
Burian,  und  zwar  des  letzteren  unter  Vorbehalt  der  curatelsbehördlichen  Geneh- 
migung dieses  Vertrages,  andererseits  in  Ausführung  des  zwischen  der  k.  k.  Staats» 
Verwaltung  und  der  k.  k.  priv.  Braunau-Strasswalchener  Bahn  im  k.  k.  Handels- 
ministerium abgeschlossenen,  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigehefteten  Protokollar- 
Uebereinkommens  vom  25.  April  1876  und  der  Beschlüsse  der  am  20.  Juli  1876 
abgehaltenen  Generalversammlung  der  Actionäre  der  k.  k.  priv.  Braunau-Strass- 
walchener Bahn  am  unten  angesetzten  Tage  abgeschlossen  wurde,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau-Strasswalchener  Eisenbahn  verkauft 
und  das  k.  k.  Aerar  kauft  die  derzeit  in  Sequestration  befindliche,  im 
Eisenbahnbucbe  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Linz  inneliegende  Eisen- 
bahn von  Braunau  nach  Strasswalchen  (Steindorf)  nebet  allem  unbeweg- 
lichen und  beweglichen  Zugehör,  einschliesslich  der  Betriebseinrichtungen, 
Telegraphen  und  Signal-Apparate,  sowie  sammt  allen  concessionsmässigen 
und  sonstigen  Rechten,  frei  von  allen  bücherlichen  Lasten  und  wie  immer 
gearteten  Schulden,  um  den  Kaufpreis  von  875.000  fl.,  sage:  Acht 
hundert8iebzigfünf  Tausend  Gulden  österreichischer  Währung  in  Noten. 

§  2. 

Im  Sinne  des  Artikels  2  des  Protokollar-Uebereiokommens  vom 
25.  April  1876  wird  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  sowohl  die  Ansprüche 
der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn, 
als  auch  etwaige  Wechsel  oder  Buchschulden  der  contrahirenden  Bahn- 
gesellschaft,  ferner  alle  wie  immer  Namen  habenden,  aus  dem  Baue  der 
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Braunau-Strasswalchener  Bahn  oder  anlässlich  desselben  von  wem  immer 
erhobenen  Ansprüche,  dann  die  aus  dem  Betriebe  der  Bahn  seit  deren 
Eröffnung  bis  zum  31.  Mai  1877  der  betriebführenden  k.  k.  privilegirten 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  oder  dritten  Personen  erwachsenen  wie  immer 
gearteten  Forderungen,  sowie  die  von  dem  Bahnunternehmen  bemessenen 
landesfürstlichen  Steuern,  Landes-,  Gemeinde-  und  sonstigen  Umlagen 
ausschliesslich  und  ausnahmslos  für  Rechnung  der  Braunau-Straswalchener 
Bahngesellschaft  auszutragen,  respective  zu  begleichen  sind,  so  dass  das 
k.  k.  Aerar  für  die  Bedeckung  der  erwähnten  Passiven  nur  auf  Abschlag 
und  nach  Zulänglichkeit  des  im  §  1  bedungenen  Kaufschillings  per 
875.000  fl.  in  Anspruch  genommen  werden  kann  und  anlässlich  der 
Erwerbung  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  unter  keiner  Bedingung 
zu  einer  mehreren  Leistung  als  der  obigen  Kaufsumme  soll  verhalten 
werden  können. 

§  3. 

Als  Gegenstände,  welche  nach  Anwendung  des  voranstehendeu 
§  2  durch  die  Bahngesellschaft  und  für  deren  Rechnung  auszuführen 
und  respective  zu  begleichen  sind,  werden  hier  noch  besonders  angeführt: 

a)  Die  Austragung  der  von  einigen  Parteien  anhängig  gemachten, 
oder  etwa  noch  einzuleitenden  Proceese  wegen  Geltendmachung 
der  von  denselben  anlässlich  des  Bahnbaues  erhobenen  Ent- 
schädigungsansprüche für  Culturerschwernisse  u.  dgl.; 

6)  "'die  Herstellung  ei  Des  Gehsteges  in  der  Gemeinde  Schalcheu  auf 
Grund  des  Erkenntnisses  der  k.  k.  Statthalterei  Linz  vom 
5.  Jänner  1874,  Z.  11897; 

c)  die  Einlösung  eines  Parallelweges  für  Georg  Leukermoser  in  der 
Ortschaft  Haida,  Gemeinde  Strasswalchen  und  eines  Parallelweges 
für  Markus  Schinagl  in  Heiligenstadt,  Gemeinde  Lengau; 

d)  die  Austragung  der  von  dem  Grundbesitzer  Andreas  Weiss  in 
Fürth  wegen  Üeberfluthens  eines  Theiles  seiner  Wiese  bei  der 
k.  k.  Bezirkshauptmaunschaft  Braunau  angebrachten  Beschwerde; 

t)  die  Finalisirung  der  mit  einigen  Parteien  noch  nicht  vollständig 
durchgeführten  GrundeinlösungBverhandlungen  und  Bezahlung  der 
denselben  noch  gebührenden  Ablösungsbeträge. 

Hinsichtlich  der  a)  bis  e)  aufgeführten  Pendenzen  behält  sich  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht  vor,  einen  angemessenen  Theil  des 
Kaufschillings  bis   zur  vollen   Abwicklung  derselben  zurückzubehalten. 

Ausserdem  soll  die  Staatsverwaltung  jederzeit  befugt  sein,  diu 
Austragung  der  fraglichen  Angelegenheiten  in  die  eigene  Hand  zu 
nehmen  und  im  Einvernehmen  mit  der  contrahirenden  Bahngesellschaft 
durchzuführen. 

§  4. 

Die  Uebernahme  der  nach  §  1  abzutretenden  Bahn  sammt  Zu- 
gehör  in  den  factischen  Besitz    soll  sogleich,   nachdem  die  Eingangs 
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vorbehaltene  curatelsbehördliche  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Vertrages 
erwirkt  sein  wird,  längstens  aber  bis  31.  Mai  1877  auf  die  im  Artikel  3 
des  Protokollar-Uebereinkommens  vom  25.  April  1876  vorgeschriebene 
Weise  vollzogen  werden. 

Uuter  Einem  sind  auch  die  sämmtlicben  Grundeinlösungsacten 
und  darauf  Bezug  nehmenden  Urkunden,  Behelfe,  Mappen,  Verzeich- 
nisse etc.  der  Staatsverwaltung  zu  übergeben. 

In  Ausführung  des  Artikels  7  des  Protokolls  vom  25.  April  1876 
Ubernimmt  die  Staatsverwaltung  lediglich  den  gesellschaftlichen  Ober- 
beamten Rudolf  Skupin  UDter  Aufrechthaltung  der  von  demselben  vor 
dem  25.  April  1876  erworbenen  Rechte,  insbesondere  der  vertrags- 
mässigen  Pensionsansprüche  in  ihre  Dienste. 

§  «• 

Der  im  §  1  vereinbarte  Kaufpreis  von  875.000  fl.  soll  auf  folgende 
Ait  berichtigt  werden: 

Sobald  die  Einverleibung  de*  Eigeuthumsrechtes  zu  Gunsten  des 
k.  k.  Aerars  ob  der  vorläufigen  eisenbabnbücherlichen  Einlage  der  k.  k. 
priv.  Braunau-Strasswalchener  Bahn  und  die  bücherliche  Löschung  der 
darauf  haftenden  Pfandrechte  vollzogen  sein  wird,  soll  der  Kaufschilling 
abzüglich  jener  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  Theilsumme, 
welche  dieselbe  zur  Sicherstellung  der  im  Artikel  IV  des  Protokolles  vom 
25.  April  1876  und  beziehungsweise  im  §  3  des  gegenwärtigen  Ver- 
trages erwähnten  Verbindlichkeiten  und  zur  Tilgung  von  derartigen 
Passiven  zurückbehalten  wird,  bei  einem  von  der  Staatsverwaltung  im 
Einvernehmen  mit  dem  Prioritäten- Curator  zu  benennenden  Wiener 
Creditinstitute  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Braunau-Strasswalchener 
Bahngesellcichaft,  respective  der  Prioritätenbesitzer  gegen  dem  baar 
erlegt  werden.  da68  dieses  Creditinstitut  die  Auszahlung  au  die  Prioritäten- 
besitzer nur  gegen  jedesmalige  Anweisung  des  Prioritäten-Curators  und 
gegeu  Ausfolgung  der  Prioritätsschuldverschreibungen  zu  bewerk- 
stelligen habe. 

Für  jene  Titel,  welche  binnen  einer  in  der  Kundmachung  fest- 
zusetzenden Frist  nicht  angemeldet  werden,  ist  die  entfallende  Ab- 
schlagszahlung zu  Gericht  zu  erlegen  und  der  geschehene  Erlag  dem 
Handelsministerium  auszuweisen. 

Jener  Betrag  der  von  der  Staatsverwaltung  zurückbehaltenen 
Kaufschillings-Theilsumme,  welcher  nach  Tilgung  der  Passiven  und 
Erfüllung  der  darauf  haftenden  Verbindlichkeiten  zur  freien  Verfügung 
des  Verkäufers  erübrigen  wird,  soll  seinerzeit  zu  Händen  des  Prioritäten  - 
Curators  baar  ausgefolgt  werden. 

1)1*  HerhUarktindea  der  ftaterr.  EU«nb»bnen.  I.  3 
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§  7. 

Die  k.  k.  priv.  BraunauStrasswalchener  Eisenbahn  erklärt  hier- 
mit ausdrücklich  ihre  Einwilligung,  dass  auf  Grund  dieses  Vertrages 
das  Eigentumsrecht  zu  Gunsten  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ob  der 
mit  Bescheid  des  k.  k.  Landesgerichtes  Linz  vom  14.  September  1874, 
Z.  9520,  für  die  Braunau  Strasswalchener  Eisenbahn  eröffneten  vorläufigen 
eisenbahnbücherlichen  Einlage  einverleibt  werde. 

Desgleichen  willigt  der  mitgefertigte  Curator  der  Besitzer  von 
Prioritäts-Obligationen  der  Brauuau-Strasswalchener  Bahn  hiemit  ein, 
dass  das  zufolge  des  obcitirten  Bescheides  zur  Sicherstellung  der  Hechte 
der  Besitzer  von  Obligationen  des  von  der  Braunau  Strasswalchener 
Bahn  aufgenommenen  Prioritätsanlehens  im  Nominalbeträge  von  drei 
Millionen  Gulden  österr.  Währung  Silber  sammt  Nebengebühren  ob  der 
erwähnten  Eisenbahnbucheinlage  haftende  Pfandrecht,  sowie  auch  das 
zufolge  Bescheides  des  k.  k.  Landesgerichtes  Linz  ddo.  14.  October 
1875,  Z.  11777,  für  die  Zineencouponforderung  von  150.000  fl.  Silber 
c.  s.  c.  haftende  executive  Pfandrecht  unter  Einem  mit  der  Einver- 
leibung des  Eigenthumsrechtes  des  k.  k.  Aerars  auf  diese  Eisenbahn 
bücherlich  gelöscht  werde. 

§  8. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  hiermit  auf  das  Rechts- 
mittel wegen  Verletzung  über  die  Hälfte. 

§  9- 

Von  dem  beigehefteten  Protokolle  vom  25.  April  1876  werden 
Artikel  2,  Artikel  3,  zweites  und  drittes  Alinea,  Artikel  4,  Artikel  5 
und  Artikel  6  als  Bestandteile  des  gegenwärtigen  Kaufvertrages  erklärt. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  25.  April  1876  oben  sub  2. 

§  10. 

Gegenwärtiger  Vertrag  wird  für  beide  contrahirenden  Theile  erst 
dann  rechtsverbindlich,  wenn  derselbe,  respective  die  im  §  7  enthaltene 
Erklärung  des  Prioritäten-Curators  die  curatelsbehördliche  Genehmigung 
erhalten  haben  wird. 

Die   curatelabehürdliehe  Genehmigung  wurde  seitens  des  k.  k.  Handels- 
gerichtes in  Wien  unter  dem  22.  Mai  1877  ertheilt. 

§  IX, 

Für  alle  aus  diesem  Vertrage  etwa  entspringenden  Streitigkeiten 
wird  das  k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  als  forum  contractus  festgesetzt. 

§  12. 

Urkund  dessen  wurde  dieser  Vertrag  in  zwei  Parien  stempel- 
und  gebührenfrei  ausgefertigt,  von  beiden  contrahirenden  Theilen  und 
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dem  Prioritäten- Curator  unterfertigt,  die  Unterschrift  der  Braunau-Strass- 
walchener  Bahngesellschaft  und  des  Prioritäten-Curators  auf  einem 
Exemplar  notariell  beglaubigt  und  das  mit  der  Legalisirungsclausel  ver- 
sehene Exemplar  der  Staatsverwaltung,  das  andere  aber  der  Braunau- 
Strasswalchener  Bahngesellschaft  übergeben. 

Wien,  am  19.  Mai  1877  (H.  M.  Z.  16148  ex  1877). 


Der  k.  k.  Finanzminister: 

Pretis  m.  p. 
Der  k.  k.  Handelsminister: 
Chlumecky  m.  p. 


K.  k.  priv.  Braunau-Strasswalohener Eisen- 
bahn : 

M.  Weiss  m.  p.       Dr.  A.  Kolbe  m.  p. 

Dr.  Max  Burian  m.  p., 

als  der  mit  dem  Bescheide  des  k.  k.  Han- 
delsgerichtes in  Wien  vom  23.  Juni  1874, 
Z.  120621,  bestellte  Curator  zur  gemein- 
samen Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer 
von  Prioritäts-Obligationen  der  k.  k.  priv. 
Braunau- Strasswalchen er  Bahn. 


4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  21.  Juni 

1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  54, 

betreffend  die  Erwerbung  der  k.  k.  priv.  Braunau-Strasswalchener  Elsen- 
bahn durch  den  Staat. 

Nachdem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1877  (R.  G.  Bl. 
Nr.  25)  und  zu  Folge  Kaufvertrages  vom  19.  Mai  1877  die  im  Eisen- 
bahnbuche des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Linz  innliegende  Eisenbahn- 
linie von  Braunau  nach  Strasswalchen  (Steindorf)  sammt  allem  unbe- 
weglichen und  beweglichen  Zugehör  mit  31.  Mai  d.  J.  an  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  übergegangen  ist,  in  deren  Namen  der  Betrieb  der 
Bahn  bis  auf  Weiteres  von  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
geführt  wird,  so  sind  hierdurch  die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  4.  Mai  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  f>9)  ausser  Kraft 
getreten. 

Chlumecky  m.  p. 


3* 
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1.  Gesetz  vom  5.  Jnli  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  88, 

betreffend  die  Erwerbung:  der  niederösterreichischen  SQdwestbaknen  dnreh 

den  Staat« 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  von  der  unter  der  Firma  „K.  k. 
priv.  niederösterreichische  Südwestbahnen"  bestehenden  Actiengesell- 
schaft die  derselben  gehörigen,  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landes- 
gerichtes Wien  unter  der  Bezeichnung  „Leobersdorf — St.  Pöltener  Bahn" 
einverleibten  Eisenbahnlinien  von  Leobersdorf  nach  St.  Pölten  mit  der 
Zweigbahn  von  Scheibmühl  nach  Schrambacb,  eventuell  Freyland,  und 
den  Nebenlinien  von  Leobersdorf  nach  Gutenstein  und  von  Pöchlarn 
nach  Gaming  sammt  allen  der  genannten  Actiengesellschaft  zustehenden 
conceflsionamässigen  und  sonstigen  Rechten  für  den  Staat  käuflich  zu 
erwerben  und  die  gänzliche  Bau  Vollendung,  sowie  die  vollständige  Be- 
tt iebsausrüstung  der  bezeichneten  Bahnlinien  auf  Staatskosten  zu  be- 
wirken. 

Artikel  II. 

In  dem  mit  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  niederster- 
reichlichen  Südwestbahnen  abzuschliessenden  Uebereinkommen  kann 
derselben  für  die  Ueberlassung  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisen- 
bahnlinien sammt  dem  gesammten  unbeweglichen  und  beweglichen  Zu- 
g  ihör,  dann  dem  gesammten  sonstigen  unbeweglichen  und  beweglichen 
Vermögen  der  Gesellschaft  mit  Einschluss  der  derselben  gegen  dritte 
Personen  zustehenden  Forderungen  und  Rechte,  ein  Eiulösungspreis  bis 
zu  zehn  (10)  Gulden  österr.  Währung  in  Noten  für  jede  der  vollein- 
gezahlten, nicht  im  Besitze  des  Aerars  befindlichen  Actien  der  Gesell- 
schaft unter  der  Voraussetzung  zugestanden  werden,  dass  alle  bis  zum 
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Vertragsabschlüsse  nicht  eingezahlten  Actien  für  verfallen  erklärt  wor- 
den sind. 

Ferner  wird  die  Regierung  ermächtigt,  in  die  von  der  Gesell- 
schaft mit  staatlicher  Genehmigung  abgeschlossenen  Grundeinlösungs- , 
Bau-  und  Lieferungsverträge  einzutreten  und  alle  hieraus  erwachsenden 
Zahlungsverbindlichkeiten,  sowie  die  sonstigen  aus  dem  Eisenbahnbaue 
entstandenen  Schulden  der  Gesellschaft  zur  Selbstzahlung  zu  über- 
nehmen. 

Artikel  III. 

Zur  Erfüllung  der  im  Sinne  des  Artikels  II  zu  übernehmenden 
Verpflichtungen,  dann  zur  Bauvollendung  und  Betriebsausrüstung  der 
genannten  zu  erwerbenden  Bahnlinien  wird  der  Regierung  für  das  Jahr 
1878  ein  Specialcredit  von  neunmalhunderttausend  (900.000)  Gulden 
österr.  Währung  bewilligt. 

Artikel  IV. 

Für  die  Uebertragungsgeschäfte,  welche  die  Erw  erbung  der  k.  k. 
priv.  niederösterreichischen  Südwestbahnen  zum  Gegenstande  haben,  be- 
ziehungsweise für  die  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge 
und  sonstigen  Urkunden,  sowie  für  die  aus  diesem  Anlasse  stattfinden- 
den bücherlichen  Eintragungen  und  Löschungserklärungen,  dann  für  die 
hierauf  bezüglichen  Eingaben  und  Ausfertigungen  wird  die  Gebühren- 
und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Desgleichen  entfällt  eine  Gebühren entrichtung  für  die  bücherliche 
Eintragung  des  Pfandrechtes  zur  Sicherstellung  der  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  68,  ausgegebenen  Prioritäts- 
Obligationen. 

Artikel  V. 

Die  im  Artikel  VI  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr.  64,  enthaltene  Bestimmung,  wonach  auf  den  Bahnliuien  Leobers- 
dorf-Gutenstein,  Pöchlarn-Gaming,  sowie  auf  der  Flügelbahn  Scheibmtihl- 
Schrambach,  eventuell  Freyland,  die  Züge  nur  mit  einer  Maximalge- 
schwindigkeit von  12  Kilometern  per  Stunde  verkehren  dürfen,  wird 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Artikel  VI. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage 
seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister 
und  der  Finauzminister  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  5.  Juli  1878. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  ra.  p.  Pretls  m.  p. 
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2.  Uebereiiikommen, 

betreffend  die  Erwerbung:  der  nlederösterreiehisehen  Sttdwestbahuen  durcli 

den  Staat. 

Zwischen  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanz- 
ministerium in  Vertretung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und 
der  Actiengesellßchaft  „K.  k.  priv.  niederösterreichieche  Südwestbahnen" 
anderseits  ist  in  Durchführung  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1878. 
R.  6.  Bl.  Nr.  88,  betreffend  die  Erwerbung  der  niederösterr.  Südwest 
bahnen  durch  den  Staat,  das  nachstehende  Uebereinkommen  vereinbart 
und  abgeschlossen  worden  : 

§  i. 

Die  unter  der  Firma  „K.  k.  priv.  niederösterreichische  Südwest- 
bahnen"  handelsgerichtlich  protokollirte  Actiengesellschaft,  welche  durch 
den  mit  Erlas9  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  Juli  1878. 
Z.  9516,  genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vom  28.  Juni  1878  statutenmäsBig  zur  Veräusserung  der  Eisenbahn 
berechtigt  ist,  verkauft  an  das  k.  k.  Aerar  und  dieses  kauft  die  der 
genannten  Gesellschaft  gehörigen,  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landes- 
gerichtes Wien  unter  der  Bezeichnung  „Leobersdorf — St.  Pöltener  Bahn" 
einverleibten  Eisenbahnlinien  von  Leobersdorf  nach  St.  Pölten  mit  der 
Zweigbahn  von  Scheibmühl  nach  Schrambacb,  eventuell  Freyland,  und 
den  Nebenlinien  von  Leobersdorf  nach  Gutenstein  und  von  Pöchlarn 
nach  Gaming  sammt  allen  der  genannten  Actiengesellschaft  zustehenden 
coucessionsmässigen  und  sonstigen  Rechten. 

Die  genannte  Actiengesellschaft  ertheilt  ihre  Einwilligung,  dass 
ohne  Weiteres  das  Eigenthumsrecht  für  das  k.  k.  Aerar  ob  den  be- 
zeichneten Eisenbahnlinien  im  Eisenbahnbuche  eingetragen  werde. 

Die  vorgenannten  Linien  waren  auf  Grund  der  Conccssionsurkunde  vom 
3.  November  1874,  K.  G.  Bl.  Nr.  10  ex  1875 ,*)  hergestellt,  und  die  Strecken 
Leobersdorf- Kaumberg  und  Leobersdorf -Gutenstein  am  1.  September  1877,  die 
Strecke  Kaumberg-St.  Pölten  am  8.  October  1877,  die  Strecke'Pöchlarn-Kienberg- 
Gaming  am  21.  October  1817  und  die  Strecke  Scheibmühl-Schrambach  am 
1.  Juni  1878  in  Betrieb  gesetzt  worden. 

§  2. 

Die  Actiengesellschaft  überlässt  dem  Staate  zugleich  mit  den 
obigen  Eisenbahnen: 

a)  deren  gesammtes  unbewegliches  und  bewegliches  Zugehör,  dar- 
unter insbesondere  den  inventaimässigen  Fahrpark  sammt  Reserve- 
stücken, sämmtlicbe  Betriebseinrichtungen,  Telegraphen,  Signal- 
mittel, Möbel,  Verbraucbsmaterialvorräthe  u.  8.  w. 

*)  Vgl.  die  citirten  Rechtsurkunden  in  der  Eisenb.-Ges.-Samml.  V  2,  S.  472 
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b)  die  anlässlich  des  Baues  der  veräusserten  Eisenbahnlinien  einge- 
lösten Grundstücke,  sowie  die  für  diesen  Bau  angeschafften  Ma- 
terialien aller  Art; 

c)  säinmtliche  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  Bau-  und 
Constructionspläne,  Zeichnungen,  Geschäftsbücher,  Acten,  Corre- 
spondenzen  und  Documente,  das  Original  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  3.  November  1874,  das  gesammte  Mobiliar 
und  die  sonstige  Einrichtung  der  gesellschaftlichen  Central-Bureaux 
in  Wien ; 

<7 )  die  in  den  gesellschaftlichen  Cassen  nach  Ausweis  der  gesell- 
schaftlichen Bücher  vorhandenen  Gelder  und  Werthpapiere  nebst 
den  daselbst  erliegenden  Cautionen  und  sonstigen  Depositen; 

e)  die  sämmtlichen  in  Häuden  der  Gesellschaft  befindlichen  Actien- 
titel  unbeschadet  der  den  Zeichnern,  welche  dieselben  voll  ein- 
gezahlt, jedoch  noch  nicht  übernommen  haben,  zustehenden  Rechte. 

f)  das  gesammte  sonstige  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen 
der  Gesellschaft  mit  Einschluss  der  derselben  gegen  dritte  Personen 
zustehenden  Forderungen  und  Rechte. 

§  3. 

Die  Gesellschaft,  welche  in  Gemässheit  eines  weiteren,  bei 
der  obigen  Generalversammlung  gefassten  Beschlusses  nunmehr  in  Li- 
quidation tritt,  überlässt  an  den  Staat  insbesondere  auch,  nachdem  sie 
alle  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  eingezahlten  Actien  für  verfallen 
erklärt  hat,  die  sämmtlichen  auf  diese  Actien  bereits  geleisteten,  so- 
wie alle  weiteren  Thcilzahlungcn,  welche  etwa  künftighin  namentlich 
in  Folge  der  wider  die  säumigen  Actieuzeichner  eingeleiteten  gericht- 
lichen Schritte  eingehen  sollten. 

Die  Staatsverwaltung  tritt  in  die  gegen  die  säumigen  Actien- 
zeichner  anhängigen  Processe  für  ihre  eigene  Rechnung  ein.  Sie  behält 
mcIi  vor,  derlei  weitere  Processe  anhängig  zu  machen. 

Die  Gesellschaft  tritt  die  ihr  zustehenden  Ansprüche  an  das  k.  k. 
Aerar  ab  und  verpflichtet  sich,  demselben  alle  erforderlichen  Urkunden 
und  Behelfe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Staatsverwaltung  tritt  für  ihre  eigene  Rechnung  iu  die  von 
der  Gesellschaft  mit  staatlicher  Genehmigung  abgeschlossenen  Grund- 
einlösungs-,  Bau-  und  Lieferungsverträge  ein  und  übernimmt  alle  hier- 
aus erwachsenden  Zablungsverbindlichkeiten,  sowie  die  sonstigen  aus 
dem  Eisenbahnbaue  entstandenen  Schulden  der  Gesellschaft  zur  Selbst- 
zahlung. 

§  4. 

Von  Seite  der  Staatsverwaltung  wird  für  jede  der  vor  dem 
heutigen  Tage  volloingezahlten,  nicht  im  Besitze  des  k.  k.  Aerars  be- 
findlichen Actien  der  k.  k.  priv.  niederösterr.  Südwestbahnen  ein  Ein- 
lösungspreis von  10  Gulden  ö.  W.  Noten  zugestanden. 
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Von  dem  gesammten  Actiencapitale  der  Gesellschaft  hatte  der  Staat  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1874.  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  beziehungsweise  des  Ueber- 
einkommens  vom  31.  Jänner  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  11,  12.f>00  Actien  im  Nominal- 
b<>trapo  von  2,5Oo.()()0  fl.  al  pari  übernommen,  während  die  Interessenten  die  rest- 
lichen 5550  Actien  im  Nominalbeträge  von  1 ,1 10.000  fl.  zum  Curse  von  95  Percent 
zu  übernehmen  hatten.  Ausserdem  hatte  der  Staat  auf  Grnnd  des  Gesetzes  vom 
12.  März  1876,  R.  G  Bl  Nr.  68,  beziehungsweise  des  Uebereinkommens  vom 
9.  Mai  187C,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  die-  sämmtlichen  ausgegebenen  Prioritäts-Obli- 
gationen im  Nominalbetrage  von  7,622.000  fl.  zum  Curso  von  75  Peroent  über- 
nommen. 

Von  dem  gesammten  Einlösungsbetrage  sind  jedoch  jene  im  Zuge 
der  Liquidation  etwa  hervorkommenden  Schulden,  welche  die  Staats- 
verwaltung nach  dem  Scblussabsatze  des  §  3  zu  übernehmen  nicht  ge- 
halten ist,  in  Abzug  zu  bringen. 

Sollten  derlei  Schulden  den  erwähnten  Einlösungsbetrag  über- 
steigen und  die  Gläubiger  nicht  in  die  Reduction  ihrer  Forderungen 
bis  zur  Höhe  des  für  die  Actien  festgesetzten  Einlösungspreises  ein- 
willigen, so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  von  dem  gegenwärtigen 
Uebereinkommen  unter  Vorbehalt  der  ihr  durch  dessen  Ausführung 
bis  dahin    etwa  erwachsenen  Entschädigungsansprüche  zurückzutreten. 

Die  Auszahlung  des  Einlösungspreises,  beziehungsweise  des  nach 
Abzug  der  oben  erwähnten,  durch  denselben  zu  bedeckenden  Schuldposten 
verbleibenden  Restes  geschieht  nach  Ablauf  von  3  Monaten  nach  dem 
Tage,  an  welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hiezu  bestimmten 
öffentlichen  Blättern  mit  Angabe  dieses  Termines  zum  dritten  Male 
erfolgt  ist,  gegen  Einlieferung  der  Actien,  zu  welchen  sämmtliche 
Coupons  und  die  Taloos  beizubringen  sind,  durch  die  k.  k.  Staats- 
Centralcasse  in  Wien. 

Der  Anspruch  auf  Einlösung  erlischt  nach  Ablauf  eines  Jahres, 
von  obigem  Auszahlungstermine  gerechnet. 

§  &. 

Das  im  Dienste  der  Gesellschaft  befindliche  Beamten-  und  Diener- 
personal wird  unter  Aufrechthaltung  der  vor  dem  heutigen  Tage 
erworbenen  Rechte  vom  Staat  übernommen. 

Unbeschadet  der  Rechte,  welche  einzelne  der  gesellschaftlichen 
Beamten  nach  den  mit  denselben  unter  staatlicher  Genehmigung  ab- 
geschlossenen Dienstverträgen  erworben  haben,  kommen  die  nach- 
stehenden Bedingungen  zur  Anwendung: 

a)  Die  Staatsverwaltung  behält  sich  in  Ansehung  des  übernommeneu 
Personales  freie  Verfügung  vor,  und  zwar  ebensowohl,  was  die  Art 
und  Weise  der  Verwendung  desselben,  als  den  Ort  und  die  bei 
der  definitiven  Organisirung  des  Dienstes  zu  normirenden  Bezüge 
der  einzelnen  Dienstposten  anlangt; 

b)  die  Staatsverwaltung  ertheilt  die  Zusicherung,  das  übernommene 
Personal  bezüglich  der  von  demselben  zu  erwerbenden  Ansprüche 
auf  Pensionirung  und  Versorgung  von  Witwen  und  Waisen  nicht 
ungünstiger  behandeln  zu  wollen,  als  dies  nach  den  Bestimmungen 
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des  am  15.  August  1877  erlassenen  Pensions-Normale  für  Be- 
dienstete der  k.  k.  Dalmatiner  Staatseisenbahn  vorgesehen  ist. 

Die  daselbst  vorkommende  Bezeichnung  „Unterbeamte"  steht 
der  Anwendung  des  Normale  auf  die  Diener  der  k.  k.  priv. 
niederöBterr.  Südwestbahnen  nicht  entgegen; 

e)  die  von  den  Bediensteten  der  k.  k.  priv.  niederösterr.  Südwest- 
bahnen behufs  Bildung  eines  Pensionsfonds  eingezahlten  Beträge 
werden  in  Einrechnung  und  auf  Abschlag  der  nach  dem  Pensions- 
Normale  für  Bedienstete  der  k.  k.  Dalmatiner  Staatseisenbahu 
entfallenen  Gehaltsabzüge  vom  k.  k.  Acrar  eingezogen. 

§  6. 

Die  Uebergabe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  und  der  darauf 
bezüglichen  Geschäftsführung  an  die  Staatsverwaltung  erfolgt  durch 
eine  aus  Abgeordneten  der  Regierung  und  der  Gesellschaft  gebildete 
Commission. 

In  Ansehung  der  Betriebsergebnisse  wird  so  vorgegangen,  als  ob 
der  Betrieb  schon  vom  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  an  für  Rechnung 
des  Staates  geführt  worden  wäre. 

Die  Uebergabe  der  Bahnlinien  an  die  Staatsverwaltung  erfolgte  am  (5.  August 
1978.  Den  Betrieb  derselben  leitete  bis  zum  30.  Juni  1882  die  „Ministerial-Com- 
mission  für  die  Verwaltung  der  k.  k.  nieder-österreichischen  Staatsbahnen",  vom 
1.  Juli  1882  bis  31.  Juli  1884  die  k.  k.  Direotion  für  Staatseisenbahnbetrieb,  an 
deren  Stelle  mit  1.  August  1884  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  trat. 

Für  das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  für  die  aus 
diesem  Anlasse  stattfindenden  bücherlichen  Eintragungen  und  Löschungs- 
erklärungen,  dann  für  die  hierauf  bezüglichen  Eingaben  und  Aus- 
fertigungen ist  kraft  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1878, 
JR.  G.  Bl.  Nr.  88,  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Beide  vertragschliessende  Theile  verzichten  auf  das  im  §  i»:j4 
a.  b.  G.  B.  vorgesehene  Rechtsmittel. 

§  9. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  ausgefertigt,  wovon  das  eine,  mit  der  notariellen  Be- 
glaubigung   der   Firmazeichnung   der   Verwaltungsrathsmitglieder  ver- 
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sehen,  in  Händen  der  Staatsverwaltung  verbleibt,  das  andere  der  Ge- 
sellschaft ausgefolgt  wird. 

Wien,  am  20.  Juli  1878  (H.  M.  Z.  21113  ex  1878). 

Der  k.  k.  Handelsminister:  K.  k.  priv.  niederösterreichische 

Glumecky  m.  p.  Südwestbahnen: 

Der  k.  k.  Finanzminister:  Köstlin  m.  p.       Schmie!  m.  p. 

Pretis  m.  p. 

3.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  3.  August 

1878,  K.  G.  Bl.  Nr.  104, 

betreffend  die  Erwerbung1  der  k.  k.  priv.  niederösterreichlscheii  Südwest- 
bahnen  und  deren  Betriebsffibrung  durch  den  Staat. 

Nachdem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1878  (R.  G.  Bl. 
Nr.  88)  nunmehr  die  der  Actiengesellschaft  „K.  k.  priv.  niederöster- 
reichißche  Südwestbahnen"  gehörigen  und  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k. 
Landesgerichtes  Wien  unter  der  Bezeichnung  „Leobersdorf — St.  Pöltener 
Bahn"  einverleibten  Eisenbahnlinien  von  Leobersdorf  nach  St.  Pölten 
mit  der  Zweigbahn  von  Scbeibmühl  nach  Scbrambach,  eventuell  Frey- 
land, und  den  Nebenlinien  von  Leobersdorf  nach  Gutenstein  und  vou 
Pöchlarn  nach  Gaming  nebst  allem  unbeweglichen  und  beweglichen 
Zugehör  sammt  allen  concessionsmässigen  und  sonstigen  Eechten  an 
die  k.  k.  Staatsverwaltung  übergegangen  sind,  so  haben  fortan  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  5.  Juli  1878  die  Be- 
stimmungen der  Concessionsurkunde  vom  3.  November  1874  (R.  G.  Bl. 
Nr.  10  ex  1875)  ausser  Kraft  zu  treten. 

Mit  der  Verwaltung  der  genannten  Bahnlinien,  welche  die  Be- 
nennung „K.  k.  niederösterreichische  Staatsbahnen"  erhalten,  wurde 
eine  dem  Handelsminister  unterstehende  Ministerial-Commission  als 
Delegation  des  Handelsministeriums  betraut,  welche  insbesondere  in 
Bezug  auf  die  Betriebsführung  der  genannten  Bahnlinien  diejenigen 
Functionen  ausübt,  welche  bisher  dem  Verwaltungsratbe  der  erwähnten 
Actiengesellschaft  oblagen. 

Diese  Commiseion  führt  den  Titel  „Ministerial-Commission  für  die 
Verwaltung  der  k.  k.  niederösterreichischen  Staatsbahnen". 

Die  specielle  Leitung  der  technischen,  administrativen  und  com- 
merciellen  Dienstzweige  ist  einem  Director  übertragen,  welcher  un- 
mittelbar unter  der  Ministerial-Commission  steht  und  für  seine  Amts 
führung  sowohl  im  Allgemeinen  als  auf  Grund  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  verant- 
wortlich ist. 

Die  Correspondenz  der  Commission  wird  in  der  Regel  von  dem 
Director  und  einem  Commissionsmitgliede  oder  aber  von  zwei  Commis- 
sionsmitgliedern  gefertigt. 

Chlumecky  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  11.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  39, 

betreffend  den  Bau  einer  dem  regulirten  Donauufer  entlang  führenden 
Eisenbahn  und  deren  Verbindung  mit  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  zu 
verordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt: 

a)  Eine  Eisenbahn  auf  dem  regulirten  Donauufer  vom  Nussdorfer 
Sporn  bis  zur  Stadlauer  Brücke; 

<>)  eine  Verbindung  dieser  Eisenbahn  mit  der  Kaiser  Franz  Joseph- 
Bahn  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Die  Strecke  von  der  Stadlauer  Brücke  bis  zum  Quaibaknhofe  der  Kaiser 
Ferdinand«- Nordbahn  wurde  am  2G.  October  1876,  die  weitere  Strecke  von  dem 
Quaibaknhofe  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  über  den  Nussdorfer  Sporn  bis  zum 
Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  am  24.  August  1878  dem  Verkehre 
übergeben. 

Der  Betrieb  wurde  bis  zum  81.  December  1878  durch  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  geführt,  mit  1.  Jänner  1879  in  Staatsregie  übernommen  und  sohin  bis 
zum  30.  Juni  1882  durch  die  „Ministerial-Commission  für  die  Verwaltung  der 
k.  k.  niedcrösterreichisehen  Staatsbahnen vom  1.  Juli  1882  bis  zum  31.  Juli  1884 
dagegen  durch  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  geleitet,  an  deren 
Stelle  mit  1.  August  1884  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen trat. 

Artikel  II. 

Die  in  Artikel  I  sub  a)   aufgeführte  Bahn  —  Donauuferbahn  — 
wird  zweigeleisig  ausgeführt,  der  Unterbau  der  in  Artikel  I  sub  6) 
bezeichneten  Verbindungsstrecke  inclusive  der   über  den  Donaucaoal 
führenden  Brücke   für  zwei  Geleise  hergestellt,  vorläufig  jedoch  nur 
eines  gelegt. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  11.  August  1876  wurde  zufolge 
H.  M.  Erl.  Z.  25426  ex  1870  auch  die  sub  a)  aufgeführte  Bahn  zunächst  nur 
eingeleisig  hergestellt. 
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Nach  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  11.  April  1*77,  R.  G.  BI.  Nr.  30,  sind 
ferner  beim  Ausbaue  der  Donauuferbahn  alle  mit  Bezug"  auf  die  in  Aussicht  zu 
nehmende  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zur  Anwen- 
dung zu  bringen  und  ist  auch  in  Bezua:  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der  Eisen- 
bahn-Betriebsordnung vom  IG.  November  1851  (R.  G.  BI.  Nr.  I  vom  Jahre  1852) 
und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen  Sicherheitsvor- 
kehrungen insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  aus  dem  gleichen  Grunde  nach 
dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  zulässig  erseheint. 

Artikel  III. 

Zum  Zwecke  der  Inangriffnahme  des  Baues  der  in  Artikel  I  be- 
zeichneten Eisenbahnlinien  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein 
Specialcredit  von  600.000  Gulden  bewilligt. 

Weiters  wurde  mit  dem  Gesetze  vom  14.  April  1*77,  R.  G.  BI.  Nr.  30,  ein 
Credit  von  100.000  fl.  und  mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  März  187H,  R.  G.  BI. 
Nr.  27,  ein  Credit  von  300.000  fl.  für  den  Ausbau  der  Donauuferbahn  bewilligt. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Artikel  V. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Voll- 
züge dieses  Gesetzes  beauftragt, 

Wien,  am  11.  März  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  ra.  p.  Pretis  m.  p. 


2.  Gesetz  vom  1.  Juni  1879,  R.  G.  BI.  Nr.  86, 
betreffend  den  Ausbau  der  Donauuferbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
11.  März  1876  (R.  G.  BI.  Nr.  39)  erbaute  Donauuferbahn  von  der 
Stadlauer  Brücke  bis  zum  Anschlüsse  au  die  von  Hetzendorf  zur  Donau- 
lände  führende  Linie  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  nächst  Kaiser-Ebers- 
dorf auf  Staatskosten  unter  der  Bedingung  fortzusetzen,  dass  sich  die 
k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  verpflichtet,  zu  den  Baukosten 
der  obigen  als  Staatsbahn  zu  erbauenden  Bahnstrecke  einen  Beitrag 
von  150.000  fl.  zu  leisten. 
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In  diesem  Falle  wird  die  k.  k.  Regierung  ermächtigt,  der  Kaiserin 
Elisabeth- Bahn  das  Recht  der  Mitbenützung  der  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes zu  erbauenden  Bahnstrecke,  gegen  eine  dem  Bauaufwande  an- 
gemessene jährliche  Vergütung,  zu  gewähren. 

Die  erwähnte  Fortsetzung  wurde  am  12.  October  1*80  in  Verkehr  gesetzt. 
Hinsichtlich  der  Betriebsflihrung  gilt  das  oben  zu  Artikel  I  des  Gesetzes  vom 
11.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  3<>,  Bemerkte.  Das  bezügliche  Rechtsverhältnis*  zur 
Kaiserin  EÜsabeth-Bahn  wurde  durch  das  L'ebereinkommen  vom  15.  December 
1S79,  C.  Bl.  Nr.  1  ex  1880,  geregelt. 

Artikel  II. 

Zum  Zwecke  der  Ausführung  des  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahn- 
baues hat  der  noch  unverwendete  Rest  des  im  Finanzgesetze  vom 
30.  März  1878  (R.  G.  Bl.  Nr.  27),  Capitel  27,  Titel  7,  §  5,  für  den 
Ausbau  der  Donauuferbahn  bewilligten  Credites  von  300.000  fl.  mit 
der  Massgabe  zu  dienen,  dass  dieser  Credit,  insoferne  derselbe  bis  Ende 
März  1880  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende 
März  1881  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle  jedoch  so  zu  be- 
handeln ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1880  be- 
willigt worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu 
verrechnen  ist. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  14.  April  1877  (R.  G.  Bl. 
Nr.  30)  für  den  Ausbau  und  den  Betrieb  der  Donauuferbahn  bewilligten 
Erleichterungen  haben  auch  auf  die  im  Artikel  I  angeführte  Fortsetzung 
der  Donauuferbahn  Anwendung  zu  finden. 

Vgl.  diesbezüglich  die  obige  Bemerkung  zu  Artikel  II  des  Gesetzes  vom 
11.  März  187G,  R.  G.  Bl.  Nr.  3<J. 

Artikel  IV. 

Bezüglich  der  im  Artikel  I  angeführten  Fortsetzung  der  Donau- 
uferbahn wird  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle 
Verträge,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  des  Baues 
und  der  Iustruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
auflaufenden  Uebertragungsgebtihr,  gewährt. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Scbönbrunn,  am  1.  Juni  1879. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Stremayr  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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VI.  Kronprinz  Rudolf-Bahn. 
VII.  Vorarlberger  Bahn. 

1.  Gesetz  vom  8.  April  1884,  R.  (*.  Bl.  Nr.  51, 

betreffend  die  Erwerbung  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  und  Vorarlberg  Bahn  für  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  nachfolgenden,  von  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  im  Namen  der  Regierung  mit  den  betreffenden  Eisenbahn  - 
gesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  werden  genehmigt: 

a)  Da*  Uebereinkommen,  abgeschlossen  zu  Wien,  am  12.  December 
1883  und  21.  Jänner  1884,  betreffend  den  Ankauf  der  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn  durch  den  Staat; 

b)  das  Uebereinkommen,  abgeschlossen  zu  Wien,  am  11.  December 
1883,  betreffend  die  Betriebsführung  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn 
für  Rechnung  des  Staates  und  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn 
durch  den  Staat; 

e)  das  Uebereinkommen,  abgeschlossen  zu  Wien,  am  11.  December 
1883,  betreffend  die  Einlösung  der  Vorarlberger  Bahn  durch  den 
Staat. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  das  ihr  im  §  1  des  zuletzt  an- 
geführten Uebereinkommens  eingeräumte  Recht,  das  Eigenthum  des 
gesammten  Unternehmens  der  Vorarlberger  Bahn  für  den  Staat  zu  er- 
werben, in  dem  Falle  auszuüben,  wenn  den  Staat  als  Uebernehmer  der 
bücherlich  haftenden  Prioritätsobligationenschuld  keine  grössere  Be- 
lastung treffen  kann,    als  die  Zahlung  jener  Annuitäten,    welche  zur 
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fünfpercentigen  Verzinsung  und  planmässigen  Rückzahlung  der  Priori- 
tätsanlehen per  7,396.600  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  per  811.000  Ö. 
österr.  Währ,  in  Silber  zum  Nennwerthe  in  Silber  österr.  Währ,  er- 
forderlich sind. 

Artikel  III. 

In  Ansehung  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  darf  die  den  Staat  als 
Uebernehmer  der  bücherlich  haftenden  Prioritätsobligationenschuld 
treffende  Belastung  nicht  grösser  sein,  als  die  Zahlung  jener  Annuitäten, 
welche  zur  fünfpercentigen  Verzinsung  und  zur  plannlässigen  Rück- 
zahlung der  Prioritätsanlehen  im  ursprünglichen  Gesammtbetrage  von 
58,060.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zum  Nennwerthe  in  Silber  österr. 
Währ,  erforderlich  sind. 

Artikel  IV. 

In  Ausehung  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  darf  die  im  Falle  der 
Einlösung  vom  Staate  zur  Sclbstzahlung  zu  übernehmende,  in  Folge 
der  Convertirung  der  dermaligen  Silberprioritätsanleben  im  ursprüng- 
lichen Gesammtbetrage  von  57,910.500  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  er- 
wachsende Belastung  jene  eines  neuen  einheitlichen,  längstens  bis 
1.  April  1956  rückzahlbaren  Convertirungsanlehens  nicht  übersteigen, 
dessen  Jahreslast  der  constauten  mathematischen  Annuität  gleichkommt, 
welche  zu  einer  mit  fünf  Percent  in  Silber  österr.  Währ,  zu  leistenden 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  im  Wege  der  Convertirung  zur  Einziehung 
gelangenden  Restbetrages  der  obigen  Silberprioritätsaniehen  innerhalb 
der  obigen  Tilgungsdauer  erforderlich  ist. 

Das  Convertirungeanlehen  kann  um  jenen  Nominalbetrag  erhöht 
werden,  welcher  zur  Rückzahlung  der  schwebenden  Schuld  der  Kron- 
prinz Rudolf- Bahn  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

Diese  Erhöhung  darf  keine  höhere  Belastung  zur  Folge  haben, 
als  jene,  welche  der  fünfpercentigen  Verzinsung  nebst  den  entsprechen- 
den Tilgungsquoten  eines  innerhalb  der  obigen  Tilgungsdauer  rückzahl- 
baren Anlehensbt träges  von  3,000.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
gleichkommt. 

Artikel  V. 

Behufs  Convertirung  der  ob  den  im  Artikel  I  lit.  a)  bis  c)  be- 
zeichneten Bahnen  derzeit  haftenden  Prioritätsanleben  können  neue 
Prioritätsobligationen  ausgegebeu  werden,  deren  Verzinsung  und  Rück- 
zahlung ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  erfolgt. 

Das  Gleiche  gilt  in  Ansehung  der  nach  Art.  IV  behufs  Rück- 
zahlung der  schwebenden  Schuld  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  auszu- 
gebenden Prioritätsobligatioucn. 

Artikel  VI. 

Der  Finauzminister  wird  ermächtigt,  behufs  Einlösung  der  im 
Art.  I  lit.  aj   bis  r)  angeführten  Eisenbahnen  durch  den  Staat  Eiseu- 
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bahnschuldverschreibungen,  deren  Verzinsung  und  Rückzahlung  ohne 
jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  erfolgt,  und  welche  ob 
derjenigen  Bahn,  zu  deren  Einlösung  sie  bestimmt  sind,  in  Gemässheit 
des  einschlägigen  Uebereinkommens  pfandrechtlich  sichergestellt  werden, 
in  den  die  nachstehenden  Nominalziffern  nicht  Ubersteigenden  Beträgen 
auszugeben : 

a)  Zur  Einlösung  der  Kaiser  Franz  Joseph -Bahn  mit  jährlich 
5y4  Percent  verzinsliche,  in  Gemässheit  der  für  die  Actien  dieser 
Bahn  genehmigten  Tilgungspläne  rückzahlbare  Eisenbahu- Staats- 
schuldverschreibungen im  Gesammtnominalbetrage  von  42,4l(J.600 fl. 
österr.  Währ,  in  Silber; 

b)  zur  Einlösung  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  mit  jahrlich  43/,  Per- 
cent verzinsliche,  längstens  bis  zum  Jahre  1960  rückzahlbare  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen, deren  Gesammtnominalbetrag  jenem 
der  mit  1.  Jänner  1884  unverlost  im  Umlaufe  befindlichen 
277.406  Stück  Actien  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  zu  je  200  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  nach  Abzug  der  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Einlösuog  verlosten  Stückzahl  gleichkommt; 

r)  zur  Einlösung  der  Vorarlberger  Bahn  mit  jährlich  5  Percent  ver- 
zinsliche, längstens  bis  zum  Jahre  1962  rückzahlbare  Eisenbahn- 
Schuldverschreibungen  im  Gesammtnominalbetrage  von  5, 988. 000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber. 

Artikel  VII. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahnen  sind 
von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf  die 
Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft 
nur  auf  Gruudlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  VIII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  8.  April  1884. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  in.  p.  Dunajewskl  ra.  p. 
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a)  Uebereinkommen, 

abgeschlossen  zu  Wien  am  12.  December  1883  und  21.  Jänner  1884 

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  nnd  der  Finanzen  im  Hamen 
der  k.  k.  Regierung  einerseits  und  der  k.  k.  prirüegirten  Kaiser  Franz 
Joseph-Bahn- Gesellschaft  anderseits,  betreffend  den  Ankauf  der  Kaiser 

Franz  Joseph-Bahn  durch  den  Staat« 

§  1. 

Die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  privilegirten  Kaiser  Franz  Joseph- 
Bahn  tiberträgt  an  den  Staat  und  dieser  tibernimmt  mit  1.  Jänner  1884 
das  Eigenthum  des  gesammten  Unternehmens  der  Kaiser  Franz  Joseph- 
Bahn,  insbesondere: 

a)  sämmtlicbe  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Wien 
in  der  definitiven  Einlage  mit  der  Bezeichnung  „K.  k.  privilegirte 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn"  eingetragene  Eisenbahnen,  einschliess- 
lich der  Klosterneuburger  Donau-Schleppbahn, 

Die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  besteht  aus  den  Linien:  Wien-Eger 
mit  Zweighahn  Gmünd-Prag,  Präger  Verbindungsbahn,  Absdorf- 
Krems  und  Budweis-Wessely,  und  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
9.  August  1865,  R.  G.  BI.  Nr.  67,  und  der  Conc.  Urk.  vom  11.  November  1866, 
R.  G.  Bl.  Nr.  141,  erbaut.*)  Die  Sohleppbahn  zur  Donau  bei  Klosterneuburg 
wurde  auf  Grund  der  H.  M.  Erl.  vom  12.  August  1871,  Z.  14910,  und  vom 
24.  August  1*72,   Z.  20552.  hergestellt. 

Eröffnet  wurden  die  Strecken:  Budweis-Pilsen  am  1.  September  1868, 
E^genburg-Budweis  am  1.  November  1869,  Wion-Eggenburg  am  23.  Juni  1870, 
Gmtind-Cercan  (Piöely)  am  3.  September  1871,  Cercan  (Pisely)-Prag  (Hrabovka) 
am  14.  December  1811,  Absdorf- Krems  am  10.  Jänner  1872,  Pilsen-Eger  am 
28.  Jänner  1872,  die  Prager  Verbindungsbahn  am  15.  August  1872  und  die 
Sohleppbahn  zur  Donau  bei  Klosterneuburg  am  1.  Mär/  1873. 

h)  das  gesammte  zum  Betriebe  der  bezeichneten  Eisenbahnen  dienende 
oder  sonst  der  Gesellschaft  gehörige  feste  und  bewegliche  Material, 
mit  Eiuschlu8s  des  gesellschaftlichen  Fahrparkes,  der  Inventar- 
stücke, Verbrauchsmaterialien  und  Vorräthe  aller  Art, 

c)  den  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  gehörigen  %  Gesellschafts- 
anteil an  der  offenen  Handelsgesellschaft  der  Wiener  Ver- 
bindungsbahn, 

f/)  die  anlässlich  des  Baues  der  Prager  Verbindungsbahn  eingelösten, 
obschon  nicht  zu  diesem  Bahnbaue  verwendeten  Grundstücke  und 
Wohngebäude,  sowie  die  der  Gesellschaft  gehörigen  Arbeiter- 
häuser in  Gmünd  und  Wohngebäude  in  Eger,  und  die  nicht  ins 
Eisenbahnbuch  einbezogenen  Remanenzgrundstücke  der  Strecken 
Nussdorf-Eger  und  Gmünd-Prag, 


*)  Vgl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  III,  8.  443. 
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e)  das  sonstige  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen  der  Gesell- 
schaft mit  Einscbluss  der  zu  demselben  gehörigen  Fonde,  der 
Oassenbestände  und  Werthpapiere,  insbesondere  der  unter  Mit- 
sperre des  landesfürstlichen  Commissärs  im  Besitze  der  Gesell- 
schaft befindlichen  8600  Stück  Prioritätsobligationen  des  Anlehens 
vom  Jahre  1879. 

Bezüglich  der  von  der  Gesellschaft  bisher  verwalteten  Fonde  tritt 
der  Staat  an  die  Stelle  der  Gesellschaft. 

§  2. 

Demgemäss  überträgt  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  cessionsweise 
an  den  Staat  auch  alle  ihr  zustehenden  Activforderungen,  darunter 
namentlich  die  Forderung,  welche  ihr  gegen  die  Commune  Wien  in 
Folge  der  von  derselben  laut  Gemeinderathsbeschlusses  vom  26.  October 
1868  übernommenen  Garantie  für  den  500.000  fl.  in  Silber  betragen- 
den Antheil  der  Mehrkosten  des  Wiener  Bahnhofes  zusteht,  und  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  nimmt  diese  Abtretung  an,  so  zwar,  dass  die 
Staatsverwaltung  als  Cessionär  berechtigt  ist,  nach  entsprechender  Ver- 
ständigung der  Commune  Wien  die  von  derselben  zu  bezahlende  An- 
nuität von  25.313  fl.  in  Silber  mit  den  gleichen  Rechten  und  Verbindlich- 
keiten zu  beziehen,  wie  sie  bisher  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  zu- 
gestanden oder  obgelegen  sind.  Die  k.  k.  Staatsverwaltung  erkennt  so- 
hin  ausdrücklich  die  Verpflichtung  an,  die  in  Folge  der  obigen  Garantie 
geleisteten  und  noch  weiter  zu  leistenden  Vorschusszahlungen  der 
Commune  Wien  seinerzeit  aus  den  Reinertragsüberschüssen  der  Kaiser 
Franz  Joseph- Bahn,  welche  zu  diesem  Zwecke  speciell  zu  ermitteln 
sein  werden,  unter  den  gleichen  Modalitäten  zurückzuerstatten,  wie  sie 
für  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  in  Geltung  stehen. 

§  3. 

Zugleich  mit  den  Activen  und  Beständen  des  gesellschaftlichen 
Vermögens  gehen  auch  alle  wie  immer  gearteten  Passiven,  Ver- 
pflichtungen, Auslagen,  Lasten  und  Schulden  der  Gesellschaft  auf  den 
Staat  über,  und  übernimmt  der  Staat  insbesondere  zur  Selbst-  und 
Alleinzahlung  die  ob  den  gesellschaftlichen  Eisenbahnen  bücherlich 
haftenden  Prioritätsschulden,  ferner  die  von  der  Gesellschaft  durch  Be- 
nützung ihres  Acceptationscredits  aufgenommene  schwebende  Schuld, 
sowie  alle  übrigen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft.  Der  Staat  tritt 
daher  auch  in  die  noch  schwebenden  Rechtsstreite  der  Gesellschaft  als 
deren  Rechtsnachfolger  für  eigene  Rechnung  und  Gefahr  ein,  so  dass 
das  Verhältniss  wie  eine  üniversalsuccession  sich  darstellt. 

Die  fünfpercentigen  Silberanlehen  von  1867  per  49,560.000  fl.,  1873  per 
4,000.000  fl.  und  1879  per  4,500.000  fl.  wurden  im  Jahre  1884  in  eine  einheit- 
liche vierpercentige  Silberanleihe  von  69,048.600  fl.  convertirt,  welche  ohne 
8teaer-  und  Gebflhrenabzug  verzinslich  und  vom  1.  April  1884  an  in  längstens 
69  Jahren  verlosbar  ist. 
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§  4. 

Als  Entgelt  für  die  im  §  1  bezeichnete  Eigenthumsübertragung 
gewährt  der  Staat  nebst  der  Uebernahme  der  im  §  3  angeführten  Ver- 
bindlichkeiten für  die  unverlost  im  Umlaufe  befindlichen  212.083  Stück 
Actien  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  im  Gesammtnominalbetrage  von 
42,416.600  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  den  Umtausch  gegen  Eisenbahn- 
Staatsschuldverschreibungen  in  gleichem  Nominalbetrage,  welche  ohne 
jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  mit  jährlich  fünf  und 
ein  Viertel  (5V4)  Percent  in  Silber  österreichischer  Währung  verzinslich 
und  gleichfalls  ohne  Abzug  nur  in  Gemässheit  der  für  die  Actien  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  mit  den  Erlässen  des  k.  k.  Finanzministeriums 
vom  20.  August  1867,  Z.  4114/FM.,  und  vom  22.  October  1878, 
Z.  4535/FM.,  genehmigten  Verlosungspläne  mit  dem  Nominalbetrage 
von  Zweihundert  (200)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  rückzahlbar  sind. 

Diese  Eisenbahn-Schuldverschreibungen,  welche  halbjährige,  nach- 
hinein am  1.  Jänner  und  1.  Juli  fällige  Zinsencoupons  erhalten,  werden 
ob  der  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn  gleichzeitig  mit  der  Einverleibung 
des  Eigenthumsrechtes  für  den  Staat,  durch  Eintragung  des  Pfand- 
rechtes mit  dem  Range  sichergestellt,  dass  denselben  nur  die  derzeit 
bestehenden  Prioritätsanlehen,  beziehungsweise  das  an  deren  Stelle 
tretende  Convertirungsanlehen  vorangeht. 

Die  Aufforderung  zum  Umtausche  der  Actien  nebst  den  noch 
nicht  fälligen  Coupons,  welche  nicht  mehr  zur  Auszahlung  gelangen, 
ist  dreimal  in  Zwischenräumen  von  je  14  Tagen  in  der  statutenmäßig 
vorgeschriebenen  Weise  öffentlich  kundzumachen. 

Zur  Vornahme  des  Umtausches,  bei  welchem  für  etwa  fehlende 
Actiencoupons  die  denselben  entsprechenden  Zinsencoupons  der  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen zurückbehalten  werden,  ist  den  Actionären 
eine  Frist  von  sechs  Monaten,  von  der  letzten  Kundmachung  an  ge- 
rechnet, zu  gewähren. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  ein  der  Anzahl  der  nicht  zum 
Umtausche  gelangten  Actien  entsprechender  Nominalbetrag  in  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  ausge- 
folgt und  von  denselben  an  die  Besitzer  der  nicht  durch  Umtausch 
ausser  Verkehr  gesetzten  Actien  gegen  Einlieferung  der  Actientitel 
sammt  Coupons  vertheilt. 

Der  auf  jene  Actientitel,  welche  ungeachtet  der  in  statutenmässiger 
Form  ergangenen  Aufforderung  binnen  einer  sechsmonatlichen  Frist 
nicht  beigebracht  werden,  entfallende  Antheil  des  Liquidationserlöses 
wird  zu  Gunsten  der  Berechtigten  gerichtlich  erlegt. 

Insolange  der  Umtausch  der  Actien  in  Eisenbahn-Schuldver- 
sehreibungen nicht  ermöglicht  sein  sollte,  werden  die  Actiencoupons  — 
jener  vom  1.  Juli  1884  inbegriffen  —  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren- 
oder sonstigen  Abzug  mit  dem  Betrage  von  fünf  Gulden  fünfundzwanzig 
Kreuzer  (5  fl.  25  kr.)  Österr.  Wahr,  in  Silber  stempelfrei  eingelöst. 
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Für  die  innerhalb  der  festgesetzten  Termine,  deren  letzter  am  20.  August 
1887  ablief,  nicht  zum  Umtausche  prftsentirten  394  Stück  Actien  wurden  78.800  fl. 
5V4peroentige   Eisenbahn-Staatsschuldrerschreibungen  zu  Gerichtshanden  erlogt. 

§  5. 

Das  gesummte  Dienstpersonal  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  wird 
unter  Wahrung  der  von  demselben  vor  dem  heutigen  Tage,  beziehungs- 
weise mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auch 
nach  demselben  erworbenen  Rechte,  ohne  Unterschied,  ob  diese  Hechte 
auf  der  Dienstordnung  und  den  derzeit  bestehenden,  die  Bezüge  dieses 
Personals  regelnden  Normen  oder  auf  speciellen  Dienstverträgen  be- 
ruhen, vom  Staate  übernommen,  welcher  diesem  Personale  insbesondere 
die  Aufrecbthaltung  der  demselben  nach  Maassgabe  der  dermalen  be- 
stehenden Pensionsstatuten  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  sowie  auf 
Grund  specieller  Dienstverträge  für  sich  und  seine  Angehörigen  er- 
wachsenden Versorgungs-  und  sonstigen  Ansprüche  ausdrücklich  zu- 
sichert. 

Das  von  der  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn  für  ihre  Beamten  und 
Diener,  dann  deren  Witwen  und  Waisen  gegründete  Pensionsinstitut, 
sowie  die  Krankenunterstützungscasse  für  Bedienstete  und  Arbeiter  der 
Bahnanstalt  bleiben  mit  ihren  Statuten  bestehen,  insolange  die  letzteren 
nicht  in  der  darin  vorgeschriebenen  Weise  geändert  werden,  beziehungs- 
weise wenn  und  insolange  nicht  mit  Zustimmung  der  beiderseits  Be- 
rechtigten eine  Vereinigung  mit  gleichartigen  Versorgungs-  oder  Wohl- 
thätigkeitsfonden  der  künftighin  etwa  mit  allen  oder  einzelnen  Linien 
der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  zu  einer  Verwaltung  vereinigten  Staats- 
bahnen oder  vom  Staate  verwalteten  Privatbahnen  zu  Stande  kommt. 

Der  Staat  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ein,  welche 
der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn-Gesellschaft  rücksichtlich  der  obigen  In- 
stitute nach  Maassgabe  der  dermalen  bestehenden  Statuten  zustehen,  be- 
ziehungsweise obliegen.  Die  nach  diesen  Statuten  dem  Verwaltungsrathe 
der  Gesellschaft  eingeräumten  Befugnisse  werden  durch  die  k.  k.  Staats 
Verwaltung  ausgeübt. 

Jenen  Personen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn  aus  Billigkeitsrticksichten  fortlaufende  jährliche 
Unterstützungen  bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Unterstützungen 
nach  Maassgabe  der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

§  6. 

Nach  erfolgter  Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens 
tritt  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn-Gesellschaft  in  Liquidation. 

Die  Liquidation  erfolgt  für  Rechnung  des  Staates  und  auf  die 
vom  Staate  vorzuschreibende  Weise. 

Als  Liquidatoren  haben  nebst  einem  von  der  k.  k.  Staatsverwal- 
tung bestimmten  Aufsichtsorgane  die  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Liqui- 
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dation  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  bildenden  Mitglieder  zu 
fungiren. 

Die  Liquidationsfirma  der  Kaiser   Franz  Joseph-Bahn  wurde  über  Be- 
endigung der  Liquidation  am  5.  Juni  1888  handelsgerichtlich  gelöscht 

§  7. 

Die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn-Gesellschaft  ist  schon  vom  heutigen 
Tage  an  verpflichtet,  über  Aufforderung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
unter  den  von  derselben  festzusetzenden  Modalitäten  eine  Convertirung 
der  dermaligen  Prioritätsobligationsanlehen  der  Gesellschaft  durchzu- 
führen, unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  hiedurch  der  Gesellschaft 
keine  wie  immer  gearteten  Kosten  erwachsen,  und  insbesondere  die  den 
Actionären  laut  §  4  dieses  Uebereinkommens  zugesicherte  fixe  Rente 
nicht  geschmälert  oder  belastet  wird. 

§  8. 

Die  Uebergabe  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  sowie  des  sonstigen 
nach  §  1  abgetretenen  Vermögens  der  Gesellschaft  an  den  Staat  hat 
mit  dem  Ersten  des  auf  den  Monat,  in  welchem  das  gegenwärtige 
Uebereinkommen  die  legislative  Genehmigung  erlangt  haben  wird, 
folgenden  Monates  auf  Grund  der  ordnungsmässig  aufgestellten  Inven- 
tare  und  Abschlüsse  stattzufinden,  uud  führt  von  diesem  Tage  an  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  selbst  für  eigeue  Rechnung  den  Betrieb. 

Die  Uebergabe  hat  am  1.  Mai  1884  stattgefunden.  (Siehe  die  Kundmachung 

unten.) 

Es  soll  jedoch  bereits  vom  1.  Jänuer  1884  ab  bis  zu  obigem 
Zeitpunkte  das  gesellschaftliche  Unternehmen  durch  die  Kaiser  Franz 
Joseph-Bahn-Gesellschaft,  ohne  dass  der  gesellschaftlichen  Verwaltung 
hiefür  vom  Staate  eine  besondere,  bisher  nicht  bestandene  Vergütung 
geleistet  wird,  für  Rechnung  und  im  Interesse  des  Staates  betrieben 
werden,  und  hat  die  Gesellschaft  iu  der  Zwischenzeit  in  allen  wich- 
tigen Angelegenheiten  die  vorläufige  Zustimmung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums einzuholen,  welche  als  ertheilt  gilt,  wenn  sie  binnen  acht 
Tagen  nicht  ausdrücklich  verweigert  wird.  Bezüglich  der  commerciellen 
und  Tarifaugelegenheiten  wird  die  Gesellschaft  schon  vom  1.  Jänner 
1884  ab,  insolange  die  Vereinigung  ihres  Tarif  bureaus  mit  jenem  der 
k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  nicht  durchgeführt 
ist,  im  Einvernehmen  mit  der  genannten  k.  k.  Direction  vorgehen. 

Die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich,  ihre 
am  1.  Jänner  1884  fälligen  Actiencoupons  mit  keinem  höheren  Betrage 
als  5  fl.  österr.  Währ.  Silber  einzulösen  und  etwaige  bilanzmäßige 
Ueberschüsse  des  im  Jahre  1883  erzielten  Reinertrages  den  Reserven 
zuzuführen. 

Die  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn-Gesellschaft  ist  vom  heutigen  Tage 
an  nicht  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung  des  k.  k.  Handela- 
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ministeriums  über  ihre  Reserven  zu  verfügen,  Bestandteile  ihres  Eigen- 
thums zn  veräussern  oder  zu  verpfänden,  neue  über  den  Bereich  des 
regelmässigen  Geschäftsbetriebes  hinausgehende  Verpflichtungen  zu  über- 
nehmen, den  Gegenstand  des  Unternehmens  zu  ändern  oder  sich  auf 
eine  andere  als  die  in  diesem  Uebereinkommen  vorgesehene  Art  auf- 
zulösen. 

Abgänge,  welche  in  Folge  der  Nichteinhaltung  der  vorstehenden 
Verpflichtungen  sich  ergeben  sollten,  hat  die  Kaiser  Franz  Joseph- 
Bahn- Gesellschaft  zu  vertreten. 

§  9- 

Mit  dem  im  §  8  bezeichneten  Zeitpunkte  sind  sämmtliche  im  Be- 
sitze der  Gesellschaft  befindlichen  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen 
und  das  geeammte  gesellschaftliche  Archiv  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  übergeben,  welche  diese  Urkunden  und  Behelfe  während  der  nach 
den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  vorgeschrie- 
benen Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass  deren  Benützung  dem 
Verwaltungsrathe,  beziehungsweise  den  sonstigen  Vertretern  der  Gesell- 
schaft anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  auch  verpflichtet,  die  zur  bücherlichen  Eigen- 
thum süber  tragung  an  den  Staat  erforderlichen  Rechtsurkunden  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  rechtzeitig  auszufertigen. 

Hit  Bescheid  des  k.  k.  Landesgerichtes  Wien  vom  10.  Juli  1886,  Z.  50394, 
wurde  in  der  für  sämmtliche  Linien  bestehenden  Eisenbahnbucheinlage  das 
Eigenthumsrecht  des  k.  k.  Aerars,  und  das  Pfandrecht  filr  42,416.600  fl.  Eisen- 
bahn-Staatsschuldverschreibungen einverleibt. 

§  11. 

Insoweit  die  Ausübung  der  concessionsmässigen  Rechte  der  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn-Gesellschaft  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen  Ueber- 
einkommen» auf  den  Staat  übergeht,  wird  dem  entsprechend  die  Gesell- 
schaft mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  von  allen  concessionsmässigen  Ver- 
pflichtungen enthoben. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  aus  Anlass  der  von  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  empfangenen  und  aus  der  Abrechnung  bis 
Ende  1883  sich  ergebenden  Staatsgarantievorschüsse  (sammt  Zinsen) 
eine  Rückzahlungspflicht  in  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  der  Con- 
cession  und  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft  fort- 
an nicht  treffen  kann. 

§  12. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 
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§  13. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen 
für  die  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn -Gesellschaft  die  Wirkung  statutarischer 
Bestimmungen  erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaftsstatuten  beigo- 
lügt  werden. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Vermögensübertragungen,  Eingaben,  Eintragungen,  Aus- 
fertigungen, Verträge  und  sonstigen  Urkunden  gemessen  die  Gebtibren- 
und  Stempelfreiheit. 

§  15. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahngesell- 
schaft durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
für  die  k.  k.  Regierung  aber  nur  im  Falle  der  legislativen  Genehmigung 
bindende  Kraft. 

Soferne  die  letztere  nicht  bis  Ende  Juni  1884  erfolgen  sollte,  ist 
die  Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 


b)  Uebereinkommen, 

abgeschlossen  zu  Wien  am  11.  December  1883 

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handeln  und  der  Finanzen  im  Namen 
der  k.  k.  Regierung  einerseits  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv. 
Kronprinz  Rudolf-Bahn  im  Namen  dieser  Gesellschaft  anderseits,  be- 
treffend die  Betrieb  sfllhrunar  der  Kronprinz  Rudolf-Hahn  för  Rechnung  dos 
Staates  und  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn  durch  den  Staat. 

8  i. 

Der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  112,  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  übernommene  und  bisher  in 
Gemässheit  des  obigen  Gesetzes  für  Rechnung  der  Gesellschaft  geführte 
Betrieb  des  gesammten  Unternehmens  der  k.  k.  priv.  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  mit  Einschluss  der  von  der  Gesellschaft  ganz  oder  theilweise  für 
ihre  Rechnung  betriebenen  Nebengeschäfte,  insbesondere  des  Pacht- 
betriebes der  Linie  Zeltweg-Fohnsdorf  und  sonstiger  Bergwerks-  oder 
Industriebahnen,  dann  des  Salzhandelgeschäftes  soll  vom  1.  Jänner  1884 
ab  für  Rechnung  des  Staates  geführt  werden  und  dieses  Verhältniss 
während  der  ganzen  noch  übrigen  Concessionsdauer,  sofern  vor  Ablauf 
derselben  die  Einlösung  durch  den  Staat  nicht  erfolgt,  in  Kraft  bleiben. 
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Die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  besteht  aus  den  Linien:*) 

1.  St.  Valentin-Villach,  Klei  nrei  f  ling- Am  s  tetten ,  Launsdorf- 
Mösel  und  St.  Veit-Klagenfurt,  erbaut  auf  Grund  der  Conc.  Urk.  vom 
11.  November  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  142,  und  dem  Verkehre  übergeben  in  den 
Strecken:  St.  Valentin-Steyr  am  15.  August  1868,  St  Michael-Villaoh  am  19.  Oc- 
tober  1868,  St.  Veit  (Glandorf)  -  Klagenfurt  am  15.  April  1869,  St.  Michael- 
Rottenmann  »m  29.  September  1869,  Launsdorf-Mösel  am  80.  September  1869, 
Steyr-Kftpfern  (Weyer)  am  7.  October  1869,  Kflpfern  (Weyer)-Rottenmann  am 
20.  August  1872  und  Kleinreifling  (Kastenreith)- Amstetten  am  11.  November  1872. 

2.  St  Michael -Leoben,  erbaut  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1868, 
R.  G.  Bl.  Nr.  65,  und  der  Conc.  Urk.  vom  20.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  120,  und 
eröffnet  am  1.  December  1868. 

3.  Laibach-Tarvis,  erbaut  auf  Grnnd  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1868, 
R.  G.  Bl.  Nr.  K3,  und  der  Conc.  Urk.  vom  23.  Februar  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  38, 
und  eröffnet  am  14.  December  1870. 

4.  Hief  lau-Eisenerz,  erbaut  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1871, 
R.  G.  Bl.  Nr.  72,  und  der  Conc.  Urk.  vom  23.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  J02,  und 
eröffnet  am  10.  August  1873. 

6.  Villach-Tarvis,  erbaut  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  April  1871, 
R.  G.  Bl.  Nr.  35,  und  der  Conc.  Urk.  vom  25.  November  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  144 
und  eröffnet  am  25.  November  1873. 

6.  Steinach-Schfirding  und  Holzleithen-Thomasroith  (Salz- 
kammergutbahn), erbaut  auf  Grund  der  Gesetze  vom  6.  Mai  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr.  73,  und  vom  28.  Marz  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  59,  respective  der  Conc.  Urk. 
vom  27.  Mai  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  104,  und  eröffnet  am  23.  October  1877. 

Die  Uebernahme  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  in  den  Staatsbetrieb  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  erfolgte  auf 
Grund  des  H.  M.  Erl.  vom  24.  December  1879,  Z.  2030,  beziehungsweise  des 
Protokollar-Uebereinkommens  vom  29.  December  1879  mit  1.  Janner  1880. 

Die  staatliche  Betriebsfübrung  wurde  bis  Ende  Juni  1882  durch  einen 
k.  k.  Betriebsverwalter,  vom  1.  Juli  1882  bis  Ende  Juli  1884  durch  die  k.  k. 
Directton  für  Staatseisenbahnbetrieb  besorgt,  an  deren  Stelle  mit  1.  August  1884 
die  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  trat. 

§  2- 

In  Folge  der  Betriebsübergabe  sind  die  das  Unternehmen  der 
Kronprinz  Rudolf-Bahn  bildenden  Eisenbahnen  nebst  allem  Zugehör 
einschliesslich  der  Fahrbetriebsmittel,  Inventarstücke,  Cassenbestände, 
dann  Material-  und  Inventarvorr&the  jeder  Art  mit  Einschluss  jener 
des  Salzhandelsgeschäftes  und  damit  die  gesammten  Bestände  des  un- 
beweglichen und  beweglichen  Vermögens  der  Gesellschaft,  wie  auch 
die  von  der  Gesellschaft  verwalteten  Fonde  in  den  physischen  Besitz 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  übergegangen. 

*)  Vgl.  die  hier  bezogenen  Gesetze  und  Conc.  Urk.  sammt  Nachträgen  in 
der  Eisenb.-Ges.-Samml.  II  1,  S.  493.  III,  S.  441,  IV,  S.  305,  V  2,  S.  401. 
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Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  von  dem  im  §  1  angegebenen 
Zeitpunkte  an  die  bezeichneten  Vermögensbestände,  insoweit  sie  nicht 
in  Gemässbeit  der  unten  folgenden  Bestimmungen  sofort  in  das  Eigen- 
thum des  Staates  tibergehen,  insbesondere  die  Eisenbahnen,  insolange 
deren  Einlösung  durch  den  Staat  nicht  erfolgt,  im  Namen  der  k.  k. 
priv.  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  innehaben. 

Sollte  zu  dem  im  §  1  angegebenen  Zeitpunkte  die  Gesellschaft 
sich  im  Besitze  irgend  welcher  Vermögensbestände  befinden,  so  werden 
diese  letzteren  mit  obigem  Zeitpunkte  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu 
übergeben  sein.  Das  Gleiche  gilt  in  Ansehung  aller  Geschäftsbücher. 
Acten  und  Behelfe,  welche  im  obigen  Zeitpunkte  sich  etwa  im  Besitze 
der  Gesellschaft  befinden  sollten,  wie  auch  in  Ansehung  der  unter 
Mitsperre  des  Verwaltungsrathes,  welche  mit  obigem  Zeitpunkte  aufzu- 
hören hat,  verwahrten  Gelder  und  Werthpapiere. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  in  ihren  Besitz  aus  jenem 
der  Gesellschaft  übergegangenen  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen 
und  das  gesammte,  fortan  in  ihrem  Besitze  bleibende  gesellschaftliche 
Archiv  während  der  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren,  dass  deren  Be- 
nützung dem  Verwaltungsrathe,  beziehungsweise  den  Liquidatoren  der 
Gesellschaft  anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  3. 

Die  Kronprinz  Rudolf-Bahn- Gesellschaft  verpflichtet  sich,  den  am 
1.  Jänner  1884  fälligen  Actiencoupon  mit  keinem  höheren  Betrage  als 
mit  5  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  einzulösen  und  den  hienach  aus  dem 
garantirten  und  sonstigen  Reinertrftgnisse  des  Jahres  1883  erübrigenden 
Rest,  insoweit  derselbe  nicht  zur  theilweisen  Rückzahlung  der  schweben- 
den Schuld  der  Gesellschaft  verwendet  wird,  den  Reserven  zuzuführen. 

Die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  ist  vom  heutigen  Tage  an 
nicht  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums über  ihre  Reserven  zu  verfiigen,  Bestandtheile  ihres  Eigen- 
tums zu  veräussern  oder  zu  verpfänden,  neue  Verpflichtungen  oder  Be- 
lastungen des  Capitalscontos  zu  tibernehmen,  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens zu  ändern  oder  sich  auf  eine  andere  als  die  in  diesem  Ueber- 
einkommen  vorgesehene  Art  aufzulösen. 

Abgänge,  welche  sich  aus  der  etwaigen  Nichteinhaltung  der  im 
unmittelbar  vorangehenden  Absätze  erwähnten  Verpflichtung  ergeben 
sollten,  hat  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  zu  vertreten. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesell- 
schaft, vom  heutigen  Tage  an,  nicht  gestattet  werden  wird,  ihr  Grund- 
capital  durch  Ausgabe  neuer  Actien  zu  erhöhen. 
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§  4. 

Die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  bleibt  anch  nach  dem  im 
§  1  bezeichneten  Zeitpunkte  im  Eigenthumsblatte  der  für  die  Kronprinz 
Rudolf-Bahn  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  zu  Wien  eröffneten  Eisen  - 
bahnbucheinlagen  einverleibt.  Sie  bleibt  Besitzerin  der  Eisenbahnen 
und  des  zum  Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen 
Materials,  insoweit  dasselbe  als  Bestandtheil  der  bücherlichen  Einheit 
den  Prioritätsgläubigern  zu  haften  hat,  wie  auch  im  bisherigen  Umfange 
Selbst-  und  Alleinschuldnerin  für  die  ob  den  Eisenbahnen  bücherlich 
haftenden  Prioritätsanlehen,  in  deren  rechtlichen  Verhältnissen  durch 
das  gegenwärtige  Uebereinkommen  keinerlei  Aenderung  herbeige- 
führt wird. 

Im  Uebrigen  gehen  mit  obigem  Zeitpunkte  sämmtliche  Activen 
und  Bestände  des  gesellschaftlichen  Vermögens,  sie  mögen  aus  welcher 
Zeit  immer  stammen,  insbesondere  sämmtliche  Reserven,  in  das  Eigen- 
thum des  Staates  über,  welchem  sohin  auch  vom  1.  Jänner  1884  au 
der  gesammte  aus  dem  Betriebe  des  gesellschaftlichen  Unternehmens, 
insbesondere  der  Eisenbahnen  und  Nebengeschäfte,  erzielte  Gewinn  aus- 
schliesslich zufällt. 

Der  Staat  übernimmt  aber  auch  vom  1.  Jänner  1884  an  —  mit 
Ausnahme  der  Prioritätsanlehen,  ferner  mit  Ausnahme  der  im  §  9 
erwähnten,  der  Gesellschaft  auch  weiterhin  obliegenden  Verbindlich- 
keiten —  alle  Passiven,  Verpflichtungen,  Auslagen  und  Lasten  der 
Gesellschaft,  ohne  Unterschied,  ob  sie  vor  oder  nach  1.  Jänner  1884 
entstanden  sind,  die  nach  1.  Jänner  1884  entstandenen  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  bezüglich  derselben  die  im  §  3  ge- 
troffenen Bestimmungen  von  der  Gesellschaft  eingehalten  worden  sind, 
zur  Selbst-  und  Alleinzahlung,  und  trägt  von  diesem  Zeitpunkte  an  die 
ordentlichen  Erhaltungs-  und  Betriebskosten,  wie  auch  alle  ausser- 
ordentlichen Auslagen,  insbesondere  für  Erweiterungsbauten  und  Neuan- 
schaffungen, den  etwa  aus  dem  Betriebe  des  Unternehmens  erwachsen- 
den Verlust,  sowie  alle  Gefahren  und  alle  anderen  ausserordentlichen 
Unglücksfälle. 

Zu  den  vom  Staate  zu  übernehmenden  Passiven  der  Gesellschaft 
gehört  insbesondere  auch  die  aus  Baucapitalsüberschreitungen  und 
sonstigen,  durch  die  Staatsgarantie  nicht  bedeckten  Erfordernissen  ent- 
standene schwebende  Schuld  der  Gesellschaft. 

Die  nicht  rechtzeitig  zur  Behebung  gelangenden  Beträge  für  ver- 
loste Prioritätsobligationen  und  Actien,  sowie  für  fällige  Coupons  ver- 
fallen nach  Eintritt  der  Verjährung  zu  Gunsten  des  Staates. 

§  5. 

Der  Staat  behält  sich  vor,  die  Verwaltung  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  ganz  oder  theilweise  mit  jener  anderer  vom  Staate  verwalteten 
oder  dem  Staate  gehörigen  Eiseubahnen  zu  vereinigen. 
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§  6- 

Die  nach  Maasegabe  dieses  Uebereinkominens  und  insbesondere  in 
Folge  der  Betriebsführung  der  gesellschaftlichen  Eisenbahnen  und 
Nebengeschäfte  durch  den  Staat  eintretende  Beschränkung  der  Befug- 
nisse des  Verwaltungsrathes  und  der  Generalversammlung  wird  im 
Handelsregister  angemerkt. 

Der  dem  Verwaltungsrathe  verbleibende  Wirkungskreis  umfasst 
insbesondere  die  Aufgabe,  das  Interesse  der  Gesellschaft  gegenüber  dem 
Staate,  soweit  es  sich  um  die  Erfüllung  dieses  Uebereinkommens 
handelt,  wahrzunehmen  und  gerichtlich  wie  auch  aussergerichtlicb  geltend 
zu  machen,  sowie  die  Vertretung  der  Gesellschaft  in  ihren  Rechtsver- 
hältnissen gegenüber  den  Besitzern  der  von  ihr  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen und  in  den  aus  diesen  Rechtsverhältnissen  etwa  ent- 
springenden Rechtsstreitigkeiten. 

Die  Anzahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder  kaun  unbeschadet  des 
Rechtes  der  k.  k.  Staatsverwaltung,  jederzeit  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrathes zu  bestellen,  nach  und  nach  bis  auf  fünf  herabgemindert 
werden,  so  dass  bei  den  künftig  stattfindenden  ordentlichen  General- 
versammlungen Neuwahlen  erst  dann  stattfinden  müssen,  wenn  die  Zahl 
der  gewählten  Verwaltungsrathsmitglieder  unter  vier  gesunken  sein  sollte. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Prä- 
sidenten oder  Vicepräsideuten  nach  Bedarf,  wenigstens  aber  einmal  in 
jedem  Vierteljahre. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  ist  er- 
forderlich, dass  wenigstens  die  Hälfte  der  jeweiligen  Mitgliederzahl 
gegenwärtig  sei. 

§  7. 

Das  gesammte  Dienstpersonal  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  ist 
unter  Wahrung  der  von  demselben  erworbenen  Rechte  vom  Staate 
übernommen  worden,  welcher  diesem  Personale  insbesondere  die  Auf- 
rechthaltung der  demselben  nach  Massgabe  der  Pensionsstatuten  der 
Kronprinz  Rudolf-Bahn  erwachsenen  Versorgungs-  und  sonstigen  An- 
sprüche ausdrücklich  zusichert. 

Nachdem  ferner  das  von  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  für  ihre 
Bediensteten,  dann  deren  Witwen  und  Waisen  gegründete  Pensions- 
institut, sowie  die  Krankencasse  der  Bediensteten  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  sammt  den  mit  diesen  Instituten  verbundenen  Fonden  in  der 
statutenmässig  vorgeschriebenen  Form  seit  1.  Juli  1882  mit  dem  gleich- 
artigen Institute,  respective  Fonden  für  das  der  k.  k.  Direction  für 
Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  unterstehende  Personale  vereinigt  worden 
sind,  so  tritt  fortan  der  Staat  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ein, 
welche  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  rücksichtlicb  der  obigen 
Fonde  nach  Maassgabe  der  Statuten  zustehen,  beziehungsweise  obliegen, 
uud  werden  die  nach  diesen  Statuten   dem  Verwaltungsrathe  der  Ge- 
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Seilschaft  eingeräumten  Befugnisse  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
ausgeübt. 

Jenen  Personen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  Kron- 
prinz Rudolf-Bahn  aus  Billigkeitsrücksichten  fortlaufende  jährliche 
Unterstützungen  bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Unterstützungen 
nach  Maassgabe  der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

§  8. 

Vom  1.  Jänner  1884  angefangen  und  insolange  als  die  Einlösung 
durch  den  Staat  nicht  erfolgt,  wird  der  Staat  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn-Gesellschaft  kosten-  und  stempelfrei  zur  Verfügung  stellen: 

I.  jene  Jabresbeträge,  welche  an  den  jeweiligen  Fälligkeitsterminen 
erforderlich  sind,  zur  Bestreitung: 

n)  der  mit  fünf  Percent  in  Silber  zu  leistenden  Verzinsung  und  der 
planmässigen,  gleichfalls  in  Silber  berechneten  Tilgungsquoten  für 
die  gesellschaftlichen  Prioritätsobligationenanlehen 

ddo.  15.  August  1867  per  ...   .  15,000.000  fl.  österr.  Währ.  Silber 
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28.  „ 

1872 

7)  • 

.    .  2,562.600 

>' 

r 

zusammen  per  .  57,910.500  fl.  österr.  Währ.  Silber 


b)  der  Verzinsung  und  der  planmässigen  Tilgung  für  das  gesell- 
schaftliche Goldprioritätsanlehen  ddo.  18.  October  1875  per 
25,220.000  fl.  (Salzkammergutbahn-Prioritäten); 

II.  eine  keinem  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzüge  unter- 
liegende Jahresrente  in  Silber,  welche  sich  zusammensetzt: 

a)  aus  dem  in  Semestrairaten,  deren  erste  am  30.  Juni  1884  fällig 
wird,  zahlbaren  Betrage  von  vier  und  drei  Viertel  (43/4)  Percent 
des  jeweilig  im  Umlaufe  befindlichen  Actiencapitales,  insoweit 
dasselbe  noch  nicht  in  Folge  der  planmässigen  Verlosung  zur 
Rückzahlung  zu  gelangen  hat ; 

b)  aus  dem  jeweilig  fälligen  Erfordernisse  für  die  planmässige  Tilgung- 
des  Actiencapitals  innerhalb  der  Concessionsdauer. 

Das  hier  sub  b)  bezeichnete  Tilgungserforderniss   ist  ausschliess- 
lich zum  Zwecke  der  Actientilgung  zu  verwenden. 

Die  Ausgabe  von  Genussscheinen  für  die  getilgten  Actien  findet 
fortan  nicht  mehr  statt. 
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§  9- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  durch  von  ihr  zu  bestimmende 
Organe  für  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  die  nöthigen  Bureau- 
arbeiten  und  Caesageschäfte  ohne  besondere  Vergütung  besorgen  lassen, 
insbesondere  auch  die  Einlösung  der  fälligen  Coupons  und  der  ver- 
losten Actien  und  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  vermitteln  und 
zur  Abhaltung  der  Verwaltungsratbssitzungen  und  Generalversammlungen 
der  Actionäre  die  Mitbenützung  eines  Amtslocales  der  k.  k.  Direction 
für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  kostenfrei  einräumen. 

Der  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  obliegt  demnach  fernerhin  : 

a)  die  Bestreitung  anderweitiger,  auch  die  Entlohnung  des  Verwal- 
tungsrathes  in  sich  schliessender  Gesellschaftsauslagen,  insoweit  sie 
den  vom  Staate  zur  Verfügung  zu  stellenden  jahrlichen  Pauschal- 
betrag von  Fünftausend  (5000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Noten 
übersteigen,  sowie 

b)  die  Bedeckung  von  etwaigen  Mehrauslagen  für  die  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  über  jenen  Betrag,  welcher 
hiefür  vom  Staate  nach  §  8  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

§  10. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn- Ge- 
bellschaft jene  Beträge,  welche  die  Gesellschaft  an  Steuern  und  Ge- 
bühren sammt  Zuschlägen  vom  1.  Jänner  1881  an  nach  Maassgabe  der 
Vorschreibung  zu  entrichten  haben  wird,  kostenfrei  zur  Verfügung 
stellen. 

Die  für  jene  Linien  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn,  welche  sich  noch 
nicht  durch  neun  Jahre  im  Betriebe  befinden  (Salzkammergutbabn), 
concessionsmässig  in  Wirksamkeit  stehende  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühreu,  sowie 
von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  wird  mit  der  Maassgabe,  dass  diese  Befreiung  vom 
1.  Jäuner  1884  an  auch  in  Ansehung  der  Erwerbsteuer  zu  gelten  bat, 
auf  die  ganze  erübrigende  Concessionsdauer  verlängert. 

Auf  die  gleiche  Zeitdauer  wird  vom  1.  Jänuer  1884  an  die 
Coupon-Stempelgebührenbefrciung  für  die  übrigen  Linien  der  Kronprinz 
Rudolf-Bahn  zugestanden. 

§  11. 

Den  Prioritätsgläubigern  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn,  insbesondere 
den  Besitzern  der  von  der  Bahngesellschaft  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen werden  sämmtliche  von  denselben  erworbenen  Rechte  im 
vollen  Umfange  ausdrücklich  vorbehalten. 

Namentlich  wird  die  zu  Gunsten  der  Prioritätsgläubiger  bestehende 
pfandrechtliche  Haftung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  für  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  ob  denselben  bücherlich    eingetragenen  Prio- 
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ritätsanlehen,  sowie  die  bücherliche  Rangordnung  dieser  Anlehen  unter- 
einander durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  in  keiner  Weise 
berührt. 

Die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  bleibt  in  dem  bisherigen 
Umfange  ebensowohl  Personal-  als  Realschuldnerin  für  die  von  ihr 
aufgenommenen  Prioritätsanlehen,  insolange  dieselbe  nicht  im  Sinne 
des  in  dem  Text  der  Obligationen  gemachten  Vorbehaltes  bei  Einlösung 
der  Bahn  durch  den  Staat  auf  diesen  als  Reallast  übergehen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  ihr  in  Gemässheit  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  vom  Staate  zugesicherten  Annuitäten-, 
Zinsen-,  Tilgungsquoten-  und  Rentenzahlungen  vor  allem  Anderen  zur 
Abstattung  der  Zinsen-  und  Tilgungsschuldigkeit  der  Prioritätsanlehen 
zu  verwenden. 

§  12. 

Die  Kronprinz  Rudolf- Bahn-Gesellschaft  räumt  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung das  Recht  ein,  vom  1.  Jänner  1884  angefangen,  jederzeit 
die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  unter  den  nachstehenden  Bestimmungen 
einzulösen : 

Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  wodurch  unter  Einem  die  Liquidation  der  Gesellschaft  eintritt, 
gehen  sämmtliche,  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  bildenden  Eisenbahnen 
mit  Einschluss  des  zum  Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweg- 
lichen Materials  (§  4),  wie  es  liegt  und  steht  und  ohne  Gewährleistung 
seitens  der  Gesellschaft  in  das  Eigenthum  des  Staates  über. 

Dagegen  hat  der  Staat,  falls  er  von  dem  Rechte,  die  Bahn  ein- 
zulösen, Gebrauch  macht: 

a)  die  ob  derselben  bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen  auf  Grund 
des  im  §  11  erwähnten  Vorbehalts  zur  Selbstzahlung  zu  über- 
nehmen, und 

b)  den  Actionären  den  Umtausch  ihrer  im  Zeitpunkte  der  Einlösung 
unverlost  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  gegen  Eisenbahn-Schuld- 
verschreibungen in  gleichem  Nominalbetrage  anzubieten,  welche 
ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  mit  jährlich 
vier  und  drei  Viertel  (43/4)  Percent  in  Silber  österreichischer 
Währung  verzinslich  und  gleichfalls  ohne  Abzug  längstens  bis 
zum  Jahre  1960  mit  dem  Nominalbetrage  von  Zweihundert  (200) 
Gulden  österreichischer  Währung  in  Silber  rückzahlbar  sind. 

Diese  Eisenbahn-Schuldverschreibungen,  welche  halbjährige,  nach- 
hinein am  1.  Jänner  und  1.  Juli  fallige  Zinsencoupons  erhalten,  werden 
ob  der  Kronprinz  Rudolf- Bahn  durch  Eintragung  des  Pfandrechtes  mit 
dem  Range  sichergestellt,  dass  denselben  nur  die  in  diesem  Ueberein- 
kommen vorgesehenen  Prioritätsanlehen  vorangehen. 

Die  Aufforderung  zum  Umtausche  der  Actien  nebst  den  noch 
nicht  fälligen  Coupons,   welche  nicht  mehr  zur  Auszahlung  gelangen, 
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ist  dreimal  in  Zwischenräumen  von  je  14  Tagen  in  der  statutenmäßig 
vorgeschriebenen  Weise  öffentlich  kundzumachen. 

Zur  Vornahme  des  Umtausches,  bei  welchem  für  etwa  fehlende 
Actiencoupons  die  denselben  entsprechenden  Zinsencoupons  der  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen zurückbehalten  werden,  ist  den  Actionären 
eine  Frist  von  sechs  Monaten  zu  gewähren. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  ein  der  Anzahl  der  nicht  zum 
Umtausche  gelangten  Actien  entsprechender  Nominalbetrag  in  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  ausge- 
gefolgt  und  von  denselben  an  die  Besitzer  der  nicht  durch  Umtausch 
ausser  Verkehr  gesetzten  Actien  gegen  Einlieferung  der  Actientitel 
sammt  Coupons  vertheilt.  Für  etwa  fehlende  Coupons  wird  der  ent- 
sprechende Betrag  von  dem  zur  Vertheilung  gelangenden  Erlöse  zu- 
rückbehalten. 

Der  auf  jene  Actientitel,  welche  ungeachtet  der  in  statutenmäßiger 
Form  ergangenen  Aufforderung  binnen  einer  sechsmonatlichen  Frist 
nicht  beigebracht  werden,  entfallende  Antbeil  deB  Liquidationserlöses 
wird  zu  Gunsten  der  Berechtigten  gerichtlich  erlegt. 

Der  letzte  Termin  für  den  Umtausch  der  Actien  läuft  am  10.  September 
1889  ab. 

§  13. 

Die  Kronprinz  Rudolf- Bahn -Gesellschaft  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, Über  Aufforderung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  unter 
den  von  derselben  festzustellenden  Bedingungen  eine  Convertirung  ihrer 
dermaligen  Prioritätsanieheu,  und  zwar  sowohl  der  auf  Silber  lautenden 
Anlehen,  wie  auch  des  Goldanlehens  (Salzkammergutbahn-Prioritäten) 
durchzuführen,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  hiedurch  weder  die 
im  §  8,  Z.  IL,  lit.  a)  und  b)  zugesicherte  Annuitäten-  und  Renten- 
zahlung, noch  die  im  §  12  zugesicherte  feste  Einlösungsrente  ge- 
schmälert wird. 

Im  Falle  der  Convertirung  wird  schon  vom  Zeitpunkte  der  Wirk- 
samkeit der  Convertirung  bis  zum  Vollzuge  der  Einlösung  die  für  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  neuen  Prioritätsobligationen  erwachsende 
Jahreslast  an  die  Stelle  der  nach  §  8,  Z.  I,  lit.  a),  respective  b)  zu- 
gesicherten Jahresbeträge  zu  treten  haben. 

Es  wird  vorbehalten,  das  zur  Convertirung  der  Silberprioritäts- 
obligationen aufzunehmende  Anlehen  um  jenen  Betrag  zu  erhöhen, 
welcher  zur  Rückzahlung  der  von  der  Staatsverwaltung  zu  übernehmen- 
den schwebenden  Schuld  der  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

Die  im  §  8,  la  genannten  fünfpercentigeu  Silberprioritätsaniehen  wurden 
im  Jahre  1884  in  ein  vierpercentiges  Silberanlehen  per  70,194.600  fl.  convertirt, 
welches  ohne  Steuer-  und  Gebührenabzug  verzinslich  und  in  längstens  72  Jahren 
von  1884  an  verlosbar  ist. 
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Das  in  §  8,  16  genannte  fünfperoentige  Goldprioritätsanlehen  wurde  im 
Jahre  1884  in  ein  vierpercentiges  Goldanlehen  per  68,166.600  Mark  convertirt, 
das  ohne  Steuer-  und  Gebührenabzug  verzinslich  und  in  längstens  82  Jahren 
von  1885  an  verlosbar  ist. 

§ 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  von  dem  ihr  nach  §  12  dieses 
Uebereinkommens  eingeräumten  Rechte,  die  Kronprinz  Rudolf- Bahn 
einzulösen,  in  dem  Falle  und  Zeitpunkte  Gebrauch  machen,  wenn  die 
Kronprinz  Rudolf-Bahn -Gesellschaft  in  die  Lage  kommt,  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  eine  von  dieser  für  ausreichend  erachtete  Sicherheit 
dafür  zu  bieten,  dass  den  Staat  als  Uebernehmer  der  bücherlich  haften- 
den, in  Silber  verzinslichen  Prioritätsobligationenschuld  keine  grössere, 
als  die  im  §  8,  Z.  I,  lit  a)  festgesetzte  Belastung  treffen  kann. 

Siehe  die  Kundmachung  vom  28.  August  1887  unten. 

Dieser  Belastung  wird  jeue  gleichgeachtet,  welche  sich  durch 
Aufnahme  eines  neuen  einheitlichen,  längstens  bis  zum  1.  April  1956 
rückzahlbaren  Convertirungsanlehens  ergibt,  dessen  Jahreslast  der  fünf 
Percent  in  Silber  österr.  Währ,  nicht  tibersteigenden  Verzinsung  nebst 
den  erforderlichen,  gleichfalls  in  Silber  österr.  Währ,  zu  leistenden 
Tilgungsquoten  für  die  Rückzahlung  des  im  Wege  der  Convertirung 
zur  Einziehung  gelangenden  Restbetrages  der  Silberprioritätsaniehen 
innerhalb  der  obigen  Tilgungsdauer  gleichkommt. 

Zur  Erfüllung  der  mit  der  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  ver- 
bundenen, im  §  12  näher  bezeichneten  Gegenleistungen  ist  die  Staats- 
verwaltung erst  dann  verpflichtet,  wenn  die  eisenbahnbücherliche  Ueber- 
tragung  des  gesaramten  Bahneigenthums  an  den  Staat  durchgeführt 
sein  wird. 

Zu  diesem  Behufe  ist  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  ver- 
pflichtet, die  erforderlichen  Rechtsurkunden  über  jeweiliges  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  auszufertigen.  Etwaige,  zu  dem  heutigen 
eisenbahnbticherlichen  Lastenstande  hinzugekommene  Belastungen,  inso- 
weit dieselben  nicht  im  Einverständnisse  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erfolgt  sind,  wird  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  zu  vertreten 
haben. 

Mit  Bescheid  des  k.  k.  Landesgerichtes  Wien  vom  27.  September  1887, 
Z.  77911,  wurde  in  den  für  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  bestehenden  Eisenbahn- 
buch-Einlagen das  Eigentumsrecht  des  k.  k.  Aerars  einverleibt. 

§  15. 

Im  Falle  der  Einlösung  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  durch  den 
Staat  erfolgt  die  Liquidation  der  Gesellschaft  für  Rechnung  des  Staates 
und  auf  die  vom  Staate  vorzuschreibende  Weise. 

5* 
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Als  Liquidatoren  haben  nebst  einem  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung bestimmten  Aufsichtsorgane  die  zur  Zeit  des  Eintrittes  der 
Liquidation  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  bildenden  Mitglieder 
zu  fungiren. 

§  16.; 

Nachdem  die  Ausübung  der  concessionsmä*sigen  Rechte  der 
Kronprinz  Rndolf-Bahn-Gesellschaft  mit  1.  Jänner  1884  für  die  ganze 
noch  übrige  Concessionsdauer  auf  den  Staat  übergeht,  wird  die  Gesell- 
schaft mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  von  den  ihr  obliegenden  concessions- 
mässigen  Verpflichtungen  enthoben. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  aus  Anlass  der  von  der 
Kronprinz  Rudolf-Bahn  bisher  empfangenen  und  aus  der  Abrechnung 
bis  Ende  1883  sich  ergebenden  Staatsgarantievorschüsse  (sammt  Zinsen) 
eine  Rückzahlungspflicht  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  der  Con- 
cessionen  und  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft 
fortan  nicht  treffen  kann. 

Auch  erklärt  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft,  ausser  den 
ihr  nach  Maassgabe  der  Rechnungsprüfung  bis  einschliesslich  1.  Jänner 
1884  noch  gebührenden  Garantievorschusszahlungen,  aus  welchen  jedoch 
die  für  später  fällige  Prioritätencoupons  entfallenden  Quoten  mit  den 
im  §  3  bezeichneten  Reserven  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  überzu- 
gehen haben,  irgend  einen  weiteren  Anspruch  gegen  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  dem  bisherigen  Gaiantieverhältnisse,  beziehungsweise 
der  für  ihre  Rechnung  erfolgten  und  bis  zu  obigem  Zeitpunkte  noch 
erfolgenden  Botriebsführung  nicht  erheben  zu  können. 

§  17. 

Nachdem  zugleich  mit  den  Linien  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn 
der  Betrieb  der  k.  k.  Staatsbahn  Tarvis-Pontafel  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung übernommen  und  hiedurch  die  Wirksamkeit  des  in  Betreff 
der  Führung  des  Betriebes  dieser  Staatsbahn  am  5.  März  1879  abge- 
schlossenen Vertrages  auf  die  interne  Verrechnung  beschränkt  worden 
ist,  so  wird  vereinbart,  dass  dieser  Vertrag  mit  1.  Jänner  1884  gänz- 
lich zu  erlöschen  hat. 

§  18. 

Die  Einverleibung  des  k.  k.  Aorars  als  Eigenthümer  ob  den 
nicht  einen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bildenden  Immobilien  der 
Gesellschaft  soll  sofort  nach  Eintritt  der  legislativen  Genehmigung 
dieses  Uebereinkommens  stattfinden  und  wird  die  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn-Gesellschaft  die  zur  bücherlichen  Eigenthumsübertragung  an  den 
Staat  erforderlichen  Rechtsurkunden  über  Verlangen  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung rechtzeitig  ausfertigen.  Ferner  wird  vereinbart,  dass  dieses 
Uebereinkommen  nach  Eintritt  der  legislativen  Genehmigung  in  den 
für  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  eröffneten  Eisenbahnbucheinlagen  auf 
dem  Eigenthumsblatte  als  Nachtrag  zu  den   daselbst  enthaltenen,  der 
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Unternehmung  auf  die  ganze  bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechten 
und   deren  Beschränkungen  eingetragen  werde. 

Diese  Eintragung  hat  insbesondere  zur  Ersichtlichmacbung  der 
aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsenden  Beschränkungen 
der  concessionemässigen  Rechte  der  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

Die  erwähnte  Eintragung  ist  zu  löschen,  sobald  der  Staat  als 
Eigenthümor  in  die  Einlage  eingetragen  wird. 

§  19. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  20. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen 
für  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn-Gesellschaft  die  Wirkung  statutarischer 
Bestimmungen  erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaftsstatuten  beige- 
fügt werden. 

§  21. 

Das  gegenwärtige  Uebereiukommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  geniessen  die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

Insbesondere  erfolgt  auch  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung 
der  sämmtlichen  Prioritätsobligationen,  welche  im  Sinne  des  §  13  dieses 
Uebereinkommens  zur  Ausgabe  gelangen,  gebühren-  und  stempelfrei. 

§  22. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahn-Ge- 
Bellßchaft  durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
für  die  k.  k.  Regierung  aber  nur  im  Falle  der  legislativen  Genehmigung 
bindende  Kraft. 

Soferne  diese  Genehmigung  nicht  bis  30.  Juni  1884  erfolgen 
sollte,  ist  die  Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 

c)  Uebereinkommen, 

abgeschlossen  zu  "Wien  am  11.  Deoember  1883 

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen 
der  k.  k.  Regiernng  einerseits  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv. 
Vorarlberger  Bahn  Im  Namen  dieser  Gesellschaft  anderseits,  betreffend 
die  Einlösung  der  Vorarlberger  Bahn  durch  den  Staat. 

§  1. 

Die  k.  k.  priv.  Vorarlberger  Bahngesellschaft  räumt  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  das  Recht  ein,  vom  1.  Juli  1884  angefangen,  wann 
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immer  das  Eigenthum  des  gesammton  Unternehmens  der  Vorarlberger 
Bahn  unter  den  in  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  festgesetzten 
Bestimmungen  für  den  Staat  zu  erwerben. 

§  2- 

Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Vorarlberger  Bahngesellechaft  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  zu  dem  von  dieser  zu  bestimmenden  Zeitpunkte 
unter  Ausfertigung  der  erforderlichen  Rechtsurkunden  in  das  Eigenthum 
übertragen,  beziehungsweise  abtreten; 

a)  sämmtliche  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Inns- 
bruck in  der  zufolge  Bescheides  vom  29.  August  1874,  Z.  3070, 
eröffneten,  seither  als  definitiv  erklärten  Einlage  für  die  k.  k.  priv. 
Vorarlberger  Bahn  eingetragene  Eisenbahnen ; 

b)  die  ihr  gehörigen,  auf  forstlich  Liechtenstein  'schein  und  auf 
schweizerischem  Gebiete  gelegenen  Eisenbahnstrecken  von  der 
österreichischen  Reicbsgrenze  einerseits  bis  Buchs,  anderseits  bis 
St.  Margarethen. 

Die  Vorarlberger  Bahn  besteht  aus  den  Linien:  Binde nz-Bregenz- 
Loiblach  (Bayerische  Grenze),  Feldkirch-Buohs,  Lautrach-St.  Marga- 
rethen und  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  91,  und 
der  Cone.  Urk.  vom  17.  August  1869,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  169,  erbaut.*)  Laut  des  zwischen 
Oesterreich,  Bayern  und  der  Schweiz  geschlossenen  Staats  Vertrages  vom  27.  August 
1870,  E.  G.  Bl.  Nr.  13  ex  1871**)  wurde  für  den  auf  fürstlich  Liechtenstein'schem 
Gebiete  gelegenen  Theil  der  Bahn  Feldkirch-Buchs  von  der  fürstlich  Liechten- 
stein'sohen  Regierung  die  Concession  vom  14.  Janner  1870,  ferner  wurde  für 
die  auf  schweizerischem  Gebiete  gelegenen  Theile  der  Linien  Foldkirch-Buchs  und 
Lautrach-St  Margarethen  von  der  Regierung  des  Cantons  St.  Gallen  die  Con- 
cession vom  1.  Deoember  1869  ertheilt,  und  diese  letztere  Concession  von  der 
Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  mittelst  Beschlusses 
vom  22.  Deoember  1869  genehmigt.  Endlich  ist  nach  dem  oitirten  Staatsvertrage 
die  von  der  bayerischen  Regierung  hergestellte  Strecke  Bayerische  Grenze-Lindau 
von  der  Vorarlberger  Bahn  gepachtet.  Die  Eröffnung  fand  statt  in  den  Strecken: 
Bludenz-Feldkirch-Bregenz-Bayerische  Grenze  am  1.  Juli  1872,  Feldkirch-Buchs 
am  24.  October  1872  und  Lautrach-St.  Margarethen  am  23.  November  1872. 

Die  Vorarlberger  Bahn  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Deoember 
1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  zufolge  des  TL  M.  Erl.  vom  24.  Juni  1882,  Z.  993,  mit 
1.  Juli  1882  in  den  Staatsbetrieb  übernommen.  Die  Betriebsführung  erfolgte  bis 
Ende  Juli  1884  durch  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb,  an  deren 
8telle  seit  1.  August  1884  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen trat. 

c)  das  gesammte  zum  Betriebe  der  bezeichneten  Eisenbahnen  dienende 
oder  sonst  der  Gesellschaft  gehörige  feste  und  bewegliche  Material 

*)  Vgl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  II  2,  S.  1314. 
**)  Vgl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  III,  S.  378. 
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mit  Einschluss  des  gesellschaftlichen  Fahrparks,  der  Inventar- 
stücke,  Verbrauchsmaterialien  und  Vorräthe  aller  Art; 

d)  das  sonstige  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen  der  Gesell- 
schaft mit  Einschluss  der  zu  demselben  gehörigeu  oder  von  der 
Gesellschaft  verwalteten  Fonds,  Cassenbestände,  Werthpapiere,  Re- 
serven und  Activforderungen. 

§  3. 

Zugleich  mit  den  Activen  und  Beständen  des  gesellschaftlichen 
Vermögens  gehen  auch  die  Passiven,  Lasten  und  Schulden  der  Gesell- 
schaft nach  Maassgabe  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  auf  den 
Staat  über  und  übernimmt  der  Staat  unter  dieser  Voraussetzung  zur 
Selbst-  und  Alleinzahlung  die  ob  den  gesellschaftlichen  Eisenbahnen 
bücherlich  haftenden  Prioritätsschulden,  sowie  alle  übrigen  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft. 

§  *• 

Als  Entgelt  für  die  im  §  1  und  2  bezeichnete  Eigenthumsüber- 
tragung gewährt  der  Staat  nebst  der  Uebernahme  der  im  §  3  angeführten 
Verbindlichkeiten  für  die  noch  nicht  verlosten  29.940  Stück  Actien  der 
Vorarlberger  Bahn  im  Gesammtnominalbetrage  von  5,988.000  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber  den  Umtausch  gegen  Eisenbahn-Schuldverschreibungen 
in  gleichem  Nominal  betrage,  welche  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder 
sonstigen  Abzug  mit  jährlich  fünf  (5)  Percent  in  Silber  österr.  Währ, 
verzinslich  und  gleichfalls  ohne  Abzug  längstens  bis  zum  Jahre  1962 
mit  dem  Nominalbetrage  von  Zweihundert  (200)  Gulden  österr.  Währ, 
in  Silber*  rückzahlbar  sind. 

Diese  Eisenbahn-Schuldverschreibungen,  welche  halbjährige,  nach- 
hinein am  1.  Jänner  und  1.  Juli  fällige  Zinsencoupons  erhalten,  werden 
ob  der  Vorarlberger  Bahn  durch  Eintragung  des  Pfandrechtes  mit  dem 
Range  sichergestellt,  dass  denselben  nur  die  in  diesem  Uebereinkommen 
vorgesehenen  Prioritätsanlehen  vorangehen. 

Die  Aufforderung  zum  Umtausche  der  Actien  nebst  den  noch 
nicht  fälligen  Coupons,  welche  nicht  mehr  zur  Auszahlung  gelangen, 
ist  dreimal  in  Zwischenräumen  von  je  14  Tagen  in  der  statutenmäßig 
vorgeschriebenen  Weise  öffentlich  kundzumachen. 

Zur  Vornahme  des  Umtausches,  bei  welchem  für  etwa  fehlende 
Actiencoupons  die  denselben  entsprechenden  Zinsencoupons  der  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen zurückbehalten  werden,  ist  den  Actionären 
eine  Frist  von  6  Monaten  zu  gewähren. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  ein  dem  Nominalbetrage  der  nicht 
zum  Umtausche  gelangten  Actien  entsprechender  Nominalbetrag  in 
Eisenbahn-Schuldverschreibungen  den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  aus« 
gefolgt  und  von  denselben  an  die  Besitzer  der  nicht  durch  Umtausch 
ausser  Verkehr   gesetzten  Actien    gegen  Einlieferung   der  Actientitel 
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sammt  Coupons  vertheilt.  Für  etwa  fehlende  Coupons  wird  der  ent- 
sprechende Betrag  zurückbehalten.  Der  auf  jene  Actientitel,  welche 
ungeachtet  der  in  statutenmäßiger  Form  ergangenen  Aufforderung 
binnen  einer  sechsmonatlichen  Frist  nicht  beigebracht  werden,  entfallende 
Antheil  wird  zu  Gunsten  der  Berechtigten  gerichtlich  erlegt. 

Für  die  innerhalb  der  festgesetzten  Termine,  deren  letzter  am  26.  Juni  1887 
ablief,  nicht  präsentirten  102  Actien  wurden  20.400  fl.  5perceutige  Eisenbahn- 
Staatsschuldverschreibungen  gerichtlich  erlegt. 

§  5. 

Unabhängig  von  der  im  §  1  bezeichneten  Eigenthumserwerbung 
verpflichtet  sich  die  Vorarlberger  Bahngesellschaft  schon  vom  heutigen 
Tage,  über  Aufforderung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  unter  den 
von  derselben  festzusetzenden  Modalitäten  eine  Convertirung  der  Prio- 
ritätsanleihe vom  1.  Juni  1871  per  7,396.600  fl.  österr.  Währ,  in 
Silber,  wie  auch  —  sofern e  dies  von  der  Staatsverwaltung  für  wünschens- 
werth  erachtet  werden  sollte  —  der  auf  Grund  des  Protokolles  vom 
19.  October  1883  aufgenommenen  Prioritätsanleihe  per  841.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  unter  der  Bedingung  durchzuführen,  dass  hiedurch 
der  Gesellschaft  keine  Mehrbelastung  erwächst,  insbesondere  auch  das 
den  Actionären  laut  §  4  dieses  üebereinkommens  zugesicherte  Entgelt 
nicht  geschmälert  wird. 

Diese  Prioritätsanleihen  wurden  im  Jahre  1884  in  eine  4percentige  Silber- 
anleihe von  9,851.200  fl.  convertirt,  welche  ohno  Steuer-  und  Gebuhrenabzug 
verzinslich  und  vom  1.  März  1884  an  in  längstens  69  Jahren  verlosbar  ist. 

§  6. 

Der  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  besteht  —  unbeschadet  des 
Rechtes  der  k.  k.  Staatsverwaltung,  jederzeit  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrath es  zu  bestellen  —  aus  den  jetzt  fungirenden  Mitgliedern 
desselben. 

Wahlen  in  den  Verwaltungsrath  finden  insolange  nicht  mehr  statt, 
bis  die  Anzahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder  unter  fünf  herabgesunken 
ist.  Erst  dann  haben  Ergänzungs wählen,  und  zwar  bis  auf  diese  Anzahl 
einzutreten. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  fortan  mindestens  einmal  in 
jedem  Vierteljahre. 

Zur  BeschlussfUhigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Anwesenheit 
von  wenigstens  der  Hälfte  der  jeweiligen  Mitgliederzahl  erforderlich. 

§  7. 

Nach  erfolgtem  Vollzuge  der  im  §  2  bezeichneten  Eigenthums- 
übertragung  tritt  die  Gesellschaft  mit  dem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  bestimmenden  Zeitpunkte  in  Liquidation. 
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Die  Liquidation  erfolgt  für  Rechnung  des  Staates  und  auf  die 
vom  Staate  vorzuschreibende  Webe.  Als  Liquidatoren  haben  nebst  einem 
von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bestimmten  Aufsichtsorgane  die  zur  Zeit 
des  Eintrittes  der  Liquidation  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft 
bildenden  Mitglieder  zu  fungiren. 

Das  - Eigentumsrecht  des  Staates  wurde  in  der  für  die  Vorarlberger  Bahn 
bestehenden  Eisenbahnbucheinlage  mit  Besoheid  des  k.  k.  Landesgeriohtes  Inns- 
bruck vom  26.  Jänner  1886,  Z.  216,  einverleibt.  Bezüglich  des  im  Fflrstenthume 
Liechtenstein  gelegenen  Bahntheiles  wurde  das  Eigenthumsrecht  des  Staates  mit 
Bescheid  des  Landgerichtes  Vaduz  vom  20.  April  1886,  Z.  211,  grundbücherlioh 
eingetragen. 

Die  Liquidationsfinna  der  Vorarlberger  Bahn  wurde  über  Beendigung  der 
Liquidation  am  26.  Juni  1888  handelsgerichtlich  gelöscht 

§  8. 

Das  der  k,  k.  Staatsverwaltung  im  §  1  dieses  Uebereinkommens 
eingeräumte  Recht  erlischt,  falls  es  nicht  bis  zum  31.  December  1885 
ausgeübt  wird. 

Die  Einlösung  fand  mit  31.  December  1886  statt  (siehe  die  Kundmachung  unten.) 

In  den  Bestimmungen  des  Protokolles  II  vom  25.  August  1869 
tritt  hiedurch  eine  Aenderung  nicht  ein. 

Die  Gesellschaft  ist  vom  heutigen  Tage  an,  bis  zum  Ablaufe  des 
oben  angesetzten  Termines  nicht  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustim- 
mung des  k.  k.  Handelsministeriums  über  ihre  Reserven  zu  verfügen, 
Bestandteile  ihres  Eigenthums  zu  veräussern  oder  zu  verpfänden,  neue 
Verpflichtungen  oder  Belastungen  des  Capitalscontos  zu  übernehmen, 
den  Gegenstand  des  Unternehmens  zu  ändern  oder  sich  auf  eine  andere 
als  die  in  diesem  Uebereinkommen  vorgesehene  Art  aufzulösen. 

Abgänge,  welche  sich  aus  der  etwaigen  Nichteinhaltung  der  im 
unmittelbar  vorangehenden  Absätze  erwähnten  Verpflichtung  ergeben 
sollten,  insbesondere  etwaige,  zu  dem  heutigen  eisenbahnbücherlichen 
Lasteostande  hinzugekommene  Belastungen,  insoweit  dieselben  nicht  im 
Einverständnisse  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  erfolgt  sind,  hat  die 
Vorarlberger  Bahngesellschaft  zu  vertreten. 

Es  ist  wohl  verstanden,  dass  der  Vorarlberger  Bahngesellschaft, 
vom  heutigen  Tage  an,  nicht  gestattet  werden  wird,  ihr  Grundcapital 
durch  Ausgabe  neuer  Actien  zu  erhöhen. 

§  9- 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  in  §  1  bezeichneten  Eigenthumserwerbung 
sind  sämmtliche  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  Urkunden, 
Pläne,  Bücher,  Rechnungen  und  das  gesammte  gesellschaftliche  Archiv, 
insoweit  es  sich  noch  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindet,  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zu  übergeben,  welche  diese  Urkunden  und  Behelfe 
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während  der  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass  deren  Be- 
nützung dem  Verwaltungsrathe,  beziehungsweise  den  Liquidatoren  der 
Gesellschaft  anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  10. 

Bezüglich  der  im  §  2  unter  lit.  b)  angeführten  auf  schweizerischem 
Gebiete  gelegenen  Strecken  der  Vorarlberger  Bahn  wird  die  Eigen- 
thumsübertragung von  der  vorgängigen  Erwirkung  der  hiezu  nach  den 
schweizerischen  Gesetzen  erforderlichen  Genehmigung  abhängig  gemacht. 

Die  Vorarlberger  Bahngesellschaft  wird  bestrebt  sein,  diese  Ge- 
nehmigung ehestens  zu  erwirken,  wogegen  die  k.  k.  Regierung  zu- 
sichert, dieses  Ansuchen  an  geeigneter  Stelle  befürworten  zu  wollen. 

Die  Uebertragung  der  Concession  für  die  auf  schweizerischem  Gebiete 
gelegenen  Bahnstrecken  der  Vorarlberger  Bahn  an  die  österreichische  Staats- 
verwaltung erfolgte  durch  den  schweizerischen  Bundesbeschluss  vom  21.  März  1884 

§  11- 

Nachdem  die  seinerzeit  von  den  Concessionären  der  Vorarlberger 
Bahn,  wie  auch  späterhin  von  der  Bahn- Gesellschaft  in  Absicht  auf 
die  Regelung  der  Verkehrsverhältnisse  gegenüber  anderen  Verkehrs- 
auetalten  getroffenen  Abmachungen  lediglich  in  Ansehung  der  die  Vorarl- 
berger Bahn  bildenden  Bahnstrecken  verbindliche  Kraft  erlangt  haben, 
werden  die  einschlägigen  Verbindlichkeiten  nur  in  diesem  Umfange  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  3  dieses  Uebereinkommens  zu  über- 
nehmen sein. 

§  12. 

Im  Falle  der  Ausübung  des  der  k.  k.  Staatsverwaltung  im  §  1 
dieses  Uebereinkommens  eingeräumten  Rechtes  findet  eine  Rückzahlung 
der  von  der  Vorarlberger  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  empfangenen 
Staatsgarantie-  und  Betriebsdeficitvorschüsse  nebst  Zinsen  nicht  statt, 
und  wird  die  Gesellschaft  von  der  ihr  diesfalls  obliegenden  Ver- 
pflichtung enthoben. 

Anderseits  erklärt  für  den  obigen  Fall  die  Vorarlbergcr  Bahn- 
geBellschaft,  ausser  den  ihr  nach  Maassgabe  der  Rechnungsprüfung  bis 
zu  obigem  Zeitpunkte  noch  zuzüglich  eventueller  Betriebsdeficitvor- 
schüsse gebührenden  Garantievorschusszahlungen  irgend  einen  weiteren 
Anspruch  gegen  die  k.  k.  Staatsverwaltung  aus  dem  bisherigen  Garantie- 
verhältnisse, beziehungsweise  der  für  ihre  Rechnung  erfolgten  und  bis 
zu  obigem  Zeitpunkte  noch  erfolgenden  Betriebsfübrung  nicht  erheben 
zu  können. 

§  13. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Wertlies  anzufechten. 
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§  14. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen 
für  die  Vorarlberger  Bahngesellschaft  die  Wirkung  statutarischer  Be- 
stimmungen erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaitsstatuten  beige- 
fügt werden. 

§  15. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  einschliesslich  der  Ausgabe  und  bücherlichen  Eintragung  der 
ßämmtlichen  im  §  5  vorgesehenen  neuen  Prioritätsobligationen  geniessen 
die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  16. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahnge- 
sellschaft durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
für  die  k.  k.  Regierung  aber  nur  im  Falle  der  legislativen  Genehmigung 
bindende  Kraft. 

Sofern  diese  Genehmigung  nicht  bis  31.  December  1884  erfolgen 
sollte,  ist  die  Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 

2.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  April 

1884,  Z.  12.876, 

betreffend  die  üebernahme  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  durch  den  Staat 

(C.  Bl.  Nr.  52). 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8  April  1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  51) 
und  gemäss  §  8  des  mit  obigem  Gesetze  genehmigten  Uebereinkommens 
vom  12.  December  1883  und  21.  Jänner  1884  wird  mit  1.  Mai  1884 
die  k.  k.  priv.  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  vom  Staate  übernommen  und 
der  Betrieb  dieser  Bahn  fortan  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  für 
eigene  Rechnung  des  Staates  geführt. 

Die  Führung  des  Betriebes  erfolgt  bis  auf  Weiteres  unter  der 
oberen  Leitung  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien 
durch  die  vorbehaltlich  der  successiven  Vereinigung  der  einzelnen  Dienst- 
abtheilungen einstweilen  noch  fortbestehende  Generaldirection  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  beziehungsweise  die  derselben  unterstehenden 
Dienstesstellen  und  Organe. 

Das  gesammte  bisher  gesellschaftliche  Dienstpersonal  tritt  mit 
obigem  Tage  unter  die  Amtsgewalt  der  vom  Staate  bestellten  Ver- 
waltungsorgane. 
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3.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
28.  August  1887,  Z.  28258, 

betreffend  die  Einlösung  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  dnreh  den  Staat 

(C.  BU  Kr.  102). 

Nach  eingetretener  Erfüllung  der  für  die  Einlösung  der  Kronprinz 
Rudolf-Bahn  durch  den  Staat  im  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  8.  April 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  51,  sowie  im  §  14  des  mit  diesem  Gesetze  ge- 
nehmigten Uebereinkommens  vom  11.  December  1883  festgestellten 
Bedingungen  hat  die  Regierung  sich  veranlasst  gefunden,  das  ihr  nach 
obigem  Uebereinkommen  eingeräumte  Einlösungerecht  bezüglich  der 
Kronprinz  Rudolf- Bahn  auszuüben. 

Hievon  ist  der  Verwaltungsrath  der  Bahngesellschaft  unter  Er- 
th eilung  der  erforderlichen  Weisungen  für  die  demnächst  zu  bewirkende 
eisenbahnbücherliche  und  grundbücherliche  Uebertragung  der  noch  im 
Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  unbeweglichen  Vermögensbestand- 
theile  nebst  Zugehör  an  den  Staat  und  für  die  sodann  durchzu- 
führende Liquidation  der  Gesellschaft  zufolge  der  einvernehmlich  mit 
dem  k.  k.  Finanzminister  erlassenen  Verfügung  des  k.  k.  Handels- 
ministers vom  28.  August  d.  J.,  Z.  28258,  in  Kenntniss  gesetzt  worden. 

4.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
20.  December  1885,  Z.  43535, 

betreffend  die  Einlösung  der  Vorarlberger  Bahn  durch  den  Staat 

(C.  Bl.  Nr.  152). 

Nach  eingetretener  Erfüllung  der  für  die  Einlösung  der  Vorarl- 
berger Bahn  durch  den  Staat  im  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  8.  April 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  51,  aufgestellten  Bedingungen  hat  die  k.  k.  Regie- 
rung beschlossen,  das  dem  Staate  im  §  1  des  mit  diesem  Gesetze  ge- 
nehmigten Uebereinkommens  vom  11.  December  1883,  betreffend  die 
Einlösung  der  Vorarlberger  Bahn  durch  den  Staat,  eingeräumte  Recht, 
„das  Eigen thum  des  gesammten  Unternehmens  der  Vorarlberger  Bahn 
für  den  Staat  zu  erwerben",  derart  auszuüben,  dass  das  genannte 
Bahnunternehmen  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  obigen  Ueber- 
einkommens mit  31.  December  1885  für  den  Staat  eingelöst  wird. 

Hievon  ist  der  Verwaltungsrath  der  Bahngesellschaft  unter 
Bekanntgabe  der  erforderlichen  Weisungen  für  die  am  bezeichneten 
Tage  zu  bewirkende  Uebertragung  des  gesammten  Bahneigenthums  an 
den  Staat  und  die  sodann  durchzuführende  Liquidation  der  Gesellschaft 
zufolge  der  einvernehmlich  mit  dem  k.  k.  Finanzminister  erlassenen 
Verfügung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  20.  December  1885,  Z.  43535, 
in  Kenntniss  gesetzt  worden. 

Wien,  am  20.  December  1885. 
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1.  Gesetz  vom  8.  Juni  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 

betreffend  die  Erwerbung  der  Eisenbahn  Pilsen-Prleson  (Komotau)  Rü- 
den Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathee  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachfolgende  von  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  im  Namen  der  Regierung  einerseits  und  der  Actiengesellschaft : 
nK.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen- Priesen  (Komotau)"  unter  Beitritt  der 
zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Prioritäts- 
obligationen I.  und  II.  Emission  der  genannten  Eisenbahngesellschaft 
gerichtlich  bestellten  Curatoren  anderseits  zu  Wien  am  26.  April  1884 
abgeschlossene  Uebereinkommen  in  Betreff  der  Erwerbung  der  gesell- 
schaftlichen Bahnlinien  durch  den  Staat  wird  genehmigt. 

Die  den  Staat  als  Uebernehmer  der  in  Gemässheit  der  Bestim- 
mungen in  §  2,  lit.  a)  und  §  3  dieses  U Übereinkommens  angeführten 
Prioritätsanlehensschuld,  behufs  deren  Convertirung  neue  Prioritäts- 
obligationen ausgegeben  werden  können,  deren  Verzinsung  und  Rück- 
zahlung ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  erfolgt, 
treffende  Belastung  darf  nicht  grösser  sein  als  die  Zahlung  jener  An- 
nuitäten, welche  zur  vierpercentigen  Verzinsung  und  zur  Rückzahlung 
des  Schuldcapitales  von  11,940.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  inner- 
halb der  Tilgungsdauer  vom  1.  Juli  1884  bis  1.  Juli  1963  zum  Nenn- 
werte in  Silber  österr.  Währ,  erforderlich  sind. 

Artikel  II. 

Der  Pinanzminister  wird  ermächtigt,  behufs  Einlösung  der  Eisen- 
bahn PilBen-Priesen  (Komotau)  durch  den  Staat  Eisenbahn- Schuldver- 
schreibungen, welche  mit  jährlich  vier  Percent  in  österr.  Währ.  Noten 
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vom  1.  Juli  1884  an  verzinslich,  sowie  von  diesem  Zeitpunkte  an 
innerhalb  längstens  79  Jahren  mit  dem  Nominalbetrage  in  österr. 
Währ.  Noten  rückzahlbar  sind,  deren  Verzinsung  uud  Rückzahlung 
ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  erfolgt,  und  welche 
nach  §  3  des  Uebereinkommens  auf  beiden  Linien  der  Eisenbahn 
Pilsen-Priesen  (Komotau)  pfandrechtlich  sichergestellt  werden  sollen,  im 
Gesammtnominalbetrage  von  7,157.600  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  aus- 
zugeben. 

Artikel  III. 

Der  nach  §4  des  Uebereinkommens  dem  Staate  als  Antheil  an 
den  bis  zum  1.  Juli  1884  aufgelaufenen  Reinerträgnissen  der  Linie 
Pilsen-Klattau-Eisenstein  zukommende  Betrag  von  1,310.000  fl.  österr. 
Währ.  Noten  ist  in  dem  entsprechenden  Theilbetrage  zur  Tilgung  der 
nach  §  11  des  Uebereinkommens  zu  Lasten  des  Staatsschatzes  zu  über- 
nehmenden, daselbst  näher  bezeichneten  schwebenden  Schuldposten  per 
183.670  fl.  24  kr.  und  217.059  fl.  96  kr.  sammt  vom  1.  Juli  1884  an 
laufenden  Zinsen  zu  verwenden. 

Artikel  IV. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Eisenbahn  ist  von 
der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf  die  Ueber- 
tragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft  nur 
auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  8.  Juni  1884. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

Uebereinkommen, 

welches  zwischen  den  b.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im 
Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits,  dann  der  k.  k.  prlvllegirten 
Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  unter  Beitritt  der  zur  gemeinsamen 
Vertretung  der  Rechte  der  Begltzer  Ton  Prioritätsobllgattonen  I.  nnd  II. 
Emission  der  genannten  KIsenbahnge*ellschaft  gerichtlich  bestellten  Cura- 
toren  anderseits,  in  Betreif  der  Erwerbung  der  gesellschaftlichen  Bahn- 
linien durch  den  Staat  unter  folgenden  Bestimmungen  abgeschlossen  wurde: 

§  i- 

Die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  überträgt  an 
den  Staat  das  Eigenthum  und  den  Betrieb  ihrer  sämmtlichen  Eisen- 
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bahnHnien  mit  allen  Rechten,  welche  ihr  hierauf  im  Grunde  der  Aller- 
höchsten Concessionen  vom  21.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  111,  und 
vom  13.  November  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,  der  mit  der  Staatsverwaltung 
abgeschlossenen  Uebereinkommen  vom  23.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  52, 
und  vom  1.  Mai  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  dann  sonstiger,  wie  immer 
Namen  habender  Rechtstitel  zustehen. 

Insbesondere  sind  Gegenstand  der  Uebertragung: 

aj  Die  Eisenbahnlinie  Pilsen  -  Friesen  (Komotau)  von  Pilsen  nach 
Priesen  eamtnt  Abzweigung  Über  Saaz  nach  Brüx  und  Dux; 

dann  die  Eisenbahnlinie  Pilaen-Klattau-Eisen stein  —  für 
welche  beide  Hauptlinien  zwei  Einlagen  im  Eisen  bahn  buche  des 
k.  k.  Landesgerichtes  Prag  bestehen,  ferner  sämmtliche  im  Eigen- 
thume  der  Gesellschaft  befindlichen  Schleppbahnen,  mit  alleinigem 
Ausschlüsse  der  Deggendorfer  Schleppbaun,  und  das  sonstige  un- 
bewegliche Eigenthum  der  Gesellschaft,  also  namentlich  auch  die 
anlUsslicb  des  Baues  der  Bahnlinien  eingelösten,  jedoch  nicht  ins 
Eisenbahnbuch  einzubeziehenden  Grundstücke. 

Eröffnet  wurden  die  Strecken:  Saaz-Obernitz  und  Obernitz-Brüx  am 
16.  September  1872,  Obernitz-Bilin  und  Pilsen-Plass  am  1.  Mai  1873,  Plass- 
Schaboglück  und  Schaboglück-Priesen  am  8.  August  1873,  Schaboglück-Saaz 
am  7.  September  1873,  Bilin-Dux-Ladowitz  am  1.  April  1874,  Pilsen-Neuem  am 
20.  September  1876,  die  Einmündung  in  den  Personenbahnhof  Pilsen  am  20.  Mai 
1877  und  Xenern-Eisenstein  am  20.  October  1877.  Der  Betrieb  auf  der  Linie 
Sehaboglück- Priesen  wurde  auf  Grund  des  H.  M.  Erl.  vom  9.  Mai  1879,  Z.  11994, 
C.  Bl.  Xr.  57,  mit  30.  Juni  1879  bis  auf  Weiteres  eingestellt.  Die  der  Pilsen-  • 
Priesener  und  Prag-Duxer  Bahn  gemeinschaftliche  Strecke  Obernitz-Brüx  wurde 
am  1.  JKnner  1880  in  den  ausschliesslichen  Betrieb  der  Prag-Duxer  Eisenbahn 
übernommen. 

b)  Alle  zum  Bestände  und  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien 
dienenden  Zugehörungen,  der  Fahrpark,  die  Ausrüstungsgegen- 
stände aller  Art,  die  Inventarstücke,  die  Material vorräthe,  und 
zwar  die  letzteren  in  einer  der  bisherigen  Gebarung  entsprechen- 
den Menge. 

c)  Die  Fonde  (§  10),  dann  die  Cautionen  mit  den  daran  haftenden 
Rechten  und  Verbindlichkeiten. 

Dagegen  sind  von  der  Uebertragung  an  den  Staat  nebst  der  schon 
erwähnten  Deggendorf  er  Schleppbahn  ausgenommen:  die  Deggendorfer 
Umschlagsanlage  und  das  damit  zusammenhängende  ScbiflYahrtsunter- 
nehmen,  dann  die  der  Gesellschaft  gehörige  St.  Johann-Braunkohlen- 
zeche bei  Kutterschitz;  endlich  jener  Grundantheil  per  3764'46  Quadrat- 
meter oder  1046*5  Quadratklafter  von  dem  der  Gesellschaft  laut 
Pilsener  Grundbuchseinlage  240  gehörigen  Besitzstande,  dessen  Abver- 
kauf an  die  Stadtgemeinde  Pilsen  im  Zuge  sich  befindet. 
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§  2- 

Das  Entgelt  für  die  Erwerbung  der  im  §  1   aufgeführten  Eisen- 
bahn wird  folgendermaassen  vereinbart: 

o)  Der  Staat  übernimmt  die  Prioritätsschuld  I.  Emission  vom 
20.  Februar  1872  in  dem  nach  Abzug  des  Capitalsbetrages  der 
bisher  verlosten  Theilschuldverschreibungen  per  60.000  fl.  Nominal 
vom  ursprünglichen  Schuldcapitale  per  12,000.000  fl.  Nominal 
verbleibenden  Nominalbetrage  per  11,940.000  fl.  österr.  Währ, 
in  Silber  als  Selbstschuldner  unter  der  Bedingung,  dass  der  Zins- 
fuss dieser  Schuld  von  fünf  Percent  auf  vier  Percent  in  Silber 
österr.  Währ,  herabgesetzt  wird. 

Die  hieraus  dem  Staatsschatze  erwachsende  Belastung  darf 
nicht  weiter  gehen  als  erforderlich  ist,  um  ein  Schuldcapital  im 
Betrage  von  11,940.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  mittelst  gleicher 
Annuitäten  jährlich  mit  vier  Percent  lediglich  in  Silber  österr. 
Währ,  vom  1.  Juli  1884  an  halbjährig  nachhinein  zu  verzinsen 
und  bis  längstens  1.  Juli  1963  in  Silber  österr.  Währ,  zu  tilgen. 

Etwaige  Zinsen-  oder  Tilgungsrückstände  aus  der  Zeit  vor  dem 

I.  Juli  1884  gehen  auf  Rechnung  der  contrahirenden  Gesellschaft. 

b)  Der  Staat  begibt  sich  seiuer  Rechte  als  Gläubiger  der  Gesell- 
schaft aus  dem  derselben  zufolge  der  Uebereinkommen  vom 
23.  April  1874  und  1.  Mai  1876  gewährten  Bauvorschusse  per 
7,000.000  fl.  österr.  Währ.,  dann  aus  der  Uebernahme  von 
69.999    Stück    Theilschuldverschreibungen     der  Prioritätsschuld 

II.  Emission,  unbeschadet  dem  aufrecht  erhaltenen  Ansprüche  auf 
das  bisherige  Reinerträgniss  der  Linie  Pilsen  -Klattau-  Eisen- 
stein (§  4). 

Das  für  die  Darleihensforderungdes  Staatsschatzes  per  7,000.000  fl., 
sowie  das  für  die  vom  Staate  übernommenen  Theilschuldver- 
schreibungen II.  Emission  im  Nominalbetrage  von  10,499.850  fl. 
Silber  im  Eisenhahnbuche  eingetragene  Pfandrecht  soll  bücherlich 
gelöscht  werden. 

e)  Der  Staat  zahlt  an  die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  einen  Nominalbetrag  von  7,157.600  fl.,  das  ist  sieben 
Millionen  einhundertfünfzigsiebentausend  sechshundert  Gulden 
österr.  Währ,  in  Noten  in  Staats-Eisenbahnschuldverschreibungen, 
zerlegt  in  35.788  Stücke  a  200  fl.  österr.  Währ,  in  Noten,  von 
welchen  je  5  Stück  zu  Stücken  von  je  1000  fl.  vereinigt  werden 
können. 

Diese  Eisenbahnschuldverschreibungen  werden  mittelst  gleicher 
Annuitäten  mit  jährlich  4  Percent  in  Noten  ohne  Steuer-,  Gebühren- 
oder sonstigen  Abzug  vom  1.  Juli  1884  an  verzinslich  und  von  diesem 
Termine  an  bis  längstens  1.  Juli  1963  in  Noten  österr.  Währ,  nach 
einem  von  der  Staatsverwaltung  hienach  festzusetzenden  Tilgungsplane 
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rückzahlbar  sein,  wobei  dem  Staate  das  Recht  vorbehalten  bleibt,  je- 
weilig auch  eine  grössere,  als  die  nach  dem  Tilgungsplane  entfallende 
Stückzahl  von  Schuldverschreibungen  zurückzuzahlen. 

Diese  Eisenbahnschuldverschreibungen  erhalten  halbjährige,  nach- 
hinein am  2.  Jänner  und  1.  Juli  fällige  Zinsencoupons,  deren  erster 
am  2.  Jänner  1885  fällig  wird.  Zur  Sicherstellung  der  fraglichen  Eisen- 
bahnschuldverschreibungen soll  das  Pfandrecht  im  Eisenbahnbuche  auf 
die  Linie  Pilsen-Priesen  (Komotau)  in  zweiter  und  auf  die  Linie  Pilsen- 
Klattau-Eisenstein  in  erster  Rangordnung  simultan  eingetragen  werden. 

Von  diesen  Eisenbnhnobligationen  ist  seitens  der  Gesellschaft  der 
Betrag  von  1  \f2  Millionen  Nominal  zur  Einlösung  der  nicht  im  Besitze 
des  Staates  befindlichen  Prioritäten  II.  Emission  im  gleichen  Nennwerthe 
von  IV2  Millionen  Gulden  zu  verwenden. 

§  3. 

Die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  verpflichtet 
sich,  einvernehmlich  mit  dem  Curator  der  Prioritätsobligationen  I.  Emis- 
sion, die  im  §  2,  Ht.  a)  seitens  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zur  Bedingung 
gesetzte  Zinsenreduction  durch  Convertirung  in  der  Art  durchzuführen, 
dass  die  derzeit  im  Umlaufe  befindlichen  79.G00  Stück  fünfpercentigen 
Prioritätsobligationen  I.  Emission  a  150  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  gegen 
eine   gleiche  Anzahl  neu  auszugebender  vierpercentiger  Theilschuld- 
verschreibungen  h  150  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  umgetauscht  werden, 
deren  Verzinsung  und  Rückzahlung   ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren- 
oder sonstigen  Abzug  erfolgt.  Der  Text  der  neuen  Schuldtitel,  in  welchem 
dem  Schuldner  das  Recht  vorzubehalten  ist,  jeweilig  auch  eine  grössere 
als  die  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  entfallende  Stückzahl  von 
Obligationen    zurückzuzahlen,    sowie   überhaupt   die    Modalitäten  der 
Durchführung  dieser  Convertirung  unterliegen  der  Genehmigung  durch 
die  k.  k.  Staatsverwaltung. 

Die  neuen  Schuldverschreibungen  sollen  halbjährige,  nachhinein 
am  2.  Jänner  und  1.  Juli  zahlbare  Zinsencoupous  erhalten,  deren 
erster  am  2.  Jänner  1885  fällig  wird. 

Das  zur  Sicherstellung  der  Prioritätsanleihe  I.  Emission  vom 
20.  Februar  1872  ob  den  beiden  für  den  gesellschaftlichen  Bahnbesitz 
bestehenden  eisenbahnbücherlichen  Einlagen  haftende  Pfandrecht  soll 
gelöscht,  gleichzeitig  aber  zur  Sicherstellung  der  im  Wege  des  Um  - 
tauschen  neu  auszugebenden  vierpercentigeuTheilschuldverschrcibucgcn  im 
Gesammtnominalbetrage  von  11,940.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  das  Pfand- 
recht auf  die  Linie  Pilsen-Priesen  (Komotau)  in  erster  und  auf  die 
Linie  Pilsen-Klattau-Eisenstein  in  zweiter  Rangordnung  simultan  eisen  - 
bahnbücherlich  einverleibt  werden. 

Die  Kosten  der  Convertirung  trögt  die  k.  k.  priv.  Eisenbahn 
Pilsen-Priesen  (Komotau).  Für  etwaige  anlässlich  der  Convertirung  sich 
ergebende  Ansprüche  Dritter  hat  die  contrahircnde  Bahngcsellscbaft  auf- 
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zukommen,  beziehungsweise  die  Staatsverwaltung  klag-  und  schadlos  zu 
stellen. 

§  4. 

Der  dem  k.  k.  Aerar  gebührende  Antheil  an  dem  Reinerträge 
der  Linie  Pilsen-Klattau-Eisenstein  wird  für  die  Zeit  von  Eröffnung 
dieser  Bahnstrecke  bis  30.  Juni  1884  vergleichsweise  samtnt  Zinsen 
auf  1,310.000,  d.  i.  Eine  Million  dreimalbundert  zehntausend  Gulden 
österr.  Währ,  in  Noten  festgesetzt.  Diese  Summe  ist  am  1.  Juli  1884 
bar  an  die  k.  k.  Staatscentralcasse  iu  Wien  oder  an  die  Landeshaupt- 
casse  in  Prag  abzuführen. 

Dagegen  fällt  der  Rest  des  seit  Eröffuung  der  Bahnstrecke  Pilsen- 
Klattau- Eisenstein  bis  30.  Juni  1884  erzielten  Reinerträgnisses  dieser 
Bahnstrecke  den  Besitzern  der  nicht  im  Staatseigenthume  befindlichen 
Prioritätsobligationen  II.  Emission  im  Nominalbeträge  von  iy2  Millionen 
Gulden  zu. 

Durch  die  vorstehende  Vertheilung  des  Reinertrages  der  Linie 
Pilsen-Klattau-Eisenstein  wird  der  Anspruch  der  Besitzer  von  Prioritäts- 
obligationen  II.  Emission  auf  Auszahlung  der  seit  der  Emission  bis  zum 
30.  Juni  1884  entfallenden  Zinsencoupons  getilgt,  und  es  kann  daher 
weder  seitens  des  Staates,  noch  seitens  der  übrigen  Prioritätenbesitzer 
eine  weitere  Anforderung  aus  dem  Titel  dieser  Coupons  an  die  k.  k.  priv. 
Eisenbahn  Pilsen-Pricsen  (Komotau)  gestellt  werden. 

Aus  der  in  Vollzug  des  Uebereinkommens  vom  1.  Mai  1876 
(R.  G.  Bl.  Nr.  74)  durchgeführten  Uebernahme  von  Stück 
Priorität8obligationen  der  II.  Emission,  insbesondere  rücksichtlich  des  für 
diese  Titel  vom  Staate  zugesicherten  Uebernahmspreises  hat  keiner  der 
beiden  contrahirenden  Theile  an  den  anderen  eine  weitere  Forderung 
zu  stellen. 

Ausser  der  Prioritätenschuld  I.  Emission,  beziehungsweise  der  an 
deren  Stelle  tretenden  vierpercentigen  Convertirungsanleihe,  dann  den 
zufolge  §  11  dieses  Uebereinkommens  übernommenen  Restzahlungen 
aus  bestehenden  Verträgen  übernimmt  der  Staat  keine  wie  immer  ge- 
arteten Passiven  der  Gesellschaft.  Insbesondere  bleiben  demnach  von 
der  Uebernahme  durch  den  Staat  ausgeschlossen  die  Verpflichtungen  der 
Gesellschaft  aus  der  Emission  de*  nicht  vom  Staate  gezeichneten 
Theiles  der  Prioritätsobligationen  II.  Emission  im  Nominalbetrage  von 
1  y2  Millionen  Gulden  in  Silber,  ferner  die  schwebende  Schuld  der 
Gesellschaft. 

.  In  keinem  Falle  soll  der  Staat  für  die  Erwerbung  der  im  §  1 
näher  bezeichneten  Bahnlinien  mehr  zu  leisten  haben,  als  in  den  2 
und  11  festgesetzt  erscheint. 

Sollte  die  Staatsverwaltung  gleichwohl  a  is  was  immer  für  einem 
Anlasse    zu    einer    Mehr-Leistung    verhalten    weiden,  so  ist  sie  be- 
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rechtigt,  Bich  diesfalls  an  die  Gesellschaft  zu  halten,  oder  auch  sofort 
aus  den  noch  in  der  Staatscasse  befindlichen  Eisenbahnschuldver- 
Schreibungen  (§  2)  ohne  Dazwischenkunft  der  Gerichte  sich  bezahlt 
zu  machen. 

§  6. 

Die  k.  k.  privilegirte  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  ist 
vom  heutigen  Tage  an  nicht  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  über  etwaige  Reserven  und  die  in  ihrer 
Verwaltung  stehenden  Fonde  zu  verfügen,  etwas  von  ihrem  zufolge  §  1 
an  den  Staat  übertragenen  Eigen thume  zu  veräu6sero  oder  zj  ver- 
pfänden, neue  über  den  regelmässigen  Geschäftsbetrieb  hinausgehende 
Verpflichtungen  zu  übernehmen,  den  Gegenstand  des  Unternehmens  zu 
ändern,  oder  sich  auf  eine  andere  als  die  in  diesem  Uebereinkommen 
vorgesehene  Art  aufzulösen.  Abgänge,  welche  in  Folge  der  Nichteinhal- 
tung der  vorstehenden  Verpflichtungen  sich  ergeben  sollten,  hat  die 
Gesellschaft  zu  vertreten. 

Die  gesellschaftlichen  Bahnlinien  sammt  den  in  §  1  näher  be- 
zeichneten Zugehörungen  derselben  sind  am  ersten  Tage  des  auf  den 
Monat,  in  welchem  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  für  beide  Theile 
rechtsverbindliche  Kraft  erlangt  haben  wird,  folgenden  Monates  an  die 
Staatsverwaltung  im  guten,  betriebsfähigen  Zustande  zu  übergeben. 

Die  Uebergabe  der  Bahn  fand  mit  1.  Juli  1884  statt    Siehe  die  Kund- 
machung unten. 

Etwaige  in  dieser  Beziehung  constatirte  Gebrechen  verpflichtet  sich 
die  Gesellschaft  noch  vor  Uebergabe  der  Bahn  zu  beheben,  widrigens 
die  Staatsverwaltung  berechtigt  wäre,  dies  auf  Kosten  der  Gesellschaft 
zu  bewerkstelligen  und  hiebei  nach  dem  Schlussabsatze  des  §  5  vor- 
zugehen. 

Die  derzeit  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ausser 
Betrieb  stehenden  gesellschaftlichen  Bahnstrecken  Obernitz-Brüx  und 
Schaboglück-Priesen  sind  lediglich  in  ihrem  gegenwärtigen  Zustande  an 
den  Staat  zu  übergeben. 

Die  am  Tage  der  Uebergabe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  in 
den  Cassen  der  Gesellschaft  vorhandenen  Barbestände  und  Werthpapiere 
sind,  vorbehaltlich  der  mit  der  Gesellschaft  zufolge  §  9  zu  pflegenden 
Abrechnung,  ebenfalls  an  die  Staatsverwaltung  zu  Übergeben. 

§  8- 

Zugleich  mit  der  Uebergabe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  sind 
sammtliche  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindliche  Urkunden,  Pläne, 
Bücher,  Rechnungen  und  das  ganze  gesellschaftliche  Archiv  mit  Aus» 
nähme  jener  Bücher  und  Schriften,   welche  sich  ausschliesslich  auf  die 
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im  §  1  angeführten,  von  der  Uebertragung  an  den  Staat  abgenommenen 
Vermögen sobjecte  bezieben,  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  übergeben, 
welche  diese  Urkunden  und  Behelfe  während  der  nach  dem  Handels- 
gesetze vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass  die  Be- 
nützung dem  Verwaltungsrathe  und  den  sonstigen  Vertretern  der  Gesell- 
schaft anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  9. 

Bis  30.  Juni  1884  wird  der  Betrieb  der  gesellschaftlichen  Bahn- 
linien für  Rechnung  der  Gesellschaft  geführt.  Mit  diesem  Tage  werden 
die  Bücher  abgeschlossen,  und  es  beginnt  mit  1.  Juli  1884  der  Betrieb 
für  Rechnung  des  Staates. 

Da  die  aus  der  Periode  vor  dem  1.  Juli  1884  herrührenden 
ausstehenden  Forderungen  der  Gesellschaft  im  Eigenthum  derselben 
verbleiben  und  anderseits  andere  als  die  in  diesem  Vertrage  bezeichneten 
Passiven  der  Gesellschaft  vom  Staate  nicht  übernommen  werden,  so 
rindet,  insoferne  Forderungen  der  Gesellschaft  von  der  Staatsverwaltung 
eincassirt,  oder  vom  Staate  nicht  übernommene  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  für  dieselbe  bezahlt  werden  sollten,  eine  gegenseitige  Ab- 
rechnung statt. 

Nach  dem  Ergebnisse  dieser  Abrechnung,  in  welche  auch  die 
nach  §  7  vorläufig  vom  Staate  zu  übernehmenden  Cassabestände  ein- 
zubeziehen  sind,  wird  der  für  den  einen  oder  anderen  Theil  sich  er- 
gebende Saldo  beglichen.  Auch  noch  vor  der  definitiven  Abrechnung 
sollen  nach  Maassgabe  der  verfügbaren  Mittel  Abschlagszahlungen  an 
die  Gesellschaft  erfolgt  werden. 

§  10. 

Das  gesammte  Dienstpersonale  der  Eisenbahn  Pilsen -Priesen 
iKoraotau)  wird  unter  Wahrung  der  von  demselben  vor  dem  heutigen 
Tage,  beziehungsweise  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  auch  nach  demselben  erworbenen  Rechte,  ohne  Unter- 
schied, ob  diese  Rechte  auf  der  Dienstordnung  uud  den  derzeit  be- 
stehenden, die  Bezüge  dieses  Personales  regelnden  Normen  oder  auf 
speciellen  Dienstverträgen  beruhen,  vom  Staate  übernommen,  welcher 
diesem  Personale  insbesondere  die  Aufrechterhaltung  der  demselben 
nach  Maa&sgabe  der  dermalen  bestehenden  Penßionsstatuten  der  Pilsen- 
Priesener  Bahn-Gesellschaft  erwachsenen  Versorgung«-  und  sonstigen 
Ansprüche  ausdrücklich  zusichert. 

Das  von  der  Eisenbahn  Pilßen-Priesen  (Komotau)  für  ihre  Beamten 
und  Diener,  dann  deren  Witwen  und  Waisen  gegründete  Peusions- 
institut,  sowie  das  Krankenunterstützungsiustitut  für  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  werden  gleichfalls  vom  Staate  übernommen,  wobei  die 
Vereinigung  derselben  mit  gleichartigen  Anstalten  der  Staats-Eisenbahn- 
verwaltung  vorbehalten  bleibt. 
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Der  Staat  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ein,  welche 
der  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  rücksichtlich  der  obigen  Institute 
nach  Maassgabe  der  dermaligen  Statuten  zustehen,  beziehungsweise  ob- 
liegen. Die  nach  diesen  Statuten  dem  Verwaltungsrathe  der  Gesell- 
schaft eingeräumten  Befugnisse  werden  durch  die  k.  k.  Staatsver- 
waltung ausgeübt. 

Jenen  Personen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  Pilsen- 
Priesener  Bahn- Gesellschaft  Pensionen  oder  fortlaufende  jährliche  Unter- 
stützungen bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Pensionen  oder  Unter- 
stützungen nach  Maassgabe  der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

§  IL 

Mit  1.  Juli  1884  wird  der  Staat  in  die  wegen  Mitbenützung  von 
Anschlussbahnhöfen  und  des  Betriebes  in  denselben,  sowie  wegen  des 
Betriebes  anschliessender  Bahnstrecken  und  von  Schleppbahnen  be- 
stehenden Verträge  an  Stelle  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  eintreten. 

Belangend  die  übrigen  vorhandenen  Verträge,  dieselben  mögen  sich 
auf  den  Bestand  oder  den  Betrieb  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien 
beziehen,  so  wird  die  Staatsverwaltung  in  jene  Verträge  mit  1.  Juli 
1884  anstandslos  eintreten,  deren  Uebernahme  sie  ungeachtet  der  damit 
verbundenen  temporären  Belastung  des  Bahnunternehmens  im  Interesse 
der  erworbenen  Bahnlinien  gelegen  erachtet.  Insbesondere  wird  der 
aus  dem  Ankaufe  der  Nürschaner  Flügelbahn  noch  rückständige  Kauf- 
schilling  im  Betrage  von  183.670  fl.  24  kr.,  ferner  der  für  200  im 
Jahre  1881  bezogene  Kohlenwagen  noch  rückständige  Kaufpreis  im 
Betrage  von  217.059  fl.  96  kr.  sammt  Zinsen  ab  1.  Juli  1884  ohne 
Rtickanspruch  an  die  Gesellschaft  zu  Lasten  des  Staatsschatzes  über- 
nommen, wobei  ausdrücklich  festgesetzt  wird,  dä69  die  laufenden  Zinsen 
von  jenen  Kaufsummen  bis  30.  Juni  1884  noch  von  der  Gesellschaft 
zu  tragen  sind. 

Dagegen  behält  sich  die  Staatsverwaltung  vor,  die  Uebernahme 
jener  Verträge  abzulehnen,  deren  Fortsetzung  als  mit  den  Interessen 
d  es  Staatseisenbahnbetriebes  nicht  vereinbar  erachtet  werden  würde. 

§  12. 

Die  zufolge  §  2  lit.  c)  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  vom  Staate  gewährten  Eisenbahnschuldverdchreibungen  im 
Nominalbetrage  von  7,157.600  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  werden  der 
Gesellschaft  sobald  ausgefolgt  werden,  als 

a)  der  im  §  4  erwähute  Barbetrag  per  1,310.000  fl.  österr.  Währ, 
au  die  Staatscasse  abgeführt; 

b)  in  Gemässheit  der  im  §  2  lit.  a)  und  §  3  enthaltenen  Bestim- 
mungen das  auf  den  beiden  gesellschaftlichen  Bahnlinien  Pilsen- 
Priesen  (Komotau)  und  Pilsen  Klattau-Eisenstein  zur  Sicherstellung 
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der  Rechte  der  Beaitier  von  Theilschuldverschreibungen  der  fünf- 
percentigen  Prioritätsanleihe  I.  Emission  im  Nominalbetrage  von 
12  000.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  simultan  haftende  Pfandrecht 
eisenbahnbücherlich  gelöscht,  das  Pfandrecht  für  die  an  Stelle  der 
Prioritätsobligationen  I.  Emission  auszugebenden  neuen  vier- 
percentigen  Theilschuldverschreibungen  im  Nennwertbe  von 
11,940.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  auf  der  Eisenbahnlinie  Pilsen- 
Priesen  (Komotau)  eisenbahnbticherlich  einverleibt  und  die  be- 
dungene    Convertirung     der     fünfpercentigen  Prioritätsanleihe 

I.  Emission  in  eine  vierpercentige  Prioritätsanleihe  im  Grossen 
und  Ganzen  durchgeführt; 

c)  das  für  die  Prioritätsanleihe  II.  Emission  im  Nominalbetrage  von 

II,  999.850  fl.  österr.  Währ.  Silber  auf  dem  gesellschaftlichen 
Bahnbesitze  haftende  Pfandrecht  in  den  beiden  dafür  bestehenden 
eisenbabnbttcherlichen  Einlagen  gelöscht  und  der  nicht  vom  Staate 
übernommene  Theil  der  Prioritätsanleibe  II.  Emission,  bestehend 
in  10.000  Stücken  Theilschuldverschreibungen  ä  150  fl.  Silber  im 
Gesammtnennwerthe  von  iy2  Millionen  Gulden,  der  Staatsver- 
waltung übergeben; 

d)  das  Eigen  thumsrecht  des  Staates  in  den  beiden  für  den  gesell- 
schaftliehen Bahnbesitz  bestehenden  eisenbahnbücherlichen  Einlagen 
einverleibt;  endlich 

e)  bezüglich  jener  zufolge  §  1  ins  Eigenthum  des  Staates  zu  über- 
tragenden Schleppbahnen  und  sonstigen  unbeweglichen  Sachen, 
welche  keinen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bilden,  die  zur 
Erwerbung  des  Eigenthumes  nothwendigen  Urkunden  seitens  der 
Gesellschaft  ausgefertigt  sein  werden. 

Uebrigens  behält  sich  die  Staatsverwaltung  vor,  erforderlichenfalls 
zur  Sicherstellung  für  etwa  aus  der  Durchführung  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  sich  ergebende  unbedeckte  Ansprüche  wider  die  Ge- 
sellschaft einen  entsprechenden  Theil  der  Eisenbahnschuldverschreibungen 
zurückzubehalten  und  darüber  ohne  gerichtliche  Intervention  zu  ver- 
fügen. Diese  Retention  soll  jedoch  dann  ihr  Ende  erreichen,  wenn 
nach  Ablauf  der  Gläubigeranmeldungsfrist  sich  herausstellt,  dass  die 
Interessen  des  Staatsärars  durch  die  bei  der  Liquidationsmassa  der 
Gesellschaft  etwa  angemeldeten  Passiven  und  auch  sonst  in  keiner 
Weise  gefährdet  erscheinen. 

Die  Au6folgung  der  zur  Einlösung  der  nicht  im  Besitze  des 
Staates  befindlichen  Prioritäten  II.  Emission  per  l'/2  Millionen  Gulden 
bestimmten  Eisenbabnschuldverschreibungen  im  gleichen  Nominalbetrag» 
soll  jedoch  auch  vor  Durchführung  der  Convertirung  der  Prioritäten 
I.  Emission  nach  Erfüllung  der  übrigen,  oben  unter  Absatz  a)  —  Ab- 
satz e)  formuliiten  Bedingungen,  60  bald  als  thunlich  erfolgen. 

Auch  soll  eine  Zurückhaltung  dieses  Postens  der  zu  emittirenden 
Eißenbahnschuldverschreibungen  wegen  etwaiger  unbedeckter  Ansprüche 
ausgeschlossen  sein. 
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Die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  ist  verpflichtet, 
nach  Erhalt  der  erwähnten  Eisen  bahn  Schuldverschreibungen  die  Gesell- 
schaftsactien  in  dem  Masse,  als  ihr  dieselben  eingeliefert  werden,  an 
die  k.  k.  Staatscentralcasse  behufs  deren  Unbrauchbarmachung  abzu- 
führen. 

§  13. 

Die  zur  eisenbahnbücherlichen  Durchführung  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  erforderlichen  Tabularacte  wurden  einverständlich 
ausgefertigt. 

In  Folge  Bescheides  des  k.  k.  Landesgerichtes  Prag  vom  27.  September 
1884,  Z.  37346,  wurde  in  den  beiden  filr  die  Bahnlinien  der  Pilsen-Priesener 
Eisenhahn  bestehenden  Eisenbahnbucheinlagen  das  Eigenthumsrecht  des  k.  k. 
Aerars  einverleibt. 

Uebrigens  leistet  die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komo- 
tau) dem  Staate  ausdrücklich  dafür  Gewähr,  dass  im  Lastenblatte, 
1.  Abtheilung  der  beiden  für  die  Linie  Pilsen-Priesen  (Komotau)  und 
Pilsen-Klattau- Eisenstein  bestehenden  Eieenbahnbucheinlagen  zur  Zeit 
der  bücherlichen  Eigenthumsübertragung  an  das  k.  k.  Staatsärar  keine 
anderen  Eintragungen  bestehen  werden  als  jene,  welche  zu  Gunsten 
der  Prioritätsanleihe  I.  und  II.  Emission,  dann  zu  Gunsten  der  Bau- 
vorschussforderung des  Staatsschatzes  per  7,000.000  fl.  erwirkt  wurden. 

§  14. 

Nach  Erfüllung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  tritt  die 
Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  in  Liquidation. 

Die  Liquidation  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches für  Rechnung  der  Gesellschaft. 

§  15. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  auf  das  Rechtsmittel 
wegen  Verletzung  über  die  Hälfte. 

§  IC 

Für  alle  aus  diesem  Uebereinkommen  etwa  entspringenden  Streitig- 
keiten wird  das  k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  als  forum  contractus 
festgesetzt. 

§  17- 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen 
für  die  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  die  Wirkung  statuta™ eher 
Bestimmungen  erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaftsstatuten  beigefügt 
werden. 

hc     §  18. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe 
veranlassten    Vermögensübertragungen,   Prioritäten  -  Convertirung,  Ein- 
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gaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  19. 

Die    beiden   Curatoren    der  Besitzer    von  Prioritätsobligationen 

1.  und  II.  Emission  behalten  sich  die  Genehmigung  dieses  Ucberein- 
kommens  durch  die  Curatelsbebörde  vor. 

§  20. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  erlangt  für  die  Bahngesell- 
schaft durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre  und 
die  Genehmigung  der  Curatelsbehörde  bindende  Kraft. 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung  wird  die  Perfection  des  Ueberein- 
kommens  von  der  auf  verfassungsmässigem  Wege  zu  erwirkenden  legis- 
lativen Genehmigung  desselben  abhängig  gemacht. 

Sofern  die  letztere  nicht  bis  Ende  Juni  1884  erfolgen  sollte,  sind 
die  Gesellschaft  und  die  Curatoren  an  das  Uebereinkommen  nicht 
weiter  gebunden. 

Dieses  Uebereinkommen  wird  in  drei  gleichlautenden  Exemplaren 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt,  von  beiden  Theilen  unterzeichnet 
und  werden  die  Unterschriften  der  Eisenbahngesellschaft  und  der 
Curatoren  notariell  beglaubigt. 

Ein  Exemplar  wird  dem  k.  k.  Handelsministerium,  eines  der 
k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  und  das  dritte  den 
Herren  Curatoren  gemeinschaftlich  übergeben. 

Wien  am  26.  April  1884. 

2.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Juni 

1884, 

betreffend  die  Ueberuahine  der  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  durch 

den  Staat,  C.  IH.  >'r.  75. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 
und  in  Gemässheit  des  mit  obigem  Gesetze  genehmigten  Ueberein- 
kommens  vom  26.  April  1884  werden  mit  1.  Juli  1884  die  das  Unter- 
nehmen der  k.  k.  privilegirten  Eisenbahn  Pilsen-Pries cn  (Komotau) 
bildenden  Eisenbahnlinien  satnmt  Zubehör  vom  Staate  übernommen, 
und  wird  der  Betrieb  dieser  Bahn  fortan  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
für  eigene  Rechnung  des  Staates  geführt 

Die  Führung  des  Betriebes  erfolgt  bis  auf  Weiteres  durch  die 
k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien. 

Das  gesammte  bisher  gesellschaftliche  Dienstpersonale  tritt  mit 
obigem  Tage  unter  die  Amtsgewalt  der  gelaunten  Direction. 

Wien,  am  15.  Juni  1884. 

Pino  m.  p. 
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Gesetz  vom  16.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  65 

wegen  sofortigen  Ausbaues  der  Theilstrecke  Rakonltz-Przibraui-Protivin 
der  projectlrtcn  LocoinotiTeisenbahn  von  Liebenau  nach  Kuschwarda. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  fiode  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Theilstrecke  Rakonitz-Przi- 
bram-Protivin  der  am  8.  October  1872  concessionirten  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Liebenau  nach  Knschwarda  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1874  ein 
Credit  von  acht  Millionen  Gulden  österr.  Währung  bewilligt,  welcher 
aus  dem  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  13.  December  1873  (R.  G. 
Bl.  Nr.  162)  aufzubringenden  Anlehen  zu  decken  ist. 

Ausser  diesem  Specialcredite  wurden  noch  folgende  Baucredite  bewilligt: 

mit  Gesetz  vom  10.  Mfirz  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  21,   7,150.000  fl., 

ferner  mit  Gesetz  vom  13.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  47,   900.000  fl. 

Artikel  II. 

Die  von  den  Concessionären  der  Liebenau-Kuschwarda-Babn  rück- 
sichtlich der  Theilstrecke  Rakonitz-Przibram-Protivin  gemachten  Voraus- 
lagen, insbesondere  für  die  Projectsverfassung,  Grundeinlösung  und 
Materialbeschaffung  dürfen  —  insoweit  solche  Leistungen  thatsächlich 
Verwerthung  fioden  —  jedoch  nur  in  dem  ihrem  gegenwärtigen  Zustande 
entsprechenden  wahren  Werthe,  welcher  durch  Schätzung  zu  ermitteln, 
vom  Handelsministerium  zu  prüfen  und  dem  Betrage  nach  zu  genehmigen 
ist,  übernommen  und  nur  in  diesem  Betrage  vergütet  werden. 
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Artikel  III. 

Die  Concession  vom  8.  October  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  167,  wird 
für  erloschen  erklärt.  Jedoch  steht  innerhalb  zweier  Jahre  den  bisherigen 
Concessionären  das  Vorrecht  zur  Sicherstellung  aller  im  Artikel  I  des 
Gesetzes  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  101,  bezeichneten  Linien 
oder  auch  nur  einzelner  dieser  Linien  vor  anderen  Bewerbern  zu,  wenn 
sie  dieselben  Bedingungen  wie  diese  eingehen  und  sich  hiezu  längstens 
binnen  zwei  Monaten  nach  der  ihnen  zukommenden  Verständigung 
rechtsverbindlich  erklären. 

Bei  Uebernahme  der  Strecke  Rakonitz-Protivin  haben  sie  wie 
alle  anderen  Concessionswerber  die  Pflicht,  der  Staatsverwaltung  die 
für  diese  Linien  aufgewendeten  Kosten  bar  zu  vergüten. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  am  16.  Mai  1874. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

Eröffnet  wurden  die  Strecken  Zdic-Protivin  am  20.  December  1876  und 
Rnkonitz-Beraun  am  30.  April  1876. 

Der  Betrieb  der  Rakonitz-Protiviner  Bahn  wurde  unter  Aufsicht  eines 
staatlichen  Ueberwachungscomitws  von  der  Eröffnung  bis  31.  December  1876  von 
der  Dux-Bodenbacher  Bahn,  vom  1.  Jänner  bis  28.  Februar  1877  von  der  Aussig- 
Teplitzer  Bahn  und  vom  1.  Miirz  1877  bis  31.  December  1883  von  der  böhmi- 
schen Westbahn  geführt.*)  Am  1.  JUnncr  1884  wurde  diese  Bahn  in  den  eigenen 
Betrieb  des  Staates  übernommen. 


*)  Vergl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  V  2,  S.  4.5  ff. 
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1.  Gesetz  vom  25.  November  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  173, 

betreffend  den  Bau  der  bohmlsch-mahrlschen  TransTersnlbah». 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an 
zuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Behufs  Herstellung  einer  Eisenbahnverbindung  von  der  unga- 
rischen Landesgrenze  in  der  Richtung  von  Ungarisch-Hradiscb,  Brünn, 
Iglau  durch  Böhmen  bis  an  die  bayerische  Grenze  (böhmisch-mährische 
Transversalbahn)  sind  die  noch  fehlenden  Strecken  derselben  nach 
und  nach  auf  Staatskosten  herzustellen,  insoweit  nicht  eine  oder  die 
andere  dieser  Strecken  durch  Conceasionsertheilung  auf  Grund  der  Ge- 
setze vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  vom  26.  December 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  sichergestellt  wird,  in  welchem  Falle  bei 
der  Concessionsertheilung  dem  Staate  das  Einlösungsrecht  derart  vor- 
zubehalten ist,  dass  dasselbe  nach  erfolgter  Bauvollendung  jederzeit 
ausgeübt  werden  kann. 

Artikel  II. 

Zu  obigem  Zwecke  sind  die  nachstehenden  Eisenbahnstrecken  auf 
Staatskosten  herzustellen,  und  zwar: 

a )  Iglau-  Obercerekve-NeuhauB-Wessely; 

b)  Horaidovic-Schüttenhofen-Klattau ; 

c)  Obercerekve-Pilgram-Tabor; 

d )  Tabor-Mühlhausen-Pisek  Raiice ; 

e)  Janovic-Neugedein-Taus; 

f)  Budweis-Krumau-Oberplan  (Salnau). 

Die  unter  lit.  a)  bis  e)  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  sind  mit 
dem  veranschlagten  Gesammtbetrage  von  27,300.000  fl.,  welcher  als 
Maximalbetrag  zu  gelten  hat,  herzustellen. 
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In  Ansehung  der  unter  lit.  f)  bezeichneten  Eisen bahnstrecke, 
welche  als  normalspurige  Secundärbahn  herzustellen  ist,  wird  die  Fest- 
setzung des  Maximalbetrages  durch  ein  weiteres  Gesetz  erfolgen. 

Artikel  III. 

Die  Ausführung  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Eisenbahnstrecken 
ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  zu  den  Kosten  derselben  aus 
Landesmitteln  Beiträge  in  der  Höhe  von  fünf  Perceut  der  effectiven 
Bau-  und  Ausrüstungskosten  zugesichert  werden. 

Die  Abstattung  der  von  den  Ländern  zu  leistenden  Beiträge  an 
den  Staatsschatz  hat  in  mit  1.  Juli  1884  beginnenden  und  sohin  je- 
weilig am  1.  Jänner  und  1.  Juli  jedea  folgenden  Jahres  fälligen  Seme* 
stral raten  zu  erfolgen,  deren  Höhe  vorbehaltlich  der  bei  Zahlung  der 
letzten  Rate  zu  pflegenden  Abrechnung  und  Ausgleichung  mit  5/i o  Percent 
der  oben  bezifferten  Maximalsumme,  von  welcher  auf  Mähren  2,300.000  fl. 
entfallen,  zu  bemessen  ist. 

Siehe  die  unten  folgenden  Documente  3  und  4. 

Artikel  IV. 

Die  Ausführung  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Eisenbahnstrecken 
ist  ferner  an  die  Bedingung  geknüpft,  das  der  Geldwerth  der  von  den 
Interessenten  in  bindender  Form  zugesicherten  Beitragsleistungen,  welche 
in  die  Landesbeiträge  (Artikel  III)  nicht  einzurechnen  sind,  und  wozu 
insbesondere  die  unentgeltlich  oder  zu  ermässigten  fixen  Preisen  er- 
folgende Abtretung  von  Grund  und  Boden,  Lieferung  von  Materialien, 
Uebernahme  von  Arbeitsleistungen  oder  sonstiger  wie  immer  gearteter 
Leistungen  zu  Gunsten  des  Bahnbaues  gehört,  jenen  Betrag  erreicht, 
der  hiefür  mit  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der  Interessenten 
und  der  ihnen  aus  dem  Bestände  der  Eisenbahn  erwachsenden  Vor- 
theile von  der  Regierung  auf  Grund  einer  an  Ort  und  Stelle  durch- 
geführten Verhandlung  als  entsprechend  erkannt  wird. 

In  Ansehung  der  im  Artikel  II  unter  lit.  a),  c)  und  d)  ange- 
führten Eisenbahnstrecken  wird  hiermit  der  obige  Betrag  mit  213.000  fl., 
75.000  fl.  und  130.000  fl.  bemessen. 

Artikel  V. 

Nach  Erfüllung  der  im  Artikel  III  und  IV  festgesetzten  Bedingungen 
ist  zunächst  der  Bau  der  im  Artikel  II  lit.  a),  b)  und  e)  bezeichneten 
Eisenbahnstrecken  in  Angriff  zu  nehmen. 

Mit  dem  Baue  der  übrigen  im  Artikel  II  unter  lit.  c)  und  d)  ist 
unter  Berücksichtigung  der  Höhe  der  für  dieselben  von  den  Interessenten 
zugesicherten  Beitragsleistungen  derart  vorzugehen,  dass  diese  Eisen- 
bahnstrecken vor  Ablauf  von  fünf  Jahren,  vom  1.  Jänner  1884  an  ge- 
rechnet, dem  Verkehre  zu  tibergeben  sind. 
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Die  Festsetzung  des  Bautermins  für  die  im  Artikel  II  lit.  f)  be- 
zeichnete Eisenbahnstrecke  bleibt  dem  im  Schiusaabsatz  des  Artikels  II 
erwähnten  späteren  Gesetze  vorbehalten. 

Artikel  VI. 

Zum  Zwecke  der  Vervollständigung  der  technischen  Vorarbeiten 
für  die  im  Artikel  II  bezeichneten  Eisenbahnstrecken,  insbesondere 
behufs  Ausarbeitung  des  Detailprojectes,  wird  der  Regierung  für  das 
Jahr  1883  ein  Credit  von  100.000,  fl.  eröffnet,  welcher,  insoferne  er  bis 
Ende  März  1884  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis 
Ende  März  1885  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle  jedoch  so 
zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1884 
bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres 
zu  verrechnen  ist. 

Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
sind  vorläufig  aus  den  Cassabeständen,  insofern  dies  aber  nicht  zulässig 
sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und  seinerzeit 
aus  dem  Erlöse  der  für  diese  Staatseisenbahnbauten  einzuleitenden  de- 
finitiven Creditoperation  zu  refundiren. 

Für  den  Bau  der  böhmisch-mährischen  Transversalbahn   wurden  bisher 
folgende  Credito  bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  8.  April  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  45  ...  .  200.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  26.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  28  ...  .  3,600.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  59  ...  .  2,600.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  31.  Mai  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  66  ...  .  6,000.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  Mai  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  73  ...  .  6,140.000  fl. 
und  mit  dem  Finanzgesetie  vom  20.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  72  ...  .  5,388.000  fl. 

Artikel  VII. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  II  herzustellenden  Eisenbahnstrecken 
wird  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge. 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  VIII. 

Die  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  auf  Staatskosten  hergestellten 
Eisenbahnstrecken  sind  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  be- 
treiben und  darf  die  Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten 
oder  an  eine  Gesellschaft  nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassende  n 
Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  IX. 

In  Ansehung  der  bestehenden  Bahnstrecken,  welche  in  die  im 
Artikel  I  bezeichnete  Gesammtrichtung  der  Transversalbahn  fallen,  ist  mit 
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3.  Beschluss  des  mährischen  Landtages  vom  18.  Otober  1883, 

betreffend  die  Beltragsleistnng  znni  Baue  der  Fisenbahnstrecke  Iglau-Ober- 
cerekYe-Xenbaus-Wesselr.  Mit  A.  h.  Entschließung  Tom  15.  Jänner  1884, 
Z.  2161  X.  .f.,  ssnr  Kenntnis*  genommen;  C.  Bl.  Nr.  öC  ex  1884. 

1.  Der  Staatsverwaltung  wird  zur  Ausführung  der  von  ihr  her- 
zustellenden Eiseobahnatrecken  der  böhmisch-mährischen  Tranaversal- 
bahn und  speciell  zur  Herstellung  des  das  Land  Mähren  berührenden 
Tbeiles  der  Eisenbahnstrecke  Iglau  -  Obercerekve  -  Neuhaus  -  Wessely 
aus  dem  mährischen  Landesfonde  ein  Beitrag  in  der  Höhe  von  fünf 
Percent  der  effectiven  Bau-  and  Ausrüstungskosteu  dieses  Eisenbahn- 
theileg,  und  zwar  bis  zum  Maximalbetrage  von  115.000  H.  zugesichert. 

2.  Die  Abstattung  dieses  Beitrages  an  den  Staatsschatz  hat  unter 
Vorbehalt  der  bei  Zahlung  der  letzten  Rate  zu  pflegenden  Abrechnung 
und  Ausgleichung  in  zehn  mit  1.  Juli  1884  beginnenden  und  sohin 
jeweilig  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  jedes  folgenden  Jahres  fälligen 
Semestrairaten  ä  11.500  fl.  zu  geschehen. 

3.  Der  Landtag  geht  bei  Votirung  des  obgedachten  Beitrages 
von  der  bestimmten  Voraussetzung  aus  und  erwartet  zuversichtlich, 
dass  die  Concession  für  die  Eisenbahnverbindung  Brünn-mährisch- 
ungarische  Landesgrenze  der  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft ehestens,  womöglich  noch  im  Jahre  1883,  ertheilt  und  diese 
Gesellschaft  verpflichtet  werde,  den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahn 
sofort  nach  erfolgter  Baubewilligung  zu  beginnen  und  längstens  binnen 
drei  Jahren  nach  ertheilter  Concession  zu  vollenden. 

4.  Behufs  Bestreitung  der  ersten,  am  1.  Juli  1884  fälligen  Bei- 
tragsrate wird  in  den  Laudesvorauschlag  für  das  Jahr  1884  die 
Summe  von  11.500  fl.  eingestellt.  Für  die  Bedeckung  der  in  den 
folgenden  Jahren  fällig  werdenden  Beitragsraten  hat  der  Landesaus - 
schus8  in  den  betreffenden  Landesvoranschlägen  die  entsprechende.  Vor- 
sorge zu  treffen. 

4.  Gesetz  vom  25.  November  1883, 

betreffend  die  Beitragsleistnnsr  des  Königreiches  Böhmen  zum  Bane  der 
bölimisch-mälirlHchen    TransYersalbnhn«    Landesgeaetzblntt    für  Böhmen 

Nr.  «0  ex  18S3,  C.  Bl.  ».  42  ex  1**4. 

Ueber  Antrag  des  Landtages  Meines  Königreichen  Böhmen  finde 
Ich  auf  Grundlage  dts  Art.  II  und  Art.  III  dos  Koichsgesatzes  vom 
25.  November  1883,  betreffend  den  Bau  der  böhmisch-mährischen 
Transversalbahn,  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1. 

Der  von  dem  Königreiche  Böhmen  zu  leistende  Beitrag  von 
ftiuf  Percent  der  effectiven  Bau-  und  Ausrüstungskosten  bei  Ausführung 
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der  im  Artikel  II  des  Reichsgesetzes  vom  25.  November  1883,  betreffend 
den  Bau  der  böhmisch-mährischen  Transversalbahn,  bezeichneten  Eisen- 
bahnstrecken bis  zu  der  nach  den  Artikeln  II  und  III  dieses  Gesetzes 
berechneten  Maximalsumme  von  1,250.000  fl.  wird  aus  Landesmitteln 
gedeckt. 

Die  Abstattung  dieses  Betrages  an  den  Staatsschatz  hat  in  mit 
dem  1.  Juli  1884  beginnenden  und  sohin  jeweilig  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli  der  folgenden  Jahre  1885,  1886,  1887,  1888  und  1889  fälligen 
Semestrai  raten  zu  erfolgen,  deren  Höhe  vorbehaltlich  der  bei  Zahlung  der 
letzten  Rate  zu  pflegenden  Abrechnung  und  Ausgleichung  mit  ein 
Zehntel  der  Maximalsumme  zu  bemessen  ist. 

§  3. 

Der  Handelsminister,  der  Finanzminister  und  der  Minister  des 
Innern  sind  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Budapest,  am  25.  November  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Pino  m.  p. 
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XL  Irlberg-Bahn  und  Trajectanstalt  in  Bregenz. 
1.  Gesetz  vom  7.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  48, 

betreffend  den  Bau  der  Irlberg-Bahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiveisenbahn  von 
Innsbruck  im  Anschlüsse  an  die  Tiroler- Linien  der  Südbahn  über  Landeck 
und  durch  den  Arlberg  zur  Verbindung  mit  der  Vorarlberger-Bahn  bis 
zu  dem  veranschlagten  Kostenbetrage  von  36,600.000  fl.  auf  Staats- 
kosten herzustellen. 

Artikel  IL 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahn  wird 
die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues  und 
der  Instruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundabtretungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  III. 

Wegen  Bedeckuug  des  zu  diesem  Baue  erforderlichen  Aufwandes 
wird  im  verfassungsmässigen  Wege  Vorsorge  getroffen. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  7.  Mai  1880. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Korb  m.  p.  Kriegs  Au  m.  p. 
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2.  Gesetz  vom  5.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  50, 
betreffend  die  Erhöhung  der  Baukosten  der  Irlberg-Bahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsratbes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  bis 
zu  dem  Betrage  von  35,600.000  fl.  festgesetzten  Baukosten  der  Arl- 
berg-Bahn  werden  um  5,700.000  fl.,  sonach  bis  zu  dem  Betrage  von 
41,300.000  fl.  erhöht. 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  5.  April  1884. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

Eröffnet  wurden  die  Strecken  Innsbruck-Landeck  (mit  Peagebctrieb  der 
Südbahnstrecke  Wörgl-Innsbruck)  am  1.  Juli  1883  und  Laudeck-Bludenz  am 
21.  Septembor  1884. 

3.  Vertrag, 

abgeschlossen  zwischen  der  k.  k.  Direction  för  Staatseisenbahnbetrieb  in 
Wien,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einer- 
seits nnd  der  k.  k.  priT.  SOdbaniigesellschaft  andererseits  Uber  die  Mit- 
benutzung (Pöagebetrieb)  der  dieser  Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecke 

Wörgl-Innsbruck. 

(Genehmigt  vom  k.  k.  Ilamlelsministerium  unter  dem  7.  Juni  1883.  Z.  20535.) 

Gegenstand  des  Vertrages.  Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft 
räumt  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  das  Recht 
ein,  die  der  genannten  Gesellschaft  gehörige,  5S  716  Kilometer  lange 
Strecke  Wörgl-Innshntck  behufs  Verbindung  der  durch  dieselbe  ge 
trennten  Linien  des  Staatsbetriebsnetzes  als  Peagestrecke  für  den  Durch- 
zugsverkehr in  beiden  Richtungen  mitzubenutzen,  derart,  dass  die  k.  k. 
Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  berechtigt  ist,  die  obige 
Bahnstrecke  als  selbstständiger  Betriebsunternehmer  neben  der  k.  k. 
priv.  Südbahngesellschaft,  welcher  jedoch  der  Localverkehr  dieser  Strecke 
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vorbehalten  bleibt,  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Vertrages  gegen  Entrichtung  des  in  demselben  (§  17)  festgesetzten 
Bahngeldes  mitzubetreiben. 

Es  dürfen  daher  den  Zügen  der  Staatsverwaltung  nur  Personen- 
und  Gepäckswagen,  welche  die  ganze  P^agestrecke  durchlaufen,  und 
nur  Güterwagen,  welche  die  genannte  Strecke  transitiren,  um  von  der 
einen  Linie  des  Staatsbetriebsnetzes  auf  die  andere  überzugehen,  bei- 
gegeben werden. 

§  2. 

Bdistellung  der  Zugkraft,  des  Maschinen-  und  Zugbeglei- 
tungspersonales. Die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in 
Wien  hat  für  ihre  die  Pöagestrecke  transitirenden  Züge  die  Zugkraft, 
sowie  das  Maschinen-  und  ZugbegleitungsperRonale  beizustellen. 

Leistungen  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft.  Die  k.  k. 
priv.  Südbahngesellschaft  besorgt  auf  der  Pe^agestrecke  den  gesammten 
übrigen  Dienst,  als:  Stations-,  Verkehrs-,  Bahnerhalt  ungs-,  Bahnauf- 
eichts-  und  Telegraphendienst. 

§  3. 

Disciplinargewalt  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft.  Das 
Maschinen-  und  Zugbegleitungspersonale  der  k.  k.  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb in  Wien  untersteht  von  dem  Momente  au,  in  welchem 
es  die  gemeinschaftliche  Strecke  erreicht,  bis  zu  jenem,  in  welchem  es 
dieselbe  wieder  verlässt,  den  Organen  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 

§  *. 

ZugsausrüstuDg.  Die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb 
in  Wien  wird  dafür  sorgen,  dass  ihre  Züge  genau  nach  den  bestehenden 
Vorschriften  rangirt  und  mit  den  nöthigen  Signalmitteln  ausgerüstet 
werden,  und  daes  die  letzteren  den  Verkehrsvorschriften  entsprechend 
von  dem  Personale  gehandhabt  werden. 

Instructionen.  Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  wird  die  dies- 
bezüglichen Instructionen  (insoferne  dieselben  von  jenen  der  k.  k.  Di- 
rection für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  abweichen)  dieser  k.  k.  Di- 
rection tibergeben,  welche  die  Vertheilung  derselben  an  ihr  Personale 
unter  eigener  Verantwortung  besorgt. 

§  5. 

Feststellung  der  Fahrordnung.  Die  Fahrordnung  für  die  Peage- 
strecke  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  festgesetzt  und  sollen  die 
Züge  der  k.  k.  priv.  Südbahngellschaft  vor  den  Zügen  gleicher  Gattung 
der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahubetrieb  Vorrang  haben,  sonst 
aber  Züge  höherer  Gattung  immer  im  Vorrange  vor  Zügen  niederer 
Gattung  stehen,  unabhängig  davon,  ob  die  Züge  für  den  Dienst  der 
einen  oder  anderen  Bahn  verkehren. 
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Die  Einleitung  von  Separatzügen  kann  nur  nach  Zulässigkeit 
erfolgen  und  Laben  sich  diesbezüglich  die  beiderseitigen  competenten 
Organe  von  Fall  zu  Fall  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  C 

Hilfeleistung.  Die  beiden  contrabirenden  Theile  werden,  wenn 
ein  Zug  auf  der  Peagestrecke  hilfsbedürftig  werden  sollte,  sich  nach 
Massgabe  der  zur  Disposition  stehenden  Mittel  zum  Zwecke  der  Hilfe- 
leistung gegenseitig  unterstützen. 

Die  Anordnungen  zur  Hilfeleistung  und  die  Auswahl  der  jeweilig 
anzuwendenden  Hilfsmittel  steht  den  competenten  Südbahnorganen  mit 
der  Beschränkung  zu,  dass  eine  Einschränkung  des  regelmässigen 
Dienstes  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  thunlichst  zu 
vermeiden  ist. 

Das  Personale  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  ist 
gehalten,  diesen  Anordnungen  Folge  zu  geben. 

Die  Kosten  der  Hilfeleistung  trägt  diejenige  Verwaltung,  welcher 
der  hilfsbedürftige  Zug  angehört. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  gestattet  der  k.  k.  Direction 
für  Staatseisenbahnbetrieb,  im  Bedarfsfalle  in  Jenbach  Wasser  für  die 
Maschinen  gegen  Entschädigung  von  10  Kreuzern  per  Kubikmeter  ab- 
fassen zu  lassen. 

Haftung  bei  Unfällen.  Für  die  Verletzung  oder  Tödtung  von 
Personen  (Fremden  oder  Bediensteten),  sowie  für  die  Beschädigung  von 
Fahrbetriebsmitteln  und  Sachen,  welche  in  Peagezügen  oder  durch 
solche  Züge  auf  der  Peagestrecke  oder  in  den  gemeinschaftlich  benützten 
Stationen  eintreten  Bollten,  haftet,  wenn  die  Verletzung  oder  Tödtung, 
beziehungsweise  die  Beschädigung  durch  daB  ausschliessliche  Verschulden 
des  einen  der  beiden  contrabirenden  Theile,  beziehungsweise  der  Be- 
diensteten derselben  entstanden  ist,  diese  Verwaltung  einzig  und  allein, 
beziehungsweise  leistet  dieselbe  der  anderen  vollen  Ersatz. 

Bei  einem  gemeinsamen  Verschulden,  oder  wenn  sich  die  Ursache 
des  Unfalles  etc.  nicht  zweifellos  feststellen  lässt,  werden  die  an  dritte 
Personen  geleisteten  Entschädigungen,  sowie  der,  der  einen  oder  anderen 
Verwaltung  zugegangene  Schaden  nach  der  im  §  17  vereinbarten  Norm 
auf  beide  Verwaltungen  vertheilt. 

Es  sind  daher  die  Erhebungen  über  Unfälle  bei  Peagezügen  der 
k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  gemeinschaftlich,  und  zwar 
unter  der  Leitung  der  Organe  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  zu 
pflegen. 

§  * 

Wagenübergang.  Die  die  Peagestrecke  transitirenden  Personen- 
und  Lastwagen  der  Züge  der  k.  k.  Direction   für  fctaatseisenbahnbetrieb 
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werden  in  den  UebergangBBtationen  von  den  Organen  der  k.  k.  priv. 
Südbahngesellschaft  weder  untersucht,  noch  übernommen  oder  übergeben. 

Eine  Uebergabe  findet  nur  bezüglich  jener  Wagen  statt,  welche 
in  Innsbruck  oder  Wörgl,  von  Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahngesell- 
schaft kommend,  den  Zügen  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb beigegeben,  oder  von  diesen  Zügen,  weil  für  Linien  der  k.  k. 
priv.  Südbahngesellschaft  bestimmt,  zurückgelassen  werden. 

Es  finden  daher  die  Bestimmungen  des  Wagenregulativs  des  Ver- 
eines deutscher  Eisenbahnverwaltungen  in  Bezug  auf  Mietbe  und  Pönale 
nur  für  diese  letzteren  Wagen  Anwendung,  hingegen  werden  die  mit 
den  transitirenden  Zügen  passirenden  Wagen  in  die  Wagenverkehrs- 
rapporte der  Grenzstationen  Wörgl  und  Innsbruck  nicht  aufgenommen. 

Wagen  fremder  Bahnen,  welche  mit  P£agezügen  die  Pöagestrecke 
transitiren,  sind  von  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in 
ihre  Schuldrapporte  aufzunehmen,  das  heisst,  sie  hat  bezüglich  der 
Peagestrecke  den  Wageneigenthümern  Mietbe  und  Pönale  zu  bezahlen. 

§  9. 

Uebergang  der  Güter.  Für  Güter,  welche  die  Peagestrecke 
transitiren,  um  von  der  einen  Strecke  der  k.  k.  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb auf  die  andere  überzugehen,  findet  weder  eine  gegen- 
seitige Uebergabe  noch  Uebernahme  statt;  bezüglich  jener  Güter,  welche 
auf  Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft,  oder  umgekehrt  von 
Linien  der  k.  k.  priv.  Sttdbahngesellschaft  auf  die  Linien  der  k.  k. 
Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  übergehen,  wird  die  Uebernahme, 
respective  Uebergabe  nach  den  Bestimmungen  des  Uebereinkommens 
der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnvenvaltungen  rücksichtlich  des 
Gütertransportes  im  Anschlussverkebre  und  rücksichtlich  des  Reclama- 
tionsverfahrens  gepßogen. 

Der  Güterübergabs-  und  Uebernahmsdienst  in  den  Stationen  Wörgl 
und  Innsbruck  wird  durch  die  Verträge  über  die  Mitbeuützung  dieser 
Stationen  geregelt. 

§  10. 

Telegraphend ienst.  Für  die  Peagestrecke  besorgen  die  Organe 
der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  den  Telegraphendienst. 

Für  den  Trausito-Depeschenverkehr  zwischen  ihren  durch  die 
Peagestrecke  getrennten  Linien  wird  die  k.  k.  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb auf  der  Peagestrecke  eine  eigene  Leitung  herstellen, 
auf  der  die  Correspondenz  nur  durch  deren  Organe  ausgeübt  wird. 

§  IL 

Unfallsversicherung  (im  Personenverkehre).  Beide  Contra- 
henten  haben  im  Sinne  des  zwischen  den  österreichisch-ungarischen  Bahn- 
verwaltungen bestehenden  Uebereinkommens  vom  7.  März  1872,  betreffend 
die  gemeinsame  Traguug  von  Entschädigungen   für  Unfälle,  und  der 
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Additionalacte  hierzu  ddto.  1.  Jänner  1882,  der  jeweils  der  gegen- 
seitigen Unfallsversicherung  Vorsitzenden  Direetion  jährlich  die  mittelst 
ihrer  Züge  auf  der  Pdagestrecke  zurückgelegten  Wagenachs-  und  Per- 
sonenkilometer, jede  separat  nachzuweisen,  und  participiren  nach  Mass- 
gabe dieser  NachweisuDg  an  den  Lasten  der  gegenseitigen  Unfalls- 
versicherung. 

§  12. 

Assecuranz  für  Güter.  Jeder  der  beiden  Contrahenten  trägt  den 
ihm  durch  Feuer,  Calo,  Manco  etc.  entstehenden  Schaden  bezüglich  der 
mittelst  seiner  Züge  auf  der  Pdagestrecke  transportirten  Gepäcksstücke, 
Eilgüter  und  Frachten  und  daher  auch  die  Kosten  und  Gebühren  der 
diesfalls  von  ihm  besorgten  Assecuranz. 

§  18. 

Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr.  Die  Einnahmen  aus  dein 
Güterverkehre,  insoferne  die  Güter  die  Pdagestrecke  nur  transitiren,  um 
von  der  einen  Linie  der  k.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahnbetrieb  auf 
die  andere  überzugeben,  fallen  ausschliesslich  dieser  letzteren  zu;  es 
wird  daher  directe  Abfertigung  der  Güter  stattfinden. 

Güter  aller  übrigen  Relationen,  welche  auf  der  ganzen  oder  auf 
einem  Theile  der  Pdagestrecke  zur  Beförderung  gelangen,  werden  nur 
mit  den  Zügen  der  k.  k.  priv.  Südbahn  befördert,  es  gehören  daher 
die  Einnahmen  aus  diesen  Verkehren  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 

§  14. 

Tarifverbändo  etc.  Diek.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahnbetrieb 
in  Wien  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  ausländischen  Verkehre,  transit 
West-Ost  und  vice  versa  der  Pdagestrecke,  directe  Gütertarife  aufzu- 
stellen. Sie  übt  daher  für  diese  Verkehre  volle  Tariffreiheit  transit  der 
Pdagestrecke,  insoferne  dieselbe  nicht  durch  sonstige  Vereinbarungen 
über  die  einschlägigen  Verkehre  eine  Einschränkung  erfährt. 

§  15. 

Regiegüter.  Der  k.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahnbetrieb  steht 
das  Recht  zu,  ihre  Regiegüter  mit  ihren  Transitzügen  auf  der  Pdage- 
strecke zu  befördern,  respective  eigene  Regiezüge  einzuleiten. 

§  16- 

Personenverkehr.  Die  k.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahnbetrieb  in 
Wien  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  ausländischen  Verkehre  transit 
West-Ost  und  vice  versa  der  Pdagestrecke  directe  Tarife  für  den  Per- 
sonenverkehr und  den  mit  demselben  im  Zusammenhange  stehenden 
Sachentransport  aufzustellen  und  überhaupt  volle  Tariffreiheit  für  diese 
Verkehre  transit  der  Pdagestrecke  zu  üben. 
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Im  Uebrigen  soll  dem  reisenden  Publicum  in  der  Pe*gestrecke 
sowohl  die  Benützung  der  Pe*age-  als  der  Südbahnztige,  insoferne  ver- 
fügbare Sitzplätze  vorhanden  sind  und  insoferne  es  sich  um  gleiche 
Zügskategorien  und  Classen  handelt,  nach  freier  Wahl  gestattet  und 
sollen  die  beiden  contrahirenden  Theile  berechtigt  sein,  für  den  Verkehr 
zwischen  allen  Stationen  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb 
(loco  und  transit)  und  jenen  der  Strecke  Wörgl-Innsbruck  (beide  in- 
clusive) directe  Billets  auszugeben. 

In  beiden  letzteren  Fällen  sind,  insoferne  die  Päagestrecke  in 
Betracht  kommt,  die  jeweilig  in  Kraft  befindlichen  Tarife  der  k.  k. 
priv.  Südbahngesellschaft  maassgebend. 

Die  auf  die  Pe*agestrecke  entfallenden  Einnahmen  aus  dem  Per- 
sonenverkehre und  aus  dem  mit  demselben  im  Zusammenhange  stehenden 
Sachentransporte  fallen  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  zu: 

a)  im  Transit  Ost-West  und  vice  versa  zwischen  Stationen  der  k.  k. 
Direction  für  Staatseisenbabnbetrieb  und  darüber  hinaus; 

b)  im  Verkehre  der  Stationen  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisen- 
bahnbetrieb östlich  Wörgl  und  darüber  hinaus  mit  Innsbruck  loco 
und  vice  versa; 

c)  im  Verkehre  der  Stationen  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisen- 
bahnbetrieb westlich  Innsbruck  und  darüber  hinaus  mit  Wörgl 
loco  und  vice  versa. 

Die  auf  die  Pe*agestrecke  entfallenden  Einnahmen  dieser  Titel 
aus  allen  übrigen  Relationen  gehören  der  k.  k.  priv.  Sttdbahngesellschaft. 

Der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  steht  das  Recht 
zu,  von  Wörgl  nach  Innsbruck  oder  vice  versa,  dann  von  ihren 
Stationen  nach  denjenigen  der  Strecke  Wörgl-Innsbruck  und  vice  versa, 
sowie  endlich  im  Transit  der  Pe'agestrecke  Freikarten  und  ermässigte 
Karten  aller  Art,  sowie  Personalkarten  auszugeben,  ferner  sonstige 
Begünstigungen  im  Personen-  und  in  dem  damit  im  Zusammenhange 
stehenden  Sachenverkehr  zu  gewähren,  und  sollen  alle  angeführten  Be- 
günstigungen sowohl  bei  den  Pe*age-  als  auch  bei  den  Südbahnzügen 
volle  Geltung  haben. 

Dagegen  räumt  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  den 
Inhabern  der  von  der  k.  k.  priv.  Südbabngesellscbaft  ausgestellten 
Frei-  und  ermässigten  Karten  aller  Art,  sowie  deu  Besitzern  sonstiger 
von  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  gewährter  Begünstigungen  der 
angeführten  Art  das  Recht  ein,  die  Pe'agezüge  zu  benützen. 

§  17. 

Bahngeld.  Zur  Feststellung  des  als  Entgelt  für  die  in  diesem 
Vertrage  bedungene  Einräumung  des  Mitbenutzungsrechtes  (§  l)  und 
die  sonstigen  Leistungen  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  zu  ent- 
richtenden Bahngeldes  sind  in  nachstehend  angegebener  Weise,  wobei 
unter  dem  Ausdrucke  „Pe'agestrecke"  die  Strecke  Wörgl-Innsbruck  stets 
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mit  Ausschluss  der  beiden  genannten  Stationen  zu  verstehen  ist,  da  die 
Vergütung  für  die  Mitbenutzung  der  beiden  letzteren  durch  besondere 
Verträge  geregelt  wird,  folgende  Auslagen  zu  ermitteln: 

A.  Verzinsung  des  Baucapitals.  Die  5"2percentigen  Zinsen  des  Bau  - 
capitals  für  die  currente  Päagestrecke  (exclusive  der  Nebengeleise 
und  Hochbauanlagen  auf  den  Zwischenstationen;  dann  exclusive 
des  Bauwerthes  des  heute  schon  bestehenden  Unterbaues  für  das 
zweite  Geleise),  welches  Baucapital  einverständlich  mit  6,000.000  fl. 
ö.  W.,  d.  i.  sechs  Millionen  Gulden  B.  N.  angenommen  wird. 

Eine  Erhöhung  dieser  fixirten  Baucapitalsumme  tritt  ein: 

1.  wenn  die  Ausführung  der  Doppelspur  im  beiderseitigen  Ein- 
vernehmen beschlossen  worden  ist,  und  zwar: 

a)  um  jenen  Betrag,  welcher  den  Bauwerth  des  heute  hiefür  schon 
bestehenden  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise  repräsentirt ; 

b)  um  den  Kostenbetrag  der  eventuellen  Vervollständigung  des  Unter- 
baues und  der  Legung  des  Oberbaues  für  das  zweite  Geleise. 

Einigen  sich  die  beiden  Theile  über  den  *«&  o)  erwähnten 
Bauwerth  nicht,  so  hat  das  Schiedsgericht  des  österreichischen 
Ingenieur-  und  Architektenvereines  in  Wien  hierüber  zu  ent- 
scheiden. 

Die  Verzinsung  dieses  erhöhten  Baucapitales  beginnt  mit  dem 
Tage  der  Betriebaeröffuung  des  zweiten  Geleises. 

2.  Bei  allen  Neu-  und  Keconstructionsarbeiten,  deren  Herstel- 
lung im  gegenseitigen  Einvernehmen  beschlossen  worden  ist. 

Die  diesfälligen  Bau-Elaborate  ad  1  b  und  2  sind  ebenfalls  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  festzustellen  und  vor  der  Bauausfüh- 
rung der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  unterziehen. 

Ii.  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung.  Die  hinsichtlich  der  Pe*age- 
strecke  effectiv  aufgelaufenen  Kosten  der  Bahnaufsicht  und  der  Bahn- 
erhaltung im  engeren  Sinne  (Cap.  VI  bis  X  des  Cont.-Sch.),  dann 
die  Kosten  des  Bahnerhaltungs-Inspectorates  Innsbruck  der  k.  k. 
priv.  Südbahngesellschaft  und  der  dazugehörigen,  die  Pe'agestrecke 
zu  ihrem  Wirkungskreise  zählenden  Bahnerhaltungssectionen  mit 
jenem  aliquoten  Theile,  welcher  sich  aus  dem  Verhältnisse  der 
Länge  des  durchgehenden  GeleiseB  der  P»'agestrecke  zur  Länge 
des  durchgehenden  Geleises  der  ganzen  Inspoctorat-,  beziehungs- 
weise Sectionsstrecke  ergibt. 

C.  Verkehrsdienst.  Von  den  effectiv  aufgelaufenen  Kosten  desStations- 
dienstes  der  Pe'agestrecke  (Cap.  XII.  des  Cont.-Sch.)  die  Kosten 
des  Zugsexpeditions-,  Telegraphen-  und  Signaldienstes. 

D.  Ccntralleitung.  Zu  den  svb  B  und  C  aufgezählten  Auslageu  werden 
10  Percent  für  Centraileitung  und  allgemeine  Verwaltung  zu- 
gerechnet. 

K.  Unfallskosten.  Die  Kosten  aus  Anlass  von  Bahnunfällen,  das  heisst 
Verletzungen  und  Tödtungen  von  Personen,  sowie  Beschädigungen 
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an  Fahrbetriebsmitteln,  am  Ober-  und  Unterbau  und  an  Gütern, 
in  Fällen,  in  welchen  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die 
Organe  einer  Bahnverwaltung  einzig  und  allein  an  dem  Unfälle 
schuldtragend  sind  (§  7),  ferner  die  Kosten  der  durch  Elementar- 
erei^nisse  verursachten  Schäden. 

Die  8ub  A  bis  inclusive  E  aufgezählten  Auslagen  werden  auf  beide 
Verwaltungen  im  Verhältnisse  der  von  den  beiderseitigen  Zügen  in  der 
Pöagestrecke  zurückgelegten  Achskilometer  der  Fahrbetriebsmittel  aller  Art 
vertheilt,  wobei  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  Wagen  beladen 
(besetzt)  oder  leer  gefahren  wurden,  und  bildet  der  hiernach  auf  die 
k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  entfallende  Antheil 
das  von  derselben  an  die  k.  k.  Südbahn gesellschaft  zu  entrichtende 
babngeld. 

Hilfsfahrten  mit  Maschinen  und  Hilfszügen  werden  gegenseitig  mit 
40  Kreuzern  per  Zugskilometer  verrechnet. 

Sämmtliche  übrigen,  wie  immer  Namen  habenden  Auslagen  bestreitet 
j-'der  der  Contrahenten  für  sich. 

§  18. 

Abrechnung  aus  dem  Vertrags verh ältnisse.  Diu  Abrechnung 
und  Auszahlung  aller  im  gegenwärtigen  Vertrage  bedungenen  Zahlungen 
erfolgt  vierteljährig. 

Spätestens  anderthalb  Monate  nach  Ablauf  jedes  Quartals  hat  die 
k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  die  definitive  Rechnung  zu  legen,  und 
der  Betrag  der  letzteren  ist  zuzüglich  Zinsen  von  der  Mitte  des  Quar- 
tales, auf  das  sich  die  Abrechnung  bezieht,  und  nach  demselben  Zins- 
fusse,  wie  für  die  Abrechnung  im  Güterverkehre  der  österreichisch- 
ungarischen Bahnen  zu  begleichen. 

Um  die  fraglichen  Zinsen  zu  vermeiden,  können  Abschlagezah- 
lungen geleistet  werden. 

Für  die  Berechnung  aller  Leistungen  aus  den  Achskilometern  sind 
die  gegenseitig  bestätigten  Aufschreibungen  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft massgebend. 

Die  k.  k  Direction  hat  das  Recht,  innerhalb  dreier  Monate  von 
der  Zustellung  der  Quartalsrechnuug  sämmtliche  auf  die  Abrechnung 
bezüglichen  Belege  einzusehen,  zu  prüfen  und  gegen  die  Aufstellungen 
Einwendung  zu  erheben. 

Die  Verzinsung  der  laufenden  Abrechnung  erleidet  für  den  Fall, 
wenn  die  k.  k.  priv.  Stidbahngesellschaft  die  Rechnung  später,  als  nach 
Ablauf  des  besagten  Termines  legen  würde,  von  diesem  letzteren  an 
eiue  Unterbrechung,  und  beginnt  erst  wieder  mit  dem  Tage  der  fac- 
tischen  Rechnungslegung. 

§  19. 

Vertragsdauer.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  auf  die  Zeit  vom 
Tage  der  Eröffnung  der  Theilstrecke  der  Arlberg-Bahn  ab  Innsbruck 
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bis  zum  31.  December  1889  (ein  tausend  acht  hundert  achtzig  neun) 
geschlossen  und  erlischt  innerhalb  dieser  Zeit  nur  dann,  wenn  der  Betrieb 
der  Arlberg-Bahn  und  der  von  Bischofshofen  nach  Wörgl  führenden 
Bahnlinie  nicht  mehr  in  einer  Hand,  sei  es  nun  in  jener  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  oder  einer  anderen  Verwaltung  vereinigt  sein  sollte. 

Damit  aber  dieser  Vertrag  mit  31.  December  1889  erlösche,  muss 
derselbe  von  einem  Theile  innerhalb  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  De- 
cember 1887  gekündigt  werden.  Erfolgt  von  keiner  Seite  eine  solche 
Kündigung,  so  bleibt  derselbe  weiterhin  mit  der  Massgabe  in  Wirk- 
samkeit, daes  er  stets  nur  zweijährig  und  zwar  immer  nur  in  der  Zeit 
vom  20.  bis  31.  December  eines  Jahres  gekündigt  werden  kann. 

§  20. 

Stempelkosten.  Die  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nach  dem 
Gesetze  zu  bemessenden  Stempel  und  Gebühren  hat  die  k.  k.  Direction 
für  Staatseisenbahnbetrieb  zu  tragen,  respective  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft zu  ersetzen. 

§  21. 

Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage.  Rücksichtlich  sammtlicher 
Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  unterwerfen  sich,  mit  Ausnahme  des 
in  §  17  sub  lit.  A,  Punkt  1  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  vor- 
behaltenen Falles,  die  contrahirenden  Verwaltungen  der  Gerichtsbarkeit 
des  k.  k.  Handelsgerichtes  Wien  als  forum  contractu*  und  einigen  sich 
diesbezüglich  auf  das  summarische  Verfahren. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  zwei  Originalexemplaren  errichtet  und 
davon  das  gestempelte  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb 
in  Wien  und  das  ungestempelte  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft 
übergeben. 

Wien,  am  6.  Juni  1883. 

K.  k.  Direotion  fttr  Staatseisenbahnbetriub  in  Wien: 
Der  Präsident:  Czedik  ni.  p. 

K.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft: 
Goldschmidt  m.  p.  p.  p.  Schüler  m.  p. 

4.  Gesetz  vom  4.  Jnni  1883,  R.  G.  Bl;  Nr.  104, 

betreffend  die  Errichtung  einer  Trajectanstalt  in  Bregenz. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiclisrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  zum  Zwecke  der  Errichtung 
einer  Trajectanstalt  in  Bregenz  erforderlichen  Anlagen,  einschliesslich 
der  Bahnhofserweiterung,  sowie  die  Anschaffung  des  zum  Betriebe  dieser 
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Anstalt  und  zur  PereonenbefÖrderung  auf  dem  Bodensee  erforderlichen 
Schiffsparks  und  der  sonatigen  Einrichtungen  mit  der  veranschlagten 
Kostensumme  von  820.000  fl.,  welche  als  Maximalbetrag  zu  gelten  hat, 
auf  Staatskosten  zu  bewirken. 

Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Trajectanstalt  ist  gleichzeitig  mit  der 
den  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  bil- 
denden Arlberg-Bahn  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Artikel  III. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  4.  Juni  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

Die  Eröffnung  der  Bodenseesohiffahrt  fand  am  15.  September  1884  statt. 
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XII.  Eisenbahn  Tarvis-Pontafel. 
Gesetz  vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  43, 

beireffend  die  Herstellung  einer  Locomotlv-Eisenbuhn  Ton  Tarda  an  die 

Reichsgrenze  bei  Pontafel. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Tarvis  im  Anschlüsse  an  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  an  die  Reichs  - 
grenze  bei  Pontafel  zum  Anschlüsse  an  die  auf  italienischem  Gebiete 
zu  erbauende  Linie  nach  Udine  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  behufs  der  Verfassung  des 
Detaiiprojectes  und  der  Inangriffnahme  der  Bauarbeiten  für  das  Jahr  187K 
ein  Special  credit  von  Achtmalbunderttausend  Gulden  Österr.  Währ, 
bewilligt. 

Ausser  diesem  Special oredite  wurden  noch  folgende  Baucredite  bewilligt: 

mit  Gesetz  vom  14.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  30    2,000.000  fl. 

ferner  im  Finanzgesetze  vom  30.  März  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  27    800.000  ft 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  12.  März  1876. 
Franz  Joseph  in.  p. 

Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  in.  p. 
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Die  Eisenbahn  Tarvis-Pontafel-Reichsgrenze  wurde  am  tl.  October  1879 
eröffnet. 

Der  Betrieb  derselben  wurde  von  deren  Eröffnung  bis  zur  Uebernabme 
der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  in  den  Staatsbetrieb  (1.  Jänner  1880)  auf  Grund  des 
Betriebsvertrages  vom  5./H.  März  1879,  C.  Bl.  Nr.  35,  von  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  geführt. 

Ueber  den  Anschluss  dieser  Bahn  an  die  italienischen  Bahnen  in  Pontafel-  . 
Pontebba  besteht  der  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreioh-Ungarn  und  Italien 
vom  2.  October  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  153. 
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Gesetz  vom  12.  März  1876,  R.  G.  BI.  Xr.  44, 

betreffend  den  Bau  einer  LocomotlY-Kisenbalut  ron  Unter- Draiiburg  nach 

Wolfsberg. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  normalspurige  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Unter- Drauburg  im  Anschlüsse  an  die  Siidbahn  nach 
Wolfsberg  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Die  bezeichnete  Eisenbahn  gelangte  am  4.  October  1879  zur  Eröffnung 
und  stand  bis  31.  Decetnber  1888  im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesell- 
schaft. Seit  1.  Jänner  1889  wird  der  Betrieb  durch  die  k.  k.  Generaldirection 
der  '»sterreichischen  Staatsbahnen  besorgt. 

Artikel  II. 

Diese  ist  als  Secundärbahn  mit  dem  Minimalradius  von  150  Metern 
mit  einer  Unterbaukronenbreite  von  höchstens  4  Metern  herzustellen, 
und  das  Maximalgewicht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung 
von  Eisenschienen  auf  28  Kilogramm  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
höchstens  15  Kilometern  per  Stunde  zu  verkehren,  und  es  wird  die  Re- 
gierung beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  Erleichterungen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb 
von  allen  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851, 
R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  und  den  einschlägigen  Nachtrags- 
bestimmungen vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
zu  nehmen,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwin- 
digkeit zulässig  erscheint. 

Bl«  n*«htnar1iTind<n  «l«r  H»«err.  KiienbAhnen.  I.  tj 
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Artikel  III. 

Zur  Inangriffnahme  des  Baues  der  im  Artikel  1  bezeichneten 
Eisenbahn  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  187G  ein  Specialcredit  von 
300.000  fl.  österr.  Währ,  bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  insoferne  er  im  Jahre  1876  entweder  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende 
Juni  1878  verwendet  werden,  ist  jedoch  in  diesem  Falle  so  zu  be- 
handeln, als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1877  bewilligt 
worden  wäre,  daher  auch  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen. 

Ausser  dem  obigen  Speciakredite  wurden  noch  folgende  Bauerodite  gewährt : 

mit  dem  Gesetze  vom  14.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  30    500.000  H. 

mit  dem  Finanzgeaetze  vom  30.  März  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  27  ...  500.000  fl. 
und  mit  dem  Finauzgcsetee  vom  25.  Mai  1879,  R.  G.  BL  Nr.  68  .  .  650.000  fl. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  1'^.  März  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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XIV.  Eisenbahn  Mürzzuschlag-Neuberg. 


Gesetz  vom  12.  März  1876,  lt.  G.  Bl.  Nr.  41, 

betreffend  den  Bau  einer  LocomotiY-Eisenbahn  auf  Staatskosten  von  Mfirz- 
zusculag  Im  Anschlüsse  an  die  Sudbahn  nach  Xeuberg. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keicbsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  nortualspurige  Locomotiv- 
Eiaenbahn  von  Mürzzuschlag  im  Anschlüsse  an  die  Südbahn  nach 
Neuberg  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Die  gedachte  Bahnlinie  wurde  am  1.  December  1879  dem  Verkehre 
übergeben.  Die  Betriebführung  besorgte  bw  31.  December  1888  die  k.  k.  priv. 
Südbahn-Gesellschaft,  worauf  dieselbe  mit  1.  Jänner  1889  an  die  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahnen  tiberging. 

Artikel  II. 

Diese  Bahn  ist  als  Secundärbabn  mit  dem  Minimalradius  von 
150  Metern  mit  einer  Unterbaukronenbreite  von  höchstens  4  Metern  herzu- 
stellen, und  das  Maximalgewicht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Ver- 
wendung von  Eisenschienen  auf  28  Kilogramm  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
höchstens  15  Kilometer  per  Stunde  zu  verkehren,  und  es  wird  die 
Regierung  beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  Erleichte- 
rungen zur  Anwendung  zu  bringen,  sondern  auch  iu  Bezug  auf  den 
Betrieb  von  allen  in  der  Eiscubahn-Betriebsordnung  vom  16.  November 
1851,  K.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  und  den  einschlägigen  Nach- 
tragsbestimmungen vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit 
Umgang  zu  nehmen,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit zulässig  erscheint. 

8* 


Digitized  by  Google 


116  K.  k.  Staatebahnen. 

Artikel  III. 

Zur  Inangriffnahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  bezeichneten 
Eisenbahn  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein  Specialcredit  von 
250.000  fl.  bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  insofern e  er  im  Jahre  1876  entweder  gar  nicht 
oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  Juni  1878 
verwendet  werden,  ist  jedoch  in  diesem  Falle  so  zu  bebandeln,  als  wenn 
derselbe  im  Voranschläge  des  Jahres  1877  bewilligt  worden  wäre,  daher 
er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Als  weitere  Bancredite  wurden  bewilligt: 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  März  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  27     ...  100.000  fl. 
und  mit  dem  Finanzgesetze  vom  26.  Mai  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  68    .  .  270.000  ii. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seioer  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  nud 
der  Finanzminieter  beauftragt. 

Wien,  am  12.  März  187H. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Chlumecky  ra.  p.  Pretis  m.  p. 
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XY.  Eisenbahn  Kriegsdorf-Römerstadt. 

Gesetz  vom  13.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  46, 

betreffend  den  Ban  einer  LocomotlT-Eisenbahn  anf  Staatskosten  ron  Kriegs- 
dorf   im   Anschlüsse    an    die   Mährisch-schlesische   Centraibahn  nach 

Kölner  Stadt. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  normalspurige  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Kriegsdorf  im  Anschlüsse  an  die  Mährisch-schlesische 
Cent  raibahn  nach  Römerstadt  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Die  Bahn  von  Kriegsdorf  naoh  Römerstadt  wurde  am  16.  Ootober  1878 
eröffnet  und  bis  31.  December  1888  durch  die  Mährisch-schlesische  Centraibahn 
betrieben.  Seit  1.  Jänner  1889  wird  der  Betrieb  von  der  k.  k.  Generaldireotiou 
der  österreiohisohen  8taatebahnen  gefuhrt. 

Artikel  II. 

Diese  Bahn  ist  als  Secundärbahn  mit  einer  Unterbau-Kronenbreite 
von  höchstens  4  Metern  herzustellen,  und  das  Maximalgewicht  der 
Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung  von  Eisenschienen  auf  28  Kilo- 
gramm per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
höchstens  15  Kilometern  per  Stunde  zu  verkehren,  und  es  wird  die 
Regierung  beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  Erleichterungen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb 
von  allen  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851, 
R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  und  den  einschlägigen  Nachtrags- 
bestimmungen vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang zu  nehmen,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit zulässig  erscheint. 
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Artikel  III. 

Zur  Inangriffnahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  bezeichneten 
Eisenbahn  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein  Specialcredit  von 
300.000  fl.  bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  sofern  er  im  Jahre  1876  entweder  gar  Dicht 
oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  Juni 
1878  verwendet  werden,  i*t  jedoch  in  diesem  Falle  so  zu  bebandeln, 
als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1877  bewilligt  worden 
wäre,  daher  er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Weitere  Baucredite  wurden  eingeräumt: 

mit  dem  Gesetze  vom  14.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  30    200.0(0  fl. 

und  mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  März  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  27     .  lOO.Of  0  fl. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  1:5.  März  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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XVI.  Eisenbahn  Erbersdorf-Würbenthal. 

Gesetz  vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  40, 

betreffend  den  Bau  einer  Locomotiv-Eisenbabn  auf  Staatskosten  von  Erbers- 
dorf im  Anschlüsse  an  die  Mährisch*schlesische  Centralbahn  nach  Worbenthal. 

Mit  Zustimmung  beider  IlUuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ei  mächt  igt,  eine  normalspurige  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Erbersdorf  im  Anschlüsse  an  die  Mährisch-sclilesische 
Centraibahn  nach  Wtiibentbal  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Dio  bezeichnete  Eisenbahnlinie  wurde  am  5.  December  1880  dem  Ver- 
kehre übergeben.  Der  Betrieb  wurde  bis  31.  December  1888  von  der  Mährisch- 
schlesisehen  Centraibahn  geführt,  worauf  derselbe  mit  1.  Jänner  1879  an  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  .Staatsbahnen  überging. 

Artikel  II. 

Diese  ißt  als  Secundärbahn  mit  dem  Minimalradius  von  150  Metern 
mit  einer  Unterbaukronenbreite  von  höchstens  1  Metern  herzustellen, 
und  das  Maximalgewicht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung 
von  Eisenschienen  auf  28  Kilogramm  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
höchstens  15  Kilometern  per  Stunde  zu  verkehren,  und  es  wird  die 
Regierung  beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlicben  Erleichte- 
rungen zur  Anwendung  zu  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den 
Betrieb  von  allen  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November 
1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852)  und  den  einschlägigen  Nach- 
tragsbestimmungen  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit 
Umgang  zu  nehmen,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermKssigto  Fahr- 
geschwindigkeit zulässig  erscheint. 
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Artikel  III. 

Zur  Inangriffnahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  bezeichneten 
Eisenbahn  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein  Specialcredit  von 
400.000  fl.  bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  insoferne  er  im  Jahre  1876  entweder  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende 
Juni  1878  verwendet  werden,  ist  jedoch  in  diesem  Falle  so  zu  be- 
handeln, als  wenn  derselbe  im  Voranschläge  des  Jahres  1877  bewilligt 
worden  wäre,  daher  er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  ver- 
rechnen ist. 

Ausser  dem  obigen  Specialcredite  wurde  noch  mit  dem  Finanzgesetze  vom 
28.  Mai  1880,  K.  G.  Bl.  Nr.  53,  ein  weiterer  Bauoredit  in  der  Höhe  von 
350.000  fl.  bewilligt. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  12.  März  1876. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  in.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  in.  p. 
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Livazza-Pola  und  Herpelje-Tiiest. 
1.  Gesetz  vom  30.  April  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  79, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  ron  Dlrazza  nach  Pola  mit 

einer  Abzweigung  nach  Borigno. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiv-Eieenbahn  vou 
der  Station  Divacca  der  Wien-Triester  Linie  der  Sudbahngesellschaft 
nach  Pola  nebst  einer  in  der  Nähe  des  Zwischenpunktes  Canfanaro 
ausgehenden  Abzweigung  nach  Rovigno  entweder  auf  Staatskosten  aus- 
zuführen, oder  deren  Ausführung  durch  Concessionsertheilung  unter  den 
Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Im  Falle  der  Ausführung  dieser  Eidenbahn  auf  Staatskosten  wird 
der  Regierung  für  das  Jahr  1873  eine  Baudotation  von  zwei  Millionen 
(2,000.000)  Gulden  bewilligt. 

Die  Eisenbahn  von  Divazza  nach  Pola  mit  der  Abzweigung  von  Canfanaro 
nach  Rovigno  wurde  anf  Staatskosten  erbaut  und  am  20.  September  18T6  dem 
Verkehre  übergeben. 

An  Baucrediten  wurden  für  diese  Bahn  ausser  der  obangeführten  Bau- 
dotation von  2,000.000  fl.  noch  bewilligt 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  42  .  .  .  6,900.000  ti., 

mit  dem  Gesetze  vom  10.  März  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  21  2,900.000  fl., 

und  mit  dem  Gesetze  vom  13.  März  187C,  R.  G.  Bl.  Xr.  47    .  .  .  3,200.000  fl. 
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Den  Betrieb  führte  bis  zum  31.  December  1882  die  Südbahn-Gesellschaft, 
vom  1.  Jänner  1883  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb,  an  deren 
Stelle  mit  1.  August  1884  die  k.  k.  Generaldirection  der  Österreichischen  Staats- 
bahnen trat. 

Artikel  III. 

Im  Falle  der  Ertheilung  einer  Concession  kann  für  diese  Eisen- 
bahn vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses,  mit 
Inbegriff  der  Tilgnngsquote,  in  der  Maximalsumme  von  dreiundvierzig 
Tausend  achthundert  (43.800)  Gulden  Österr.  Währung  in  Silber  durch- 
schnittlich per  Meile  für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert  werden, 
eo  zwar,  daes,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag 
Dicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  jedoch  nur  bis  zur  obigen  Maximal- 
summe  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirklichen  Bauauslagen,  in- 
clusive der  Geldbeschaffungskosten  und  der  Intercalarzinsen,  festzusetzende 
Garantie  des  zu  fünf  Percent  zu  berechnenden  ReincrtrSgnisses  sammt 
Tilgungsquote  von  dem  aufgewendeten  Baucapitale  hat  mit  dem  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  der  ganzen  garantirten  Eisenbahn  in  Wirk- 
samkeit zu  treten. 

Artikel  IV. 

In  Ausführung  des  Artikels  III  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
treffen : 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinertrfignisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsver- 
waltung nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplaue, 
demzufolge  das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession 
zu  tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  drei  Monate 
nach  deren  UeberreichuDg  flütsig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationeccoupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des 
Ertragspräliminars  richtig  gestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 
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3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  bebandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahnstrecke  die  garantirte  Jahres- 
summe überschreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich 
zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die 
Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Von  der  er- 
übrigenden anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  statuten- 
mässig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen 
oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder 
der  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem 
noch  erübrigenden  VeimÖgen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V.  i 

Für  die  im  Artikel  I  angeführte  Eisenbahn  wird  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Coupons-Stempel- 
gebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre, 
vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  zu  erbauenden  Bahn  an  gerechnet, 
zugestanden. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen,  mit  Einscbluss  der  Interimssoheine,'  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde.  Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei 
den  Grundeinlösungen   auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Entrichtung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  uud  der  Instruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis 
zur  Eröffnung  des  Betriebes  der  einschlägigen  Bahnstrecke  bewilligt. 

Die  allfalligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  aus- 
ländischen Börsen,  sowie  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der 
Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabppost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons-Stempelge- 
bühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  entrichten. 

Artikel  VI. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  muss  binnen 
längstens  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  ge- 
rechnet, ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Concessionär  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
sprechende Sicherheit  zu  leisten. 
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Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die 
Caution  als  verfallen  erkärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Artikel  VII. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  abgesondert  von  der  Geld- 
beschaffung auf  Grund  des  von  der  Regierung  festzustellenden  Beding- 
nissheftes im  Offertwege  stattzufinden. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und  Kunst- 
bauten sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Geldbeschaffung  hat  gleichfalls  im  Offertwege  zu  geschehen 
und  wird  für  die  auszugebenden  Effecten  der  durchschnittliche  Minimal- 
EmissioDscurs  von  siebenundachtzig  Gulden  österr.  Währung  für  je 
100  fl.  Silber  des  Nenn  wer th es  festgesetzt. 

Artikel  VIII. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  im  Artikel  I  angeführten 
Eisenbahn,  festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  ist  auf 
die  Anordnungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  18G8  (R.  G.  Bl.  Nr.  56), 
in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Unternehmung 
der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen;  was 
jedoch  die  Personentarife  anlangt,  so  haben  die  concessionsmässigen 
Tarife  der  Südbahn  Anwendung  zu  finden. 

Artikel  IX. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Voll- 
zuge des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  30.  April  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Bari h ans  m.  p.  Prelis  m.  p. 

2.  Oesetz  vom  1.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  103, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Abzweigung  der  Istrlaner  Staatsbahn 

yon  Herpelje  nach  Triest. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsratbes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 
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Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Abzweigung  der  Istrianer 
Staatsbahn  von  der  Station  Herpelje-Kosina  nach  Triest  als  normal- 
spurige  Localbahn  mit  dem  veranschlagten  Gesammtbetrage  von 
3,340.000  fl.,  welcher  als  Maximalbetrag  zu  gelten  hat,  auf  Staats- 
kosten herzustellen. 

Artikel  II. 

Die  Ausführung  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Zweigbahn  ist  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  zu  den  Kosten  derselben  von  Seite  der 
Stadt  Triest  Beitragsleistungen  zugesichert  werden,  deren  Geldwerth 
nicht  weniger  als  fünf  Percent  der  oben  bezifferten  Maximalsumme  be- 
tragen darf. 

Die  Beitragsleistung  kann  darin  bestehen,  dass  der  Staatsver- 
waltung für  den  Bau  der  obigen  Zweigbahn  von  Seite  der  Stadt  Triest 
die  unentgeltliche  Benützung  sämmtlicher  Gemeindegründe,  welche  zur 
Herstellung  der  Bahn  und  ihrer  Nebenanlagen  benöthigt  werden,  wie 
auch  die  unentgeltliche  Benützung  der  Uferstrecken  zum  Zwecke  der 
Verbindung  des  neuen  Bahnhofes  mit  jenem  der  Südbahn,  beziehungs- 
weise mit  dem  neuen  Hafen  von  Triest  überlassen  wird. 

Artikel  III. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Abzweigung  ist  im  Jahre 

1883  in  Angriff  zu  nehmen  und  binnen  drei  Jahren  zu  vollenden. 

Der  angegebene  Bautermin  wurde  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  119  (Document  8)  bis  zum  80.  Jnni  1887  erstreokt 
Die  Eröffnung  fand  thatsächlioh  am  6.  Juli  1887  statt. 

Artikel  IV. 

Zum  Zwecke  der  Vervollständigung  der  technischen  Vorarbeiten 
und  der  Ausarbeitung  des  Detailprojectes  für  die  im  Artikel  I  be- 
zeichnete Abzweigung  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1883  ein 
Credit  von  30.000  fl.  bewilligt,    welcher,  insoferne  er  bis  Ende  März 

1884  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  März 

1885  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle  jedoch  so  zu  behandeln 
ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1884  bewilligt 
worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  ver- 
rechnen ist. 

Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
aind  vorläufig  aus  den  Cassabeständen,  insoferne  dies  aber  nicht  zu- 
lässig sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und 
seinerzeit  aus  dem  Erlöse  der  für  den  fraglichen  Bahnbau  einzuleitenden 
definitiven  Cretidoperationen  zu  refundiren. 
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An  Baucrediten  wurden  ausser  dem  obigen  Betrage  von  30.000  fl.  noch 
bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Kl.  Nr.  4f>  ....  20.000  fl.. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  26.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  28  .  .  .  1,200.000  fl., 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  April  1880,  R  G.  Bl.  Nr.  59  .  .  .  1,450.000  fl., 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  31.  Mai  18S7,  R.  G.  Bl.  Nr.  66  ...  .  600.000  fl., 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  Mai  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  73  ....  30.000  fl., 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  Mai  1S89,  R.  G.  Bl.  Nr.  72    8.040  ti 

Artikel  V. 

In  AnsebuDg  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahnstrecke 
wird  der  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Inßtruiruog  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  VI. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Eisenbahnstrecke 
ist  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf 
die  Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Ge- 
nellschaft  nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes 
erfolgen. 

Artikel  VII. 

Behufs  Verbindung  des  Betriebes  der  durch  die  Südbahnstrecke 
Divacca-Laibach  getrennten  Linien  des  westlichen  Staatsbahnnetzes  ist 
mit  der  Südbahn-Gesellschaft  ein  Uebercinkommcn  zu  treffen,  durch 
welches  der  Staatseisenbahnverwaltuug  das  Recht  eingeräumt  wird, 
unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen 
im  Durchgangsverkehre  über  die  genannte  Südbahnstrecke  gegen  Ent- 
richtung einer  fixen  Entschädigung  (Bahngeld)  zu  befördern  oder  be- 
fördern zu  lassen. 

Die  Einräumung  dieses  Rechtes  kann,  falls  ein*  solches  Ueberein- 
kommen  bis  zum  Ablaufe  des  Jabre3  18S-1  nicht  zu  Stande  kommt,  im 
Enteignungswege  in  Anspruch  genommen  werden. 

Auf  das  einzuhaltende  Verfahren,  einschliesslich  der  Ermittlung 
der  Entschädigung,  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
18.  Februar  1878  (R.  G.  Bl.  Nr.  30),  betreffend  die  Enteiguung  zum 
Zwecke  der  Herstellung  und  des  Betriebes  von  Eisenbahnen  mit  der 
Massgabe  Anwendung,  dass 

a)  die  Feststellung  des  Gegenstandes  der  Enteignung  durch  die 
politische  Landesstclle  zu  erfolgen  hat,  in  deren  Gebiet  der  nach 
der  Kilometerzahl  grössere  Theil  der  obigen  Bahnstrecke  gelegen 
ist,  und  dass 

b)  zur  Feststellung  der  Entschädigung  der  Gerichtshof  erster  Instanz 
am  Sitze   der  in  lit.   a)  bezeichneten  Landeestelle  zuständig  ist. 
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Die  Entschädigung  hat  in  einer  während  der  Dauer  der  Aus- 
übung des  obigen  Rechtes  alljährlich  an  die  Südbahn-Gesellschaft  zu 
bezahlenden  Jahresrente  (Bahngeld)  zu  bestehen,  welche  mindestens 
mit  jenem  Betrage  zu  bemessen  ist,  der  sich  nach  Verhältniss  des  An- 
theiles  der  Staateeisenbabnverwaltung  an  der  Gesammtzabl  der  im 
Gegenstand*) ahre  auf  der  Bahnstrecke  Divacca-Laibach  von  den  beider- 
seitigen Zügen  zurückgelegten  Achskilometer  der  Fahrbetriebsmittel 
aller  Art  ergiebt,  wenn  die  effectiven  Auslagen  der  Südbahngesellschaft 
für  die  von  ihr  auf  der  obigen  Bahnstrecke  besorgten  Dienstzweige, 
insoweit  diese  letzteren  dem  Durchgangsverkehre  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung zu  dienen  haben,  und  das  mit  5yj6  Percent  berechnete 
Jahrer  es  forderniss  für  Verzinsung  und  Tilgung  des  auf  obige  Bahn- 
strecke verwendeten  Anlagecapitals  der  Ermittlung  zu  Grunde  gelegt 
werden. 

Vgl.  den  unter  dem  7.  Juni  1887  abgeschlossenen  Ptfagovcrtrag  (Document  4). 

Artikel  VIII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminiäter  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  1.  Juni  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pioo  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

3.  Gesetz  vom  7.  Juli  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  119, 

betreffend  die  Krstreckung  des  ßaurollendung^termlnes  für  die  Abzweigung 
der  Istrianer  Staat sbalin  von  Herpelje  nach  Trlest. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

In  Abänderung  des  Artikels  III  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  18*3, 
R.  G.  Bl.  Nr.  103,  wird  der  Bauvollendungstermin  für  die  den  Gegenstand 
dieses  Gesetzes  bildende  Abzweigung  der  Istrianer  Staatsbahn  von 
Herpelje  nach  Triest  bis  zum  30.  Juni  1887  erstreckt. 
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Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handels- 
muster und  Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Ischl,  den  7.  Juli  1886. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

4.  Vertrag, 

abgeschlossen  zwischen  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatshahnen,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  Seiner  Excellenz  des  Herrn 
k.  k.  Hundelsministers,  einerseits  und  der  k.  k.  prir.  Süd  bahn -Gesellschaft 
anderseits,  Ober  die  Mitbenutzung-  (Plagebetrieb)  der  der  letztgenannten 
Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecke  Lnibnch-Diracca. 

(Genehmigt  vom  k.  k.  Handelsministerium  unter  dem  21.  Juni  18M7,  Z.  1204,  H.  M.) 

S  1. 

Gegenstand  des  Vertrages.  Die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft 
räumt  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  das 
Recht  ein,  die  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellscbaft  gehörige  100*589 
Kilometer  lange  Bahnstrecke  Laibach-Divacca  behufs  Verbindung  der 
durch  dieselbe  getrennten  Staatsbahnlinien  als  Peagestrecke  für  den 
Güter-Durchzugs  verkehr  (exlusive  Militärtransporte),  somit  ausschliess- 
lich des  ge8aromten  Personen-  und  des  damit  im  Zusammenhange 
stehenden  Sachentrannportes  in  beiden  Richtungen  mitzubenutzen,  der- 
art, daBs  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
berechtigt  ist,  die  obige  Bahnstrecke  als  selbststäudiger  Betriebsunter- 
nehmer neben  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft,  weicher  jedoch 
der  Localverkebr  auf  dieser  Strecke,  sowie  der  Verkehr  von  und  nach 
Laibach  (loco)  und  von  und  nach  Divaeca  (loco)  vorbehalten  bleibt, 
nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  gegen 
Entrichtung  des  in  demselben  1$  14)  festgesetzten  Bahn-,  beziehungs- 
weise Fahrgeldes  mitzubenutzen. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  ist  die  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  berechtigt,  im  Durchzugsverkehre  über  die 
genannte  Südbahnstrecke  entweder  ganze  Züge  mit  ihrer  eigenen  Zugs- 
kraft, sowie  mit  ihrem  eigenen  Maschinen-  und  Zugsbegleitungspersonale 
zu  befördern  (Betriebsform  .4)  oder  aber  ihre  Wagen  durch  die  Zugs- 
kraft, sowie  durch  das  Maschinen-  und  Zugsbegleitungspersonale  der 
k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  befördern  zu  lassen  ( Betriebsfonn  B). 
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Diese  Alternativberechtigung  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatebahnen,  entweder  die  Beförderung  selbst  zu  bewerk- 
stelligen oder  durch  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  bewerkstelligen 
zu  lassen,  ist  jedoch  insoferne  eine  beschränkte,  als  die  k.  k.  General- 
direction der  österreichischen  Staatsbahnen  verpflichtet  ist,  den  einmal 
eingeschlagenen  Beförderungsvorgang  einheitlich  insolange  festzuhalten, 
als  sie  nicht  durch  eine  drei  Monate  vorher  an  die  k.  k.  priv.  Südbahn- 
Gesellschaft  gerichtete  bezügliche  Anzeige  ihren  Willen,  auf  das  an- 
dere Beförderungsprincip  einheitlich  überzugehen,  schriftlich  bekannt 
gegeben  hat. 

Als  erste  Durchführungsform  dieses  Pe"agevertrages  wird  die  com- 
missionsweise  Beförderung  durch  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft 
auf  Rechnung  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen,  das  ist  durch  die 
Zugskraft  und  durch  das  Personale  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft 
festgestellt  (Betriebsform  B). 

Nach  Vorstehendem  bildet  somit  nur  der  Güter-Durchzugsverkehr 
(exclusive  der  Militärtransporte)  den  Gegenstand  des  Vertrages.  Die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatebahnen  behält  sich 
jedoch  vor,  eventuell  auch  während  der  Dauer  dieses  Vertrages  die 
Päagirung  des  Personenverkehrs  zu  verlangen,  in  welchem  Falle  aber 
vorher  specielle  Vereinbarungen  vorzukehren  und  abzuschliessen  sein 
werden. 

§  2. 

Besorgung  des  Stations-,  Verkehrs-,  Bahnerhaltungs-, 
Bahnaufsichts- und  Telegraphendienstes.  Die  k.  k.  priv.  Südbahn- 
Gesellschaft  besorgt  auf  der  Pcagestrecke  den  gesammten  Stations-,  Ver- 
kehrs-, Bahnerhaltungs-,  Bahnaufsichts-  und  Telegraphendienst. 

§  3. 

Mitbenützung  der  Anschlussbahnhöfe.  Die  näheren  Modali- 
täten über  die  Mitbenützuug  der  Südbahnhöfe  in  Laibach  und  Divacca 
seitens  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen,  sowie  über  die  Herstellung 
und  Erhaltung  der  eventuell  nothwendig  werdenden  Neu-  und  Zubauten 
in  diesen  Stationen  bleiben  weiteren  Verhandlungen,  respective  Ver- 
tragsabschlüssen vorbehalten. 

Auf  den  beiden  Verbiudungscurven  in  Laibach  wird  der  Dienst 
durch  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  besorgt. 

Im  Falle  der  directen  Ueberführang  von  Güterzügen  über  die 
neuherzustellende  Verbindungscurve,  das  ist  ohne  Berührung  des  Bahn- 
hofes Laibach  (S.  B.)  von  den  k.  k.  St^atsbahnen  und  auf  dieselben, 
ist  die  im  Falle  der  Betriebsform  A  zu  Grunde  zu  legende  Bahnlänge 
der  Pcagestrecke  nur  von,  respective  bis  zu  der  Abzweigungsstelle  der 
currenteu  Stidbahnstrecke  zu  rechnen. 

Bezüglich  der  Abwicklung  des  Dienstes  über  die  beiden  Ver- 
bin dungscurven  in  Laibach  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  eine 
specielle  Dienstvorschrift  erlassen  werden. 

Die  BecbUnrkumJen  der  ö»lerr.  Kl.cnb*hnen  I.  9 
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§  4. 

Zugsausrüstung.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatshahnen  wird  im  Falle  der  Betriebsform  A  dafür  Sorge  tragen,  dass 
ihre  Züge  genau  nach  den  auf  der  Pdagestrccke  bestehendeu  Vorschriften 
rangirt  und  mit  den  nöthigen  Signalmitteln  ausgerüstet  werden,  ferner 
dass  die  letzteren  den  Verkehrs-  und  Signalisirungsvorschriften  der 
k.  k.  priv.  Sudbahn-Gesellschaft  entsprechend  von  dem  Personale  ge- 
handhabt werden. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  wird  die  bezüglichen  In- 
structionen, in  sofern  e  dieselben  von  jenen  der  k.  k.  österreichischen  Staats- 
bahnen abweichen,  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen  übergeben,  welche  die  Vertheilung  derselben  an  ihr  Personale 
unter  eigener  Verantwortlichkeit  besorgt. 

§  S. 

Fahrordnung.  Die  Fahrordnung  für  die  Pe"agestrecke  im  Falle  der 
Betriebsform  A  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  festgestellt.  Es  sollen 
hierbei  die  Züge  der  k.  k.  priv.  Südbahu-Gesellschaft  vor  den  Zügen 
gleicher  Gattung  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahuen  den  Vorrang 
haben,  sonst  aber  Züge  höherer  Gattung  immer  im  Vorrange  vor  Zügen 
minderer  Gattung  stehen,  unabhängig  davon,  ob  die  Züge  für  den 
Dienst  der  einen  oder  der  anderen  Bahn  verkehren. 

Die  Einleitung  von  Separatzügen  kann  nur  nach  Zulässigkeit 
erfolgen  und  haben  sich  diesbezüglich  die  beiderseitigen  competenten 
Organe  von  Fall  zu  Fall  in's  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  6. 

Gegenseitige  Hilfeleistung,  Wasserabgabe  und  Ausputzen 
der  Locomotiven.  Die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen  werden 
sich,  wenn  ein  Zug  in  einer  Anschlussstation  oder  auf  der  Pdagestrecke 
hilfsbedürftig  werden  sollte,  nach  Maassgabe  der  zur  Disposition  stehenden 
Mittel  zum  Zwecke  der  Hilfeleistung  gegenseitig  unterstützen. 

Die  Anordnung  zur  Hilfeleistung  und  die  Auswahl  der  jeweilig 
anzuwendenden  Hilfsmittel  stehen  den  competenten  Orgauen  der  k.  k. 
priv.  Südbahn-Gesellschaft  zu,  es  soll  jedoch  durch  derartige  Anordnungen 
der  regelmässige  Dienst  beider  Verwaltungen  möglichst  wenig  alterirt 
werden. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  gestattet  für  den  Fall  der 
selbständigen  Beförderung  von  Peagezügen  seitens  der  k.  k.  öster- 
reichischen Staatsbahnen  (Betriebsform  A)^  dass  die  Locomotiven  der- 
selben im  Bedarfsfalle  und  nach  Maassgabe,  als  es  die  bestehenden  Ein- 
richtungen ermöglichen,  in  den  Stationen:  Franzdorf,  Loitsch,  Rakek, 
St.  Peter  und  Ober-Lesece  Wasser  entnehmen  können,  und  verpflichtet 
sich  ferner,  bei  diesen  Locomotiven  das  Ausputzen  in  genannten  Stationen 
vorzunehmen. 
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Hiefür  wird  die  k.  k.  Goneraldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen die  im  §  14,  lit.  F  2  und  3  festgesetzten  Vergütungen  leisten. 

§  7. 

Haftung.  A.  Bei  Unfällen,  Beschädigungen,  Abgängen  etc. 
1.  Bei  Unfällen,  a)  Bei  Betriebsform  A.  Im  Falle  der  Betriebs- 
form  A  haftet  im  Allgemeinen  bei  Verletzungen  oder  Tödtungen  von 
Personen  (Fremden  oder  Bediensteten),  sowie  bei  Beschädigungen  von 
Fahrbetriebsmitteln  und  Sachen,  welche  auf  der  Pdagestrecke  oder  in 
den  gemeinschaftlich  benützten  Stationen  durch  Unfälle  eintreten  sollten, 
wenn  der  Unfall  durch  das  ausschliessliche  Verschulden  der  einen  der 
beiden  contrahirenden  Verwaltungen,  beziehungsweise  der  Bediensteten 
derselben  entstanden  ist,  diese  Verwaltung  einzig  und  allein,  beziehungs- 
weise leistet  dieselbe  der  anderen  Verwaltung  vollen  Ersatz. 

Bei  gemeinsamem  Verschulden,  oder  wenn  sich  die  Ursache  des 
Unfalles  nicht  zweifellos  feststellen  lässt,  werden  die  an  dritte  Personen 
geleisteten  Entschädigungen,  sowie  der  einer  oder  der  anderen  Verwaltung 
zugegangene  Schaden  hälftig  auf  beide  Verwaltungen  vertheilt. 

Die  Erhebungen  über  Unfälle  im  Falle  der  Betriebsform  A  werden 
gemeinschaftlich  unter  der  Leitung  der  Organe  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
Gesellschaft  gepflogen. 

b)  Bei  Betriebsform  B.  Im  Falle  der  Betriebsform  B  haben  die 
k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  für  die  Consequenzen  von  Unfällen 
in  der  Pdagestrecke  nur  dann  und  insoweit  aufzukommen,  so  ferne  ein 
Verschulden  der  Verwaltung  oder  der  Organe  derselben  an  dem  Unfälle 
seitens  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  nachgewiesen  werden  kann. 

2.  Bei  Beschädigungen,  Abgängen  etc.  Bei  Betriebsform 
A  und  B.  Insoweit  jedoch  kein  Bahnunfall  vorliegt,  trägt  jede  Verwaltung 
den  ihr  durch  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  entstehenden  Schaden 
bezüglich  der  mittelst  ihrer  Züge  auf  der  Pdagestrecke  transportirten 
Eil-  und  Frachtgüter.  Eine  Ausnahme  hiervon  findet  nur  in  dem  Falle 
der  Betriebsform  B  statt,  indem  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft 
in  diesem  Falle  bezüglich  der  im  Pdageverkehr  transitirenden  Güter 
die  im  Artikel  395  H.  G.,  beziehungsweise  in  den  §§  64  und  67  B.  R. 
ausgesprochene  Haftung  für  Verlust,  Verminderung  und  Beschädigung 
gegenüber  den  Verfrachtern  überhaupt  nicht  und  gegenüber  den  k.  k. 
österreichischen  Staatsbahnen  dann  nicht  übernimmt,  wenn  die  von  der 
Südbahn  mit  unversehrter  Plombe  in  Laibach,  beziehungsweise  in 
Divacca  übernommenen  Wagen  auch  mit  unverletztem  Plomhenver- 
schlusse  von  derselben  in  Divacca,  beziehungsweise  in  Laibach  tiber- 
geben wurden. 

Sollte  sich  auf  der  Peagestrecke  vor  erfolgter  Rückgabe  eines 
Wagens  die  Nothwendigkeit  ergeben,  den  Plombenverschluss  zu  öffnen, 
ßowie  in  dem  Falle  eines  Verlustes,  einer  Verminderung  oder  Be- 
schädigung an  auf  offenen  (nicht  plombirten)  Wagen  verfrachteten  Gütern, 
gelangen  bezüglich  der  Haftpflicht  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  des 
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Uebei  einkommens  der  österreichisch- ungarischen  Eisenbahnverwaltungen 
rücksichtlich  des  Gütertransportes  im  AnBchluasverkehre  und  des  Recla- 
mations Verfahrens  zur  Anwendung. 

B.  Bei  Lieferfristüberschreitungen.  In  dem  Falle  der  Be- 
triebsform B  übernimmt  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  gegenüber  dritten  Personen  die  Haftung  für  die  aus  Liefer- 
fristüberschreitungen entstandenen  Schäden  und  wird  die  Pe'agestreckc 
Laibach-Divacca  in  diesem, Falle  als  Staatsbahnstrecke  bei  der  Liefer- 
fristberechnung und  Reparation  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des 
Uebereinkommens  der  Österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  angesehen. 
Die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich  dagegen  von  der 
Uebernahme  der  Wagen  in  Laibach,  respective  in  Divacca  bis  zur  Stellung 
der  Wagen  in  Divacca,  respective  in  Laibach  die  Lieferfristen  nach 
Maassgabe  des  Uebereinkommens  der  österreichisch-ungarischen  Eisen- 
bahnen einzuhalten  und  steht  hiefür  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft 
den  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  gegenüber  nach  Maassgabe  des 
genannten  Uebereinkommens  ein. 

§  8- 

Wagen-  und  Güterübergang.  I.  Wagenübergang.  Die  Unter- 
suchung der  Wagen  ist  Sache  jener  Verwaltung,  in  deren  Züge  dieselben 
eingestellt  werden.  Die  Bestimmungen  des  Vereinswagenregulativs  über 
Miethe  und  Pönale  finden  auf  alle  im  Pöageverkehre  transitirenden, 
somit  auch  auf  die  der  Stidbahn  gehörigen  Wagen  Anwendung  und  hat 
die  k.  k.  Generaldirection  für  die  hieraus  resultirenden  Verpflichtungen 
gegenüber  den  Wageneigcnthümern  aufzukommen,  gleichviel,  ob  diese 
Waven  (also  auch  Südbabnwagon)  mit  Peageziigeu  der  k.  k.  österrei- 
chischen Staatsbahnen  (Betriebsform  Ä)  oder  aber  durch  die  Zugskraft 
der  Südbahn  auf  Rechnung  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen 
(Betriebsform  B)  befördert  werden. 

Diejenigen  Wagen,  welche  mit  Pöagezügen  der  k.  k.  öster- 
reichischen Staatsbahnen  (Betriebsform  A)  die  Pdagestrecke  transitiren, 
werden  in  Laibach,  beziehungsweise  in  Divacca  von  den  Organen  der 
k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  weder  übernommen,  noch  übergeben. 
Dagegen  findet  im  Falle  der  Betriebsform  B  eine  Uebergabe  und  Rück- 
stellung der  Wagen  in  Laibacb,  respective  in  Divacca  von  den,  be- 
ziehungsweise an  die  Organe  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen 
statt,  unbeschadet  jedoch  der  oben  ausgesprochenen  regulativmassigen 
Verpflichtungen  der  k.  k.  Staatsbahnen  gegenüber  den  Wageneigen- 
tliümern. 

Bezüglich  jener  Wagen,  welche  in  Laibach  oder  in  Divacca  von 
Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  kommend  den  Zügen  der 
k.  k.  österreichischen  Staatsbalmen  beigegeben  oder  von  diesen  Zügen, 
weil  für  Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  bestimmt,  zurück- 
gelassen werden,   iindet  eine  Uebergabe   statt,   und  gelangen   auch  die 
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Bestimmungen  des  Wagenregulativs  in  Bezug  auf  Mietbe  und  Pönale 
für  diese  Wagen  zur  Anwendung. 

Die  näheren  Modalitäten  der  Uebergabe  und  Uebernabme  werden 
in  der  nach  §  3  aufzustellenden  Dienstvorschrift  festgestellt  werden. 

II.  Güterübergang.  Im  Falle  der  Betriebsform  A  findet  bezüglich 
jener  Güter,  welche  die  Peagestrecke  transitiren,  um  von  der  einen  Strecke 
der  k.  k.  österreichischen  Staatebahnen  auf  die  andere  überzugehen,  weder 
eine  gegenseitige  Uebergabe  noch  Uebernahme  statt;  dagegen  wird  bei 
jenen  Gütern,  welche  auf  Linien  der  k.  k.  priv.  Stidbabn-Gesellschaft 
oder  umgekehrt  von  Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  auf 
Linien  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  übergehen,  die  Ueber- 
nahme, respective*  Uebergabe  nach  den  Bestimmungen  des  Ueberein- 
kommens  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnverwaltungen  rück- 
sichtlich des  Gütertransportes  im  Anschlussverkehre  und  rücksichtlich 
des  Reclamation s Verfahrens  gepflogen. 

Der  Güter-Uebergabs-  und  Uebernahmsdienst  in  den  Stationen 
Laibach  und  Divacca  wird  durch  die  obbezeichnete  Dienstvorschrift 
(§  3)  ebenfalls  näher  geregelt  werden. 

§  9. 

Telegraphendienst.  In  den  Stationen  der  Peagestrecke  besorgen 
die  Organe  der  k.  k.  priv.  Südbahn- Gesellschaft  den  Telegraphendienst. 

Für  den  Transito-Depeschenverkehr  zwischen  ihren  durch  die 
Peagestrecke  getrennten  Linien  ist  die  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  berechtigt,  eine  eigene  Leitung  herzu- 
stellen, auf  welcher  die  Correspondenz  nur  durch  ihre  Organe  aus- 
geübt wird. 

§  10. 

Unfalls  versichern  ng.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  hat  im  Sinne  des  zwischen  den  österreichisch- 
ungarischen  Bahnverwaltungen  bestehenden  Uebereinkommens  vom  7.  März 
1872,  betreffend  die  gemeinsame  Tragung  von  Entschädigungen  für  Un- 
fälle und  der  Additionalacte  hierzu  ddto.  1.  Jänner  1882  der  jeweils  der 
gegenseitigen  Unfallsversicherung  Vorsitzenden  Direction  jährlich  die 
mittelst  ihrer  Züge  (Betriebsform  Ä)y  beziehungsweise  die  für  ihre  Rechnung 
mittelst  Südbahnzügen  (Betriebsform  B)  auf  der  Peagestrecke  zurück- 
gelegten Wagenachskilometer  nachzuweisen  und  nach  Maassgabe  dieser 
Nachweisung  an  den  Lasten  der  gegenseitigen  Unfallsversicherung  zu 
partieipiren. 

Im  Falle  der  Belriebsform  B  hat  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesell- 
sebaft  der  k.  k.  Generaldirection  die  zu  dieser  Nachweisung  erforder- 
lichen Daten  rechtzeitig  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§  11. 

Assecuranz  der  Güter.  Jede  der  beiden  Verwaltungen  trägt, 
insoweit  ihr  die  Haftung  für  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigungen 
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an  Gütern  obliegt  (§  7),  die  Kosten  und  Gebühren  der  diesfalls  von 
ihr  besorgten  Assecuranz. 

§  12. 

Tarifirungsrecht.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  ausländischen  Ver- 
kehre transit  der  Peagestrecke  directe  Tarife  aufzustellen. 

Sie  übt  daher  für  diese  Strecke  volle  Tarifirungsfreiheit  transit 
der  Peagestrecke,  insoferne  dieselbe  nicht  durch  sonstige  Verein- 
barungen über  die  einschlägigen  Verkehre  eine  Einschränkung  erfährt. 

§  13. 

Einnahmenzuscheidung.  Die  auf  die  Peagestrecke  entfallenden 
Einnahmen  aus  dem  Güterverkehre,  insoweit  die  Güter  die  Peagestrecke 
nur  trausitiren,  um  von  der  einen  Linie  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen  auf  die  andere  überzugehen,  fallen  ausschliesslich  den 
k.  k.  Staatsbahnen  zu. 

Es  wird  daher  directe  Abfertigung  der  Güter  stattfinden. 

Die  auf  die  Peagestrecke  entfallenden  Einnahmen  aus  dem  Güter- 
verkehre aller  übrigen  Relationen,  welche  auf  der  ganzen  oder  auf 
einem  Theile  der  Peagestrecke  zur  Beförderung  gelangen,  ebenso  aus 
dem  Güterverkehre  von  und  nach  Laibach  S.  B.  oder  K.  K.  B. 
(loco),  sowie  von  und  nach  Divacca  (loco)  gehören  ausschliesslich  def 
k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  mit  Ausnahme  jener  Einnahmen, 
welche  aus  der  Strecke  Laibach  (S.  B.)  bis  Laibach  (K.  II.  B.)  für  die 
k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  resultiren. 

§  14. 

Entschädigung  für  die  Gewährung  des  Mitbenützungs- 
rechtes. Bahn-,  beziehungsweise  Fahrgeld.  Als  Entschädigung 
für  die  in  diesem  Vertrage  bedungene  Einräumung  des  Mitbenützungs- 
recht^s  (§  1)  und  für  die  sonstigen  Leistungen  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
Gesellschaft  verpflichtet  sich  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  an  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft,  je  nachdem  die 
Betriebsform  A  oder  B  gehandhabt  wird,  ein  Bahn-,  beziehungsweise 
ein  Fahrgeld  zu  bezahlen. 

I.  Bahngeld  (Betriebsf orm  Ä).  Behufs  Feststellung  des  zu 
entrichtenden  Bahngeldes  siud  in  nachstehend  angegebener  Weise,  wo- 
bei unter  dem  Ausdrucke  „Peagestrecke"  die  Babustrccke  Laibach — 
Divacca  stets  mit  Ausschluss  der  beiden  eben  genannten  Statiouen  zu 
verstehen  ist,  da  die  Vergütung  für  die  Mitbenützung  der  beiden  letzteren 
durch  besondere  Verträge  zu  geschehen  hat,  folgende  Auslagen  zu 
ermitteln: 

A.  Verzinsung  des  Anlagecapitales.  Die  5yie  percentigen  Zinsen  des 
Anlagecapitales  für  die  currente  Peagestrecke  (exclusive  der  Neben- 
geleise- und  Hochbauanlagen   auf  den  Zwischenstationen),    welches  An- 
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lagecapital  einverätändlich  mit  österr.  Währ.  Gulden  20,457.300' —  an- 
genommen wird. 

Eine  Erhöhung  der  der  Verzinsung  zu  Grunde  liegenden  Capitals- 
suinme  tritt  dann  ein,  wenn  Neuherstellungen,  Recoustructionen  oder 
sonstige  Veränderungen  im  Bestände  der  Pe'agestrecke  vorgenommen 
werden,  und  wenn  diese  Herstellungen  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
von  beiden  Theilen  als  zur  gemeinschaftlichen  Betriebsführung  erfor- 
derlich bezeichnet  worden  sind. 

-B.  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung.  Die  hinsichtlich  der  Pe"age- 
strecke  effectiv  aufgelaufenen  Kosten  der  Bahnaufsicht  und  der  Bahn- 
erhaltung im  engeren  Sinne  (Capitel  VI  hiß  X  des  Contirungsschemas) 
sammt  den  auf  die  bezügliche  Strecke  entfallenden  Antheilen  an  der 
Feuerassecuranz,  an  den  Grund-  und  Gebäudtsteuarn,  dann  die  Kosten 
der  Babnerbaltungsinßpectorate  und  Sectioneu  der  k.  k.  priv.  Südbnhn- 
Gesellschaft,  in  deren  Gebiet  die  Pe'agestreckc  fallt,  mit  jenem  aliquoten 
Theile,  welcher  Bich  aus  der  Länge  des  in  die  Pe^agestrecke  fallenden 
currenten  Geleises  zur  Länge  des  currenten  Geleises  der  ganzen  In- 
spectorats-,  beziehungsweise  Sectionsstrecke  ergiebt. 

C.  Stations-  (Verkehrs-)  Dienst.  Von  den  effectiv  aufgelaufenen 
Kosten  des  Stations-  (Verkehrs-)  Dienstes  der  Peagestrecke  (Capitel  XII 
des  Contirung6schemas),  die  des  Zugsexpeditions-,  Telegraphen-  und 
Signaldienstes. 

D.  Unfallskosten.  Die  Kosten  der  durch  Elementarereignis.se  ver- 
ursachten Schäden. 

E.  Centraileitung.  Zu  den  sub  Ii  und  C  aufgezählten  Auslagen 
werden  10  Percent  für  Centralleitung  und  allgemeine  Verwaltung  hin- 
zugerechnet. 

F.  Besondere  Entschädigungen.  1.  Hilfßfahrten  mit  Locomotivon 
und  Hilfszügen  werden  gegenseitig  mit  40  Kreuzer,  schreibe  vierzig 
Kreuzer  ößterr.  Währ,  per  Zugskilometcr  in  Aufrechnung  gebracht. 

2.  Für  die  Wasserabgabe  in  den  im  §  6  bezeichneten  Stationen 
wird  eine  Entschädigung  von  15  Kreuzer,  schreibe  fünfzehn  Kreuzer 
österr.  Währ,  per  Cubikmeter  verrechnet. 

3.  Für  die  Besorgung  des  Ausputzens  in  den  unter  §  6  benannten 
Stationen  wird  cumulativ  eine  Vergütung  von  50  Kreuzer  per  Zug 
berechnet. 

Die  Berechnung  des  Bahngeldes  selbst  erfolgt  in  der  Weise,  dasn 
die  sub  A  bis  inclusive  D  aufgezählten  Auslasen  inclusive  des  Bub  E 
erwähnten  Regiezuschlages  zu  Post  B  und  C  auf  beide  Verwaltungen 
im  Verhältnisse  der  von  den  beiderseitigen  Zügen  in  der  Peagestrecke 
zurückgelegten  Achskilometer  der  Fahrbetriebsmittel  aller  Art  vertheilt 
werden,  wobei  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  Wagen  beladen 
oder  leer  gefahren  wurden,  und  bildet  der  hiernach  auf  die  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  entfallende  Antheil 
das  von  derselben  an  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  zu  ent- 
richtende Bahngeld. 
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IL  Fahrgeld  (Betriebsform  B).  In  dem  Falle  der  Betriebs- 
form B  hat  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellscbaft  für  die  stipnlirten  Leistungen 
einheitlich  durch  Zahlung  von  8  fl.  österr.  Währ.,  schreibe  acht  Gulden 
österr.  Währ,  für  jeden  über  die  Peagestrecke  beförderten  Wagen,  wobei 
es  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  Wagen  beladen  oder  leer  gefahren 
wurden,  zu  entschädigen,  und  bildet  die  sonach  gefundene  Summe  das 
von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  an 
die  k.  k.  priv.  Südbahn- Gesellschaft  zu  entrichtende  Fahrgeld.  Im 
Falle  dieser  Alternative  (B)  haben  die  k.  k.  österreichischen  Staats- 
bahnen neben  dem  „Fahrgeld"  ein  „Babngeld"  nicht  zu  entrichten. 

§  15. 

Abrechnung.  Die  Abrechnung  und  Auszahlung  aller  im  gegen- 
wärtigen Vertrage  bedungenen  Zahlungen  erfolgt  vierteljährig. 

Spätestens  IV2  Monate  nach  Ablauf  jedes  Quartals  hat  die  k.  k. 
priv.  Süd  bahn- Gesellschaft  die  definitive  Rechnung  zu  legen,  und  ist 
der  Betrag  der  letzteren  zuzüglich  der  Zinsen  von  der  Mitte  des  Quar- 
tals, auf  das  sich  die  Abrechnung  bezieht,  und  zwar  unter  Zugrunde- 
legung des  für  die  Abrechnung  im  Güterverkehre  der  österreichisch- 
ungarischen  Bahnen  giltigen  Ziosfusses  zu  begleichen. 

Um  diese  Zinsen  zu  vermeiden,  können  auch  Abschlagszahlungen 
geleistet  werden. 

Für  die  Berechnung  aller  Leistungen  sowohl  bei  Zugrundelegung 
der  beiderseits  zurückgelegten  Achskilometer  (Betriebsform  A),  als  auch 
bei  Zugrundelegung  der  Anzahl  der  über  die  Peagestrecke  auf  Rechnung 
gefahrenen  Wagen  (Betriebsform  B)  sind  die  gegenseitig  bestätigten 
Aufschreibungen  der  k.  k.  priv.  Südbahn- Gesellschaft  maassgebend. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  hat 
das  Recht,  innerhalb  dreier  Monate  von  der  Zustellung  der  Quartals- 
rechnung sämmtliche  auf  die  Abrechnung  bezüglichen  Originalbelege 
einzusehen,  zu  prüfen  und  eventuell  gegen  die  Aufstellung  ihre  Ein- 
wendungen zu  erheben. 

Die  Verzinsung  der  laufenden  Rechnung  erleidet  für  den  Fall,  als 
die  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  die  Rechnung  später  als  nach  Ablauf 
de»  obbezeichneten  Termines  legen  würde,  von  diesem  letzteren  an 
eine  Unterbrechung  und  beginnt  erst  wieder  mit  dem  Tage  der  factischen 
Rechnungslegung. 

§  16. 

Begünstigungen  für  Bedienstete  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  und  deren  Angehörige. 
Die  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbabnen 
für  deren  Bedienstete  und  deren  Angehörige  ausgestellten  Freikarten  und 
Frmässigungscertificate  haben  im  Transit  über  die  Pe'agestrecke  Giltigkeit 
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§  17. 

Streitigkeiten  und  Gerichtsstand.  Sollten  aus  diesem  Ver* 
trage  zwischen  den  beiden  Contrahenten  Streitigkeiten  entstehen,  so 
einigen  sich  die  beiden  Contrahenten  dahin,  dieselben  vor  dem  k.k.  Handels- 
gerichte in  Wien  als  Forum  contractus  und  im  summarischen  Verfahren 
auszutragen. 

§  18. 

Vertragsdauer.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  auf  die  Zeit  vom 
Tage  der  Betriebseröffnung  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Herpelje-Triest  bis 
zum  31.  December  1889  geschlossen. 

Damit  aber  dieser  Vertrag  mit  31.  December  1889  erlischt,  muss 
derselbe  von  einem  Theile  innerhalb  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  December  1888 
gekündigt  werden.  Erfolgt  von  keiner  Seite  eine  solche  Kündigung,  so 
bleibt  derselbe  weiterhin  mit  der  Maassgabe  in  Wirksamkeit,  dass  er 
«tets  nur  einjährig,  und  zwar  immer  nur  in  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  De- 
cember eines  Jahres  gekündigt  werden  kann. 

§  19- 

Vertragsausfertigung.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  in  zwei 
Parien  errichtet,  von  welchen  das  gestempelte  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  und  das  ungestempelte  der  k.  k.  priv. 
Südbahn-Gesellschaft  eingehändigt  wird. 

Die  auB  Anlass  der  Errichtung  des  gegenwärtigen  Vertrages  zu 
entrichtenden  Stempel  und  Gebühren  hat  die  k.   k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  aus  Eigenem  zu  tragen,  beziehungs 
weise  der  k.  k.  priv.  Südbahn-Gesellschaft  zu  ersetzen. 

Wien,  am  7.  Juni  1887. 

K.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen. 
Der  Präsident:  Czedik  m.  p. 

K.  k.  priv.  SUdbahn-Gesellschaft: 
Hopfen  m.  p.        p.  p.  Schüler  m.  p. 
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Spalato-Siveric  und  Siveric-Knin. 

1.  Gesetz  vom  16.  3Iai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  63, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Locoinotiv-EIsenbahn  tou  Spalato  nach 
Siveriö  mit  einer  Abzweigung  nach  Sebenico. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu« 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Spalato  über  Dernis  nach  Siveriö  mit  einer  Zweigbahn  nach  Sebenico 
auf  Staatskosten  herzustellen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  behufs  der  Verfassung  des 
Detailprojectes  und  der  Inangriffnahme  der  im  Zuge  obiger  Eisenbahn- 
linien auszuführenden  Bauarbeiten  für  das  Jahr  1874  ein  Credit  von 
einer  Million  Gulden  österr.  Währung  bewilligt,  welcher  aus  dem  in  Ge- 
mässheit  des  Gesetzes  vom  13.  December  1873  (R.  G.  Bl.  Nr.  162)  auf- 
zubringenden Darlehen  zu  decken  ist. 

An  Bauorediten  wurden  ferner  bewilligt: 

mit  dem  Gesetze  vom  10.  März  lB7.r>,  R.  G.  Bl.  Nr.  21    5,328.000  fl. 

mit  dem  Gesetze  vom  13.  März  187G,  R.  G.  Bl.  Nr.  47    3,200.000  fl. 

und  mit  dem  Gesetze  vom  14.  April  1877,  R.  G.  Bl,  Nr.  30    ...  1,400.000  fl. 

Nach  Artikel  III  des  letztbezogenen  Gesetzes  vom  14.  April  1877. 
R.  G.  Bl.  Nr.  30,  waren  beim  Ausbaue  der  Bahn  von  Spalato  nach  Siverie  mit 
der  Abzweigung  nach  Sebenico  alle  mit  Bezug  auf  die  in  Aussicht  zu  nehmende 
ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zur  Anwendung  zu 
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bringen  und  war  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  J  vom  Jahre  1852)  und 
den  einschlägigen  Naohtragsbestimmungen  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen 
insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  aus  dem  gleichen  Grunde  nach  dem  Er- 
messen des  Handelsministeriums  zulässig  erscheint. 

Den  Betrieb  der  angeführten,  am  4.  October  1877  dem  Verkehre  über- 
gebenen  Eisenbahnlinien  leitete  bis  zum  31.  März  1883  eine  eigene  dem  k.  k. 
Handelsministerium  unmittelbar  unterstehende  Betriebsdirection  der  k.  k. 
Dalmatiner  Staatsbahn  mit  dem  Sitze  in  Spalato.  Mit  1.  April  1883  wurde  die 
Betriebsleitung  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  übertragen,  an  deren 
Stelle  mit  1.  August  1884  die  k.  k.  Gencrnldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen  trat. 

Artikel  U. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  werden  mit  dem 
Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Budapest,  am  16.  Mai  1874. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

2.  Gesetz  vom  5.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  105, 

betreffend  den  Ausbau  der  Dalmatiner  Staatsbahn  von  Siveriö  bis  Knin. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  behufs  Fortsetzung  der  Dalma- 
tiner Staatsbahn  eine  als  normalspurige  Secundärbahn  auszuführende 
Locomotiv- Eisenbahn  von  Siveriö  nach  Knin  auf  Staatskosten  her- 
zustellen. 

Artikel  II. 

Zum  Zwecke  der  Vervollständigung  der  technischen  Voraibeiten 
insbesondere  behufs  Ausarbeitung  des  Detailprojectes,  wird  der  Regie- 
rung für  das  Jahr  1883  ein  Credit  von  20.000  fl.  bewilligt,  welcher 
insoferne  er  bis  Ende  1883  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt 
noch  bis  Ende  März  1885  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle 
jedoch  so  zu  bebandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des 
Jahres  1884  bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses 
letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 
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Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
sind  vorläufig  aus  den  Cassebeständen,  insoferne  dies  aber  nicht  zu- 
lässig sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und 
seinerzeit  aus  dem  Erlöse  der  für  den  fraglichen  Bahnbau  einzuleitenden 
definitiven  Creditoperation  zu  refundiren. 

Weitere  Credite  wurden  bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom    8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  45  fl.  20.000 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  26.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  28  fl.  650.000 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  59  ...  .     fl.  610.000 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  31.    Mai  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  66  fl.  400.000 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  Mai  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  73  .  ...  fl.  10.000 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.    Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  72  fl.  90.000 

Die  Fortsetzungsstrecke  von  Siverii  nach  Knin  gelangte  am  7.  Juni  1888 
zur  Eröffnung. 

Artikel  III. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahnstrecke 
wird  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  GrundeinlösuDg,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn,  aowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  IV. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Ei  Benbahnstrecke  ist 
von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben,  und  es  darf 
die  Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Ge- 
sellschaft nur  auf  Grundlage  eineB  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes 
erfolgen. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzininixter  beauftragt. 

Wien,  den  5.  Juni  1883. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  j».  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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I.  Dniesterbahn. 

1.  Gesetz  vom  18.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  48, 
betreffend  den  Ankauf  der  k.  k.  prir.  Dniesterbahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  RegieruDg  wird  ermächtigt,  die  k.  k.  priv.  Dniesterbahn  unter 
den  im  Protokolle  des  Handelsministeriums  vom  8.  November  1875  ent- 
haltenen Bedingungen  um  den  Preis  von  zwei  Millionen  hunderttausend 
(2,100.000)  Gulden  in  Noten  anzukaufen. 

Artikel  H. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein 
Specialcredit  von  2,100.000  fl.  bewilligt,  welcher,  insoferne  erim  Jahre  1876 
entweder  gar  nicht  oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch 
bis  Ende  Juni  1878  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle  jedoch  so 
zu  behandeln  ist,  als  wenn  er  im  Voranschlage  des  Jahres  1877  be- 
willigt worden  wäre,  daher  er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu 
verrechnen  ist. 

Artikel  III. 

Für  die  Uebertragungsgeschäfte,  welche  die  Erwerbung  der  k.  k. 
priv.  Dniesterbahn  zum  Gegenstande  haben,  beziehungsweise  für  die  zu 
diesem  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  sowie 
für  die  aus  diesem  Anlasse  stattfindenden  bücherlichen  Eintragungen  und 
Löschungserklärungen,  dann  für  die  hierauf  bezüglichen  Eingaben  und 
Ausfertigungen  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 
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Artikel  IV. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Finanzminister  und  der 
Handelsminister  beauftragt. 

Wien,  am  18.  März  187G. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 

2.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  8.  November  1876. 

Gegenwärtige: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der  Gcneraldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens,  Herr 
k.  k.  Sectionschef  v.  Nord  Ii  ug,  als  Vorsitzender; 

der  Herr  k.  k.  Sectionschef  im  Finanzministerium,  Dr.  Ritter 
v.  Bezecny. 

In  Vertretung  der  Prioritätsgläubiger  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn : 

Der  gerichtlich  bestellte  Curator,  Herr  Hof-  und  Gerichtaadvocat 
Dr.  Freiherr  v.  Haimberger. 

Als  Protokollsführer  Sectionsrath  Dr.  Ritter  v.  Wittek. 

Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  Feststellung  der  Bedingungen 
der  Abtretung  der  Dniesterbahn. 

Der  Herr  Generaldirector  eröffnet  die  Verhandlung,  indem  er  mit- 
theilt, es  habe  sich  an  ihn  der  hier  anwesende,  zur  Vertretung  der  Rechte 
der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- 
bahn gerichtlich  bestellte  Herr  Curator  in  der  Absicht  gewendet,  um 
eine  Intervention  der  Regierung  zum  Zwecke  der  Erzielung  einer  Ord- 
nung der  Verhältnisse  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn  herbeizuführen, 
welche  Bahn  bekanntlich  schon  seit  längerer  Zeit  nicht  im  Stande  sei, 
die  gegenüber  ihren  Prioritiitsgläubigern  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen,  und  mit  Rücksicht  auf  ihre  bisherigen  ungünstigeu  Betriebs- 
ergebnisse keine  Aussicht  habe,  ihren  Zahlungsverbindlichkciten  in  näherer 
Zukunft  nachkommen  zu  können. 

Zur  Herbeiführung  der  von  Seite  des  Curators  angestrebten  Ord- 
nung sei  die  Regieruug  geneigt,  in  der  Weise  die  Hand  zu  bieten, 
das«  an  sie  behufs  dereinstiger  Uebertragung  an  eine  neue  Unterneh- 
mung die  stimmtlichen  den  Prioritätsgläubigorn  und  den  Actionaren, 
beziehungsweise  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- 
bahn an  dieser  Bahn  zustehenden  Rechte  abgetreten  werden. 
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Der  zur  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Prioritätsobli- 
gationen der  obigen  Bahn  gerichtlich  bestellte  Curator  erklärt,  vor- 
behaltlich der  cnratelsbehördlichen  Genehmigung  auf  die  erwähnte  Ab- 
tretung einzugehen,  und  werden  diesfalls  nach  eingehender  Erörterung 
und  Constatirung  des  Umstandes,  dass  weitergehende  Zugeständnisse  von 
Seite  der  Regierung  nicht  gewährt  werden  können,  die  nachstehenden 
Vereinbarungen  getroffen : 

Artikel  1. 

Der  Curator  verpflichtet  sich,  die  den  durch  ihn  vertretenen  Be- 
sitzern von  Prioritätsobligationen  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn 
in  Bezug  auf  diene  Bahn  zustehenden  bücherlichen  und  sonstigen  Rechte 
je  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung  au  diese  selbst  oder  an  eine  von 
dieser  zu  bezeichnende  Unternehmung  abzutreten  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  eine  gleiche  Abtretung,  beziehungsweise  Uebertragung  in  Ansehung 
der  Rechte  der  Actiengesellschaft  oder  ihrer  Rechtsnachfolger  herbei- 
geführt werde. 

Artikel  2. 

Die  im  Artikel  1  bezeichnete  Abtretung,  beziehungsweise  Ueber- 
tragung, hat  derart  stattzufinden,  dass  die  derzeit  der  k.  k.  privilegirten 
Dniesterbahngesellschaft  gehörigen,  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landes- 
gerichtes zu  Lemberg  inneliegenden  Eisenbahnlinien  der  k.  k.  privi- 
legirten Dniesterbahn,  insbesondere  die  Hauptlinie  von  Chyrow  nach 
Stryj  mit  einer  Zweigbahn  von  Drohobycz  nach  Boryslaw  nebst  allem 
unbeweglichen  und  beweglichen  Zugehör,  einschliesslich  der  Werkstätte, 
der  Betriebseinrichtungen,  Telegraphen-  und  Signalapparate,  dann  des 
Fahrparkes,  sowie  saramt  allen  darauf  bezüglichen  concessionsmässigen 
und  sonstigen  Rechten  frei  von  allen  bücherlichen  Lasten  und  wie 
immer  gearteten  Schulden  auf  den  Uebernehmer  tibergehen. 

Die  Eisenbahn  von  Chyrow  nach  Stryj  mit  der  Abzweigung  von  Drohobycz 
nach  BoryBlaw  war  ciuf  Grund  der  Cono.  Urk.  vom  5.  September  1870, 
R.  G.  Bl.  Nr.  135*),  durch  die  Actiengesellschaft  „k.  k.  priv.  Dniesterbahn" 
hergestellt  und  am  31.  Deccmber  1872  dem  Verkehre  übergeben  worden. 

Artikel  3. 

Einen  Gegenstand  der  im  Artikel  1  bezeichneten  Abtretung,  be- 
ziehungsweise Uebertragung,  hat  insbesondere  der  gesammte  zufolge  des 
bilan zmässigen  Inventars  vom  31.  December  1874  im  Besitze  der  Gesell- 
schaft befindliche  Fahrpark  nebst  Reservebestandtheilen,  sowie  der  im 
Zeitpunkte  der  Betriebsübergabe  auf  der  Bahn  thatsächlich  vorhandene 
Materialvorrath  zu  bilden. 


*)  Vgl.  die  bezogene   Cono.-Urk.   nebst  Nachträgen   in   der  Eiaenb.-Ges.- 
Samml.  II  2,  S.  1407;  IV,  S.  507. 

Bie  RtthUurkunden  der  »iterr.  Biientmhnen.  I.  JQ 
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Dagegen  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die  der  Dniesterbahn 
gehörigen  Cassenbestände,  Werthpapiere  und  Activforderungen,  insoweit 
dieselben  nach  gepflogener  Abrechnung  über  das  Betriebsergebniss 
(Artikel  6)  sich  als  reiner  Ueberschuss  darstellen,  unbeschadet  der  im 
Artikel  9  enthaltenen  Bestimmungen  in  Betreff  des  Pensionsfondes 
keinen  Gegenstand  der  Abtretung  zu  bilden  haben. 

Artikel  4. 

Die  von  der  Dniesterbahngesellschaft  aufgenommenen  Schulden,  wie 
insbesondere  etwaige  aus  dem  Baue  oder  anläsglich  desselben  erwachsene 
Ansprüche  der  Bauunternehmer,  Anrainer,  Grundeinlösungsgläubiger  oder 
sonstiger  dritter  Personen,  die  Darlehensschuld  an  die  Anglo-österrcichische 
Bank  im  Betrage  von  150.000  fl.,  die  Forderungen  der  Prioritätsgläubiger 
an  fälligen,  aber  nicht  eingelösten  Coupons  und  hiervon  aufgelaufenen 
Zinsen  bilden  keinen  Gegenstand  der  Uebernahme  von  Seite  der  Staats- 
verwaltung, beziehungsweise  der  neuen  Unternehmung;  vielmehr  bleibt 
die  Berichtigung,  Abrechnung  oder  Begleichung  der  erwähnten  Schulden 
und  Forderungen  lediglich  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesell- 
schaft, beziehungsweise  ihren  Prioritätsgläubigern  für  eigene  Rechnung 
überlassen. 

Soweit  die  Grundeinlösungsrückstände  nicht  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Uebergabe  der  Bahn  an  den  Erwerber  beglichen  sind,  soll  diesfalls 
eine  Pauschalabfindung  angestrebt  werden. 

Artikel  5. 

Die  Uebernahme  des  Betriebes  auf  der  Dniesterbahn  durch  den 
in  Folge  des  gegenwältigen  Uebereinkommens  eintretenden  Erwerber  soll 
nach  erfolgter  legislativer  Genehmigung  dieses  Uebereinkommens  sobald 
stattfinden,  als  der  Curator  in  der  Lage  ist,  den  Erwerber  in  den 
physischen  Besitz  und  Genuss  der  Bahn  zu  setzen.  Bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte wird  der  Betrieb  von  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesell- 
»chaft  für  ihre  eigene  Rechnung  geführt,  so  Ewar,  dass  diese  Gesellschaft 
für  alle  aus  dieser  Bctriebsfiihruug  erwachsenden  Auslagen  und  Schulden 
mit  Einschluss  der  erst  nachträglich  fällig  werdenden  Abrechnungs- 
schuldigkeiten  aufzukommen  hat,  wogegen  ihr  auch  die  erst,  nach  dem 
obigen  Zeitpunkte  eingehenden  Abrechnungsausstfinde,  sowie  alle  son- 
stigen Eiunahmen  aus  der  bezeichneten  Betriebsführung  gebühren. 

Die  Uebernahme  der  Dniesterbahn  durch  den  Staat  erfolgte  unter  dem 
I.Mai  1876  (vgl.  Kundmachung  vom  S.August  1876,  Doc.  4).  Den  Betrieb  führte 
bis  zum  31.  Deeember  1883  die  Erste  ungarisch-galizische  Eisenbahn,  vom  1.  Jänner 
bis  zum  31.  Juli  1884  die  Pk.  k.  Ministcrial-Commission  für  die  Verwaltung  der 
Dniester  und  der  Tarnöw-Leluchower  Staatsbahn,  der  Erzherzog  Albrecht-ßahn 
und  der  Mährischen  Grenzbahn",  worauf  derselbe  mit  dem  1.  August  18*4  an  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  Überging. 
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Zur  Sicherstellung  der  hieraus  erwachsenden  Verpflichtungen  wird 
dem  oben  bezeichneten  Erwerber  das  Recht  eingeräumt,  sich  ftir  den 
Fall,  als  die  aus  obigem  Anlasse  schuldigen  Zahlungen  bis  zum  Zeit- 
punkte der  Ausfolgung  des  nach  Artikel  10  stipulirten  Entgeltes  nicht 
geleistet  sein  sollten,  durch  Rückbehaltung  eines  dem  Effectivbetrage 
der  Zahlungen  mit  Hinzurechnung  sechspercentiger  Zinsen  vom  Fällig- 
keitstermine an  entprechenden  Theiles  dieses  Entgeltes  ohneweiters  zu 
befriedigen. 

Artikel  6. 

Der  Betriebsübernabme  hat  die  ordnungsmässige  Uebergabe  der 
Bahn  und  ihres  Zugehöres  vorauszugehen. 

Ausser  dem  einen  Gegenstand  der  Abtretung  bildenden  Zugehör, 
insbesondere  dem  inventarmässigen  Fahrpark  nebst  Reservebestandtheilen 
und  dem  auf  der  Bahn  tbatsäcblich  vorhandenen  Material  vorrathe  sind 
auch  die  sämmtlichen  im  Besitze  der  Bahn  befindlichen  Cassenbestände, 
Wertbpapiere  und  Forderungsdocumente,  vorbehaltlich  der  ehestens 
durchzuführenden  Abrechnung  über  das  Ergebniss  der  für  Rechnung 
der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngescllschaft  vollzogenen  Betriebs- 
führung zu  übergeben. 

Artikel  7. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahme  werden  die  bis  zum 
Tage  der  Bekanntgabe  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  an  den 
Verwaltungsrath  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesellschaft  ab- 
geschlossenen Verträge  mit  Anschlussbahnen  über  die  Mitbenutzung  der 
Stationen  Chyrow  und  Stryj,  die  wechselseitige  Benützung  von  Wagen, 
die  Theilung  des  Verkehres,  sowie  sonstige  bis  dahin  zu  Betriebs 
zwecken  abgeschlossene  Verträge  von  dem  Erwerber  übernommen. 

Artikel  8. 

Der  Regierung  wird  zur  Wahrung  der  durch  sie  vertretenen  Inter- 
essen von  dem  Zeitpunkte  angefangen,  in  welchem  das  gegenwärtige  Ueber- 
einkommen  die  Zustimmung  des  Verwaltungsrathes  der  k.  k  privilegirten 
Dniesterbahngesellschaft  erlangt,  beziehungsweise  die  im  Artikel  1 
vorgesehene  Uebertragung  der  Rechte  der  Actienges ellschaft  stattfindet, 
das  Recht  eingeräumt,  einen  Specialcommissär  bei  der  Betriebsverwaltung 
der  Dniesterbahn  zu  bestellen,  welcher  die  ökonomische  Gebarung  ins- 
besondere auch  in  Absicht  auf  die  Sieherstellung  eines  guten  Er- 
haltungszustandes der  Bahn,  des  Fahrparkes  und  sonstigen  Zugehörs, 
dann  die  Vorkehrungen  behufs  Hintanhaltung  einer  tendenziösen  Ver- 
minderung des  Materialvorrathes  bis  zum  Zeitpunkte  der  factischen 
Uebergabe  an  den  Erwerber,  sowie  diese  letztere  selbst  zu  überwachen 
hat  und  ohne  dessen  Zustimmung  keine  über  den  regelmässigen  Umfang 
des  Geschäftsbetriebes  hinausgehenden  Veräußerungen  oder  Vertragsab- 
schlüsse vorgenommen  werden  dürfen. 

10* 
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Unter  Mitwirkung  des  Regierungscoramissära  ist  seinerzeit  ein  In- 
ventar der  zur  Zeit  der  Uebergabe  vorhandenen  Materialvorräthe  und 
Cassenbestände  anzufertigen. 

Artikel  9. 

Dem  Erwerber  der  Dniesterbahn  wird  die  Verpflichtung  obliegen, 
das  gesammte  definitiv  angestellte  Beamten-  und  Dienerpersonal  der 
k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn  unter  Aufrechthaltung  der  vertrags- 
mässig  erworbenen  Rechte,  insbesondere  der  Statute nmässigen  Pensions- 
ansprüche desselben,  in  seine  Dienste  zu  übernehmen. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  diese  Verpflichtung  sich  nur  auf  die 
vor  der  Bekanntgabe  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  an  den  Ver- 
waltungsrath der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesellschaft  erworbenen 
Dienst-  und  Pensionsansprtiche,  auf  späterhin  erfolgende  Anstellungen, 
Vorrückungen  und  Pensionirungen  aber  nur  insoweit  bezieht,  als  dieselben 
die  specielie  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erlangen. 

Der  für  die  Beamten  und  Diener  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- 
bahn gebildete  Pensionsfond  geht  mit  seinem  gesammten  Vermögen  au 
den  Erwerber  über. 

Artikel  10. 

Als  Entgelt  für  die  in  Geniässheit  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens zugesicherte  Abtretung,  beziehungsweise  Uebertragung  der 
Rechte  der  Prioritätsgläubiger  und  der  Actiengesellschaft  wird  die 
Zahlung  eines  Betrages  von  zwei  Millionen  Einmalbunderttausend 
(2,100.000)  Gulden  österr.  Währ.  Banknoten  festgesetzt,  welchen  der  Er- 
werber nach  seiner  Wahl  in  barem  Gelde  oder  zum  Tagescurse  ent- 
weder in  Staatseffecten  oder  in  Effecten  eines  Eisenbahnunternehmens, 
welches  die  Garantie  eines  Reinerträgnisses  vom  Staate  geniesst,  vor- 
behaltlich etwaiger  nach  Artikel  5  eintretender  Abzüge  au  den  zur 
Vertretung  der  Prioritätsgläubiger  bestellten  Curator  zu  entrichten  hat. 

Dem  als  Entgelt  vereinbarten  Betrage  ist  vom  1.  April  1876  an- 
gefangen eine  vierpercentige  Jahresverzinsung  hinzuzurechnen,  welche 
vom  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahme  angefangen  auf  sechs  Percent 
jährlich  erhöht  werden  soll. 

Die  Zahlung  des  Entgeltes  hat  stattzufinden,  sobald  die  schulden- 
und  lastenfreie  Gewähranschreibung  des  Erwerbers  auf  die  bücherliche 
Einlage  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn  rechtskräftig  vollzogen  sein 
wird,  und  unter  der  weiteren  Bedingung,  dass  die  im  Umlaufe  befind- 
lichen 24.000  Stück  Prioritätsobligationen  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- 
bahn im  Gesammtnominalbetrage  von  7,200.000  fl.  österr.  Währ.  Silber, 
sowie  die  im  Umlaufe  befindlichen  24.000  Stück  Actien  der  genannten 
B  Filmgesellschaft  im  Gesammtnominalbetrage  von  4,800.000  fl.  österr. 
Währ.  Silber  beigebracht,  beziehungsweise  ausser  Verkehr  gesetzt  werden. 

Für  jede  Actie  wurde  ein  Abfertigungsbetr.ag  von  1  fl.  50  kr.,  demnaeh  im 
Ganzen  ein  Betrag  von  fl.  36.000  zugestanden  und  der  nach  durchgeführter  Liquidation 
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der  Gesellschaft  verbliebene  Rest  des  Kaufschillings  auf  die  Prioritätsobligationen 
vertheilt. 

Insoweit  einzelne  Stücke  der  Obligationen-  oder  Actientitel  nicbt 
beigebracht  werden  könnten,  wird  von  der  Beibringung,  beziehungs- 
weise Ausserverkehrsetzurjg  dieser  Stücke  unter  der  Bedingung  abzusehen 
sein,  daes  die  dem  Nominalwerthe  derselben  verhältnissmässig  ent- 
sprechenden Beträge  zu  Händen  der  Anspruchsberecbtigen  gerichtlich 
erlegt  werden,  worüber  dem  Erwerber  durch  den  Curator  der  gehörige 
Nachweis  zu  liefern  ist. 

Artikel  11. 

Der  Curator  knüpft  seine  Zustimmung  zu  dem  gegenwärtigen 
Uebereinkommen  an  die  Bedingung,  dass  für  die  Uebertragungs- 
geschäfte,  welche  die  Erwerbung  der  Dniesterbahn  durch  den  Staat, 
beziehungsweise  durch  eine  von  diesem  zu  bezeichnende  neue  Unter- 
nehmung zum  Gegenstände  haben,  demnach  für  die  zu  diesem  Zwecke 
zu  entrichtenden  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  sowie  für  die  dem- 
gemäss  stattfindenden  bücherlichen  Einverleibungen  und  Löschungs- 
erklärungen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  eingeräumt,  beziehungs- 
weise im  legislativen  Wege  erwirkt  werde. 

Artikel  12. 

Der  Curator  verpflichtet  sich,  um  die  curatelsbehördliche  Geneh- 
migung zum  Abschlüsse  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  unverweilt 
anzusuchen  und  dahin  zu  wirken,  dass  dieselbe  ebenso  wie  die  wo 
möglich  auf  gütlichem  Wege  anzustrebende  statutenmässige  Zustimmung 
der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesellschaft  his  längstens  Ende  De- 
cember  1875  ertheilt  werde. 

Die  curatelsbehördliche  Genehmigung  wurde  unter  dem  12.  November  1875, 
die  Zustimmung  der  Aotionäre  in  der  Generalversammlung  vom  31.  December  1875 
ertheilt,  bei  welcher  letzteren  zugleich  die  Liquidation  der  Gesellschaft  be- 
schlossen wurde. 

Artikel  13. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  mit  Ausnahme  des  Ar- 
tikels 12,  dessen  Wirksamkeit  mit  dem  heutigen  Tage  beginnt,  fü- 
den  Curator  mit  dem  Tage  der  Ertheilung  der  curatelsgerichtlichen 
Genehmigung,  für  die  k.  k.  Regierung  aber  erst  nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung Seiner  Excelleuz  des  Herrn  k.  k.  Handelsministers  in 
Wirksamkeit. 

Sollte  das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  beziehungsweise  die 
zu  dessen  Durchführung  erforderlichen  Vereinbarungen  im  Laufe  der 
gegenwärtigen  Reichsrathssession  die  legislative  Genehmigung  nicht  er- 
langen, so  verliert  das  gegenwärtige,  Uebereinkommen  seine  Giltigkeit. 
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Hiermit  wuxde  das  vorstehende,  in  zwei  Parien  ausgefertigte 
Protokoll  geschlossen,  verlesen  und  allseits  unterfertigt. 

Wien,  am  8.  November  1875. 
W.  Nördling  m.  p.         Bezecny  m.  p.         Dr.  Freih.  v.  Halmberger  m.  p. 

Dr.  Heinrich  Ritter  v.  Wittek  m.  p. 
k.  k.  Seotionsrath,  als  Protokollsfuhrer. 

3.  Vertrag, 

welcher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  März  1S7G,  R.  G.  Bl.  Nr.  48, 
zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handelsministerium 
in  Vertretung'  des  k.  k.  Aerars  einerseits  und  der  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn 
in  Liquidation,  sowie  dem  Dr.  Johann  Freiherrn  v.  Halmberger  als  Cnrator 
zor  gemeinsamen  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  der  Prioritätsobli- 
gationen der  Dniester-Bahn  andererseits,  Ton  letzterem  nuter  Vorbehalt 
der  curatelbehürdlichen  Genehmigung  dieses  Vertrages  in  Ausführung  des 
zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  dem  Prloritätencurator  im  k.  k. 
Handelsministerium  abgeschlossenen  Protokollar-Uebereinkouimens  vom 
8.  November  1875  und  der  Beschlüsse  der  am  31.  Decembor  1875  abge- 
haltenen Generalversammlung  der  Actionäre  der  k.  k.  priT.  Dniester-Bahn 
über  die  lastenfreie  Abtretung  der  Linien  der  k.  k.  priT.  Dniester-Bahn 

abgeschlossen  wurde,  wie  folgt: 

§  i. 

Die  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn  in  Liquidation  verkauft  und  das 
k.  k.  Aerar  kauft  die  der  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn-Gesellschaft  ge- 
hörigen, im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Lemberg  inne- 
liegendeu  Eisenbahnlinien  der  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn,  insbesondere 
die  Hauptlinie  von  Chyrow  nach  Stryj  mit  einer  Zweigbahn  von 
Drohobycz  nach  ßoryslaw  nebst  allem  unbeweglichen  und  beweglichen 
Zugehör  einschliesslich  der  Werkstätte,  der  Betriebseinrichtungen,  Tele- 
graphen- und  Signalapparate,  sowie  sammt  allen  darauf  bezüglichen 
concessionsmässigen  und  sonstigen  Rechten  frei  von  allen  bücherlichen 
Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schulden,  insbesondere  auch  den 
gesammten  zufolge  des  bilanzmässigen  Inventars  vom  31.  December 
1874  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  Fahrpark  nebst  Reserve- 
bestandtheilen,  sowie  die,  im  Zeitpunkte  der  Betriebsübergabe  auf  der 
Bahn  thatsächlich  vorhandenen  Materialvorräthe. 

§  2- 

Die  von  der  Dniester-Bahn-Gesellschaft.  aufgenommenen  Schulden, 
wie  insbesondere  etwaige  aus  dem  Baue  oder  anlässlich  desselben  er- 
wachsene Ansprüche  der  Bauunternehmer,  Anrainer,  Grundeinlösungs- 
glUubiger  oder  sonstiger  dritter  Personen,  die  Darlehensschuld  an  die 
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Anglo-österreichische  Bank  im  Betrage  von  150.000  fl.  sammt  Zinsen 
und  Nebengebühren,  die  Forderungen  der  Prioritätsgläubiger  an 
fälligen,  aber  nicht  eingelösten  Coupons  und  hievon  aufgelaufenen 
Zinsen,  die  aus  der  Betriebsfübrung  bis  zum  Tage  der  Uebergabe  er- 
wachsenden Auslagen  und  Schulden  mit  Einschluss  der  erst  nachträg- 
lich fällig  wordenden  Abrechnungcschuldigkeiten  bildeu  keinen  Gegen- 
stand der  Uebernahme  von  Seite  der  Staatsverwaltung,  vielmehr  bleibt 
die  Berichtigung,  Abrechnung  oder  Begleichung  der  erwähnten  Schulden 
und  Forderungen  lediglich  der  k.  k.  privilegirten  Driiester-Bahn-Gescll- 
scbaft,  beziehungsweise  ihren  Prioritätsgläubigern  für  eigene  Rechnung 
überlassen. 

Für  den  Fall,  als  seit  dem  15.  November  1875  tendenziöse  Ver- 
äus8erungen  von  Materialien  der  k.  k.  privilegirten  Dniester-Bahn  vorge- 
nommen wordeu  sein  sollten,  ist  der  Inventarwerth  derselben  von  dem 
nach  §  6  stipulirten  Entgelte  in  Abzug  zu  bringen. 

Zur  Sicherstellung  der  in  den  beiden  vorstehenden  Absätzen  ent- 
haltenen Verpflichtungen  wird  der  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht 
eingeräumt,  für  den  Fall,  als  die  aus  obigem  Anlasse  schuldigen 
Zahlungen  bis  zum  Zeitpukkte  der  Aufefolgung  des  nach  §  6  stipulirten 
Entgeltes  nicht  geleistet  sein  sollten,  einen  der  Gesammteumme  der  prä- 
liminaren Zahlungen  entsprechenden  Theil  dieses  Entgeltes  im  Pauschal- 
betrage von  186.000  fl.  bis  zur  erfolgten  Leistung  oder  Sicherstellung 
der  obigen  Zahlungen  zurückzubehalten. 

Dagegen  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die  der  Dniester-Bahn 
gehörigen  Cassabestäude,  Werthpapiere  und  Activforderungen,  insoweit 
dieselben  nach  gepflogener  Abrechnung  über  das  Betriebsergebniss  sich 
als  reiner  Ueberschuss  darstellen,  unbeschadet  der  im  §  5  enthaltenen 
Bestimmungen  in  Betreff  des  Pensions-  und  Kranken fond es,  keinen 
Gegenstand  der  Abtretung  zu  bilden  haben. 

§  3. 

Die  Uebernahme  des  Betriebes  der  Dniester-Bahn  durch  die 
Staatsverwaltung,  beziehungsweise  durch  die  von  der  letzteren  zu  be- 
zeichnende Eisenbahnverwaltung  erfolgt  am  1.  Mai  1876.  —  Der  Be- 
triebsübernahme hat  die  ordnungsmässige  Uebergabe  der  Bahn  und 
ihres  Zugehörs  vorauszugehen,  welche  symbolisch  durch  die  Unter- 
fertigung eines  diesen  Umstand  constatirenden,  unter  Intervention  des 
von  der  Regierung  hiezu  delegirten  Commissärs  aufzunehmenden  Pro- 
tokolls zu  erfolgen  hat. 

Ausser  dem  einen  Gegenstand  der  Abtretung  bildenden  Zugehör, 
insbesondere  dem  iuventarmässigen  Fahrpark  nebst  Reservebestand- 
theilen  und  dem  auf  der  Bahn  thatsächlich  vorhandenen  Materialvor- 
ratbe,  sind  auch  die  sämmtlichen  im  Besitze  der  Bahn  befindlichen 
Cassabestände,  Werthpapiere  und  Forderungsdocumente  vorbehaltlich 
der  ehestens  durchzuführenden  Abrechnung  über  das  Ergebniss  der  für 
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Rechnung  der  k.  k.  privilegirten  Doiester-Pahn-Geßellschaft  vollzogenen 
Betriebsführung  zu  übergeben. 

§  4. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahme  werden  sammtliche, 
bis  zum  15.  November  1875  und  die  nach  diesem  Tage  mit  Zustim- 
mung der  Staatsverwaltung  zu  Betriebszwecken  abgeschlossenen  Ver- 
träge, insbesondere  die  Verträge  mit  Anschlussbahnen  über  die  Mit- 
benützung der  Stationen  Chyrow  und  fetryj,  die  wechselseitige  Benützung 
von  Wagen  und  die  Theilung  des  Verkehrs  vom  k.  k.  Aerar  über- 
nommen. 

§  &• 

Das  k.  k.  Aerar  übernimmt  das  gesammte  definitiv  angestellte 
Beamten-  und  Dieuerpersonale  der  k.  k.  privilegirten  Dniester-Bahn  unter 
Aufrechthaltung  der  vertragsmässig  vor  dem  15.  November  1875  oder 
nach  diesem  Tage  mit  Zustimmung  der  Regierung  erworbenen  Rechte, 
insbesondere  der  statutenmässigen  Pensionsansprüche  desselben  in  seine 
Dienste. 

Der  für  die  Beamten  und  Diener  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- 
Bahn  gebildete  Pensionsfond,  sowie  der  für  diese  Bediensteten  be- 
stehende Krankenfond  geht  mit  seinem  gesammten  Vermögen  an  das 
k.  k.  Aerar  über. 

§  6. 

Als  Entgelt  für  die  lastenfreie  Abtretung  der  Eisenbahnlinien  der 
Dniester-Bahn  sammt  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör 
wird  der  Betrag  von  2,100.000  fl.,  das  ist  Zwei  Millionen  Einmal- 
hunderttausend  Gulden  österr.  Wäbr.  Baukvaluta  festgesetzt. 

§  7. 

Zur  Ermöglichung  der  lastenfreien  Uebertragung  der  Dniester-Bahu 
in  den  bücherlichen  Besitz  des  k.  k.  Aerars  ertheilt  der  Curator  der 
Besitzer  von  PrioritätBobligationen  seine  Zustimmung,  dasB  das  für  die 
Besitzer  von  Theilschuldverschreibuugen  des  Prioritätsanieheus  der  k.  k. 
privilegirten  Dniester-Bahn  vom  15.  September  1871  im  Betrage  von 
7,200.000  fl.,  das  ist  Sieben  Millionen  Zweimalhunderttausend  Gulden 
sammt  Zinsen  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Lemberg  auf 
der  für  die  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn  eröffneten  Eiseubahnbucbseiulage 
haftende  Pfandrecht,  dann  das  bezüglich  eines  Zinsenbetrages  von 
180.000  fl.  sammt  Nebengebühren  ob  der  gedachten  eiseubahnbücher- 
lichen  Einlage  haftende  executive  Pfandrecht  ohneweiters  auf  Grund 
dieses  Vertrages  gegen  gleichzeitige  Einverleibung  des  Eigenthums- 
rechtes des  k.  k.  Aerars  auf  diese  Eisenbahn  gelöscht  werde. 

Dagegen  wird  vereinbart,  dass  der  gesammte  Kaufscbilling  mit 
Ausnahme  des  an  die  Anglo  österreichische  Bank  zur  Tilgung  ihrer 
auf  der  Dniester-Bahn   intabulirten  Forderung  zu  bezahlenden  Betrages 
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von  150.000  fl.  sammt  Zinsen  und  Nebengebübren  und  mit  Ausnahme 
des  an  die  Actionäre  zu  zahlenden  Abfertigungsbetrages  von  1  fl.  50  kr. 
für  jede  Actie  vorbehaltlich  etwaiger  nach  §  2  eintretender  Abzüge  an 
die  k.  k.  privilegirte  DniesterBabn-Gesellschaft  in  Liquidation  zu  Händen 
des  Liquidators  und  Curators  der  Besitzer  der  Dniester-Bahn-Prioritäten 
Dr.  Jobann  Freiherrn  v.  Haimberger  ausgezahlt  werde,  und  dass  das 
bisher  im  Eisenbahnbuche  intabulirte  Pfandrecht  für  die  7,200.000  fl. 
Prioritätsforderungen  auf  diesen  Kaufschilling  übertragen  werde. 

§  8. 

Die  Zahlung  des  Kaufschillings  von  2,100.000  fl.  sammt  vier  Per- 
cent Interessen  vom  1.  April  1876  und  sechs  Percent  Interessen  vom 
1.  Mai  1876  erfolgt  in  folgender  Weise: 

Sogleich  nach  der  Durchführung  der  Einverleibung  des  Eigen- 
thumsrechtes des  k.  k.  Aerars  auf  die  Dniester-Bahn  und  nach  Löschung 
Hämmtlicher  auf  derselben  intabulirten  Pfandrechte  insbesondere  des 
Pfandrechtes  für  die  Besitzer  von  Theilschuldverschreibungen  des  Prio- 
ritätsanlehens der  k.  k.  privilegirten  Dniester-Babn  vom  15.  September 
1871  in  dem  Betrage  von  7,200.000  fl.,  sowie  des  bezüglich  eines  Zinsen- 
betrages von  180.000  fl.  sammt  Nebengebühren  haftenden  executiven 
Pfandrechtes  wird  die  Forderung  der  Anglo-Bank  an  die  Dniester-Bahn 
von  150.000  fl.  sammt  Zinsen  und  Nebengebühren  gegen  Löschung  des 
für  diese  Bank  haftenden  Pfandrechtes  gezahlt  werden. 

Sonach  wird  auf  jede  der  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  abzu- 
liefernden 24.000  Stück  Actien  der  Betrag  von  je  1  fl.  50  kr.  ausbezahlt, 
beziehungsweise  gerichtlich  erlegt. 

Der  übrige  zur  Befriedigung  der  Anglo-Bank  und  der  Actionäre 
nicht  erforderliche  Theil  des  Kaufschillings  wird  vorbehaltlich  etwaiger 
nach  §  2  eintretender  Abzüge  sofort  nach  lastenfreier  bücherlicher 
Uebertragung  des  Eigenthumsrechtes  des  k.  k.  Aerars  auf  die  Dniester- 
Bahn,  der  k.  k.  privilegirten  Dniester- Bahn-Gesellschaft  in  Liquidation  zu 
Händen  des  Liquidators  und  Prioritätencurators  nach  Massgabe  der  zur 
Einlösung  gelangenden  Prioritätsobligationen  in  der  zwischen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung,  dem  Liquidationscomite  und  dem  Prioritätencurator 
zu  vereinbarenden  Weise  zur  Auszahlung  gelangen. 

Insoweit  einzelne  Stücke  der  Obligationentitel,  der  zugehörigen 
Coupons  oder  der  Actientitel  nicht  beigebracht  werden  könnten,  wird 
von  der  Beibringung  beziehungsweise  Außerverkehrsetzung  dieser  Stücke 
unter  der  Bedingung  abzusehen  sein,  dass  die  dem  Nominalwerthe  der- 
selben verhältnissmässig  entsprechenden  Beträge  zu  Händen  der  An- 
spruchsberechtigten gerichtlich  erlegt  werden,  worüber  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung durch  den  Curator  der  gehörige  Nachweis  zu  liefern  ist. 

§  »• 

Die  Dniester-Bahn-Gesellschaft  in  Liquidation  ertheilt  ihre  Zu- 
stimmung, dass  auf  Grund  dieses  Vertrages  sofort  das  Eigenthumsrecht 
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des  k.  k.  Aerars  auf  die  für  die  k.  k.  privilegirte  Dniester-Babn  im 
Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Lemberg  eröffnete  Einlage 
einverleibt  werde. 

§  10. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  ausdrücklich  darauf, 
diesen  Vertrag  wegen  Verletzung  Über  die  Hälfte  des  Werthes  anzu- 
fechten. 

§  n. 

Für  alle  aus  diesem  Vertrage  etwa  entspringenden  Streitigkeiten 
wird  das  k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  als  forum  contractus  einver- 
ständlich festgesetzt,  dessen  Ausspruche  sich  die  vertragschliessenden 
Theile  hieinit  ausdrücklich  unterwerfen. 

§  12. 

Dieser  Vertrag  wird  in  drei  Parien  Stempel-  und  gebührenfrei 
ausgefertigt. 

Urkuud  dessen  die  nachstehenden  Unterschriften: 


Wien,  am  29.  April  187b\ 

Der  k.  k.  Finanzminister: 
Pretis  m.  p. 

Der  k.  k.  Handehuninister: 
Chlumecky  m.  p. 


K.  k.  priv.  DnicBter-Babn 
iu  Liquidation: 
Krasicki  m.  p.       Goldstein  in.  p. 

Dr.  Johann  Freiherr  v.  Haimberger 
als  der  mit  dem  Bescheide  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  in  Wien  vom  26.  Juni 
1874  Z.  129562  bestellte  Curator  zur  ge- 
meinsamen Vertretung  der  Rechte  der 
Besitzer  von  Prioritätsobligationen  der 
k.  k.  priv.  Dmcster-Bahn. 

Der  vorstellende  Vertrag  wurde  vom  k.  k.  Handelsgerichte  iu  Wien  als 
Curatelbehörde  unter  dem  2.  Mai  1876  genehmigt. 


4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  8.  August 

1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  108, 

betreffend  die  Erwerbung  der  k.  k.  »rivilegirten  Dniester-Bahn  durch  den 

Staat. 

Nachdem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  März  1876,  R.  G.  Bl. 
Nr.  48,  zufolge  des  zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem 
k.  k.  Handelsministerium  in  Vertretung  des  k.  k.  Aerars  einerseits, 
und  der  k.  k.  privilegirten  Uniester-Bahn  iu  Liquidation,  sowie  dem 
gerichtlich  bestellten  Curator  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Rechte 
der  Besitzer  von  PrioritatBobligationen   der  genannten  Bahngesellschaft 
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andererseits  abgeschlossenen  Vertrages  vom  29.  April  1876  nunmehr 
die  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Lemberg  inliegenden 
Eisenbahnlinien  der  k.  k.  privilegirten  Dniester-Bahn,  insbesondere  die 
Hauptliuie  von  Cbyrow  nach  Stryi  mit  einer  Zweigbahn  von  Drohobycz 
nach  Boryslaw  nebst  allem  unbeweglichen  und  beweglichen  Zugehör 
sammt  allen  concessionsmässigen  und  sonstigen  Hechten  an  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung übergegangen  sind,  in  deren  Namen  der  Betrieb  der  ge- 
nannten Eisenbahnlinien  auf  Grund  des  Vertrages  vom  10.  April  1876 
seit  1.  Mai  1876  von  der  Ersten  uDgarisch-galizischen  Eisenbahn- 
gesellschaft geführt  wird,  so  haben  fortan  auf  Grund  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  25.  Juli  1876  die  Bestimmungen  der  Concessions- 
urkunde  vom  5.  September  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  135,  ausser  Kraft  zu 
treten. 

Chlumecky  m.  p. 
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II.  Tarnöw-Leluchöwei  Bahn. 
1.  Gesetz  vom  22.  April  1873,  R.  G.  Bl:  Nr:  00, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  Ton  Leluchöw  nach  Tarnöw 

nebst  Abzweigungen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  der  Locomotiv- 
Ei8enbahnen : 

a)  von  Bielitz  über  Saybusch  an  die  galizisch-ungarische  Landes- 
grenze in  der  Richtung  nach  Czacza  zum  Anschlüsse  an  die 
Kaschau-Oderberger  Bahn ; 

fc)  von  Leluchöw  an  der  galizisch  -  ungarischen  Landesgrenze  über 
Neu-Sandec  und  Gryböw  nach  Tarnöw  zur  Verbindung  mit  der 
galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  mit  Abzweigungen  von  Grybow 
nach  Zagörz  zum  Anschlüsse  an  die  Erste  ungarisch- galizische 
Eisenbahn,  von  Neu-Sandec  über  Sucha  nach  Saybusch  und  von 
Sucha  nach  Krakau  (Podgorze),  durch  Conceesionsertheilung  unter 
den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  sub  a)  angeführte  Eisenbahn  können  die 
nachstehenden  Begünstigungen  gewährt  werden: 

1.  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung 
der  Couponsstempelgebührcn,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  bis  auf  die  Dauer  von 
zwanzig  Jahren,  vom  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung* 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
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beschaffung,  Bowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

3.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr. 

Artikel  III. 

Für  die  im  Artikel  I  ««6  b)  angeführte  Eisenbahn  kann  vom 
Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses,  mit  Inbegriff  der 
Tilgungsquote,  in  der  Maximalsumme  von  fünfzig  Tausend  dreihundert 
(50.300)  Gulden  österr.  Währung  in  Silber  durchschnittlich  per  Meile 
für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass,  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  den  genannten  Betrag  nicht  erreichen  sollte, 
das  Fehlende,  jedoch  nur  bis  zur  obigen  Maximalsumme,  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirklichen  Bauauslagen,  in- 
clusive der  Geldbeschaffungskosten  und  der  Intercalarzinsen,  festzu- 
setzende Garantie  des  Reinerträgnisses  sammt  Tilgungsquote  von  dem 
aufgewendeten  Baucapitale  hat  mit  dem  Tage  der  Inbetriebsetzung  der 
ganzen,  im  Artikel  I  aub  b)  bezeichneten  Eisenbahn,  einschliesslich 
der  Abzweigungen,  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  IV. 

In  Ausführung  des  Artikels  III  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
treffen : 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staats- 
verwaltung nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane, 
demzufolge  das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrecbnung  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationencoupons,  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des 
Ertragspräliminars  richtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
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Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffen- 
den Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahnstrecke  die  garantirte  Jahressurame 
Überschreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  flammt  Zinsen  an  die  Staats- 
verwaltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Von  der  erübrigenden 
anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmender  Theil 
in  den  Eeservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Befundirung  der 
Vorschüsse  voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vor- 
schüssen oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession 
oder  der  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem 
noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V. 

Für  die  im  Artikel  I  sub  b)  angeführte  Eisenbahn  wird  die  Be- 
freiung von  der  Einkommensteuer  und  von  der  Entrichtung  der  Coupons- 
stempelgebühren, sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun 
Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  ganzen  Bahn  an  gerechnet, 
zugestanden. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  behufs  der  Beschaffung  des  in 
diesem  Gesetze  garantirten  Baucapitals  zu  bewirkende  Ausgabe  der 
Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der  Interimsscheine, 
Stempel-  und  gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebübr  zugestanden. 

Zur  Entrichtung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffuug, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Bahnstrecke  bewilligt. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  aus- 
ländischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsstempelgebühren 
ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

Artikel  VI. 

Der  Bau  der  im  Artikel  II  sub  b)  angeführten  Eisenbahn  muss 
binnen  längstens  drei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an 
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gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
dem  öffentlichen  Verkehre  tibergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Concessionär  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Weise  entsprechende 
Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die 
geleistete  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Artikel  VII. 

Bezüglich  der  im  Artikel  I  sub  b)  angeführten  Eisenbahn  hat  die 
Vergebung  der  Bauarbeiten  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung  auf 
Grund  des  von  der  Regierung  festzustellenden  Bedingnissheftes  im 
Offertwege  stattzufinden. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und  Kunst- 
bauten sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Geldbeschaffung  hat  bezüglich  der  im  Artikel  I  sub  b)  an- 
geführten Eisenbahn  gleichfalls  im  Offertwego  zu  geschehen,  und  wird 
für  die  auszugebenden  Effecten  der  durchschnittliche  Minimalemissions- 
cours  von  fiinfundachzig  (85)  Gulden  österr.  Währung  für  je  100  fl. 
Silber  des  Nennwerthes  festgesetzt. 

Artikel  VIII. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  der  ganzen  zu  conceasionirenden  Eisen- 
bahnstrecken T  festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  ist  auf 
die  Anordnungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  50) 
in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Unternehmung 
der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  thunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 

Unter  dem  gleichen  Vorbehalte  kann  über  die  Modalitäten  der 
Garantieleistung  und  sonstiger  Concessionsbestimmungen  bezüglich  der 
an  das  ungarische  Eisenbahnnetz  anschliessenden  Strecke  der  im  Ar- 
tikel I  tub  b)  bezeichneten  Eisenbahn  eine  Vereinbarung  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  getroffen  werden. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  sinngemäss  auch  für  die  im  Artikel  I 
sub  a)  angeführte  Eisenbahn. 

Artikel  IX. 

Die  Regierung  wird  für  den  Fall,  dass  die  sofortige  Sicherstellung 
der  im  Artikel  I  sub  b)  bezeichneten  Eisenbahn  im  Wege  der  Con- 
cessionsertheilung  nicht  als  den  öffentlichen  Interessen  entsprechend  er- 
kannt werden  sollte,  ermächtigt,  den  Bau  der  Strecke  Lelucbow-Tarnow 
auf  Staatskosten  in  Angriff  zu  nehmen. 
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Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1873  eine 
Baudotation  von  2,000.000  fl.  österr.  Währung  bewilligt. 

Die  Bahnlinie  von  Tanu'nv  an  die  Landesgrenze  bei  Lelnch<'»w  wurde  auf 
Staatskosten  hergestellt  und  wurden  zu  diesem  Zwecke  ausser  der  obenanzeftihrten 
Baudotation  von  2,000.000  fl.  noch  folgende  Credite  bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  26.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  42  .  .  .  8.800.000  fl. 

mit    dem    Gesetze    vom    10.   März    1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  21  .  .  .  4,217.000  fl. 

mit    dem    Gesetze    vom    13.   März    1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  47  .  .  .    700.000  fl. 

und  mit  dem  Gesetze  vom  14.  April    1877.  R.  G.  Bl.  Nr  30  .  .  .    300.000  fl. 

Diese  Linie  sowie  die  auf  ungarischem  Gebiete  gelegene  Auschlusstrecke  von 
der  Landesgrenze  bis  Orb«,  deren  Betriebsfiihrung  auf  Grund  des  Vertrages  vom 
3.  August  1870,  beziehungsweise  des  Protokolles  vom  5.  August  1876 * )  von 
der  (seither  mit  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  fusionirten)  Eperies-Tarnower 
Eisenbahngesellschaft  auf  Coneessionsdauer,  das  ist  bis  18.  August  1966,  der 
jeweiligen  Verwultung  der  Tarnow-Leluch<>wer  Eisenbahn  übertragen  worden  ist, 
stand  vom  18.  August  1876  bis  zum  31.  December  1£*3  im  Betriebe  der  Ersten 
ungarisch-galizischen  Eisenbahn;  vom  1.  Jänner  bis  31.  Juli  1884  führte  sodann 
die  „k.  k.  Ministerialcommisfüon  für  die  Verwaltung  der  Dniester  und  der  Tarnöw- 
Lelnohöwer  Staatsbahn,  der  Erzherzog  Albrecht  -  Bahn  und  der  Mährischen 
Grenzbahn"  den  Betrieb,  worauf  derselbe  mit  uem  1.  August  1884  an  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  überging. 

Artikel  X. 

Mit  dem  Tage  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  tritt 
das  Gesetz  vom  29.  Juni  1872.  R.  G.  Bl.  Nr.  106,  betreffend  die 
Herstellung  einer  Locomotiv-Eisenbaliü  von  Tarnöw  an  die  ungarische 
Landesgrenze  bei  Leluchow  mit  einer  Abzweigung  von  Gryböw  nach 
Zagorz,  ausser  Kraft. 

Artikel  XI. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Voll- 
zuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  22.  April  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  ra.  p.  Pretls  m.  p. 


*)  Vgl.  Eisenb.-Ges.-Samml.  V2,  S.  17. 

l>ie  B««huurkoaJcn  der  Pa'.rrr.  ElMnbftbnen.  I. 
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2.  Uebereinkoiumeu, 

welches  zwischen  der  k.  k.  österreichischen  und  der  königlich  ungarischen 
Regierung  betreffs  der  Fuhrung  des  auf  ungarisches  Territorium  entfallenden 
Fragmentes  der  Eisenbahnlinie  Taruöw-Letnchöw  abgeschlossen  wurde. 

Nachdem  die  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  in  Staats- 
regie zu  bauen  begonnene  Eisenbahnlinie  von  Tarnöw  nach  Letachow 
vor  der  Erreichung  des  Anschlusses  an  die  Bahnlinie  Eperies-Leluchow 
zwischen  den  Kilometern  llß-f-  970  und  117  -f-  573  im  Hotter  der 
Gemeinde  Kacze  unvermeidlich  auf  ungarischem  Territorium  geführt 
werden  muss.  das  fragliche  ungefähr  (J03  Meter  lange  Bahnfragment 
jedoch  infolge  seiner  Kürze,  sowie  wegen  Unmöglichkeit  einer  selb- 
ständigen Betriebsführung  desselben  zum  Gegenstand  einer  förmlichen 
Ooncessionirung  nicht  geeignet  erscheint,  so  wird  an  Stelle  der  Con- 
cessionirung  des  besagten  Fragmentes  zwischen  der  k.  k.  österreichischen 
und  der  königlichen  ungarischen  Regierung  folgendes  Uebereinkommen 
vereinbart: 

Punkt  1. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung,  respective  die  zukünftigen 
Concessiouäre  der  Eisenbahnlinie  Tarnöw-Leiuchow  werden  ermächtigt, 
das  obbezeichnete  Bahnfragment  auszubauen  und  dein  Betriebe  zu  über- 
geben, mit  der  Verpflichtung  jedoch,  dass  sowohl  beim  Baue  als  auch 
beim  Betriebe  dieses  Bahntragmentes  die  Bestimmungen  der  mit  Ge- 
nehmigung der  ungarischen  Legislative  am  20.  April  ]SG8,  Z.  4973, 
erlasseneu  Concessions- Verordnung  des  königlich  ungarischen  Communi- 
cationsministeriums,  sowie  die  Bestimmungen  der  im  $  8  des  öster- 
reichisch-ungarischen Zoll-  und  Handelsvertrages  angenommenen  Eisen- 
bahnbetnebsordnung,  oder  die  an  Stelle  der  obgedaebten  Verordnung, 
respective  Betriebsordnung  allenfalls  tretenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Punkt  2. 

Das  fragliche  Bahufragment  wird  als  ein  integrirender  Bestand- 
theil  der  Eisenbahnlinie  Tarnöw-Leiuchow  betrachtet.  Unbeschadet  der 
hiermit  ausdrücklich  anerkannten  Staatshoheit  Ungarns  wird  daher  die 
Ausübung  der  staatlichen  Oberaufsicht  über  die  Unternehmung  in  auf 
das  fragliche  Bahnfragment  bezüglichen  Bau-  und  Betriebsangelegenheiten 
mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Lauge  desselben  mit  Ausschluss  jener 
Fälle,  wo  die  Rechte  ungarischer  Staatsangehörigen  berührt  werden, 
auf  die  k.  k.  österreichische  Regierung  übertragen.  Infolge  dessen  unter- 
liegen lediglich  die  der  politischen  Begehung  zu  Grunde  gelegenen 
Detailpläne  und  eventuelle  Modificirungen  derselben,  sowie  die  auf 
die  Ausführung  des  fraglichen  Bahnfragmentes  bezughabeudeu  Detail- 
OonMructionspläne  der  Genehmigung  der  königlich  ungarischen  Regierung, 
wobei  bemerkt  wird,  dass  bei  der  Ueberprüfung  derselben  nur  auf  die 
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Sicherheit  und  den  Bestand  der  Bahn,  sowie  auf  die  Wahrung  der 
Interessen  der  Anrainer  Bedacht  genommen  werden  wird. 

Die  königlich  ungarische  Regierung  wird  ihre  diessfÄllige  Ent- 
scheidung der  k.  k.  Regierung  mit  thunlichster  Beschleunigung  bekannt- 
geben. 

Punkt  3. 

Die  technisch-polizeiliche  Begehung  vor  der  Betriebseröffnung  und 
die  staatliche  Collaudirung  wird  unter  Baiziehung  eines  Vertreters  der 
königlich  ungarischen  Regierung  vorgenommen  werden. 

Punkt  4. 

Die  in  diesem  Uebereinkommen  begründete  Cjncessionsdauer  wird 
unbeschadet  des  diesbezüglichen  Verfdgungs rechtes  der  k.  k.  öiter- 
reichischen  Regierung  gegenüber  ihren  Concessionären  auf  99  Jahre 
festgesetzt. 

Die  ungarische  Regierung  verzichtet  auf  das  ihr  nach  Ablauf 
dieser  Concessionsdauer  zustehende  Heimfallsrecht. 

Punkt  5. 

Die  österreichische  Regierung  verpflichtet  sich,  von  einer  even- 
tuellen Eigenthumstibet  tragung  der  Bahn,  beziehungsweise  einer  Con- 
cessionirung  des  Betriebes  derselben,  dh  königlich  uugarische  Regierung 
rechtzeitig  in  Kenntnis*  zu  setzen  und  sich  im  Falle  einer  eventuellen 
Einsprache  mit  derselben  zu  verstundigen.  Ebenso  soll  der  königlich 
ungarischen  Regierung  das  Recht  zustehen,  aus  politischen  Rücksichten 
gegen  volle  Schadloshaltung  die  Verlegung  der  Linie  auf  jenseitiges 
Gebiet  zu  verlangen. 

Punkt  G. 

Auf  Grund  dieses  Uebereiukornmens  wird  der  österreichischen 
Regierung  als  Bahnunternehmung,  beziehungsweise  dem  zukünftigen 
Concessionär  das  Recht  der  Expropriation  im  Sinne  des  ungarischen 
Gesetzartikels  LV  vom  Jahre  18GS  eingeräumt. 

Was  die  grundbücherliche  Eintragung  des  in  Rede  stehenden 
Eisenbahnfragmentes  anbelangt,  so  bleiben  hiefür  die  Bestimmungen 
des  Gesetzartikels  I  vom  Jahre  1SG8  massgebend. 

Punkt  7. 

Durch  die  Richtung  und  Führung  des  fraglichen  Eisenbahnfrag- 
mentes  wird  der  Entscheidung  über  die  allenfalls  auftauchenden  Grenz- 
i  ragen  in  keiner  Hinsicht  präjudicirt. 

Punkt  8. 

Die  Ilöhe  üiimmtlichcr  wie  immer  gearteter  von  der  Bahuunter- 
-lehmung  an  den  königlich  ungarischen  Staatsschatz  zi  leistenden  öffent- 

11* 
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lieben  Abgaben,  insbesondere  auch  der  Einkommen-  und  Personal-Er- 
werbsteuer, wird  mit  dem,  einer  wie  immer  gearteten  Erhöbung  während 
der  im  Punkte  4  festgestellten  99jährigen  Concessionsdauer  nicht  unter- 
liegenden, Pauschalbetrage  jährlicher  Füufzig  (  50  )  Gulden  österreichische 
Währung  festgesetzt. 

Punkt  9. 

Dieses  Uebereinkommen  tritt  vom  Tage  der  Allerhöchsten  Ge- 
nehmigung durch  Seine  kaiserliche  und  apostolisch  königliche  Majestät 
in  Kraft. 

Budapest  am  12.  Juni  1876,  Z.  9633. 

Szell  m.  p.  Pechy  m.  p. 

Wien,  am  12.  Juli  1876,  Z.  19821. 

Pretls  m.  p.  Chlumecky  m.  p. 

Die  Allerhöchste  Genehmigung  des  vorstehenden  Uebereinkommen* 
erfolgte  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  29.  August  1876,  HMZ.  28741 
ex  1876. 


Digitized  by  LjOOQle 


III.  Galizische  Transversalbahn  nebst  Abzweigungen. 

1.  Gesetz  vom  28.  December  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  150, 

betreffend  den  Ausbau  der  galizischen  Transyersalbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  zur  Ausführung  der  galizischen  Transversalbahn  noch  fehlenden 
Eisenbahnstrecken,  und  zwar: 

«■)  Saybusch-Neu-Sandec; 

b  Gryböw-Zagörz; 

<-••  Stauislau-Husiatyn, 
letztere  als  nonnalspurige  Localbahn,  sind  mit  dem  veranschlagten  Ge- 
sainmtbetrage  von  24,200.0t>0  h\,  welcher  als  Maximalbetrag  zu  gelten 
hat,  binnen  längstens  3  \'2  Jahren  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Von  den  einzelnen  Theilstrecken  der  bezeichneten  Linien  gelangten  zur  Er- 
öffnung: Grybow  •  beziehungsweise  Stnizej-Zagurz  am  20.  August  1884;  Stauislau 
(beziehungsweise  Chry|>lin)-I3uzacz  am  1.  November  18S4;  Saybusch — Neu-Sandeo 
am  16.  December  1*84;  Buzncz-Husiatyn  am  31.  December  1884,  und  der 
Flügel  Zagorzanv-Gorliee  am  s.  April  1  S^ö. 

Artikel  II. 

■ 

Die  Ausführung  des  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnbaues 
ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  vom  Lande  Galizicn  zu  den  Grund- 
einlösungskosten für  die  im  Artikel  I  unter  <i),  t),  und  c)  bezeichneten 
Eieenbahnstrecken  ein  Gesammtbetrag  von  Einer  Million  (1,000.000) 
Gulden  österr.  Währ,  und  zu  den  Auslagen  für  Richtungsänderung  und 
Umlegung  der  öffentlichen  nicht  ärarischen  Strassen  für  diese  Bau- 
strecken ein  Gesammtbetrag  von  Hunderttausend  (100.000)  Gulden 
österr.  Währ,  durch  ein  Landesgesetz  zugesichert  werde. 
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Die  gedaohte  Bedingung  wurde  durch  das  Gesetz  vom  28.  December  1881» 
L.  G.  Bl.  für  Galizien  Nr.  5  ex  1882,  <Doc.  2)  erfüllt. 

Artikel  III. 

Die  Inangriffnahme  des  Baues  der  eämmtlichen  drei  im  Artikel  I 
unter  a),  6)  und  c)  bezeichneten  Eisenbahnstreckeu  hat  noch  im  Jahre 
1881  zu  erfolgen. 

Zu  diesem  Zwecke  sowie  auch  zur  Vervollständigung  der  tech- 
nischen Vorarbeiten  für  eine  Eisenbahnverbindung  von  einem  Punkte 
der  Strecke  Saybusch-Neu-Sandec  zum  Anschlüsse  an  die  Kaschau- 
Oderberger  Bahn  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1881  ein  Credit 
von  2,500.000  fl.  bewilligt,  welcher,  insoferne  er  bis  Ende  März  1882 
nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Kode  März  1883 
verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle  jedoch  so  zu  behandeln  ist, 
als  wenn  derselbe  im  Voranschlage  des  Jahres  1882  bewilligt  worden 
wäre,  daher   für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
sind  vorläufig  aus  den  Cassebestanden,  insoferne  dies  aber  nicht  zulässig 
sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und  seinerzeit 
aus  dem  Erlöse  der  für  den  fraglichen  Bahnbau  einzuleitenden  defini- 
tiven Creditoperation  zu  refundiren. 

Ausser  dem  obigen  Credite  von  2,50*         iL  wurden  für  den  Ausbau  der 
galizischen  Transvrrsalbabn  noeb  bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  16.  April  ls.->3,  K.  0.  Bl.  Nr.  4T  .  .  .  9,000.000  ri- 
nnt dem  Finanzgesetze  vom  8.  April  1884,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  4'  .  .  11,450.000  fl., 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.   März  188"),  R.  G.  Bl.  Nr.  L'»  .   .    1,250.000  fl. 

Artikel  IV. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahnstreckeu 
wird  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundeinlöeuugen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  V. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahnstreckeu 
sind  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf 
die  Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Ge- 
sellschaft nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes 
erfolgen. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  Beiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 
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Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Fir.anzminister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  December  1H81. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewskl  m.  p.  PIdo  m.  p. 

2.  Gesetz  für  das  Königreich  Galizien  und  Lodonierien 
samnit  dem  Grossherzogthuiiie  Krakau, 

betreffend  die  Beitragsleistung  des  Landes  zum  Ausbau  der  galizisclien, 

sogenannten  Transversalbahn. 

(Landes- Gesetz  tind  Verordnungsblatt  Nr.  '»  ex  1S82.) 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Königreiches  Galizien  und 
Lodomerien  sammt  dem  Grossherzogthume  Krakau  finde  Ich  zu  verordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Zum  Zwecke  der  Ausführung  der  galizischen,  sogenannten  Trans- 
versalbahn von  Husiatyn  nach  Saybusch  und  beziehungsweise  der  Her- 
stellung der  noch  fehlenden  Strecken  dieser  Bahn,  und  zwar: 

a)  Husiatyn-Stanislau, 

b)  Zagorz-Grybow, 

c)  Neu-Sandec— Saybusch,  eventuell 

<l)  einer  Abzweigung  zur  Landesgrenze  hin  und  nach  Krakau 
(Podgorze)  werden  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  noimirten  Beitrags- 
leistnngen  und  Begünstigungen  gewahrt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Herstellung  einer  der  erwähnten  Strecken  durch  eine  Privatunternehmung 
oder  durch  den  Staat  erfolgt,  wenn  nur  der  Bau  aller  drei,  unter 
a),  b)  und  p)  bezeichneten  Strecken  gleichzeitig  gesetzlich  sichergestellt 
sein  wird. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahnlinien  wird,  insolange 
denselben  künftighin  auf  Grund  der  Keichsgesctze  die  Befreiung  von  der 
Entrichtung  der  Einkommensteuer  oder  einer  anderen  an  deren  Stelle 
etwa  künftighin  einzuführenden  Aerarialsteuer  zustehen  wird,  die  Be- 
freiung von  der  Entrichtung  der  auf  Grund  der  gegenwärtig  bestehenden 
oder  künftighin  zu  erlassenden  Landesgesetze  zu  Gemeinde-,  Bezirks- 
oder Landeszwecken  zu  entrichtenden  Zuschläge  eingeräumt. 

Für  dieselbe  Zeitdauer  wird  ihnen  auch  die  Befreiung  von  der 
Entrichtung  anderer,  wie  immer  gearteter,  auf  Grund  der  Landesgesetze 
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für  dieselben  Zwecke  einzuhebenden  Abgaben,  insoferne  dieselben 
keine  Zuschläge  zu  den  Aerarialsteuern  sind,  eingeräumt. 

Artikel  III. 

Zur  Bestreitung  der  Einlösungs-  und  Expropriationskosten  der  zur 
Herstellung  der  im  Artikel  I  erwähnten  Bahulinien  nöthigen  Gründe 
hat  der  Laudesfond  der  Eisenbahnunternehmung,  beziehungsweise  dem 
Staatsschatze,  wenn  der  Staat  selbst  den  Bau  führen  sollte,  den  Ge- 
sammt-Pauscbalbetrag  von  Einer  Million  Gulden  österr.  Währ,  aus- 
zufolgen. 

Die  Art  und  die  Zeit  der  Auszahlung  werden  im  Artikel  VI 
bestimmt. 

Artikel  IV. 

Der  Landesfond  hat  zur  Bedeckung  der  Auslagen  für  die  Aen- 
derung  der  Richtung  und  die  Umlegung  der  öffentlichen,  nicht  ärarischen 
Strassen  an  den  im  Artikel  I  erwähnten  Bahnlinien  mit  dem  Gesammt- 
Pauschalbetrag«  von  Hunderttausend  (100.000)  Gulden  österr.  Währ, 
beizusteuern. 

Artikel  V. 

Die  Eisenbahnunternehuiung  darf  zur  Traguug  der  Herstelluugs-, 
Umlegungs-,  RecoDStructions-  und  Erhaltungskoston  der  Zufahrtsstrassen  zu 
deu  Bahnstationen  an  den  im  Artikel  I  erwähnten  Bahnlinien  in  einem 
höheren  Ausinaasse  als  in  einem  dritten  Theile  der  betreffenden  Kosten 
nicht  verhalten  werden,  und  das  Erkenntniss  über  die  Notwendigkeit  und 
über  die  Kosten  der  Herstellung,  Umleguog  oder  Reconstruction  dieser 
Zufahrtsstrassen,  sowie  über  die  Erhaltungskosteu  derselben  kann  erst 
nach  Einvernehmung  der  Eisenbahuunternehmung  g  efällt  werden. 

Artikel  VI. 

Der  Landesfond  hat  die  im  Artikel  III  erwähnte  Summe  von 
Einer  Million  Gulden  österr.  Währ,  der  Eisenbahnuutcruehmung,  be- 
ziehungsweise dem  Staatsschätze  in  der  Art  auszufolgen,  dass  derselbe 
in  drei  Monaten  nach  der  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Abschnittes 
III  A  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Februar  1*78,  R  G.  Bl.  Nr  .'10, 
vorgenommenen  administrativen  Begehung  der  Liuie  Husiatyn-Stanislau 
örtO.000  Gulden  österr.  Währ.,  der  Linie  Zagorz-Gryböw  340.000 
Gulden  österr.  Währ,  und  der  Linie  Neu-Sandec  Saybusch  300.000 
Gulden  österr.  Währ,  berichtigt. 

Diese  Zahlungen  können  jedoch  erst  nach  vorhergegangener  Ver- 
ständigung des  Laudesausschusses  von  Seite  der  k.  k.  Regierung,  dass 
der  Bau  der  im  Artikel  uuter  a)}  b)  und  c)  erwähnten  Linien  durch  Er- 
theilung  der  Eisenbahnconcession  an  eine  Privatunternehmung  oder  durch 
ein  Reichsgesetz,  welches  den  Bau  auf  Staatskosten  anordnet,  sicher- 
gestellt wurde,  erfolgt-n. 
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Artikel  VII. 

Die  Auszahlung  der  im  Artikel  IV  erwähnten  Summe  von  100.000 
Gulden  österr.  Währ,  erfolgt  ebenfalls  nach  Verständigung  des  Landes- 
ausschusses  seitens  der  k.  k.  Regierung  über  die  Sicherstellung  des 
Baues  der  im  Artikel  I  sab  a),  b)  und  c)  erwähnten  Bahnlinien 
(Artikel  VI),  jedoch  in  der  Art,  dass  der  Landesfond  der  Eisenbahn- 
unternehmung und  beziehungsweise  dem  Staatsschatze  in  drei  Monaten 
nach  Inangriffnahme  des  Baues  der  Linie  Husiatyn-Stanislau  36.000  Gulden 
österr.  Währ.,  der  Linie  Zagörz-Gryböw  34.000  Gulden  österr.  Währ, 
und  der  Linie  Neu-Sandec-Saybusch  30.000  Gulden  österr.  Währ, 
ausfolgt. 

Artikel  VIII. 

Der  Landesausschuss  wird  ermächtigt,  nach  Erhalt  der  im  Sinne 
des  Artikels  VI  von  der  Regierung  über  die  Sicherstellung  der  im  Ar- 
tikel I  sub  a)f  1)  und  c)  erwähnten  BahnherBtellungenihm  zugekommenen 
Verständigung  ein  in  Ratin  rückzahlbares  Geldanlehen  für  den  Landes- 
fond unter  den  für  denselben  am  wenigsten  beschwerlichen  Bedingungen 
in  einer  solchen  Höhe,  welche  zur  Erlangung  des  Betrages  von  1,100-000 
Gulden  österr.  Währ,  im  Baaren  nothwendig  sein  wird,  aufzunehmen 
und  hieraus  die  Zahlungen  in  den  in  den  Artikeln  VI  und  VII  be- 
zeichneten Terminen  und  Beträgen  zu  effectuiren. 

Artikel  IX. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit, verliert  jedoch  seiue  Giltigkeit,  wenn  der  Bau  der  im  Artikel  I 
sub  a),  b)  und  c)  erwähnten  Eisenbahnstrecken  durch  Ertheilung  der 
Conceesion  an  eine  Privatunternehmuug  oder  durch  ein  Reichsgeßetz, 
welches  den  Bau  auf  Staatskosten  anordnet,  bis  Ende  des  Jahres  1882 
nicht  sichergestellt  sein  wird. 

Artikel  X. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Minister  des 
Innern  und  Mein  Handelsminister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  December  1861. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  in.  ]».  Pino  in.  j». 

3.  Gesetz  vom  28.  Februar  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  22, 

betreffend   die  Herstellung  von  Abzweigungen   der  gallzischen  Trans- 

Yersalbahti. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  auzu- 
ordnen,  wie  folgt: 
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Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  Abzweigungen  der  im  Artikel  I 
lit.  tt)  des  Gesetzes  vom  28.  December  1881  (R.  G.  Bl.  Nr.  150),  be- 
treffend den  Ausbau  der  galizischen  Transversalbahn  angeführten  Eisen- 
bahnstrecke Saybuach— Neu-Sandec,  und  zwar: 

a)  von  Sucha  über  Skawina  einerseits  nach  Podgorze,  andererseits 

nach  Oswieczim; 

fc)  von  Saybusch  bis  zur  ungarischen  Grenze  in  der  Richtung  nach 
Czdcza  zum  Anschlüsse  au  die  Kaschau-Oderberger  Bahn  mit 
dem  veranschlagten  Gesammtbetrage  von  11,500.000  fl,  welcher 
als  Maximalbetrag  zu  gelten  hat,  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Artikel  II. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Abzweigungen  ist  im 
Jahre  1883  in  Angriff  zu  nehmen  und  binnen  2,/2  Jahren  zu  vollenden. 

Zur  Erfiftnung  gelangten  die  Strecken  Oswieziin-Podgorze  am  1.  August 
1884,  Saybusch-Landesgrenze  bei  Zwardon  am  3.  November  1884  und  Sucha- 
Skawina  am  22.  December  1884. 

Artikel  III. 

Zum  Zwecke  der  Vervollständigung  der  technischen  Vorarbeiten, 
insbesondere  behufs  Ausarbeitung  des  Detailprojectes,  wird  der  Re- 
gierung für  das  Jahr  1882  ein  Credit  von  100. 000  fl.  bewilligt,  welcher, 
insoferne  er  bis  Ende  März  1883  nicht  vollständig  zur  Verwendung 
gelangt,  noch  bis  Ende  März  1884  verwendet  werden  kann,  in  diesem 
Falle  jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage 
des  Jahres  1883  bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses 
letzteren  Jahres  zu  verrechuen  ist. 

Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
sind  vorläufig  aus  den  Cassabeständen,  insoferne  dies  aber  nicht  zu- 
lässig sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und 
seinerzeit  aus  dem  Erlöse  der  für  den  fraglichen  Bahnbau,  sowie  für 
den  Bau  der  den  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  28.  December  1881 
(R.  G.  Bl.  Nr.  150)  bildenden  Eisenbahnstrecken  einzuleitenden  defini- 
tiven Creditopcration  zu  refundiren. 

Ausser  dem  obigen  Credite  von  100.000  tt.  wurden  noch  bewilligt: 
mit  dem  Gesetze  vom  10.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  109     .      ...  2,000.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom    8.  April  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  45  .  .     8,050.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesotze  vom  2G.  Marz  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  28  ...  .  850.000  fl. 
und  mit  dem  Finanzgesotze  vom  20.  April  18HI,  R.  G.  Bl   Nr.  5*J   .   .  31.350  fl. 

Artikel  IV. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahnstrecken 
wird  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge. 
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Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  V. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahn6trecken 
sind  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf  die 
Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft 
nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsininister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  den  28.  Februar  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

4.  Vertrag, 

abgeschlossen  zwischen  der  k.  k.  Genernldirection  der  österreichischen 
Staatshahnen  einerseits  und  der  Ersten  ungar.-guliz.  Eisenbahngesellschaft 
andererseits,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsministeriums  in  Betreff  der  gegenseitigen  Mitbenutzung  der  Strecke 

Zugors,  resp.  Xeu-Zagörz  -  Chyröw. 

§  i. 

Gegenstand  des  Vertrages.  Die  Erste  uogar.-galiz.  Eisenbabn- 
gesellschaft  räumt  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  das  Recht  ein,  die  der  erstgenannten  Gesellschaft  gehörige 
64  306  Kilometer  lange  Strecke  Zagörz-Cbyröw,  sowie  die  auf  den 
beiden  Anschluss-Bahnhöfen  Zagörz  uud  Chyröw  zur  gemeinsamen  Benützung 
bestimmten  Bahnhoftheile  behufs  Verbindung  der  durch  die  vorbezeich- 
nete Strecke  getrennten  Linien  der  k.  k.  Generaldirection  als  Peage- 
strecke  für  den  Durchzugsverkehr  in  beiden  Richtungen  mitzube- 
nutzen, und  zwar  derartig,  dass  die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  berechtigt  ist,  die  obige  Bahnstrecke  als 
selbständige  Betriebsunternehmerin  neben  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen  - 
bahngesellschaft  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Vertrages  mitzubetreiben. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
räumt  hingegen  das  gleiche  Recht  der  Mitbenutzung  bezüglich  des  ihr 
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gehörigen  Bahnhofes  Neu-Zagörz  und  der  ihr  gehörigen  beiden  Ver- 
bindungscurven der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  ein. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Pe^agevertrages  bildenden  Bahnstrecken 
sind  daher  durch  die  Bahnhöfe  Zagörz  und  Neu-Zagörz  östlich  und 
durch  den  Bahuhof  Chyröw  westlich  begrenzt  und  erscheinen  in  den 
diesem  Vertrage  angeschlossenen,  einen  integrirenden  Bestandteil  des- 
selben bildenden  Plänen  dieser  drei  Stationen  die  für  die  gemeinsame 
Benützuug  bestimmten  Bahuhoftheile  und  Verbindungscurven,  welche 
auch  als  Peagestrecke  zu  betrachten  sind,  auf  weissem  Grunde,  die 
für  die  ausschliessliche  Benützung  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn- 
geseltachaft  bestimmten  Bahnhoftheile  auf  grünem,  jene  von  der  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  ausschliesslich  zu 
benützenden  Bahnhoftheile  auf  gelbem  Untergrunde  verzeichnet. 

§  2- 

Normen  für  den  Dienst  in  der  Peagestrecke.  Jede  der 
beiden  contrahirenden  Bahnverwaltungen  kann  die  ihr  gehörigen  Trans- 
porte mit  ihren  eigenen  Zügen,  d.  i.  mit  eigener  Zugskraft  und  mit 
eigenem  Personale,  befördern. 

Im  gegenseitigen  Einverständnisse  ist  es  jedoch  zulässig,  daas  die 
Personen-  und  Gütertransporte  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  durch 
Züge  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen, 
oder  dass  Transporte  der  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen durch  Züge  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  befördert  werden. 

Hiebei  wird  jedoch  normirt,  dass  der  Gütertransport  nur  in 
Wagenladungen,  beziehungsweise  in  separaten  .Sammelwagen  Stattzu- 
rinden habe. 

Normen  für  den  Dienst  in  den  Bahnhöfen.  Den  Stations-, 
Verkehrs-,  Telegrapheu  ,  Bahnerhaltungs-  und  Bahnaufsichtsdienst  in 
den  Bahuhöfen  der  Peagestrecke  Zagörz-Cbyröw,  sowie  in  den  beiden 
Anschlnss-Bahnhöfen  Zagörz  und  Chyröw,  besorgt  die  Erbte  ungar.- 
galiz.  Eisenbahn. 

Hingegen  besorgt  den  gleichen  Dienst  die  k.  k.  Generaldirectiou 
der  österreichischen  Staatsbahnen  bezüglich  des  Bahnhofes  Neu-Zagörz 
und  der  beiden  von  diesem  Bahnhofe  ausgehenden  Verbindungscurven 
bis  zu  den  Einmündungswechseln  in  die  Geleise  der  Ersten  ungar.- 
galiz.  Eisenbahn. 

Bezüglich  der  Einfahrt  der  Züge  in  die  Station  Neu-Zagörz  wird 
festgestellt,  dass,  sobald  die  Züge  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  durch  die  Verbindungscurve  directe  nach 
resp.  von  Chyröw  verkehren,  die  Züge  der  Eisten  ungar.-galiz.  Eiseu- 
bahn  zum  Anschlüsse  in  die  Station  Neu-Z;igörz  zu  fahren  haben. 

Bezüglich  der  Abwicklung  des  Dienstes  in  den  drei  Anschluss- 
Bahnhofen  wird  eine  specielle  Dienstvorschrift  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen erlassen  werden. 
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§  4. 

Disciplinar  gewalt.  Das  Locomotiv-  und  Zugbegleitungs- 
Personale  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
untersteht  von  dem  Momente  an,  als  es  die  Peagestrecke  erreicht,  bis 
zu  jenem  Momente,  als  es  dieselbe  verlässt,  den  Organen  der  Ersten 
ungar.-galiz.  Eisenbahn. 

Dagegen  untersteht  das  gleiche  Personale  der  Ersten  ungar.-galiz. 
Eisenbahn  während  der  Zeit  seines  Aufenthaltes  in  der  gemeinsamen 
Station  Neu-Zagorz  den  Organen  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen. 

§  5- 

Zugsausrtistung.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  wird  dafür  sorgen,  dass  ihre  Züge  bei  der  Abfertigung 
aus  der  Station  Neu-Zagorz  auf  die  Peagestrecke  genau  nach  den 
von  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  festgesetzten  Normen  rangirt 
und  mit  den  nötbigen  Signalmitteln  ausgerüstet  werden,  und  dass  die 
letzteren  den  Verkebrsvor6cbriften  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn 
entsprechend  von  dem  Personale  auf  der  Peagestrecke  zur  Anwendung 
gelangen. 

Die  Erste  ungar.-galiz.  Eisenbahn  wird  die  bezüglichen  Instruc- 
tionen der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  über- 
geben, welche  die  Vertheilung  an  das  Personale  unter  eigener  Ver- 
antwortung besorgt. 

§  6. 

Fahrordnung.  Die  Fahrordnung  für  die  Peagestrecke  wird  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  festgestellt.  Es  sollen  hiebei  die  Züge  der 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbabnen  vor  den 
Zügen  gleicher  Gattung  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  den  Vor- 
rang haben,  sonst  aber  Züge  höherer  Gattung  immer  im  Vorrange  vor 
Zügen  minderer  Gattung  stehen,  unabhängig  davon,  ob  die  Züge  für  den 
Dienst  der  einen  oder  anderen  Bahn  verkehren. 

Die  Einleitung  von  Separatzügen  kann  nur  nach  Zulässigkeit  er- 
folgen und  haben  sich  diesbezüglich  die  beiderseitigen  competenten 
Organe  von  Fall  zu  Fall  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

§ 

Hilfeleistung.  Die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen  werden, 
wenn  ein  Zug  in  den  Anschlussstationen  oder  auf  der  Peagestrecke 
hilfsbedürftig  werden  sollte,  sich  nach  Massgabe  der  zur  Disposition 
stehenden  Mittel  zum  Zwecke  der  Hilfeleistung  unterstützen. 

Die  Anordnung  zur  Hilfeleistung  und  die  Auswahl  der  jeweilig 
anzuwendenden  Mittel  stehen  den  competenten  Organen  der  Ersten 
ungar. -gal.  Eisenbahn  zu,  falls  die  Hilfeleistung  nicht  für  einen  in  der 
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Station  Neu-Zagörz  befindlichen  Zug  erforderlich  wird.  In  diesem  Falle 
haben  die  competenten  Organe  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  die  Anordnungen  zu  treffen. 

Es  ßoll  jedoch  durch  derartige  Anordnungen  der  regelmässige  Dienst 
beider  Verwaltungen  möglichst  weuig  alterirt  werden. 

Die  Erste  ungar.-galiz.  Eisenbahn  gestattet,  dass  die  Locomotiven 
der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  im  Be- 
darfsfälle sowohl  in  den  Stationen  Zagorz,  Olszanica,  Kroscienka  und 
Chyröw  Wasser  aus  ihren  Reservoirs  abfassen  können.  Die  gleiche 
Hilfeleistung  gewahrt  auch  die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  bezüglich  ihrer  Wasserstation  in  Chyrow  für 
Locomotiven  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn,  und  werden  für  diese 
Leistungen  gegenseitig  die  im  §  18  Ut.  d)  normirteu  Vergütungen  gezahlt. 

Ueber  Verlangen  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  überlässt  die  Erste  ungar.-galiz.  Eisenbahn  in  ihrem  Heiz- 
hause in  Zagörz  zwei  Locomotivständo  der  k.  k.  Generaldirection  zur 
Unterbringung  ihrer  Locomotiven,  sowie  einen  angemessenen  Raum  in 
ihren  Kohlenschoppen  gegen  die  im  §  18  Ut.  e)  enthaltene  Jahresmiethe. 

Die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen  sichern  sich  ferner  die 
aushilfsweise  Mitbenützung  ihrer  Locomotiv-Drehscheiben  in  den  Stationen 
Zagörz  und  Chyröw  ohne  jede  Entschädigung  zu. 

Haftung  bei  Unfällen.  Falls  die  Verletzung  oder  Tödtung  von 
Personen  (fremden  oder  bediensteten),  sowie  die  Beschädigung  von 
Fahrbetriebsmitteln  und  Sachen  auf  der  Peagestrecke  oder  in  den  zur 
geraeinsamen  Benützung  bestimmten  Theilen  der  drei  Anschlussbahn- 
höfe eintreten  sollte,  werden  die  an  dritte  Personeu  geleisteten  Ent- 
schädigungen, sowie  der  der  einen  oder  anderen  Verwaltung  zugegangene 
Schaden  nach  dem  im  §  17  vereinbarten  Verhältnisse  der  Wagenachs- 
kilometer vertheilt,  resp.  in  diesem  Verhältnisse  von  beiden  Ver- 
waltungen getragen. 

Es  werden  demnach  die  Erhebungen  über  Unfälle  gemeinsam  ge- 
pflogen, und  zwar  bei  solchen  in  der  Station  Ncu-Zagörz  unter  Leitung 
der  Organe  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen, bei  sonstigen  Unfällen  auf  der  Peagestrecke  unter  Leitung  der 
Organe  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn. 

§  »• 

Wagen-  und  Güterübergang.  Die  Untersuchung  der  Wagen 
ist  Sache  jener  Verwaltung,  in  deren  Züge  dieselben  eingestellt  werden. 

In  den  drei  Uebergangsstationeu  Zagörz,  Neu-Zagorz  und  Chyröw  hat 
die  Uebergabe  resp.  Uebernahme  von  Wagen  und  Gütern  im  Sinne  des 
Wagenregulativs  und  des  Uebereinkommens  der  österr.-ungar.  Eiscn- 
bahnverwaltungen  rücksichtÜch  des  Gütertransportes  im  Anschluss- 
verkehre  uud  rücksichtlich   des   Reelamatioiisverfahreus   in  allen  jenen 
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Fallen  platzzugreifen,  wo  die  Verpflichtung  zur  Fortschaffung  der  be- 
treffenden Wagen  resp.  Güter  von  einer  Bahn  an  die  andere  tibergeht, 
und  zwar  finden  in  diesem  Falle  die  erwähnten  Bestimmungen  (Regu- 
lativ und  Uebereinkomraen)  unabhängig  davon  volle  Anwendung,  ob  die 
Fortschaffung  der  Wagen  resp.  Güter  mit  eigenen  oder  fremden  Zügen 
stattfindet. 

Der  Vorgang  bei  Uebergabe  von  Wagen  und  Gütern  einer  Ver- 
waltung an  Organe  der  anderen  Verwaltung  zum  Zwecke  der  Ab- 
transportirung  mit  einem  Zuge  der  letzteren  Verwaltung  wird  in  der 
laut  §  3  aufzustellenden  Dienstvorschrift  geregelt. 

§  10. 

Telegraphendienst.  In  den  Anschlussstationen  Zagörz  und 
Cbyröw,  sowie  auf  der  ganzen  Peagestrecke  besorgen  die  Organe  der 
Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  den  Telegraphendienst  und  vermitteln 
auch  den  Transit-Depeschenverkehr  zwischen  den  durch  die  Peage- 
strecke getrennten  Linien  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen. 

In  der  Station  Neu-Zagorz  wird  der  Telegraphendieust  durch 
Organe  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
besorgt  und  steht  es  dieser  letzteren  frei,  für  den  Transit-Telegrapheu- 
dienst  eventuell  eine  eigene  Telegraphenleitung  zwischen  Neu-Zagörz 
und  Chyröw  herzustellen  und  zu  benützen. 

§  11. 

Unfallversicherung  im  Personenverkehr.  Die  Erste 
ungar.-galiz.  Eisenbahn  übernimmt  es  im  Sinne  des  zwischen  den 
Österr.- ungar.  Bahnverwaltungen  bestehenden  Uebereinkommens  vom 
7.  März  1872,  betreffend  die  gemeinsame  Tragung  von  Entschädigungen 
für  Unfälle  und  der  Additional-Acte  hiezu  ddto.  1.  Jänner  1882  der 
jeweils  der  gegenseitigen  Unfallsversicherung  Vorsitzenden  Direction 
jährlich  die  auf  der  Peagestrecke  zurückgelegten  Wagenachs-  und 
Personenkilometer  cumulativ  für  beide  Verwaltungen  nachzuweisen. 

An  den  Lasten  der  gegenseitigen  Unfalls- Versicherung  participiren 
beide  Theile  nach  der  im  §  17  vereinbarten  Norm. 

§  12. 

Assecuranz  für  Güter.  Jeder  der  beiden  Contrahenten  trägt 
<ien  Schaden,  welcher  durch  Feuer,  Calo,  Manco  etc.  an  seinen  eigenen 
auf  der  Peagestrecke  transportirten  Gepäcksstücken,  Eilgütern  und 
Frachten  entsteht,  unabhängig  davon,  ob  diese  Güter  mit  eigenen  oder 
fremden  Zügen  transportirt  wurden  und  es  trägt  daher  auch  jeder  der 
beiden  contrahirenden  Theile  die  Kosten  und  Gebühren  der  diesfalls 
von  ihm  besorgten  Assecuranz. 
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Die  transportirende  Verwaltung  wird  jedoch  begründeten  Regress- 
ansprüchen  an  das  schuldtragende  Personal  möglichst  Geltung  ver- 
schaffen. 

§  13. 

Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr.  Die  Einnahmen  aus 
dem  Güterverkehre,  insoferne  die  Güter  die  Peagestrecke  nur  transi- 
tiren,  um  von  der  einen  Linie  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  auf  die  andere  überzugehen,  fallen  aus- 
schliesslich dieser  Letzteren  zu;  es  wird  daber  directe  Abfertigung  de» 
Güter  stattGnden. 

Als  die  Pdagestrecke  transitirende  Güter  der  k.  k.  Gener  al- 
direction  der  österreichischen  Staatsbaboen  werden  auch  solche  be- 
trachtet, welche  in  der  Station  Neu- Zagorz  zur  Aufgabe  über  Chyrow 
hinaus  nach  Stationen  der  österreichischen  Staatsbahnen  bestimmt  sind, 
oder  aber  auch  auf  solchen  Stationen  nach  Neu-Zagörz  zur  Aufgabe 
gelangen. 

Die  Einnahmen  für  Güter  von  und  nach  Relationen  der  Ersten 
ungar.-galiz.  Eisenbahn,  welche  auf  der  ganzen  oder  nur  auf  einem 
Theile  der  Pdagestrecke  zur  Beförderung  gelangen,  gehören  der  Ersten 
ungar.-galiz.  Eisenbahn. 

§  14. 

Tarif  verbände.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  aus- 
ländischen Verkehre  transit  der  Peagestrecke  directe  Gütertarife  auf- 
zustellen. 

Sie  übt  daher  für  diese  Verkehre  volle  Tariffreiheit  transit  der 
Pdagestrecke,  insoferne  dieselbe  nicht  durch  eonstige  Vereinbarungen 
über  die  einschlägigen  Verkehre  eine  Einschränkung  erfährt. 

§  15. 

Regiegüter.  Der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen) 
Staatsbahnen  steht  das  Recht  au,  ihre  Regiegüter  mit  ihren  Trausit- 
zügen  auf  der  Pdagestrecke  zu  befördern,  resp.  eigene  Regiezüge  ein- 
zuleiten. 

§  16. 

Personenverkehr.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  aus- 
ländischen Verkehre  transit  der  Pdagestrecke  directe  Tarife  für  den 
Personenverkehr  und  den  mit  demselben  im  Zusammenhang  stehenden 
Sachentransport  aufzustellen,  und  überhaupt  volle  Tariffreiheit  für  diese 
Verkehre  transit  der  Pdagestrecke  zu  üben. 

Im  Uebrigen  soll  dem  reisenden  Publicum  in  der  Pdagestrecke 
sowohl  die  Benützung  der  Züge  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
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reichischen  Staatsbabnen,  als  auch  jener  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen- 
bahn, insoferne  verfügbare  Sitzplätze  vorhanden  sind,  und  insoferne  es 
sich  um  gleiche  Zugskategorien  und  C lassen  handelt,  nach  freier  Wahl 
gestattet  sein,  und  vereinbaren  die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen 
für  den  Verkehr  zwischen  allen  Stationen  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  (loco  und  transit)  und  jenen  der 
Strecke  Cbyiow-Zagörz  (beide  inclusive)  directe  Billets  auszugeben. 

In  beiden  letzteren  Fällen  sind,  insoferne  die  Peagestrecke  in 
Betracht  kommt,  die  jeweilig  in  Kraft  befindlichen  Tarife  der  Ersten 
ungar.-galiz.  Eisenbahn  maaasgebend. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Transit-Person enverkehre  und  dem  da- 
mit zusammenhängenden  Transport  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  fallen  dieser  zu.  wobei  als  Transitverkehr 
analog  wie  im  §  13  auch  der  Verkehr  von  Neu-Zagörz  über  Cbyr6w 
und  vice  versa  zu  betrachten  ist. 

Der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  fallen  hingegen  alle  übrigen 
aus  diesem  Verkehre  bezüglich  der  Peagestrecke  resultirenden  Ein- 
nahmen zu. 

Der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
steht  das  Recht  zu,  von  Zagorz  resp.  Neu-Zag6rz  nach  Chyrow  oder 
vice  versa,  dann  von  ihren  Statiouen  nach  denjenigen  der  Strecke 
Chyröw-Zagorz  und  vice  versa,  sowie  endlich  im  Transit  der  Peage- 
strecke Freikarten  und  ermässigte  Karten  aller  Ait,  sowie  Personal- 
karten auszugeben,  ferner  sonstige  Begünstigungen  im  Personen-  und 
in  dem  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Sachenverkehr  zu  ge- 
währen und  sollen  alle  angeführten  Begünstigungen  sowohl  bei  den 
Peagezügen,  als  auch  bei  den  Zügen  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen- 
bahn volle  Geltung  haben. 

Dagegen  räumt  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  den  Inhabern  der  von  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn 
ausgestellten  Frei-  und  ermässigten  Karten  aller  Art,  sowie  den  Besitzern 
sonstiger  von  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eigenbahn  gewährten  Begünsti- 
gungen der  angeführten  Art  das  Recht  ein7  die  Züge  der  k.  k.  General- 
direction der  österreichischen  Staatsbahnen  in  der  Peagestrecke  zu 
benützen. 

§  17. 

Entschädigungen  ausAnlass  des  Peage Verhältnisse?.  Zur 
Feststellung  jener  Auslagen,  welche  die  contrahirenden  Verwaltungen 
gemeinsam  zu  tragen  haben  und  die  als  Entschädigung  für  die  Mit- 
benützung der  gemeinsamen  Bahnhöfe  und  Strecken  zu  gelten  haben, 
sind  in  nachstehend  angegebener  Weise  folgende  Auslagen  zu  ermitteln: 

a)  Verzinsung  des  Baucapitalea.  Die  5  09percentigen  Zinsen  des  Bau- 
capitales  für  die  cuirente  Peagestrecke  exclusive  der  Nebengeleiso 
und  üochbauanlagen,  auf  den  Zwischenstationen  aber  inclusive 
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der  zur  gemeinschaftlichen  Benützung  bestimmten  Babnhoftheile 
der  Stationen  Zagörz,  Neu- Zagörz  und  Chyröw. 

Für  diese  Bauherstelluugen  wird  einverständlich  der  Betrag 
von  fl.  5,000.000  ö.  W.  BN.,  in  Schrift:  Fünf  Millionen  Gulden 
ö.  W.  BN.,  als  von  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn-Gesellschaft 
beigetragen  und  der  Betrag  von  fl.  300.000  ö.  W.  BN.  als  von 
der  hohen  Staatsverwaltung  beigetragen  angenommen,  so  dass  im 
Ganzen  ein  Baucapital  von  fl.  5,300.000  ö.  W.  zu  verzinsen  ist. 

Eine  Aenderung  der  der  Verzinsung  zu  Grunde  liegenden 
Capitalflsumme  tritt  ein,  wenn  Neuherstellungen,  Reconstructionen 
oder  sonstige  Veränderungen  im  Bestände  der  P^agestrecke  durch 
die  eine  oder  andere  der  contrahirenden  Verwaltungen  vorge- 
nommen werden,  und  diese  Auslagen  im  gegenseitigen  Einver- 
nehmen als  zur  gemeinsamen  Betriebsführung  erforderlich  be- 
zeichnet wurden. 

In  solchen  Fällen  sind  die  resultirenden  Ausgaben  dem  Bau- 
capitale  zuzuschlagen. 

b)  Babnaufsicht  und  Bahnerhaltung.  Die  hinsichtlich  der  Peage- 
strecke  und  der  gemeinsamen  Babnhoftheile  in  Zagörz,  Neu -Zagorz 
und  Cbyrow  auflaufenden  Kosten  der  Bahnaufsieht  und  Bahner- 
haltung im  engeren  Sinne  (Cap.  VI  bis  X  des  Contirungsschemas), 
dann  die  Kosten  der  Bahnerhaltungsinspectorate  und  Bahner- 
haltungssectionen  mit  jenen  äquivalenten  Tbeilen,  welche  sich 
aus  dem  Verhältnisse  der  Länge  des  durchgehenden  Geleises  der 
P6agestrecke  zur  Länge  des  durchlaufenden  Geleises  der  ganzen 
Inspections-  resp.  Sectionsstrecke  ergiebt. 

c)  Stationsdienst.  Die  effectiv  auflaufenden  Kosten  des  Stationsdienstes, 
welche  in  den  Zwischenstationen  der  Pcagestrecke  für  die  Zugs- 
expedition, den  Telegraphen-  und  Signaldienst  erwachsen,  ferner 
die  Kosten  des  gemeinsamen  Dienstes  in  den  Anschlussstationen 
Zagorz,  .Neu-Zagörz  und  Cbyröw. 

<i)  Centralleitung.  Zu  den  &ub  b  und  c  aufgezählten  Auslagen  werden 
10  Percent  für  Centraileitung  und  allgemeine  Verwaltung  zu- 
geschlagen. 

e)  Versicherunga-  und  Unfallskosten.  Die  Kosten  für  Versicherungen 
im  Personenverkehr  (§  11)  und  aus  Aulass  von  Bahnunfällen, 
d.  i.  Verletzungen  oder  Tödtungen  von  Personen,  Beschädigungen 
an  Fahrbetriebsmitteln,  Ober-  und  Unterbau  und  an  Gütern  (§  8), 
sowie  aus  Anlass  von  Elementarereignissen.  ' 

Die  Vertbeilung  der  nach  den  Bestimmungen  sub  a — e  er- 
mittelten Kosten  auf  die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen 
erfolgt  im  Verhältnisse  der  in  der  Peagestrecke  zu  ihren  Lasten 
zurückgelegten  Wagenachskilometer,  wobei  es  sich  gleich  bleibt, 
ob  die  Wagen  beladen  (besetzt)  oder  leer  laufen. 
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Bezüglich  der  Anlastimg  wird  vereinbart: 

1.  Von  den  gesammten  auf  der  P (Sagefitrecke  in  zur  Personenbe- 
förderung bestimmten  Zügen  zurückgelegten  Achskilometern  der  Personen«, 
Gepäcks-  und  Postwagen  werden  jeder  der  beiden  Bahnverwaltungen 
jene  Antheile  zugeschieden,  welche  sich  im  Verhältnisse  der  von  jeder 
Bahnverwaltung  erzielten  Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  dem  da- 
mit verbundenen  Sachentransport  (§  16)  ergeben. 

2.  Werden  Güterwagen  von  einer  Verwaltung  mit  den  Zügen  der 
anderen  befördert  (§  2),  so  zählen  die  von  diesen  Wagen  in  der  Pe'age- 
strecke  zurückgelegten  Achskilometer  zu  Lasten  der  nicht  fahrenden 
Verwaltung. 

3.  Alle  sonstigen  auf  der  Pdagestrecke  zurückgelegten  Wagen- 
achskilometer werden  jener  Bahnverwaltung  zugezählt,  welche  die  Wagen 
mit  ihren  Zügen  auf  der  Pdagestrecke  führt. 

4.  Achskilometer  von  Locomotiven  und  Schneepflügen  werden 
gegenseitig  nicht  in  Rechnung  gestellt. 

Von  der  nach  diesem  Schlüssel  ermittelten,  auf  die  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahnen  entfallenden  Quote  sind  die 
5*09percentigen  Zinsen  des  von  der  k.  k.  Generaldirection  sub  a  bei- 
getragenen Baucapitales  sowie  die  sub  6,  c,  d  und  e  von  dieser  Direction 
gehabten  Betriebsauslagen  in  Abzug  zu  bringen  und  bildet  der  Rest- 
betrag jene  Entschädigung,  welche  für  die  Mitbenützung  und  Betrieb- 
führung der  Peages  trecke  an  die  Erste  ungar.-galiz.  Eisenbahn-Gesell- 
schaft zu  zahlen  ist. 

§  18. 

Besondere  Entschädigungen: 

a)  Werden  von  einer  Verwaltung  weniger  Personen-,  Post-  und 
Gepäcks  wagen- Achskilometer  mit  ihren  zur  Personenbeförderung 
bestimmten  Zügen  in  der  Pdagestrecke  gefahren,  als  ihr  nach 
Repartition  der  Einnahmen  (§  17,  Punkt  l)  zufallen,  so  hat  die- 
selbe an  die  andere  mehr  leistende  Verwaltung  für  jeden  weniger 
gefahrenen  Wagenachskilometer  15  kr.  österr.  Währ,  zu  entrichten. 

b)  Für  die  Beförderuog  von  Güterwagen  einer  Verwaltung  durch 
Züge  der  anderen,  werden  der  fahrenden  Verwaltung  pro  Wagen- 
achskilometer 1-5  kr.  österr.  Währ,  von  der  nicht  fahrenden 
Verwaltung  vergütet. 

c)  Hilfsfahrten  mit  Locomotiven  und  Hilfszüge  werden  gegenseitig 
mit  40  kr.  per  Zugskilometer  entlohnt. 

d)  Für  gegenseitige  Wasserabgabe  wird  eine  Entschädigung  von  8  kr. 
per  1  Cubikmeter  festgestellt. 

e)  Als  Jahresmiethe  für  die  nach  §  7  vorgesehene  Miethung  von 
Locomotivständen  und  Kohlenschoppen  im  Heizhause  Zagorz  wird 
ein  Betrag  von  jährlich  fl.   200  per  Locomotivstand  nebst  ent- 
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sprechendem  Raum  im  Kohlenschoppen  und  für  Benützung  des 
Zuführungsgeleises  vereinbart. 

§  19. 

Abrechnung  aus  dem  Vertrage.  Die  Abrechnung  und  Aus- 
zahlung aller  im  gegenwärtigen  Vertrage  ausbedungeuen  Zahlungen  erfolgt 
vierteljährig. 

Spätestens  vier  Wochen  nach  Ablauf  des  Quartales  hat  die  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  die  ihr  im  abge- 
laufenen Quartale  erwachsenen  Auslagen  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen- 
bahn bekanntzugeben,  welche  diese  Kosten  in  die  Gesammtrechnung 
aufnimmt. 

Diese  Gesammtrechnung  wird  von  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen- 
bahn-Gesellschaft spätestens  zehn  Wochen  nach  Quartalscbluss  der  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  übermittelt,  und  ist 
der  Betrag  der  letzteren  zuzüglich  der  Zinsen  von  der  Mitte  des 
Quartales,  auf  das  sich  die  Abrechnung  bezieht,  und  bis  zur  erfolgten 
Rechnungslegung  oder  dem  obigen  Termine  nach  dem  Zinsfusse  wie 
für  die  Abrechnung  im  Güterverkehre  der  österr.-ungar.  Bahnen  zu 
begleichen. 

Um  die  fraglichen  Zinsen  zu  vermeiden,  können  nach  demselben 
Zinsfusse  zu  verzinsende  Abschlagszahlungen  geleistet  werden. 

Beide  Theile  haben  das  Recht,  sämmtliche  auf  die  Abrechnung 
bezüglichen  Belege  einzusehen,  zu  prüfen  und  gegen  die  Aufstellungen 
Einwendungen  zu  erheben. 

§  20. 

Vertragsdauer.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  auf  die  Zeit 
vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  Theilstrecke  Gryböw-Zagorz  bis 
zum  31.  December  1889  abgeschlossen  und  erlischt  innerhalb  dieser 
Zeit  nur  dann,  wenn  der  Betrieb  der  Strecke  Zagorz-Grybow  und  der 
Dniesterbahn  nicht  mehr  in  einer  Hand,  sei  es  nun  in  jener  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  oder  einer  anderen  Verwaltung,  vereinigt  sein  sollte. 

Damit  aber  dieser  Vertrag  erlösche,  muss  derselbe  von  einem 
Theile  innerhalb  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  December  1887  gekündigt 
werden.  Erfolgt  von  keiner  Seite  innerhalb  dieser  Frist  eine  solche 
Kündigung,  so  bleibt  der  Vertrag  weiterhin  auf  unbestimmte  Zeit  mit 
der  Mase^abe  in  Wirksamkeit,  dass  er  stets  nur  zweijährig,  und  zwar 
immer  nur  in  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  December  eines  jeden  Jahres 
gekündigt  werden  kann. 

§  21. 

Stempelkosten.  Die  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nach  dem 
Gesetze  zu  bemessenden  Stempel  und  Gebühren  hat  die  k.  k.  General- 
direction der  österreichischen  Staatsbahnen  zu  tragen,  respective  der 
Ersten  ungar.-galiz.  Eisenbahn  zu  ersetzen. 
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§  22. 

Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage.  Rücksichtlich  sämmt- 
licber  Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  unterwerfen  sich  die  contra- 
birenden  Tbeile  der  Gerichtsbarkeit  des  k.  k.  Handelsgerichtes  in 
Wien  als  forum  contractu*  und  einigen  sich  diesbezüglich  auf  das 
summarische  Verfahren. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  zwei  Originalexemplaren  errichtet,  von 
welchen  das  gestempelte  der  k.  k.  Geoeraldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  das  uugestämpelte  dagegen  der  Ersten  ungar.-galiz.  Eisen- 
bahn übergeben  wird. 

Wien,  am  25.  November  1884. 

Erste  ung.irisch-galizische  Eisenbahn:  K.  k.  Generaldirection 

Kozlowski  m.  p.      Pichler  m.  p.  der  österreichischen  Staatshahnen: 

Czedlk  m.  p. 

5.  Vertrag, 

abgeschlossen  zwischen  der  k.  k.  Generaldirection  der  osterr.  Staats- 
bahnen einerseits  und  der  k.  k.  prir.  Lemberg-Czernowltz-Jassy-Buhn 
andererseits,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
in  Hetreff  der  gegenseitigen  Mitbenutzung  der  Strecke  Stanislau-Chryplin 
inclusive  der  Mitbenutzung  der  Station  Stanislau. 

§  1. 

Gegenstand  des  Vertrages.  Die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy-Bahn  räumt  der  k.  k.  Generaldirection  der  öaterr.  Staatsbahnen 
das  Recht  ein,  die  der  ersteren  gehörige  zwischen  Kilometer  140*679 
und  143*887  gelegene  3*2  Kilometer  lange  Strecke  von  Stanislau  bis 
einschliesslich  der  Kreuzung  des  bei  Kilometer  143*887  von  der  Staats- 
verwaltung eingelegten  Abzweigewechsels  der  Linie  Stanislau- Hueiatyn, 
sowie  die  auf  dem  Anschlussbahnhofe  Stanislau  zur  gemeinsamen  Be- 
nützung bestimmten  Bahnhofstheile,  behufs  Verbindung  der,  durch  die 
vorbezeichnete  Strecke  getrennten  Linien  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österr.  Staatsbahnen  als  P^agestrecke  für  den  Durchzugs  verkehr  in 
beiden  Richtungen  mitzubenutzen,  so  zwar,  dass  die  k.  k.  General- 
direction der  österr.  Staatsbahnen  berechtigt  ist,  die  obige  Bahnstrecke 
als  seihständige  Betriebsunternehmerin  neben  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz  Jassy-Bahn  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  mitzubetreiben. 

Eine  Mitbenützung  der  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  herge- 
stellten Station  Chryplin  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy-Bahn  wird  derzeit  nicht  in  Aussicht  genommen. 
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Die  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildende  Bahnstrecke  ist 
durch  den  Bahnhof  Stanislau  und  den  Abzweigungswechsel  bei  Kilo- 
meter 143*887  der  Linie  StaniBlau-Husiatyn  begrenzt  und  erscheinen 
in  dem  diesem  Vertrage  angehefteten  Situationsplane  die  für  die  ge- 
meinschaftliche Benützung  beider  Bahnen  gewidmeten  Theile  des  Bahn- 
hofes Stanislau  auf  weissem  Grunde,  die  für  die  ausschliessliche  Be- 
nützung der  k.  k.  priv,  Lemberg-Czernowitz  Jassy-Bahn  bestimmten 
Bahnhoftheile  auf  grünem  Grunde,  und  die  von  der  k.  k.  General- 
direction  der  öaterr.  Staatsbahneu  ausschliesslich  benutzten  Bahnhoftheile 
auf  gelbem  Grunde  verzeichnet. 

§  2. 

Normen  für  den  Dienst  in  der  Pe"agestreck e.  Jede  der 
beiden  contrahirenden  Babnverwaltungen  hat  die  ihr  gehörigen  Trans- 
porte mit  ihren  eigenen  ZiigeD,  d.  i.  mit  eigener  Zugskraft  und  mit 
eigenem  Personale  zu  befördern. 

Der  Bahnerhaltungs-  und  Bahnaufsichtsdien^t  in  der  P^age6tretke 
wird  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czerr.owitz-Jassy-Bahn  auf  gemein- 
carae  Rechnung  besorgt. 

§  3. 

Normen  für  den  Dienst  in  der  Station  Stanislau.  In  der 
Station  Stanislau  wird  der  gesammte  Bahnerhaltui  gs-,  Stations-,  Verkehrs-, 
und  Telegraphendienst,  inclusive  der  Personen-,  Gepäcks-,  Eilgut- 
und  Frachtenexpedition  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy-Bahn  gefühtt,  und  wird  bezüglich  der  Abwicklung  des  vorbe- 
zeichneten Dienstes  in  der  Station  Stanislau  im  gegenseitigen  Einver- 
nehmen eine  specielle  Dienstvorschrift  erlassen  werden. 

In  der  Station  Stanislau  liefert  die  Lemberg- Czernowitz-Jassy- 
Bahn  der  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  das  zur 
Speisung  und  Reinigung  der  Maschinen  erforderliche  Wasser  gegen 
eine  Vergütung  von  5  kr.  per  Cubikmeter  und  verpflichtet  sich  zur 
Abgabe  eines  Minimalquantums  von  tägliih  75  Cubikmeter  für  den 
normalen  Verkehr  und  eines  Maximalquantums  von  täglich  120  Cubik- 
meter während  der  Dauer  der  Activirung  der  Kriegsfahrordnung  auf 
der  Strecke  Stanislau-Husiatyu. 

Sollten  die  bestehenden  Anlagen  zur  Lieferung  dieses  Quantums 
nicht  ausreichen,  so  ist  die  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Bahn  zur  ent- 
sprechenden Vergröseerung  dieser  Anlagen  auf  eigene  Kosten  ver- 
pflichtet. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  räumt  der 
Lemberg-Czeinowitz- Jassy-Bahn- Gesellschaft  das  Recht  der  Mitbenützung 
der  auf  dem  zur  ausschliesslichen  Benützung  der  k.  k.  österr.  Staats- 
bahnen bestimmten  Bahnhofstheile  in  Stanislau  gelegenen  Maschinen- 
drebscheibe  ein,  ohne  hiefür  eine  Entlohnung  zu  beanspruchen. 
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§  4. 

Disciplinargewalt  Das  Locomotiv-  und  Zugsbegleitungsperso- 
nale  der  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  untersteht  von 
dem  Momente  an,  als  es  die  Peagestrecke  und  die  gemeinsamen  Anlagen 
in  der  Station  Stanislau  erreicht,  bis  zu  jenem  Momente,  als  es  die- 
selbe verlässt,  den  Organen  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy- 
Bahn. 

§ 

Zugsausrüstung.  Die  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staats- 
bahnen  wird  dafür  sorgen,  dass  ihre  Züge  bei  der  Abfertigung  auf  die 
Peagestrecke  genau  nach  den  bestehenden  Vorschriften  rangirt  und  mit 
den°uöthigen  Signalmitteln  ausgerüstet  werden,  und  dass  die  letztj*®n 
den  Verkehrsvorschriften  entsprechend  von  dem  Personale  gehandbabt 

werden.  .  ,  , 

Die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  -  Bahn  wird  die  be- 
züglichen Instructionen  an  die  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staats- 
bahnen übergeben,  welche  die  Vertheilung  an  das  Personale  unter 
eigener  Verantwortung  besorgt. 

§  6. 

Fahrordnung.  Die  Fahrordnung  für  die  Peagestrecke  wird  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  festgestellt. 

Es  sollen  hierbei  die  Züge  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy-Bahn  vor  den  Zügen  gleicher  Gattung  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österr.  Staatsbabnen  den  Vorrang  haben,  sonst  aber  Züge  höherer 
Gattung  immer  im  Vorrang  vor  Zügen  minderer  Gattung  stehen,  unab- 
häogig  davon,  ob  die  Züge  für  den  Dienst  der  einen   oder  anderen 

Bahn  verkehren.  .  ,  . 

Die  Einleitung  von  Separatzügen  kann  nur  nach  Zulässigkeit  er- 
folgen und  haben  sich  diesbezüglich  die  beiderseitigen  competenten 
Organe  von  Fall  zu  Fall  in's  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  7. 

Hilfeleistung.  Die  beiden  contrahirenden  Verwaltungen  ^rden, 
wenn  ein  Zug  in  der  Anschlussstation  Stanislau  oder  auf  der  Peage- 
strecke hilfsbedürftig  werden  sollte,  sich  nach  Masegabe  der  zur  Dis- 
position stehenden  Mittel  zum  Zwecke  der  Hilfeleistung,  insoweit  keine 
Hilfsfahrten  (§  18)  nöthig  sind,  unentgeltlich  unterstützen. 

Die  Anordnung  zur  Hilfeleistung  und  die  Auswahl  der  jeweilig 
anzuwendenden  Mittel  stehen  den  competenten  Organen  der  k.  k.  priv. 
Lemberg-Czernowitz-Jassy- Bahn  zu.  . 

Es  soll  jedoch  durch  derartige  Anordnungen  der  regelmassige 
Dienst  beider  Verwaltungen  möglichst  wenig  alterirt  werden. 
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§  8. 

Haftung  bei  Unfällen.  Falls  die  Verletzung  oder  Tödtung 
von  Personen  (Fremden  oder  Bediensteten),  sowie  die  Beschädigung  von 
Fabrbetriebsmittela  und  Sachen  auf  der  Pe'agestrecke  oder  in  den  zur 
gemeinsamen  Benützung  bestimmten  Theilen  des  Bahnhofes  in  Stanislau 
eintreten  sollte,  werden  die  an  dritte  Personen  geleisteten  Entschädigungen, 
sowie  der,  der  einen  oder  anderen  Verwaltung  zugegangene  Schaden 
nach  dem  im  §  17  vereinbarten  Verhältnisse  der  Wagenachskilometer 
vertheilt,  re<p.  in  diesem  Verhältnisse  von  beiden  Verwaltungen  getragen. 

Es  werden  demnach  die  Erhebungen  Über  Unfälle  gemeiosam  unter 
Leitung  der  Organe  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  -  Bahn 
gepflogen. 

§  9. 

Wagen-  und  Güterübergang.  Die  Untersuchung  der  Wagen 
ist  Sache  jener  Verwaltung,  in  deren  Züge  dieselben  eingestellt  werden. 

Die  Uebergabe  resp.  Ueberoahme  von  Wagen  und  Gütern 
hat  im  Sinne  des  jeweilig  giltigen  „Regulativs  für  die  gegenseitige 
Wagenbenützung  etc."  und  des  „Uebereiukommens  der  österr.-uugar. 
Eisenbahnverwaltungen  rücksichtlich  des  Gütertransportes  etc."  in  allen 
jenen  Fällen  platzzugreifen,  wo  die  Verpflichtung  zur  Fortschaffung 
der  betreffenden  Wagen  resp.  Güter  von  einer  Bahn  an  die  andere 
übergeht,  und  zwar  finden  in  diesem  Falle  die  erwähnten  Bestimmungen 
(Regulativ  und  Uebereinkommen)  unabhängig  davon  volle  Anwendung, 
ob  die  Fortschaffung  der  Wagen  resp.  Güter  mit  eigenen  oder  fremden 
Zügen  stattfindet. 

Der  Vorgang  bei  Uebergabe  von  Wagen  und  Gütern  einer  Ver- 
waltung an  Organe  der  anderen  Verwaltung  zum  Zwecke  der  Abtrans- 
portirung  mit  einem  Z  ige  der  letzteren  Verwaltung  wird  in  der  laut 
§  3  aufzustellenden  „Dienstvorschrift"  geregelt. 

§  10. 

Telegraphendienst.  In  der  Anschlussstation  Stanislau  besorgen 
die  Organe  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Babn  den  ge- 
sammten  Telegraphendienst  und  vermitteln  auch  den  Transit-Depeschen- 
verkehr zwischen  den  durch  die  F^agestrecke  getrennten  Linien  der 
k.  k.  Generaldirection  der  öäterr.  Staatsbahnen. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  wird  für 
den  Transit- Telegraphendienst  eine  eigene  Telegrapheusprechleitung 
sowie  eine  eigene  Leitung  für  Glockensignale  zwischen  Stanislau  und 
Chryplin  herstellen. 

Unfallversicherung  (im  Personen  verkehre).  Die  k.  k. 
priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Bahn  übernimmt  es,  im  Sinne  des 
zwischen  den  österreichisch-ungarischen  Bahnverwaltungen  bestehenden 
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Uebereinkommens  vom  7.  März  1872,  beireffend  die  gemeinsame  Tragung 
von  Entschädigungen  für  Unfälle  und  der  Additionalacte  hiezu  d.  d. 
1.  Jänner  1882  die  der  jeweils  Vorsitzenden  Direction  der  gegenseitigen 
Unfallversicherung  jährlich  die  mittelst  der  Züge  auf  der  Pdagestrecke 
zurückgelegten  Wagenachs-  und  Personenkilometer  cumulativ  für  beide 
Verwaltungen  nachzuweisen,  und  participiren  beide  Theile  an  den  Lasten 
der  gegenseitigen  Unfallsversicherung  nach  der  im  §  17  vereinbarten 
Norm. 

§  12. 

Assecuranz  für  Güter.  Jeder  der  beiden  Contrahenten  trägt  den 
ihm  durch  Feuer,  Calo,  Manko  etc.  entstehenden  Schaden  bezüglich 
der  mittelst  seiner  Züge  auf  der  Peagestrecke  transportirten  Gepäcks- 
stücke, Eilgüter  und  Frachten  und  daher  auch  die  Kostet)  und  Gebühren 
der  diesfalls  von  ihm  besorgten  Assecurranz. 

§  13. 

Anschlussv erkehr  Suczawa-Husiaty n.  Im  Personen-  und 
Sachenverkehre  zwischen  Stationen  (loco  und  transit)  der  Strecke 
Stanislau-Suczawa  und  Stanislau-Husiatyn  und  umgekehrt  wird  die 
Entfernung  Stanislau-Cbryplin  von  keinem  der  beiden  Contrahenten  bei 
Bildung  ihrer  Tarife  eingerechnet  werden. 

§  14. 

Tarife,  Tarif verb ände  etc.  Die  k.  k.  Generaldirection  der 
Österr.  Staatsbahnen  ist  berechtigt,  für  alle  ihre  in-  und  ausländischen 
Verkehre  transit  der  Peagestrecke  directe  Tarife  im  Personen-  und  Sachen- 
verkehre aufzustellen. 

Sie  übt  daher  für  diese  Verkehre  volle  Tarif freiheit  transit  der 
Pdagestrecke. 

§  15. 

Regiegüter.  Der  k.  k.  Generaldirection  der  Österr.  Staats- 
bahnen steht  das  Hecht  zu,  ihre  Regiegüter  mit  ihren  Transitzügen  auf 
der  Pdagestrecke  zu  befördern,  re&p.  eigene  Regiezüge  einzuleiten. 

§  16. 

Transporteinnahmen.  Die  auf  die  Pdagestrecke  entfallenden 
Transporteinnahmen  gehören  in  jedem  einzelnen  Falle  jenem  der  beiden 
Contrahenten,  durch  dessen  Züge  der  Transport  besorgt  wurde  (§  2). 

§  17. 

Entschädigung  aus  Anlass  des  Pdageverhältnisses.  Zur 
Feststellung  jener  Auslagen,  welche  die  beiden  contrahirenden  Ver- 
waltungen gemeinsam  zu  tragen  haben  und  die  als  Entschädigung  für 
die  Mitbenützung  des  gemeinsamen  Bahnhofes  Stanislau  und  der  Pdage- 
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strecke  zu  gelten  haben,  sind  in  nachstehend  angegebener  Weise 
folgende  Auslagen  zu  ermitteln. 

A.  Verzinsung  des  B aucap itales.  Die  5  09procentigen  Zinsen 
des  Baucapitales  für  die  currente  Peagestrecke  inclusive  der  nach 
Mas9gabe  des  §  1  zur  gemeinFchaftlichen  Benützung  benützten  Bahu- 
hoftheile  der  Anschlussstation  Stanislau. 

AIb  Baucapital  wird  für  die  gemeinsamen  Bahnhoftheile  in  Stanislau 
der  Betrag  von  288.900  fl.  und  für  die  currente  Peagestrecke  ein  Be- 
trag von  321.100  fl.,  somit  zusammen  610.000  fl.  als  von  der  k.  k. 
priv.  Leraberg-Czernowitz-Jassy-Bahn  beigetragen  angenommen. 

Eine  Aenderung  der  der  Verzinsung  zu  Grunde  liegenden  Capitals- 
summe  tritt  ein,  wenn  an  dem  Bestände  der  currenten  Peagestrecke 
Neuherstellungen,  Rtconstructionen  oder  sonstige  Veränderungen  vor- 
genommen werden  und  diese  im  gegenseitigen  Einvernehmen  als  zur 
gemeinsamen  Betriebsführung  erforderlich  bezeichnet  wurden. 

Ergiebt  sich  in  der  Station  Stanislau  die  Notwendigkeit  von 
Neuherstellungen,  so  sind  die  Kosten  solcher  Kernteilungen,  wenn  sie 
im  gemeinschaftlichen  Interesse  liegen,  gemeinschaftlich,  wenn  sie  jedoch 
das  specielle  Interesse  der  einen  oder  anderen  Bahn  betreffen,  von  jeder 
derselben  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten,  wobei  bemerkt  wird,  dass 
die  Ausfuhrung  gemeinschaftlich  zu  benützender  Objecto  der  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy- Eisenbahn  auf  gemeinschaftliche  Kosten  vorbehalten 
bleibt. 

B.  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung.  Die  hinsichtlich  der 
Peagestrecke  und  der  gemeinsamen  Bahnhoftheile  in  Stanislau  auf- 
laufenden Kosten  der  Bahnerbaltung  im  engereu  Sinne  (Capitel  VI  bis 
X  des  Cont.  Scb.),  dann  die  Kosten  der  Bahnerhaltungsinspcctorate 
und  Sectionen  mit  jenem  äquivalenten  Theile,  welcher  sich  aus  dem 
Verhältnisse  der  Länge  des  durchgehenden  Geleises  der  Pdagestrecke 
zur  Länge  des  durchlaufenden  Geleises  der  ganzen  Inspectious-  respective 
Sectionf strecke  ergiebt. 

C.  Stationsdienst.  Die  effectiv  auflaufenden  Kosten  des  Sta- 
tions-Verkehrs-  und  Telegrapbendienstes  in  der  Anschlussstation  Stanislau. 

D.  Centrailei tung.  Zu  den  sub  B  und  C  aufgezahlten  Aus- 
lagen werden  10  Procent  für  Centralleitung  und  allgemeine  Verwaltung 
zugeschlagen. 

E.  Versicherunge-  und  Unfallskosten.  Die  Kosten  für  Ver- 
sicherungen im  Personen  verkehre  (§  11)  und  aus  Anlass  von  Bahn- 
unfällen, d.  i.  Verletzungen  und  Tödtungen  von  Personen,  Beschädigungen 
an  Fahrbetriebsmittcln,  Ober-  und  Unterbau  und  an  Gütern  (§  7),  so- 
wie aus  Anlass  von  Elementarereignissen. 

Die  vorstehenden,  die  currente  Peagestrecke  treffenden  Auslagen 
werden  auf  beide  Verwaltungen  im  Verhältnisse  der  von  den  beider- 
seitigen Zügen   in  der  Peagestrecke  zurückgelegton  Achskilometer  der 
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Fabrbetriebsmittel  aller  Art  vertheilt,  wobei  es  keinen  Unterschied 
macht,  ob  die  Wagen  beladen  (besetzt)  oder  leer  gefahren  wurden. 

Bezüglich  der  Station  Stanislau  werden  diese  Ausgaben  nach  der 
Wagenacbsenanzahl  der  in  diese  Station  ein-  und  ausfahrenden  Züge 
(die  transitirenden  Achsen  nur  einmal  gerechnet)  ermittelt. 

Die  nach  diesen  Schlüsseln  auf  die  k.  k.  Generaldirection  der 
österr.  Staatsbahnen  entfallenden  Betiäge  bilden  die  Entschädigung 
für  die  Mitbenutzung  der  Pe'agestrecke  und  der  Station  Stanislau. 

Sollte  die  Station  Chryplin  von  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czerno- 
witz-Jasfy-Bahn  künftig  mitbenutzt  werden,  so  werden  die  analog  sub 
A  bis  E  angeführten  Auslagen  der  k.  k.  Generaldirection  der  österr. 
Staatsbahnen  in  die  Reparation  einbezogen  und  von  der  auf  diese 
Generaldirection  entfallenden  Quote  in  Abzug  gebracht. 

§  18. 

Besondere  Entschädigungen.  Hilfsfahrten  mit  Locomotiven  und 
Hilfszüge  werden  gegenseitig  mit  40  Kreuzer  per  Zugskilometer  entlohnt. 

§  19. 

Abrechnung  aus  dem  Vertrage.  Die  Abrechnung  und  Aus- 
zahlung aller  im  gegenwärtigen  Vertrage  bedungenen  Zahlungen  erfolgt 
vierteljährig. 

Die  Rechnung  wird  von  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-  Jassy- 
Bahn  spätestens  sechs  Wochen  nach  Ablauf  des  Quartals  der  k.  k. 
Generaldirection  der  österr.  Staatsbahnen  übermittelt  und  ist  der  Betrag 
der  letzteren  zuzüglich  der  Zinsen  von  Mitte  des  Quartales,  auf  das 
sich  die  Abrechnung  bezieht  und  bis  zur  factisch  erfolgten  Rechnungs- 
legung oder  d»m  Termine  für  dieselbe  nach  dem  Zinsfusse  wie  für  die 
Abrechnung  im  Güteiverkehre  der  österreichisch-ungarischen  Bahnen 
zu  begleichen. 

Um  die  fraglichen  Zinsen  zu  vermeiden,  können  nach  dem- 
selben Zinsfusse  zu  verzinsende  Abschlagszahlungen  geleistet  werden.  . 

Beide  Theile  haben  das  Recht,  sämmtliche  auf  die  Abrechnung 
bezüglichen  Belege  einzusehen,  zu  prüft  n  und  gegen  die  Aufstellungen 
Einwendungen  zu  erheben. 

§  20. 

Vertragsdauer.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  auf  die  Zeit 
vom  Tage  der  BetriebseröfTnung  der  Theilstrecke  Chryplin-Husiatyn 
bis  zum  31-  December  1890  abgeechlosfen  und  erlischt  innerhalb  dieser 
Zeit  nur  dann,  wenn  dtr  Betrieb  der  vorbezeichneten  Theilstrecke  und 
der  Erzherzog  Albrecht-Bahn  nicht  mehr  in  einer  Hand,  sei  es  nun  in 
jener  der  k.  k.  Staatsverwaltung  oder  einer  anderen  Verwaltung  ver- 
einigt sein  ßollte. 
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Damit  aber  dieser  Vertrag  erlösche,  muss  derselbe  von  einem 
Theile  innerhalb  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  December  1888  gekündigt 
werden. 

Erfolgt  von  keiner  Seite  innerhalb  dieser  Frist  eine  Kündigung, 
so  bleibt  der  Vertrag  weiterhin  auf  unbestimmte  Zeit  mit  der  Maß- 
gabe in  Wirksamkeit,  dass  er  stets  nur  zweijährig,  und  zwar  immer  nur 
in  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  December  eines  jeden  Jahres  gekündigt 
werden  kann. 

§  21. 

Stomp elkosten.  Die  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  nach 
dem  Gesetze  zu  bemessenden  Stempel  und  Gebühren  hat  die  k.  k.  Ge- 
neraldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  zu  tragen,  respective 
der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz  Jassy-Bahn  zu  ersetzen. 

§  22. 

Streitigkeiten  aus  dem  Vertrage.  Rücksichtlich  sämmtlicber 
Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  unterwerfen  sich  die  contrahirenden 
Theile  der  Gerichtsbarkeit  des  k.  k.  Handelpgerichtes  in  Wien  als 
Forum  contractus  und  einigen  sich  diesbezüglich  auf  das  summarische 
Verfahren. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  zwei  Originalexemplaren  errichtet,  von 
welchen  das  gestempelte  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  das  ungestempelte  dagegen  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy-Bahn  tibergeben  wird. 


Wien,  am  5.  März  1885. 

K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz 
Jassy- Eisenbahn-Gesellschaft. 

Ziffer  m.  p. 

pp.  C.  v.  Klaudy  m.  p. 


K.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen. 
Der  Präsident: 

Czedlk  m.  p. 
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Gesetz  vom  7.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  107, 

betreffend  den  Ansban  der  Eisenbahn  Stry-Beskld. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Heicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Locomotiveisenbahn  von 
Stry  über  Skole  an  die  galizisch-ungarische  Grenze  am  Beskid  auf 
Staatskosten  herzustellen. 

Die  gedachte  Eisenbahn  wurde  am  ß.  April  1887  dem  Vorkehre  übergeben. 

Die  Betriebsführung  der  Theilstrecke  von  der  Station  Lawoczne  bis  zur 
galizisch-ungarischeu  Grenze  am  Beskid  wird  auf  Grund  des  Protokolls  vom 
8.  Mai  1884,  beziehungsweise  der  diesem  Protokolle  beigegebeneu  „Bestim- 
mungen"*) von  der  jeweiligen  Verwaltung  der  auf  ungarischem  Gebiete  ge- 
legenen Anschlussstrecke  Mnnkacs-Beskid  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen 
d.  i.  dermal  von  der  Ungarischen  Nordostbahn  besorgt. 

Artikel  II. 

Zum  Zwecke  der  Vervollständigung  der  technischen  Vorarbeiten, 
insbesondere  behufs  Ausarbeitung  dea  Detailprojectes  wird  der  Regierung 
für  das  Jahr  1883  ein  Credit  von  100.000  fl.  bewilligt,  welcher,  inso- 
ferne  er  bis  Ende  März  1884  nicht  vollständig  zur  Verwendung  ge- 
langt, noch  bis  Ende  März  1885  verwendet  werden  kann;  in  diesem 
Falle  jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschlage 
des  Jahres  1884  bewilligt,  worden  wäre,  daher  für  deu  Dienst  dieses 
letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

*)  Vgl.  Centr.  Bl.  f.  E.  u.  1).  Nr.  84  ex  1S85. 
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Die  für  den  eröffneten  Credit  in  Anspruch  genommenen  Beträge 
Bind  vorläufig  aus  den  Cassenbeständen,  insoferne  dies  aber  nicht  zu- 
lässig sein  sollte,  durch  eine  schwebende  Schuld  zu  beschaffen  und 
seinerzeit  aus  dem  Erlöse  der  für  den  fraglichen  Bahnbau  sowie  für 
den  Bau  der  den  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  28.  December  1881 
(R.  G.  Bl.  Nr.  150)  bildenden  Eisenbahnstrecken  sammt  Abzweigungen 
einzuleitenden  definitiven  Creditoperation  zu  retundiren. 

Abgesehen  von  dem  obigen  Credite  von  100.000  fl.  wurden  für  den  Ausbau 
der  Linie  Stry-Beskid  folgende  Betrage  bewilligt: 

mit  dem  Finanzgesetze  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  45  ....  80.000  fl. 
mit  dem  Finanzgosetze  vom  26.  März  1885,  R.  G.  Bl  Nr.  28  .  .  .  3,400-000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  20.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  59  .  .  .  2,700.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  31.  Mai  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  66  .  .  .  .  900.000  fl. 
mit  dem  Finanzgesetze  vom  30.  Mai  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  73  ....  G0.000  fl. 
und  mit  dem  Fiuanzgesetzo  vom  20.  Mai    1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  72   .  .  18.670  fl. 

Artikel  III. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahn  wird 
die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues  und 
der  Instruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  IV. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Eisenbahn  ist  von 
der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf  die 
Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft 
nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  den  7.  Juni  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 
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Gesetz  vom  20.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  75, 
betreffend  den  Ban  der  Eisenbahn  Jaslo  Rzeszöw  auf  Staatskosten. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  von  der  galizischen  Trans- 
versalbahn abzweigende  Eisenbahn  von  Jaslo  nach  Rzeszöw  zum  An- 
schlüsse an  die  galizische  Carl  Ludwig-Bahn  als  normalepurige  Local- 
bahn  mit  dem  veranschlagten  Kostenbetrage  von  5,500.000  fl.,  welcher 
als  Maximalbetrag  zu  gelten  hat,  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Artikel  II. 

Der  Bau  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahn  ist  im  Jahre 
1889  in  Angriff  zu  nehmen  und  binnen  längstens  zwei  Jahren  zu  voll- 
enden. 

Artikel  III. 

Für  den  im  Jahre  1889  zu  bestreitenden  Theil  der  obigen  Kosten 
wird  ein  Credit  in  der  Höhe  von  2,300.000  fl.  bewilligt,  welcher,  in- 
soferne  er  bis  Ende  März  1890  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt, 
noch  bis  Ende  März  1891  verwendet  werden  kann,  in  diesem  Falle 
jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im  Voranschläge  des 
Jahr  es  1890  bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  dieses  letz- 
teren Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Zur  Bedeckung  dieses  Credites  wird  der  Finanzminister  ermächtigt, 
die  im  Vermögen  der  Staatscentralcasse  befindlichen  7500  Stück  Actien 
lit.  B  der  ausschl.  privil.  Buschtehrader  Eisenbahn  im  Nominalbetrage 
von  1,500.000  fl.  zu  veräussern. 
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Artikel  IV. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  I  herzustellenden  Eisenbahn  wird 
die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Artikel  V. 

Die  deu  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Eisenbahn  ist  von 
der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben,  und  darf  die  Ueber- 
tragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft  nur 
auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Schönbrunn,  20.  Mai  1881». 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Dunajewski  ra.  p.  Bacquehem  m.  \\ 


Digitized  by  Google 


Anhang. 


193 


Anhang  I. 

Im  fremden  Betriebe  stehende  k.  k.  Staatsbahnen. 

Ausser  den  im  Vorstehenden  unter  A  bis  D  behandelten,  sämmt- 
lich  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Staatseisenbahnlinien  sind  noch  zwei 
im  fremden  Betriebe  stehende  Staatsbahnstrecken  zu  erwähnen,  und  zwar: 

1.  die  Linie  Bodenbach-Niedergrund-Reichsgrenze,  vom  Staate 
erbaut  und  am  8-  April  1851  dem  Verkehre  übergeben.  Den  Betrieb 
dieser  Strecke  führt  auf  Grund  der  Uebereinkunft  vom  31.  December 
1850,  R.  6.  Bl.  Nr.  80  ex  1851*)  die  königl.  sächsische  Staatseisen- 
bahnverwaltung gegen  Verzinsung  des  Baucapitales ;  und 

2.  die  Linie   Kufstein  -  Reichsgrenze   nächst  Kiefersfelden, 

gleichfalls  vom  Staate  erbaut  und  am  24.  November  1858  eröffnet. 
Die  Betriebsführung  auf  dieser  Strecke  wurde  zufolge  des  Staatsver- 
trages vom  21.  Juni  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  31  ex  1852,  beziehungsweise 
des  Staatsvertrages  vom  21.  April  1856,  R.  G.  Bl.  Nr.  100**),  von  der 
königl.  bayerischen  Staatseisen  bahn  Verwaltung  übernommen.  Der  Bezug 
des  von  dieser  Verwaltung  im  Sinne  der  bezogenen  Staatsverträge  zu 
leistenden  Zinses  wurde  durch  Artikel  XI  des  Uebereinkommens  vom 
20.  November  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  113,  der  Südbahngesellschaft  auf  deren 
Coneessionsdauer  eingeräumt. 


Anhang  II. 

Im  Staatsbetriebe  stehende  Privatbahnen. 

Im  Staatsbetriebe  befinden  sich  mit  1.  October  1889  ausser  den 
im  Vorstehenden  unter  A  bis  D  behandelten  Staatseisenbahnlinien  noch 
die  nachfolgenden  Privatbahnen: 

Dux  -  Bodenbacher  Eisenbahn    und    Prag  -  Duxer  Eisenbahn 

(Gesetz  vom  11.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  beziehungsweise  Pro- 
tokollaiübereinkommen  vom  26.  April  1884); 

Ungarische  Westbahn,  steierische  Strecke,  (Gesetz  vom 
25.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,  beziehungsweise  Uebereinkommen 
vom  22.  December  1888); 

Mährische  Grenzbahn  (Gesetz  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  112,  und  Protokoll  vom  15.  April  1883,  beziehungsweise  Kund- 
machung vom  22.  Mai  1883,  C.  Bl.  Nr.  61); 


*)  Vgl.  die  bezogene  Uebereinkunft  in  der  Eisenb.-Ges. -Sarami.  I,   S.  383. 

**)  Vgl.  die  bezogenen  Staatsvertr&ge  in  der  Eisenb.-Ges.  $amml.  I,  8.  513 
und  S.  647. 

Dio  R«chUurkueüei.  der  ttUrr.  KUenb»Ht>«n.  I.  13 
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Erzherzog  Albrecht-Bahn  (Allerhöchste  Concessionsurkunde  vom 
22.  October  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  135,  beziehungsweise  Kundmachung 
vom  21.  Juli  1880,  C.  Bl.  Nr.  88); 

Erste  ungarisch-galizische  Eisenbahn,  galizische  Strecke, 
(Gesetz  vom  25.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,  beziehungsweise  Ueber- 
einkommen  vom  20.  Decembcr  1888); 

Lemberg  -  Czernowitz  -  Jassy  -  Eisenbahn,  österreichische 
Linien  (Gesetz  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  be- 
ziehungsweise Kundmachung  vom  19.  Juni  1889,  H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  74); 
ferner  folgende  Linien  der 

Oesterreichischen  Localeisenbahnqesellschaft,  und  zwar: 
St.  Pölten  -  Tulln,  Herzogenburg-Krems  uud  Hadersdorf- 
Sigmundsherberg  (Vertrag  vom  11.  November  1886),  Ellbogen- 
Neusattel,  Ch  odau  -  Neudeck,  Kaschitz  -  Schönhof  -  Radonitz, 
Böhm-Leipa-Niemes,  Nusle-Modfan  und  Olmütz-Czellecho- 
witz  (Vertrag  vom  11.  November  1886),  Hannsdorf-Ziegenhals 
(Vertrag  vom   11.  November  1886); 

weiters  die  selbständigen  Localbahnen : 

Voklabruck-Kammer  (Vertrag  vom  30.  September  1885); 

Wels-Aschach  (Vertrag  vom  4.  März  1886); 

Wittmannsdorf-Ebenfurth  (Vertrag  vom  2.  August  1883); 

Asch- Rossbach  (Vertrag  vom  13.  März  1885); 

Potscherad-Wurzmes  (Vertrag  vom  27.  Mai  1886); 

Fehring-FÜrstenfeld  (Vertrag  vom  30.  September  1885); 

Gleisdorf-Weiz  (Vertrag  vom  16.  August  1889); 

Mährische  Westbahn,  Prossnitz-Triebitz  nebst  Flügeln 
Kostetet z-Czellechowitz  und  Kornitz-Opato witz  (Vertrag  vom 
29.  Juli  1886); 

Dolina-Wygoda  (Vertrag  vom  18.  Mai  1SS3); 

Lemberg-Betzec  (Tomaszöw)  (Vertrag  vom  23.  Juni  1886,  be- 
ziehungsweise Kundmachung  vom  19.  Juni  1889.  H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  74); 

Kolomeaer  Localbahnen,  Kolomea-Slobodarungurska  mit 
Flügel  Nadworuaer  Vorstadt-Kniazd wor  (Vertrag  vom  28.  April 
1886,  beziehungsweise  Kundmachung  vom  19.  Juni  1889,  H.  M.  Vor. 
Bl.  Nr.  74),  und 

Bukowinaer  Localbahnen,  Czernowitz- Nowosielitza,  Hatna- 
Kimpolung,  Hadikfal  va-Radautz  uud  Hl i boka-Berhometh  mit 
Abzweigung  Karapcziu-Czudin  (Vertrag  vom  27.  Juli  1883, 
beziehungsweise  Kundmachung  vom  19.  Juni  1889,  H.  M.  Ve.\  Bl. 
Nr.  74),  und  schliesslich  die  Montanbalmen  der  Österreichisch-alpinen 
Montangeaellschafc : 

Mösel-Hüttenberg  (Vertrag  vom  26.  August  1880)  und 

Zeltweg-Fohnsdorf  (Vertrag  vom  16.  Juli  1*81). 
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E.  Allgemeine  Bestimmungen  und  Organi- 
sation. 

1.  Gesetz  vom  19.  Jlärz  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  33, 
betreffend  die  Erwerb-  und  Einkomniensteuerpflicht  der  Staatseisenbahnen. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reicbsrathes  verordne  Ich 
wie  folgt: 

§  1. 

Die  im  Eigentbume  des  Staates  befindlichen  Eisenbahnen  sind 
der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  zu  unterziehen. 

Soweit  denselben  eine  zeitliche  Steuerbefreiung  nach  $  2  nicht 
zukommt,  hat  die  SteuerpHiclit  für  die  bisher  ganz  steuerfrei  gebliebenen 
Bahnen  mit  dem  Zeitpunkte  des  Aufhörens  der  Steuerbefreiung  (§  2) 
für  die  aus  dem  Privatbesitze  erworbenen,  bereits  steuerpflichtig  ge- 
wesenen Bahnen  mit  dem  Zeitpunkte  der  Eigenthumserwerbung  durch  , 
den  Staat  zu  beginnen. 

§  2- 

Den  im  §  1  bezeichneten  Staatseisenbahnen  hat  jedoch  eine  zeit- 
liche Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von 
jeder  neuen,  an  deren  Stelle  tretenden  directen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  zuzukommen,  und  zwar: 

a)  den  vom  Staate  selbst  gebauten  Eisenbahnen  und  Trajectanstalten 
auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung 
auf  der  ganzen  Linie  der  betreffenden  Bahn; 

6)  den  vom  Staate  aus  dem  Privatbesitze  in  sein  Eigenthum  er- 
worbenen Eisenbahnen  für  die  Dauer  der  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Eigentbumsübernahme  der  bezüglichen  Bahn  noch  nicht  ab- 
gelaufenen Frist  der  derselben  mittelst  der  Conce^sionsurkunde  ge- 
währten Steuerbefreiung. 


Digitized  by  Google 


1  i*« 


K.  k.  Staatsbahneu. 


§  3- 

lu  Bezug  auf  die  nach  §  1  vorzunehmende  Steuervorschreibung 
bind  die  daselbst  bezeichneten  Staatseisenbahnen,  welche  vom  Staate 
selbst  betrieben  werden,  als  eine  einheitliche  Unternehmung  zu  behandeln, 
wobei  im  Sinne  der  mit  der  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom 
23.  Juni  1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  103)  kundgemachten  Organisation  der 
StaatseiBcnbahnverwaltung  in  den  im  Reicbsratbe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  als  Sitz  der  obersten  Geschäftsleitung  Wien  an- 
zunehmen ist. 

Die  Ermittlung  des  der  Einkommensteuer  zu  unterziehenden  Rein- 
einkommens ist  auf  Grund  des  von  der  Staatseisenbahnverwaltung  mit 
dem  Rechnungsabschlüsse  vorzulegenden  Einkomraensbekenntnisses  den 
bestehenden  Gesetzen  gemäss  vorzunehmen. 

Die  Ausscheidung  des  nach  §  2  von  der  Steuerbemessung  freizu- 
lassenden Reineinkommens  der  daselbst  bezeichneten  Staatseisenbahnen, 
beziehungsweise  die  Ermittlung  des  nach  §  1  der  Besteuerung  zu  unter- 
ziehenden Reineinkommens  hat  nach  Maassgabe  der  in  dem  betreffenden 
Jahre  auf  die  steuerfreien  Linien  einerseits  und  auf  die  steuerpflichtigen 
anderseits  entfallenden  Bruttotonnenkilometer  zu  erfolgen. 

Im  Uebrigen  bat  die  Steuervorschreibung  für  die  Staatsei&enbahnen 
in  Anwendung  des  Gesetzes  vom  8.  Mai  18G9  (R.  G.  Bl.  Nr.  61),  be- 
treffend die  Bemessung,  Vorschreibung  und  Einhebung  der  Erwerb-  und 
Einkommensteuer  von  Eisenbahnunternehmungen,  in  den  Landeshaupt- 
städten zu  erfolgen. 

§  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

§  &. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Minister  der  Finanzen 
•  und  des  Handels  beauftragt. 

Budapest,  am  19.  März  1887. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  in.  j».  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Nonualerlass 

des  k.  k.  llnndelsmlimteriumx  vom  20.  März  1*83,  Z.  20230  ex  1**2,  be- 
treffend die  Entschädigung  fflr  die  Beförderung  der  k.  k.  Post  auf  mehreren 
von  der  k.  k.  Direction  für  Staatscisenbahiibctrieb  für  Rechnung  des 

Staates  betriebenen  Eisenbahnen. 

An  die  k.  k.  Directiou  für  Staatseiseubahnbetrieb  in  Wien. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  20.  Juni  1882,  Z.  30489/1147  R., 
beti  eilend    die   Entschädigung    für  die   Befördeiung  der    k.   k.  Post, 
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finde  ich  auf  Grundlage  der  am  2.  und  18.  Februar  1883  im  Handels- 
ministerium abgehaltenen  Berathungen  Nachfolgendes  anzuordnen. 

1.  Die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  die  von  der  k.  k. 
Direction  verwalteten  Staatsbahnen : 

a)  Niederösterreichische    Staatsbahnen    (südwestliche  Linien 
und  Donauuferbahn); 

b)  Steindorf -Braunau; 

c)  Tarvis-Pontafel  und 

d)  Istrianer  Staatsbahn 

erhalten  vom  1.  Jänner  1883  ab,  insolange  sie  im  Staatsbetriebe  stehen, 
für  die  Beförderung  der  Post  mittelst  ärarischer  Atnbulancewagen,  sowie 
mittelst  der  Bahn  gehöriger  Wagen,  dann  für  die  Briefpostvermittlung 
durch  Bahnorgane  von  Seite  der  Postverwaltung  eine  Entschädigung 
mit  50  Percent  der  jährlich  sich  ergebenden  Kosten  per  Achskilometer 
von  dem  der  k.  k.  Direction  unterstehenden  Gesammtnetze  nach  Maass- 
e  der  durchlaufenen  Postachskilometer. 

2.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Beförderung  der  Post  nur 
in  einzelnen  Coupes  oder  Wagenabtheilungen  erfolgt,  wird  nur  eine 
Achse,  bei  der  Briefpostvermittlung  durch  Bahnorgane  nur  eine  halbe 
Acbse  in  Berechnung  gezogen. 

3.  Die  für  Postzwecke  erforderlichen  Wagen  auf  den  sub  1  be- 
zeichneten Bahnen  hat  in  Hinkunft  die  Staatseisenbahnverwaltung  auf 
ihre  Kosten  beizustellen. 

Die  auf  denselben  mit  1.  Februar  1883  in  Benützung  gestandenen 
ärarischen  Postambulancewagen  bleiben  auch  fernerhin  dort  in  Ver- 
wendung. Die  Ueberstellung  dieser  Wagen  auf  andere  Bahnen,  oder 
deren  Umtausch,  kann  dann  miethfrei  stattfinden,  wenn  nicht  die 
Nothwendigkeit  der  Nachscbaffung  neuer  Wagen  für  Postzwecke  für 
Rechnung  der  Staatseisenbahnverwaltung  davon  abgeleitet  wird. 

4.  Die  Reparatur  der  Postwagen,  deren  Beheizung,  Beleuchtung 
und  Reinigung  von  Innen  und  Aussen  wird  vom  1.  Jänner  1883  ab, 
rücksichtlich  der  sub  1  bezeichneten  Bahnlinien,  von  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung auf  eigene  Kosten  besorgt. 

5.  Auf  die  für  Rechnung  der  betreffenden  Actiengesellschaften 
vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen  haben  vorstehende  Bestimmungen 
keine  Anwendung  zu  finden  und  gelten  für  dieselben  die  concessions- 
mässigen  Bedingungen. 

6.  (Betrifft  die  Abrechnung  pro  1882.) 

7.  Die  bestehenden  Abmachungen  hinsichtlich  der  Mietbzinse  für 
Poetlocalitäten  und  hinsichtlich  der  Vergütungen  für  Umladungen  und 
für  zum  Transporte  aufgegebene  Postwagen  werden  durch  gegenwärtige 
Anordnung  nicht  berührt. 

Die  im  vorstehenden  Erlasse  enthaltenen  Bestimmungen  sind  bisher  auch 
noch  ausgedehnt  worden  auf  die  k.  k.  Dalmatiner  Staatsbahnen  mit 
H.  M.  Erl.  vom  27.  April  1883,  Z.  13591,  auf  die  k.  k.  Arlbergbahn  mit 
H.  M.  Erl.  vom  15.  October  1883,  Z.  35414,  auf  die  k.  k.  RakoniU-Protivincr 
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Staatsbahn  mit  IL  M.  Erl.  vom  29.  December  1883,  Z.  47046,  auf  die 
Kaiser  Frans  Joseph-Uahn,  Kronprinz  Rudolf-Bahn,  Vorarlberger 
Eisenbahn  und  die  Pilsen-Priesen  (Komotau)  Eisenbahn  mit  H.  M. 
Erl.  vom  10.  August  1884,  Z.  25629,  auf  die  Eisenbahn  Herp elje-Triest  mit 
H.  M.  Erl.  vom  4.  Mai  1887,  Z.  16859,  und  auf  die  Strecken  der  Böhmisch- 
m&hrischon  Transversalbahn:  Iglau-Wessely,  Horaäd'o witss-Klattau, 
Janowic-Taas  und  Ober- C  erekwe-Tabor  mit  den H.  M.  Erl.  vom  SO.  August 
1887  Z.  33423,  beziehungsweise  vom  12.  und  18.  September  1888  ZZ.  36896 
und  37666.  Ferner  finden  zufolge  H.  M.  Erl.  vom  31.  August  1889,  Z.  33870, 
die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Normalerlasses  sowie  des  Normalerlasses 
vom  19.  März  1884,  Z.  8356  (Doc.  3)  auf  die  für  Rechnung  des  Staates  betriebenen 
Linien  der  Ungarischen  Westbahn  und  der  Ersten  ungarisch-galizischen 
Eisenbahn  sinngemässe  Anwendung. 

3.  Noriiialerlass 

des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  März  18S4,  Z.  8356,  betreffend  die 
Festsetzung  der  Entschädigung  fllr  die  Postbeförderung  auf  der  k.  k. 
Dniester-  und  Tarnöw-Leluchöwer  Staatsbahn  und  auf  den  Linien  der  gali- 

zischen  Transversalbahn. 

An  die  k.  k.  Ministerialcommissiou  für  die  Verwaltung  der  Dniestcr- 
und  Tarnow-LeJucbower  Staatsbahn  etc.  in  Wien. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  1.  März  1884,  Z.  2623,  be- 
treffend die  Entschädigung  für  die  Beförderung  der  k.  k.  Post,  finde 
ich  Nachfolgendes  anzuordnen: 

1.  Die  von  der  k.  k.  Minist erialcomtnission  verwaltete  Dniester 
und  Taruöw-Lefuchöwer  Staatsbahn  (Tarn6w-Landesgrenze),  sowie  die 
einzelnen  Strecken  der  galizischen  Transversalbahn  und  deren  Ab- 
zweigungen erhalten,  und  zwar  erstere  vom  1.  Jänner  1884,  letztere 
vom  Tage  ihrer  Betriebseröffnung  ab,  insolange  sie  im  Staatsbetriebe 
stehen,  für  die  Beförderung  der  Post  mittelst  ärarischer  Ambulance- 
wagen,  sowie  mittelst  der  Bahn  gehöriger  Wagen,  dann  für  die  Brief- 
po*tvermittlung  durch  Bahnorgane  von  Seite  der  Postverwaltung  eine 
Entschädigung  mit  50  Percent  der  jährlich  sich  ergebenden  Kosten  per 
Achskilometer  von  dem  der  k.  k.  Ministerialcommissiou  unterstehenden 
Gesammtnetze  nach  Maassgabe  der  durchlaufenen  Postachskilometer. 

2.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Beförderung  der  Post  nur  in 
einzelnen  Coupes  oder  Wagenabtheilungen  erfolgt,  wird  nur  eine  Achse, 
bei  der  Briefpostvermittlung  durch  Bahnorgane  nur  eine  halbe  Achse 
in  Berechnung  gezogen. 

3.  Die  für  Postzwecke  erforderlichen  Wagen  auf  den  sub  1  be- 
zeichneten Bahnen  hat  die  Staatseisenbahnverwaltung  auf  ihre  Kosten 
beizustellen. 

4.  Die  Reparatur  der  Postwagen,  deren  Beheizung,  Beleuchtung 
und  Reinigung  von  Innen  und  Aussen  wird  vom  1.  Jänner  1884  ab, 
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rücksichtlich  der  sub  1  bezeichneten  Bahnlinien,  von  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung  auf  eigene  Kosten  besorgt. 

5.  Auf  die  für  Rechnung  der  betreffenden  Actiengesellschaften 
vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen,  Erzherzog  Albrecht-Bahn  und 
Mährischen  Grenzbahn  haben  vorstehende  Bestimmungen  keine  An- 
wendung zu  finden  und  gelten  für  dieselben  die  concessionsmässigen 
Bedingungen. 

6.  Hinsichtlich  der  Miethzinse  für  Fostlocalitäten  und  hinsichtlich 
der  Vergütungen  für  Umladungen  und  für  zum  Transporte  aufgegebene 
Postwagen  unterliegt  die  von  der  Po  stv  er  waltung  zu  leistende  Ent- 
schädigung einer  besonderen  Vereinbarung. 

7.  Die  bezüglichen  Rechnungen  sind  halbjährig  zu  legen  und 
können  entsprechende  Vorschüsse  angesprochen  werden. 

Die  im  vorstehenden  Erlasse  enthaltenen  Bestimmungen  sind  mit  H.  M.  Erl. 
vom  29.  März  1886,  Z.  11838,  auf  die  k.  k.  Staatsbahn  Stryj-Beskid  (Lawoozne) 
ausgedehnt  worden. 


4.  Normalerlass 

des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  8.  August  1885,  Z.  25675,  betreffend  die 
Entschädigung  für  die  Beförderung  der  Post  auf  der  von  der  k.  k.  <*e- 
neraldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  auf  Rechnung  der  Con- 
cessionäre  betriebenen  Localbahn  St.  Pölten-Tulln. 

An  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
in  Wien. 

In  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Abschnittes  II  (Betrieb) 
der  Concestiionsbedingnisse  für  die  Localbahn  St.  Pölten-Tulln  nebst 
Abzweigungen  vom  11.  Juni  1884,  R.  6.  Bl.  Nr.  104,  finde  ich  in 
Betreff  der  Leistung  des  Babnunternehmens,  beziehungsweise  der  von 
der  k.  k.  Generaldirection  für  Rechnung  der  Concessionäre  betriebenen 
Localbahn  St.  Pölten-Tulln  zu  Gunsten  der  Postverwaltung  unter  Be- 
zugnahme auf  das  dortige  Geschäftsstück  Z.  8338/4  ex  1885  Nach- 
folgendes anzuordnen: 

1.  Die  Beförderung  der  Briefpost  hat  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

2.  Für  die  Beförderung  der  Fahrpost  und  des  Postbegleiters 
mittelst  eines  ganzen  oder  halben  Eisenbahnwagens  erhält  die  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  vom  Tage  der  Be- 
nützung der  Localbahn  St.  Pölten-Tulln  zum  Gesammtposttransporte 
vom  k.  k.  Postärar  eine  Entschädigung  im  vollen  Betrage  der  jährlich 
sich  ergebenden  Kosten  per  Achskilometer  von  dem  derselben  unter- 
stehenden Gesammtnetze  nach  Maassgabe  der  durchlaufenen  Postacbs- 
kilometer. 

Für  die  Dauer  jener  Periode,  in  welcber  die  Beförderung  der 
Post  nur  in  einem  halben  Waggon  erfolgt,  wird  nur  eine  Achse  in 
Berechnung  gezogen. 
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3.  Die  Beistellung  der  nach  den  Anforderungen  der  k.  k.  Post- 
verwaltung eingerichteten  Wagen  oder  Wagenabtheilungen,  sowie  deren 
Reparatur  und  Reinigung  obliegt  der  Eisenbahnverwaltung.  Die  Kosten 
für  die  Beheizung  und  innere  Beleuchtung  derselben  sind  vom  Postärar 
zu  tragen,  beziehungsweise  an  die  k.  k.  Generaldirection  im  Ab- 
rechnungswege rflckzuvergfiten. 

4.  Die  Verrechnung  der  sich  hiernach  ergebenden  Entschädigung 
erfolgt  ganzjährig  im  Nachhinein  gleichzeitig  mit  der  definitiven  Ab- 
rechnung über  die  Beförderung  der  Post  auf  den  von  der  k.  k.  General- 
direction für  Rechnung  des  Staates  betriebenen  Eisenbahnen  unter  einer 
eigenen  Postnummer. 

5.  Hinsichtlich  der  Miethzinse  für  Postlocalitäten  und  hinsichtlich 
der  Vergütungen  für  Postumladungen  und  für  zum  Transporte  auf- 
gegebene Postwagen  wird  von  Fall  zu  Fall  eine  Vereinbarung  zu 
treffen  sein. 

6.  Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  be- 
nützten Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  hierortigen  k.  k.  Postcursbureau  zu  erfolgen. 

Die  im  vorstehenden  Erlasse  enthaltenen  Betimmungen  sind  bisher  auch 
noch  auf  folgende  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen für  Rechnung  der  Concesaionare  betriebene  Localbahnen  ausgedehnt 
worden:  Auf  die  Localbahnen:  Asch-Rossbach  mit  H.  M.  Erl.  vom  25.  Sep- 
tember 1885,  Z.  29995,  Fehring -Ffl rat enfeld  mit  H.  M.  Erl.  vom  9.  October 
1885,  Z.  33554,  WeU-[Haiding]-Aschach  an  der  Donau  mit  H.  M.  Erl. 
vom  1.  October  1886,  Z.  29598  und  Hannsdorf-Ziegenhals  mit  H.  M.  Erl. 
vom  26.  Jänner  1888,  Z.  957. 

5.  Verordnung  des  Handelsministers  vom  23.  Juni  1884, 

R.  G.  Bl.  Nr.  10.% 

betreffend  die  Organisation  der  Staatseisenbahnverwaltung  In  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  sowie  die  Standorte 
der  in  Gemissheit  dieser  Organisation  zu  errichtenden  Eisenbahnbetriebs- 

directionen. 

Die  nachfolgende,  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  8.  Juni 
1884  genehmigte  Organisation  der  Staatseisenbahnverwaltung  in  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  wird  hiermit  unter 
Hinweis  auf  die  im  §  35  derselben  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  mit 
welchem  diese  Organisation  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  getroffenen 
Anordnungen  mit  dem  Beifügen  kundgemacht,  dass  die  Einbeziehung 
der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbauten  in  die  Generaldirection 
mit  1.  October  d.  J.  zu  erfolgen  hat. 

Zugleich  werden  auf  Grund  der  mit  obiger  Allerhöchster  Ent- 
schliessung ertheilten  Genehmigung  als   Standorte  der  in  Gemässheit 
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der  neuen  Organisation  zn  errichtenden  k.  k.  Eisenbahnbetriebsdirectioneu 
Wien,  Linz,  Innsbruck,  Villach,  Budweis,  Pilsen,  Prag,  Krakau,  Lem- 
berg, Pola  und  Spalato  bestimmt. 

PIno  m.  p. 

Die  Eisenbahnbetriebsdireotionen  in  Budweis  und  Spalato  wurden  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  2.  September  1886,  C.  Bl.  Nr.  108, 
mit  1.  Jänner  1887  aufgelöst.  Die  Eisenbahnbetriebsdirection  in  Pola  wurde  auf 
Grund  der  Allerhöohnten  Erschliessung  vom  30.  Juli  1888,  H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  95, 
mit   1.  September  1888  nach  Triest  verlegt. 

Organisation 

der  StaatBeisenhahnTerwaltung  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Landern. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i- 

Die  Führung  des  Betriebes  auf  den  in  eigener  Verwaltung  des 
Staates  befindlichen  Staatsbahnen  und  vom  Staate  betriebenen  Privat  - 
bahnen,  wie  auch  die  Führung  des  Staatseisenbahnbaues  erfolgt  anter 
der  Oberaufsicht  des  Handelsministers  durch  eine  demselben  uumittelbar 
unterstehende  einheitliche  Dienststelle,  welche  unabhängig  von  den 
sonstigen  Eisenbahnagenden  des  Handelsministeriums  fungirt  und  die 
Bezeichnung:  „k.  k.  Gen  eraldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen"  erhält. 

Diese  Generaldirection  hat  in  Angelegenheiten  des  bezeichneten 
Gescbäftskreises  als  Executivorgan  des  Handelsministers  zu  fungiren 
und  in  dieser  Eigenschaft  die  im  Eingange  angeführten  Bahnen  au 
einheitliches  Gesammtnetz  insbesondere  gegenüber  den  Militärcentrai - 
stellen,  dann  gegenüber  anderen  Verkehrsanstalten  und  im  Vereine 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen  zu  ve' treten. 

Im  Mobilisirungsfalle  tritt  die  Generaldirection  sofort  in  die 
Centralleituug  für  Militärtransporte  auf  Eisenbahnen  ein. 

§  2. 

In  Unterordnung  unter  die  Generaldirection  (§  l)  werden  zur 
Leitung  des  localen  Betriebsdienstes  auf  den  im  §  1  bezeichneten 
Bahnen  innerhalb  der  nach  den  Verkehrsbedürfnissen  zu  bildenden 
räumlichen  Bezirke  Dienststellen  errichtet,  welche  die  Bezeichnung 
„k.  k.  Eisenbahnbetriebsdirection"  führen. 

Der  Betiieb  der  Trajectanstalt  und  Dampfschiffahrt  auf  dem 
Bodensee  wird  durch  eine  eigene  Schiffahrtsinspection  in  Bregenz  ge- 
leitet, welche  der  Generaldirection  unmittelbar  untergeordnet  ist. 
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§  3. 

Der  locale  Betriebsdienst  auf  deu  in  §  1  bezeichneten  Bahnen 
wird  mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Erfordernisse  und  im  Allge- 
meinen unter  Trennung  der  drei  Hauptdienstzweige  von  einander  durch 
nachstehende,  als  unterste  Dienststellen  fungirende  Organe  besorgt: 

aj  Der  Bahnaufsichts-  und  Bahnerhaltungsdienst,  einschliesslich  der 
Bauten,  für  welche  keine  eigenen  Bauleitungen  bestellt  sind, 
durch  die  Bahnerhaltungss ectionen; 

b)  der  Verkehrs-  und  commercielle  Dienst  durch  die  Stationen 
(Haltestellen),  welche  bei  grösserer  Wichtigkeit  die  Bezeichnung 
„k.  k.  Bahn  betrieb  samt"  mit  erweiterten  Competenzbefugnissen 
erhalten ; 

c)  der  Zugförderungs-  und  Werkstättendienst,  einerseits  durch  die 
Heizhausleitungen,  anderseits  durch  die  Werkstätten- 
leitungen. 

Neben  den  Bahnerhaltungssectionen  können  zur  Ausführung  von 
Neubauten  auf  den  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Eisenbahnen  besondere 
technische  Organe  (Sectionen,  Bauleitungen)  aufgestellt  werden. 

§  4. 

Die  Bauausführung  neuer  auf  Staatskosten  herzustellender  Bahnen 
erfolgt  durch  die  zu  diesem  Zwecke  aufgestellten,  der  Generaldirection 
unmittelbar  unterstehenden  Bauleitungen,  denen  für  die  einzelnen 
Baustrecken  Sectionen  untergeordnet  sind. 

§  5. 

Zur  Begutachtung  volkswirtschaftlicher  Fragen  im  Bereiche  des 
Eisenbahnverkehrswesens  wird  dem  Handelsminister  ein  Staatseisen- 
bahnrath beigegeben. 

§  6. 

Die  Kosten  der  Centralleitung  des  Staatseisenbahnbetriebes  sind 
eben  so  wie  jene  des  Staatseisenbabnbaues  auf  die  einzelnen  Bahnen 
nach  dem  vom  Handelsministerium  festgesetzten  Verhältnisse  zu  ver- 
theilen. 

§  7. 

Die  Dienstsprache  der  Staatseisenbahnverwaltung  ist  die  deutsche. 

In  derselben  hat  insbesondere  der  gesammte  innere  Dienst  mit 
Einschluss  des  Verkehres  aller  Organe  der  Staatseisenbahnverwaltung 
untereinander  stattzufinden.  Alle  Organe  der  Staatseisenbahnverwaltung 
haben  mit  den  Militär-  und  Civilbehörden  in  deutscher  Sprache  zu 
verkehren. 

Die  in  Galizien  aufgestellten  Eisenbahnbetriebsdirectionen  und 
die  denselben  unterstehenden,   in  diesem  Lande  befindlichen  Dienst- 
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stellen  haben  jedoch  in  Gemässheit  der  doit  in  Kraft  stehenden,  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  4.  Juni  1869  erlassenen 
Min isterial Verordnung  vom  5.  Juni  1869  sich  im  Verkehre  mit  den 
landesfürstlichen  nicht  militäriscben  Behörden,  Aemtern  und  Gerichten 
im  Lande,  wie  auch  mit  den  dortigen  autonomen  Behörden  und  Organen 
der  polnischen  Sprache  au  bedienen.  Diese  Bestimmung  findet  keine 
Anwendung  auf  den  gegenseitigen  Verkehr  der  bezeichneten  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen  und  unteren  Dienststellen  untereinander  oder 
mit  den  im  Lande  befindlichen  Aemtern  und  Organen  des  Post-  und 
Telegraphendienstes. 

Die  bei  den  Eisenbahnbetriebsdirectionen  einlangenden,  in  einer 
der  in  den  Landestheilen,  in  welchen  die  der  Betriebsdirection  zuge- 
wiesenen Bahnstrecken  gelegen  sind,  gebräuchlichen  landesüblichen 
Sprachen  verfassten  Eingaben  und  Zuschriften  von  Parteien  oder 
autonomen  Behörden  und  Organen  sind  in  derselben  Sprache  zu  be- 
antworten. 

Alle  für  das  Publicum  bestimmten  Mittheilungen  (Kundmachungen, 
Aufschriften,  Circulare  etc.)  sind  in  der  deutschen  und  in  der  betref- 
fenden landesüblichen  Sprache  zu  erlassen. 

Der  Verkehr  mit  dem  Publicum  hat  in  der  deutschen  und  in  den 
betreffenden  landesüblichen  Sprachen  stattzufinden,  je  nachdem  die  An- 
frage oder  Aeusserung,  welche  hierzu  Anlass  giebt,  in  der  einen  oder 
in  der  anderen  erfolgt  ist. 

§  8. 

Eine  fachliche  Beaufsichtigung  der  Staatseisenbahnverwaltung 
durch  andere  Staatsorgane  findet  nicht  statt. 

Sollte  die  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  in- 
folge der  ihr  gesetzlich  obliegenden  Handhabung  der  Sicherheit  und 
Ordnung  des  Bahnbetriebes  in  den  Fall  kommen,  Anstände  wahrzu- 
nehmen, welche  den  Betrieb  der  Staatseisenbahnverwaltung  betreffen, 
so  bat  die  Generalinspection  sich  behufs  der  geeigneten  Abhilfe  mit 
der  betreffenden  Eisenbahnbetriebsdirection  in  das  Einvernehmen  zu 
setzen  und  hiervon  gleichzeitig  die  Generaldirection  durch  Mittheilung 
einer  Abschrift  zu  verständigen.  Falls  die  Abhilfe  nicht  erfolgt,  ist 
der  Gegenstand  dem  Handelsminister  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

IL  Generaldirection. 

§  »• 

Die  zur  Führung  des  Staatseisenbahnbetriebes  und  Staatseisen- 
bahnbaues zu  errichtende  Generaldirection  wird  von  einem  Sectionschef 
des  Handelsministeriums  geleitet,  welcher  den  Titel  -Präsident"  führt. 

Die  Generaldirection,  welche  in  dem  ihr  übertragenen  Wirkungs- 
kreise bezüglich  aller  nicht  dem  Handelsminister  vorbehaltenen  Ange- 
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legenheiten  selbständig  fuDgirt,  leitet  und  überwacht  unter  der  un- 
mittelbaren Oberaufsicht  des  Handelsministers  den  gesammten  Dienst 
der  Eisenbahnbetriebsdirectionen  und  Bauleitungen  in  administrativer, 
technischer  und  ökonomischer  Hinsicht. 

Die  Beziehungen  der  Generaldirection  zu  der  Generalinspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  werden  durch  besondere  Verfügung 
des  Handelsministers  geregelt. 

Siehe  die  Verordnung  des  Handelsministers  vom  15.  Juli  1884,  R.  G.  Bl. 
Nr.  122  (Document  7). 

§  io. 

Die  Generaldirection  umfasst: 

I.  Die  Präsidialabtheilung,  in  welcher  insbesondere  die  in 
Gemässheit  des  Wirkungskreises  dem  Handelsminister  vorbehaltenen 
Gegenstände  (§  16)  zu  behandeln  sind; 

dann  die  Fachabtheilungen 

II.  für  Bahnerhaltung  und  Bau  (einschliesslich  der  Bauaus- 
führung neuer  Linien); 

III.  für  Verkehrs-  und  Maschinendienst,  einschliesslich  des 
Zugförderung«-  und  Werkstättendienstes; 

IV.  für  administrativen  und  commerciellen  Dienst  ein- 
schliesslich der  Einnahmencontrole,  der  Buchhaltung  und  der  Cassa- 
geschäfte. 

Die  Vorstände  der  Fachabtheilungen  (Directoren)  sind  berufen, 
in  dem  ihnen  zugewiesenen  Geschäftskreise  die  Generaldirection  selbst- 
ständig zu  vertreten  und  insbesondere  mit  den  Militärbehörden  zu 
verkehren. 

Nach  dem  jeweiligen  Bedarfe  werden  die  angeführten  Fachab- 
theilungen in  Unterabtheilungen  gegliedert. 

Die  Buchhaltung  wie  auch  die  Hauptcassa  werden,  von  einander 
unabhängig,  von  besonderen  Vorständen  geleitet. 

Die  Geschäftsordnung  der  Generaldirection  wird  vom  Handels- 
minister festgestellt. 

Nach  §  3  der  vom  k.  k.  Handelsminister  genehmigten  Geschäftsordnung 
für  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
vom  22.  December  1888  (V.  u.  A.  Bl.  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  Nr.  6fi  ex  1888)  bestehen  seit  1.  Jänner  1889  ausser 
der  zur  Bearbeitung  aller  ihr  vom  Präsidenten  speciell  zugewiesenen  Geschäfte 
berufenen  Präsidialabtheilung  zur  Wahrnehmung  der  naoh  Hauptdienstzweigen 
zusammengefaßten  Geschäfte  folgende  sechs  Abtheilungen  (Fachabtheilungen, 
beziehungsweise  dem  Präsidenten  unmittelbar  unterstellte  Unterabtheilungen): 
1.  (Fach-)  Abtheilung  flir  den  administrativen  Dienst  (Fachabtheilung  IV, 
§  10  O.  St.),  2.  (Fach-)  Abtheilung  für  Bahnerhaltung  und  Bau  (Facliabtheilung  H, 
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§  10  O.  St.),  8.  (Unter-)  Abtheilung  für  Werkstätten  und  Zugförderungsdienst 
(Faohabtheilung  III,  §  10  O.  St.),  4.  (Fach-)  Abtheilung  für  den  Verkehrsdienst 
(Faohabtheilung  III,  §  10  O.  St.),  5.  (Unter-)  Abtheilung  für  den  commercieUen 
Dienst  (Fachabtheilung  IV,  g  10  O.  St.)  6.  (Unter-)  Abtheilung  für  den  Control- 
dienst  (Facbabtheilung  IV,  g  10  O.  St). 

§  11. 

Der  Präsident  wird  von  Seioer  Majestät  dem  Kaiser  ernannt. 

§  12. 

Der  Präsident  leitet  die  gesainmte  der  Generaldirectiou  zugewiesene 
Geschäftsführung.  Er  ist  für  dieselbe  verantwortlich,  und  zwar,  insoweit 
sie  nicht  unmittelbar  durch  ihn  erfolgt,  in  der  Weise,  dass  er  für  die 
ordnungsmässige  Handhabung  des  Dienstes  durch  die  hiezu  berufenen 
Organe  zu  sorgen  und  dieselben  zur  pflichtmässigen  Erfüllung  ihrer 
dienstlichen  Obliegenheiten  anzuhalten  hat. 

Der  Stellvertreter  des  Präsidenten  wird  vom  Handelsminister 
bestimmt. 

Als  Vorstände  der  im  §  10,  Z.  II — IV  angeführten  Fachabtheiluugeu 
werden  Oberbeamte  bestellt,  welche  den  Titel:  „Director"  mit  einem 
den  Dienstzweig  der  Fachabtheilung  andeutenden  Zusätze  (Baudirecto r, 
Verkehrsdirector,  administrativer  Director)  erhalten. 

Denselben  liegt  die  unmittelbare  Leitung  der  in  den  Fachabtheilungen 
zusammengefassten  Hauptdieostzweige,  wie  auch  die  Ueberwachung  der 
für  dieselben  bestellten  unteren  Dienststellen  und  Organe  und  namentlich 
die  Vorsorge  in  der  Richtung  ob,  dass  der  Dienst  in  dem  betreffenden 
Dienstzweige  in  Gemässheit  der  einschlägigen  Dienstvorschriften  ge- 
handhabt werde  und  jederzeit  den  fachlichen  Anforderungen  Genüge  leiste. 

Die  Directoren  sind  für  die  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  zunächst 
dem  Präsidenten  gegenüber  verantwortlich  und  haben  nach  den  von 
demselben  erhaltenen  Weisungen  vorzugehen. 

Rechtsverbindliche  Erklärungen  innerhalb  des  der  Generaldirection 
eingeräumten  Wirkungskreises  werden  durch  den  Präsidenten,  bezie- 
hungsweise dessen  Stellvertreter  abgegeben. 

Die  Geschäftsbehandlung  bei  der  Generaldirection  erfolgt,  von 
der  im  Disciplinarverfahren  eintretenden  commissionellen  Antragstellung 
abgesehen,  nach  Bestimmung  des  Präsidenten. 

§  13. 

Der  Generaldirection,  beziehungsweise  dem  Handelsminister,  sind 
in  Ansehung  des  Betriebes  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnen  alle  jene 
Agenden  vorbehalten,  welche  nicht  zum  Wirkungskreise  der  zu  errich- 
tenden Eisenbahnbetriebadirectionen  gehören  (§  28). 

Der  Wirkungskreis  der  Generaldirection  umfasst,  unbeschadet  der 
für  einzelne  Angelegenheiten  erforderlichen  höheren  Genehmigung, 
insbesondere  auch: 
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1.  Die  einheitliche  and  gleichmäßige  Regelang  des  Dienstes  in 
allen  Zweigen,  namentlich  die  Erlassung  allgemein  giltiger  Dienst- 
vorschriften, Instructionen  uud  sonstiger  grundsätzlicher  Verfügungen, 
sowie  die  Interpretation,  Abänderung  und  Aufhebung  derselben; 

► 

2.  das  Budget-,  Cassa-  und  Rechnungswesen  der  ge9ammten  Staats- 
eisenhahnverwaltung  unter  Mitwirkung  der  den  Eisenbahnbetriebs- 
directionen  beigegebenen  Rechnungsdepartements; 

3.  den  Verkehr  mit  den  Militär-  und  Civilcentralstellen  mit  an- 
deren Bahnverwaltungen  und  Verkehrsanstalten,  sowie  mit  den  Gesell- 
schaften der  vom  Staate  betriebenen  Bahnen; 

4.  die  Aufstellung  und  Abänderung  des  Personalstatus,  die  Rangs- 
eintheilung  der  Beamten,  die  Ernennung,  Beförderung,  Kündigung 
(Pensionirung)  und  Entscheidung  über  die  Disciplinarbehandlung  der 
Beamten  und  Unterbeamten,  deren  Versetzung  —  insoweit  sie  nicht  inner- 
halb desselben  Betriebsdirectionsbezirkes  erfolgt  —  sowie  die  Ernennung 
und  Versetzung  der  Dienstvorstände,  die  Aufnahme  und  Kündigung  der 
Bahnärzte  und  commerciellen  Agenten,  ferner  die  Bemessung  der  Pen- 
sionen und  Provisionen  für  das  gesammte  Personal,  dann  die  übrigen 
Personalangelegenheiten  des  bei  der  Geueraldirection  verwendeten  Per- 
sonales; 

5.  die  Verwaltung  der  für  die  Bediensteten  bestehenden  Ver- 
sorgungs-  und  sonstigen  Humanitätsfonde  iu  Gemässheit  der  ein- 
schlägigen Statuten; 

6.  die  Leitung  des  Bahnerhaltungs-  und  Baudienstes,  einschliesslich 
der  Genehmigung  der  Projecte  und  der  Bewilligung  zur  Vornahme  von 
Aenderungen  im  Bahnbestande,  welche  den  Rahmen  der  laufenden  Er- 
haltung überschreiten  oder  die  Verwendung  der  Bahnanlagen  betreffen; 

7.  die  Leitung  des  Zugforderun gs-  und  Weikstättendienstes,  ein 
schliesslich  der  Evidenzhaltung  und  Controle  der  Instandhaltung  des  ge- 
sammten  Fahrparkes,  der  Disposition  über  die  Verwendung  desselben, 
der  Anschaffung  und  Entlehnung  von  Fahrbetriebsmitteln,  der  Leitung 
der  nicht  den  Eisenbahnbetriebsdirectioneu  unterstellten  Werkstätten; 

8.  die  Leitung  des  Verkehrsdienstes,  einschliesslich  der  Festsetzung 
und  Abänderung  der  Fahrordnung  der  Züge; 

9.  die  Festsetzung  und  Abänderung  der  Tarife  in  Personen-  und 
Güterverkehr,  die  Bewilligung  von  Freikarten,  von  Fahrpreisermässi- 
gungen uud  von  Frachtermässigungen,  die  Regelung  der  Verkehrs- 
verhältnisse  gegenüber  anderen  Transportanstalten,  einschliesslich  der  zu 
diesem  Zwecke  eventuell  ei  forderlichen  Vereinbarungen,  dann  die  Ein- 
nahmencontrole  mit  Ausnahme  der  den  Betriebsdirectionen  zugewiesenen 
Controle  der  Einnahmen  aus  dem  Localvcrkehre ; 

10.  die  Materialverwaltung,  einschliesslich  der  Beschaffung  und 
Vertheilung  derjenigen  Materialien  und  Inventarstiicke,  welche  ihrer 
Natur  nach  eine  einheitliche  Behandlung  erfordern; 
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11.  die  Entscheidung  Über  Beschwerden  (Recurse)  gegen  Ver- 
fügungen der  unteren  Dienststellen,  einschliesslich  der  Ueberwachung 
und  Controle  des  ganzen  Dienstes. 

§  14. 

Dem  Präsidenten  der  Generaldirection  wird  für  die  finanzielle  und 
commercielle  Betriebsgebarung  ein  ständiger  Beirath  beigegeben. 

Die  fünf  Mitglieder  desselben  werden  vom  Handelsminister  aus 
dem  Kreise  der  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes  und  für  die  Zeit 
der  Functionsdauer  dieses  letzteren  ernannt. 

Dem  ständigen  Beirathe  sind  alle  wichtigeren  Fragen  des  finan- 
ziellen und  commerciellen  Dienstes  zur  Begutachtung  vorzulegen,  ins- 
besondere die  Anträge: 

o)  auf  Ertheiluog  von  Taüfermässigungen  im  Personen-  und  Güter- 
verkehr; 

6)  auf  Vergebung  von  Arbeiten  und  Lieferungen  für  die  im  Betriebe 
befindlichen  Linien,  insoweit  die  Vergebung,  beziehungsweise  Ge- 
nehmigung des  Vertragsabschlusses  der  Generaldirection  zuge- 
wiesen ist. 

§  15. 

Die  Mitglieder  des  ständigen  Beirathes  haben  nach  Bestimmung 
des  Präsidenten  der  Generaldirection  bei  der  Controle  der  finanziellen 
Gebarung  und  insbesondere  bei  der  Scontrirung  der  Hauptca6sa  mit- 
zuwirken und  an  der  Verwaltung  der  Pensions-  und  Wohlthätigkeits- 
fonde  theilzunehmen. 

Die  Mitglieder  des  ständigen  Beirathes  erhalten  eine  Entlohnung, 
deren  Höhe  vom  Handelsminister  bestimmt  wird. 

§  1«. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  jene  dem  Wirkungs- 
kreise der  Generaldirection  zugewiesenen  Angelegenheiten  (§  13)  zu 
bestimmen,  welche  ihm  selbst  zur  Entscheidung,  beziehungsweise  Ge- 
nehmigung vorzulegen  sind. 

Insbesondere  sind  dem  Handelsminister  vorbehalten  : 

1.  Die  in  Ausführung  der  gegenwärtigen  Organisation  zu  er- 
lassenden, sowie  die  Genehmigung  aller  sonstigen  wichtigeren  organi- 
satorischen Verfügungen,  im  Rahmen  der  Allerhöchst  genehmigten 
Organisation ; 

2.  die  Feststellung  des  Jahrespräliminares  und  die  Bewilligung  zu 
Ausgaben,  welche  in  demselben  nicht  vorgesehen  sind,  nach  Maassgabe 
der  auf  verfassungsmässigem  Wege  zu  erwirkenden  Credite; 

3.  die  Ernennung  des  Stellvertreters  des  Präsidenten  der  General- 
direction; 
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i.  die  Ernennung  der  Abtheilungsvorstände  der  Generaldirection, 
der  Betriebsdirectoren  und  Bauleiter  sowie  des  Leiters  der  Bodensee- 
Schiffahrts-Inspection ; 

5.  die  Ernennung,  Beförderung,  Kündigung  (Pensionirung)  und 
Entsendung  über  die  Disciplinarbehandlung  aller  Beamten  der  Staats- 
eiseubahn Verwaltung,  welche  mehr  als  2000  fl.  Jahresgehalt  beziehen, 
sowie  die  Ertheilung  von  Remunerationen  und  Geldausbilfen  an  die 
bezeichneten  Beamten; 

6.  die  Ertheilung  von  Urlaub  an  den  Präsiden teu,  dessen  Stell- 
vertreter und  die  Abtheilungsvorstände  der  Generaldirection; 

7.  die  Genehmigung  der  Dienstordnung  (Dienstpragmatik),  des 
Personalstatus  und  der  die  Gebühren  des  Personales  regelnden  Normen, 
der  Statuten  der  Pensions-  und  Provisionsinstitute,  daun  der  Wohl- 
tbätigkeitsfoude; 

8.  die  Anordnung  der  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für  neue 
Eisenbahnlinien  und  der  Bauausführung  dieser  letzteren  sowie  die  Be- 
willigung zur  Betriebseröffnung; 

J».  die  Bewilligung  zum  Abschlüsse  von  Verträgen,  durch  welche 
unbewegliches  Staatseigenthum  abgetreten  oder  belastet  wird,  dann  die 
Genehmigung  von  Verträgen,  sofern  die  Vertragssummo  bei  allgemeiner 
öffentlicher  Concurrenz  und  unter  Zuschlag  au  den  Bestbieter  den  Be- 
trag von  150.000  fl.,  andernfalls  den  Betrag  von  30.000  fl.  tibersteigt; 

10.  die  Genehmigung  der  Grundlagen  für  die  zur  Anwendung  zu 
bringenden  Tarife  für  den  Personen-  und  Güterverkehr. 

III.  Staatseisenbahnrath. 
§  17- 

Der  Staatseisenbahnrath  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  50  Mit- 
gliedern, welche  vom  Handelsminister  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
ernannt  werden. 

Von  denselben  werden: 

a)  9  Mitglieder  vom  Handelsminister  nach  freiem  Ermessen  aus- 
gewählt und  5  Mitglieder  in  der  Weise  ernannt,  dass  der  Finanz- 
minister und  der  Ackerbauminister  je  2,  und  der  Reichakriegs- 
minister  eine  der  zu  ernennenden  Persönlichkeiten  bezeichnet; 

b)  24  Mitglieder  über  Vorschlag  von  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern und 

<■)  12  Mitglieder  über  Vorschlag  von  Landesculturräthen  und  sonstigen 

landwirtschaftlichen  Fachcorporationen  ernannt. 

Von  den  nach  Iii.  b)  in  Vorschlag  zu  bringenden  Mitgliedern 
entfällt  auf  die  einzelnen  Handels-  und  Gewerbekammern  nachstehende 
Anzahl: 

Wien  3,  Brünn,  Krakau,  Prag  und  Triest  je  2,  Lemberg  mit 
Brody  2,  Graz  und  Czernowitz  je  1. 
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Ferner  behufs  gemeinsam  zu  erstattenden  Vorschlages  gruppenweise: 
Reicbenberg,  Eger  zusammen  1 


Budweis,  Pilsen   „  1 

Olmütz,  Troppau   „  1 

Linz,  Salzburg   „  1 

Innsbruck,  Feldkircb   „  1 

Bozen,  Rovereto   „  1 

Klagenfurt,  Leoben   „  1 

Görz,  Laibach   n  1 

Rovigno,  Zara,  Spalato,  Ragusa    ...  „  1 


Von  den  nach  lü.  c)  in  Vorschlag  zu  bringenden  Mitgliedern 
entfällt  je  1  auf  die  k.  k.  Landwirthschaftsgesellschaften  in  Wien, 
Graz,  Krakau  und  Lemberg,  dann  auf  den  Landesculturrath  für  Böhmen, 
sowie  auf  den  Verein  für  Landescultur  im  Herzogthume  Bukowina  in 
Czernowitz;  ferner  gruppenweise  auf  die  k.  k.  Landwirthschafts-, 
respective  Ackerbaugesellschaften  in 

Linz,  Salzburg  zusammen  1 

Klagenfurt,  Laibach   „  1 

Görz,  Triest,  Rovigno   n  1, 

den  Landesculturrath  für  Tirol  und  den  Vorarlberg'scben  Landwirth- 
schaftsverein  in  Feldkirch  zusammen  2  (und  zwar:  je  1  anf  die  Section  I 
des  Landesculturrathes  für  Tirol  mit  dem  landwirtschaftlichen  Verein 
in  Vorarlberg,  und  auf  die  Section  II  des  Landesculturrathes  für  Tirol); 

die  k.  k.  mährisch  schlesische  Gesellschaft  für  Ackerbau,  Natur- 
und  Landeskunde  in  Brünn  und  die   österreichisch-schlesische  Land 
und  F  orstwirthschaftsgesellschaft  in  Troppau  zusammen  1. 

Die  Bestellung  von  Ersatzmännern  bleibt  den  in  lit.  a)  bezeichneten 
Ministern  vorbehalten. 

Für  die  in  lit.  b)  und  e)  bezeichneten  Mitglieder  sind  bei  Er- 
stattung des  Vorschlages  gleichzeitig  Ersatzmänner  namhaft  zu  machen. 

§  18. 

Zur  Ernennung  in  den  Staatseisenbahnrath  sind  nur  solche 
Persönlichkeiten  vorzuschlagen,  welche  der  betreffenden  Handels-  und 
Gewerbekammer,  beziehungsweise  Landwirthschaftscorporation  (Landes- 
culturrath) als  Mitglieder  angehören. 

Die  vorgeschlagenen  Mitglieder  köDnen  nach  Ablauf  ihrer  Func- 
tionsdauer  neuerdings  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  für  die  Wiederbesetzung 
der  etwa  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Functionsdauer  im  Staatseisen  - 
bahnrathe  zur  Erledigung  gelangenden  Stellen  Vorsorge  zu  treffen  und 
insbesondere  in  dem  Falle,  als  einem  Mitgliede  die  fernere  Ausübung 
seiner  Function  durch  Krankheit  oder  sonstige  in  der  Person  desselben 
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eingetretenen  Hinderungsgründe  unmöglich  gemacht  oder  erheblich  er- 
schwert würde,  an  Stelle  desselben  den  Ersatzmann  einzuberufen, 
eventuell  mit  eiuer  Neuernennung  vorzugeben. 

§  19- 

Der  Staatseisenbahnrath  ist  berufen  und  verpflichtet,  in  wichtigen, 
die  Interessen  des  Handels,  der  Industrie,  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft berührenden  Fragen  des  Eisenbahuverkehrswesens  sein  Gutachten 
abzugeben. 

Der  Begutachtung  des  Staatseisenbabnrathes  unterliegen,  insoweit 
es  sich  um  die  vom  Staate  betriebenen  Eisenbahnen  handelt,  insbesondere: 

a)  alle  wichtigen  Anträge  bezüglich  des  Tarifweseus,  namentlich 
jene,  welche  die  Festsetzung  der  Normaltarife  für  Personen  und 
Güter,  dann  die  Grundsätze  für  die  Anwendung  von  Ausnahme- 
und  Differentialtarifen  zum  Gegenstände  haben; 

l>)  die  jährlich  zweimal  (für  die  Sommer-  uud  Winterinouate)  festzu- 
stellenden Fahrpläne; 

r)  Anträge  auf  Abänderung  der  reglementarischen  Bestimmungen, 
soweit  es  sich  nicht  um  technische  Bestimmungen  bandelt,  dann 
der  Tarifbestimmungeu,  insoweit  dieselben  nicht  lediglich  vor- 
übergehende Ausnabmsverhältnisse  betreffen; 

d)  die  Grundsätze  für  die  Art  der  Vergebung  von  Lieferuugen  und 
Arbeiten. 

Ausserdem  liegt  dem  Staatseisenbahnrath e  ob,  sich  über  Auf- 
forderung des  Handelsministers  über  die  Wahl  der  Orte  zu  äussern, 
an  welchen  Eisenbabnbetriebsdirectionen,  Betriebsämter,  Materialmagazine 
und  Bahnerhaltuugs8ectionen  zu  errichten  sind. 

Der  Staatseisenbahnrath  kann  ferner  rücksichtlich  der  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Eisenbahnen  Anfragen  und  Anträge  stellen. 

Er  kann  in  Angelegenheiten  seines  Wirkungskreises  auch  Anträge 
stellen,  welche  sich  auf  andere  Eisenbahnen  und  auf  das  Eisenbahn- 
wesen überhaupt  beziehen. 

§  20. 

Der  Staalseisenbahnrath  versammelt  sich  über  Einladung  des 
llandelsiniuisters  nach  Bedürfnis,  mindestens  aber  zweimal  im  Jahre, 
und  zwar  im  Frühjahre  uud  Herbste  zu  einer  Sitzung. 

Ueber  Veranlassung  des  Vorsitzenden  können  zu  den  Sitzungen 
des  Staatseisenbabnrathes  auch  Sachverständige  beigezogen  werden, 
welche  nicht  Organe  der  Staatseisenbahnverwaltuug  sind. 

Der  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Staatseisenbahnrathes  steht  dem 
Ilaudclsminister  zu,  als  dessen  Stellvertreter  im  Staatseisen bahuratbe 
der  Präsident  der  Generaldirection  fuugirt. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Handelsministers  und  des  Präsi- 
denten wird  der  Vorsitzende  vom  Handelsmiuister  bestimmt. 
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Die  Verhandlungen  des  Staatseisenbahnrathes  finden  in  nicht 
öffentlichen  Sitzungen  und  auf  Grund  einer  vom  Handelsminister  zu 
erlassenden  Geschäftsordnung  statt. 

Der  Staatseisenbahnrath  erstattet  sein  Gutachten  auf  Grund  der 
mit  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  gefassten  Beschlüsse. 

Abweichende  Ansichten  sind  über  Verlangen  der  Stimmführer  in 
das  Protokoll  aufzunehmen. 

§  21. 

Die  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes  haben,  insoweit  sie  nicht 
Staatsbeamte  sind,  in  die  Hände  des  Handelsministers  oder  seines 
Delegirten  die  Angelobung  zu  leisten. 

Ihre  Function  ist  ein  Ehrenamt,  mit  welchem  eine  Entlohnung 
nicht  verbunden  ist. 

Die  nicht  in  Wien  wohnhaften  Mitglieder  haben  Anspruch  auf 
Diäten  im  Betrage  von  8  Gulden  und  bezüglich  der  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Eisenbahnen  auf  freie  Fahrt  in  beliebiger  Wagenclasae  für 
die  Reisen  nach  und  von  dem  Orte  der  Sitzung. 

Auch  werden  ihnen  die  durch  Benützung  anderer  Verkehrsan- 
stalten erwachsenden  Reiseauslagen  vergütet. 

IV.  Eisenbahn-Betriebsdirectionen. 

§  22. 

Die  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  leiten  in  ihren  Bezirken  auf  Grund 
der  von  der  Generaldirection  ergehenden  Weisungen  (§  2)  den  localen 
Betriebsdienst  mit  Einschluss  des  Werkstättendienstes  und  der  Material- 
verwaltung  wie  auch  jener  Neubauten,  für  welche  besondere,  unmittelbar 
der  Generaldirection  untergeordnete  Bauleitungen  nicht  bestellt  sind. 

Die  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  sind  für  die  Sicherheit  und 
Ordnung  des  Betriebes  in  ihrem  Bezirke  im  Sinne  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
verantwortlich  und  unterliegen  in  dieser  Hinsicht  der  Aufsicht  und 
Controle  der  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

§  23. 

Jede  Eisenbahn-Betriebsdirection  bildet  für  die  drei  Hauptdienst- 
zweige (Bahnerhaltung,  Verkehr,  Zugforderung),  dann  für  die  allgemeinen 
administrativen  Angelegenheiten  einschliesslich  der  Materialverwaltung 
eine  einheitliche  Dienststelle. 

Derselben  sind  untergeordnet:  die  als  unterste  Dienststellen  der 
drei  Hauptdienstzweige  fungirenden  Organe,  dann  das  Inspectorat  für 
Bau  und  Bahnerhaltuug,  das  Materialmagazin  und  das  Rechnungsdeparte- 
ment, welches  hinsichtlich  der  Art  der  Rechnungsführung  besondere 
Instructionen  erhält. 

14* 
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Die  Geldanweisungen  der  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  werden 
unter  getrennter  Rechnungsführung  in  der  Regel  von  der  am  Sitze  der 
Betriebsdirection  befindlichen  Stations-  (Bahnbetriebsamts-)  Cassa  vollzogen. 

Ausnahmsweise  kann  die  Aufstellung  einer  eigenen  Betriebs- 
directionscassa  erfolgen. 

§  24. 

Die  Orte,  an  welchen  die  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  zu  errichten 
sind,  werden  mit  Allerhöchster  Genehmigung  vom  Handelsminister 
unter  Bedachtnahme  auf  die  Erfordernisse  des  Dienstes  bestimmt. 

Mit  Genehmigung  des  Handelsministers  erfolgt  durch  die  General- 
direction  die  Bestimmung  der  Standorte  der  Betriebsämter,  Bahner- 
haltungssectionen  und  Materialmagazine  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  dienstlichen  Erfordernisse  der  Beaufsichtigung  und  Materialver- 
theilung. 

§  25. 

Jede  Eisenbahn-Betriebsdirectiou  hat  einen  Oberbeamten  zum  Vor- 
stande, welcher  den  Titel  „Betriebsdirector"  führt. 

Derselbe  ist  für  die  gesammte  Geschäftsführung,  insbesondere  für 
die  Sicherheit,  Ordnung  und  Regelmässigkeit  des  Betriebes  innerhalb 
des  Betriebsdirectionsbezirkes  verantwortlich. 

Dem  Betriebsdirector  ist  ein  Stellvertreter,  sowie  das  erforderliche 
Hilfspersonale  beigegeben. 

Sämmtliche  Orgaue  der  Eisenbahn-Betriebsdirection  haben  den 
Dienst  innerhalb  der  bestehenden  Vorschriften  nach  den  vom  Betriebs- 
director ertheilten  Weisungen  zu  führen. 

Die  Geschäftsordnung  der  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  wird  mit 
Genehmigung  des  Handelsministers  festgesetzt. 

§  26. 

Der  Betriebsdirector  vertritt  die  Eisenbahn-Betriebsdirection  nach 
Aussen  und  giebt  für  dieselbe  rechtsverbindliche  Erklärungen  ab. 

Er  verkehrt  in  allen  dem  Wirkungskreise  der  Eisenbahn-Betriebs- 
direction zugewiesenen  Angelegenheiten  unmittelbar  mit  den  hiezu  be- 
rufenen Militärbehörden  und  mit  den  Civilbehörden  der  Länder,  in 
denen  der  Betriebsdirectionsbezhk  gelegen  ist,  dann  mit  der  General- 
inspectiou  der  österreichischen  Eisenbahnen  und  mit  den  gleichstehenden 
Dienststellen  anderer  Verkehrsaustalten. 

Der  Betriebsdirector  hat  den  Anforderungen  der  Militär-Territorial  - 
Commanden  wegen  Beförderung  von  Truppen-  und  Heereserfordernissen 
innerhalb  des  eigeneu  Bezirkes  unbedingt  zu  entsprechen  und  nötigen- 
falls die  hiezu  erforderlichen  Transportmittel  zu  reclamiren. 

Insoweit  die  Militärtrausporte  die  Grenzen  des  eigenen  Bezirkes 
uberschreiten,  hat  der  Betriebsdirector,  an  welchen  die  instradirende 
Militärbehörde  sich  gewendet  hat,  im  Einvernehmen  mit  den  berührten 
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Nachbarbezirken  wegen  Uebernahme  und  Weiterbeförderung  des  Militär- 
tran Sportes  bis  zum  Bestimmungsorte  das  Geeignete  einzuleiten. 

§  27. 

Dem  Betrieb8director  liegt  ob,  die  Ausführung  der  höheren  An- 
ordnungen zu  veranlassen  und  zu  überwachen,  die  ihm  unterstehenden 
Organe  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  anzuhalten  und  für  deren  ge- 
deihliches Zusammenwirken,  wie  auch  für  die  thunlichst  ökonomische 
Gebarung  Sorge  zu  tragen. 

Er  hat  das  Geschäfts ergebniss  des  Bezirkes  sorgsam  zu  beachten 
und  auf  die  Verbesserung  desselben  sowie  der  Betriebsführung  über- 
haupt durch  geeignete  Maassnahmen  innerhalb  seines  Wirkungskreises, 
beziehungsweise  durch  Antragstellung  bei  der  Generaldirection  hinzu- 
wirken. 

Bei  Gefahr  im  Verzuge  ist  der  Betriebsdirector  berechtigt  und 
verpflichtet,  auch  in  Angelegenheiten,  welche  der  Generaldirection  vor- 
behalten sind,  die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen,  behufs  nach- 
träglicher Genehmigung  derselben  aber  sofort  Bericht  zu  erstatten. 

§  28. 

Der  Wirkungskreis  der  Eisenbahn-Betriebsdirection  umfasst  die 
Vollziehung  und  Ueberwachung  des  localen  Betriebsdienstes  innerhalb 
des  eigenen  Bezirkes,  als: 

1.  die  Aufstellung  des  Jahrespraliminars  und  die  Gebarung  mit 
den  vom  Handelsminister  bewilligten  Crediten,  sowie  die  Aufstellung 
der  Gebarungsaus  weise  und  Rechnungsabschlüsse; 

2.  die  Aufnahme  (Anstellung),  Versetzung,  Beförderung,  Dienstes- 
enthebung (Kündigung)  und  Disciplinarbehandlung  des  gesammten 
Dienerpersonales,  einschliesslich  der  Wächter  und  der  definitiven  Diener 
aller  Kategorien,  dann  des  von  Fall  zu  Fall  nothwendig  werdenden 
Aushilfdpersonales  nach  Maassgabe  der  bestehenden  Directiven  innerhalb 
des  normirten  Personalbedarfes  und  genehmigten  Präliminare;  ferner  in 
Ansehung  der  definitiven  Unterbeamten  und  Beamten,  dann  der  Beamten- 
aspiranten, die  Ertheilung  von  Ehebewilligungen,  die  Vornahme  von 
Versetzungen  (mit  Ausnahme  der  Dienstvorstände)  innerhalb  des  eigenen 
Bezirkes,  die  Erstattung  von  Beförderungs Vorschlägen  und  die  Ein- 
leitung von  Disciplinaruntersuchungen,  sowie  die  Suspendirung  vom 
Dienste. 

In  Fällen  von  Versetzungen  definitiver  Unterbeamten,  Beamten, 
dann  von  Beamtenaspiranten,  wie  auch  im  Falle  der  Einleitung  einer 
Disciplinaruntersuchung  gegen  einen  solchen  Bediensteten  oder  der  Sus- 
pendirung eines  solchen  ist  gleichzeitig  die  Anzeige  an  die  General- 
direction zu  erstatten; 

3.  die  Ertheilung  von  Urlaub  an  das  unterstehende  Personal  bis 
zur  Dauer  von  vier  Wochen; 
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4.  die  Bewilligung  von  Remunerationen  und  Unterstützungen  aus 
den  biefttr  nach  Maaesgabe  des  genehmigten  Präliminare  zur  Verfügung 
stehenden  Mitteln  bis  zum  Betrage  von  100  fl.,  sowie  die  Antragstellung 
bezüglich  höherer  Beträge; 

5.  die  Erledigung  der  Einkommensteuer-Angelegenheiten  des  unter- 
stehenden Personals,  sowie  der  Grund-  und  Gebäudesteuerangelegen- 
heiten rücksichtlich  der  im  Bezirke  gelegenen  Bahn- Immobilien; 

6.  die  Nachsicht,  beziehungsweise  Bewilligung  zur  Abschreibung 
von  Rechnungsmängeln  oder  uneinbringlicher  Forderungen,  dann  von 
bei  Materialien  oder  Inventargegenständen  sich  ergebenden  Verlusten, 
soferne  der  Geldwerth  von  Fall  zu  Fall  den  Betrag  von  500  fl.  und 
in  demselben  Jahre  im  Ganzen  den  Betrag  von  5000  fl.  nicht  über- 
steigt, unbeschadet  der  Verfolgung  solcher  Angelegenheiten  im  Dis- 
ciplinarwege; 

7.  die  Verfassung  und  Vorlage  von  Projecten  für  Reconstructionen, 
Erweiterungs-  und  Neubauten  auf  den  im  Betriebe  befindlichen  Linien; 

8.  die  Ausführung  derartiger  Bauten  in  Gemässheit  der  genehmigten 
Projecte  und  Präliminare,  soferne  hiefür  nicht  eigene  Bauleitungen  auf- 
gestellt werden; 

9.  die  Antragstellung  bezüglich  der  Festsetzung  und  Abänderung 
der  Fahrordnung  der  Personen-  und  Lastzüge; 

10.  die  Einleitung  der  fahrplanmäßigen  Züge,  einschliesslich  der 
Erfordernis»-,  beziehungsweise  Militärzüge,  dann  die  Einleitung  von 
Separatzügen  und  die  Ueberwachung  des  gesammten  Zugsverkehres  mit 
Einschluss  der  Stundenpasscontrole; 

11.  die  Verhandlung,  beziehungsweise  Entscheidung  aus  Anlass 
der  Beschädigung  von  Fahrbetriebsmitteln,  ausgenommen  die  Abrechnung 
mit  fremden  Bahnen  über  Wagenreparaturskosten; 

12.  die  Verfügung  über  den  Maschinen-  und  Wagenpark  inner- 
halb des  Betriebsdirectionsbezirkes  und  die  Antragstellung  auf  eine 
etwa  erforderliche  Vermehrung  oder  Veränderung  des  Fahrparks; 

13.  die  Erhebungen  über  Bahnunfalle; 

14.  die  Handhabung  der  Bahnpolizei; 

15.  die  Antragstellung  bezüglich  der  Festsetzung  der  Tarife  im 
Personen-  und  Güterverkehr; 

16.  die  Bewilligung  von  Freifabrten  und  ermässigten  Fahrten  in 
einzelnen  Fällen,  dann  von  localen  Tarifermässigungen  im  Güterverkehr, 
beides  in  Gemässheit  der  besonderen  Instructionen,  sowie  die  Antrag- 
Stellung  für  in  den  Instructionen  nicht  vorgesehene  Fälle; 

17.  die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  die  unterstehenden 
Organe  (Beschwerdebücher)  und  die  Erledigung  von  aus  dem  Personen* 
verkehre  und  aus  dem  localen  Güterverkehre  erwachsenen  Reclamationen 
und  Entschädigungsansprüchen,  soferne  die  ganze  Entschädigungssumme 
bei  Reclamationen  aus  dem  Personenverkehre  den  Betrag  von  100  fl., 
und  bei  solchen  aus  dem  Güterverkehre  den  Betrag  von  1000  fl.  nicht 
tibersteigt,  dann  die  Controle   der  Einnahmen  aus  dem  Localverkehre ; 
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18.  die  Verpachtung  von  Lagerplätzen  und  Bahngruudstttcken, 
sowie  die  Auflassung  von  Beatandzinsen  bis  zum  Betrage  von  100  fl.; 

19.  die  Intervention  bei  Conenrrenzverbandlangen,  sowie  die  Ge- 
staltung von  Privatbauten  an  der  Bahn  und  in  der  Nähe  der  Bahnhöfe; 

20.  die  Vornahme  von  Scontrirungen  der  Cassen  und  Vorräthe 
innerhalb  des  eigenen  Bezirkes; 

21.  die  Verwaltung  der  Werkstätten,  insoweit  dieselben  der  Eisen- 
bahn-Betriebsdirection  unterstellt  sind  und  der  Materialmagazine,  beides 
nach  den  hiefür  bestehenden  Normen; 

22.  die  Beschaffung  des  Jahresbedarfes  an  Verbrauchsmaterialien 
und  InventarstUcken  mit  Ausnahme  detjenigen,  deren  Natur  eine  ein- 
heitliche Beschaffung  erfordert  (als  Fahrbetriebsmittel,  Reservestücke, 
Schienen  etc.). 

§  29. 

Die  Materialbeschaffung  (§  28,  Z.  22)  hat  innerhalb  des  ge- 
nehmigten Bedarfs-  und  Kostenpräliminars  unter  Einhaltung  der  strengsten 
Oekonomie  stattzufinden. 

Die  Sicherstellung  von  Lieferungen,  deren  präliminirter  Werth 
den  Betrag  von  5000  fl.  erreicht  oder  übersteigt,  hat  in  der  Regel  im 
Offertwege  auf  Grund  allgemeiner  Öffentlicher  Concurrenz  und  durch 
Zuschlag  an  den  Offerenten  zu  erfolgen,  welcher  das  günstigste  Anbot 
gestellt  hat. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Anbote  ist  nicht  nur  auf  den  angebotenen 
Preis,  sondern  auch  auf  die  nach  den  Erzeugungsorten  verschiedenen 
Kosten  der  Ueberwachung  der  Erzeugung,  des  Transportes  zur  Ueber- 
gabsstelle,  der  Uebernahme  und  Vertheilung,  sowie  auf  die  hieraus 
etwa  erwachsenden  Geschäftserschwernisse,  dann  auf  die  Leistungsfähig- 
keit und  Vertrauenswürdigkeit  des  Offerenten  Bedacht  zu  nehmen.  Unter 
gleichen  Bedingungen  ist  jedenfalls  der  Industrie  und  Urproduction  des 
eigenen  Bezirkes  der  Vorzug  zu  geben. 

Falls  gegen  die  Einleitung  einer  allgemeinen  öffentlichen  Offert- 
verhandlung gewichtige  Bedenken  bestehen,  wie  z.  B.  Marktverhält- 
nisse,  geringe  Zahl  geeigneter  Offerenten,  vermutliche  Verständigung 
unter  denselben  etc.,  können  ausnahmsweise  Lieferungen  der  bezeichneten 
Art,  wie  auch  Lieferungen  im  Werthe  von  unter  5000  fl.,  bezüglich 
welcher  überhaupt  die  Art  der  Vergebung  nach  den  obwaltenden  Um- 
ständen zu  bestimmen  ist,  im  Wege  einer  beschränkten  Concurrenz 
oder  durch  Handeinkauf  (Accord)  vergeben  werden.  Der  Handeinkauf 
(Accord)  ist  insbesondere  dann  zulässig,  wenn  sich  Gelegenheit  bietet, 
die  Sicherstellung  innerhalb  der  dem  Präliminare  zu  Grunde  gelegten 
Einheitspreise  unter  günstigeren  als  jenen  Bedingungen  zu  bewirken, 
welche  von  einer  anderen  Anstalt  oder  Unternehmung  bei  einer  soeben 
durchgeführten  öffentlichen  Concurrenzverhandlung  erzielt  worden  sind. 
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Die  vorzugsweise  Berücksichtigung  des  eigenen  Bezirkes  bei 
gleich  günstigen  Bedingungen  hat  auch  in  diesen  Fällen  als  Grund- 
satz zn  gelten. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  sinngemäss  auf  die  Ver- 
gebung von  Arbeiten  durch  die  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  Anwendung 
zu  finden. 

V.  Personal-  und  Schlussbestimmungen. 

§  30. 

Das  Personal  der  Staatseisenbahnverwaltung  (Beamte,  Unter- 
beamte, Diener,  Aspiranten  etc.)  ist  entweder  dauernd  (definitiv)  oder 
zeitlich  (provisorisch)  angestellt. 

Die  Rechte  und  Pflichten  des  Personales  werden  unter  Wahrung 
der  erworbenen  Rechte  durch  eine  mit  Genehmigung  des  Handels- 
ministers von  der  Generaldirection  zu  erlassende  Dienstordnung  (Dienst- 
pragmatik) und  durch  die  auf  Grund  derselben  festzusetzenden  sonstigen 
einheitlichen  Dienstvorschriften  eventuell  durch  besondere  Dienstver- 
träge geregelt. 

Die  Ruheversorgung,  uowie  die  Versorgung  der  Witwen  und 
Waisen  erfolgt  durch  besondere  Pensions-  (Provisions-)  Institute  nach 
Maassgabe  der  einschlägigen  Statuten  auf  Grund  der  hienach  von  den 
Theilnehmern  zu  leistenden  Beiträge. 

§  31. 

Das  Verfahren  in  Disciplinarangelegenheiten  im  Bereiche  der 
Staatseisenbahnverwaltung  wird  durch  die  nach  §  30  zu  erlassende 
Dienstordnung  (Dienstpragmatik)  unter  Einhaltung  des  Grundsatzes  ge- 
regelt, dass  bei  jeder  Eisenbahn-Betriebsdirection  wie  auch  bei  der  Ge- 
neraldirection eine  Displinarcommission  zu  bilden  ist,  welche  auf  Grund 
des  Ergebnisses  der  Disciplinaruntersuchung  nach  Stimmenmehrheit  Be- 
schluss  zu  fassen  hat. 

§ 

Insoweit  die  vorstehenden  Anordnungen  (§§  30,  31)  nicht  eine 
Verschiedenheit  der  Rechte  und  Pflichten  bedingen,  finden  auf  die 
definitiv  angestellten  Beamten,  Unterbeamten  und  Diener  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung die  für  Staatsbeamte  und  Staatsdiener  geltenden 
Normen  sinngemäss  Anwendung. 

§  33. 

Dem  Handelsminister  steht  jederzeit  zu,  über  die  wechselweise 
Dienstesverweudung  von  Organen  des  Handelsministeriums,  der  General- 
inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  und  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung zu  bestimmen. 
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Die  jenen  Staatsbeamten,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  16.  April  1873  (R.  6.  Bl.  47)  Anwendung  finden,  zustehenden 
Hechte  werden  durch  eine  etwaige  Dienstesverwendung  im  Bereiche  der 
Staatseisenbahnverwaltung  nicht  berührt. 

§  34.  y 

Die  Handhabung  der  Bahnpolizei  nach  Maassgabe  der  bestehenden 
Vorschriften  liegt  zunächt  den  hiezu  instructionemässig  berufenen  Or- 
ganen des  localen  Betriebsdienstes  und  der  Eisenbahn-Betriebsdirectionen, 
dann  den  Abtheilungsvorständen  der  Generaldirection  ob. 

Die  nach  §  102  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebene 
Beeidigung  des  zur  Ausübung  bahnpolizeilicher  Functionen  berufenen 
Personals  wird  im  Delegationswege  durch  Organe  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung vorgenommen. 

§  35. 

Die  vorstehende  Organisation  hat  mit  1.  August  1884  in  Wirk- 
samkeit zu  treten. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen 
ausser  Kraft,  insbesondere  die  mit  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  26.  Februar  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  25)  erlassenen  „Grundzüge  für 
die  Organisation  des  Staatsbetriebes  auf  den  westlichen  Staatsbahnen 
und  vom  Staate  betriebenen  Privatbabnen". 

Die  zufolge  §  10  der  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom 
26.  August  1875  (R.  G.  Bl.  Nr.  116)  errichtete  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbauten wird  mit  dem  vom  Handelsminister  zu  bestimmenden 
Zeitpunkte  in  die  Generaldirection  einbezogen  *) 

6.  Geschäftsordnung  für  den  Staatseisenbahnrath. 

Genehmigt   mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handeigministers  vom  8.  April 

1885,  Z.  8Ö8/H.  M. 

§  1. 

Der  Staatseisenbahnrath  versammelt  sich  über  Einladung  des 
Handelsministers  nach  Bedürfniss,  mindestens  aber  zweimal  im  Jahre, 
und  zwar  im  Frühjahre  und  im  Herbste,  zu  einer  Sitzung.  (§  20  der 
Allerhöchst  genehmigten  Organisation  der  Staatseisenbahnverwaltung.) 

Die  regelmässigen  Sitzungen  finden  im  Laufe  der  Monate  Mai 
und  October  statt,  wenn  nicht  gewichtige  Gründe  die  Einberufung  für 
diese  Zeit  unthunlich  erscheinen  lassen. 

Die  Einladung  der  Mitglieder  erfolgt  mindestens  14  Tage  vor 
dem  für  den  Beginn  der  Sitzung  anberaumten  Tage  unter  Mittbeilung 
der  Tagesordnung,  in  welcher  die  der  Begutachtung  zu  unterziehenden 
Gegenstände  kurz  zu  bezeichnen  sind. 

*)  Dieser  Zeitpunkt  war  der  1.  October  188-1. 
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Ist  ein  Mitglied  des  Staatseisenbahnrathes  verbindert,  an  der  an- 
beraumten Sitzung  theilzunebmen,  so  hat  dasselbe  sein  Ausbleiben  umgehend 
dem  Handelsminister  anzuzeigen,  welcher  sodann  die  Einladung  des 
etwa  für  dieses  Mitglied  ernannten  Ersatzmannes  verfügt. 

§  2. 

Der  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Staatseisenbahnrathes  steht 
dem  Handelsminister  zu,  als  dessen  Stellvertreter  im  Staatseisenbahnrath 
der  Präsident  der  Generaldirection  fungirt.  Im  Falle  der  Verhinderung 
des  Handelsministers  und  des  Präsidenten  wird  der  Vorsitzende  vom 
Handelsminister  bestimmt. 

Die  vom  Handelsminister  bestimmten  Organe  des  Handelsministeriums 
der  Generaldirection,  der  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen haben  an  den  Sitzungen  des  Staatseisenbahnrathes  theilzunehmen. 

Ueber  Veranlassung  des  Vorsitzenden  können  zu  den  Sitzuugen 
des  Staateisenbahnrathes  auch  Sachverständige,  welche  nicht  Organe 
der  Staatseisenbahnverwaltung  sind,  beigezogen  werden.  (§  20  der  Or- 
ganisation.) 

Die  Sitzungen  des  Eisenbahnrathes  sind  nicht  öffentlich. 

§  3. 

Der  Vorsitzende  eröffnet  und  leitet  die  Berathung,  bestimmt 
die  Reihenfolge  der  Verhandlungsgegenstände,  veranlasst  die  Abstimmung 
und  bezeichnet  jene  Gegenstände,  welche  geheim  zu  halten  sind. 

Er  schliesst  die  Sitzung  und  bestimmt,  falls  der  Umfang  der  Be- 
rathungsgegenstände  es  nothwendig  macht,  die  Sitzung  an  einem  der 
nächstfolgenden   Tage  fortzusetzen,  den  Zeitpunkt  dieser  Fortsetzung. 

§  4. 

Anträge  einzelner  Mitglieder  rücksichtlich  der  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Eisenbahnen,  oder  solche  Anträge,  welche  sich  auf  andere 
Eisenbahnen  und  auf  das  Eisenbahnwesen  überhaupt  beziehen  (§  19 
der  Organisation  vorletzter  uud  letzter  Absatz),  sind  unter  Angabe  der 
Motive  schriftlich  mindestens  acht  Tage  vor  Beginn  der  Sitzung  dem 
Handelsminister  bekannt  zu  geben. 

Anträge,  welche  später  eingebracht  werden,  sind  dann  in  Ver- 
handlung zu  ziehen,  wenn  selbe  von  mindestens  fünf  Mitgliedern  des 
Staatseisenbahnrathes  unterstützt  werden. 

Dasselbe  gilt  von  den  seitens  einzelner  Mitglieder  gestellten  An- 
fragen (§19  der  Organisation,  vorletzter  Absatz),  sofern  die  Anfrage  sich 
nicht  auf  den  in  Verhandlung  stehenden  Gegenstand  der  Tagesordnung 
bezieht,  in  welchem  Falle  dieselbe  womöglich  sofort  zu  beantworten  ist. 
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§  5 

Ueber  Beschluss  des  Staatseisenbahnrathes  können  einzelne 
Berathungagegenstände,  vor  Abgabe  des  Gutachtens,  einem  biezu  ge- 
wählten Mitgliede  oder  Comitö  znr  Vorprüfung  überwiesen  werden, 
welches  sohin  dem  Staatseisenbahnrathe  mündlich  oder  schriftlich  zu 
berichten  hat.  Jedes  derartige  Comite"  kann  für  die  jeweilige  Functions- 
dauer  des  Staatseisenbahnrathes  bestellt  und  unmittelbar  vor  der  Er- 
öffnung der  Semestraisitzungen  behufs  Vorberathung  der  Vorlagen  ein- 
berufen werden. 

Ben  Comiteberathungen  wohnen  über  Einladung  die  vom  Handels- 
minister zu  bestimmenden  Organe  bei. 

Sachverständige,  welche  nicht  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes 
sind,  können  den  Comiteberathungen  nur  im  Einverständnisse  mit  dem 
Vorsitzenden  beigezogen  werden. 

Dem  zur  Vorprüfung  eines  Berathungsgegenstandes  gewählten 
Mitgliede  oder  Comite*  sind  alle  geforderten  Auskünfte  zu  ertheilen,  und 
sind  dieselben  thunlichst  in  ihren  Aibeiten  zu  unterstützen.  Die  be- 
treffenden Anträge  sind  in  entsprechender  Weise  rechtzeitig  zur  Kennt- 
niss   der  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes  zu  bringen. 

Der  Vorsitzende  des  Staatseisenbahnrathes  wird  dem  gewählten 
Mitgliede  oder  Comitö  jene  Gegenstände,  welche  geheim  zu  halten 
sind,  bezeichnen. 

In  der  Regel  sind  alle  Vorlagen  vor  ihrer  Berathung  den  Mit- 
gliedern des  Staatseisenbahnrathes  mitzutheilen.  Wenn  dies  ausnahmsweise 
nicht  der  Fall  ist,  so  hat  der  Vorsitzende  bei  der  Verhandlung  des  be- 
treffenden Gegenstandes  diese  Unterlassung  zu  motiviren. 

§  6. 

Der  Staatseisenbahnrath  erstattet  sein  Gutachten  auf  Grund  der 
mit  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  gefassten  Beschlüsse 
(§  20  der  Organisation). 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Staatseisenbahnrathes  ist  die  Anzahl 
von  mindestens  zwanzig  Mitgliedern  erforderlich. 

Wenn  sich  bei  der  Abstimmung  über  einen  gestellten  Antrag 
Stimmengleichheit  ergiebt,  gilt  derselbe  als  gefallen. 

Bei  den  Comiteberathungen  hat  der  Vorsitzende  an  der  Abstim- 
mung nicht  theilzunehmen,  sondern  nur  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
zu  dirimiren. 

§  7- 

Ueber  die  Sitzungen  sind  durch  die  von  dem  Vorsitzenden  be- 
stimmten Organe  Protokolle  aufzunehmen,  welche  in  gedrängter  Fassung 
den  Gang  der  Verhandlung  darzustellen  haben. 

Die  Gegenstände  der  Tagesordnung,  sowie  die  gefaBsten  Beschlüsse 
sind  wörtlich  anzuführen. 
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Bei  den  Abstimmungen  ißt  das  Stimmenverbältnis6  ersichtlich 
zu  machen. 

Von  dem  gefassten  Beschlüsse  abweichende  Ansichten  sind  über 
Verlangen  der  Stimmführer  in  das  Protokoll  aufzunehmen  (§  20  der 
Organisation,  Schlussabsatz). 

Schriftliche  Separatvota  sind  dem  Protokolle  als  Beilagen  anzu- 
schliessen  und  im  Protokolle  zu  erwähnen. 

Das  Protokoll  gilt  als  genehmigt,  wenn  bei  Verlesung  desselben 
am  Schlüsse  der  Sitzung  oder  binnen  acht  Tagen  nach  Zustellung  des 
Entwurfes  keine  Berichtigung  verlangt  wird. 

§  8. 

Die  Protokolle  werden  durch  die  „Wiener  Zeitung"  und  das 
„Centralblatt  für  Eisenbahnen"  veröffentlicht. 

Inwieweit  die  Veröffentlichung  einzelner  Beschlüsse  aus  geschäft- 
lichen Rücksichten  zu  unterbleiben  hat,  bestimmt  der  Vorsitzende. 

Dem  Staatseisenbahnrathe  wird  bei  Beginn  jeder  Sitzungsperiode 
von  dem  Vorsitzenden  eingehende  Mittheilung  gemacht: 

1.  Ueber  die  seitens  der  k.  k.  Generaldirectiou  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  beziehungsweise  des  k.  k.  Handelsministeriums  erfolgte 
Schlussfassung  in  Betreff  der  vom  Staatseisenbahnrathe  in  seiner  voraus- 
gegangenen Sitzungsperiode  gefassten  Beschlüsse; 

2.  über  alle  seit  der  letzten  Sitzungsperiode  getroffenen  Ver- 
fügungen, sofern  selbe  wegen  besonderer  Dringlichkeit  ohne  vorher- 
gegangene gutächtliche  Aeusserungen  des  Staatseisenbahnrathe«  getroffen 
werden  mussten  und  Gegenstände  behandelten,  die  nach  §  lb  der 
Organisation  in  den  Wirkungskreis  des  Staatseisenbahnrathes  fallen. 

7.  Verordnung  des  Handelsministers  vom  15.  Juli  1884, 

R.  G.  Bl.  Nr.  122, 

betreffend  die  Regelung  der  Beziehungen  der  Generaldircction  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  zur  Uenerallnspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

In  Ausführung  des  §  9  der  mit  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  23.  Juni  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  103,  kundgemachten 
Organisation  der  Staatseisenbahnverwaltung  in  den  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  werden  in  Absicht  auf  die  Regelung 
der  Beziehungen  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen zur  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
die  nachstehenden  Anordnungen  getroffen. 

§  *• 

Aus  dem  mit  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  26.  August 
1875,    R.   G.  Bl.  Nr.   116,    normirten  Wirkungskreise   der  General- 
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inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  entfallen  in  den  dienst- 
lichen Beziehungen  derselben  zur  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  alle  Amtshandlungen  und  Agenden,  welche  nicht  aus- 
drücklich in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851, 
R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  oder  in  anderen  Gesetzen  der  General - 
inspection  auch  gegenüber  den  Staatseisenbahnen  vorbehalten  sind  und 
gemäss  §  8  der  oberwähnten  Organisation  mit  der  Handhabung  der 
Sicherheit  und  Ordnung  des  Bahnbetriebes  nicht  im  Zusammenhange  stehen. 

Insbesondere  findet  eine  Prüfung  und  Ueberwachung  der  ökono- 
mischen Gebarung  der  Generaldirection  durch  die  Generalinspection 
nicht  statt. 

§  2- 

Der  Generalinspection  obliegt  nach  Maassgabe  des  §  8  der  Organi- 
sation der  Staatseisen  bahn  Verwaltung  auch  fernerhin: 

a)  die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  der  Bahnlinien  sammt  Zugehör, 

b)  die  Aufsicht  über  die  Instandhaltung  der  Fahrbetriebsmittel, 

c)  die  Ueberwachung  des  technischen  Betriebes,  des  Signal-  und  des 
Transportwesens  und 

d)  die  Aufsicht   über  die  Bahnbeamten  und  Diener  im  Sinne  der 
Eisenbahnbetriebsordnung. 

§  3. 

Die  Generaldirection  ist  befugt,  soferne  nicht  im  einzelnen  Falle 
die  Entscheidung  des  Handelsminiaters  einzuholen  ist  (§  16  der  Or- 
ganisation der  Staatseisenbahnverwaltung),  die  bisher  in  Bezug  auf  die 
Bauausführung  nach  den  bestehenden  Vorschriften,  insbesondere  den 
Verordnungen  vom  25.  Jänner  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,  und  vom 
29.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  59,  dem  Handelsministerium,  beziehungs- 
weise der  Generalinspection  vorbehaltenen  Angelegenheiten  im  Namen 
des  Handelsminiaters  zu  entscheiden,  die  Einleitung  und  Vornahme  der 
diesfalls  vorgeschriebenen  Commissionen  zu  veranlassen  und  die  Aus- 
führung der  Bauarbeiten  sowohl  auf  den  im  Bau  befindlichen,  als  auch 
auf  den  im  Betriebe  stehendeu  Linien  zu  überwachen. 

Bei  den  bezüglichen  Commissionen  hat  jedoch  nach  wie  vor  ein 
Vertreter  der  Generalinspection  zu  interveniren  und  sind  deshalb  vor 
der  Abhaltung  der  betreifenden  Commission  die  bezüglichen  Acten  und 
Projectspläne  durch  einen  Zeitraum  von  14  Tagen  zur  Einsicht  der 
Generalinspection  bereitzuhalten. 

Die  Generaldirection  wird  die  Pläne  von  Herstellungen,  welchen 
eine  neue  Constructiousart  oder  ein  neues  System  zu  Grunde  Hegt,  der 
Generalinspection  zur  Begutachtung  übermitteln,  und  derselben  zur 
Evidenzhaltung  der  Bahneinrichtungeu  der  österreichischen  Eisenbahnen 
von  den  Ausführungsplänen  der  Stations-  und  Geleiseanlagen,  sowie 
der  sonstigen  Belriebsanlagen  neuer  Bahnlinien  je  eine  Copie  für  das 
Archiv  zur  Verfügung  stellen. 
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Die  im  Archive  der  Generalinspection  bereits  vorhandenen  Pläne 
von  solchen  Anlagen  sind  durch  die  Generaldirection  im  ersten  Monate 
jedes  Jahres  durch  Einzeichnung  der  im  Laufe  des  Vorjahres  erfolgten 
Aenderungen  in  Uebereinstimmungmit  dem  factischen  Bestände  zu  bringen. 

Die  Generaldirection  ist  ferner  ermächtigt,  beim  commerciellen 
und  technischen  Betriebe  nach  Maassgabe  der  obwaltenden  Verhältnisse 
und  eventuell  nach  eingeholter  Genehmigung  des  Handelsministers  alle 
jene  Ausnahmen  und  Erleichterungen  einzuführen,  beziehungsweise  zu 
gewähren,  rücksichtlich  welcher  in  den  bestehenden  Vorschriften,  und 
zwar  insbesondere  im  Eisenbahn-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1874, 
B.  G.  Bl.  Nr.  75,  in  den  Grundzügen  der  Vorschriften  in  den  Ver- 
kebrsdienst  auf  Eisenbahnen  mit  normalem  Betriebe  (Handelsmini sterial- 
erlass  vom  18.  October  1876,  Z.  30084),  in  der  Verordnung  des 
Handelsministeriums  vom  12.  März  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  38,  betreffend 
die  Veröffentlichung  von  Refactien  und  sonstigen  Begünstigungen  im 
G Uterverkehre  auf  Eisenbahnlinien,  in  der  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  31.  December  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  3,  womit  die 
vorerwähnte  Verordnung  vom  12.  März  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  38,  ab- 
geändert wird,  dann  in  den  Grundzügen  der  Vorschriften  für  den 
Betrieb  auf  Localbahnen  (Handelsministerialerlass  vom  1.  August  1883, 
Z.  24932)  u.  s.  w.  dem  Handelsministerium,  beziehungsweise  der  General- 
inspection  die  Entscheidung  vorbehalten  ist;  die  Generaldirection  hat 
jedoch,  soferne  keine  andere  Bestimmung  getroffen  ist,  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  von  den  bezüglichen  Anordnungen  der  Generalinspection 
im  kurzen  Wege  Mittheilung  zu  machen. 

Ebenso  sind  die  nach  vorherigem  Einvernehmen  mit  der  Postverwaltung 
festgestellten  Fahrordnungen,  die  Tarife  für  den  Personen-  und  Güter- 
verkehr sammt  den  einschlägigen  Kundmachungen  und  Nachträgen, 
die  Dienstbefehle,  welche  tarifarische  Anordnungen  enthalten,  dann  die 
Gewährung  von  Refactien  und  sonstigen  Begünstigungen  im  Güter- 
verkehre, welche  nicht  zur  Veröffentlichung  gelangen  und  an  welchen 
auch  PrivateiseubahngeBellschaften  betheiligt  sind,  rechtzeitig  der  General- 
inspection mitzutheilen. 

Desgleichen  sind  der  Generalinspection  die  Vereinbarungen  mit 
in-  oder  ausländischen  Bahnverwaltungen,  welche  über  Iustradirungen, 
Verkehr6theilungen  oder  tarifarische  Angelegenheiten  im  Allgemeinen 
getroffen  werden,  dann  die  AntheiUtabellen,  sowie  alle  jene  Refactien, 
welche  nur  die  Staatsbahnlinien  betreffen  und  nach  der  von  der  General- 
direction getroffenen  Entscheidung  nicht  zur  Publication  gelangen,  be- 
kannt zu  geben. 

§  4. 

Alle  Angelegenheiten  des  Eisenbahnwesens,  welche  nach  einheit- 
lichen Vorschriften  für  sämmtliche  österreichische  Eisenbahnen  zu  regeln 
sind,  werden  im  Handelsministerium,  beziehungsweise  von  der  General- 
inspection behandelt;  jedoch  ist  in  solchen  Fällen  vorher  die  Aeusserung 
der  Generaldirection  einzuholen. 
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§  5. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  1.  August  1884  in 
Wirksamkeit. 

Pino  m.  p. 

Anbang. 

Entwicklung  des  der  lt.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen unterstellten  Bahnnetzes. 

Die  mit  1.  August  1884  errichtete  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  übernahm  zunächst  die  bereits  unter  der 
Leituug  der  mit  1.  Jänner  1882  organisirten  k.  k.  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb gestandenen  Bahnlinien. 

Zu  dem  Betriebsgebiete  der  genannten  k.  k.  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb gehörten! 

Ab  I.  Jänner  1882:  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  uud  Braunau- 
Strasswalchener  Eisenbahn;  dazu 

ab  I.  Mai  1882:  Localbahn  Vöcklabruck- Kammer; 

ab  I.  Juli  1882:  Kronprinz  Rudolf-Bahn  (nebst  Montanbahnen 
Zeltweg-Fohnsdorf  und  Mösel-Hüttenberg),  Staatsbahn  Tarvis-Pontafel, 
Vorarlberger  Bahn,  Niederösterreichische  Südwestbahnen  und  Donau- 
uferbahn ; 

ab  I.  Jänner  1883:  Istrianer  Staatsbahn  Divacca-Pola  nebst 
Fitigel  Canfanaro  Rovigno; 

ab  I.  April  1883:  Dalmatiner  Staatsbahn  Spalato-Siveriö  nebst 
Flügel  Perkovie-Sebenico; 

ab  I.  Juli  1883:  Theilstrecke  Innsbruck-Landeck  der  Arlbergbahn ; 

ab  23.  August  1883:  Localbahn  Wittmannsdorf- Ebenfurth  ; 

ab  I.  Jänner  1884*.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin; 

ab  I.  Mai  1884:  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn; 

ab  I.  Juli  1884:  Pilsen-Prieöener  Bahn,  Dux-Bodenbacher  Eisen- 
bahn, Prag-Duxer  Eisenbahn. 

Weiters  übernahm  sodann  die  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  die  nachstehend  angeführten  Bahnlinien  in 
Betrieb: 

Ab  I.  August  1884:  Dniesterbahn,  Tarn6w-Lelucb6wer  Bahn, 
Erzherzog  Albrecht-Bahn,  Localbahn  Dolina-Wygoda  und  Mährische 
Grenzbahn;  ferner  Abzweigung  Oswiecim-Pödgörze  der  galizischen  Traus- 
vcrsalbahn; 

ab  20.  August  1884:  Theilstrecke  Grybow-Zagörz  der  galizischen 
Trausversalbahn; 

ab  21.  September  1884:  Theilstrecke  Laudeck-Bludeuz  der  Arl- 
liergbahn; 

ab  I.  November  1884:  Theilstrecke  Stauislau-Buczacz  der  gali- 
zischen Transversalbahn ; 

ab  3.  November  1884:  Abzweigung  SaybuBch-Zwardon  der 
galizischen  Transversalbahn; 
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ab  16.  December  1884:  Theilstrecke  Saybusch-Neusandez  der 
galtzischen  Transversalbahn ; 

ab  22.  December  1884:  Abzweigung  Sucba-Skawina  der  gali- 
zischen  Transversalbahn ; 

ab  31.  December  1884:  Theilstrecke  Buczacz-Husiatyn  der 
galizischen  Traus versalbahn ; 

ab  8.  April  1885:  Flügel  Zagorzany  Gorlice  der  galizischen  Trans- 
versalbahn ; 

ab  3.  August  1885:  Localbahn  St.  Pölten-Tulln  der  Oester- 
reichischen Localeisenbahngesellschaft ; 

ab  26.  September  1885:  Localbahn  Asch-Rossbach; 

ab  I.  October  1885:  Localbahn  Fehring-Fürstenfeld: 

ab  20.  August  1886:  Localbahn  Wels-Aschach; 

ab  I.  Jänner  1887:  Localbabnen  Ellbogen-Neusattel,  Cbodau-Neu- 
deck,  Kaschitz-Schönhof-Radonitz,  Nusle-Modran,  Böhmisch-Leipa-Niemes 
und  Olmtitz-Czellechowitz  der  österreichischen  Localeisenbahngesellschaft; 

ab  I.  März  1887:  Localbahn  Potscherad-Wurzmes; 

ab  5.  April  1887:  Staatsbahn  Stryj-Beskid; 

ab  6.  Juli  1887:  Istrianer  Staatsbahn  Herpelje-Triest; 

ab  3.  November  1887:  Theilstrecke  Iglau-Wessely  der  böhmisch- 
mährischen Transversalbahn ; 

ab  26.  Februar  1888:  Localbahnstrecke  Nieder-Lindewiese- 
Ziegenhals  der  österreichischen  Localeisenbahngesellschaft; 

ab  7.  Juni  1888:  Dalmatiner  Staatsbahn  Siveric-Knio ; 

ab  I.  October  1888:  Localbahnstrecke  Hannsdorf-Nieder-Lindewiese 
der  österreichischen  Localeisenbahngesellschaft;  Theilstrecken  Horazdowic- 
Klattau  und  Janovic-Taus  der  böhmisch-mährischen  Transversalbahn; 

ab  17.  December  1888:  Theilstrecke  Ober-Cerekwe — Tabor 
der  böhmisch-mährischen  Transversalbahn; 

ab  I,  Jänner  1889:  galizische  Strecke  der  Ersten  ungarisch- 
galizischen  Eisenbahn,  steierische  Strecke  der  Ungarischen  Westbahn, 
Staatsbahnen  Unter-Drauburg — Wolfsberg  Mürzzuschlag -Neuberg,  Kriegs- 
dorf-Römerstadt und  Erbersdorf- Würbenthai; 

ab  I.  Juli  1889:  österreichische  Linien  der  Lemberg  Czernowitz 
Jassy-Eisenbahn,     Eisenbahn  Lembcrg-BeJzec   (Tomaszöw),  Kolomeaer 
Localbahnen,   Bukowinaer  Localbabnen  Czernowitz-Nowosielica,  Hatna- 
Kimpolung  und  Hliboka-Berhoineth  mit  Abzweigung  Karapcziu-Czudin; 

ab  16.  Juli  1889:  Localbabnen  Herzogenburg- Krems  und  Haders 
dorf-Sigmundsberberg-riorn  der  österreichischen  Localeisenbahngesellschaft; 

ab  28.  Juli  1889:  Localbahn  (iloisdorf-Weiz; 

ab  I.  September  1889:  Mährische  Westbahn  (Prossnitz-Triebitz 
mit  Flügeln  Kornitz-Opatowitz  und  Kostelez  Czellechowitz) ; 

ab  17. November  1889:  Bukowinaer  Localbahn  Hadikfalva-Radautz; 

und 

ab  21.  November  1889:  Theilstrecke  Tabor-Pia.-k-Rnzice  der 
böhmisch-mährischen  Tranaversalbahn. 
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IL  ABSCHNITT. 


Gemeinsame  Privatbahnen, 
deren  Linien  theils  in  Oesterreich,  theils  in  Ungarn  gelegen  sind. 

A.   Allgemeine  Bestimmungen. 

Ii.  Priv.  Oesterreichisch-  Ungarische  Staatseisenbahngesellschaft. 

[I.  Oesterreichische  Linien:  a)  Altes  Netz,  österreichischer  Theil 
h)  Ergiinzungsnetz ;  c)  Brünn-Rossitzer  Bahn;  d)  Localbahnen;  e)  Ueber- 
einkommen  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  vom  12.  November  1882. 

II.  LTngarische  Linien:  a)  Altes  Netz,  ungarischer  Theil;  l>)  Neue  Linien: 
c)  8ecundärbahnen;  J)  Uebereinkommen  mit  der  königl.  ungarischen  Regie- 
rung vom  8.  Juni  1882.  III.  Statuten.] 

C.  K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft.   [I.  Hauptnetz;   II.  Localbahnen; 

III.  Statuten  ] 

D.  K.  k.  prir.  Kaschan-Oderberger  Eisenbahn.  (I.  Hauptlinie;  II.  Ep  crie  s- 

Tarit«'.\ver  Bahn;  III.  Statuten.] 

Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahn.  [I.  Galizisohe  Linie:  II.  Un- 
garische Linie;  III.  Statuten.] 

Ungarische  Westbahn.  [I.  Stcierisohe  Linie;  II.  Ungarische  Linie; 
III.  Statuten.] 


Die  RechLurkunden  der  i}»terr.  Ki»enb»hnen  1. 
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A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Provisorisches  Uebereinkommen  zwischen  den  beiden 
Regierungen  Seiner  k.  nnd  k.  Apostolischen  Majestät  in 
Betreff  der  Eisenbahnen,  dto.  Wien,  29.  Jnli  nnd  Ofen, 
21.  August  1868,  Centralblatt  Nr.  37. 

In  Gemässheit  dea  §  7  des  Gesetzes  vom  24.  Daceraber  1867, 
in  Betreff  der  Beitragsleistung  der  Länder  der  ungarischen  Krone  zu 
den  Lasten  der  allgemeinen  Staatsschuld  (R.  6.  Bl.  vom  9.  Jänner 
1808,  Nr.  3)  und  des  analogen  ungarischen  Gesetzartikels  XII,  §  65, 
vom  Jahre  1867,  dann  auf  Grund  des  Artikels  VIII  des  für  beide 
Staatsgebiete  gleichlautenden  Gesetzes  vom  24.  December  1867,  be- 
treffend das  Zoll-  und  Handehbtindniss  zwischen  den  Regierungen  beide  r 
Staatsgebiete  (R.  G.  Bl.  vom  9.  Jänner  1868,  Nr.  4>,  wird  festgesetzt: 

Der  hier  citirte  §  7  des  Gesetzes  vom  24.  December  1867  lautet: 
§  7.  Was  die  Verbindlichkeiten  anbelangt,  die  aus  den,  den  Eisenbahngesell- 
schafteu  zustehenden  vertragsraässigen  Garantien  hervorgehen,  so  sind  dieselben 
von  derjenigen  Reichshälfte,  auf  deren  Territorium  die  betreffende  Eisenbahn  liegt 
zu  tragen,  wohingegen  dieser  Reichshälfte  auch  die  Rückzahlungen  zugewiesen 
werden,  welche  etwa  von  der  betreffenden  Gesellschaft  auf  die  bis  nun  erhaltenen 
Vorschüsse  werden  geleistet  werden. 

In  Betreff  der  beide  Reichshälften  durchschneidenden  Eisenbahnon,  nament- 
lich der  Südbahn,  der  Staatsbahngesellschaft  und  der  zu  erbauenden  Kaschau- 
Oderberger  Bahn,  dann  der  Donau-Dampfschiffahrtsgescllschaft  soll  ein  besonderes 
Uebereinkommen  getroffen  werden. 

Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  vom  Jahre  1867  lautete: 
Artikel  VIII.  Die  bestehenden  Eisenbahnen  sollen  in  beidon  Ländergebieten 
nach  gleichartigen  Grundsätzen  verwaltet  und  neu  herzustellende  Bahnen,  inso- 
weit es  das  Interesse  des  gegenseitigen  Verkehres  erheischt,  nach  gleichartigen 
Bau-  und  Betriebsnormen  eingerichtet  werden. 

15» 
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Insbesondere  sollen  die  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  6.  November  1851 
und  das  Eisenbahnbetriebsreglemont  vom  30.  Juni  1863  in  beiden  Ländergebieten 
unverändert  beobachtet  werden,  insolange  sie  nicht  im  gegenseitigen  Einver- 
nehmen und  in  einer  für  beide  Theile  gleichartigen  Welse  abgeändert  sein  werden. 

Siehe  die  Bemerkung  bei  §  7. 

§  1- 

Das  staatliche  Hoheitsrecht,  die  staatliche  Oberaufsicht  und  alle 
Regierungshandlungen  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  werden  unter  den 
in  den  Gesetzen  begründeten  Beschränkungen  von  derjenigen  Regierung 
ausschliesslich  geübt,  in  deren  Gebiete  sich  die  Bahnlinien  befinden. 

§  2. 

Hinsichtlich  derjenigen  Bahuanstalten,  deren  Linien  beide  Theile 
der  Monarchie  durchziehen  (gemeinsame  Eisenbahnen),  übt  das  Ver- 
fügungsrecht unter  den  in  diesem  Uebereinkommen  festgesetzten  Be- 
dingungen jede  der  beiden  Regierungen  nur  rücksichtlich  desjenigen 
Theiles  der  Bahnen  selbständig  und  ausschliesslich  aus,  welcher  in  ihrem 
Gebiete  sich  befindet. 

Rücksichtlich  der  gemeinsamen  Eisenbahnen  werden  jedoch  Maass- 
nahmen,  welche  die  Geldkräfte  oder  den  Credit  derselben  im  höheren 
Maasse  in  Anspruch  nehmen,  als:  Leguug  von  Doppel-  und  Stations- 
Geloisen,  Vermehrung  des  Fahrparkes,  Errichtung  von  Magazinen  und 
dergleichen  von  jedem  Fachministerium  nur  im  Einvernehmen  mit  dem 
anderen  getroffen. 

§  3- 

Wenn  neue  gemeinsame  Eisenbahnen  ins  Leben  gerufen  werden 
sollen,  so  ist  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  sowohl,  wie  auch  die 
Bau-  und  Betriebsconcession  gleichzeitig  bei  beiden  Regierungen  anzu- 
suchen. 

Die  Bestimmung  der  Anlage,  sowie  die  Bedingungen  der  Con- 
cessiouiiung,  und  der  für  solche  Unternehmungen  etwa  zu  gewährenden 
Begünstigungen  werden  vor  deren  verfassungsmässigen  Behandlung  einer 
Vereinbarung  zwischen  beiden  Regierungen  unterzogen. 

Die  Concessionsurkunde  wird  für  jedes  Gebiet,  von  der  betreffenden 
Regierung  abgesondert  aufgestellt. 

§  4. 

Zur  Anbahnung  und  Erleichterung  der  im  £  .'!  erwähnten  Ver- 
einbarung werden  sich  die  beiden  Fachministerien  gegenseitig  Mit- 
theilung über  ertheilte  Vorcouce.v,ionen  bezüglich  jener  B/ihtilinien 
machen,  welche  zur  gemeinschaftlichen  LiuJesgrenze  oder  entlang  der- 
selben geführt  werden  sollen. 

Der  Anschluespunkt  für  eine  Eiseubahu,  welche  diese  Grenze 
überschreiten  soll,  wird  von  beiden  Fachministerien  im  Einvernehmen 
mit   den   hiezu   berufenen    anderen  Ministerien    auf  Grundlage   des  Er- 
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gebnisses  einer  gemeinschaftlich  einzuleiter  den  technisch-militärischen 
Recognoscirung  der  projectirten  Trace  festgestellt. 

Bei  der  erwähnten  Recognoscirung  soll  es  dem  Vertreter  jedes 
Fnchministeriums  gestattet  sein,  an  der  Begehung  der  Strecke  jenseits 
•der  Grenze  Theil  zu  nehmen. 

§  5. 

Bei  gemeinsamen  Eisenbahnen  ist  für  die  Bahnabtheilung  in 
jenem  Staatsgebiete,  in  welchem  sich  der  Sitz  der  betreffenden  Ge- 
sellschaft oder  ihrer  Centraiverwaltung  nicht  befindet,  auf  Verlangen 
der  betreffenden  Regierung  ein  besonderes,  mit  den  entsprechenden 
Vollmachten  und  Einrichtungen  versehenes  Verwaltungsorgan  (Betriebs- 
direction  oder  Betriebsinspectorat)  für  den  technischen  und  commerciellen 
Betrieb  aufzustellen. 

§  6. 

In  Betreff  des  staatlichen  Heimfallsrechtes  wird  bei  gemeinsamen 
Eisenbahnen  bestimmt,  dass,  insoferne  die  betreffenden  Goncessionen 
hierüber  keine  abweichenden  Bestimmungen  enthalten,  die  Bahnstrecke 
und  da?  6ämmtliche  unbewegliche  Vormögen  dieser  Eisenbahnen  jenem 
Staatsgebiete  anheimfallen  sollen,  auf  welchem  dieselben  gelegen  sind. 

Das  bewegliche  Vermögen  dieser  Bahnanstalten  hingegen,  welches 
auf  Grund  der  Gesetze  oder  der  Concessionsbestimmungen  Gegenstand 
des  Heimfallsrechtes  bildet,  wird  zwischen  beiden  Staatsgebieten,  inso- 
ferne eine  inventarmässige  Trennung  nicht  bereits  während  des  Be- 
triebes bestanden  hat,  im  Verhältnisse  des  durchschnittlichen  Brutto- 
ertrages per  Meile  in  den  letzten  fünf  Jahren  vertheilt. 

§  7« 

Nach  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Haudelsbündnisses  sollen  die 
bestehenden  Eisenbahnen  in  beiden  Ländergebieten  nach  gleichartigen 
Grundsätzen  verwaltet  und  neu  herzustellende  Bahnen,  insoweit  es 
das  Interesse  des  gegenseitigen  Verkehres  erheischt,  nach  gleichartigen 
Bau-  und  Betriebsnormen  eingerichtet  werden. 

Insbesondere  sollen 

a)  die  Eisenbahnbetriebsordnuug  vom  16.  November  1851,  und 

b)  das  Eisenbahnbetriebsreglement  vom  30.  Juni  1863  in  beiden 
Ländergebieten  unverändert  beobachtet  werden,  insolange  sie 
nicht  im  gegenseitigen  Einvernehmen  und  in  einer  für  beide  Theile 
gleichartigen  Weise  abgeändert  sein  werden. 

Da  die  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden  Aenderung  der 
Betriebsordnung  und  des  Reglements  allseitig  auerkannt  wird,  soll  zur 
gemeinschaftlichen  Ausarbeitung  geeigneter  Eutwürfe  so  bald  als  möglich 
geschritten  werden. 

Artikel  VIII  des  Zoll-  und  HandelsbQndnisses  lautet  nunmehr  in  der  durch 
das  mit  dem  Ung.  Ges.  Art.  XX — 1878  gleichlautende  Gesetz  vom  27.  Juni 
1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  62  festgesetzten  und  laut  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1881 
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11.  G.  Bl.  Nr.  48,  gleichlautend  mit  dem  Ung.  Ges.  Art.  XXIV— 1887  unverändert 
gebliebenen  Fassung  wie  folgt: 

Artikel  VIII.  Die  bestehenden  Eisenbahnen  sollen  in  beiden  Landergebieten 
nach  gleichartigen  Grundsätzen  verwaltet  und  neu  herzustellende  Bahnen,  insoweit 
es  das  Interesse  des  gegenseitigen  Verkehres  erheischt,  nach  gleichartigen  Bau- 
und  Betriebsnormen  eingerichtet  werden.  Insbesondere  sollen  die  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  IC.  November  1851  sammt  zugehörigen  Nachtragsbestimmungcn  und 
das  am  10.  Juni  1874  eingeführte  Eiscubahnbetriebsregleraent  in  beiden  Länder- 
gebieten unverändert  beobachtet  werden,  insolange  sie  nicht  im  gegenseitigen 
Einvernehmen  und  in  einer  für  beide  Thoile  gleichartigen  Weise  abgeändert  sein 
werden. 

Die  Regelung  des  Baues  und  des  Betriebes  von  Localbahnen  bleibt,  inso- 
ferne  derartige  Bahnen  die  Grenzen  des  Ländergebietes  nicht  überschreiten,  jedem 
der  beiden  Ländergebiete  selbständig  vorbehalten. 

§  8. 

Beide  Regierungen  vereinigen  sich  zu  dem  Zwecke,  eine  möglichste 
Ermässigung  der  Personen-  und  Frachtentarife  im  Iuteresse  des  Handels, 
der  Industrie  und  Landwirtschaft  auzubahuen.  Insbesondere  soll  für 
gemeinsame  Bahnlinien  auf  die  Aufstellung  einheitlicher  Tarif  bestim- 
mungen hingewirkt  werden. 

§  9. 

Für  gemeinsame  Eisenbahnen  sollen  gleiche  Dienstvorschriften 
und  Instructionen  für  die  Strecken  in  beiden  Staatsgebieten  eingeführt 
werden,  und  demnach  der  einverständlichen  Genehmigung  beider  zu- 
ständigen Behörden  unterlieget]. 

Die  betreffenden  Bankanstalten  sind  gehalten,  die  bezüglichen 
Vorlagen  an  die  betreffenden  Behörden  in  beiden  Staatsgebieten  zu 
machen. 

§  10. 

Die  Genehmigung  der  Fahrpläne  für  gemeinsame  Bahnlinien  steht 
für  die  Theilstrecke  in  jedem  Staatsgebiete  der  betreffenden  Aufsichts- 
behörde im  Einverständnisse  mit  der  Postbehörde  (Poat-Cours-Bureau) 
zu.  Die  Entwürfe  sind  daher  von  der  Bahnaustalt  beiden  Aufsichts- 
behörden mitzutheilen. 

Waltet  gegen  die  Genehmigung  des  Fahrplanes  in  einem  Theile 
ein  Anstand  ob,  so  haben  sich  die  beiden  Aufsichtbbehörden  unter  sieb 
und  mit  der  Bahnanstalt  sofort  ins  Einvernehmen  zu  Betzen.  Kann  eiue 
Einigung  nicht  erzielt  werden,  so  bleibt  die  Entscheidung  den  Fach- 
ministerien vorbehalten. 

Jedes  Fachministerium  wird  Sorge  tragen,  dass  das  andere  von 
allen  Tarifen,  Fahrplänen  und  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  oämmt- 
Jicher  Eisenbahnen  eines  Staatsgebiet  ce  Kenntniss  erlangt. 
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Dieselben  werden  sich  auch  die  statistischen  Nachweisungen  über 
den  Stand  der  Fahrbetriebsmittel,  dann  über  Achsbrüche  nach  einem 
zu  vereinbarenden  Formulare  periodisch  inittheilen. 

§  12. 

Die  Erhebungen  über  Bahnunfälle  werden  von  der  Aufsichts- 
behörde jenes  Staatsgebietes  gepflogen,  auf  welchem  sich  der  Unfall 
ereignet  hat.  Es  ist  jedoch  den  mit  der  Untersuchung  betrauten  Organen 
gestattet,  das  beim  Unfälle  betheiligte  und  etwa  innerhalb  des  anderen 
Staatsgebietes  stationirte  Personale  an  seinem  jeweiligen  Standorte 
jederzeit  einzuvernehmen.  Hierüber  ist  jedesmal  die  Mittheilung  an  die 
betreffende  Aufsichtsbehörde  zu  machen,  welche  jede  zur  Erhebung  des 
Falles  nöthige  Unterstützung  zu  leihen  hat. 

§  13. 

Eine  länger  andauernde  Abziehung  der  Fahrbetriebsmittel  der 
Linien  des  einen  Staatsgebietes  zur  Benützung  auf  jenen  des  anderen 
Staatsgebietes  kann,  insoferne  selbe  nicht  in  dem  wechselseitigen 
Wagenbentitzungscartell  begründet  ist,  nur  mit  Zustimmung  der  betreffenden 
Aufsichtebehörde  stattfinden. 

§  14. 

Beide  Regierungen  veranlassen  die  Bildung  eines  Eisenbahn- 
verbandes zwischen  sämmtlichen  Eisenbahnunternehmungen  beider  Staats- 
gebiete, dessen  Aufgabe  in  einem  besonders  zu  vereinbarenden  Statute 
festgestellt  werden  soll. 

Insbesondere  soll  von  diesem  Eisenbahnverbande  auch  eine  die 
sämmtlichen  Eisenbahnen  beider  Staatsgebiete  umfassende  Eisenbahn  - 
Btatistik  nach  einem  mit  beiden  Regierungen  zu  vereinbai  enden  Rubriken- 
schema jährlich  hinausgegeben  werden. 

Wien,  29.  Juli,  Ofen  21.  August  1868. 

2.  Gesetz  vom  27.  Juni  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  GS, 

wodurch  das  Ministerium  der  Im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  zum  Abschlüsse  einer  Vereinbarung  wegen  Durchführung  der  Be- 
stimmungen des  Artikels  XX  des  Zoll-  und  Handelsbiimliiisscs  mit  dem 
Ministeriuni  der  Lander  der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen wie  folgt: 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari- 
schen Krone  ein  Uebereinkommen  abzuschliessen,  welches  gleichzeitig 
mit  dem  Zoll-  und  Handelsbündnisse  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat  und 
wonach  für  die  Ausübung  der  im  Artikel  XX  dieses  Bündnisses  ver- 
einbarten Berechtigung  der  in  einem  der  beiden  Lündergebiete  gesetz- 
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massig  errichteten  Actiengesellschaften  (Commanditgesellschaften  auf 
Actien),  Versicherungsgesellschaften  und  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften,  ihre  Wirksamkeit  auf  das  andere  Ländergebiet  aus- 
zudehnen und  Zweigniederlassungen  zu  errichten,  ausschliesslich  die 
folgenden  näheren  Bestimmungen  zu  gelten  haben: 

Artikel  XX  des  Zoll-  und  Haudelsbiindnisses  (Gesetz  vom  27.  Juni  1878, 
R.  G.  Bl.  Nr.  62,  ung.  Ges.  Art.  XX— 1878)  lautet: 

Artikel  XX.  Die  in  einem  der  beiden  Ländergebiete  gesetzmassig  erriohteten 
Actieugcsellschaften  (Commanditgesellschaften  auf  Actieu),  Versicherungsgesell- 
schaften und  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  sind  berechtigt,  ihre 
Wirksamkeit  auf  das  andere  Ländergebiet  auszudehnen  und  Zweigniederlassungen 
zu  gründen. 

Sie  sind  in  solchen  Fällen  den  einheimischen  Gesellschaften  und  Anstalten 
gleichgestellt  und  bezüglich  ihres  Geschäftsbetriebes  in  dem  anderen  Ländergebiete 
nur  denjenigen  Vorschriften  unterworfen,  welche  für  den  gleichartigen  Geschäfts- 
betrieb der  einheimischen  Unternehmungen  gelten. 

Ueber  die  Durchführung  dieser  Bestimmungen  werden  gleichzeitig  besondere 
Vereinbarungen  getroffen. 

Durch  S  2  des  mit  dem  ung.  Ges.  Art.  XXIV — 1887  gleichlautenden 
Gesetzes  vom  21.  Mai  1887,  R.  G.  Bl.  Xr.  48,  wurde  das  lelzte  Alinea  des  vor- 
stehenden Artikels  XX  gestrichen.  * 

§  1- 

Die  in  einem  der  beiden  Ländergebiete  gesetzmässig  errichteten 
Actiengesellschaften  (Commandirgesellscbaften  auf  Actien),  Versicherungs- 
gesellschaften und  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenscbaften,  welche 
in  dem  anderen  Ländergebiete  unter  eigener  Firma  durch  Zweignieder- 
lassungen Geschäfte  betreiben  wollen,  haben  vor  Beginn  des  Geschäfts- 
betriebes ihre  Firma  bei  jenem  Handelsgerichte  eintragen  zu  lassen, 
in  dessen  Sprengel  sie  eine  Zweigniederlassung  zu  errichten  beabsichtigen. 
Diese  ist  in  die  haudelsgorichtlichen  Register  auch  dann  aufzunehmen, 
wenn  die  Gesellschaft  keine  Handelsgeschäfte  betreibt. 

Vorstehende  Bestimmung  gilt  insbesondere  auch  von  jeder  Agentur 
mit  festem  Sitze,  welche  nicht  von  einer  in  dem  bezüglichen  Länder- 
gebietc  registrirten  Zweigniederlassung  abhängt. 

§  2. 

Die  Gesellschaft  muas  für  jede  Zweigniederlassung  in  dem  an- 
deren Ländergebiete  einen  Repräsentanten  bestellen,  welcher  daselbst 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  zu  nehmen  hat  und  mit  der  Befugnm 
versehen  sein  muss,  die  Gesellschaft  in  allen  gerichtlichen  und  ausser- 
gerichtlichen  Angelegenheiten,  die  sich  aus  dem  Geschäftsbetriebe  dieser 
Zweigniederlassung  ergeben,  zu  vertreten.  Die  Gesellschaft  hat  diese 
Rechtshandlungen  ihres  Vertreters  als  für  sie  bindend  anzuerkennen 
und  untersteht  bezüglich  derselben  den  Gerichten  jenes  Ländergebietes, 
auf  welchem  sich  die  Zweigniederlassung  befindet. 
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Für  mehrere  Zweigniederlassungen  kann  derselbe  Vertreter  be- 
stellt werden. 

8  3. 

Ueber  den  im  §  2  erwähnten  Geschäftsbetrieb  der  Zweignieder- 
lassungen sind  am  Orte  der  Zweigniederlassung  besondere  Bücher  xn 
führen. 

In  Betreff  der  gemeinsamen  Transportunternehmungen  wird  die 
Art  der  Führung  dieser  Bücher  und  insbesondere  die  Vertheilung  der 
Ausgaben  durch  besondere  Uebereinkommen  zwischen  beiden  Regierungen 
festgestellt  Bezüglich  jener  gemeinsamen  Transportuntern ebmungen,  in 
Betreff  welcher  nicht  bereits  Abmachungen  bestehen,  werden  beide 
Regierungen  sofort  Verhandlungen  pflegen,  um  den  Abschluss  solcher 
Uebereinkommen  ehestens  herbeizuführen. 

Die  besonderen  Bücher  der  gemeinsamen  Transportunternehmungen 
können  auch  am  Hauptsitze  der  Gesellschaft  geführt  werden. 

§ «. 

Zur  Erlangung  der  Eintragung  in  das  handelsgerichtliche  Register 
ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  dem  Gerichtshofe  ihre  Statuten  in  be- 
glaubigter Ausfertigung  vorzulegen  und  zugleich  den  Nachweis  zu 
liefern,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  rechtmässig  besteht. 
Sie  hat  ferner  den  in  Gemässheit  des  §  2  bestellten  Vertreter  zur  An- 
meldung zu  bringen. 

In  Betreff  der  Durchführung  der  Eintragung  und  der  Veröffent- 
lichung derselben  gelten,  insoweit  in  diesem  Uebereinkommen  keine 
Ausnahme  enthalten  iat,  die  für  das  Gebiet,  in  welchem  die  Eintragung 
erfolgen  soll,  bestehenden  Vorschriften.  Jedesfalls  ist  der  Name  deu 
Vertreters  (§  2)  zu  veröffentlichen. 

Die  erwähnten  Vorschriften  rinden  auch  auf  alle  sonstigen  Ein- 
tragungen und  Veröffentlichungen  Anwendung,  welche  nach  den  Gesetzen 
und  Verordnungen  des  Landes  für  die  dort  errichteten  Gesellschaften 
vorgeschrieben  sind.  In  gleicher  Weise  ist  jede  im  Heimatslande  der 
Gesellschaft  rechtsgiltig  erfolgte  Ergänzung  oder  Aenderung  der  Statuten 
oder  das  Aufhören  der  Unternehmung  zur  Anmeldung  und  Veröffent- 
lichung zu  bringen.  Solche  Ergänzungen  oder  Abänderungen  erlangen 
die  in  jedem  Gebiete  überhaupt  an  die  Eintragung  und  Veröffentlichung 
geknüpfte  Wirksamkeit  nur  mit  dem  Zeitpunkte  dieser  besonderen  Ein- 
tragung und  Veröffentlichung. 

§  5- 

Jedem  Gerichtshofe,  bei  welchem  eine  Zweigniederlassung  ein- 
getragen ist,  sind  die  Protokolle  der  Generalversammlungen  und  die 
jährliche  Bilanz  spätestens  zwei  Monate  nach  abgehaltener  Generalver- 
sammlung in  beglaubigter  Ausfertigung  vorzulegen. 

Der  im  §  2  erwähnte  Vertreter  haftet  für  die  Erfüllung  dieser 
Verbindlichkeit  in  jeder  Hinsicht. 
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§  6. 

Auf  Antrag  von  Betheiligten  oder  auf  Einschreiten  der  politischen 
Behörde  erfolgt  durch  das  Gericht,  bei  welchem  die  Eintragung  statt- 
gefunden hat,  die  Löschung  der  Eintragung  der  Zweigniederlassung, 
wenn  der  Nachweis  geliefert  wird,  dass  die  Unternehmung  im  Heimats- 
lande zu  besteben  aufgehört  hat,  oder  wenn  hinsichtlich  der  Ausübung 
des  Geschäftsbetriebes  im  anderen  Gebiete  die  Bestimmungen  dieses 
Uebereinkoramens  ungeachtet  geschehener  Aufforderung  in  einer  fest- 
zusetzenden angemessenen  Fribt  nicht  befolgt  werden. 

Mit  der  rechtskräftigen  Löschung  der  Eintragung  erlischt  auch 
die  Berechtigung  der  Zweigniederlassung. 

§  7. 

Diejenigen  Gesellschaften,  welche  bereits  gegenwärtig  in  dem  an- 
deren Ländergebiete  Zweigniederlassungen  besitzen,  sind  verpflichtet, 
den  Bestimmungen  der  §§  1  bis  4  dieses  Uebereinkommens,  soweit 
dies  nicht  ohnehin  schon  geschehen  ist,  binnen  einer  ihnen  zu  be- 
stimmenden angemessenen  Frist  zu  entsprechen. 

§  8. 

Die  Versicherungsgesellschaften  des  einen  Ländergebietes,  welche 
künftig  ihre  Tbätigkeit  auf  das  andere  Gebiet  durch  Errichtung  von 
Zweigniederlassungen  ausdehnen,  sind  insbesondere  verpflichtet,  vor  der 
Eintragung  der  letzteren  allen  jenen  Bestimmungen  nachzukommen, 
welche  die  dortigen  Gesetze  den  heimischen  Versicherungsgesellschaften 
als  besondere  Bedingungen  für  den  Beginn  des  Betriebes  des  Ver- 
sicherungsgeschäftes vorzeichnen. 

Soweit  es  sich  um  den  Nachweis  der  thatsächlichen  Einzahlung 
eines  Fonde6  handelt,  genügt  der  Nachweis  der  Einzahlung  am  Haupt- 
sitze der  Gesellschaft. 

§  9. 

Der  Geschäftsbetrieb  ohne  Zweigniederlassung  i  ichtet  sich  nach 
den  Bestimmungen  des  Artikels  XIV  des  Zoll-  und  Ilandelsbündnisses. 

§  10. 

Von  dem  Geschäftsbetriebe  der  in  diesem  Uebereinkommen  be- 
zeichneten Unternehmungen  in  dem  anderen  Ländergebiete  ist  der 
Betrieb  des  Sparcassegeschäftes  durch  Annahme  von  Spareinlagen  aus- 
genommen. 

Wien,  am  27.  Juni  1878. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Auorsperg  m.  p.  Lasser  m.  p.  Stremayr  ni.  p.  Glaser  m.  p. 

Unger  m.  p.  Chlumecky  ra.  p.  Pretis  m.  p.  Horst  m.  p, 

ZiemialkowsUi  m.  p.  Mannsfekl  ni.  p. 
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B.  Privilegirte  Oesterreichisch  -  Ungarische 
Staatseisenbahngesellschaft. 

I.  Oesterreichische  Linien. 

a)  Altes  Netz,  österreichischer  Theil. 

[Brtinn-Bodenbach.Olmütz— Bfihmisch-Trübau.Marchegg-Ungar.Landcsgrenze  (gegen 
Pressburg),  Wien  -  Ungar.  Landesgrenze  (gegen  Uj-Szöny)  nnd  Chotzen -Halbstadt- 
Mittelsteine  mit  Abzweigung  Wenzelsberg-Starkot-.] 

1.  Uebereinkominen,  ddo.  Wien,  am  1.  Jänner  1855. 

Zwischen  den  Unterzeichneten: 

1.  Seiner  Excellenz  Freiherrn  Alexander  v.  Bach,  Minister  des 
Innern,  und  Seiner  Excellenz  Freiberrn  v.  Baumgartner,  Finanzminister 
im  Namen  und  in  Vertretung  der  österreichischen  Staatsverwaltung, 
welche  zum  Abschlüsse  und  zur  Unterfertigung  dieses  Uebereinkommens 
den  J.  U.  I>r.  Cajetan  Edlen  v.  Mayer,  k.  k.  Minister ialrath  im 
Ministerium  des  Innern,  und  Johann  Joseph  Anton  Brentano,  k.  k. 
Ministerialrat  im  Finanzministerium,  abgeordnet  und  ermächtigt  haben, 
unter  Vorbehalt  der  kaiserlichen  Ratification  einerseits,  und 

2.  den  Herrn  Daniel  Freiherrn  v.  Eskeles,  als  Chef  des  Gross- 
handlungsbauses  Arnstein  &  Eskeles; 

Georg  Freiherrn  v.  Sina,  als  Chef  des  Grosshandlungshauses 
S.  G.  Sina; 

Isaak  Pereire,  Präsident  des  Verwaltungsrathes  der  Socidte" 
generale  de  credit  mobilier  in  Paris,  und 

Raphael  Herzog  v.  Galliera,  Gutsbesitzer  und  Verwaltungsrath 
der  Socidte'  göne*rale  de  credit  mobilier  in  Paris,  sowohl  im  eigenen 
Namen,  als  im  Namen  der  Herren  B.  L.  Fould  &  Fould-Oppenheim, 
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Emil  Pereire,  Ernest  Andre*,  J.  P.  Pescatore,  Baron  Seiliiere,  Gebrüder 
Mallet,  Graf  Morny,  G.  Des  Arts  Mussard  &  Cie,  A.  d'Eicbthal,  J.  F. 
de  Uribarren  &  Cie.,  Hyppolit  Biesta,  Casimir  Salvador  und  der  Soci&ö 
generale  de  credit  mobilier  in  Paris  auf  Grundlage  ihrer  Vollmacht  er- 
halten durch  die  Privaturkunde,  ddo.  Paris,  18.  December  1854,  und 
durcb  die  von  dem  Herrn  Erail  Fould  und  seinem  Collegen,  Notare  in 
Paris,  aufgenommene  öffentliche  Urkunde,  ddo.  Paris,  19.  und  20. 
December  1854,  welche  beide  Urkunden  dem  gegenwärtigen  Acte  an- 
geschlossen worden  sind,  —  anderererseits  —  hat  nachstehende  Ver 
handlung  und  Uebereinkunft  stattgefunden. 

Unterm  22.  October  1854  hat  die  kaiserlich  österreichische  Staats- 
verwaltung den  Herren  Arnstein  &  Eskeles  uud  S.  G.  Sina  aus  Wien, 
und  Ernest  Andre*  aus  Paris,  in  Vertretung  mehrerer  französischer 
Capitalisten,  die  sie  sich  vorbehielten,  namhaft  zu  machen,  die  provi- 
sorische Conces9ion  mehrerer  Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwerke, 
Staatsgüter  und  Forste  ertheilt,  welche  in  zwei  unter  obigem  Datum 
ausgefertigten,  und  sowohl  von  Seiner  Excellenz  dem  Herrn  Finanz- 
minister,  als  auch  von  den  genannten  Concessionären,  Herren  Arn- 
stein &  Eskeles,  Simon  G.  Sina  und  Ernest  Audrd  unterzeichneten 
Urkunden  aufgeführt  sind.  Nachdem  die  genannten  Coucessionäre  den 
Capitalisten,  in  deren  Namen  sie  gehandelt,  über  ihre  Sendung  Bericht 
erstattet  und  dieselben  in  Kenntuiss  gesetzt,  dass  die  österreichische 
Staatsverwaltung  den  Ablauf  der  ihnen  zur  definitiven  Annahme  der 
provisorischen  Concessionen  nebst  Statuten  einer  zu  gründenden  Actien- 
gesellschaft  eingeräumten  Frist  auf  den  31.  December  1854  festgesetzt 
hatte:  haben  sich  die  erwähnten  Capitalisten  am  17.  December  1854 
zu  Paria  versammelt,  jene  Concessionen  unter  gewisseu  Abänderungen 
anzunehmen  erklärt  und  zur  Fortführung  der  Verhandlungen  und  Ab- 
schliessung  der  Verträge  mit  der  österreichischen  Staatsverwaltung  über 
jene  Concessionen  die  Vollmacht  an  die  Herren  Daniel  Freiherrn  v.  Es- 
keles, Georg  Freiherrn  v.  Sina,  Isaak  Pereire  und  Raphael  Herzog 
v.  Galliera  übertragen. 

Nachdem  die  genannten  Bevollmächtigten  mit  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  über  die  Bedingungen  übereingekommen,  unter  welchen 
die  unterm  22.  October  1854  provisorisch  zugestandenen  Concessionen 
definitiv  ertheilt  und  angenommen  würden,  so  sind  die  Bedingungen 
und  näheren  Bestimmungen  dieser  Concessionen  in  zwei  Urkunden, 
ddo.  1.  Jänner  1855,  und  in  der  nachstehenden,  besonderen  Ueberein- 
kunft festgesetzt  worden. 

§  1. 

Die  Herren  Daniel  Freiherr  v.  Eskeles,  Georg  Freiherr  v.  Sina, 
Isaak  Pereire  und  Raphael  Herzog  v.  Galliera,  nehmen  im  eigenen  und 
im  Vollmachtsnamen  ihrer  Mandanten  einfach,  jedoch  ohne  Verpflichtung 
zur  ungetheilten  Hand,  die  Verkäufe  und  Concessionen  an,  welche  ihnen 
durch    die   von    Seiner   Excellenz   dem  Herrn  Finanzminister  unter- 
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zeichneten,  dem  gegenwärtigen  Acte  angeschlossenen  zwei  Urkunden, 
nämlich  a)  durch  die  Eisenbahn concessionsurkunde,  und  b)  durch  die 
Vertrags-  und  Concessionsurkunde  über  Domänen,  Berg-  und  Metall- 
werke, beide  ddo.  Wien  den  1.  Jänner  1855,  überlassen  worden  sind, 
und  verpflichten  sich  und  ihre  Mandanten,  alle  in  diesen  zwei  Urkunden 
von  den  Käufern  und  Concessionären  übernommenen  Verbindlichkeiten 
genau  nach  den  in  diesem  Uebereinkommen  enthaltenen  näheren  Be- 
stimmungen zu  erfüllen  und  die  zu  bildende  k.  k.  privilegirte  öster- 
reichische Staatseisenbahn  gesellscbaft  spätestens  mit  1.  April  1855  auf 
Grundlage  der  dem  gegenwärtigen  Acte  angeschlossenen,  von  Seiner 
Excellenz  dem  Herrn  Minister  des  Ionern  genehmigten  Statuten  zu 
constituiren. 

§  2. 

Die  Summe  von  Zweihundert  Millionen  Francs,  welche  die  unter- 
zeichneten Concessionäre  der  österreichischen  Staatsverwaltung  in  Gold 
oder  Silber  zu  bezahlen  haben,  und  welche  nach  den  Bestimmungen 
des  Artikels  IG  der  Eisenbahnconcessionsurkunde  und  des  Artikels  11  der 
Vertrags-  und  Concessionsurkunde  über  Domänen,  Berg-  und  Metall- 
werke durch  36  Schuldverschreibungen  vertreten  wird,  von  denen  die 
erste  am  1.  März  1855  und  von  den  übrigen  35  je  eine  am  ersten 
eines  jeden  nachfolgenden  Monats,  sohin  die  letzte  am  1.  Februar 
1858  zahlbar  ist,  wird  auf  nachstehende  Weise  bezahlt. 

Die  dreizehn  ersten  Schuldverschreibungen  werden  in  folgende 
sechs  Raten  zusammengezogen : 

1.  bei  Unterschrift  dieses  Actes  ohne  Es- 
compte  zu  bezahlende  Kate  für  zwei  Schuld- 
verschreibungen mit  11,040.000  Franca, 

2.  am  1.  April  1855  verfallende,  ebenfalls 
ohne  Escompte  zu  bezahlende  Rate  für  zwei 
Schuldverschreibungen  mit   11,040.000  „ 

8.  am  1.  Mai  1855  verfallende  Rate  für 
zwei  Schuldverschreibungen  mit      ....  11,040.000 

4.  am  1.  Juui  1855  verfallende  Rate  für 
zwei  Schuldverschreibungen  mit     ....  ll,04o.ooo 

5.  am  1.  Juli  1855  verfallende  Rate  für 
zwei  Schuldverschreibungen  mit      ....  Il,o4o.ooo 

6.  am  1.  August  1855  verfallende  Rate  für 
drei  Schuldverschreibungen  mit  Hi.5tio.ooo 

Die  23  übrigen  Schuldverschreibungen  gelangen  zu  den  be- 
treffenden Verfallszeiten,  wie  es  in  den  Coucessionsurlcunden  bestimmt 
ist,  zur  Zahlung.  Die  mit  1.  April  1855  und  mit  späteren  Terminen 
verfallenden  Schuldverschreibungen  müssen  spätestens  am  1.  April  1855 
der  österreichischen  Staatsverwaltung  übergeben  werden  und  er?t  nach 
erfolgter  Uebergabe   dieser  Schuldverschreibungen    gebührt   den  Con- 
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cessionMren  der  Nutzertrag  aVr  concessionirten  Objecto,  welcher  ihnen 
in  den  Concessionsurkunden  vom  1.  Jänner  1855  ab  nur  unter  der 
hier  ausgedrückten  Bedingung  zugestanden  worden  ist. 

Im  Falle  jedoch  die  Herren  Daniel  Freiherr  v.  Eskeles,  Georg 
Freiherr  v.  Sina,  Isaak  Pereire  und  Raphael  Herzog  v.  Galliera  vor 
dem  1.  April  1855  infolge  gewichtiger  Umstünde,  namentlich  wenn  die 
französische  Regierung  die  Notirung  auf  Zeit  Her  Gesellschaftsactien 
nicht  gestatten  oder  der  Sociöte*  g£ne>ale  de  credit  mobilier  die  Er- 
mächtigung zur  Betheilung  bei  dem  Geschäfte  verweigern  sollte,  es  für 
unmöglich  erachten,  die  Actien  der  erwähnten  Gesellschaft  auszugeben: 
so  werden  sie  vollkommen  freie  Hand  haben,  von  dem  G<  Schäfte  ab- 
zustehen und  von  jeder  Verpflichtung  zur  weiteren  Einzahlung  befreit 
sein,  gegen  dem  jedoch,  dass  sie  auf  die  Erträgnisse  der  concessionirten 
Objecto  vom  1.  Jänner  1855  ab  keinen  Anspruch  haben  und  der 
österreichischen  Staatsverwaltung  den  Betrag  der  ersten  Einzahlung  un- 
bedingt überlassen,  wobei  sie  die  hinsichtlich  desselben  allenfalls  zu 
treffenden  Verfügungen  nur  der  Billigkeit  der  Staatsverwaltung  an- 
heimstellen können. 

§  3. 

Ausnahmsweise  und  bloss  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren,  vom 
1.  Jänner  1855  an  gerechuet,  werden  die  den  Concessionären  mit  der 
diesem  Acte  angeschlossenen  Eisenbahnconcessionsurkon-le,  ddo.  Wien, 
1.  Jänner  1855,  verliehenen  Eisenbahnen  und  deren  Zugehör  von  der 
Einkommensteuer  befreit.  Diese  ausnahmsweise  und  zeitliche  Befreiung 
erstreckt  sich  nicht  auf  jene  Eisenbahnen,  welche  die  Coucessionäre  in 
der  Folge  zu  erwerben  in  den  Fall  kommen. 

Vgl.  Artikel  3  dos  L'ebcreinkommens  vom  1.  Dccember  186G  (Doc.  6). 

Während  der  im  §.  3  festgesetzten  fünfjährigen  Periode  werden  die 
Concessionäre  oder  die  von  ihnen  g*biUetö  Gesellschaft  für  die  Gesammt- 
einfuhr  an  Schienen  und  anderen,  /.um  Oberbaue  gehörigen  Gegenständen, 
die  zur  Herstellung,  Vollendung  und  Verbesserung  der  durch  die  diesem 
Acte  angeschlossenen  Urkunde  vom  1.  Jänner  1855  ihnen  con- 
cessionirten Eisenbahnen  erforderlich  sind,  nur  die  Haltte  der  zur  Zeit 
der  Einfuhr  bestehenden  Zollgebühren  zu  entrichten  haben. 

Währeud  der  nämlichen  Periode  kann  die  Gesellschaft  die  Ein- 
richtung-igegenstrtude  für  Eisenbahnen,  namentlich:  stehende  Maschinen, 
Locomotiven,  Eisenbahnwägen,  Dampfkessel,  Maschinen  und  Werkzeuge, 
die  für  die  Eisenbahnen  und  übrigen  Unternehmungen  der  Gesellschaft 
erforderlich  sind,  bis  zu  einem  Gesammtwerthe  von  1,500.000  Gulden 
Conventionsmünze  ganz  zollfrei  aus  dem  Auslande  beziehen. 
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$  5. 

Die  Herren  Concessionäre  oder  die  Gesellschaft,  die  in  deren  Rechte 
tritt,  haben  für  die  ihnen  durch  die  diesem  Acte  angeschlossene  Vertrags- 
und Concessionsurkunde,  ddo.  Wien,  1.  Jänner  1855,  verkauften  und 
concessionirten  Bergwerke  durch  zehn  Jahre,  vom  1.  Jänner  1855  an 
gerechnet,  ausnahmsweise  an  Stelle  der  Maassengebübr  und  Bergfrohne 
nur  eine  jährliche  Abgabe  von  zehn  Kreuzern  Conventionsmünze  für 
zwei  Grubenfeldmaasse  zu  entrichten. 

Nach  Ablauf  der  zehn  Jahre  sind  die  Maassengebübr  und  Berg- 
frohne von  diesen  veräußerten  Bergwerken  nach  den  allgemein  giltigen 
Verordnungen  zu  entrichten. 

§  6. 

Da  die  Herren  Concessionäre  es  für  ihre  Absicht  erklärt  haben, 
zur  Entwicklung  der  berg-  und  hüttenmännischen  Erzeugung  im  Banate 
beizutragen,  soweit  die  Umstände  es  nur  gestatten,  so  werden  der  von 
ihnen  gebildeten  Gesellschaft  bei  Anwendung  der  §§  284  und  285 
des  Berggesetzes  vom  22.  Juni  1854  auf  die  ihr  vom  Staate  über- 
lassenen  oder  etwa  künftig  von  Privaten  erkauften  Grundstücke,  Forste 
und  andere  Bodenflächen  alle  gesetzlich  zulässigen  Erleichterungen 
hinsichtlich  der  Zahl  und  Ausdehnung  neuer  Concessionen  zugestanden 
werden. 

§  <• 

Die  Gesellschaft,  welcher  die  Herren  Concessionäre  die  ihnen 
durch  die  Eisenbahnconcessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855  verliehenen 
Hechte  zu  übertragen  haben,  ist  berechtigt,  zu  jeder  Zeit,  wo  sie  das 
Ansuchen  stellen  wird,  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Plänen  die  March egg-Szeged iner  Eisenbahn  direct  und  in 
einen  eigenen  Bahnhof  nach  Wien  zu  führen,  und  überdies  durch  eine 
Verbindungsbahn,  deren  Ausgangspunkt  von  der  Staatsverwaltung  zu 
bestimmen  ist,  mit  einem  der  Aeste  der  Bodenbach-Brünn-Olmützer 
Bahn  zu  vereinigen. 

Ferner  hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  über  dessen  Benützung 
sie  sich  jedoch  binnen  zwei  Jahren  aussprechen  muss,  nach  den  von 
der  Staatsverwaltung  genehmigten  Plänen  eine  Zweigbahn  von  irgend 
einem  Punkte  der  Szegedin-Temesvarer  Eisenbahn  nach  Semlin  und 
Belgrad  zu  bauen  und  in  Betrieb  zu  nehmen. 

Die  erwähnten  Verlänger  ungs-,  Verbindungs-  und  Zweigbahnen 
werden  von  der  Gesellschaft  auf  eigene  Kosten  und  zu  eigenem  Nutzen 
unter  jenen  Bedingungen  und  Begünstigungen  gebaut  und  betrieben, 
welche  in  den  darüber  nach  Vorschrift  der  Gesetze  zu  ertheilendeu 
Conce9sionen  werden  festgesetzt  werden. 

Vgl.  die  Concessionsurkunde  vom  1.  December  1866  für  das  Ergiinznnprs- 
netz  (Doc.  10). 
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§  8. 

Die  österreichische  Staatsverwaltung  ertheilt  den  Herren  Con- 
cessionären  die  Zusicherung: 

1.  auf  ihr  Ansuchen  ihnen  oder  der  von  ihnen  gebildeten  Ge- 
sellschaft die  Ermächtigung  zu  ertheilen,  die  Wien-Raaber  Eisenbahn 
nebst  der  bewilligten  Verlängerung  und  der  dazu  gehörigen  Maschinen* 
fabrik  zu  den  von  der  Generalversammlung  der  Wien-Raaber  Eisen- 
bahngesellschaft  vom  16.  November  1854  festgesetzten  Bedingungen  an 
sich  zu  bringen; 

2.  im  Falle  der  Erwerbung  der  Wien- Raaber  Eisenbahn  durch  die 
von  den  Herren  Concessionären  nach  den  diesem  Acte  angeschlossenen 
Statuten  zu  gründende  Gesellschaft  die  Concession  der  Wien-Raaber 
Eisenbahn  bis  zum  31.  December  1947  unter  der  Bedingung  zu  ver- 
längern, dass  die  Staatsverwaltung  auch  diese  Bahn  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung  sammt  Zugehör  nach  Ablauf  von  dreissig  Jahren,  vom 
1.  Jänner  1858  an  gerechnet,  unter  den  gleichen  Bedingungen  einzu- 
lösen berechtigt  ist,  welche  im  Artikel  14  der  diesem  Acte  ange- 
schlossenen Eisenbahnconcessionsurkunde,  ddo.  Wien,  1.  Jänner  1S55, 
für  die  Einlösung  der  darin  concessionirten  Eisenbahnen  durch  den 
Staat  festgesetzt  sind; 

3.  die  ersterwähnte  Gesellschaft  zu  ermächtigen,  zu  jeder  Zeit, 
wo  sie  das  Ansuchen  stellt,  die  Wien-Raaber  Eisenbahn  zu  verlängern 
und  dieselbe  mit  der  Marchegg-Pester  Eisenbahn  durch  eine  Brücke 
fiber  die  Donau  oder  auf  sonst  irgend  eine  Art  nach  den  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Plänen  in  Verbindung  zu  setzen; 

4.  die  zu  entrichtende  unmittelbare  Gebühr  für  den  Ankaufspreis 
der  Wieo-Raaber  Bahn  auf  1  Procent  zu  ermässigeu. 

Uebrigens  bleibt  ausdrücklich  vorbehalten,  dass  diese  Ermächti- 
gungen keinesfalls  vor  dem  1.  April  isf)5  ertheilt  werden,  und  dass, 
wenn  die  Herren  Concessionäre  oder  die  von  ihnen  gebildete  Gesell- 
schaft nicht  bis  zu  jenem  Tage  die  im  §  2  dieses  Uebereinkommeus 
festgesetzten  Baarzahlungen  geleistet  uud  die  erwähnten  Schuldver- 
schreibungen Ubergeben  haben,  die  österreichische  Staatsverwaltung  an 
die  in  diesem  Paragraph«  ertbcilteu  Zusicherungen  nicht  mehr  ge- 
bunden ist. 

§  9. 

Die  österreichische  Staatsverwaltung  wird  der  durch  die  Herren 
Concessionäre  auf  Grund  der  diesem  Acte  angeschlossenen  Statuten  zu 
bildenden  Gesellschaft  die  bereitwilligste  Unterstützung  gewähren,  um 
ihr  die  Verhandlungen  mit  den  geistlichen  Körperschaften  und  anderen 
Privaten,  welche  Grundstücke,  Eisen-  oder  Kohlenwerke  in  der  Nähe 
von  Fliufkirchcn  besitzen,  zu  dem  Zwecke  zu  erleichtern,  dass  die 
(iesellschaft  Bergbauberechtigungen,  weiche  der  Ausdehnung  bis  zu 
tiner   österreichischen  Quadratmeile  entsprechen,   das   Recht    zur  Ge 
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winnung  von  Eisen  und  Köhlen  oder  das  durch  die  §§  284  und  285 
des  Berggesetzes  den  Grundeigentümern  zeitlich  eingeräumt«  Vorzugs, 
recht  auf  Schürfungen  erlarge. 

Wien,  am  1.  Jänner  1855. 

Folgen  die  Unterschriften. 

Die  kaiserliche  Ratification  des  vorstehenden  Uebereinkonimens  erfolgte  mit 
Allerhöchster  EntSchliessung  vom  12.  Jünner  1855. 

2.  Concessionsurknnde  vom  1.  Jänner  1855,  genehmigt  mit 
der  Allerhöchsten  Entschliessnng  vom  12.  Jänner  1855, 

H.  M.  Vdg.  Bl.  20*) 

(betreffend  dieösterreichischen  Linien:  Brünn-Bodenbach,  Olmütz-Böhmisch-Trübau 
und  Marchegg-Un garische  Landesgrenze  gegen  Pressburg), 

Artikel  1. 

Die  k.  k.  österreichische  Staatsverwaltung  ertheilt  in  Kraft  dieser 
Urkunde  den  Herren  Georg  Freiherrn  v.  Sina,  Chef  des  Grosshandlungs- 
hauses  S.  G.  Sina  in  Wien,  Daniel  Freiherrn  v.  Eskeles,  Ghef  des 
Grosshandlung-hauses  Arnstein  &  Eskeles,  Isaak  Pereire,  Präsident 
des  Verwaltungsrathea  der  SocieHe"  generale  de  credit  mobilier 
in  Paris,  und  Raphael  Herzog  von  Galliera,  Gutsbesitzer  und  Verwaltungs- 
rath  der  Socie'te  generale  de  credit  mobilier  in  Paris,  für  ihre  Person 
und  für  ihre  ausgewiesenen  Machtgeber  für  eine  vom  1.  Jännor  1858 
beginnende  Dauer  von  90  Jahren  die  Concession  nachstehender  Eisen- 
hahnen, als: 

1.  der  in  Betrieb  stehenden  nördlichen  Staatsbahu  von  Bodenbach 
nach  Brünn  und  nach  Olmütz; 

2.  der  in  Betrieb  stehenden  südöstlichen  Staatsbahu  von  Marchegg 
nach  Szolnok  und  Szegedin; 

3.  der  im  Bau  begriffenen  Staatsbahn  von  Szegedin  nach  Temesv.ir; 

4.  einer  von  Teraesvar  gegen  die  Donau  zu  erbauenden  Eisenbahn, 
welche  an  einem  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erst  festzu- 
stellenden Punkte  in  die  über  Oravicza  führende  Lissawa-Basiascher 
Eisenbahn  einmünden  Boll; 

.").  endlich  der  Eisenbahn  von  Lissawa  nach  Basiasch  über  Ora- 
vicza in  der  ganzen  zur  Befahrung  mit  Locomotiven  erbauten  Strecke. 

Vgl.  bezüglich  der  Concessionsdauer  Artikel  1  des  Uebereinkommens  vom 
1.  December  lSCfi   Doc.  6). 

Die  Linien  von  Bodenhaeh  nach  Brünn  und  nach  Olmütz  wurden 
vom  Staate  erbaut  und  dem  Verkehre  übergeben  in  den  Strecken:  Olmütz-Pr.ig 

*j  Diese  Coucessionsurkundo  umfa.«st  sowohl  österreichische  als  auch  unga- 
rische Linien. 

1  o 

J».e  IUiM»ttr!t-da<iei>  dir  Wterr.  LlxM.b.hnea  I. 
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am  1.  September  1845,  Brünn — Böhmisch-Trübau  am  1.  Jänner  1849,  Prag- 
Lobositz  am  1.  Juni  1850,  Lobositz -Aussig  am  1.  October  1850  und  Aussig- 
Bodenbach  am  8.  April  1851. 

Von  der  südöstlichen  Staatsbahn  von  Marchegg  nach  Szolnok  und 
nach  Szegedin  wurden  durch  die  „ungarische  Centraibahn"  folgende  Strecken 
gebaut  und  eröffnet:  Pest-Waitzen  am  15.  Juli  1846,  Pest-Szolnok  am  1.  Sep- 
tember 1847  und  Marchegg-Pressburg  am  20.  August  1848.  Mit  Vertrag  vom 
7.  März  1850  erwarb  der  Staat  das  Eigenthum  dieser  Linien  und  erbaute  die 
weiteren  Linien:  Waitzen-Gran,  welche  am  16.  December  1850,  Gran-Pressburg, 
welche  ain  6.  April  1851,  Czegled-Felegyhäza,  welche  am  3.  September  1853 
und  F^legyhaza-Szegedin,  welche  am  4.  März  1854  eröffnet  wurde.  Die  Strecke 
Czegled-Szolnok  wurde  mit  Uebereinkommen  vom  4.  April  1857*)  an  die  k.  k. 
priv.  Theisseisenbahngesellschaft  übertragen. 

Die  Kisenbahn  von  Szegedin  nach  Tcmesvar  wurde  auf  Grund  des 
mit  der  Staatsverwaltung  geschlossenen  Vertrages  vom  10.  Juni  1856  (siehe 
„Ungarische  Linien"  Doc.  3;  von  der  Gesellschaft  ausgebaut  und  am  15.  No- 
vember 1857  eröffnet. 

Die  Bahn  Temesvar- Jasscnova  wurde  von  der  Gesellschaft  erbaut 
und  am  20.  Juli  185S  eröffnet 

Die  vom  Staate  für  Locomotivbetrieb  hergestellte  Bahn  Oravicza-Jassenova- 
Ba/.ias  wurde  am  1.  November  1856  eröffnet.  Die  vom  Staate  für  Pferdebetrieb 
begonnene  Montanbahn  Oravicza  (über  Lissava)  nach  Anina  (Steierdorf)  wurde 
von  der  Gesellschaft  für  Locomotivbetrieb  hergestellt,  sodann  zuerst  bloss  zum 
Kohlentransporte  aus  dem  der  Gesellschaft  gehörigen  Kohlenreviere  im  Banate 
benützt  und  am  20.  October  1809  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben. 

Artikel  2. 

Diese  Concession  erstreckt  sich  bezüglich  der  im  Artikel  1  unter 
1,  2  und  5  aufgeführten  Eisenbahnen  auf  Grund  und  Boden,  Erd-  nnd 
Kuustarbeiten,  den  ganzen  Unter-  und  Oberbau  und  das  sämmtliche 
unbewegliche  und  bewegliche  Zugehör,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und 
Abladeplätze,  Gebäude  au  den  Abfabrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wacht- 
um! Aufsichtsbäuser  samtnt  allen  Einrichtungsstücken,  stehende  und  be- 
wegliche Maschinen,  Lokomotive,  sämmtliche  Wägen,  Werkzeuge,  alle 
VorrÄthe  an  Brennstoffen  oder  sonstigen  Materialien  in  der  Menge  und 
dem  Zustande,  in  dem  sie  sich  bei  der  Betriebsübernahme  durch  die 
Gesellschaft  befinden,  ohne  allen  Abzug. 

Vgl.  Artikel  2  des  Uebereinkommen;»  vom  13.  März  1864  (Doc.  5). 

Artikel  3. 

Die  Eisenbahn  von  Szegedin  nach  Temesvar  wird  vorn  Staate  auf 
seine  Kosten  vollendet  und  mit  Geleisen,  Schrauken,  Stationsgebäuden, 
Wasserbehältern,  Werkgebäuilen  u.  s.  w.  den  Concessionären  tibergeben 
l)a>  Ganze  inuss  nach  den  von  der  Regierung  gegenwärtig  genehmigten 

*;  Siehe  EUenb.-Ges.-Samml.  II.  1.  S.  101. 
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Plänen  ganz  ausgeführt  «ein,  so  dass  die  Concessionäre  nur  die  Loco- 
motive,  die  Wagen,  die  Einrichtung  der  Stationen  und  die  Werkzeuge 
in  den  Werkstätteu  und  Depöts  beizuschaffen  haben  werden. 

Die  Kunstarbeiten,  als:  Brücken,  Viaducte  u.  dgl.,  werden  vom 
Staate  auf  dauernde  Art  und  auf  zwei  Geltdse  gebaut,  jedoch  nur,  gleich 
der  ganzen  Bahns-tieeke,  mit  Einem  Geleise  belegt. 

Diese  Babnsirecke  muss  spätestens  am  31.  December  1856  vom 
Staate  in  der  gedachten  Art  betriebsfertig  hergestellt  sein  und  den  Con- 
cessionären  übergeben  werden. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  Artikel  1. 

Artikel  4. 

Die  Concrsfionäre  verbinden  sich,  auf  ihre  Gefahr  und  Kosten  die 
Eisenbahn  von  Temesvdr  gegen  die  Donau  zur  Einmündung  in  die  bereits 
fertige  Bahnstrecke  von  Oravicza  an  die  Donau  nach  den  von  ihnen 
entworfenen  und  von  dem  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  genehmigten  Pläaeu  herzustellen. 

Die  Grundfläche,  sowie  die  Erd-  und  Kunstarbeiten  müssen  für 
zwei  Geleise  hergestellt  werden;  die  Concessionäre  sind  aber  berechtigt, 
so  lange  ein  einzige*  Gelei*«  zu  halten,  in  wie  lange  der  einjährige 
Rohertrag  nicht  die  Ziffer  von  90.000  fl.  C.  M.  per  Meile  erreicht. 

Den  Concessionären  ist  zum  Bau  und  zur  Inbetriebsetzung  dieser 
Bahnstrecke  die  Frist  bis  zum  31.  December  1857  bestimmt. 

Artikel  5. 

Die  Concessionäre  haben  das  Recht  der  vollen  Benützung  der 
ihnen  durch  diese  Urkunde  concessionirten  Eisenbahnen  auf  ihre  alleinige 
Rechnung,  Gefahr  und  Kosten  bis  zum  Erlöschen  der  Concession,  d.  i. 
bis  zum  31.  December  1947  oder  bis  zu  der  vom  Staate  geschehenen 
Einlösung  unter  den  weiteren  iu  dieser  Ut künde  enthaltenen  Beschrän- 
kungen und  gegen  Beachtung  der  bestehenden  und  künftig  zu  erlassenden 
österreichischen  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  den  Bestimmungen 
dieser  Urkunde  nicht  widersprechen. 

Vgl.  bezüglich  der  Verlängerung   der  Concessionsdauer  Artikel   1  des 
Uebereinkommens  vom  1.  December  1866  (Doc.  6). 

Die  Concessionäre  sind  nicht  berechtigt,  die  ihnen  concessionirten 
Eisenbahnen  ganz  oder  theil weise,  oder  auch  nur  einzelne  Bestandtheile 
des  Grundes  und  Bodens  oder  der  Gebäude  ohne  Einwilligung  der 
Staatsverwaltung  entgeltlich  oder  unentgeltlich  zu  veräussern  oder  zu 
verpachten. 

Die  Concessionäre  haben  die  Pflicht,  alle  ihre  concessionirten  Eisen- 
bahnen während  der  Dauer  dieser  Concession  stet*  im  vollkommen 
guten  und  betriebsfähigen  Zustande  auf  ihre  alleinigen  Kosten  ohne 
allen  Beitrag  vou  Seite  di  r  Staatsverwaltung  zu  erhalten  und  jederzeit 
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die  Betriebsmittel  mit  dem  Bedarfe  des  öffentlichen  Verkehrs  in  Ver- 
hältniss  zu  bringen. 

Artikel  6. 

Durch  die  gegenwärtige  Concession  erhalten  die  Concessionäre 
das  ausschliessliche  Recht  zur  Benützung  und  beziehungsweise  Er- 
bauung der  im  Artikel  1  genannten  Eisenbahnen,  derart,  dass  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  Niemanden  gestattet  werden  wird,  zum 
öffentlichen  Gebrauche  eine  Eisenbahn  zu  errichten,  welche  dieselben 
Punkte  verbinden  würde,  ohne  neue  Zwischenpunkte  zu  berühren, 
welche  von  der  Staatsverwaltung  in  strategischer,  politischer  oder 
commercieller  Hinsicht  für  wichtig  erkannt  werden. 

Im  Falle  einer  nach  dieser  Bestimmung  zulässigen  Errichtung 
einer  Eisenbahn  wird  den  davon  zu  verständigenden  Concessiouären 
gestattet,  um  die  Concession  derselben  anzusuchen,  die  ihnen  unter 
gleichen  Bedingungen  mit  Vorzug  vor  dritten  Bewerbern  ertheilt 
werden  wird. 

Artikel  7. 

Die  durch  die  Herren  Georg  Freiherrn  v.  Sina,  Daniel  Freiherr» 
v.  Eskeles,  Isaak  Pereire  und  Raphael  Herzog  v.  Galliera  vertretenen 
Concessionäre  werden  eine  anonyme  Actiengesellschaft  bilden,  an  welcher 
Ausländer  gleichmäßig  und  mit  demselben  Rechte  wie  Inländer  tbeil- 
nehmen  können. 

Diese  Gesellschaft  ist  nach  den  von  dem  Minister  des  Innern 
bereits  genehmigten  Statuten  zu  verwalten,  die  besoldeten  Beamten  der 
Gesellschaft  und  ihre  Ingenieure  können  auch  Ausländer  sein,  und 
sind  als  solche  und  insbesondere  noch  bezüglich  der  ihnen  von  der 
Gesellschaft  übertragenen  Dienstpflichten  den  österreichischen  Gesetzen 
unterworfen. 

Artikel  8. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise,  welche  die  Ge- 
sellschaft einheben  darf,  wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximailarif  pro  österreichische  Meile  in  Gold-  oder  Silbermünze, 
aber  stets  nach  dem  jeweiligen  Wcrthe  derselben  in  der  Landeswährung 
zu  erheben: 

Bei  Reisenden  die  Person 

erste  Classe  20  kr.  Conventionsmünze 
zweite    „      15   ,  „ 
dritte     „      10  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  nur  Wagen  der  ersten  und  »weiten 
i'Mnt-se  zu  führen  haben,  dürfen  diese  Tarife  um  2<>  Procent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  deren  Schnelligkeit  nicht 
geringer  sein  darf,  als  die  der  Schnellzüge  auf  den  durch  den  Staat 
selbst  betriebenen  Bahnen. 
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Bei  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit,  der  Wiener  Centner 

erste  Classe  1     kr.  Conventionsmünze 
zweite  iy2  „  „ 

dritte    „      2  „ 
Vgl.  Handelsministcrialerlass  vom  23.  October  1858  (Doc.  7)  wegen  Um- 
rechnung der  Tarife. 

Die  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  sowie  die  Neben- 
gebühreD,  die  Classirung  der  Waaren  und  Frachtbedingungen  werden 
nach  dem  Tarife  der  Betriebsdirection  der  südöstlichen  Staatseisen- 
bahn vom  24.  Jänner  1852  bestimmt.  Die  oben  festgesetzten  Preise 
bilden  eine  Grenze,  welche  die  Gesellschaft  keinesfalls  überschreiten 
darf,  ohne  hierzu  durch  eine  ausdrückliche  Bewilligung  der  Staatsver- 
waltung ermächtigt  zu  sein.  Sie  ist  jedoch  befugt,  sie  herabzusetzen, 
im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gegenstände,  für  die  ganze  Aus- 
dehnung oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn,  derart  z.  B.,  dass 
die  Preise  für  die  Längeneinheit  bei  grösseren  Entfernungen  abnehmen, 
und  dass  sie  mit  der  Natur  der  Waaren  und  den  Erleichterungen,  welche 
deren  Verfrachtung  aus  den  Betriebsverhältnissen  erwachsen,  in  Ein- 
klang gebracht  werden  können.  Die  herabgesetzten  Tarife  können  inner- 
halb der  Grenze  des  Maximums  wieder  erhöht  werden,  jedoch  nur  nach 
dreimonatlicher  Anwendung. 

Vgl.  §  10  des  Uebereinkommens  mit  der  österr.  Regierung  vom  12.  No- 
vember 1882  (folgt  sub  «),  sowie  Art.  8  des  Uebereinkommens  mit  der  uugar. 
Regierung  vom  8.  Juni  1882  (Siehe:  II  Ungarische  Linien  sub  d). 

Wenn  die  Gesellschaft  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer 
unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Gebühren  gewährt, 
so  soll  sie  gehalten  sein,  dieselbe  allen  Versendern  oder  Frachtunter- 
nehmern zuzugestehen,  welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen, 
derart,  dass  in  keinem  Falle  eine  persönliche  Bevorzugung  stattfinden  darf. 

Jedes  Verfahren,  welches  auf  Bevortheiluug  der  Gesellschaft 
hinsichtlich  ihrer  Frachtgebühren  zielt,  als:  falsche  Angabe  der  Gattung 
oder  des  Gewichtes,  Zusammenfassung  mehrerer  verschiedenen  Personen 
gehöriger  und  an  verschiedene  Personen  gesendeter  Gegenstände  in 
Eine  Sendung  wird,  abgesehen  von  der  gesetzlichen  Strafe,  mit  der 
dreifachen  Gebühr  gebüsst. 

Tarifbestimmungen  für  die  südöstliche  Staatseisen  bahn,  kundgemacht  mit 
H.  M.  Erl.  Tom  34.  Jfinner  1852,  Z.  587  E,  (H  M.  Ydgsbl.  Nr.  11),  mit  den  vom 
k.  k.  H.  M.  bis  Ende  December  1854  angeordneten  Abänderungen. 

Personen. 

Kinder  unter  zwei  Jahren,  die  auf  dem  Schosse  gehalten  werden,  sind  frei. 
Kinder  von  zwei  bis  zehn  Jahren  zahlen  die  Hälfte  der  Tarifgebühr. 

Die  uniformirte  k.  k.  Hofburgwache,  die  k.  k.  Militär-,  Gendarmerie-  und 
Polizei- Wachmannschaft,  vom  Unterofüoier  abwärts,  diesen  mitbegriffen,  zahlen  die 
halbe  Gebühr  der  II.  Classe.  Diese  Begünstigung  findet  nicht  statt,  wenn  die- 
selben in  einer  höheren  Wagenclasse  fahren  wollen. 
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Die  geringste  Gebühr  ist  der  Tarifsatz  für  eine  Meile. 

Beim  Uebertritte  in  eine  höhere  Wagenclasse  kann  die  gelöste  Fahrkarte 
ausgetauscht  werden,  wenn  sie  noch  mit  dem  Coupon  versehen  ist;  ist  dieser 
sohon  abgerissen,  so  ist  noch  eine  zweite  Karte  zu  lösen,  und  zwar:  Für  den 
Uebertritt  von  der  II.  Clause  in  die  I.  eine  Karte  III.  Classe;  von  der  III.  in  die 
I.  eine  Karte  II.  Classe,  von  der  III.  in  die  II.  eine  halbe  Karte  III.  Classe. 

Reisegepäck  und  Ell  gut. 

Reisegepäoks-Ueberge  wicht  und  Eilgut.  Jeder  angefangene  Viertelcentner  per 
Meile  1  kr. 

Reisegepäck,  welches  über  40  Pfund  wiegt,  oder  seines  grösseren  Umfanges  wegen 
zur  Mitnahme  in  den  Wagen  nicht  geeignet  ist,  oder  welches  überhaupt 
nicht  unter  eigener  Aufsicht  behalten  werden  wollte,  ist  g-gen  Vorweisung 
der  Fahrkarte  und  gegen  Recepisse  aufzugeben;  es  sind  hiefür  an  Auf- 
siohtsgebühr  4  kr  zu  entrichten.  Für  das  Reisegepäcks- Uebergewicht  ist 
ausserdem  die  obige  Beförderungsgebühr  zu  bezahlen.  Den  Kindern  als 
Inhabern  von  halben  Fahrkarten  werden  nur  20  Pfund  an  Gepäck  als  Frei- 
gewicht gewährt. 

Für  voluminöses  Reisegepäck  und  Eilgut  ist  die  doppelte  Gebühr  zu 
entrichten. 

Eilgut.  Die  geringste  Gebühr  beim  Eilgut  besteht  in  dem  Betrage  von  10  kr. 

Equipagen. 

Tarifsatz  per  Meile: 


I.  Classe:  Steirer,  leichte  Jagd-  und  Wurstwägen,  danu  unbepackte 

zweispännige  Kaleschen  und  Pritschken  —  fl.  48  kr. 

II.  „     Zweispännige  Stadtaohwimmer,  dann  zweisitzige  bepackte 

Kalesohen  und  Pritschken  1   „  —  „ 

III.  „     Bepackte    viersitzige  Kaleschen    und    Pritschken,  dann 

zweispännige  Reiseschwimmer  und  Couriercoupes  1    „   12  „ 

IV.  „     Zwei-  und  vierspännige  bepackte  Reiseschwimmer,  Reise- 

Landauer  und  Fourgons  1    .  24  „ 


Die  Reisenden  dürfen  während  der  Fahrt  auf  der  Palm  nicht  in  ihren 
Equipagen  bleiben.  Für  die  zu  den  Equipagen  gehörigen  Personen  sind  Fahr- 
karten III.  Classe  zu  lösen,  mit  welchen  die  betreffenden  Reisenden  jede  beliebige 
Wagenclasse,  die  Dienerschaft  aber  nur  die  III.  Classe  benützen  dürfen.  Die  Fahr- 
karten sind  an  der  Gasse,  wo  die  Equipagen  aufgenommen  werden,  vorzuzeigen, 
und  werden  dort  bezeichnet. 

Pferde. 

Tarifsatz  per  Meile: 

1  einzelnes  Stüok  —  fl.  50  kr. 

2  Stück   l  „  10  „ 

3  und  mehr  pro  Stück  —  »»30  „ 

Für  die  zur  Begleitung  und  Aufsicht  der  Pferde  beigegebenen  Individuen 
sind  wenigstens  Fahrkarten  der  III.  Classe  zu  lösen. 

Hönde. 

Tarifsatz:  3  kr.  per  Stück  und  Meile. 

8ohosshunde,  sofern  sie  auf  dem  Schosse  gehalten  werden  und  wenn  keiner 
der  Mitfahrenden  dagegen  Einwendung  macht,  sind  frei.  Für  das  Mitfahren  der 
Hunde  in  den  dafür  bestimmten  Behältern  ist  die  obige  Gebühr,  und  wenn  diese 
unter  10  kr.  entfallen  würde,  sind  10  kr.  für  jedes  Stück  zu  entrichten. 
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Separat  zöge. 

Bei  Separat-PersonenzHgen  sind: 

30  fl.  für  die  erste  Meile 

14  „    9  jede  folgende  zu  entrichten. 

Wenn  die  allfällige  Rückfahrt  binnen  12  Stunden  nach  dem  Eintreffen  in 
dem  Bestimmungsorte  erfolgt,  so  sind  für  jede  Meile  Rückfahrt  10  fl.  zu  entrichten. 

Wenn  jedoch  die  zu  bezahlende  Gebühr  für  die  Anzahl  der  Mitfahrenden, 
für  das  Reisegepäck  und  für  die  mitzunehmenden  Equipagen,  Pferde  und  Hunde 
nach  dem  Tarif  sich  höher  als  nach  obigem  Preise  berechnet,  so  tritt  für  solche 
Separatzüge  die  Zahlung  nach  dem  gewöhnlichen  Tarife  ein. 

Das  Wartegeld  beträgt  für  jede  halbe  Stunde  vierzig  Gulden. 

Bei  Separat-Lastzügen,  welch-  24  Stunden  früher  anzumelden  sind,  ist  jeden- 
falls die  Gebühr  f<r  120*)  Centner  Fracht  I.  Classe  zu  entrichten;  entfällt  jedoch 
für  die  Ladung  nach  der  Beschaffenheit  und  Menge  der  Güter,  oder  nach  der 
Zahl  der  benöthigten  Wagen  eine  höhere  Gebühr,  so  ist  diese  zu  bezahlen. 

Frachtgüter. 

Classification  der  Frachten. 
X.  Claas«. 

Abfalle,  als  Metallasche,  Metallspäne,  Hammerschlap,  Scherben.  Unterlaugen  von 
Färbereien  und  Seifensiedereien,  Dünger,  Düngsalz,  Hefe,  Häckerling,  Kleien, 
Spülich,  Treber,  Trester,  Holzabfälle,  Holzasche,  rohe  Holzsohwämnie,  Rohr- 
abfolle,  Seil-Enden.  Hadern,  Blut,  Därme,  Hörner  und  Hornspitzen,  Klauen, 
Knochen,  Knochenmehl  (Spodinm),  Lederabschnitte  und  Leimleder  (alle  diese 
verpackt),  Heu,  Stroh,  Bast  (gepresst),  Lein-  und  Oelkuchen,  dann  Schlacken, 
Loh-  und  Torfziegel. 

Barchent,  roher,  ohne  Emballage,  jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutzung. 

Brot,  weisses  und  schwarzes,  auch  Militärzwiebaok  (verpaokt). 

Caasen,  feuerfeste,  eiserne. 

Cichorienwurzel  und  Kaffeesurrogate. 

Cottone,  rohe,  ohne  Emballage,  jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmotzung. 

Eisen  und  Eisenwaren,  mit  Ausnahme  der  in  anderen  Classen  genannten,  dann 
zerlegte  Oefen  und  Kochgeschirre,  eiserne  Bettbestandtheile  (Cavalets), 
Locomotiv-,  Tender-  und  Eiaenbahnwagenräder  (auch  auf  Achsen  befestigt), 
ebenso  Hohlwaaren  aus  Gusseisen. 

Entwässerungsröhren  (Drainageröhren)  aus  Thon. 

Farbhölzer,  -Wurzeln,  -Rinden,  »Kräuter,  nicht  in  anderen  Classen  genannte, 
ganz  oder  auch  geraspelt,  geschnitten  und  gemahlen,  z.  B.  Brasil,  Bismas- 
holz. Aleanna,  Krapp.  Curcumae,  Quercitron,  Sumach,  Waid,  Wau  (verpackt, 
das  Holz  auch  in  Blöcken). 

Farben  und  Farbstoffe,  gemeine,  als:  Bergblau,  Berlinerblau,  Bleiweiss,  Catechu, 
Druckerschwärze,  Eaehel,  Smalte  und  Ultramarin,  Eisenbeize,  blausaures 
Kali,  Grünspan,  Ofenbruch  (Tutie),  Russ  aller  Art,  Schüttgelb,  Waidblau 
(verpaokt).  Fette  aller  Art,  z.  B.  Unschlitt,  Elain,  Stearin,  Gänsfett,  Schmeer, 
Schmier,  Thran,  Wallrath,  Wichse  (verpackt). 

Feuerschwamm  (verpackt). 

Flachs,  Hanf,  Werg  (verpackt). 

Gerbestoffe  aller  Art,  z.  B.  Ackerdoppern,  Bablabohnen,  Dividivi,  Eicheln  türkische 
(Valonea),  Eiohenrinde,  Galläpfel,  Knoppern,  Lohe  (verpackt). 

Getränke,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  als:  Bier,  Branntwein  (auch  Spiritus), 
Cider,  Esaig,  Meth,  Most,  Wein  (in  Fässern  und  Kisten). 

Gemüse  aller  Art,  auch  Futterkräuter,  Anis,  Fenchel,  Coriander,  Kümmel,  Knob- 
lauch, Zwiebeln,  Paprika,  Senf,  Bucheokern,  Eicheln,  Waohholderbeeren,  ess- 
bare Schwämme  und  Pilze,  roh  eingemacht  (verpackt),  Runkelrüben  (auch 
unverpackt). 
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Getreide  aller  Art,  auch  Erdäpfel,  Hülsenfrüchte  und  Kleesamen  (verpackt). 
Gyps  (verpafkt),  dann  roher  Gyps  in  Stücken. 

Harze,  gemeine,  als;  Kolophonium,  Pech,  Theer,  Terpentin  (verpackt),  dann  Asphall. 
Holz,  als:  Bau  ,    Brenn-,  Tiscbler-   und   Werkhobs,  gemeines  und  edles,  auch 
Fournierhölzer,  Fassreife. 

Beim  Brennholz  in  Scheitern  wird  die  Klafter  gerechnet: 
3schuhiges  hartes    zu  24  Centner. 

-  ,'2    i»  n  m     *■»  * 

3      „        weiches  „20 

2>;2  „        .    -  i8  „ 

Holzschwamm  (vorpackt). 
Kalk  (verpackt). 

Kardätschen,  dann  Kratzen  und  Stahlkämme  (verpackt1). 

Kerzen   (mit  Ausnahme  der  Wachskerzen),  dann  Seifen  (verpackt)   und  Fackeln. 

Kohlen,  als:  Stein-  und  Braunkohlen,  dann  Coke.  Die  für  den  Transport  minera- 
lischer Kohlen  ertheilten  Begünstigungen  und  erlassenen  Bestimmungen 
bleiben  unberührt. 

Mit  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  19.  October  185o, 
Z.  16229  F.,  H.  M.  Vdgs.  Bl.  Nr.  73,  wurde  bestimmt,  dass  vom  1.  Jänner  1854 
an  für  den  Transport  der  mineralischen  Kohle  ohne  Rücksicht  auf  die  Läng« 
der  Strecke,  in  welcher  sie  verführt  wird,  eine  Frachtgebühr  von  dreiviertel  (:  4> 
Kreuzer  per  Centner  und  Meil  i  berechnet  und  eingehoben  werde. 

Kotzeu  aus  Schafwolle,  Rindshaaren  und  Abfällon  (verpackt),  auch  ohne  Emballage, 

jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutznng. 
Leim,  thierischer,  Fisch-  und  Vogelleim,  Hauteublase. 

Leiuwand,  rohe,  dann  Rupfen  ohne  Emballage,  und  leere  Säcke,  ohne  Haftung  bei 

Beschmutzung. 
Mehl  (verpackt). 

Messing  und  andere  unedle  Metall-Compositionen,  roh,  dann  in  Platten,  Blechen, 
Drähten,  Röhren. 

Metalle,  unedle,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  roh,  dann  in  Platten,  Blechen, 
Drähteu,  Kugeln.  Köhren,  Kanonenröhren,  Mörser  ohne  Laffeten,  dann 
Granaten. 

Mineralien,  rohe,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  z.  B.  Alaun,  Aiitimon,  Arsenik. 
Anripigment,  Bleiglanz  (Hafnererz,  Alquifoux),  Blei-  und  Silberglätte,  Blei- 
zuoker,  Borax,  Chlorkalk,  Chromerz,  Chromkali,  Fliegenstein,  Galmei,  Glas- 
galle, Glaubersalz,  Kleesalz,  Kobalt,  Menni/,  Röthel,  Rothkalk,  Salmiak, 
Vitriol,  Wasserglas,  Weinstein,  Zinnbeize,  Ztunsalz,  Zuckersäure  falle  dies«; 
verpackt),  dann  Braunstein,  Erden,  Erze  rohe,  Federweiss,  Flussspath, 
Glimmer,  Graphit,  Kiesel  und  Kiese.  Kreide,  Mergel,  Mörtel  und  Cement, 
Sand,  Schwersp.ith.  Schmirgel,  Trippel. 

Mineralwässer  (in  Fässern  und  Kisten). 

Obst,  frisch  und  gedörrt,  zerrieben  und  gepresst,  Obstkerne,  auch  Powidl  (verpackt ). 

Oele,  fette,  zum  Genüsse  oder  technischen  Gebrauche  (in  Fässern). 

Oelaaat,  als:  Hanf-,  Lein-,  Repa-,  Mohn-,  Vogeldottersamen  (verpackt». 

Papier,  auch  Maculatur,  Pappendeckel  und  Pressspäue  (wenn  nicht  einballirt,  ohne 

Haftung  für  Beschmutzung). 
l'erlmutterschaleu  (verpackt),  Polzen  für  Geschütze. 
Pottasche  (verpackt1. 

Quecksilber  (in  Scronen  und  eisernen  Flaschen,  Kisten  und  Latein). 
Reis  (verpackt). 

Rosinen  und  Weinbeeren  (verpackt). 
Salz  (verpackt  oder  in  Blöcken). 
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Wenn  Salz  in  Fässern  oder  Kübeln   verpaokt  verführt  wird,  so  wird  die 
Fracht  nach  dem  durch  Abzug  von  10%  Tara,  wenn  es  in  Säcken  vorkommt, 
nach  dem  durch  Abzu?  von  2%  Tara  ermittelten  Nettogewichte  berechnet. 
Salpeter,  auch  Cbilisalpeter  (  verpackt). 

Säuren,  flüssige,  zum  technischen  Gebrauche,  z.  B.  Bleiesgig,  Holzessig,  Salpeter-, 

Salz-,  Schwefelsäure  (Vitriolöl),  Weinsteinsäure,  Scheidewasser  (verpackt). 
Schmelztiegel  (verpackt). 
Schwefel  (verpaektA 
Seilerarbeiten  (verpackt). 
Soda  und  Natron  (verpackt). 
Stärke,  Haarpuder,  Kleister.  Pappe  (verpackt). 
Süssholzwurzel  (  verpackt  oder  in  Bündeln). 

Steine,  als:  Bau«.  Bruch-,  Schleif-  und  Wetzsteine,  Feuer-,  Mühl-  und  Schiefer- 
steine, Rechentafeln,  Griffel,  Schieferplatten,  Rohren,  dann  Achat-,  Alabaster-. 
Basalt-,  Granit-,  Malachit-,  Marmor  ,  Serpentin-,  Kiesel-,  Speck-  und  Talk- 
steinblöcke, roh  und  geschliffen,  Bimsstein  und  Lava. 

Tabakblätter,  -Stenjrel  und  -Abfälle  (verpackt). 

Tinte  und  Tintenpulver  (verpackt!. 

Thierische  Productc  zum  Genüsse,  Butter  frische  und  gesalzene,  Schmalz,  Eier, 
frisches  Fleisch  und  zuberoitetes,  Honig,  Käse,  Milch,  Schinken,  Speck, 
Würste  (verpackt». 

Wachsleinwand  (  verpackt  . 

Weiustemsiiurc 

Ziegel. 

Zucker  und  Syrup  (verpackt). 

XX.  OlMfl«. 

Arac,  Liquen™,  Rum  und  andere  versüsste  geistige  Flüssigkeiten  (in  Fässern  oder 
Kisten  l. 

Arznei-  und  Parfumeriewaaren,  als:  Blüthen,  Blätter,  Rinden,  Wurzeln,  Kräuter, 
Hölzer,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  riechende  Wässer,  Oele,  Essige, 
Geister.  Bibergail,  Bisam,  Moschus,  Kanthariden,  Kampher,  Milchzucker, 
Queeksilbeqmiparate;  Aetzmittel,  Arzneisalze,  Kräuterthee,  Priaster  und 
Salben,  zusammengesetzte  Arzneien  und  Parfüms  (in  Fässern  und  Kisten). 

Balsame,  natürliche,  Gummen  und  Harze,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (  verpackt  ). 

Baumwolle  und  Baumwollabfälle  (verpackt). 

Baumwollwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Beinstreu  (verpackt). 

Bernstein  (verpackt). 

Besen  aller  Art. 

Bleistifte  (verpackt). 

Borsten  und  Haare  (verpackt). 

Bürstenbinder-Arbeiten  (verpackt). 

Bücher,  Bilder  auf  Papier.  Landkarten,  Musikalien  (verpackt). 
Cacao  und  Chocolade  (verpackt). 

Chemische  Producte,  feuergefährliche,  z.  B.  comprimirte  Gase,  Kuallgold.  Knall- 
silber, Phosphor,  Schiesspulver,  Zündhölzchen,  bestrichene  Zündhütchen  und 
andere  Zündwaaren  (verpackt). 

Colonialwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Decken  und  Matten  von  Bast,  Rohr,  Schilf,  Stroh. 

Drechslerarbeiten  aller  Art  (verpackt). 

Elfenbein,  geraspelt  und  in  Stücken. 

Farben  und  Farbstoffe,  feine,  als:  Bczetten,  Cochenille,  Cudbear,  Indigo,  Persio, 
Karmin,  Kermes,  Orlean.  Orseille,  Kreuzbeeren,  Safflor,  Safran,  Schminke. 
Sepia.  Zinnober,  Firnisse,  Lacke,  Tusche,  Farbenextracte,  Farbenkästchen 
und  Farbmuscheln  (verpackt). 

Federn  und  Federkiele  (verpackt). 
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Felle  und  Häute  fin  Ballen  gebunden  oder  verpackt),  dann  Pelzwerke  (verpackt) 

und  rohe  Häute. 
Feuerschwämme. 
Fischbein  und  Fischbarden. 

Fische  und  andere  Wasserthiere,  Schaltliiere  und  Muscheln  (verbackt). 
Fortepiano  (verpackt). 

Garne  aller  Art,  auch  Doohte  und  Zwirne  (verpaokt). 
Gewürze,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 
Glas  und  Glaswaaren,  Spiegel  (belegt,  ohne  Rahmen)  (verpackt). 
Haare  aller  Art  (verpackt). 

Häuf  und  Leinen*  aaren,  in  der  I.  Classe  nicht  genannte  (verpackt),  dann  ordinäre 
weisse  Leinwand  und  Zwilche,  auch  ohne  Emballage,  jedoch  ohne  Haftung 
bei  Beschmutzung. 

Hohlwaaren  aus  Eisenblech  (in  mehr  als   drei  Stücken   derselben   Gattung  in 

einandergesteckt). 
Holzsohwamm. 

Holzwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  mit  Ausnahme  der  Hohlwaaren 
(verpackt),  auch  Holzkohlen  und  Holzabfälle,  dann  Siebreife,  ferner  Bau- 
und  Nutzhölzer,  welche  wegen  ihrer  Länge  mehr  als  einen  einzigen  acht- 
rädrigen  Wagen  in  Anspruch  nehmen.  Insoweit  die  Ermittlung  des  Ge- 
wichtes durch  die  Abwäge  uicht  zulässig  ist,  wird  der  Kubikfuss  bei  den 
harten  Hölzern  zu  66  Pfund,  bei  den  weichen  zu  38  Pfund  angenommen. 

Hopfen  (verpackt). 

Hüte  aller  Art,  auch  Kappen  und  Mützen  (verpackt). 
Kaffee  (verpackt). 

Kanonen  auf  Laffeten  mit  abgezogenen  Rädern. 
Kardendisteln  (verpackt). 
Kleider,  Bettzeug  und  Wäsche  (verpackt). 
Korkholz  und  Korkholzarbeiten  (verpackt). 

Krämerei-  und  Galanteriewaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Leder  (verpackt  oder  in  Ballen  gebunden),  dann  Lederarbeiten,  z.  B.  Handschuh-, 
Kürschner-,  Riemer-.  Sattler-,  Schuhmacher-  und  Taschnerarbeiten  (verpackt). 
Manufacte,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpaokt). 

Maschinenbestandtheile,  zerlegt,  mit  Ausnahme  der  in  die  III.  Classe  gehörenden 
Hohlwaren. 

Meerschaum  und  Meerschaumarbeiten  (verpackt). 

Mehlspeisen  und  überhaupt  Teigwerk  und  Zwieback  (verpackt). 

Metallwaaren,  unedle,  nioht  in  anderen  Classen  genannte,  mit  Ausnahme  der 

Hohlwaren,  auch  Kupfergeld  (verpackt). 
Munitionskarren,  Lafetten  mit  abgezogenen  Rädern  und  leere  hölzerne  Brandröhren. 

Obst,  candirt,  eingelegt  und  eingesotten,  Conserven,  Marmeladen  u.  dgl.  (verpackt). 
Oblaten  und  Siegelwachs  (verpackt). 

Oele.  fette,  zum  Genüsse  und  technischen  Gebrauche  (in  Flaschen  und  Kisten 
verpackt). 

Palmzweige  (verpackt). 

Pflanzen  und  Bäume,  lebende  (verpackt). 

Sämereien,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Schafwolle  und  Schafwollabfälle  (verpaokt). 

Schafwollwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Schiebtruhen. 

Schmucksteine,  echte  oder  naohgemachte,  mit  Ausnahme  der  Edelsteine  (verpackt). 
Seide  und  Seidenabfälle  (verpackt). 
Seidenwaaren  (verpackt). 

Speoerei-  und  Materialwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 
Speisen,  zubereitete  (verpaokt). 
Spielkarten  (verpackt . 
Stahl waaren  (verpackt). 
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Steinmetzarbeiten,  feine  (verpackt). 

Südfrüchte,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  z.  B.  Adams-  und  Paradiesäpfel, 
Citronen  und  Limonien,  Cocosnüsse,  Datteln,  Feigen,  Kastanien,  Mandeln 
nnd  Pomeranzen  (verpackt). 

Tabakfabricate,  auch  Tabakmehl  (verpackt). 

Tapeten  aller  Art  (verpackt). 

Thee  (verpackt). 

Thonwaaren,  auoh  Fayence,  Steingut  und  Porzellan  (verpackt). 
Thiere,  todte,  z.  B.  Vieh,  Geflügel,  Wildpret. 

Tischlerarbeiten,  mit  Ausnahme  der  Hohlwaaren  und  der  nicht  in  Kisten  oder  in 

Fässern  verpackten  Möbeln,  dann  emballirte  Bett-  und  Kastentheile. 
Wachs  und  Wachsfabricate  (verpackt). 
Waffen. 

Wagenflechten. 

Webe-  und  Wirkwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpaokt). 
Zuckerbäck  erwaaren  (verpackt). 

Zuckerformen  von  Blech,  Eisen  oder  Thon  in  Kisten  oder  Fässern  verpackt; 
jene  von  Blech  und  Eisen  auch  in  Päcke  gebunden. 

Gegenstände  der  Classe  I,  hei  denen  die  Verpackung  ausdrücklich  vorgeschrieben 
ist,  wenn  sie  unverpackt  oder  in  anderer  als  der  vorgeschriebenen  Verpackung 
vorkommen  und  in  diesem  Zustande  überhaupt  verführt  werden  dürfen.  Auch 
wird  in  diesem  Falle  für  Beschädigungen  und  Abgänge  nicht  gehaftet. 

Gegenstände,  welche  unter  die  in  der  Classe  I  und  III  aufgezählten  nicht  einge- 
reiht werden  können. 

Waaren,  diverse,  d.  h.  nicht  näher  bezeichnete,  falls  sie  nicht  in  die  Classe  III 
gehören. 

III.  OUaa«. 

Alterthflmer,  wissenschaftliche  Sammlungen,  Kunstwerke,  nicht  in  anderen  Classen 
genannte. 

Bildhauer- Arbeiten,  Binderarbeiten,  unzerlegt. 
Buchbinder-,  Papier-Mache-  und  Papp- Arbeiten. 
Federn,  als:  Scbmuokfedern  und  Federschmuck-Arbeiten. 

Gefässe,  leere  als:  Fässer,  Kisten,  Körbe,  Butten  etc.  Kommen  diese  Gegenstände  als 
Rückfracht  vor,  so  wird  die  Gebühr  für  dieselben  unter  Beobachtung  der 
in  den  Bestimmungen  über  den  Frachtenverkehr  enthaltenen  Vorschriften 
naoh  der  Classe  I  berechnet. 

Gemälde  und  Bilder  auf  anderen  Stoffen  als  Papier  oder  in  Rahmen. 
Heu  und  Stroh  (in  Bündeln). 
Hirschgeweihe,  ganze. 

Hohlwaaren,  mit  Ausnahme  jener  aus  Gusseisen,  als:  Kannen.  Kessel,  Krüge,  8par- 
und  andere  Oefen,  Räder,  Wagenkasten,  Lafetten,  Munitionskasten  und 
Protzen,  Rauchfange,  Rahmen,  Formen  (unzerlegt). 

Instrumente,  musikalische,  mit  Ausnahme  der  Fortepiano,  optische,  mathematische 

und  physikalische. 
Korb-  und  Siebmaoher-Arbeiten,  nicht  in  anderen  Classen  genannte. 
Lampen  und  Luster. 
Maschinen  und  Modelle  (unzerlegt). 

Möbel  und  Hausgeräthe,  nicht  in  Kisten  oder  Fäasern  verpackt. 

Putzwaaren,  auch  künstliche  Blumen. 

Spiegel. 

Stroh-,  Baat-  und  Sohilfarbeiten,  nicht  in  anderen  Classen  genannte. 

Theater-Decorationen. 

Thiere,  lebende  (in  Käflgen  und  Steigen). 

Uhren  und  Uhrenbestandtheile. 

♦ 
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Gegenstände  der  Classe  II,  bei  denen  die  Verpackung  ausdrücklich  vorgeschrieben, 
wenn  sie  unverpackt,  oder  in  anderer  als  der  vorgeschriebenen  Verpackung 
vorkommen,  und  in  diesem  Zustande  überhaupt  verführt  werden  dürfen.  Auch 
wird  in  diesem  Falle  für  Beschädigung  und  Abgänge  nicht  gehaftet. 

Anmerkung.  Baares  Geld  (mit  Ausnahme  de8  nach  Classe  II  zu  be- 
rechnenden Kupfergeldes),  Perlen  und  Edelsteine  werden  nur  auf  Grund  be- 
sonderer Uebereinkommen  zur  Verführung  übernommen. 

Fleisch  und  Esswaarcn.  Frisches  Obst,  Milch  und  Eier,  frische  Fische  und  Wildpret 
verpackt,  wenn  auch  nur  in  Kübeln,  Kufen.  Butten,  Körben,  werden  gegen 
die  Gebühr  der  Classe  III  und  das  leer  zurückgehende  Geschirr  gegen  die 
Gebühr  der  Classe  II  als  Eilfracht  mit  den  Personenzügen  verführt  Die 
Personenzüge,  welche  Gegenstände  dieser  Art  übernehmen,  werden  in  den 
Fabrordnungen  besonders  bemerkbar  gemacht. 

Mast-  und  Schlachtvieh,  dann  Pferde. 
(  Naok  dem  Tarife  der  Z.  01mm.) 


Mutterkalb  wird  nach  dem  Normalgewichte  zu  ...  .    1  Centner 

einjähriges  Kalb  zu  3  „ 

Stier,  Ochs  oder  Kuh  zu  0       „  angenommen. 

Die  letzten  drei  Gattungen  Vieh  werden  nur  daun  zu  dem  bemerkten  Ge- 
wichte angenommen,  wenn  sechs  oder  mehr  Stücke  zugleich  zur  Beförderung 
Ubergeben  werden. 


Normalgewicht. 


Ein  einzelnes  Stück  wird  angenommen  zu   15  Centner 

2  Stücke      25  „ 

3  *   ".30 

4— 5„   35 

Diese  Bestimmungen  gelten  nur  für  solches  Vieh,  welche»  aufrecht  im 
Wagen  gestellt  werden  kann.  Jedes  Stück  Vieh,  welches  im  Wagen  liegend 
transportirt  werden  muss,  wird  für  30  Centner  angenommen. 

Für  4  Stück  8panferkel   1  Centner 

,2  „  Frischlinge   1  - 

„1  „  ungemiistetes  Schwein       ...  1  r 

„    1  „  gemästetetes  Schwein    ....  3 

„2  „  Lämmer  oder  Kitzen   1  „ 

„   3  „  Schafe  oder  Widder   *J 

„3  n  Ziegen  oder  Böcke   2  ., 

„3  „  Hammel  oder  Schöpse   2  „ 

Diese  Bestimmung  gilt  jedoch  nur  für  Triebe  von  oder  über  20  Stück;  wird 
eine  geringere  Anzahl  zur  Beförderung  überbracht,  so  sind  die  Fraehtgebilhren 
doppelt  zu  entrichten,  jedoch  ohne  Ueberschreitung  der  entfallenden  Gebühr  für 
20  Stücke. 

Für  1  Pferd  oder  Füllen  12  Centner.  Weniger  als  zwei  Stücke  werden  mit 
den  Lastzügen  nicht  befördert. 

Bei  dem  Transporte  auf  der  Baiin  wird  keine  Vergütung  für  umstehende, 
entsprungene  oder  sich  beschädigende  Thiere  geleistet.  Den  Transporten  kann 
eine  Begleitung  beigegeben  werden,  und  es  muss  dies  geschehen,  wenn  es  das 
Aufgabsaint  nach  den  obwaltenden  Umständen  verlangt. 

Für  jede  Person  der  Begleitung  ist  eino  Fahrkarte  III.  Classe  zu  lösen. 

Viehtransporte  sind  in  der  Regel  Tags  vorher  anzumelden. 
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Equipagen,  Güterwagen,  Schlitten  und  Wagenspritzen. 

(Meoh  dem  Tarife  der  XX.  Oteaae.) 

Equipagen  werden  nur  emballirt  mit  den  Lastzügen  befördert,  Wagen  gleich- 
viel welcher  Gattung,  dürfen  nicht  breiter  als  8'  6",  und  vom  Plateau  des  Bahnwagens 
nicht  höher  als  12'  geladen  sein. 

Das  Normalgewicht  ist,  wie  folgt,  für  das  Stück  festgesetzt: 
Steirer-,  Jagd-  und  Wurstwagen,  zweisitzige  Kalesche,  Schlitten  und  Pritschka, 
zweisitziger  Stadtschwimmer,  leere  Güterwagen,  (Feuer-)  Spritzen  kleinerer  Gattung 
25  Centner. 

Vieraitzige  Kalesche,  Schlitten  und  Pritschka,  zweisitzige  Reiseschwimmer 
und  Courier-Coupe-Wagen,  Feuerspritzen  grösserer  Gattung  beladene  einspännige 
Güterwagen  30  Centner. 

Viersitziger,  schwerer  Reiseschwimmer,  Reiselandauer  und  Fourgon  40  Centner. 

Zweispännige  beladene  Güterwagen  50  Centner. 

Benützung  ganzer  und  halber  Wagen. 

Es  können  auch  ganze  und  halbe  Eisenbahnwagen  zur  Verfrachtung  von 
Gütern  genommen  werden.  Für  einen  ganzen  oder  halben  Wagen  wird  die  Gebühr 
für  das  Maximum  des  Gewichtes,  welches  verladen  werden  darf,  nach  dem  Tarif- 
satz für  Güter  1.  Classe  mit  Rücksicht  auf  die  zurückzulegende  Strecke  berechnet. 
Entfallt  jedoch  nach  den  Tarifbestimmungen  eiue  höhere  Frachtgebühr,  so  ist  diese 
zu  entrichten. 

Bei  dem  Transporte  von  Leichen  ist,  wenn  nicht  ein  Separatzug  verlangt 
wird,  die  Gebühr  für  einen  ganzen  vierrädrigen  Wagen  zu  entrichten. 

Neben-  und  andere  Gebühren« 

Die  Auf-  und  Abladegebühr  bei  Frachten  wird  für  den  Sporco-Centner  mit 
1  kr.  berechnet,  und  ist  in  der  Gebührenrechnung  mir  enthalten. 

Lagerzins.  Der  Lagerzins  bei  Frachten,  dessen  Entrichtung  für  Roheisen  mit 
dem  neunten  und  bei  allen  übrigen  Frachten  mit  dem  vierten  Tage  der  Einlagerung 
beginnt, 

beträgt   V;  kr.  Per  Tag  und  Centner. 

Bei  Brennholz  ist  mit  dem  ucunten  Tage  der 
Einlagerung  für  die  Klafter  und  Tag   '  2  r  ,, 

Bei  Bau-, Binder-  und  Tischlerholz,  Bausteinen, 
Ziegeln,  Erde  und  Erze  mit  dem  vierton  Tage  der 

Einlagerung   •  'i2u  „      „      „      ..  r 

zu  bezahlen. 

Für  Reisegepäck,  welches  binnen  24  Stunden,  und  für  Eilgüter,  welche  binnen 
4s  Stunden  nach  ihrer  Ankunft  nicht  bezogen  werden,  ist  ein  Lagerzins  von  3  kr. 
per  Coüo  und  Tag  zu  entrichten. 

Waggebühr.  Die  Waggebühr,  welche  nur  für  jene  Güter  zu  entrichten  ist,  deren 
Abwäge  ausdrücklich  verlaugt  wird,  beträgt  2'5  kr.  für  den  Centuer  bei  Steinkohlen, 
verpacktem  Getreide,  Eisenerz,  Bausteinen,  Sand,  Bauholz,  Ziegeln,  Schotter  Runkel- 
rüben, Erde.  Roheisen,  und  1  kr.  per  Centner  für  die  übrigen  Frachtgegenstände. 

Für  jeden  Frachtbrief,  welcher  auf  Vorlangen  der  Partei  von  de  n  Bahnamte 
ausgefertigt  wird,  ist  1  kr.  zu  entrichten. 

Das  Foimulnr  ist  ausserdem  mit  1  kr.  zu  vergüten,  wenn  die  Eisenbahnstation 
die  Drucksorle  liefert. 

Yersicherungg-Gebühren. 

i  H.-M.-Vdg.  vom  14.  August  1852,  Z.  14432,  E.,  H.-M.  Vdgbl.  N; . 

Alle  der  Eisenbahn  zur  Beförderung  übergebenen  Gegenstände,  gleiehviel 
welcher  Art,  unterliegen  uubedingt  einer  allgemeinen  Versicherung,  sie  können 
jedoch  ausserdem  auf  Verlangen  der  Versender  für  einen  beliebigen  Mekrwerth  noch 
besonders  versichert  werden. 


Digitized  by  Google 


254 


Priv.  österr.-ungar.  Staatseisenbahn-Gescllschaft. 


Oesterreichisehe  Linien. 


255 


Bei  der  Berechnung  der  Versicherungs-Gebühr  wird  sowohl  im  Allgemeinen, 
als  insbesondere  bei  der  Aufgabe  von  Frachtgütern  verschiedener  (Massen  jeder 
Bruchtheil  eines  Centners  einer  Classe  für  einen  vollen  Centner  gerechnet. 

Jeder  unter  40  fl.  und  beziehungsweise  unter  100  fl.  fallende  Zwischenbetrag  des 
zu  vorsichernden  Mehrwerthes  wird  für  volle  40  fl.  und  beziehungsweise  100  fl. 
angenommen 

Jeder  Bruchtheil  von  oder  über  >/2  kr.  wird  als  ein  ganzer  Kreuzer  an- 
genommen, dagegen  jeder  Bruchtheil  unter  '/2  kr.  weggelassen,  ausgenommen  in 
dem  Falle,  wenn  die  allgemeine  Versieherungs-Gebilhr  für  Frachtgüter  einer  Classe 
unter  '/2  kr  entfallen  würde,  in  welchem  Falle  die  mindeste  allgemeine  Ver- 
sicherungs-Gebühr sodann  mit  1  kr.  berechnet  wird. 

Die  allgemeine  und  besondere  Versieherungs-Gebilhr  wird  bei  Fracht-  und 
Eilgutern  dem  Fracht-  oder  Eilgut  Porto  zugeschlagen,  und  daher  mit  diesem  zu- 
gleich bei  der  Auf-  oder  Abgabe  eingehoben  und  entrichtet. 

Für  Esswaaren  und  andere  dem  Verderben  leicht  unterliegende  Gegenstände, 
tür  welche  das  Porto  weniger  als  2  fl.  beträgt,  ist  die  Versioherungs-Gebühr  un- 
bedingt bei  der  Aufnahme  zu  entrichten. 

Spesen  in  Vorhinein  und  nach  Eingang. 

An  Provision  ist  für  naehzunehmende  Spesen,  wenn  selbe  in  Vorhinein  be- 
zahlt werden,  2  Percent,  und  für  d«s  Incasso,  wenn  der  Betrag  erst  nach  Eingang 
der  Spesen  ausbezahlt  wird,  »,2  Percent  zu  berichtigen 

Anmerkungen. 

Bei  Berechnung  der  Gebühren  werden  Bruchtheile  unter  Vi  kr.  weggelassen. 
Die  '/2  kr.  und  mehr  betragenden  Bruchtheile  werden  als  ganzer  Kreuzer 
gerechnet 

Der  Frachtpreis  wird  nie  geringer  als  mit  10  kr.  berechnet. 

Frachten  unter  einem  halben  Centnor  werden  für  einen  halben  Centner,  das 
darüber  hinausgehende  Gewicht  wird  nach  Zehntelcentnern  berechnet,  so  dass 
jedes  angefangene  Zehntel  für  ein  volles  gilt. 

Artikel  9. 

Die  Militärtransporte  müssen  von  der  Gesellschaft  nach  herabge- 
setzten Tarifpreisen  besorgt  werden,  welche  für  Militärs  einzeln  oder 
in  Körpern  Eiu  Drittel,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgegenstände  und 
Kriegsmaterial  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen.  Wenn 
zum  Kriegsmaterial  gehörige  Gegenstände  in  der  Classirung  nicht  aus- 
drücklich genannt  sind,  so  werden  sie  zur  zweiten  Waarenclasse  ge- 
wöhnlicher Geschwindigkeit  gerechnet. 

Im  Falle  ausserordentlicher  Theuerung  der  Nahrungsmittel  ist 
die  Staatsverwaltung  berechtigt,  die  zeitweilige  Herabsetzung  der  Fracht- 
preise für  Nabrungsgeger.stände  zu  verlangen,  jedoch  nur  bis  zu  7-2  kr. 
für  die  österreichische  Meile  und  den  Wiener  Centner. 

Artikel  10. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Versendung  der  Post-  und  der 
Amtspackete,  sowie  die  Beförderung  der  dienstthuendeu  Pustbediensteten 
mit  den  gewöhnlichen  Personenzügen  unentgeltlich  zu  besorgeu.  Sollte 
sich  die  Postanstalt  den  Transport  der  kleinen  Privatfahrpostsendungen 
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vorbehalten,  so  wird  sie  der  Gesellschaft  den  dritten  Theil  der  für 
deren  Beförderung  auf  der  Eisenbahn  behobenen  Gebühr  überlassen, 
wobei  die  eingehobene  Gesammtgebühr  auf  den  zurückgelegten  Weg 
verhältnissmässig  umzulegen  ist. 

Die  Wägen  der  fahrenden  Post  werden  von  der  Postverwaltung 
beigescbafft  und  unterhalten.  Falls  dieselbe  die  Verwendung  besonderer 
Postwägen  aufgiebt,  ist  die  Gesellschaft  verbunden,  ihr  die  Hälfte  eines 
achträderigen  oder  einen  vierräderigen  Wagen  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  den  Wagen  de6  fahrenden  Post- 
amtes oder  im  Falle  die  Versendung  der  Post  in  den  Wägen  der  Ge- 
sellschaft stattfindet,  mehr  als  den  hiefiir  oben  bestimmten  Raum  erfordert, 
erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiters  beizustellenden  Wagen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Die  Postverwaltung  ist  befugt,  im  Wege  des  Ministers  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  für  einen  täglich  abzusendenden  Zujr 
die  Abfahrtsstunden  und  dessen  Schnelligkeit  für  jede  Richtung  zu 
bestimmen. 

Für  die  übrigen  Züge  wird  die  Abfahrtsstunde  und  die  Schnel- 
ligkeit von  der  Gesellschaft  bestimmt,  jedoch  ist  der  Postverwaltung 
jtde  Abänderung  wenigstens  vierzehn  Tage  früher  anzuzeigen. 

Artikel  11. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  dem  Grund  und  Boden  der 
ihr  concessionirten  Eisenbahnen  dem  Staate  die  Anlegung  einer  Tele- 
graphenleitung ohne  Entschädigung  zu  gestatten  und  ibre  Bahnwächter 
zur  Bewacbuug  der  schon  bestehenden  oder  erst  anzulegenden  Staats- 
telegraphenleiturigen  zu  verpflichten.  Sie  hat  übrigens  das  Recht,  alle 
telegraphischen  Vorrichtungen  und  Drähte,  welche  für  ihren  eigenen 
Dienst  nothwendig  sind,  auf  ihre  Kosten  beizuschalVeu,  und  sie  ist 
befugt,  dieselben  unter  Aufsicht  der  Staatsverwaltung  zu  benützen, 
ohne  jedoch  dieselben  irgendwie  zu  Depescheu  von  Privatinteresse 
oder  anderen  den  Bahndienst  nicht  betreffenden  Mittheilungeu  ver- 
wenden zu  dürfen. 

Artikel  12. 

Die  gegenwältige  Unternehmung  uutersteht  in  Bezug  auf  Controle 
und  Ueberwachung,  sowie  auf  alle  den  Dienst  nud  das  Personale  der 
(it  Seilschaft  betretenden  Entscheidungen  unmittelbar  dem  Minister  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten. 

Gegen  die  Gesellschaft  und  ihre  Bediensteten  können  Geld-  oder 
andere  Strafen  nur  von  den  competenten  Behörden  nach  den  Vor- 
-cliriften  der  österreichischen  Gesetze  verhängt  werden.  Die  straf- 
gerichtliche  Verantwortlichkeit  für  Handlungen  ouer  UnterlrxFsuugea  bei 
ler  Verwaltung  und  dem  Betriebe  der  Eisenbahnen  kann  nur  die  Be- 
diensteten der  Gesellschaft  und  keinesfalls  die  Glieder  des  Verwaltung*  - 
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rathes  als  solche  treffen;  die  civilgericbtliche  Haftung  und  Verantwort- 
lichkeit ist  nur  gegen  ihre  Oesellschaft  als  moralische  Person  geltend 
au  machen  und  nicht  auch  gegen  ihre  Mitglieder  (Verwaltungsrathe 
oder  Actionäre);  für  ihre  persönlichen  Handlungen  sind  die  Glieder  der 
Gesellschaft  den  allgemeinen  Gesetzen  unterworfen. 

Artikel  13. 

Die  Staatsverwaltung  gewährleistet  der  Gesellschaft  auf  die  durch 
die  Gesellschaft  zur  Bezahlung  des  Preises  der  Eisenbahnconcession 
und  jener  Arbeiten,  zu  denen  sie  durch  diese  Concessionsurkunde  ver- 
pflichtet ist,  verausgabten  Summen  bis  zu  dem  Betrag  von  77  Millionen 
Gulden  Conventionsmünze  (=  200  Millionen  Francs  a  23Vi0  kr.  Con- 
ventionsmünze) eine  Annuität  von  52/10  Percent.  Diese  gewährleistete 
Annuität  kann  den  Betrag  von  4,004.000  fl.  Conventionsmünze 
(=  10,400.000  Francs  h  23l/l0  kr.  Conventionsmünze)  nicht  übersteigen. 

AnlassUch  des  Abverkaufes  der  8trecke  Cssegl^d-Ssolnok  an  die  Theiss- 
bahngesellschaft  (siehe  die  Anmerkung  oben  bei  Art.  1)  wurde  mit  H.  Min. -Erl. 
vom  12.  Juli  1859,  Z.  2294/HM.,  H.  M.  Vdgsbl.  Nr.  60,  die  der  Staatsgarantie 
zu  Grunde  gelegte  Maximalsumme  von  77  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  (id 
est  200,000.000  Frcs.)um  die  Summe  von  1,399.155  fl.  14  kr.  Conventionsmünze  oder 
1,469.113  fl.  österr.  Währ.  (3,634.169  Frcs.  43  Cent.)  vermindert.  Die  garantirte 
Annuität  wurde  endlich  im  Art.  2  des  Uebereinkommens  vom  1.  December  1866 
(Doc.  6)  mit  6,200.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (d.  i.  13,000.000  Frcs.)  festgesetzt. 

Wenn  die  Gesellschaft  auf  Grund  unzureichender  Erträgnisse 
nach  den  Bestimmungen  dieser  Concessionsurkunde  die  gewährleistete 
Annuität  ganz  oder  theilweise  von  der  Staatsverwaltung  in  Anspruch 
zu  nehmen  berechtigt  sein  wird,  so  wird  die  Staatsverwaltung  die 
Zahlung  in  Gold-  oder  Silbermünze  oder  in  der  Landeswährung  zum 
Tagescourse  der  Gesellschaft  zu  leisten  gehalten  sein. 

Der  Betrag  der  Summen,  welche  die  Staatsverwaltung  an  die 
Gesellschaft  infolge  dieser  Gewährleistung  bezahlt  haben  wird,  ist  als 
ein  mit  vier  Percent  verzinslicher  Vorschuss  des  Staates  an  die  Gesell- 
schaft zu  betrachten,  und  sobald  der  Jahresertrag  der  Unternehmung 
die  gewährleistete  Annuität  von  52/io  Percent  tibersteigt,  bleibt  jeder 
Jnhresüberschuss  zur  Rückzahlung  des  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis 
zu  dessen  gänzlicher  Tilgung  vorzugsweise  vor  jeder  anderen  Verwen- 
dung bestimmt. 

Wenn  im  Zeitpunkte  des  Erlöschens  dieser  Concession  oder 
deren  Einlösung  durch  den  Staat  (Artikel  14)  die  Gesellschaft  infolge  obiger 
Gewährleistung  dem  Staate  irgend  einen  Betrag  schulden  würde,  so  ist 
dieser  Schuldbetrag  von  jenen  Summen  in  Abrechnung  zu  bringen, 
welche  der  Staat  aus  was  immer  für  einem  Titel  der  Gesellschaft  zu 
hezahlen  hat. 
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Artikel  14. 

Nach  Ablauf  von  dreiesig  Jahren,  vom  1.  Jänner  1858  an  ge- 
rechnet hat  der  Staat  jederzeit  das  Recht,  die  ganze  gegenwärtige  Con- 
cession  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträge  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  erhoben,  hiervon  die  Reinerträge  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  in  Gold-  oder  Silbermünze  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in 
halbjährigen  Raten  in  Gold-  oder  Silbermünze  bis  zum  Ablaufe  der 
ursprünglichen  Concessionsperiode  zu  bezahlen. 

In  keinem  Falle  kann  der  Betrag  der  Jahresrente  niedriger  sein, 
als  der  Reinertrag  des  letzten  der  erwähnten  sieben  Jahre. 

Uebrigens  werden  der  Gesellschaft  binnen  drei  Monaten  nach  der 
Einlösung  jene  Rückzahlungen  in  Metallmünze  geleistet,  auf  welche  sie  nach 
Artikel  15  bei  Erlöschung  der  Concession  Anspruch  hätte,  jedoch  nur 
nach  Abzug  der  etwa  in  Gemsssheit  des  Artikels  13  dem  Staate  rück- 
zuersetzenden Beträge 

Vgl.  §  6  des  Uebereinkommens  mit  der  k.  k.  Regierung  vom  12.  November 
1882  (unten  sub  e),  ferner  Art.  2  des  Vertrages  mit  der  königl.  ungarischen 
Regierung  vom  8.  Juni  1882  (siehe  „Ungarische  Linien''  sub  d). 

Artikel  15. 

Mit  dem  Erlöschen  der  gegenwärtigen  Concession  oder  durch  die 
Einlösuug  tritt  der  Staat  ßogleich  in  den  Genuss  des  Grund  und  Bodeus, 
der  Kunst-  und  Erdarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der 
Eisenbahnen  und  sämmlichen  unbeweglichen  Zugehbrd,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen, 
Wacht-  und  Aufsichtsbäuser  sammt  allen  Einrichtungsstücken,  stehenden 
Maschinen  und  überhaupt  aller  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Eisenbahn-  und 
Strassenwagen,  bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge,  Vorräthe  an  Brenn- 
stoffen oder  sonstigen  Materialien  aller  Art  anbetrifft,  so  haben  dieselben 
vou  der  Gesellschaft  an  den  Staat  um  den  übereingekommenen  oder 
auf  Verlangen  eines  Theiles  durch  Sachverständige  zu  ermittelnden 
Schätzungswerth  zu  übergehen. 

Wenn  zur  Zeit  der  Einlösung  die  Gesellschaft  dem  Staate  noch 
Vorschüsse  für  gewährleistete  Zinsen  und  Tilgung  rückzuvergüten  hat, 
so  sind  zunächst  die  der  Gesellschaft  zu  ersetzenden  Werthe  zur  Til- 
gung der  Forderung  des  Staates  zu  verwenden. 

Die  Gesellschaft  behält  das  Eigenthum  der  besonderen  Gebäude, 
als:  Coaksbfcn,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  und  anderen 
Geräthen,  Speicher,  Docks  u.  s.  w.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zubehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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Artikel  16. 

Als  Entgelt  für  diese  Concession  bezahlen  die  Concessionäre  dem 
Staate  die  übereingekommene  Summe  von  65,450.000  fl.  Conventions- 
münze (170  Millionen  Francs  zu  23'/10  kr.  per  Franc)  in  Gold  oder 
Silber  in  Wien  in  folgender  Weise. 

Die  Zahlung  geschieht  durch  36  Stück  keine  Zinsen  tragende 
stempelfreie  Schuldverschreibungen,  von  denen  die  erste  am  1.  März 
1855  und  von  den  übrigen  35  je  eine  am  Ersten  eines  jeden  nach- 
folgenden Monats,  sohin  die  letzte  am  1.  Februar  1858  zahlbar  ist. 

Von  diesen  solcbermaassen  binnen  36  Monaten  verfallenden  Schuld- 
verschreibungen lauten  35  Stück  auf  1,809.500  fl.  (4,700.000  Francs 
zu  23V,o  kr.  per  Franc)  und  die  36.  auf  2,117.500  fl.  (6,500.000 
Franc«  zu  23Vto        Per  Franc). 

Diese  Schuldverschreibungen  werden  an  die  k.  k.  Centralcassa 
zahlbar  ausgestellt  uud  haben  sonst  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
gegenwärtiger  Concessioosurkunde  zu  lauten.  Für  deren  richtige  Be- 
zahlung an  dem  jeweiligen  Verfallstage  haftet  in  erster  Linie  und  mit 
unbedingtem  Vorzuge  vor  jeder  anderen  Schuld  alles  bewegliche  und 
unbewegliche  Eigentbum  der  Gesellschaft,  welche  die  Concessionäre  zu 
bilden  haben,  und  deren  gesammte  Erträgnisse  dermaassen,  dass  die 
Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  in  dem  unerwarteten  Falle,  dass  eine 
dieser  Schuldverschreibungen  am  Verfallstage  nicht  vollständig  bezahlt 
würde,  sogleich  für  den  betreffenden  Betrag  und  den  aller  übrigen 
noch  unbezahlten  Schuldverschreibungen  auf  besagtes  Eigenthum 
Beschlag  zu  legen  und  eich  auf  dem  kürzesten  administrativen  Wege 
daraus  bezahlt  zu  machen. 

Die  erstfälligen  13  dieser  Schuldverschreibungen  müssen  auf  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  zu  dem  Zinsfusse  von  4  Percent  escomptirt 
werden. 

Alle  Zahlungen  sind  frei  von  Transport-  und  anderen  Unkosten 
in  Wien  an  die  k.  k.  Centralcassa  zu  leisten. 

Die  Gefahr  des  Geldtransportes  von  Paris  jedoch  übernehmen 
die  Concessionäre  nicht,  sondern  sie  sind  nur  für  die  genaue  Befolgung 
der  in  dieser  Beziehung  von  der  Staatsverwaltung  an  sie  ergehenden 
Vorschriften  und  Weisungen  verantwortlich. 

Jedesmal,  wo  die  Staatsverwaltung  es  vorziehen  wird,  dass  ein 
Tbeil  der  Zahlungen  in  Paris  geleistet  werde  und  dies  den  Concessio- 
nären  zur  geeigneten  Zeit  anzeigt,  haben  dieselben  diese  Zahlungen 
in  Paris  frei  von  allen  Unkosten  zu  leisten. 

Vgl.  §  2  des  Uobereinkommens  vom  1.  Jänner  1855  (Doc.  1). 

Artikel  17. 

Die  Concessionäre  treten  mit  1.  Jänner  1855  in  den  Genuss  der 
Unternehmung. 

17' 
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Zur  Einrichtung  des  Dienstes  und  zur  Uebernahme  wird  ihnen  eine 
Frist  bis  längstens  Ende  Juni  gewährt;  in  der  Zwischenzeit  werden 
die  Bahnen  vom  Staate  für  ihre  Rechnung,  auf  ihre  Kosten  und  Gefahr 
fortverwaltet. 

Zu  neuen  Arbeiten  oder  anderen  als  laufenden  oder  dringlichen 
Reparaturen,  sowie  zu  neuen  Verträgen  über  Bevorräthigungen,  welche 
ein  dreimonatliches  Dienstbedürfmas  tibersteigen,  ist  das  Einverständniss 
mit  den  Concessionären  erforderlich. 

Die  Concessionäre  übernehmen  alle  bei  den  concessionirten  Eisen- 
bahnen in  Verwendung  6tehenden  Beamten,  Diener  und  Arbeiter  und 
gewäliren  ihnen  den  Fortbezug  ihrer  systemin Kssi gen  Genüsse. 

Die  Concessionäre  sind  bis  Ende  Juni  1856  verpflichtet,  jenen 
Beamten  und  bleibend  angestellten  Dienern,  welche  sie  nicht  beibe- 
halten wollen,  wenigstens  sechs  Monate  vor  ihrer  Entlassung  zu  kündiget! 
und  diese  Kündigung  der  Staatsverwaltung  anzuzeigen. 

Artikel  18. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  1  fl.  Conventionsmünse;  die  Ueber- 
tragung  der  durch  diese  Concession  begründeten  Rechte  an  die  Con- 
cessionäre und  durch  sie  an  die  von  ihnen  zu  bildende  Actiengesellschaft 
unterliegen  keiner  Uebertragungsgebühr. 

Artikel  19. 

Die  Concessionäre  treten  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Staatsverwaltung  ein,  welche  aus  den  zwischen  letzterer  und  den 
Verwaltungen  anstossender  oder  anderer  Eisenbahnen  über  den  Bahn- 
betrieb getroffenen  Uebereinkünften,  dann  aus  den  für  die  concessionirten 
Eisenbahnen  abgeschlossenen  Lieferungs-,  Fracht-  und  sonstigen  Ver- 
trägen entspringen. 

Artikel  20. 

Bei  dem  Eintritte  der  Concessionäre  in  den  Genuas  (Art.  17) 
wird  von  der  Staatsverwaltung  unter  Zuziehung  der  Concessionäre  ein 
vollen  Beweis  wirkendes  Inventarium  aller  Gegenstände,  auf  welche 
sich  diese  Concession  erstreckt  (Art.  2),  in  vier  Originalparien  auf- 
genommen werden,  von  welchen  zwei  Parien  nebst  den  vorhandenen 
Plänen  den  Concessionären  auszufolgen  sind. 

Artikel  21. 

Die  von  den  Concessionären  zu  bildende  Gesellschaft  wird  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  andere  Eisenbahnen,  welche  ihr 
bereits  concessionirt  sind,  oder  welche  ihr  später  concessionirt  werden 
dürften,  mit  ihrer  Unternehmung  ganz  oder  theilweise,  sei  es  durch 
Kauf,  Verschmelzung  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  vereinigen 
können. 

Wien,  am  1.  Jänner  1S55. 
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3.  Vertrags-  und  Concessionsnrkinide  vom  1.  Jänner  1855, 

Ober  die  Berg-  und  Hüttenwerke  and  Domänen. 

Artikel  1. 

Die  k.  k.  .österreichische  Staatsverwaltung  überlässt  der  durch 
die  Herren  Georg  Freiherrn  v.  Sina,  Chef  des  Grossbandlungshauses 
S.  G.  Sica;  Daniel  Freiberrn  v.  Eskeles,  Chef  des  Grossbandlungs- 
hauses  Arnstein  &  Eskeles;  Isaak  Pereire,  Präsident  des  Verwaltungs- 
rathes  der  Soci&e"  generale  de  Credit  mobilier  in  Paris,  und  Raphael 
Herzog  v.  Galliera,  Gutsbesitzer  und  Verwaltungsrath  der  Socidte"  gänä- 
rale  de  Credit  mobilier  in  Paris,  für  ihre  Person  und  für  ihre  ausge- 
wiesenen Machtgeber  repräsentirten  Gesellschaft  in's  freie  Eigen thum 
und  ertheilt  derselben  gleichzeitig  die  Concession  zum  Betriebe  unter 
den  in  dieser  Vertrags-  und  Concessionsurkunde  enthaltenen  Bestim- 
mungen nachstehende  Bestandteile  des  Staatseigeuthums,  als: 

1.  Das  noch  nicht  bebaute  Braunkohlenlager  bei  Sobochleben 
nächst  Teplitz  in  Böhmen,  von  einer  Ausdehnung  von  ungefähr  150 
Grubenfeldmaassen ; 

2.  die  Steinkohlenwerke  von  Kladno  und  Brandeisel  in 
Böhmen,  gegenwärtig  im  Betriebe  des  Montan-Aerars,  mit  einer  Ober- 
fläche von  ungefähr  409  Giubenfeldmaassen,  mit  Inbegriff  der  Grund- 
stücke, Gebäude,  Maschinen,  Vorräthe,  Werkstätten  und  Einrichtung, 
welche  das  Zugehör  bilden,  so  wie  sie  sich  vorfinden; 

3.  die  dem  Montan- Aerar  mit  1.  Jänner  1855  eigentümlich  ge- 
hörigen Berg-  und  Metallwerke  oder  Antheile  an  solchen  Werken  im 
Banate,  ohne  Unterschied,  ob  sich  dieselben  bereits  im  facti  sehen  Be- 
sitze des  Montan-Aerars  befinden,  oder  demselben  erst  nach  bestehenden 
Verträgen  zu  tibergeben  sind,  und  zwar  in  den  Bezirken  gelegen, 
wie  folgt: 

a)  Oravicza  mit  Cziklowa,  Kupfer-,  Berg-,  Hütten-  und  Hammerwerk; 

b)  Dognacska,  Kupfer-,  Silber-,  und  Eisenstein-Bergbau; 

c)  Szaska,  Kupfer-,  Berg-  ued  Hüttenwerk,  dann  Eisenstein-Bergbau; 

d)  Doman  und  Kuptor-Szekul,  Steinkohlenwerke; 

e)  Moldava,  früher  gewerkschaftliches,  jetzt  teilweise  ärarisches 
Kupfer-,  Berg-  und  Hüttenwerk; 

f)  Steyerdorf,  Steinkohlen- Grubeuwerk ; 

<f)  Reschitza  mir  Franzdorf,  Eisenwerk  sammt  Steinkohlengrube; 

h)  Bogschan,  Eisenwerk  und  Kupferhammer; 

i)  Gladna,  Eisenhammerwerk; 

k)  Morawicza  und  Slamina,  Eisenstein-Bergbau,  und  im  Allge- 
meinen alle  Berg-  und  Metallwerke,  welche  dem  Montan- Aerar 
in  den  benannten  Districten  eigentümlich  gehören. 
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In  diesem  Verkauft»  sind  mitbegriffen : 

1.  Die  Arbeiten  an  der  Oberfläche  und  in  der  Tiefe  der  Berg- 
werke, die  zu  deren  Betriebe  dienenden  Gebäude  und  6tehenden 
Maschinen,  Röst-  und  Schmelzöfen,  Hämmer  und  bewegende  Maschinen, 
Walzwerke  u.  s.  w.,  die  Werkstätten  zur  Verfertigung  und  Ausbesserung 
der  Einrichtung  und  des  Geräthes  der  Berg-  und  Metallwerke,  die 
Kanonengiesserei  in  Reschitza  mit  dem  gesammten  Geräthe  und  allem 
Zugehör,  die  Gruben-  und  Hütteneisenbahnen  auf  und  unter  der  Ober- 
fläche, die  Strassen  und  Wege,  Teiche,  Caoälo,  Rinnsale  zur  Speisung 
der  bewegenden  Maschinen,  zur  Weiterbeförderung  der  Stoffe  und  zur 
Ableitung  des  Wassers,  Werkzeugmaschinen,  Werkzeuge  und  Geräthe, 
und  überhaupt  die  gesammte  Einrichtung  und  die  Vorräthe  der  ge- 
nannten Werke,  sie  mögen  im  thätigen  Betriebe  sein  oder  nicht; 

2.  die  von  den  Berg-  und  Metallwerken,  Werkstätten  und  deren 
Zugehör  eingenommenen  Bodenfläcben;  ferner  die  Magazinsgebäude,  die 
Kanzleien,  Beamten-  oder  Arbeiterwobnungen,  die  Einrichtung  dieser 
Gebäude,  die  Grundfläche,  die  sie  einnehmen,  so  wie  die  dazu  geh  öligen 
Plätze,  Höfe  und  Gärten; 

3.  die  dem  Montan-Aerar  eigentümlich  gehörigen  Grundstücke 
und  Waldungen  als: 

Aecker      beiläufig  8  Joch,  400  Quadratklafter, 

Wiesen          „  1.361     „  1.582  „ 

Gärten            „  37     „  540  „ 

Waldungen     „  96.310     „  —  „ 

so  wie  Uberhaupt  alle  dem  Montan-Aerar  eigenthümlich  gehörigen 
Grundstücke  und  Gebäude  in  den  genannten  Bezirken,  was  immer 
ihre  gegenwärtige  Bestimmung  sein  mag,  jedoch  mit  der  am  Schlüsse 
dieses  Artikels  erwähnten  Ausnahme; 

4.  die  dem  Cameral-Aerar  gehörigen  Grundstücke  und  Gebäude 
verschiedener  Bestimmung  in   den  Bezirken   Öravicza  und  Bogschan, 


nämlich  beiläufig: 

Verwaltungsgebäude   4 

Wohngebäude   5!t 

Betriebsgebäude   66 


"Wiesen   3.546  Joch,    3s»j  Quadratklafter 

Felder  7.305     „        376  „ 

Gärten   545     „  115 

Weiden   41.516     „  l.oäii 

Wälder   60.401»     „       —  — 

nebst  Betriebs-  und  sonstiger  Einrichtung,  und  überhaupt  Allem,  was 
in  den  genannten  Bezirken  zum  Doraäneneigenthume  des  Staates  gehört; 

5.  die  vorhandenen  Bahnwagen  und  Karreu,  die  Pferde  und 
andere  Lastthiere,  welche  zum  Betriebe  der  Berg-  und  Metallwerke,  so 
w  ie  der  Staatsgüter  gehören,  desgleichen  der  Viehötand  auf  den  letzteren. 
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In  diesem  Verkaufe  sind  nicht  einbegriffen : 

1.  Die  Locomotiveiaenbahn  von  Lissa wa  über  Oravicza  nach 
Basiasch  mit  Zubehör  und  allen  Fahrnissen; 

2.  die  zur  öffentlichen  Verwaltung  gehörigen  Gebäude  mit  Inbe- 
griff der  Bauflächen,  der  Höfe  und  Gärten  als:  Amtsgebäude,  Kirchen, 
Schulen  und  Wohnungen  der  politischen,  Finanz-,  Gerichts ,  Polizei-, 
Cnltus-,  Unterrichts-  und  Berghauptmannschafts-  oder  Bergcommissariats- 
Beamteu,  welche  diese  Bestimmung  bereits  haben,  oder  vor  der  Ueber- 
gabe  durch  den  Minister  der  Finanzen,  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  dafür  werden  bezeichnet  werden. 

Die  concessionirten  Käufer  gemessen  alle  Seivituten  auf  fremdem 
Grund  und  Boden,  zu  welchen  die  ihnen  verkauften  Staatsdomänen  be- 
rechtigt sind. 

Artikel  2. 

Die  zum  Verbrauche  der  Berg-  und  Metallwerke  bevorräthigteu 
Erze  und  andere  Stoffe,  so  wie  die  am  1.  Jänner  1855,  als  dem  Zeit- 
punkte, mit  welchem  die  Käufer  und  Concessionäre  in  den  Gen u 88  der 
erkauften  und  concessionirten  Entitäten  zu  treten  haben,  in  Verarbeitung 
auf  der  Erzeugungsstätte  oder  im  Lager  befindlichen  Gegenstände  gehen 
in  das  Eigenthum  der  Käufer  und  Concessionäre  über;  hingegen  bleiben 
die  verkäuflichen,  d.  i.  die  zum  Verkaufe  oder  zu  anderen  Zwecken 
als  dem  Werksbetriebe  bestimmten  Gegenstände,  insbesondere  Maschinen, 
geformte  Gegenstände,  fertiges  verkäufliches  Eisen  und  anderes  Metall, 
Steinkohlen  auf  den  Verschleissplätzen,  zum  Bau  oder  zum  Verkaufe 
bestimmtes  Holz  u.  dgl.  im  Besitze  des  Staates,  der  hierüber  zu  seinem 
Nutzen  verfügen  kann. 

Zu  diesem  Behufe  wird  auf  den  Zeitpunkt  des  1.  Jänner  1855,  als 
dem  Tage  des  für  die  Käufer  und  Concessionäre  beginnenden  Genusses, 
über  die  vorhandenen  Rohstoffe  und  die  lagernden  verkäuflichen  Erzeug- 
nisse ein  Inventar  aufgenommen  werden. 

Alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  Lieferungsverträgen  auf 
Zeit  gehen  für  jene  Lieferungen,  welche  am  oder  nach  dem  1.  Jänner 
1855  zu  bewerkstelligen  sind,  den  Concessionären  zu  Guten  und  zur  Last. 

Artikel  3. 

Unabhängig  von  dem  im  Artikel  2  erwähnten  Inventar  sind 
längstens  bis  Ende  Juui  1855  unter  Obsorge  der  Käufer  und  Con- 
cessionäre für  jede  erkaufte  und  concessionirte  Entität  folgende  Urkunden 
in  vierfacher  Ausfertigung  abzufassen: 

1.  Ein  Inventar  der  Betriebsgegenstände  u.  dgl.,  der  Einrichtung 
und  der  Thiere,  welche  sich  in  und  bei  sämmtlichen  Gebäuden  am  1.  Jänner 
1855  befanden; 

2.  eine  Beschreibung  der  Berg-  und  Metallwerke,  Gebäude,  Gründe 
und  anderen  Liegenschaften; 
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3.  ein  Ortsplan  aller  Gründe  und  Gebäude,  aus  dem  Kataster 
oder  anderen  amtlichen  Behelfen  entnommen. 

Von  diesen  Urkunden  und  Plänen  werden  zwei  Ausfertigungen 
der  Staatsverwaltung,  die  anderen  zwei  Ausfertigungen  aber  den  Käufern 
und  Concessionären  übergeben,  und  zwar  Letzteren  mit  allen  Urkunden, 
welche  geeignet  sind,  deren  Rechto  und  Eigenthumsgrenzen  im  Streit- 
falle gegen  dritte  Personen  sicherzustellen. 

Eine  Ausnahme  tritt  hinsichtlich  der  Urkunden  nur  insoferne  ein, 
als  dieselben  nach  Erkenn  tu  iaa  der  Staatsverwaltung  aus  öffentlichen 
Dienstrücksichten  in  den  öffentlichen  Archiven  aufbewahrt  werden 
müssten;  in  diesem  Falle  sind  jedoch  den  Käufern  und  Concessionären 
nach  Bedarf  amtliche  Abschriften  unentgeltlich  auszufertigen. 

Artikel  4. 

Der  Artikel  4  ist  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  2.  Mai  1855,  mit- 
geteilt durch  Finanzministerial-Erlass  vom  4.  Mai  d.  J.,  Z.  251 1-F.  M.,  auf- 
gehoben worden. 

Artikel  5. 

Die  Käufer  und  Concessionäre  sind  verbunden,  der  Regierung 
alle  zum  Dienste  der  Kriegsmarine  erforderlichen  Kohlen  zu  liefern, 
sowohl  für  den  Verbrauch  der  Dampfschiffe,  als  für  den  gewöhnlichen 
Schiffcverbrauch  und  für  die  Marinearsenale  und  Werkstätten;  jedoch 
nur  insoweit,  als  der  Betrieb  und  das  Erforderniss  ihres  Dienstes  es 
ihnen  gestattet. 

Die  Kohlen  sind  aus  den  Gruben  von  Steyerdorf  zu  liefern,  und 
zum  Bahnhofe  von  Basiasch  oder  jedem  anderen  in  der  Bestellung  be- 
zeichneten Punkte  der  Eisenbahn  von  Liesava  über  Oravicza  nach 
Basiasch  zu  stellen. 

Der  Preis  wird  durch  Uebereinkommen  bestimmt,  kann  jedoch  in 
keinem  Falle  denjenigen  überschreiten,  welcher  den  meist  begünstigten 
Abnehmern  und  namentlich  der  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft  zu- 
gestanden wird. 

Die  Bestellungen  werden  hinlängliche  Zeit  zuvor  gemacht,  dass 
keine  Störung  in  dem  Dienste  der  Metallwerke  der  Käufer  und  Con- 
cessionäre oder  dem  Betriebe  der  ihnen  coucessionirten  Eisenbahnen, 
noch  in  den  Lieferungen   für  den  Handel  eintrete. 

Artikel  6. 

Die  Käufer  und  Concessionäre  sind  verpflichtet,  alle  Dienstbar- 
keiten, welche  auf  dem  ihnen  überlassnen  Staataeigenthume  haften, 
und  welche  ihnen  bekanntzugeben  sind,  zu  übernehmen,  sofern  sie 
rechtlich  begründet  und  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zu  Recht  be- 
gehend anerkannt  werden. 

Andereraeita  sind  aie  berechtigt,  sie  durch  Zahlungen  in  Geld 
oder  durch  Ueberlassung  eines  gleichen  Werth  besitzenden  Theiles  des 
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dienstbaren  Gutes  an  den  Berechtigten  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
abzulösen. 

Artikel  7. 

Die  Käufer  und  Concessionäre  sind  berechtigt,  zu  ihrem  Nutzen 
und  nach  ihrem  Gutdünken  die  erkauften  Gründe  und  Gebäude  unter 
Beobachtung  der  dickfälligen  Gesetze  in  Parcellen  oder  in  grösseren 
Abtbeilungen  zu  veräussern,  sofern  diese  Gegenstände  nicht  einen  zur 
Vollständigkeit  des  Ganzen  gehörigen  Theil  der  Bergwerke  und  anderer 
dazu  gehörigen  Werke  bilden. 

Den  coucessionirten  Käufern  wird  die  Rodung  jener  Wälder, 
deren  Boden  zum  Anbaue  geeignet  h»t,  nach  den  Beetimmungen  des 
Forstgesetzes  über  Anlangen  bewilligt  werden;  dagegen  müssen  sie  daB 
Gehölze,  und  namentlich,  soweit  es  die  Ortsumstände  gestatten,  jene 
Flächen,  deren  Steilheit  oder  Mangel  an  fruchtbarer  Erde  die  Fort- 
dauer des  Waldstandes  fordert,  in  gutem  Stande  erhalten. 

Sie  können  jede  Art  der  Waldcultur  einführen,  welche  durch  die 
Erfahrung  bewährt  und  mit  dem  Bedarfe  ihrer  eigenen  Unternehmungen 
und  dem  allgemeinen  Wohle  verträglich  ist. 

Artikel  8. 

Die  Käufer  und  Concessionäre  haben  die  Befugniss,  den  Betrieb 
jener  Berg  und  Metallwerke,  welche  als  unfruchtbringend  erkannt  wer- 
den, aufzulassen. 

In  diesem  Falle  können  sie  nach  eingeholter  Ermächtigung  des 
Finanzministers  über  die  Gründe,  Gebäude  und  das  übrige  Zugehör 
dieser  Werke  frei  verfügen. 

Artikel  9. 

Für  Strassen,  Wege,  Eisen-  und  Holzbahnen,  Graben,  Rinnsale 
zur  Holzschwemmung,  zur  Zuleitung  von  Wasserkräften  oder  zur  Ab- 
leitung des  Wassers,  welche  die  Käufer  und  Concessionäre  zum  Be- 
triebe und  zur  Benützung  der  ihnen  verliehenen  Berg-  und  Metallwe'rke, 
Wälder  und  anderer  Gründe  anzulegen  in  den  Fall  kämen,  ist  die  be- 
hördliche Bewilligung  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  nach- 
zusuchen. 

Artikel  10. 

Die  von  den  Käufern  und  Concessionären  in  die  Bezirke  des, 
durch  gegenwärtige  Vertrags-  und  Concessionsurkunde  erworbenen  Eigen- 
thums abgesendeten  oder  eingeführten  Beamten,  Arbeiter  und  Pächter, 
welche  keine  österreichischen  Staatsbürger  sind,  gemessen  gleiche  Rechte 
und  gleichen  Schutz  mit  den  Inländern  gegen  Beobachtung  der  öster- 
reichischen Gesetze;  dem  Militärdienste  sind  sie  nur  insofern  unter- 
worfen, als  sie  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  erlangt  haben. 
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Die  politischen  Behörden  sind  verpflichtet,  den  Käufern  und  Con- 
cession&ren  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  und  Erhaltung  ihres  Eigen- 
thums die  competente  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten. 

Artikel  11. 

Als  Entgelt  für  die  Eaufsobjecte  und  diese  Concession  bezahlen 
die  Käufer  und  Concessionäre  dem  Staate  die  übereingekommene  Summe 
von  11,650.000  fl.  Conventionsmünze  (—  30  Millionen  Francs  zu 
23yi0  kr.  per  Franc)  in  Gold  oder  Silber  in  Wien  in  folgender  Weise: 

Die  Zahlung  geschieht  durch  36  Stück  keine  Zinsen  tragende, 
stempelfieie  Schuldverschreibungen,  von  denen  die  Erste  am  1.  März 
1855  und  von  den  übrigen  35  je  Eine  am  Ersten  eines  jeden  nach- 
folgenden Monats,  sohin  die  letzte  am  1.  Februar  1858  zahlbar  ist. 

Von  diesen  solchermaassen  binnen  36  Monaten  verfallenden  Schuld- 
verschreibungen lauten  35  Stück  auf  315.700  Gulden  (=  820.000  Francs 
zu  237,0  Per  Franc)  und  die  36ste  und  letzte  auf  500.500  Gulden 
(=  1,300.000  Francs  zu  23yt0  kr.  per  Franc). 

Diese  Schuldverschreibungen  werden  an  die  k.  k.  Staatscentrai* 
cassa  zahlbar  ausgestellt  und  haben  sonst  in  Gemässheit  der  Bestim- 
mungen gegenwärtiger  Vertrags-  und  Goncessionsurkunde  zu  lauten. 

Für  deren  richtige  Bezahlung  an  dem  jeweiligen  Verfallstage 
haftet  in  erster  Linie  und  mit  unbedingtem  Vorzuge  vor  jeder  anderen 
Schuld  alles  bewegliche  und  unbewegliche  Eigenthum  der  Gesellschaft, 
welche  die  Concessionäre  zn  bilden  haben,  und  deren  gesammte  Er- 
trägnisse dermaassen,  dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  in  dem 
unerwarteten  Falle,  dass  eine  dieser  Schuldverschreibungen  am  Ver- 
fallstage nicht  vollständig  bezahlt  würde,  sogleich  für  den  betreffenden 
Betrag  und  den  aller  übrigen  noch  unbezahlten  Schuldverschreibungen 
auf  besagtes  Eigenthum  Beschlag  zu  legen  und  sich  auf  dem  kürzesten 
administrativen  Wege  daraus  bezahlt  zu  machen. 

Die  erstfälligen  13  dieser  Schuldverschreibungen  müssen  auf  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  zu  dem  Ziusfusse  von  4  Percent  escomptirt 
werden. 

Alle  Zahlungen  sind  frei  von  Transport-  und  anderen  Unkosten 
in  Wien  an  die  k.  k.  Staatscentralcassa  zu  leisten. 

Die  Gefahr  des  Geldtransportes  von  Paris  jedoch  übernehmen  die 
Käufer  und  Concessionäre  nicht,  sondern  sie  sind  nur  für  die  genaue 
Befolgung  der  in  dieser  Beziehung  von  der  Staatsverwaltung  an  sie 
ergehenden  Vorschriften  und  Weisungen  verantwortlich. 

Jedesmal,  wo  die  Staatsverwaltung  es  vorziehen  wird,  dass  ein 
Theil  der  Zahlungen  in  Paris  geleistet  werde,  und  dies  den  Käufern 
und  Concessiouären  zur  geeigneten  Zeit  anzeigt,  haben  dieselben  diese 
Zahlungen  iu  Paris  frei  von  allen  Unkosten  zu  leisten. 

Vpl.  in  Bezup  auf  die  Zalilnnfrsmodalitiiten  §  2  <Ies  UeWreinkommcns  vom 
1.  Jänner  1855  <l>oc.  1). 
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Artikel  12. 

Die  Käufer  und  Concessionäre  haben  die  Befugniss  zur  Gründung 
einer  oder  mehrerer  anonymer  Gesellschaften  mit  auf  den  Ueberbringer 
lautenden  Actien  zum  Betriebe  der  in  der  gegenwärtigen  Concession 
begriffenen  Objecto.  Die  Bildung  dieser  Gesellschaften  darf  jedoch  erst 
nach  vorläufig  erwirkter  Genehmigung  der  Gesellschaftsstatuten  durch 
den  Minister  des  Innern  erfolgen. 

Sie  haben  das  Recht»  diese  sämmtlichen  Gegenstände  oder  nur 
einen  Theil  derselben  jener  Gesellschaft  abzutreten,  welche  unter  dem 
Namen  „k.  k.  privilegirte  österreichische  Staatseisenbahngesell- 
schaft"  gebildet  werden  wird. 

Artikel  13. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieses  Vertrages  und  Concession 
unterliegen  nur  einer  fixen  Stempelgebübr  von  1  fl.  Conventionsmünze. 

Die  Uebertragung  der  durch  diesen  Vertrag  und  Concession  er- 
worbenen Hechte  an  die  Käufer  und  Concessionäre  und  durch  sie  an 
die  k.  k.  privilegirte  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  unter- 
liegt keiner  Uebertragungsgebühr. 

Artikel  14. 

Der  Genuss  der  Käufer  und  Concessionäre  beginnt  mit  1.  Jänner 
1855;  zur  wirklichen  Besitzergreifung  der  verliehenen  Objecte  wird 
ihnen  die  Frist  bis  Ende  Juni  1855  zugestanden.  In  der  Zwischenzeit 
wird  die  Geschäftsführung  durch  die  Staatsverwaltung  mittelst  der  bis- 
her verwendeten  Personen  für  ihre  Rechnung  und  auf  ihre  Gefahr 
besorgt. 

Die  Kaufer  und  Concessionäre  übernehmen  alle  bei  den  ver- 
kauften und  concessionirten  Entitäten  in  Verwendung  stehenden  Beamten, 
Diener  und  Arbeiter,  und  gewähren  ihnen  den  Fortbezug  ihrer  system- 
mässigen  Genüsse. 

Vgl.  bezüglich  der  Pensionen  und  Provisionen  Artikel  1   des  Ueberein- 
kommens  vom  13.  März  1864  (Doc.  5). 

Die  Käufer  und  Concessionäre  sind  bis  Ende  Juni  1856  ver- 
pflichtet, jenen  Beamten  und  bleibend  angestellten  Dienern,  welche  sie 
nicht  beibehalten  wollen,  wenigstens  sechs  Monate  vor  ihrer  Entlassung 
zu  kündigen  und  diese  Kündigung  der  Staatsverwaltung  anzuzeigen. 

Artikel  15. 

Alle  Pläne  der  Grundstücke,  Gebäude  und  bestehenden  Werke, 
sowie  alle  fertigen  Entwürfe  und  Berichte  über  einzuführende  Ver- 
besserungen werden  den  Käufern  und  Concessionären  alsobald  über- 
geben, damit  sie  davon  Kenntniss  nehmen  und  allenfalls  daraus  Nutzen 
ziehen  können. 

Wien,  den  1.  Jänner  1855. 
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4.  Concessioiisnrkunde  vom  28.  April  1856,  H.  M.  Vdg.  Bl.  31, 
für  die  Eisenbahn  von  Wien  Aber  Bruck  a.  L.,  Raab  bis  Neu-Szöny. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  König  von  Ungarn  und  Böhmen,  der  Lombardei  und 
Venedigs,  von  Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien 
und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau; 
Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Käruthen,  Krain,  Ober-  und 
Nieder-Schlesien  und  der  Bukowina;  Grossfürst  von  Siebenbürgen; 
Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol;  Gross- 
woiwode  der  Woiwodschaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  mittelst  des  von  Uns  bestätigten  Einlösungsvertrages 
der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  ddo.  4.  August  1853,  §  13,  der  Wien- 
Raaber  Eisenbahngesellschaft  die  Concession  zum  Weiterbaue  der 
Brucker  Eisenbahn  über  Raab  nach  Neu-Szöny  (gegenüber  von  Komom) 
in  Unserem  Königreiche  Ungarn  zugesichert  worden  ist;  nachdem 
ferner  in  dem  von  Uns  genehmigten  besonderen  Uebereinkommen, 
ddo.  1.  ratificirt  am  8.  Jänner  1855,  §  8,  den  Concessionären  der 
nördlichen  und  südöstlichen  Staatseisenbahn  und  bezüglich  der  von 
ihnen  gebildeten  privilegirten  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft 
die  Ermächtigung  ertheilt  wurde,  die  Wien -Raaber  Eisenbahn  nebst  der 
bewilligten  Verlängerung  und  der  dazu  gehörigen  Maschinenfabrik  zu 
den  von  der  Generalversammlung  der  Wien-Raaber  Eisenbahn- 
gesellschaft vom  16.  November  1854  festgesetzten  Bedingungen  an 
sich  zu  bringen;  nachdem  ferner  infolge  dieser  Bewilligung  mittelst 
des  Vertrages,  ddo.  13.  Februar  1855*)  vorbehaltlich  Unserer  Ge- 
nehmigung, die  Wien-Raaber  Eisenbahngesellschaft  das  derselben  am 
18.  Juli  1846  verliehene  Eiseubahnprivilegium,  das  ihr  ertheilte 
Landesfabriksbefugniss  für  die  Maschinenfabrik,  und  die  in  dem  Ein- 
lösungsvertrage, ddo.  4.  August  1853,  enthaltene  Bauconcessions- 
zusicherung,  sammt  der  bereits  hergestellten  und  im  Betriebe  stehenden 
Bahnstrecke  von  Wien  bis  Bruck  a.  L.  und  den  im  Zuge  befindlichen 
Weiterbau  derselben  über  Wieselburg  und  Raab  bis  Neu-Szöny  (hin- 
sichtlich der  Bahnstrecken  für  die  Dauer  der  Concession)  in  das  volle 
und  unbeschränkte  Eigentbum  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft überlassen  und  übertragen  hat;  und  nachdem  infolge  dieser 
Eigenthumsübertragung  und  mit  Rücksicht  auf  den  §  15  des  oberwähnten 
Einlösungsvertrages  die  priv.  Staatseisenbahngesellschaft  nunmehr  ge- 
beten hat,  derselben  die  Bau-  und  Betriebsconcession  für  die  ganze 
Eisenbahnstrecke  von  Wien  über  Bruck  a.  L.,  Raab  bis  Neu-Szöny  zu 
ertbeilen,  so  baben  Wir  in  Berücksichtigung  der  bereits  ertheilten  ob- 
erwähnten Zusicherungen  und  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
in  Frage  stehenden  Unternehmens  über  Antrag  Un scres  Handelsministers 


*,  Sieht'  diesen  Vertrag  in  der  Ki* -tics.-Samml.  II,  J.  Seite  SS. 
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Uns  bewogen  gefunden,  der  genannten  priv.  Staatseiaenbahngesellschaft 
ein  Privilegium  für  die  Locomotiveisenbahn  von  Wien  über  Bruck  a.  L., 
Raab  nach  Neu-Szöny  mit  Folgendem  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  genehmigen  demnach  die  Privilegiumsübertragung  für  die 
bereits  hergestellte  und  im  Betriebe  befindliche  Eisenbahnetrecke  von 
Wien  bis  Bruck  an  die  gedachte  österreichische  Staatseisenbahngesell- 
schaft und  verleihen  derselben  das  ausschliessende  Recht  zum  Baue  der 
Fortsetzung  dieser  Eisenbahn  bis  Raab  und  Neu-Szöny  (gegenüber  von 
Eomorn)  in  Unserem  Königreiche  Ungarn  nach  dem  von  Unseren 
Behörden  genehmigten  Bauprojecte  und  zum  Betriebe  der  ganzen  Strecke 
von  Wien  bis  Neu-Szöny  für  den  Personen-  und  Sachentransport. 

Die  Eisenbahn  Wien-Bruck  a.  d.  L.  wurde  von  der  „Wien-Gloggnitzer 
Eisenbahngesellsohaft"  erbaut  und  am  12.  September  1846  eröffnet.  Zufolge  des 
oben  bezogenen  Vertrages  vom  13.  Februar  1855  ging  diese  Bahn  mit  allen 
Rechten  und  Verpflichtungen  von  dieser  Gesellschaft,  welche  seit  der  Einlösung 
der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn  durch  den  Staat  den  Titel  „Wien-Raaber  Eisen- 
bahngesellschaft"  führte,  au  die  Staatsbahngesellschaft  über.  Von  den  weiteren 
Strecken  Bruck  a.  d.  L.-Raab  und  Raab-Uj-Ssönj  gelangte  die  erstere  am 
24.  Deoember  1855,  die  letztere  am  10.  August  185G  zur  Eröffnung. 

Die  Strecke  Ungarische  Landesgrenze  bei  Bruck  a.  d.  L.-Raab-Uj-Szöny 
wurde  in  Folge  Art.  3  des  Vertrages  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung 
vom  8.  Juni  1882  (siehe  „Ungarische  Linien"  d)  vom  ungarisohen  Staate  erworben. 

§  2. 

Wir  ertheilen  zu  diesem  Zwecke  der  genannten  Gesellschaft  auch 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfalls  be- 
stehenden Vorschriften. 

§  3. 

Der  Bau  der  ganzen  Eisenbahnstrecke  ist  nunmehr  mit  Rücksicht 
auf  die  der  genannten  Gesellschaft  bereits  ertheilte  provisorische  Bau- 
bewilligung bei  Verlust  des  Privilegiums  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  neun  Monaten,  vom  Tage  des  Privilegiums  gerechnet,  zu  vollenden 
und  von  da  binnen  acht  Wochen  der  Betrieb  zu  beginnen  und  ununter- 
brochen fortzusetzen. 

§  4. 

Bei  diesem  Betriebe  hat  sich  die  Gesellschaft  genau  nach  den 
bestehenden  und  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  zu  benehmen. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  mit  Rücksicht  auf  die  im  §  13  des  Ein- 
lösungsvertrages der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  ddo.  4.  August  1853, 
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ertbeilte  Zusicherung  das  Recht,  die  Preise  für  den  Personen-  und 
Sachentransport  nach  Umständen  festzusetzen;  jedoch  bleibt  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten,  dann,  wenn  die  reinen  Erträgnisse  der  Bahn 
15  Procent  dei  Einlagen  überschreiten,  auf  eine  billige  Herabsetzung 
der  Preise  einzuwirken. 

Vgl.  Art.  8   des  Uebereinkommens  mit  der  ungarischen  Regierung  vom 
8.  Juni  1882  („Ungarische  Linien"  sub  d). 

§  6. 

Bei  der  Beförderung  der  Post-  und  Mtlitärtransporte  hat  sich  die 
genannte  Gesellschaft  nach  dem  §  68  und  69  der  Eisenbahnbetriebs - 
Ordnung  ddo.  16.  November  1851,  zu  benehmen. 

§  7. 

Die  Dauer  des  Privilegiums  wird  für  die  ganze  Bahnstrecke  mit 
Rücksicht  auf  den  §  8  des  erwähnten  Uebereinkommens  ddo.  1.  rati- 
ficirt  8.  Jänner  1855  auf  neunzig  Jahre  (vom  1.  Jänner  1858  ge- 
rechnet), sohin  bis  31.  December  1947,  festgesetzt. 

Siebe  bezüglich  der  Concessionsdauer  Art.  I  des  Uebereinkommens  vom 
1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  7  ex  1867  (Doc.  6). 

§  8. 

Nach  Verstreichung  dieser  Zeitfrist  oder  bei  sonstigem  Erlöschen 
der  Concession  geht  das  Eigenthum  an  der  Eisenbahn  selbst,  an  dem 
Grund  und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche  dazu  gehören,  sogleich 
durch  das  Gesetz,  ohne  Entgelt,  lastenfrei  und  unmittelbar  an  den 
Staat  über. 

Dagegen  verbleibt  den  Unternehmern  das  Eigenthum  an  allen, 
ausschliesslich  zu  dem  Transportgeschäfte  bestimmten  Gegenständen, 
Fahrnissen,  Vorrichtungen  und  Realitäten. 

§  9. 

Nach  dreissig  Jahren,  vom  1.  Jänner  1858  gerechnet,  hat  der 
Staat  auch  noch  während  der  Concessionsdauer  jederzeit  das  Recht, 
diese  Bahn  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  sammt  Zugehör  unter  den 
gleichen  Bedingungen  einzulösen,  welche  in  dem  Artikel  14  der  Eisen- 
bahnconcessionsurkunde,  ddo.  1.  Jänner  1855,  für  die  Einlösung  der 
darin  concessionirten  (nördlichen  und  südöstlichen  Staats-)  Eisenbahnen 
durch  den  Staat  festgesetzt  erscheinen. 

Siehe  Art.  I  des  Uebereinkommons  vom  1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  7 
ex  1807  (Doc.  6),  ferner  §  6  des  Uebereinkommens  mit  der  k.  k.  Regierung: 
vom  12.  November  1882  (unten  sub  c). 
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§  10. 

Auch  wird  der  Staatsverwaltung  das  Recht  vorbehalten,  noch  vor 
Beendigung  der  Concessionsdauer  das  gegenwärtige  Privilegium  für 
erloschen  zu  erklären,  wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnungen 
wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgung  der  in  der  Privilegiums- 
urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollten. 

§  11- 

Durch  die  gegenwärtige  Privilegiuinsconcession  verliert  nunmehr 
das  der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahnactiengeeellschaft  am  18.  Juli  1846 
verliehene  Privilegium  rücksichtlich  der  Wien-Brucker  Strecke  voll- 
ständig seine  Wirksamkeit. 

§  12. 

Wir  ermächtigen  übrigens  die  genannte  Gesellschaft,  zu  jeder 
Zeit,  wo  sie  das  Ansuchen  stellt,  unter  Beachtung  der  bestehenden 
Gesetze  die  Wien-Raaber  Eisenbahn  zu  verlängern,  und  dieselbe  mit 
der  Marchegg-Pester  Eisenbahn  durch  eine  Brücke  über  die  Donau, 
oder  auf  sonst  irgend  eine  Art  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Plänen  in  Verbindung  zu  setzen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium 
zuwider  zu  handeln,  und  der  privilegirten  Gesellschaft  das  Recht  ein- 
räumen, wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessensten  Befehl,  über  dieses  Privilegium  und  alle  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkunde  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  kaiserlichen  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichs-Haupt- 
und  Residenzstadt  Wien,  am  28.  Monätstage  April,  im  Jahre  des  Heils 
Ein  Tausend  Achthundert  sechs  und  fünfzig,  Unserer  Reiche  im 
achten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Georg  Ritter  v.  Toggenburg  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl: 
Dr.  Vincenz  Maly. 

5.  Uebereinkommen  vom  13.  März  1864. 

In  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  17.  Februar  1864  wird 
zwischen  dem  k.  k.  Minister  der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung und  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft folgendes  Uebereinkommen  abgeschlossen: 


Digitized  by  Google 


272 


Priv.  österr.-ungar.  Staatseisenbahn-Gesellschaft. 


Artikel  1. 

Die  Gesellschaft  erklärt  Bich  für  verpflichtet,  bezüglich  der  von 
dem  Montanärar  an  sie  veräusserten  gewerkschaftlichen  Antheile  an  den 
Berg-  und  Metallwerken  im  Banate  die  auf  jene  Antheile  entfallenden 
Pensionen  und  Provisionen  der  Beamten,  Angestellten  und  Diener  zu 
übernehmen,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  diese  Pensionen  und  Pro- 
visionen vor  oder  nach  dem  1.  Jänner  1855  angewiesen  worden  sind. 

Dagegen  wird  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet  sein,  die  Pensionen 
jener  Beamten,  Angestellten  und  Diener  bei  den  Montan-  und  Doraänen- 
Enti täten  zu  bestreiten,  welche  sie  vor  Ablauf  der  im  Artikel  14  der 
Vertrags-  und  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855  festgesetzten 
Frist  gekündet  hat. 

Artikel  2. 

Die  k.  k.  österreichische  Staatsverwaltung  williget  ein,  dass  die 
auf  den  concessionirten  Bahnstrecken,  mit  Ausnahme  jener  von  Szegedin 
nach  Temesvär,  am  1.  Jänner  1855  vorhanden  gewesenen  Materialien 
jeder  Art,  dann  der  Telegraphendraht  der  für  Eisenbahnzwecke  längs 
der  nördlichen  und  südöstlichen  Staatseisenbahn  hergestellten  Telegraphen- 
leitungen als  ein  an  die  Gesellschaft  übergegangenes  Eigenthum  be- 
handelt werden. 

Nur  hinsichtlich  jener  Materialien,  welche  auf  der  nördlichen 
Bahnstrecke  zwar  am  1.  Jänner  1855  noch  gelagert  waren,  deren  Ver- 
äusserung  aber  schon  vor  dem  1.  Jänner  1855  eingeleitet  worden  und 
für  welche  der  Erlös  von  147.465  fl.  3  kr.  Conventionsmünze  in  die 
Staatscassa  geflossen  ist,  erklärt  die  k.  k.  österreichische  Staatsverwaltung, 
dass  der  Erlös  dem  hohen  Aerar  verbleibe,  und  die  Gesellschaft  erkennt 
das  Recht  des  Aerars  auf  diesen  Erlös  als  unbestreitbar  an. 

Hinsichtlich  der  für  die  Strecke  Szegedin-TemesvAr  angeschafften 
Materialien  bleiben  jedoch  die  Bestimmungen  des  Vertrages  vom  10.  Juni 
1856  unberührt. 

Artikel  3. 

Der  Gesellschaft  wird  der  volle  Genuss  der  für  die  ihr  conces- 
siouirten  Bahnen  von  der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  ein- 
gelösten Grundstücke  zugesichert,  auch  dann,  wenn  dieselben  für  die 
Zwecke  der  Bahn  bis  jetzt  noch  nicht  verwendet  und  ausser  der  Bahn- 
begrenzung gelegen  wären,  dieses  jedoch  nur  in  soferne,  als  selbe  nicht 
vor  dem  1.  Juni  1860  verkauft  worden  sind.  Ein  fernerer  Verkauf 
dieser  Grundstücke  kann  nur  im  gegenseitigen  Einverständnisse  der 
k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  und  der  Staatseisenbahngescll- 
schaft  stattfinden,  und  soll  der  Kaufpreis  zu  gleichen  Tbeilen  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  der  Gesellschaft  vertheilt  werden. 
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Artikel  4. 

Der  Ausbau  der  Station  Bodenbach  wird  für  Rechnung  der  k.  k. 
priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  der  k.  k.  öster- 
reichischen Staatsverwaltung  in  nachstehender  Weise  vorgenommen: 

A.  Was  das  definitive  Aufnahmsgebäude  für  Passagiere  betrifft, 
so  wird  Folgendes  bestimmt: 

a)  Die  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  zahlt  die  Kosten 
für  die  Herstellung  derjenigen  Räume  und  Wohnungen,  welche 
zu  ihrem  ausschliesslichen  Gebrauche  dienen. 

b)  Die  Staatsverwaltung  zahlt  die  Kosten  für  die  Herstellung: 

1.  derjenigen  Räume,  welche  zum  ausschliesslichen  Gebrauche 
der  königlich  sächsischen  Staatseisenbahn; 

2.  derjenigen  Räume,  welche  zum  Gebrauche  für  den  öffent- 
lichen Dienst  der  österreichischen  Grenzbehörden,  nämlich  für  das 
Zollamt,  die  Polizei,  die  Post  und  den  österreichischen  Staats- 
telegraphen; 

3.  derjenigen  Räume,  welche  zum  Gebrauche  für  den  sächsischen 
Staatsdienst,  nämlich  für  das  Zollamt,  die  Polizei  und  die  Post 
dienen; 

4.  der  Wohnungen    für   die    ad-  b)  unter  1.,  2.  und  3.  ange 
führten  Dienßtzweige,    wenn    solche  Wohnungen    daselbst  noth" 
wendig  werden  sollten. 

c)  Die  Kosten  für  die  Herstellung  der  gemeinschaftlichen  Räume 
und  Bauten  werden  von  der  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft und  der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  zu 
gleichen  Theilen  getragen. 

Diese  gemeinschaftlich  benützten  Räume  und  Bauherstellungen 
sind:  Wartsäle,  Passagieraborte,  bedeckte  Perrons  vor  und  hinter  dem 
Aufnahmsgebäude,  Legalitäten  des  Restaurateurs,  Portierswohnung, 
Tabaktrafik,  Möblirung  der  Warteäle  und  Restauration,  die  Erd- 
anschüttung, Abgrabung  und  Pflasterung  bei  dem  definitiven  Aufnahms- 
gebäude, die  Herstellung  der  Zufahrtsstrasse  zu  demselben,  Canalisation, 
Einfriedung,  Herstellung  des  Gartens  und  der  Brunnen. 

Die  Ermittlung  der  Kosten  für  die  Herstellung  der  für  die  ver- 
schiedenen Dienstzweige  bestimmten  Räume  geschieht,  indem  alle  für 
die  Herstellung  des  neuen  Aufnahmsgebäudes  erwachsenden  Kosten  in 
dem  Verhältnisse  des  ermittelten  kubischen  Inhaltes  der  benützten  ge- 
schlossenen Räume  getheilt  werden. 

B.  Was  den  Frachten verkehrsdienst  betriffc,  so  wird  bestimmt: 

a)  Die  österreichische  Staatsverwaltung  trä^t  die  Kosten  für  die 
Herstellung  sämmtlicher  Magazine  und  Bureaulocalitäten  des 
österreichischen  und  des  sächsischen  Zollamtes. 

b)  Die  österreichische  Staatseiseubahngesellschaft  bestreitet  die  Kosten 
für  alle  derartigen  Localitäten,  *  eiche  für  den  eigenen  inneren 
Station6dienst  erforderlich  sind. 

Die  ttschuurkumlen  der  0»terr.  EUenb.hntD  I.  18 
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C.  Was  die  Geleise  betriff);,  so  wird  bestimmt: 

a)  Die  Staatseisenbahngesellschaft  bat  die  Kosten  der  Neubestellung 
und  Umlegung  derjenigen  Geleise  zu  tragen,  welche  cum  aus- 
scbliesslichen  Gebrauche  derselben  dienen. 

b)  Die  k.  k.  Staatsverwaltung  hat  die  Kosten  für  die  Neuherstellung 
und  Umlegung  derjenigen  Geleise  zu  tragen,  welche  ausschliesslich 
zum  Gebrauche  des  sächsischen  Eisenbahndienstes  dienen. 

c)  Die  k.  k.  österreichische  Staatsverwaltung  und  die  österreichische 
Staatseisenbahngesellschaft  haben  gemeinschaftlich,  und  zwar  zu 
gleichen  Theilen  die  Kosten  der  Neuherstellung  und  Umlegung 
derjenigen  Geleise  zu  tragen,  welche  gemeinschaftlich  von  der 
Staatseisenbahngesellschaft  und  von  den  Organen  des  sächsischen 
Eisenbahndienstes  benützt  werden. 

D.  Alle  Bauten,  welche  für  die  Station  Bodenbach  noch  weiters 
erforderlich  werden  sollten,  sind  nach  vorheriger  Vereinbarung  her- 
zustellen, und  sind  die  bezüglichen  Kosten  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung und  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  nach  den 
wb  A.,  B.}  C.  festgesetzten  Bestimmungen  zu  tragen. 

E.  Sollte  das  alte  Aufnahmsgebäude  zu  Betriebsswecken  und 
Wohnungen  adaptirt  werden  können,  so  hat  jeder  der  zwei  vertrag- 
schliessenden  Theile  das  Recht  zur  Benützung  jener  Räume,  welche 
demselben  bei  der  Localcommission  vom  October  1860  zugewiesen 
wurden. 

Die  Kosten  der  Adaptirung  werden  von  beiden  Theilen  in  dem 
Verhältnisse  des  lichten  kubischen  Inhaltes  der  benützten  Räume  ge- 
tragen. 

Im  Falle  das  alte  Aufnahmsgebäude  nicht  benützt,  sondern  abge- 
tragen werden  müsste,  so  ist  der  aus  der  Abtragung  resultirende  Netto- 
erlös zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  Staatseisenbahn- 
gesellschaft in  jenem  Verhältnisse  zu  theilen,  in  welchem  die  Räume 
des  Aufnahmsgebäudes  dem  lichten  kubischen  Inhalte  nach  von  der 
österreichischen  und  sächsischen  Staatsverwaltung  einerseits  und  der 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  andererseits  im  Jänner  1863 
bentttzt  wurden. 

Bei  einer  allfalligen  Abtragung  des  Aufnahmsgebäudes  verbleibt 
der  Grund  als  Zugehör  der  Eisenbahn. 

Die  bestehenden  Frachtenmagazine  werden  zwischen  der  Staats- 
verwaltung und  der  Staatseisenbahngesellschaft  nach  dem  Verhältnisse 
des  Raumes  getheilt,  den  die  österreichische  und  sächsische  Staatsver- 
waltung einerseits  und  die  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft 
andererseits  im  Jänner  1863  für  ihre  Dienste  benützten. 

F.  Sämmtliche  Bauten,  welche  vorzunehmen  sind,  werden  von 
der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft,  und  soferne  es  sich  um 
Bauten  handelt,  deren  Kosten  ganz  oder  zum  Theile  von  der  Staats- 
verwaltung zu  tragen  sind,  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Plänen  ausgeführt. 
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Die  von  der  Staatseisenbahngesellscbaft  abzuschliessenden  Bau- 
verträge werden  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Die  Zahlungen  werden  von  der  österreichischen  Staatseisenbabn- 
gesellschaft auf  Grund  der  provisorischen  Abrechnungen  und  unter 
Vorbehalt  der  sehliesalichen  Richtigstellung  bei  der  definitiven  Ab- 
rechnung monatlich  geleistet  werden. 

Die  Bauunternehmer  werden  bloss  von  der  Staatseisenbahngesell- 
schaft ausbezahlt,  und  die  Staatsverwaltung  wird  den  auf  sie  entfal- 
lenden Antheil  der  Zahlung  jedesmal  nach  Vorlage  des  monatlichen 
provisorischen  Bauausweises  und  der  zu  leistenden  Zahlungen  an  die 
Staatseisenbabngesellschaft  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  Erhalt  des 
Bauausweises  vergüten;  bei  verspäteten  Zahlungen  zahlt  die  Staatsver- 
waltung der  Gesellschaft  die  4percentigen  Verzugszinsen  vom  Tage  des 
abgelaufenen  obigen  Zahlungstermines. 

Artikel  5. 

Die  weiteren  Beziehungen  in  Betreff  des  Betriebsdienstes  werden 
auf  Grund  einer  Bahnhofordnung  geregelt,  welche  zwischen  der  könig- 
lich sächsischen  Bahn  Verwaltung  und  der  österreichischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft zu  vereinbaren  ist.  Diese  Bahnhofordnuog  wird  auch 
die  Bestimmung  über  die  Erhaltungskosten  regeln,  welche  die  beiden 
Bahnanstalten  betreffen. 

Was  die  für  den  öffentlichen  Dienst  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
besonders  vorbehaltenen  Localitäten  betrifft,  so  wird  die  Instanderhaltung 
derselben  von  der  Staatseisenbabngesellschaft  auf  Kosten  der  Staats- 
verwaltung besorgt,  welche  der  Gesellschaft  die  bestrittenen  Voraus- 
lagen auf  Grund  der  von  dieser  vorzulegenden  monatlichen  Abrechnung 
zu  erfolgen  hat.  Diese  Vergütungen  sind  stets  im  Laufe  des  nächsten 
Monats  zu  leisten. 

Die  Österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  besorgt  auch  an  den 
Gebäuden,  deren  Bäume  für  verschiedene  Zwecke  bestimmt  sind,  die 
Erhaltung  der  allen  Räumen  gemeinsamen  Bestandteile,  als: 

Haupt-  und  Scheidemauern,  Dachstühle,  Dachungen,  Veranda  etc. 
und  die  diesfälligen  Kosten  werden  in  demselben  Verhältnisse  wie  die 
ursprünglichen  Bau-,  beziehungsweise  Adaptirungskosten  vertheilt. 

Vorstehendes  Uebereinkommen  wurde  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  ausgefertigt  und  am  beutigen  Tage  von  dem  k.  k.  Minister 
der  Finanzen  und  den  Vertretern  der  k.  k.  privilegirten  österreichischen 
Staatseisenbabngesellschaft  unterzeichnet. 

Wien,  am  13.  März  1864. 

Plener  m.  p.,  K.  k.  priv.  österr.  Staatseiscnbahn-Gesellschaft. 

k.  k.  Finanzminister.  Anton  Freiherr  Ton  Doblhoff  m.  p. 

Bresson  m.  p. 

18» 
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6.  Uebereinkommen  vom  1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  7 

ex  1867, 

welches  in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  EntSchliessung:  ?om  1.  December 
1S4M»  zwischen  dem  k.  k.  Finanz-  und  Handelsministerium  einerseits  und 
der  k.  k.  prir.  österreichischen  Staatseisenbahn-GesellHchaft;  andererseits 
ausAnlass  der  Yerrollständi^iinur  des  Eisenbahnnetzes  derselben  yereinbart 

wurde. 

Artikel  1. 

Die  Dauer  der  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft 
am  1.  Jänner  1855  und  am  28.  April  1856  verliehenen  Eisenbahn- 
conceBsion  wird  derart  verlängert,  dass  sie  zugleich  mit  der  am  heutigen 
Tage  ertheilten  Concession  des  neuen  Eisenbahnnetzes  erlischt. 

Das  im  Artikel  14  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855 
angeführte  Hecht  der  Einlösung  wird  nun  auf  das  gesammte  alte  und 
neue  Eisenbahnnetz  Anwendung  fiudon. 

Vgl.  §  5  der  Concessionsurkunde  für  daa  Ergänzungsnetz  (Doo.  10),  dann 
§  G  des  Ueboreinkommens  mit  der  k.  k.  Regierung  vom  12.  November  1882 
(unten  sub  e). 

Artikel  2. 

Die  nach  Artikel  13  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner 
1855  garantirte  Annuität  von  5  2  Percent  für  das  sich  auf  200  Mil- 
lionen Francs  beziffernde  Capital  im  Betrage  von  4,160.000  Gulden  in 
Silber  (10,400.000  Francs,  je  ein  Franc  =  40  kr.  österr.  Währ,  in  Silber) 
wird  auf  5,200.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (d.  i.  auf  13  Millionen 
Francs)  erhöht. 

Die  übrigen  im  Artikel  13  angeführten  Bestimmungen  bleiben 
unverändert. 

Artikel  3. 

Die  Staatsverwaltung  wW  vom  1.  Jänner  18C7  an  während  vier 
auf  einander  folgender  Jahre  die  für  das  alte  Eisenbahnnetz  entfallende 
Einkommensteuer  nur  von  dem  nach  Bezahlung  von  25  Francs  per 
Actie  disponiblen  Nettobetrage  entnehmen. 

Sollte  daher  in  einem  oder  mehreren  Jahren  dieser  vierjährigen 
Periode  der  disponible  Nettorest  zur  Bezahlung  der  ganzen  Einkommen- 
steuer nicht  genügen,  so  ist  die  Gesellschaft  von  der  Bezahlung  der 
fehlenden  Differenz  ganz  enthoben. 

Wien,  am  1.  December  186G. 

Graf  Larisch-Moenich  in.  p. 
Freiherr  v.  Wüllerstorf  m.  p. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahn- Gesellschaft: 

Der  Verwaltungarath :  Der  Generaldirector: 

Wodianer  m.  p.  Bresson  m.  p. 
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7.  Erlass  des  k.  k.  Handelsniinisterinms  vom  23.  October 

1858,  Z.  21.176-2175, 

betreffend  die  Umrechnung  des  Tarife»  auf  Österreichische  Währung  and 

Zollgewicht. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Er- 
schliessung vom  8.  d.  M.  die  unterm  13.  Augaßt  1858  vereinbarte 
provisorische  Abrundung  der  Einheitssätze  in  den  Gebührentarifen  der 
Eisenbahnverwaltungen,  dann  die  Einführung  des  Zollcentners  als  Ge- 
wichtseinheit und  Grundlage  der  Gebührenberechnung  allergnädigst  zu 
genehmigen  und  zugleich  zu  gestatten  geruht,  dass  dieses  Provisorium 
erst  mit  1.  Jänner  1859  in  Anwendung  gebracht  werden  könne. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  jedoch  ausdrücklich  das  Recht  vor- 
behalten, sobald  sie  es  für  angemessen  ei  kennt,  zu  fordern,  dass  eine 
genaue  Umrechnung  der  Personenfahrpreise  und  \ Frachtgebühren  von 
dem  bisherigen  Ausmasse  in  Conventionsmünze  auf  die  österreichische 
Währung  und  die  ZurückfÜhrung  des  Gebührenausmasses  innerhalb 
der  mit  den  Concessionsurkunden  festgesetzten  Grenzen  stattfinde. 

Dieses  Provisorium  bildet  sonach  eine  einstweilige  Massregel 
unter  Wahrung  der  den  Eisenbahnunternehmungen  nach  ihren  Con- 
cessions-  oder  Privilegiumsurkunden  zustehenden  Rechte,  und  es  bleibt 
den  Bahn  Verwaltungen  unbenommen,  seinerzeit  eine  strenge  Umrechnung 
der  Tarife  behufs  der  Gebührenbemessung  vorzunehmen,  wobei  es  sich 
sodann  von  selbst  versteht,  dass  eine  solche  Umrechnung  sowohl  be- 
zuglich der  Personen-,  als  auch  der  Sachentarife  stattzufinden  haben 
wird. 

Der  geehrte  Verwaltungsrath  wird  daher  in  Erledigung  des  Be- 
richtes vom  15.  Juli  d.  J.,  Z.  21.729-5912,  eingeladen,  in  Gemässheit 
dieser  Allerhöchsten  Entschliessung  auf  Grundlage  nachstehender  Ge- 
bühren und  Gewichtseinheitssätze  den  neuen  Gebührentarif  zu  verfassen 
und  im  Entwürfe  zur  Genehmigung  hieher  vorzulegen. 

I.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Personen,  Gepäck,  Eilgütern, 

Equipagen,  Pferden  und  Hunden. 

a)  Personenfahrpreise. 

I.  Wagenclasse  36  j 

II.  „  27  >  Neukreuzer  per  Person  und  österreichische  Meile. 
III.  „         18  J 

b)  Separatpersonenzüge. 

Für  die  erste  Meile  31  fl.  50  kr. 

„    jede  folgende  14  „  70  „ 

und  wenn  die  Rückfahrt  innerhalb  12  Stun- 
den erfolgt,  per  Meile  10  „  50  „ 

Wartgeld  per  halbe  Stunde      .    .    .    .  42  „  —  „ 


österreichi- 
sche Wäh- 
rung 
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c)  Reisegepäck  und  Eilgüter. 

Gebührenfrei  sind  50  Zollpfunde  per  ganze  und  25  Zollpfunde 
per  halbe  Fahrkarte. 

Die  Gebühr  für  Gepäckübergewicht  und  Eilgut  ist  nach  Fttnftel- 
Zollcentner  mit  1*50  Neukreuzer  per  ein  Fünftel-Centner  zu  berechnen. 

Lagerzins  per  Stück  und  Tag  5'30  Neukreuzer. 

Geringste  Gebühr  per  Eilgutsendung  18  Neukreuzer. 

d)  Equipagen. 
*'  Claflße -  fl-       kr-  I   per  Stück  und 

Ti±*     "  o        I  Meile  in  ö8terrei- 

™      ■  J  "I S   "     I  ^"cher  Währung 

AV*     'v   1  »   47    »  ) 

e)  Pferde. 

1  Stück  fl.  —  87  50  kr.  1  in  österr.  Währ.  I  Transporte  von  3  Stück  und  mehr 

2  „       1„  22-50  „  J     per  Meile      |  52*50  Nkr.  per  Stück  und  Meile. 

f)  Hunde. 

5  30  Neukreuzer  per  Stück  und  Meile.  Geringste  Transportgebühr 
1»  Neukreuzer. 

g)  Einschädigungsbeträge. 

1  fl.  österr.  Währ,  per  Zollpfund  für  Gepäck  und  Eilgüter; 

100  „      „  „  für  eine  Equipage; 

50  „  „  „ein  Pferd; 

10  „      „  „        „    einen  Hund. 

h)  Allgemeine  Versicherungsgebühr. 

Bei  dem  Reisegepäck  7  Neukreuzer  per  Fahrkarte. 

Bei  Equipagen,  Pferden  und  Hunden  7  Neukreuzer  per  Stück. 

Bei  Eilgutsendungen  5  Neukreuzer  per  Zollcentner  auf  der  eigenen 

und  1-50  Neukreuzer  auf  der  Anschlussbahn. 

i)  Besondere  Versicherungagebühr. 

Bei  Gepäck,  Eilgut,  Equipagen,  Pferden  und  Hunden  für  je  50  fl. 
üsterr.  Währ.  Mehrwerth  2  Neukreuzer  auf  der  eigenen  und  1  Neu- 
kreuzer auf  der  Antjchlusöbahn,  dann  für  je  100  fl.  Mehrwerth  5'30  Neu- 
kreuzer und  beziehungsweise  1-S0  Neukreuzer. 

H.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Frachten. 

a)  Frachtpreise. 

I.  Waarcnclasse  V'oii  |  Neukreuzer  per  Zollcentner  und  öster- 

}}•  n  2  :3  t  I  reichische  Meile. 

III.  „  3  12  J 
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Die  für  mehrere  begünstigte  Artikel  gegenwärtig  bestehenden  er- 
mässigten  Gebührensätze  sind  streng  umzurechnen  und  die  in  öster- 
reichischer Währung  sich  hierbei  ergebenden  Decimalstellen  bis  auf  die 
ersten  beiden  nach  unten  zu  abzurunden. 

b)  Nebengebtihren. 

Auf-  und  Abladegebtthr  1*60 

Lagerzins     .    .    .    .  /  0  80 

(  0*10 

Waagegebühr 


Neukreuzer  per  ZoUcentner. 


(   1-60  J 

Aufnahmsschein    .    .  3'50  I  xr  Ä         o»«  i 

c)  Entschädigungs werth. 
30  fl.  Österr.  Währ,  per  ZoUcentner. 

d)  Allgemeine  Versicherungsgebühr. 

Für  die  eigene  Bahn  .  0*80  I  XT    ,  „  ,, 

a     vi     v  v    ,4  An  i  Neukreuzer  per  ZoUcentner. 
„      „    Anschlussbahn  0*40  J  r 

c)  Besondere  Versicherungsgebühr. 

Für  die  eigene  Bahn  .  2  ^  Neukreuzer  für  je  50  fl.  österr.  Währ. 
„     „    Anschlussbalm  1  J  Mehrwerth. 

Bei  den  Frachtgebühren,  welche  auf  Grundlage  von  Normal- 
gewichten für  Mast-  und  Schlachtvieh,  Pferde,  Equipagen,  Gtiterwägen, 
sowie  für  die  Benützung  ganzer  und  halber  Wägen  bemessen  sind,  bat 
eine  strenge  Umrechnung  dieser  Normalgewichte  auf  das  Zollgewicht 
und  hiernach  die  Gebühr enumrechnung  einzutreten. 

Ebenso  sind  die  für  Militär-  und  Militärgüter  bestehenden  er- 
mässigten  Gebührensätze  streng  umzurechnen  und  es  darf  hierbei  keinerlei 
Erhöhung  eintreten. 

Schliesslich  wird  der  geehrte  Verwaltungsrath  noch  erinnert,  dass 
in  den  Monaten  November  und  Dccember  d.  J.  die  Gebühren  im  Per- 
sonen- und  Sachentransporte  auf  Grund  der  bisherigen  Tarife  nach  den 
offiziellen  Reductionstabellen  strenge  umzurechnen  und  in  österreichischer 
Währung  einzuheben  sind. 

Wien,  den  23.  October  1858. 
An  den  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenbahngesellßchaft. 
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8.  Protokoll  vom  25.  Juli  1872, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium,  betreffend  die  Feststellung  der 
Conoessionsbedingun?en  ffir  die  Loconiotiv eisen  bahn  von  Chotzen  nach 
Braunau,    mit  Anschlüssen  gegen  Neurode  und  Waldenburg  und  einer 

Zweigbahn  ron  Naehod  nach  Skalitz. 

Gegenwärtig  die  Gefertigten. 

Nachdem  das  Consortium  des  Fürsten  Colloredo  von  seiner  Be- 
werbung um  Erlangung  der  Concession  für  eine  Locomotiveisenbahn 
von  Chotzen  (beziehungsweise  Wildenschwert)  nach  Braunau  mit  An- 
schlüssen gegen  Neurode  und  Waldenburg  und  einer  Zweigbahn  von 
Nachod  nach  Skalitz  (eventuell  von  OpoSno  nach  Josefstadt)  zurück- 
getreten ist,  und  der  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  österreichischen 
Staatseisenbahn-Gesellschaft  sich  bereit  erklärt  hat,  die  diesfällige  Con- 
cession unter  näher  zu  verabredenden  Bedingungen  zu  erwerben  und 
die  betreffenden  Linien  herzustellen,  wird  zur  Erörterung  der  einzelnen 
hierbei  in  Frage  kommenden  Momente  geschritten,  wie  folgt: 

A.  Traceführung  und  Bau. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Ueber  die  bei  der  technisch-militärischen  Revision  kundgegebenen 
Anforderungen  erklären  die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn, 
das«  es  nach  den  gemachten  Studien  unmöglich  erscheine,  die  Variante 
Opoino-Wildenschwert  noch  weiter  in  Betracht  zu  ziehen,  da  sich  — 
abgesehen  von  den  bedeutenden  Bauschwierigkeiten  auf  dieser  Strecke 
und  den  um  effective  2l/A  Millionen  Gulden  höheren  Kosten  dieser 
Variante  —  der  Bahnhofanlage  in  Wildenschwert  fast  unüberwindliche 
Hindernisse  in  den  Weg  stellen. 

Die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn  geben  ferner  der 
Zweigbahn  Nacliod-Skalitz  oder  von  Neustadt  nach  Skalitz  vor  der 
Variante  Neustadt-Josefstadt,  für  welche  sich  übrigens  Keiner  der  Be- 
theiligten bei  der  Revisionscommission  ausgesprochen  hat,  den  Vorzug 
und  erklären,  auf  den  ihnen  bekannt  gegebenen  Wunsch  des  Reichs- 
kriegsministeriums nach  einer  Linie  Opoeno  Josefstadt  nicht  eingehen 
zu  können.  Sie  weisen  überdies  darauf  hin,  dass  es  sich  bei  Anlage 
dieser  Zweigbahn  für  die  Staatsbahn  vornehmlich  um  den  Verkehr  in 
der  Richtung  gegen  Trautenau  und  nicht  um  den  gegen  Prag  handle. 

Bezüglich  der  Anlage  des  mit  der  südnorddeutschen  Verbindungs- 
bahn parallel  laufenden  Geleises  von  Visokov  bis  Skalitz  (circa  2.100°) 
wird  die  österreichische  Staaisbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sein,  eine 
Vereinbarung  mit  dem  Verwaltungsrathe  der  südnorddeutscben  Ver- 
bindungsbahn anzustreben,  und  sich,  falls  eine  solche  nicht  zu  Stande 
käme,  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 
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II.  Besondere  Bestimmungen. 

1.  Die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesellschaft  übernimmt  die 
Verpflichtung,  die  Maximalste;gung  auf  der  Hauptlinie  zwischen  Chotzen 
und  Tynist  auf  1  :  150,  zwischen  Tynist  und  Opoöno  auf  1  :  100, 
zwischen  Opoino  und  Neusorge  auf  1  :  70,  zwischen  Neusorge  und 
Ottendorf  auf  1  :  100  und  auf  dem  Flügel  Nachod  —  eventuell  Neu- 
stadt- Skalitz  auf  1  :  70  zu  bringen. 

2.  Die  bei  Tynist  projectirte  Kreuzung  der  österreichischen  Nord- 
westbahn wird  keinesfalls  im  Niveau  der  currenten  Bahn  geschehen. 
Die  österreichische  Staatsbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  Ver- 
einigung ihres  Bahnhofes  in  Tynist  mit  dem  bestehenden  der  öster- 
reichischen Nordwestbahn  mindestens  bezüglich  des  Personenverkehrs 
anzustreben,  und  in  dieser  Beziehung  ein  Uebereinkommen  abzuechliessen 
und  dem  Handelsministerium  vorzulegen. 

Sollte  sich  die  Mitbenützung  des  Bahnhofes  als  unmöglich  heraus- 
stellen, so  ist  die  österreichische  Nordwestbahn  jedenfalls  mittelst  eines 
Objectes  zu  überschreiten  und  eine  Verbindungscurve  in  der  Richtung 
Chotzen-Tynist-Königgrätz  herzustellen. 

Die  Königgrätzer  Aerarialstrasse  darf  nicht  im  Niveau  tiberschritten 
werden. 

Nach  dem  Commissionsantrage  ist  die  Trace  zwischen  Cerma  und 
Tynist  entsprechend  zu  modificiren,  um  die  Uebersetzung  der  König- 
grätzerstrasse  und  die  eventuelle  der  österreichischen  Nordwestbahn  zu 
ermöglichen. 

Die  projectirte  Uebersetzung  des  vereinigten  Adlet  flusses  unter- 
halb der  Stadt  Tynist  erscheint  mit  Rücksicht  auf  die  Inundationsver- 
hältnisse  dieses  Flusses  nicht  entsprechend  und  ist  daher  angemessen 
zu  modificiren. 

3.  Die  österreichische  Staatsbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die 
dermalige  Uebersetzung  der  Bezirksstrasse  zwischen  Hronow  und  der 
Einlenkung  der  Bahn  in  das  Zdarkathal  durch  Objecte  zu  bewerkstelligen, 
oder  die  Strasse  umzulegen,  falls  sich  eine  zu  tracirende  Variante  von 
Hronow  durch  das  westliche  Thal  auf  Starkstadt  und  von  da  weiter 
Uber  Matha  bis  Mohren  nicht  als  zweckmässiger  herausstellen  sollte. 
Bei  Festhaltung  der  projectirten  Linie  durch  das  Zdarkathal  ist  bei 
der  Ausarbeitung  des  Detailprojectes  auf  die  thunlichste  NäherrÜckung 
der  Station  Hronow  gegen  Pölitz  Bedacht  zu  nehmen. 

Der  Concessionar  wird  ferner  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  sämmt- 
liche  Stationsplätze  möglichst  horizontal  gelegt  werden,  und  dass 
alle  wichtigeren  Stationsplätze  wenigstens  eine  Länge  von  300°  von 
Wechsel  zu  Wechsel  erhalten. 

4.  Bei  Ausführung  der  Flügelbahn  Nachod-,  eventuell  Neustadt- 
Skalitz  ist  die  Aerarialstrasse  bei  Visokov  mittelst  Objectes  zu  tiber- 
setzen. 
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5.  Ueber  den  bei  der  technisch-militärischen  Revision  vorgebrachten 
Wunsch,  bezüglich  der  Herstellung  von  Zufahrtstrassen  zu  allen  Bahn- 
höfen erklärten  die  Vertreter  der  österreichischen  Staatsbahn,  dass 
letztere  bereit  sei,  sich  diesfalls  allen  bestehenden  und  etwa  noch  zu 
erlassenden  Gesetzen  zu  unterwerfen,  dass  sie  aber  ein  weiteres  Zu- 
geständniss  zu  machen  nicht  in  der  Lage  sei. 

6.  Zur  Herstellung  von  Verladerampen  mit  Längen-  und  Stirn- 
verladung, und  zwar  in  der  Station  Chotzen  40°  und  in  den  Stationen 
Tynist  und  Neustadt  20 — 30°  lang,  ist  die  österreichische  Staatseisen- 
bahn bereit. 

Dieselbe  verpflichtet  sich  ferner,  die  Brücke  über  die  Mettau  bei 
Nachod  und  ein  entsprechendes  grösseres  Object  bei  Weckelsdorf,  sowie 
endlich  die  Objecto  auf  der  Linie  Neusorge-Ottendorf  mit  Sprengvor- 
richtungen zu  versehen. 

Ebenso  wird  dieselbe  den  weiteren  Anforderungen  des  k.  und  k. 
Reichskriegsministeriums:  die  Bezirksstrasse  Opodno- Josefstadt  nicht  im 
Niveau  zu  kreuzen  und  die  sämmtlichen  Brücken  auf  dem  Flügel  Neu- 
sorge-Braunau-Ottendorf mit  Sprengvorrichtungen  zu  versehen,  nach- 
kommen. 

7.  Bezüglich  der  von  dem  Regierungsvertreter  in  Anregung  ge- 
brachten Frage  der  Herstellung  des  Tunnels  und  des  Unterbaues  sämmt- 
licher  Brücken  für  zwei  Geleise,  erklären  die  Vertreter  der  öster- 
reichischen Staatsbahn,  dass  bei  dem  jetzigen  Stande  der  Technik  eine 
solche  Vorsicht  bei  den  Brücken  nicht  nothwendig  erscheine,  da  man 
später  ebenso  schnell,  wie  das  zweite  Geleise  der  currenten  Bahn,  auch 
die  Brücken  für  das  zweite  Geleise  herzustellen  in  der  Lage  sei. 

Indem  sie  daher  um  Enthebung  von  der  Verpflichtung  der  so- 
fortigen Herstellung  der  Brücken  für  zwei  Geleise  bitten,  erklären  sie 
sich  zugleich  bereit,  die  Tunnels  sogleich  in  der  lichten  Weite  für 
zwei  Geleise  herzustellen. 

B.  Sonstige  Concessionsbedingungen. 

Der  beiliegende  Entwurf  einer  Concessionsurkunde  enthält  die 
Bedingungen,  unter  welchen  die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft bereit  und  in  der  Lage  wäre,  die  in  Frage  stehende  Concessiou 
durchzuführen. 

Hiebei  wird  noch  bemerkt,  dass  die  Gesellschaft  eine  allenfalls 
geforderte  Caution  in  jener  Höhe  erlegen  wird,  welche  von  seiner  Ex- 
cellenz dem  Herrn  Handelsminister  bestimmt  werden  wird. 

Ueber  Aufforderung  des  Regierungsvertreters,  bei  Zügen  von  ge- 
ringerer Geschwindigkeit  —  etwa  2  Meilen  per  Stunde  —  ermässigte 
Tarifsätze  in  Vorschlag  zu  bringen,  erklären  die  Vertreter  der  öster- 
reichischen Staatsbahn,  dass  sich  einer  solchen  Bestimmung  gewichtige 
Gründe  entgegenstellen,   und  dass  in  dieser  Beziehung  durch  die  even- 
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tuelle  Einführung  der  IV.  Wagenclasae  factisch  ein  Auskunftsmittel 
getroffen  sei. 

Geschlossen  und  gefertigt  am  obigen  Tage. 


9.  Concessionsurkunde  vom  14.  September  1872,  R.  G.  ßl. 


Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  vou 
Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien; 
Erzherzog  von  Oesterreich ;  Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Loth- 
ringen, Salzburg,  Steyer,  Kärnten,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder- 
Schlesien;  Grossfür  st  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren;  ge- 
forsteter Graf  von  Habsburg  und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  österreichische  Staatseisenbahn-Gesellschaft  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Chotzen  nach  Neusorge  mit  Anschlüssen  einerseits  über 
Braunau  gegen  Neurode,  andererseits  gegen  Waldenburg  und  einer 
Zweigbahn  von  der  Strecke  Neuatadt-Nachod  an  einen  geeigneten  Punkt 
der  südnorddeutscheu  Verbindungsbahn  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der 
genannten  Eisenbahngesellscbaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 


Wir  verleiben  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn - 
Gesellschaft  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn 
von  Chotzen  nach  Neusorge  mit  Anschlüssen  einerseits  über  Braunau 
gegen  Neurode,  andererseits  gegen  Waldenburg  und  einer  Zweigbahn 
von  der  Strecke  Neustadt-Nachod  an  einen  geeigneten  Punkt  der  süd- 
norddeutschen Verbindungsbahn. 

Rücksichtlich  der  Anschlüsse  dieser  Eisenbahnlinie  an  das  preus- 
sische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  den  ge- 
meinschaftlichen Wechselstatiouen  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staatsvertrages  mit  der  königlich 
preussischen  Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet, 
sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus  für  sie 
erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 


Von  Seite  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums : 

Carl  Bitter  v.  Pusswald  m.  p. 
Seotionsrath. 


Von  Seite  der  k.  k.  priv.  österreichi- 
schen Staataeisenbahu-GeselUchAft: 

Bresson  m.  p. 
Engerth  m.  p. 


§  1. 
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Die  Eröffnung  des  Betriebes  fand  statt  in  den  Strecken:  Chotzen-Halbstadt- 
Braunaa-Ottendorf  am  26.  Juli  1875,  Wenzelsberg-Starkoc  am  1.  respective  5.  Fe- 
bruar 1876,  Halbstadt-Reichsgremse  bei  Neusorge  (gegen  Friedland  respective 
Waldenburg)  am  16.  Mai  1877  und  Ottendorf-Reichsgrenze  (gegen  Mittelsteine 
respective  Neurode)  am  5.  April  1889. 

Die  Anschlussverhältnisse  sind  durch  die  StaaUvertrüge  zwischen  Oester- 
reich-Ungarn und  dem  Deutschen  Reiche  vom  2.  Märx  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  22 
(Eisenb.-Ges.-Samml.  V.  1.  Seite  648)  und  vom  14.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  95 
geregelt. 

Die  Strecke  von  der  Mitte  des  Aufnahmsgebäudes  in  der  Station  Halb- 
stadt bis  zur  Reichsgrenze  bei  Neusorge  ist  im  Betriebe  der  kttnigl.  preuss. 
Staatsbahnen.  Dagegen  steht  die  den  königl.  preuss.  Staatsbahnen  gehörige 
Strecke  von  der  Reichsgrenze  bei  Ottendorf  bis  Mittelsteine  im  Pachtbetriebe 
der  Staatsbahngesellschaft. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Botriebseinrichtungen  der 
Bahnen  hat  nach  Maassgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detail bauprojecte  stattzufinden. 

Vgl.  Protokoll  vom  25.  Juli  1872  (Doc.  8). 

In  Bezug  auf  die  Verfassung  und  Vorlage  dieses  Projectes,  sowie 
auf  die  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen,  ist  die  Handels- 
ministerialverordnung  vom  4.  Februar  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  8,  für  die 
Gesellschaft  rückhaltslos  bindend. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Maassgabe  des 
Resultates  der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trace  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehrs  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen sich  als  erforderlich  darstellen  werdon. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Be- 
triebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detailpläne 
als  nothwendig  oder  wünechenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im 
§  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der 
genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung 
der  Niveau-  und  der  Ricbtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so 
mus8  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammtbabnnetzes  kann  auf  die  Anlage  Eines 
Geleises  beschränkt  werden,  doch  ist  bei  der  Grundeinlösung  entweder 
sogleich  die  erforderliche  Grundfläche  für  ein  zweites  Geleise  zu  er- 
werben oder  wenigstens  diese  Erwerbung  auf  den  Fall  des  Bedarfes 
sicherzustellen. 
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Die  Tunnels  sind  jedoch  gleich  bei  ihrer  ersten  Anlage  in  der 
lichten  Weite  für  zwei  Geleise  herzustellen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  grundbücherliche  Abschreibung 
der  für  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparcellen,  insoweit  es  an  ihr 
gelegen  ist,  thunlichst  zu  beschleunigen,  sowie  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  der  bücherlichen  Richtigstellung  vorangehende  definitive  Ver- 
messung der  Grundstücke  und  die  Finalisirung  der  Abrechnung  mit 
aller  Beschleunigung  vollzogen  werde. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  Summe  von  180.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  überschreitet. 

Die  Gesellschaft  ist  weiters  verpflichtet,  schon  bei  der  ersten  Bau- 
anlage die  Stationen  und  Geleise  so  zu  construiren,  dass  täglich 
mindestens  15  Züge  &  70  Achsen  in  jeder  Richtung  der  verschiedenen 
Linien  verkehren  können. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
Schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehr  mit  den  betheiligten  Eisenbahnver- 
waltungen ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden 
Bahnhöfen  für  die  Zwecke  der  neuen  Bahn  erforderlichen  Erweiterungs- 
bauten hat  die  Gesellschaft  zu  tragen. 

Sollte  jedoch  eine  Vereinbarung  über  die  gemeinschaftliche  Be- 
nützung eines  fremden  Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  so  ist  die 
Gesellschaft  berechtigt,  einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten,  hat  jedoch 
die  Verpflichtung,  ein  Anschlussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen 
und  wenigstens  für  den  Personenverkehr  einen  gemeinschaftlichen  Bahn- 
hofdienst anzustreben. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solcheu  Anschlusses  und  eines 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  für  den  Personenverkehr  unterwirft 
sich  die  Gesellschaft  dem  Ausspruche  der  Regierung,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermang- 
lung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Ein- 
mündung von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche 
zu  bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionare  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  auf  der  Hauptlinie  binuen  sechs  Monaten  nach  erhaltener 
Concession  zu  beginnen,  das  ganze  Netz  binnen  drei  Jahren  von  dem- 
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selben  Zeitpunkte  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehr  zu  übergeben. 

Siehe  die  Bemerkungen  zu  §  1. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  derselben  auch  bezüglich  jener  zu  einzelnen 
industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen  zuge- 
standen werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im 
Öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November 
1851*)  und  nach  dem  Signalisirungsreglement  vom  16.  Juni  1872, 
R.  G.  Bl.  Nr.  80),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

Ferner  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  während  der  rauhen 
Jahreszeit  für  eine  angemessene  Beheizung,  beziehungsweise  Erwärmung 
der  Personenwägen  aller  Classen  zu  sorgen. 

§  6. 

Die  Post  und  die  Postbediensteten  sind  nach  Vorschrift  des 
§  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebsordnung  unentgeltlich  zu  be- 
fördern, die  nöthigen  Wagen  oder  Wagenräume  unentgeltlich  herzu- 
stellen, wobei  die  Postverwaltung  für  einen  von  jeder  Endstation  täg- 
lich abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit 
für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vier- 
rädrige Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter 
beizustellenden  Wagen  eine  Entschädigung  von  Einem  Gulden  österr. 
Währung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  am- 
bulante Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht, 
einzuführen  findet,  so  sind,  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen 
gewöhnlichen  Wägen  die  hierzu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen, 
nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambu- 
lancewagen  von  der  Gesellschaft  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu 
erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  Stationen,  in  denen  ein 
Postamt  bereits  besteht  oder  in  der  Folge   errichtet  wird,   ist  ein  ge- 

*)  Reichsgesetzblatt  vom  Jahro  1852,  Nr.  1. 
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eignetes  Zimmer  mit  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  au  überlassen  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisen bahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  T- 

Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  nach  Anordnung  der 
Staatstelegraphen  Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraph  enleitungen 
längs  der  Bahn  auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung 
desselben  auf  eigene  Kosten  zu  bewerkstelligen.  Ferner  hat  die  Gesellschaft 
die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  hat  die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den 
Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  der  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Rücksichtlich  der  Personen-  und  Frachten tarife,  der  Frachtpreise 
der  übrigen  Gegenstände,  der  Festsetzung  der  Nebengebühren,  der 
Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen  Transportbestimmungen 
haben  die  auf  den  anderen  Linien  der  Gesellschaft  concessionsmässig 
geltenden  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen,  und  sind  die  im 
§  1  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  bezüglich  der  Tarifirung  überhaupt 
als  ein  integrirender  Bestandtheil  der  bestehenden  Linien  der  Gesell- 
schaft, und  demnach  auch  im  Uebergangsverkehr  als  einen  directen 
Cours  bildend  zu  betrachten  und  zu  behandeln. 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weitergebender  Ermässigungen  im 
Personenverkehr  herausstellen,  und  sollte  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe 
zu  gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  Handels- 
ministeriums eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  neun 
Kreuzern  per  Meile  einzuführen. 
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§  9- 

Sollte  die  österreichische  Staatseisenbahogesellechaft  in  die  Lage 
kommen,  die  ihr  für  die  älteren  Linien  gewährte  Staatsgarantie  factisch 
in  Ansprach  zu  nehmen,  so  wird  für  die  hier  concessionirten  neuen  Linien 
eine  abgesonderte  Betriebsrechnung  zu  führen  sein,  wobei  die  im  §  20 
der  Concessionsurkunde  vom  1.  December  1886  (R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex 
1867)  für  das  Ergänzungsnetz  festgestellten  Verrechnungsmodalitäten 
Anwendung  finden  sollen. 

§  10. 

Bezüglich  der  Tarifsätze  für  Militärtrausporte,  sowie  hinsichtlich 
der  Begünstigungen  reisender  Militärs  haben  die  für  die  anderen  Linien 
der  österreichischen  Staatseisenbahn  bestehenden  Bestimmungen  auch  für 
die  hier  concessionirteu  Linien  zur  Geltung  zu  kommen. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Landwehren  beider 
Reicbsbälften,  ferner  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  in  Uniform  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und 
Controlsversamnilungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civil- 
gerichte  in  Wien  und  auf  die  k.  k.  Gendarmerie,  sowie  auf  die  mili» 
tärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung  zu  finden. 

Die  für  die  bestehenden  Linien  der  Österreichischen  Staateeisen- 
bahngesellschaft  giltige  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen findet  auch  auf  die  hier  in  Rede  stehenden  Bahnlinien  An- 
wendung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporfe,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtbei- 
luugen*),  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkomraen**),  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten,  auch  für  die  hier  concessionirten  Bahnlinien 
beizutreten. 

Dieselbe  VerpOichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  TJebereinko  mmens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  au  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte. 

*;  Beilage  zu  Nr.  148,  im  42.  Stücke  des  Jahrganges  1870  der  Normal- 
verordnnngeu  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes. 

**)  Normal- Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  Jahre  1871, 
22.  Stück,  Nr.  79. 
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Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  ge- 
dienter Untcrofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
unbedingt  den  im  §  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868*)  und  in 
dem  zur  Ausführung  dieses  Paragraphes  erschienenen  Specialgesetze  vom 
19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen. 

§  ». 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates 
infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benutzen,  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Tbeuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  13. 

Der  Gesellschaft  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbringung 
der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbrioger  oder  auf  Nameu  lauteude 
Prioritätsobligationen  aufzugeben,  welche  auf  den  Österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersicht- 
lich gemacht  werden. 

Die  bezüglichen  Formularien  sind  vor  der  Ausgabe  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  14. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  das  Zustandekommen  von  Flügel  - 
bahnen  in  die  längs  der  conecssionirten  Bahn  gelegenen  Kohlenreviere, 
behufs  Hebung  deB  Kohlenverkehrs,  kräftigst  zu  fördern,  beziehungs- 
weise diese  Bahnen  im  Wege  des  Uebereinkommens  mit  den  Interessenten 
gegen  Bedingung  eines  bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages 
herzustellen,  und  es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den 
Zeitpunkt  der  Herstellung  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums 
vorbehalten. 

Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande 
kommen  sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu, 
wobei  auf  ein  gesichertes  und  zureichendes  Erträgnis«  der  Flügelbahnen 
für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  für  dieselben  verwendeten  Anlage- 
capitals  Rücksicht  genommen  werden  wird. 

*)  Reichsgesetzblatt  Nr.  151. 

Dl«  H«chUnrkonden  der  Biterr.  Eiieubfcliueo.  I.  19 
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§  15- 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  iu  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  daher  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  iu  die  Gebahrung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und 
allfällige  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft,  mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  verbundene  Ge- 
schäftslast, eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  dies- 
fülligen  Leistung  der  übrigen  österreichischen  Eisenbahnen  bestimmt  wird. 

§  16. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b  des  Eisen- 
bahn concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt, 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  3  festgesetzte  Termin 
für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  ein- 
gehalten wird,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes,  und  namentlich  auch  durch 
politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Die  Concessionsdauer  wurde  durch  §  6  de«  Uebereinkommens  mit  der 
k.  k.  Regierung  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e)  bis  31.  December  1965 
festgesetzt. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde, 
die  concessionirte  Bahn  sammt  Einrichtung  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  fünf 
Percent  in  Silber  des  Anlagecapitals  betragen  darf,  ist  der  Gesellschaft 
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als  Jahresrente  in  Laibjährigen  Raten  in  Gold»  oder  Silbermünze  bis 
zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

In  keinem  Falle  kann  der  Betrag  der  Jahresrente  niedriger  sein, 
ah  der  Heinertrag  des  letzten  der  erwähnten  sieben  Jahre. 

Das  der  Staatsverwaltung  zukommende  Einlösungsrecht  kann  nur 
gleichzeitig  für  sämmtliche  Linien  der  Gesellschaft  ausgeübt  werden. 

Siehe  §  G  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 

§  18. 

Mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Concession  tritt  der  Staat  ohne 
Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Bahn,  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  des  gaozen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des 
sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Ablade- 
plätze, Gebäude  an  den  Abfabrts-  und  Ankunftapiätzen,  Wach-  und 
Aufsicbtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungsstücken  an  stehenden  Maschinen 
und  Überhaupt  allen  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Eisenbahn-  und 
Strassenwägen,  bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge,  Vorräthe  von  Mate- 
rialien aller  Art  betrifft,  so  haben  dieselben,  insoweit  sie  zu  Bahn- 
zwecken erforderlich  und  geeignet  sind,  von  der  Gesellschaft  an  den  Staat 
um  den  übereingekommenen  oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  durch 
Sachverständige  auf  gerichtsordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden 
Schätzungswerth  überzugehen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn,  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  der  besonderen 
Gebäude,  als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder 
anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks  u.  s.  w.,  zu  deren  Erbauung  sie 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  19. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Kichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  .Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Maassregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  er- 
klären. 

Indem  wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  daB  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Beetimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

19* 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Un- 
serem grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Retchshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  Vierzehnten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des 
Heils  Eintausend  Achthundert  Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im 
Vierundzwanzigsten . 

Franz  Joseph  m.  p.        (L.  S.) 

Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 


b)  Ergänzungsnetz. 

[Wien-StatUau-Marchegg,   Stadlau-Strclitz,    Grussbach-Znaitn,  Verbindungsbahn  in 

Brünn] 


10.  Concessionsarkunde  vom  1.  Deccmber  1866,  R.  G.  Bl. 

Nr.  6  ex  1867, 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich  etc..  etc.  etc. 

Nachdem  die  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  auf  Grund 
des  Artikel  7  des  Uebereinkommens  vom  1.  Jänner  1855  die  Bitte  um 
die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn,  welche 
die  südöstliche  Linie  mit  Wien  und  mit  der  Brünn-Rossitzer  Bahn  ver- 
binden würde,  gestellt  hat,  so  finden  wir  Uns  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  bewogen,  diese  Concession  auf  Grundlage 
Unseres  Patentes  vom  20.  September  1805*)  unter  den  nachfolgenden 
weiteren  Festsetzungen  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  ertheilen  der  k.  k.  privilegirten  österreichischen  Staatseiseu- 
bahngesell schaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  folgender  Loco- 
motiveisenbahnen : 

1.  Einer  Verlängerung  der  südöstlichen  Staatsbahn  von  March- 
egg über  Stadlau  nach  Wien  zur  Einmündung  in  den  Wien- 
Raaber  Eisenbahnhof; 

2.  einer  Eisenbahn  von  Stadlau  über  Süssenbrunn,  Wolkers- 
dorf, Mistelbach,  Laa,  Frischau  bis  zur  Einmündung  in  die 
Brünn-Rossitz  er  Bahn  nächst  der  Butacheiner  Mühle; 

3.  einer  Zweigbahn  der  »üb  2  genannten  Linie  nach  Znaim; 


*)  R.  G.  Bl.  Nr.  89. 
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4.  einer  Verbindung  der  Rossitzer  Bahn  in  Brünn  mit  der 
nördlichen  Linie  der  k.  k.  privilegirten  österreichischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft. 

Die  Eröffnung  fand  statt  in  den  Strecken:  Znaim- Grussbach -Strelit» 
und  Verbindungsbahn  in  Brünn  am  15.  September  1870,  Wien-Stadlau-Marchegg 
und  Stadlau-Qrussbach  am  24.  November  1870. 

Zum  Ergänzungsnetze  gehören  weiters  noch  folgende  dem  öffentlichen 
Verkehr  dienende  Bahnverbindungen: 

1.  Verbindungscurv e  Stadlau-Süssenbrunn,  hergestellt  auf  Grund 
des  Handelsministerialerlasses  vom  6.  October  1871,  Z.  16366-3995,  eröffnet  am 
7.  Mai  1873; 

2.  Wiener  Schlachthausbahn,  hergestellt  auf  Grund  des  Handelsmini- 
sterialerlasses vom  4.  October  1872,  Z.  27173-5915,  eröffnet  am  22.  Jänner  1874; 

3.  Verbindung  mit  der  Donauuferbahn,  hergestellt  auf  Grund  der 
Handelsministerialerlässe  vom  16.,  17.  October  und  17.  November  1876,  ZZ.  28579, 
24469  und  83773,  eröffnet  am  26.  October  1876. 

§  2. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung 
nach  erfolgter  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Wien  nach  Pilsen  ihre 
Zweigbahn  von  Znaiin  bis  zum  Anschlüsse  an  diese  letztere  Bahn  in 
der  Gegend  bei  Horn  fortzusetzen. 

Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Concession  werden  auch  für 
diese  Verbindung  Anwendung  finden  und  die  im  §  19  angeführte 
Anzahl  von  Fahrbetriebsmitteln  wird  im  Verhältnisse  der  grösseren  Länge 
erhöht  werden. 

§  3. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtuugon  der 
Bahn  hat  nach  Maassgabe  des  von  dem  Ministerium  fttr  Handel  und 
Volkswirtschaft  genehmigten  Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen.  Aende- 
rongen  in  dem  Bauprojecte  bleiben  der  Staatsverwaltung  vorbehalten, 
insoferne  solche  nach  Maassgabe  des  Resultates  der  technischen  Revision 
und  der  nach  Vorschrift  des  §  6  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vor- 
zunehmenden politischen  Begehung  der  Trace  im  Interesse  des  öffent- 
lichen Verkehrs  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes  der  Bahn,  dann 
zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  erforderlich  dar- 
stellen werden. 

Der  Unterbau  sämmtlicher  concessionirter  Eisenbahnstrecken  wird 
für  doppeltes  Geleise  angelegt  werden,  ein  Doppelgeleise  wird  zunächst 
nur  zwischen  Wien  und  Stadlau  ausgeführt  werden. 

Daroh  die  Handelsministerialerlässe  vom  19.  August  und  2.  November 
1867,  ZZ.  10.348  und  16.271  *),  wurde  infolge  allerhöchster  Entschliessung  vom 

*)  Siehe  diese  Erlässe  in  der  Eisenbabngesetzsammlung  H  1,  Seite  125. 
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8.  September  1867  die  vorläufige  Herstellung  des  Unterbaues  der  eoncessionirten 
Strecken  mit  Ausnahme  der  Strecke  WicnStadlau  bloss  ffir  ein  Geleise  gestattet 

Den  Ausbau  für  das  zweite  Geleise  der  anderen  Strecken  zu 
fordern,  soll  die  Staatsverwaltung  erst  dann  berechtigt  sein,  wenn  der 
Rohertrag  per  österreichische  Meile  während  zwei  auf  einander  fol- 
gender Jahre  jährlich  die  Summe  von  180.000  fl.  österr.  Währ,  über- 
schreitet. 

Der  Bau  der  eoncessionirten  Bahnen  muss  nach  der  Ausfertigung 
dieser  Urkunde  auf  der  zwischen  der  Butscheiner  Mühle  und  Laa 
gelegenen  Strecke  ohne  Verzug  begonnen  werden. 

Die  Gesammtdauer  der  Ausführung  des  neu  eoncessionirten  Eisen- 
bahnnetzes wird  auf  vier  Jahre,  vom  Tage  der  Genehmigung  der  Pro- 
jecte  der  Donautiberbrückung  festgestellt. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  jedoch,  Alles  aufzubieten,  um 
die  Verbindung  zwischen  Znaim  und  Brünn  so  bald  als  möglich  her- 
zustellen. 

§  4. 

Die  Dauer  der  Concefsion  wird  auf  neunundneunzig  Jahre,  vom 
1.  Jänner  1867  an  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf 
dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  vorhergehenden  Para- 
graph festgesetzte  Termin  für  den  Beginn  oder  für  die  Vollendung  des 
Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  wird,  und  die 
Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Conces- 
sionsgesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle 
Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  5- 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  30  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung,  jederzeit  die  gegen- 
wärtige Concession  und  beziehungsweise  die  concessionirte  Bahn  ein- 
zulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  in  Gold-  oder  SilbermUnze  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsertrag  ist  dann  den  Concessionären  als  Jahres- 
rente in  halbjährigen  Raten  in  Gold-  oder  Silbermünze  bis  zum  Ablaufe 
der  festgesetzten  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

In  keinem  Falle  kann  die  hiefür  zu  leistende  Annuität  niedriger 
sein,  als  die  im  folgenden  §  17  erwähnte  Garantiesumme. 

Das  der  Staatsverwaltung  zukommende  Einlösungsrecht  kann  nur 
gleichzeitig  auf  sämmtliche  Linien  der  Gesellschaft  ausgeübt  werden. 

Vgl.  Artikel  I,  Absatz  2   des  Ueberejfikomraens  vom  1.  December  186H 
(Doc.  6),  ferner  g  6  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 
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Mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Concession  tritt  der  Staat  ohne 
Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genusa  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Bahnen,  des  Grund  und  Bodens,  der  Kunst-  und 
Erdarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Eisenbahnen,  und 
des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Ab- 
ladeplätze, Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wacht-  und 
Aufsichtshäuser  sammt  allen  Einrichtungsstücken,  stehenden  Maschinen 
und  überhaupt  allen  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Eisenbahn-  und 
Strassenwagen,  bewegliche  Maschinen,  ^Werkzeuge,  Vorräthe  von  Mate- 
rialien aller  Art  betrifft,  so  haben  dieselben,  insoweit  sie  zu  Bahn- 
zwecken erforderlich  und  geeignet  sind,  von  der  Gesellschaft  an  den 
Staat  um  den  übereingekommenen  oder  auf  Verlangen  eines  Theiles 
durch  Sachverständige  auf  gerichtsordnungsmassige  Weise  zu  ermitteln- 
den Schätzungswerth  überzugehen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  bei  der  Einlösung  der 
Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigentbum  der  besonderen  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Gieesereien,  Fabriken  von  Maschinen  und  anderen  Ge- 
räthen,  Speichern,  Docks  u.  s.  w.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  erhält  durch  gegenwärtige  Concession  insoferne 
das  ausschliessliche  Recht  für  die  im  §  1  angeführten,  sowie  die  bereits 
im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  derselben,  als  es  während  der  Con- 
cessionsdauer  Niemandem  gestattet  ist,  eine  andere  Eisenbahn  für  die 
Benützung  des  Publicums  zu  errichten,  welche  dieselben  Endpunkte 
ohne  Berührung  neuer  von  der  Staatsverwaltung  als  strategisch,  politisch 
oder  commerciell  wichtig  erkannten  Zwischenpunkte  in  Verbindung 
bringen  würde. 

Im  Falle  einer  nach  dieser  Bestimmung  zulässigen  Errichtung  einer 
Eisenbahn  wird  der  davon  zu  verständigenden  Gesellschaft  gestattet,  um 
die  Concession  derselben  nachzusuchen. 

§  8. 

Wir  verleihen  der  Gesellschaft  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften. 

§  9. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise,  welche  die  Gesell- 
schaft einheben  darf,  wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 
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Maximaltarif  per  österreichische  Meile: 
Für  Reisende,  die  Person: 
I.  Classe  36  kr.  österr.  Währung, 

III.      „  18 


Bei  Schnellzügen,  welche  auch  nur  Wagen  I.  und  II.  Classe  führen 
können,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter  der 
Bedingung  jedoch,  dass  deren  Schnelligkeit  nicht  geringer  sein  darf, 
als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der 
übrigen  Österreichischen  Eisenbahnen. 

Für  Waaren,.  die  mit  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  befördert 
werden: 

Der  Zollcentner: 
I.  Classe  1.66  kr.  österr.  Währung, 

Ausnahmsweise  werden  folgende  Tarifsätze  für  das  neue  Eisen 
babnnetz  für  Kohlentransporte  des  Rossitzer   Beckens  per  Centner  und 
Meile  festgestellt: 

Für  eine  Entfernung  unter         10  Meilen  1.25  kr., 
»       „  „  von      10-20      „      1.—  „ 

n       „  B  über  20      „      0.75  „ 

mit  der  Bestimmung,  da6s  für  einen  längeren  Transport  kein  niedrigerer 
Satz  als  für  eine  kürzere  Tranf>portläuge  berechnet  werden  darf. 

Der  Tarif  für  den  Kohlentransport  nach  Znaim  wird  mit  10  kr., 
und  jener  für  Wien  mit  15  kr.  per  Zollcentner  für  die  ganze  Trans- 
portlänge berechnet. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung der  Nebengebühren,  der  Clässification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Transport- Bestimmungen  haben  die  auf  den  anderen  Bahn- 
linien der  Gesellschaft  geltenden  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

Vgl.  Artikel  8  der  Ooncessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855  (Doc.  2). 

Die  oben  festgesetzten  Preise  bilden  eine  Grenze,  welche  die  Gesell- 
schaft keinesfalls  überschreiten  darf,  ohne  hierzu  durch  eine  ausdrückliche 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  ermächtigt  zu  sein. 

Wir  ertheilen  der  Gesellschaft  die  Bewilligung,  die  festgesetzten 
Tarife  in  Gold  oder  Silber,  jedoch  stets  nach  dem  jedesmaligen  Werthe 
desselben,  in  der  Landeswährung  einzuhebeu. 

Vgl.  §  10  des  Uebereinkommcns  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 
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§  10. 

Der  Gesellschaft  steht  es  frei,  die  im  vorigen  Paragraph  fest- 
gesetzten Fahr-  und  Frachtpreise,  sowie  die  Nebengebühren  herabzusetzen, 
und  zwar  im  Ganzen  oder  für  einzelne  Gegenstände,  für  die  ganze  Aus- 
dehnung oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn,  derart  z.  BM  dass 
die  Preise  für  die  Längeneinheit  bei  grösseren  Entfernungen  abnehmen, 
und  dass  sie  mit  der  Natur  der  Waaren  und  den  Erleichterungen,  welche 
deren  Verfrachtung  aus  den  Betriebsverhältnissen  erwachsen,  in  Einklang 
gebracht  werden  können. 

Die  herabgesetzten  Tarife  können  innerhalb  der  Grenzen  des  Maxi- 
mums wieder  erhöht  werden,  jedoch  nur  nach  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  die  Gesellschaft  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer 
unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder 
andere  Begünstigungen  gewährt,  so  soll  t-ie  gehalten  sein,  dieselben 
allen  Versendern  und  Frachtunternehmern  zuzugestehen,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  derart,  dass  in  keinem  Falle  eine 
persönliche  Bevorzugung  stattfindet. 

§  11. 

Die  Militärtransporte  müssen  von  der  Gesellschaft  nach  herab- 
gesetzten Tarifpreisen  besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser 
Beziehung  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  mehreren  Eisenbahn- 
gesellschaften  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der 
Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

§  12. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage'  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  infolge 
dieser  Concession  oder  aus  Gefallsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen, 
und  sich  mit  dem  Auftrage  ihrer  competenten  Behörde  ausweisen,  er- 
halten von  der  Gesellschaft  die  nöthigen  Documente,  um  sammt  ihrem 
Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  zu  werden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  im  Inlande  die  Frachtpreise  für  Nahrunge- 
gegenstände  zeitweilig  auf  die  Hälfte  des  nach  §  9  genehmigten  Tarifes 
herabzusetzen. 

§  14. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Post  und  die  Postbediensteten  nach  Vor- 
schrift des  §  68  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
unentgeltlich  zu  befördern,   wobei   die  Postverwaltung  für  Einen  von 
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jeder  Endstation  täglich  abgebenden  Zug  die  Abfahrtsstunden  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

Mit  den  Schnellzügen  sollen  nur  Brief-  und  Zeitungspackete  ohne 
Beistollung  eigener  Wagen,  sondern  in  den  Dienstwagen  des  Zuges  zur 
Beförderung  gelangen,  und  es  soll  aus  diesem  Grunde  eine  Einfluss- 
nahme  der  Postverwaltung  auf  die  Festsetzung  der  Fahrordnung 
der  Schnellzüge  nicht  stattfinden. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei  vier- 
räderige  Wagen  erfordert,  erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiter  beizustel- 
lenden Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  aostatt  der  achträderigen  oder  vier- 
rädorigen  gewöhnlichen  Wagen  die  hierzu  erforderlichen  acht-  oder 
vierräderigen  nach  den  Anforderungen  der  Post  Verwaltung  eingerich- 
teten Postambulanzwagen  von  der  Gesellschaft  ohne  Entgelt  herzu- 
stellen und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Ab- 
gabsstationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der  Eisen- 
bahn unentgeltlich  zu  überlassen  und  hiusichtlich  der  Befriedigung  etwa 
eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zn  treffen  sein. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bedien- 
steten der  Bahnanstalt  portofrei  befördert  werden. 

§  15. 

Die  auf  Grund  des  §  10,  lit.  h)  des  Concessionsgesetzea  längs 
der  concessionirten  Bahn  von  der  Staatsverwaltung  zu  errichtenden 
Telegraphenleitungen  hat  die  Gesellschaft  durch  ihr  Bahnpersonale 
unentgeltlich  überwachen  zu  lassen,  wogegen  ihr  das  Hecht  eingeräumt 
wird,  die  Drähte  für  ihren  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der 
Staatstelegraphenleitungen  zu  befestigen. 

Die  Anwendung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  beson- 
dere Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueber- 
einkunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahndienst  be- 
treffenden Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  demnach  unter  Ein- 
fluss  und  der  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 
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§  16. 

Die  Gesellschaft  bat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conees- 
sionirten  Bahn  genau  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  im  Uebrigen  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  sowie  nach  den  allgemeinen  bestehenden  oder  künftig 
zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  17. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbringung 
sämmtlicher  zum  Bau  des  neuen  Eisenbahnnetzes  erforderlichen  Geld- 
mittel Obligationen  zum  Nominalwerthe  von  500  Francs  (200  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber)  auszugeben,  welche  je  15  Francs  jährlich  Interessen 
tragen  und  während  der  Concessionsdauer  vom  1.  Jänner  1871  an 
durch  eine  jährliche  Amortisirung  eingelöst  werden. 

Die  Staatsverwaltung  garantirt  der  Gesellschaft  jenen  Jahresbetrag, 
welcher  zur  Verzinsung  und  Amortisirung  der  zur  Aufbringung  des 
Babnanlagecapitals  (§  19)    emittirten  Obligationen  nothwendig  ist. 

Die  zu  leistende  Garantie  wird  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Be- 
triebes auf  allen  im  §  1  angeführten  Bahnstrecken  für  die  bis  zu 
diesem  Tage  ausgegebenen  Summen  in  Wirksamkeit  treten  und  am 
1.  Jänner  eines  jeden  folgenden  Jahres  bis  zum  gänzlichen  Ausbau 
der  Bahn  nach  den  Bestimmungen  des  §  19  für  jene  Summen,  welche 
im  vorhergehenden  Betriebsjabre  noch  auf  den  Bauconto  geschrieben 
wurden. 

Falls  die  Reineinnahme  des  concessionirten  neuen  Eisenbahnnetzes 
geringer  als  die  berechnete  Annuität  wäre,  wird  die  Staatsverwaltung 
die  Differenz  an  die  Gesellschaft  nach  dem  Abschlüsse  der  Jabrearech- 
nungen  spätestens  am  1.  Juni  des  dem  Betriebsjabre  folgenden  Jahres 
ausbezahlen. 

In  §  4  des  Protokollarübereinkommens  vom  28.  Jänner  1879  wurde  be- 
stimmt, dass  dieser  Termin  zur  Zahlung  der  Garantiezuschüsse  (1.  Juni)  nur 
insoferne  einzuhalten  ist,  als  die  Bau-  nnd  Betriebsrechnung  des  abgelaufenen 
Jahres  längstens  am  15.  April  eingereicht  wird.  Falls  die  Einreiebung  später 
erfolgt,  verschiebt  sich  auch  der  Zahlungstermin  um  ebensoviel. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jähr- 
lich verzinslicher  Vorschuss  zu  betrachten. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis  zur  gänz- 
lichen Tilgung  abzuführen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der 
Vorschüsse  voranzugehen. 
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Forderangen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  und  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  von  jenen  Summen  in  Ab- 
rechnung zu  bringen,  welche  der  Staat  aus  was  immer  für  einem  Titel 
(§  6)  der  Gesellschaft  zu  bezahlen  hat. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  1.  Juli  1876  (Doc.  11). 

§  18. 

Das  neue  Eisenbahnnetz  und  sein  Zugehör  sind  während  der 
Bauzeit  und  während  zehn  Jahren,  von  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  sämrotlichen  Linien  des  neuen  concessionirten  Netzes  au  gerechnet, 
von  der  Einkommensteuer  befreit. 

§  19. 

Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  des  ganzen  Eisenbahn- 
uetzes, nach  gänzlichem  Ausbaue  der  concessionirten  Linien  nach  den 
von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Plänen,  und  namentlich  nach 
bewerkstelligter  definitiver  Ueberbrückung  der  Donau  und  der  Vollendung 
des  Centraibahnhofes  in  Wien  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

1.  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung; 

2.  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn 
mit  Inbegriff  der  Erweiterung  des  Wiener  Bahnhofes,  sowie  sonstige 
Auslagen,  welche  aus  AnlaBs  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  der 
concessionirten  Bahn  nothwendigerweise  bestritten  werden  müssen. 

Hierzu  gehören  insbesondere  auch  die  Kosten  für  die  Beschaffung 
der  Fahrbetrieb8raittel,  bestehend  aus: 

G0  Locomotiveu, 

87  Personenwagen, 
320  gedeckten  Lastwagen, 
175  offenen  Lastwagen, 
520  Kohlenwagen ; 

ferner  die  Kosten  der  für  die  Erweiterung  des  Wiener  Bahnhofes  bereits 
eingelösten  Grundstücke,  sowie  die  im  Auslande  für  dieCotirung  sämmtlicher 
zu  emittirenden  und  bereits  emittirten  Obligationen  der  Gesellschaft  an 
der  Pariser  Börse  zu  zahlende  Steuer  während  der  Bauperiode. 

3.  Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  im  §  1  angeführten 
Bahnen: 

Die  Kosten  der  Verzinsung  und  eventuellen  Amortisirung  des  ver- 
ausgabten Capitals  und  der  allfällig  mehr  emittirten  Obligationen, 
insoweit  sie  nicht  durch  die  erzielten  Reinerträgnisse  von  den  etwa  früher 
dem  Betriebe  übergebenen  Einzelstrecken  und  von  den  eingezahlten 
und  angelegten  Geldern  gedeckt  sind. 
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Nach  Eröffnung  des  Betriebes  der  benannten  Bahnen: 
Die  Kosten  der  Verzinsung  and  Amortisirung  der  zum  vollständigen 
Aasbaue  der  Bahn  emittirten,  bei  der  Berechnung  der  von  der  Staats- 
verwaltung gewährleisteten  Summe  noch  nicht  in  Kechnung  genommenen 
Obligationen,  nach  Abzug  der  etwa  erzielten  Reinerträgnisse  von  den 
eingezahlten  und  angelegten  Geldern. 

4.  Die  allgemeinen  Ausgaben  für  Ueberwachung,  Buchhaltung  und 
Verwaltung  im  Pauschalbetrage  von  3  25  Procent  der  sub  1  und  2  oben 
angeführten  Ausgaben. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  1.  Juli  1876  (Doc.  11). 

§  20. 

Die  Betriebsrechnung  der  neuen  Linie  wird  abgesondert  geführt 
werden. 

In  den  Einnahmen  werden  die  eingehobenen  Tarife  für  jene  Güter, 
welche  von  Stationen  des  alten  Bahnnetzes  auf  Stationen  der  neuen 
Bahn  oder  über  die  neue  Bahnlinie  oder  umgekehrt  befördert  werden, 
in  jenem  Verhältnisse  verrechnet,  in  welchem  der  durchlaufene  Weg  der 
Güter  auf  den  neuen  Bahnstrecken  zum  durchlaufenen  Wege  auf  den 
alten  Bahnstrecken  steht. 

Die  ausschliesslich  für  das  neue  Bahnnetz  gemachten  Auslagen  werden 
direct  der  Betriebsrechnung  zur  Last  gerechnet  werden. 

Die  Grundsteuer  und  andere  derartige  Steuern,  dann  die  Ein- 
kommensteuer, die  Stempel auslagen  der  für  die  neuen  Bahnen  emittirten 
Obligationen,  sowie  die  in  Frankreich  zu  zahlenden  Steuern  für  Cotirung 
dieser  Obligationen  an  der  Pariser  Börse  werden  auf  die  Betriebsrechnung 
gestellt  werden.  Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Gesellschaft  eine 
Einkommensteuer  nicht  zu  entrichten. 

Die  gemeinsamen  Ausgaben  beider  Eisenbahnnetze  werden  wie 
folgt  vertheilt  werden: 

a)  Die  Directions-  und  Verwaltungsauslagen  im  Verhältnisse  der  auf 
beiden  Netzen  erzielten  Bruttoeinnahmen, 

b)  die  Dotirung  der  Pensions-,  Provisions-  und  Unterstützungscassen 
im  Verhältnisse  der  auf  beiden  Eisenbahnnetzen  ausgezahlten  Ge- 
halte und  Löhne, 

e)  die  Reparaturs-  und  Erhaltungtauslagen  für  Fahrbetriebsmittel  im 
Verhältnisse  der  auf  beiden  Bahnnetzen  zurückgelegten  Anzahl 
von  Zugsmeilen, 

d)  die  Ausgaben  des  Wiener  Bahnhofes  im  Verhältnisse  der  auf  der 
Raaber  Linie  und  auf  dem  neuen  Eisenbahnnetze  erzielten  Brutto- 
einnahmen. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  1.  Juli  1876  (Doc.  11). 

§  21. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden  österr.  Währung. 
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Iudem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zn  bandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Ersten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Achthundert  sechzig  und  sechs,  Unserer  Reiche  im  Achtzehnten. 

Franz  Josef  m.  p. 

Richard  Graf  Belcredi  m.  p.       Bernhard  Freiherr  v.  Wüllerstorf  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner  k.  k.  Apo- 
stolischen Majestät: 
Johann  Pfeiffer  m.  p. 
k.  k.  Seetionsrath. 


11.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  1.  Juli  1876 

(C.  Bl.  >'r.  78  ex  1*77). 

Gegenwärtig: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung:  Seine  Excellenz  der 
k.  k.  Finanzminister  Sisinio  Freiherr  v.  Pretis-Cagoodo.  Seine 
Excellenz  der  k.  k.  Handelsminister  Johann  Ritter  v.  Chlumecky.  Der 
Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  Sectionschef 
Wilhelm  v.  Nördling. 

Von  Seite  der  k.  k.  privilegirten  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft und  der  k.  k.  a.  privilegirten  BrünnRossitzer  Eisenbahn: 
Der  Präsident  des  Verwaltungsrathes  der  Staatseisenbahngeaellschaft 
Moriz  Freiherr  Wodianer  v.  Kapriora.  Der  Verwaltungsrath  der  Staats- 
eisenbahngesellschaft Carl  Freiherr  v.  Härdtl.  Der  Generaldirector  der 
Staatseisenbahngesellscbaft  und  Präsident  des  Verwaltungsrathes  der 
Brttnn-Rossitzer-Eisenbahn  Leopold  Bresson.  Der  Generaldirectorstell- 
vertreter  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  Vice- 
Präsident  des  Verwaltungsrathes  der  Brünn  Rossitzer  Eisenbahn  k.  k. 
Hofrath  Wilhelm  Freiherr  v.  Engerth. 

Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  Durchführung  der  auf  das  Ergänzungsuetz  der 
k.  k,  privilegirten  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  auf 
die  Brünn  Rossitzer  Eisenbahn  bezüglichen  Garantiebestimmungen. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  das  Ganrantieverhältniss 
Bezug  habender  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  vom  1.  December 
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1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  6  vom  Jahre  1867,  für  das  Ergänzungsnetz  der 
k.  k.  privilegiiten  östej reichischen  Staatseisenbahngesellschaft  Meinungs- 
verschiedenheiten und  Schwierigkeiten  sich  ergaben,  und  es  sich  bei 
Austragung  dieser  Differenzen  als  wünschenswerth  herausstellte,  auch 
eine  Vereinfachung  in  der  Anwendung  der  im  Uebereinkommen  vom 
1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  8  vom  Jahre  1867,  enthaltenen  Be- 
stimmungen über  das  Garantieverhältniss  der  Brünn-Rossitzer- Eisenbahn 
herbeizuführen,  wurden  nachstehende  Vereinbarungen  getroffen. 

Artikel  I. 
Bauanslagen. 

In  die  Baukosten  des  Ergänzungsnetzes  (§19  Punkt  2  der  Con- 
cessionsnrkunde)  sind  aufzunehmen: 

a)  Die  Kosten  der  Wiener  Schlachthausbahn,  des  Donan-Uferbahn- 
hofes  und  seiner  Verbindung  mit  der  Hauptbahn  am  rechten 
Landpfeiler  der  Stadlauer-Donaubrücke,  sowie  endlich  der  Ver- 
bindungsbahn in  SUssenbrunn; 

b)  die  Kosten  des  Wiener-Bahnhofes  mit  Ausschluss  der  Simmeringer 
Central-Werkstätte  und  nach  Abzug  eines  von  der  Wien-Raaber- 
Bahn  zu  übernehmenden  Pauschalbetrages  von  Achthunderttausend 
(800.000)  Gulden; 

c)  ein  für  die  bis  1.  Jänner  1876  verrechneten  Ausgaben  auf 
26  3 16  Procent  bemessener,  für  die  weiteren  Ausgaben  jedoch 
auf  15  Procent  festgesetzter  Antheil  an  den  Kosten  der  Simme- 
ringer Centraiwerkstätte; 

d)  vom  1.  Jänner  1871  an  ein  auf  Fünfhnndertfünfzigtausend 
(550.000)  Gulden  österr.  Währ,  bezifferter  Pauschalbetrag  für 
Betriebamaterialvorräthe  aller  Art. 

Artikel  2. 

Weitere  Bauherstellungen. 

Um  der  im  ersten  Absatz  des  §.  19  der  Concessionsurkunde  des 
Ergänzungsnetzes  enthaltenen  Bestimmung,  betreffend  die  Schliessung 
des  Bauconto,  nach  Möglichkeit  nachzukommen,  wird  festgestellt,  dass 
die  Gesammtanlagekosten  des  Ergänzungsnetzes  in  keinem  Falle  höher  sein 
dürfen  als  der  aus  den  emittirten  425.000  Stück  dreipercentiger  Obli- 
gationen im  Nominalbetrage  von  212,500.000  Francs  erzielte  Erlös 
von  52,333,013  fl.  österr.  Währ. 

Ohne  eine  specielle,  neu  einzuholende  Ermächtigung  dürfen  von 
nun  an  keinerlei  Bauausführungen  zu  Lasten  des  Baueontos  des  Er- 
gänzungsnetzes  bewerkstelligt  werden. 

Alle  früheren  diesbezüglichen  Genehmigungen  sind  als  erloschen 
betrachtet. 
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Gegen  Einstellung  von  Bauauslagen,  welche  sich  auf  bereits  aus- 
geführte Arbeiten  und  Anschaffungen  beziehen,  bildet  jedoch  die  vor- 
stehende Bestimmung  kein  Hinderniss. 

Artikel  3. 

Agio. 

Das  laut  §  17  der  Concessionsurkunda  des  Ergänzungsnetzes 
behufs  Festsetzung  jenes  Jahreäbetrages,  welcher  zur  Verzinsung  und 
Amortisirung  der  emittirteu  Obligationen  nothwendig  ist,  zu  bestim- 
mende Agio  der  Francs  ist  auf  Grund  de*  Durchschnittscnrses  des 
bezüglichen  Jahres  der  Devise  Pari«,  90  Tage,  nach  dem  amtlichen 
Wiener  Börsencourszettel  zu  ermitteln. 

Artikel  4  bis  10 

sind  durch  §  3  dos  ITebereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e) 
und  die  in  Ausführung  desselben  getroffenen  Protokollarvereinbarungen  vom 
11.  Jänner  1883  (C.  Bl.  Nr.  46)  und  vom  31.  December  188S  seit  1.  Jänner  1883 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Im  Sinne  dieser  Protokollarvoreinbarungen  sind  die  Betriebsergebnisse  des 
Ergänzungsnetzes  und  der  Brünn- Rossitzer  Bahn  auf  Grund  der  nach- 
stehenden Bestimmungen  getrennt  nachzuweisen: 

1.  Die  im  Localverkehre  der  Gegenstandsbahn  oder  im  Verkehre  der- 
selben mit  fremden  Bahnen,  (worunter  auch  das  ungarische  Netz  der  Gesellschaft 
zu  verstehen  ist),  auf  Grund  der  festgestellten  Tarife  oder  infolge  von  Cartellen 
thatsächlich  eingehobenen  Transporteinnahmen  saramt  allen  Nebengebühren 
sind  der  ersteren  nach  Abzug  der  an  die  im  Cartell  verbundenen  Bahnen  zu 
zahlenden  Antheile  gntzubringen. 

2.  Bei  Verkehren,  welche  auch  andere  Strecken  des  österreichischen 
Netzes  der  Gesellschaft  betreffen,  sind  die  für  dieses  Netz  im  Ganzen  einge- 
hobenen Transportoinnahraen  mit  Ausschluss  der  Manipulationsgebühr  und  der 
sonstigen  Nobengebühreti  in  Bezug  auf  jede  einzelne  Sendung  zwisohen  der 
Gegenstandsbahn  und  den  übrigen,  an  dem  betreffenden  Transporte  betheiligten 
Strecken  des  österreichischen  Netzes  im  Verhältnisse  der  beiderseits  durch- 
laufenen Wege  zu  theilen. 

Wenn  hinsichtlich  derartiger  Verkehre  Cartello  abgeschlossen  werden, 
welche  zu  eiuem  Geldausgleiche  führen,  so  ist  derselbe  zwischen  der  Gegen- 
standsbahu  und  den  übrigen  an  dem  betreffenden  Cartello  betheiligten  Strecken 
des  österreichischen  Netzes  im  Verhältnisse  der  beiderseitigen  Streckenlängen  zu 
vertheilen. 

Die  kilometrische  Theilung  ist  auch  auf  die  bestehenden  Secundärbahnen 
auszudehnen,  mit  Ausnahrae  der  Loealbahnen  Brilim-Tischnowitz  und  Enzersdorf- 

Poysdorf. 

3.  Bei  Relationen,  in  welchen  in  der  Regel  für  den  Transport  die  normalen 
Sätze  dos  Localtarifes  zur  Einhebung  gelangen,  wird  joder  Strccko  jene  Mani- 
pulationsgirbithr  zngeschiedeii,  welche  in  dum  betreffenden  Tarife  enthalten  ist. 
Diese  Relationen  oder  eventuello  Abiinderungen  in  denselben  sind  der  k.  k.  General- 

inspeetion  der  »sterrciehiselien  Eisenbahnen  bekannt  zu  geben. 
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In  allen  übrigen  Fällen  wird  für  die  factische  Auf-  und  Abgabe  auf  einer 
gesellschaftlichen  Linie  dieser  Linie  vorweg  ein  Theil  der  in  dem  Tarife  ent- 
haltenen Manipulationsgebühr  zugeschieden,  welcher  die  Hälfte  der  normalen 
Manipulationsgebühr  betrügt. 

Umkartirungen  sind  hiebei  der  factischen  Auf-  oder  Abgabe  gleichzuhalten. 

Der  in  dem  Tarife  noch  enthaltene  Rest  der  Manipulationsgebühr,  be- 
ziehungsweise bei  Transitgütern  die  ganze  Manipulationsgebühr,  wird  mit  dem 
Tarife  auf  die  einzelnen  an  dem  Transporte  betheiligten  Linien  nach  Maassgabe 
der  durchlaufenen  Kilometer  repartirt,  so  dass  eine  Ausscheidung  derselben  ganz 
unterbleiben  kann. 

4  Die  im  Transportgeschäfte  ausser  der  Manipulationsgebühr  erwachsenden 
Nebengebühren  wie  Lagerzinse,  Waag-,  Recepiss-,  Auf-  und  Abladegebühr  u.  dgl. 
sind  jener  Strecke  zuzurechnen,  auf  welcher  die  entsprechende  Leistung  stattfand. 

Rücksichtlich  der  Verrechnung  der  Porto-Rückvergütungen  ist  der  bis- 
herige Vorgang,  wonach  sämmtliche  Rückvergütungen  auf  alle  gesellschaftlichen 
Linien  in  Verhältnisse  der  erzielten  Bruttoeinnahmen  repartirt  werden,  beizu- 
behalten. 

5.  Die  „verschiedenen  Einnahmen"  (Capitel  II  des  allgemeinen  Con- 
tirungsschema)  sind  im  Allgemeinen  localisirt  zu  verrechnen.  Die  ganze  das 
österreichische  Netz  betreffende  reelle  Locomotiv-  und  Wagenraiethe,  sei  sie  activ 
oder  passiv,  ist  zwischen  der  Oegendstandsbahn  und  den  anderen  Theilen  des 
österreichischen  Netzes  im  Verhältnisse  der  bezüglichen  Transportoinnahmen  zu 
vertheilen. 

6.  Zum  Zwecke  der  Vorbuchung  der  sub  1  bis  5  behandelten  Betriebs- 
einnahmen werden  die  n»thigen  Conti  für  das  Ergänzungsnetz,  für  die  Brünn- 
Rossitzer  Bahn  und  für  die  anderen  Streoken  des  österreichischen  Netzes  je  für 
sich  geführt  werden,  wobei  für  eine  ordnungsmässige  Nachwoisung  und  Verrech- 
nung des  Agios  auf  die  in  Silber  und  Gold  eingehenden  Betriebseinnahmen  Sorge 
zu  tragen  ist. 

Die  Betriebsausgaben  werden  sowohl  beim  Ergänzungsnetze  als 
bei  der  Brünn-Rossitzer  Bahn  aus  den  in  der  obigen  Weise  gebildeten  gesammten 
in  österreichischer  Währung  ausgedrückten  Betriebseinnahmen  jedes  Jahres  nach 
bestimmten  Formeln  rechnungsmässig  ermittelt. 

Die  betreffenden  Formeln  werden  periodisch  mit  der  Staatsverwaltung 
vereinbart,  und  sind  im  Protokollarübereinkommen  vom  31.  December  1888 
für  die  Zeit  bis  Ende  1892  festgestellt  worden. 

Sollten  im  Falle  eines  Krieges  durch  die  bewaffnete  Macht  Zerstörungen 
an  der  Bahn  oder  deren  Einrichtung  vorgenommen  werden,  so  sind  die  nach- 
zuweisenden effectiven  Kosten  der  Wiederherstellung  in  den  früheren  Stand, 
soweit  sie  nicht  durch  die  Kriegsentschädigung  gedeckt  würden,  von  dem  nach 
Obigem  berechneten  Reinertrage  in  Abzug  zu  bringen. 

Artikel  11. 

Fusionirung. 

Die  k.  k.  Regierung  uud  die   beiden   betbeiligten  Gesellschaften 
verpflichten  sich  gegenseitig,  eine  Fusion  der  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn 
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mit  dem  Ergänzungsnetze  der  österreichischen  Staatsbahn  auf  jede  Weise 
zu  fördern. 

Sollte  dieselbe  ohne  Zuthun  der  einen  oder  anderen  der  beiden 
Gesellschaften  bis  Ende  1877  die  legislative  Genehmigung  nicht  erlangt 
haben,  so  behalten  sieb  die  beiden  Gesellschaften  ausdrücklich  vor,  die 
oben,  in  den  Artikeln  6  und  7  zugestandenen  Pauschalbeträge  einer 
Revision  zu  unterziehen. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  Absatz  I  der  Concessionsurkunde  der  Brünn - 
Rossitzer  Bahn  (Doc.  12). 

Artikel  12. 
Wirksamkeit. 

Die  vorstehenden  Abmachungen  haben,  insoweit  das  Gegentheil 
nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  nicht  nur  für  die  Zukunft,  sondern 
principiell  auch  für  die  Vergangenheit  zu  gelten;  letzteres  jedoch  nur 
insoweit  ihre  Durchführung  nach  den  vorhandenen  Aufschreibungen 
thuulich  ist. 

Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  die  von  den  Vertretern  der  k.  k. 
priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  erhobenen  Ansprüche 
auf  Verzugszinsen  für  geforderte  Garantievorschüsse  keinen  Gegenstand 
dieses  Uebereinkommens  bilden,  nachdem  die  Vertreter  der  k.  k.  Re- 
gierung sich  nach  eingehender  Prüfung  der  erhobenen  Ansprüche  ihre 
Entscheidung  vorbehalten. 

Hiermit  wurde  das  vorstehende,  in  einem  ungestempelten  Pare 
ausgefertigte  Protokoll  geschlossen  und  unterfertigt. 

Eine  amtlich  vidimirte  Abschrift  dieses  Protokolls  wurde  der 
k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  ausgefolgt. 

Für  die  k.  k  Kegieruug:  Für  die  k.  k  priv.  tisterr.  Staats  - 

Pretis  m.  p.  Ghlumecky  m.  p.  eisenbahngesellschaft: 

Nördling  m.  p.  Wodianer  ni.  p.  Härdtl  m.  p. 

Für  die  k.  k.  a.  priv.  Brünn-Rossitzcr 
Eisenbahn: 
Engerth  ni.  p. 

c)  BrUnn-Rossitzer  Eisenbahn. 

12.  Concessionsurkunde  vom  15.  Jänner  1854, 

H.  M.  Vdg.  Bl.  6. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schließung vom  15.  Jänner  1854  den  Kohlenwerksbesitzern  Ernst 
Johann  Ritter  v.  Herring,  Johann  Müller  und  Anton  Rahn  die  Be- 
willigung zum  Baue  einer  Eisenbahn  von  Brünn  zu  den  Kohlengruben 
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and  Rossitz,  Zbeschau,  Oslawan  und  Neudorf  all  ergnädigst  zu  ertheilen 
von  darüber  die  nachstehende  Conceasionsurkunde  zu  erlassen  geruht: 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Kohlenwerksbesitzer  Ernst  Johann  Kitter  v.  Herring, 
Johann  Müller  und  Anton  Rahn  im  Jahre  1852  um  die  Bewilligung 
gebeten  haben,  im  Vereine  mit  mehreren  Industriellen  Brünns  eine 
Eisenbahn  von  Brünn  zu  den  Kohlengruben  von  Rossitz,  Zbeschau, 
Ohlawan  und  Neudorf  zu  bauen,  und  Wir  bereits  mit  Unserer  Aller- 
höchsten EntschliessuDg  vom  24.  Juni  1852  die  vorläufige  provisorische 
Bewilligung  zur  Einleitung  der  nöthigen  Vorbereitungen  gegeben  haben, 
so  finden  Wir  Uns  in  Anbetracht  der  Gemeinnützigkeit  dieser  Unter- 
nehmung, über  Antrag  Unseres  Handelsministers  bewogen,  der  von  den 
genannten  Concessionswerbern  gegründeten,  und  mit  Unserer  Aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  22.  April  1853  genehmigten  Actiengesell- 
schaft  das  angesuchte  Privilegium  mit  nachstehenden  Rechten  und  Ver- 
bindlichkeiten zu  ertheilen. 

I. 

Die  Brünn  -  Roesitzer  Eisenbahnunternehmung  erhält  das  aus- 
schliessende  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  Brünn-Rossitzer  Eisen- 
baliu  und  der  zur  Verbindung  der  Oslawaner,  Zbescbauer  und  Neudorfer 
Kohlenwerke  nöthigen  Zweigbahnen,  entere  als  Locomotiv-,  letztere 
als  Pferdebahnen,  mit  dem  abschliessenden  Rechte,  auf  diesen  Bahnen 
den  Transport  von  Personen,  Kohlen  und  anderen  Gegenständen  zu 
bewerkstelligen. 

Die  Eisenbahn  Brünn — Rossitz — Segen  Gottes  wurde  am  2.  Jänner  1866 
für  den  Kohlentransport  eröffnet  und  am  1.  Juli  1856  dem  Gesammtverkehre 
tibergeben. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  20.  December  1861*)  wurde 
gestattet,  dass  statt  der  Pferdebahnen  zu  den  Oslawaner,  Zbeschauer  und  Neu- 
dorfer Kohlenwerken  eine  Locomotiveisenbabn  von  der  Segen  Gottes-Grube  zum 
Oslawaner  Simsouschachte  erbaut  werde.  Die  Eröffnung  dieser  Bahn  sammt 
Abzweigungen  fand  statt  in  den  Strecken:  Segen  Gottes— Zbeschau  am  10.  August 
1862  und  Zbeschau- Oslawan  am  5.  Jänner  1873. 

Auf  Grnnd  des  Kaufvertrages  vom  11.  März  1879  ging  die  Brünn-Rossitzer 
Bahn  an  die  Staatsoisenbahngesellschaft  über.  Die  Concessionsübertragung  an 
letztere  erfolgte  mit  Allerhöchster  Entschliesaung  vom  14.  December  1879.  (Siehe 
Kundmachung  Doc.  1  '>). 

II. 

Dieser  Unternehmung  wird  das  Recht  der  Expropriation  nach  den 
Bestimmungen  des  durch  die  Allerhöchsten  Entschließungen  vom  29.  De- 
cember 1837  und  18.  Juni  1838  festgesetzten  Concessionssystems  für 
Eisenbahnbauten  §  8  lit  6  verliehen. 

*)  8iehe  Eisenb.-Ges.-Samml.  II,  1,  Seite  151. 
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III. 

Die  genannte  Unternehmung  verpflichtet  sich  dagegen,  den  Bahn- 
bau innerhalb  eines  halben  Jahres  zu  beginnen,  und  binnen  weiterer 
drei  Jahre  zu  vollenden  uod  die  Bahn  in  Betrieb  zu  setzen. 

IV. 

Dieselbe  verpflichtet  sich  ferner  zur  Herstellung  von  Pferdebahnen 
zur  Verbindung  der  entlegenen  Kohlengruben  mit  der  Locomotivbahn,  wo- 
rüber die  Projecte  der  behördlichen  Prüfung  und  Genehmigung  zu 
unterziehen  sein  werden,  sowie  zur  Herstellung  der  erforderlichen 
Seitenstrassen. 

V. 

Die  Unternehmung  macht  sich  verbindlich,  jene  Baulichkeiten 
herzustellen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  den  Verzehrungssteuerrayon 
durchschneidende  Bahnlinie  und  inabesondere  durch  die  Anlage  des 
Bahnhofes  innerhalb  der  Verzehrungssteuerlinie  der  Stadt  Brünn,  im 
Interesse  der  k.  k.  Gefälle  als  erforderlich  erkannt  werden. 

VI. 

Die  Unternehmung  verpflichtet  sich,  die  durch  die  Führung  der 
Bahntrace  bedingte  Correction  des  Schwarzawaflusses  und  des  Zwittawa- 
Mühlgrabens  zu  bewirken. 

VII. 

Die  Bauunternehmung  verpflichtet  sich,  alle  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  ihr  während  der  Baufübrung  zu  ertheilenden 
Weisungen  genau  zu  befolgen. 

VIII. 

Auch  nach  vollendetem  Baue  sind  alle  Vorsichtsmaßregeln,  welche 
von  den  Behörden  als  nothwendig  und  nützlich  erkannt  werden,  um  die 
allgemeine  Sicherheit  zu  wahren,  von  der  Unternehmung  in  Vollzug  zu 
setzen,  und  ist  dieselbe  an  die  Vorschriften  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
gebunden. 

IX. 

Der  Staatsverwaltung  wird  die  Einflussnahme  auf  die  Feststellung 
der  Frachtsätze  ausdrücklich  vorbehalten.  Insbesondere  ist  sie  berechtigt, 
eine  Ermässigung  der  Preise  zu  veranlassen,  wenn  der  reine  Gewinn 
10  Percent  übersteigt. 

Infolge  Allerhöchster  Erschliessung  vom  16.  Mai  1855*)  wurde  dieser 
Artikel  dahin  abgeändert,  dass  eine  Ermässigung  der  Frachtsätze  erst  dann  durch 
die  Staatsverwaltung  veranlasst  worden  könne,  wenn  der  reine  Gewinn  15  Per- 
cent der  etfectiv  geleisteten  Actioneinzahlungen  übersteigt. 

Vgl.  auch  8  5  dos  Uebereinkommens  vom  1.  December  1866  (Do<\  14) 
und  die  Kundmachung  vom  21.  December  1879  (Doc.  15). 

*)  Siehe  Eisenb.-Ges.-Samml.  II,  1,  Seite  148. 
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Die  Staatsverwaltung  hat  das  unbedingte  Recht,  dieses  Unter- 
nehmen aus  öffentlichen  Rücksichten  zu  überwachen. 

XT. 

Die  Dauer  dieses  Privilegiums  wird  auf  achtzig  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  angefangen,  festgesetzt;  übrigens  ist  der  Staatsverwaltung 
das  Recht  vorbehalten,  auch  vor  Ablauf  dieses  achtzigjährigen  Zeitraumes 
dieses  gegenwärtige  Privilegium  für  erloschen  zu  erklären,  wenn  un- 
geachtet vorausgegangener  Warnungen  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nicbtbefolgungen  der  in  dieser  Privilegiumsurkunde  auferlegten  Ver- 
bindlichkeiten vorkommen  sollten.  Nach  Ablauf  der  Dauer  oder  im 
Falle  des  sonstigen  Erlöschens  dieses  Privilegiums  geht  diese  Eisenbahn 
selbst  sammt  Grund  und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche  dazu  ge- 
hören, sogleich  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  in  das  volle  Eigenthum 
des  Staates  über,  und  die  Gesellschaft  als  Besitzer  ist  verpflichtet,  auf 
eigene  Kosten  dafür  zu  sorgen,  dass  bei  dem  Ablaufe  der  Privilegiume- 
dauer  die  Bahn  sammt  dem  eben  bezeichneten  Zubehör  in  vollkommen 
brauchbarem  Zustande,  überdies  auch  frei  von  allen  Lasten  sei. 

Alle  zu  dem  eigentlichen  Transporte  bestimmten  Gegenstände, 
Fahrnisse  und  Vorrichtungen  dagegen  bleiben  Eigenthum  der  Privi- 
legiumsinbabuug. 

Siehe  das  Uebereinkommen  vom  1.  December  1866  (Doc.  14). 

Indem  Wir  schliesslich  Jedermann  ernstlich  warnen,  diesem  Privi- 
legium zuwider  zu  handeln,  und  indem  Wir  der  privilegirten  Unter- 
nehmung das  Recht  einräumen,  wegen  erweislichen  Schadens  vor  Un- 
seren Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Be- 
hörden, die  es  betrifft,  den  gemessensten  Auftrag,  über  die  Handhabung 
dieses  Privilegiums  und  aller  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zur  Urkunde  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichs-Haupt-  und  Residenz- 
stadt Wien,  am  15.  Jänner  des  Jahres  Eintausend  achthundert  vier  und 
fünfzig,  Unserer  Reiche  im  sechsten  Jahre. 

Vom  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten. 

13.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  23.  October 

1858,  Z.  20170  2175, 

betreffend  die  Umrechnung  der  Tarifsätze  auf  österreichische  Währung  und 

Zollgewicht. 

Der  Eingang  dieses  Erlasses  ist  gleichlautend  mit  dem  in  gleicher  An- 
gelegenheit an  die  k.  k.  priv.   österreichische  Staatseiscnbahngesellschaft  ge- 
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richteten  Handelsministerialerlasse  vom  23.  October  1858,  Z.  20176,  (oben  Doo.  7). 
Die  Tarif  bestimmungen  sind  folgende: 

I.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Personen,  Gepäck,  Eilgütern, 

Equipagen,  Pferden  und  Hunden. 

a)  Personenfall  rpreise. 

I.  Wagenciasee  35 
II.  „  21 

III.  »  14 


Neukreuzer  per  Person  und  Meile. 


b)  Reisegepäck  und  Eilgüter. 

Dieser  Absatz  ist  gleichlautend  mit  1,  Absatz   c  des   oben  bezogenen 
Erlasses  (Doc.  7). 

c)  Entschädigungsbeträge. 
d)  Allgemeine  Versicherungsgebühr. 
e)  Besondere  Versicherungsgebühr. 

Die  Absätze  c,  d,  e  sind  gleichlautend  mit  den  Absätzen  I  </,  A,  i  des 
oben  bezogenen  Erlasses  (Doc.  7). 

II.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Frachten. 

a)  Frachtpreise. 


I.  Wa»rencl»88e  2-34  1  Neukreuzer  per  ZollCentner  und 
*  »  312  \  Meile. 


Kohlen  und  Coaksfracbt  nach  den 
einzelnen  Stationen 


3*12 
4'68 
7-81 
1250 
U'IO 


Neukreuzer  per  Zollcentaer 
und  Meile. 


Die  für  mehrere  begünstigte  Artikel  gegenwärtig  bestehenden  er- 
mäseigten  Gebührensätze  sind  streng  umzurechnen  und  die  in  öster- 
reichischer Währung  sich  hiebei  ergebenden  Decimahtellen  bis  auf  die 
ersten  beiden  nach  unten  zu  abzurunden. 

b)  Neben  gebühren. 

Von  hier  bis  Schhiss  gleichlautend  mit  Punkt  II  h)  bis  Schluss  des  oben 
bezogenen  Erlasses  (Doo.  7). 
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14.  Uebereiiikommenvom  1.  December  1800,  R.  G.  Bl.  Nr.  8 

ex  1867, 

welches  in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  1.  December 
186G  zwischen  dem  k.  k.  Finanz-  und  Handelsministerium  einerseits  und 
der  prir.  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn  Gesellschaft  andererseits  ans  Anlass 
der  Ergänzung  des  Bahnnetzes  der  k.  k.  prir.  österreichischen  Staats- 
elsenbahngesellschaft abgeschlossen  worden  ist. 

§  i. 

Nachdem  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotivbahn  von 
Wien  über  Laa  zum  Anschlüsse  an  die  priv.  Brünn-Kossitzer  Eisenbahn 
nächst  der  Butscheiner  Mühle  mit  einer  Flügelbahn  nach  Znaim  eventuell 
zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  nächst  Horn  ver- 
liehen worden  ist,  und  hierdurch  der  durch  das  Gesetz  vom  22.  August 
1865*)  beabsichtigte  Zweck  einer  Verbindung  der  Brünn-Rossitzer  Bahn 
mit  Znaim,  eventuell  mit  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  und  Wien 
sichergestellt  erscheint,  und  demnach  die  Ausführung  einer  Bahn  von 
Tetschitz  nach  Maissau  entfällt,  so  wird  das  der  Brünn-Rossitzer  Eisen- 
bahngesellschaft durch  das  bezogene  Gesetz  vom  22.  August  1865  iu 
Aussicht  gestellte  Zugeständniss  der  Garantie  eines  jährlichen  Rein- 
ertrages von  175.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  ihres  Anlagecapitals  unter  der  Bedingung  aufrecht  erhalten, 
dass  dieselbe  für  die  aus  Anlass  des  Anschlusses  der  österreichischen 
Staatsbahn  an  die  Rossitzer  Bahn  nothwendig  werdenden  Erweiterungs- 
bauten auf  ihrer  gegenwärtigen  Linie  die  Ausgabe  eines  Betrages  von 
300.000  fl.  österr.  Währ,  nachweiset. 

§  2. 

Die  im  §  1  erwähnte  Garantie  beginnt  am  1.  Jänner  des  auf 
die  nachgewiesene  Verwendung:  «1er  obigen  Ausgaben  von  300.000  fl. 
österr.  Währ,  nächstfolgenden  Jahres. 

Gemäss  de«  Ilaiidelsministerialerlasses  vom  13.  November  1869,  Z.  21894- 
3876,  C.  Bl.  Nr.  97,  trat  die  Staatsgarantie  mit  1.  Jänner  1870  in  Wirksamkeit. 

Wenn  die  nach  §  3  berechneten  Nettoeinnahmen  sich  kleiner 
herausstellen  sollten,  als  die  jährlich  garantirte  Summe,  wird  die  Staats- 
verwaltung die  Differenz  an  die  Gesellschaft  nach  dem  Abschlüsse  der 
Jahresrechnungen,  und  zwar  spätestens  am  1.  Juni  des  dem  Betriebs- 
jähre  folgenden  Jahres  ausbezahlen. 

Diese  Zahlungen  werden  in  Gold-  oder  Silbermünze  in  der  Landes- 
währung nach  dem  jeweiligen  Tagescourse  stattfinden. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  bezahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jähr» 
lieh  verzinslicher  Vorschuss  zu  betrachten. 

*)  R.  G.  Bl.  Nr.  78 
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Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressunime  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  dießffclligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis  zur  gänz- 
lichen Tilgung  abzuführen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der 
Vorschüsse  voranzugeben. 

Die  Staatseisenbahugesellschaft  hat  sämmtliche  bisher  für  die  Brünn- 
Rossitzer  Bahn  vom  Staate  geleisteten  GarantievorechUs.se  »ainmt  Zinsen  zu- 
rückgezahlt. 

§  3. 

Das  Betriebsconto  wird  mit  allen  jenen  Auslagen  belastet,  welche 
sich  auf  den  Betrieb  der  Brünn-Rossitzer  Bahn  beziehen,  insbesondere 
werden  in  die  Kosten  des  Betriebes  auch  alle  Grund-  und  anderen 
Steuern,  dann  die  Einkommensteuer  und  die  Coupons-Stempelgebühren 
eingerechnet  werden. 

Siehe  das  Protokoll  vom  1.  Juli  1876  (Doc.  11). 

§  4. 

Die  Dauer  der  unter  dem  15.  Jänner  1854  verliehenen  Concession 
der  Brünn-Rossitzer  Eisenbahngeseilscbaft  wird  bis  zum  letzten  De- 
cember  1965  verlängert. 

§  5- 

Von   dem  Tage  an,   wo  die  Garantie    der  Staatsverwaltung  in 
Kraft  tritt,  wird  diö  Maximalhöhe   des  Frachtpreises  für  Mineralkohlen 
in  Gold-  oder  Silbermünze,  jedoch  stets  nach  dem  jedesmaligen  Werthe 
derselben  in  der  Landeswährung,  wie  folgt,  berechnet  werden: 
Von  den  Stationen  der  Flügel-  oder  Hauptbahn: 

bis  zur  Butscheiner  Mühle  per  Zollcentner  mit  4  kr. 

„    Gerspitz  per  Zollcentner  mit  7  „ 

„    Brünn        ,.  „  r  7  „ 

Wien,  am  1.  December  IStjG. 

Graf  Larisch-Moenich  m.  p.  Freiherr  von  Wüllerstorf  m.  p. 

K.  k.  ausschliesslich  priv.  Brünn-lt< .spitzer  Eisenbahn: 
Herring  m.  p.  C.  L.  IMoiiczka  m.  p. 

15.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  21.  Decem- 

ber  1*79,  R.      Bl.  Nr.  149, 

betreffend  die  Uebertragmig  der  (oneession  für  die  BrUnn-ßossitzer  Eisen- 
bahn an  die  priv.  Oesterrcicliische  Staatseisenbatangesellschaft. 

Zufolge  Allerhöchster  Entschliessung   vom    14.   December  187? 
\-t  die  Uebertragung  der  den  Gegenstand  der  Privüegiumsurkunde  für 
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die  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn  vom  15.  Jänner  1854  und  ihrer  Nach- 
träge, insbesondere  der  Allerhöchsten  EntSchliessungen  vom  15.  Mai 
1855,  12.  October  1857  und  20.  December  1861,  dann  des  in  Gemäss- 
heit  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  1.  December  1866  zwischen 
dem  k.  k.  Finanz-  und  Handelsministerium  einerseits  und  der  priv. 
Brünn-Rossitzer  Eisenbahngesellscbaft  andererseits  abgeschlossenen  Ueber- 
einkommens  vom  1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  8  vom  Jahre  1867, 
bildenden  Rechte  und  Pflichten  auf  die  priv.  Oesterreichische  Staatseisen - 
bahngesellschaft  mit  der  Abänderung  genehmigt  worden,  dass  unbedchadet 
der  durch  das  Uebereiokommen  vom  1.  December  1866  für  die 
Brünn-Rossitzer  Eisenbahn  festgesetzten  und  auch  fernerhin  in  Wirk- 
samkeit verbleibenden  Maximaltarifsätze  für  Mioeralkohlen  die  Tarif- 
bestimmungen der  Concession6urkuode  vom  1.  December  1866,  R.  G.  Bl. 
Nr.  6  vom  Jahre  1867,  für  das  Ergänzuugsnetz  der  Oesterreichiscben 
Staatseisenbahngesellschaft  auf  die  Brünn-Rossitzer  Eisenbahn  sinn- 
gemäss Anwendung  zu  finden  haben. 

Korb  m.  p. 

Siehe  S  6  des  Uebereinkommens  mit  der  k.  k.  Regierung  vom  12.  No- 
vember 1882  (unten  sub  e). 

d)  Localbahnen. 
16.  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  125, 

für  die  Locomotirelsenbalin  ron  der  Station  Pecek  nach  Zäsniuk  mit  Ab- 
zweigungen. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Österreichische  Localeisenbahngesellschaft  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  der  Station  PeCek  der  priv.  Oesterreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft nach  Zasmuk  mit  Abzweigungen  einerseits  nach  Kaurim, 
.andererseits  zur  Zuckerfabrik  Karletbal  bei  Svoj^ic  gestellt  hat,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  18*0,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie 
folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Oesterreichischen  Localeisenbahngesellschaft  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer,  von  der  Station  Pecek  der  priv. 
Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft,  eventuell  unter  Einbe- 
ziehung der  bestehenden  Peceker  Industriebahn  über  Radim,  Plafian 
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und  Voteies  nach  Zdsmuk  führenden  Locomotiveisenban  mit  Ab- 
zweigungen einerseits  nach  Kaurim,  andererseits  zur  Zuckerfabrik 
Karlsthal  hei  Svojsic. 

Diese  Eisenbahn  wurde  von  der  Oesterreichischen  Localeisenbahngeaell- 
sohaft  gebaut  und  am  25.  October  1881  eröffnet.    Auf  Grand  der  Bestimmung 
des  §  16  dieser  Concessionsurkunde  verkaufte  die  Oesterreichische  Localeisen- 
bahngesellsohaft  mit  Vertrag  vom  31.  December  1883  die  genannte  Bahn  an 
die  priv.    öesterreichisoh-ungarische    Staatseisenbahngesellschaft,    welche  mit 
1.  Jänner  1884  den  Betrieb  derselben  Übernahm. 

Gemäss  §  13  der  Concessiousurk unde  für  die  Looalbahn 
Zasmuk— Gross-Beövir  vom  6.  November  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  163  (Doc.  17) 
haben  die  Bestimmungen  dieser  letzten  Concessionsurkunde  anch 
auf  die  Looalbahn  Pe<5ek-Z Asmuk  Anwendung  zu  finden. 

§  2. 

Für   die    den    Gegenstand    dieser   Concessionsurkunde  bildende 
Eisenbahn  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stampeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeachaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzineung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffaung, 
Bowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der 
InstruiruDg  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stampeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Auegabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr ; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen;  ferner  die  Befreiung  von  der  Erwerb  - 
und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Bahn  ist  als  normalspurige  Secundärbahn  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat 
nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden 
Detailprojecte  und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  statt- 
zufinden. 

Hierbei  soll  auf  eine  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten 
Bedacht  genommen,  und  sollen  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Maximalgeschwindigkeit  der  Züge,  welche  bei  dieser  Bahn  zwanzig 
(20)  Kilometer  per  Stunde  nicht  übersteigen  darf,  alle  infolge  dieser 
geringen  Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zugestanden 
werden. 
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Die  Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstigen  Bahnbestandtheile, 
sowie  alle  Ausrüstung  sgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen 
Werken  zn  beschaffen. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  ßiod  dem  Handelbministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Bau  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden 
Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allge- 
meinen Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahn- 
hofes Pecek  der  priv.  Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft,  so- 
wie wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre 
eine  Vereinbarung  mit  der  letztgenannten  Gesellschaft  anzustreben  und 
das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Hierbei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenver- 
kehres beim  Uebergaoge  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge 
zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines 
etwaigen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  uuterwirft  sich  die  Gesell- 
schaft dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermang- 
lung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegen- 
seitige Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die 
Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbin- 
dungsbahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen 
Industrieuntemehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeug- 
nisse zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe 
mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu 
gestatten. 

§ 

Die  Oesterreichische  Localeisenbahngesellschaft  ist  verpflichtet, 
den  Bau  der  Eisenbahn  sofort  zu  beginnen  und  längstens  bis  zum 
1.  November  1881  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Ge- 
sellschaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
Caution  im  Betrage  von  Zweitausend  (2.000)  Gulden  in  baarem  Gelde 
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oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten 
Sicherheit  zu  leisten. 

§  5. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt.  Das  gleiche  Recht  soll 
der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements  etwa  herzustellenden  FlUgelbahnen  zugestanden  werden, 
deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  6- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessio- 
nirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbabnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
IG.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852),  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  I 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  von  den  in  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  in- 
soweit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksiebt  auf  die  er- 
mässigte  Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums für  zulässig  erkannt  wird,  uud  werden  diesfalls  die  vom 
Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  An- 
wendung finden. 

§  7. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne 
des  Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56) 
folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung:  Die  Post  und  die  Post- 
bediensteten  sind  mit  allen  fahrplanmiissigen  Zügen  zu  befördern ;  für 
diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postaustalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzu- 
stellendes Entgelt  in  Anspruch  nehmeii.  Die  Beförderung  der  Brief- 
post mit  Ausschluss  von  Geld  und  Werthsendungen  hat  jedoch  unent- 
geltlich zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  beuützten 
Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung 
dei  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen.  Sollten  für  die  Ausübung  des  Post- 
dienstes in  den  Stationen  besondere  Localitäten  erforderlich  werden,  so 
wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Forin  eines  Mieth- 
zins^s  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  der 
Grsellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 
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Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisen- 
bahn und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander 
geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die 
Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

«  8. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seiner- 
zeit für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  noth wendig  werdenden 
Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbstständige  Leitungen  auf 
dem  von  der  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  be- 
nützten Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbstständigen  Bahn- 
betriebsleitung die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten 
dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  in- 
soweit die  letztere  nicht  besondere  Fachkenntniss  erfordert,  haben  die 
Concessionäre  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für 
die  Militärtransporte  gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren 
Bahnhöfen  und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

§  9. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  der  Hauptlinie  von  Pe£ek 
nach  Zasmuk  mit  der  Abzweigung  nach  Kaufim  die  Beförderung  von 
Personen  in  der  Art,  dass  täglich  ein  Zug  in  jeder  Richtung  dem 
Personenverkebre  zu  dienen  hat,  einzuführen. 

Es  wird  gestattet,  für  die  Personenbeförderung  Pferde  als  Zug- 
kraft zu  verwenden. 

Die  Personenbeförderung  kann  mittelst  einer  einzigen  Wagen- 
classe  stattfinden.  Insolange  dies  geschieht,  ist  für  den  Bedarfsfall  durch 
Beistellung  von  Wagen  mit  je  einem  abgesonderten  Coupä  Vorsorge  zu 
treffen. 

Die  für  Personen  einzuhebenden  Beförderungsgebühren  unter- 
liegen der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hinsichtlich  der  zu  errichtenden  Zweiglinie  nach  SvojSic  wird 
der  Gesellschaft  die  Verpflichtung  zur  Errichtung  eines  regelmässigen 
Personenverkehres  nicht  auferlegt.  Doch  soll  es  ihr  gestattet  sein,  die 
Besitzer,  Inhaber  oder  Verwalter,  sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter 
der  an  der  Zweiglinie  befindlichen  landwirtschaftlichen  und  indu- 
striellen Unternehmungen  nach  mit  diesen  Unternehmungen  vorher  zu 
vereinbarenden  Tarifsätzen  zu  befördern,   in  welchem  Falle  dann  aber 
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unter  den  gleichen  Transportbedingungen  auch  andere  Personen  auf 
den  erwähnten  Zweiglinien  zu  befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  den  Personen- 
verkehr geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte 
Beförderungsart  Anwendung  finden,  sowie  der  seitens  des  Handels- 
ministeriums etwa  anzuordnenden  besonderen  Sicherheitsvorkehrungen 
stattzufinden. 

§  10. 

Die  einzuhebenden  Frachtpreise  für  die  Beförderung  von  Gütern 
unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einer- 
seits auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  anderseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  der  concessionirten  Bahn  und  insbesondere  auf  abgeschlossene 
Frachtverträge  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  im  Uebrigen  die 
für  die  privilegirte  Oesterreichische  Staatseisenbahngesellschaft  giltigen 
Anordnungen  rücksichtlich  der  Nebengebühren  und  der  sonstigen  Trans- 
portbestimmungen zur  Anwendung  zu  bringen  und  in  Betreff  der 
Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren  sich  den  Anordnungen  des 
Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Nach  Ablauf  des  fünften  Betriebsjahres  steht  dem  Handelsmini- 
sterium das  Recht  zu,  eine  Revision  der  Tarife  vorzunehmen,  wobei 
jedoch  auf  die  Sicherung  einer  angemessenen  Rentabilität  der  Bahn, 
sowie  auf  abgeschlossene  Frachtverträge  Bedacht  zu  nehmen  ist. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren 
dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agio- 
zuschlag  berechnet  werden. 

§  IL 

In  Fällen  eines  Notbstandes  uud  aussergewöhnlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ißt  der  Handelsminister  berechtigt, 
nach  Erforderniss  die  Frachtpreise  für  dieselben  herabzumindern,  jedoch 
nicht  auf  einen  niedrigeren  Betrag,  als  die  Sätze  für  die  am  geringsten 
tarifirten  Artikel  auf  der  betreffenden  Bahnstrecke  betragen. 

§  12. 

Die  Militärtranspotte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  privilegirten  Oesterreichischen 
Staatseisenbahngesellschaft  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
häifteu,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen   uud  Controlversammlungen, 
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ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Oesterreichische  Localeisenbahngesellschaft  verpflichtet  sich, 
dem  von  den  österreichischen  Eisenbabngeseliscbaften  abgeschlossenen 
Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Aus- 
rüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die  Leistung  gegenseitiger 
Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militär- 
transporte, ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvor- 
schrift für  die  Feldeisenbabnabtheilungen,  Bowie  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragaübereinkornmen  ,  bezüglich  des 
Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars 
zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und   Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtrausport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit,  als 
deren  Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Uuterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  13. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veran- 
lassten Sendungen  und  deren  Begleitung,  haben  die  für  Militärtrans- 
porte geltenden  ermässigten  Tarifsätze,  jedoch  mit  der  eben  angegebenen 
Beschränkung,  Anwendung  zu  finden. 

§  H. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in- 
folge dieser  Concession  oder  aus  Gefallsrücksichten  die  Eisenbahn  be- 
nützen und  eich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen, 
insoweit  auf  der  betreffenden  Bahnstrecke  thateächlich  eine  Beförderung 
von  Personen  stattfindet,  nach  Maassgabe  der  hiefür  getroffenen  Ein- 
richtungen samrat  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  15. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf 
der  Rückfahrt,  sind  zur  halben  Peraonenzugsgebühr  zu  befördern. 
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Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thuulichkeit  in  abgesonderten 
Coupe's  untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Be- 
hörden bestimmte  Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§  16. 

Der  0 österreichischen  Localeisenbahogesellschaft  wird  das  Recht 
eingeräumt,  die  aus  der  gegenwärtigen  Concession  erwachsenden  Rechte 
und  Pflichten  an  die  privilegirte  Oesterreichische  Staatseisenbahngesell- 
schaft  jederzeit  zu  übertragen. 

Siehe  die  Bemerkung  bei  §  1. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf 
die  Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Oesterreichischen  Localeisenbahngesellechaft  bestellten  landesfürstlichen 
Commissär  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten,  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begrün- 
deten Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der 
polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehr- 
aufwandes und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Er- 
haltung von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9  lit.  I  des  Eisenbabn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  festgesetzt 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  er- 
klärt werden,  wenn  die  im  §  4  festgesetzten  Verpflichtungen,  bezüglich 
der  Inangriffnahme  uud  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und 
Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  soferne  eine 
etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit  b  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  und  finan- 
zielle Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  19- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jederzeit  die 
concessionirte  Hahn  gegen  eine  an  die  Concessionäre  zu  leistende  Baar- 
entschädigung  einzulösen.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden 
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die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der 
wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervon 
die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preiaes  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt.  Die  zu  leistende  Ent- 
schädigung hat  nach  der  Wahl  der  Staatsverwaltung  entweder  in  einer 
dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleich- 
kommenden Rente,  welche  der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen 
Concessionsdauer  in  halbjährigen  Raten  zn  erfolgen  ist,  oder  in  der  ein- 
maligen Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welche  dem  auf  Grund 
einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungsmässigen 
Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  fällig  werden- 
den Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitals  wird  mit  Einer  Million 
(1,000.000)  Gulden  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  dickfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebfleinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  gegen- 
wärtig concessioniiten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen. 

§  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahn- 
höfe, Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Ge- 
bäude an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichts- 
häusern flammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  uDd  allen 
unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  inso- 
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weit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet 
sind,  betrifft,  so  bat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und 
bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche 
der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung 
entspricht. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  -als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  19)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Kohlen-  und  andere  Depots, 
zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zugehör 
der  Eisenbahn  bilden. 

§  21. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Maassregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die 
es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Un- 
serem grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  achtundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausend  achthundertachtzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiuud- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Kremer  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

17.  Concessionsurkunde  vom  5.  November  1886,  R.  G.  Bl. 

Nr.  163, 

filr  die  Localbahn  von  Zäsmuk  nach  Gross-Becvar  mit  einer  Schleppbahn 

zur  Zuckerfabrik  in  IJecTÄr. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 
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Nachdem  die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesell- 
schaft  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
der  von  ihr  projectirten  Localbahn  von  Zäsmuk  nach  Gross-Beövar  mit 
einer  Schleppbahn  zur  Zackerfabrik  in  BeSvar  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl. 
Nr.  238),  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56), 
vom  26.  December  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180),  vom  28.  December  1884 
(R.  G.  Bl.  Nr.  203)  und  vom  29.  Juni  1886  (R.  G.  Bl.  Nr.  104),  wie 
folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige 
Localbahn  auszuführenden  Eisenbahn  von  der  Endstation  Zasmuk  der 
gesellschaftlichen  Linie  Pecek-Zäsmuk  nach  Gross-Beevar  mit  einer 
Schleppbahn  zur  Zuckerfabrik  in  Becvdr. 

Die  Eröffnung  dieser  Bahn  fand  am  1.  August  1887  statt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildende  Eisen- 
bahn werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaflung  und  Sicherstellung  der  Capitalsverziusung 
und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebaeröffnung,  sowie  für 
jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der 
Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobligationen, 
sowie  von  der  bei  der  Grundeinlüsung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen ; 

4.  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer, 
welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werdon  sollte,  auf  die 
Dauer  bis  zum  27.  August  1910. 

§  3. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  ist 
verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahn  nach  erfolgter  Bau- 
bewilligung 6ofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  Einem  Jahre,  vom 
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heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  tibergeben  und  während  der  ganzen,  bis  zum 
31.  December  1965  festgesetzten  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  oben  festgesetzten  Termines  für  den  Bau- 
beginn, sowie  für  die  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn  hat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Caution  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Werthcffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  obigen  Termines  kann  die  Caution 
für  verfallen  erklärt  werden.  . 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  nachträglich  von  der  Gesellschaft 
angestrebt  und  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessio- 
nirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  ConceEsionsbeding- 
nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852),  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  von  den  in  der  Eisen- 
bahnbetiiebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermassigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsmini- 
sterium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Der  priv.  öbterreicbisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
wird  das  Recht  eingeräumt,  die  aus  der  gegenwärtigen  Concession  er- 
wachsenden Rechte  und  Pflichten  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung an  eine  andere  Gesellechaft  zu  übertragen. 
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§  7. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf 
die  Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser 
Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  bestellten  landes- 
fürstlichen Commi8sär  Einsicht  in  die  Geldgebahrung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten ;  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnuog 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  enthoben. 

§  8- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b)  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1965  festgesetzt  und  sie 
erlischt  nach  Ablauf  dieses  Zeitpunktes. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen 
erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüg- 
lich der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Er- 
öffnung und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b)  des  Eisenbalinconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische 
und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  der  concessionirten  Bahn  nach 
herabgesetzten  Tarifpreisen  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung, 
sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  auf  der 
nördlichen  Linie  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn  - 
gesellschaft  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Auwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienst- 
lichen Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübuogen  und  Controlsver- 
sammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
EisenbahngeBellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
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Schaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen,  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtranspoite,  den  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem 
mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  in  liegendem  Zustande  auf  Rechnung 
des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwun- 
deten auch  rücksichtlich  der  hier  concessionirteu  Bahn  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  der 
concessionirteu  Bahn  der  dem  zufolge  gewährten  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint, worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Bei  der  Besetzung  von  Dienstposten  für  die  coucessionirte  Bahn 
hat  die  Gesellschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen.  Der  Gesellschaft  liegt 
weiter  die  Verpflichtung  ob,  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegsfälle  den 
Verkehr  auf  dieser  Bahn  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als 
dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten  Strasseu  nach  dem 
Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jederzeit  die 
concessionirte  Bahn  gegen  eine  an  die  Gesellschaft  zu  leistende  Barent- 
schädigung einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungepreises  werden  die  jährlichen  Reiu- 
erträguisse  während  der  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen 
sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei 
Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
fünf  Jahre  berechnet. 

Für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebeuten  Be- 
triebsjahres erfolgt,  wird  der  durchschnittliche  Reinertrag  auf  Grund  der 
Reinerträgnisse  der  sämmtlichen  vorausgegangenen  Betriebsjahre  zu  be- 
rechnen sein. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung 
entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnittserträgnisse  gleichkommenden 
Rente,  welche  der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Concessions- 
dauer  in  halbjärigon,  am  1.  Jünner  und  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes 
Betrages  zu  bestehen,   welcher  dem  auf  Grund   einer  fünfpercentigen 
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Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungsinässigen  Capitalswerthe  der  bis 
zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im 
Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  das  der  Staatsverwaltung 
kraft  §  6  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  eingeräumte 
Recht,  in  dem  nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer  eintretenden  Falle 
der  Einlösung  der  ungarischen  Linien  durch  den  Staat  ebenfalls  die 
8ämmtlichen  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter  welchen 
dann  auch  die  gegenwärtig  concesaionirte  Bahn  inbegriffen  ist,  gegen 
eine  auf  Grund  ihrer  Reinerträgnisse  bemessene  Jahresrente  einzulösen, 
in  keiner  Weise  berührt. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Ein- 
lösung tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der 
Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen, 
einschliesslich  des  Fahrparks  und  der  Materialvorräthe. 

§  U. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs  (§  10,  Schlusssatz). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Grundflächen,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde.  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  deu  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

§  13. 

Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  und  die 
zu  derselben  vom  Handelsministerium  gleichzeitig  erlassenen  Conces- 
eionsbedingnisse  haben  auch  auf  die  den  Gegenstand  der  Concessions- 
urkunde vom  28.  Augubt  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  125)  bildende,  von  der 
priv.   österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft    auf  Grund 
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der  Bestimmung  des  §  16  der  letztgenannten  Concessionsurkunde  ein- 
gelöste Localbahn  von  Peßek  nach  Zasmuk  mit  Abzweigungen  einer- 
seits nach  Kaurim  andererseits  zur  Zuckerfabrik  Karlsthal  bei  SwojSic 
derart  Anwendung  zu  finden,  dass  die  letztgenannte  Concessionsurkunde 
und  die  zu  derselben  vom  Handelsministerium  erlassenen  technischen 
Bedingnisse,  insoweit  sie  von  der  gegenwärtigen  Concession  abweichende 
und  nicht  bereits  beim  Baue  oder  der  Ausrüstung  der  Bahn  zur  An« 
wendung  gebrachte  Bestimmungen  enthalten,  mit  dem  heutigen  Tage, 
ausser  Kraft  treten,  so  zwar,  dass  von  diesem  Tage  an  die  Linie 
PeÖek-Zasmuk  mit  Abzweigungen  nach  Kaurim  und  Svojlic  und  jene 
von  Zasmuk  nach  Becvär  mit  einer  Schleppbahn  zur  Zuckerfabrik  in 
Becvar  in  administrativer  und  technischer  Beziehung  als  Eine  Linie  zu 
betrachten  sind. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Un- 
serem grossen  Insiegel  in  Unserer  Keichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  fünften  Tage  des  Monates  November  im  Jahre  des  Heiles  Eintaueend- 
achthundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Achtunddreissigsten. 

Franzi  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  iu.  p. 

18.  Conoessionsbcdiiignisso 

für  die  Localbahn  von  Zasmuk  nach  Gross-Becvar  mit  einer  Schleppbahn 
zur  Zuckerfabrik  In  BeCvar.  (C.  Bl.  >'r.  144  ex  lSsü) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  pmjectirte  Bahn  von  Zasmuk  nach  Gross-Borvar  ist  mit  einer  Spurweite 
von  1.435  Meter  als  normalspurigc  Localbahn  für  eine  Maximalfnhrgeschwindigkeit 
von  2ö  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseiurichtungen  hat  nach  Maass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue  sowie  auch  allen  während 
der  Betriebführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Bücksichten 
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nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trasse. 

Die  zu  erbauende  circa  4  Kilometer  lange  Localbahn  zweigt  von  der 
Station  Zasmnk  der  bestehenden  Localbahn  Pecek-Zasmuk  ab,  zieht  von  da  in 
vorherrschend  östlicher  Richtung  zur  Ortschaft  Gross-Beövar  und  endet  mit  der 
südwestlich  dieses  Ortes  anzulegenden  Station  gleichen  Namens.  Nächst  Beevär 
wird  eine  Schleppbahn  in  nordöstlicher  Richtung  zur  dortigen  Zuckerfabrik  erbaut. 

Aenderungen  der  genehmigten  Bahutrasse  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

4.  Bauausführung  und  Betriebsausrüstung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
Hochbauten,  dann  der  Betriebseinrichtungen  und  Fahrbetriebsmittel  haben  die  für 
die  Localbahnen,  welche  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  21.  August  1881,  (R.  G.  Bl.  Nr.  107)  bilden,  festgestellten  Concessionsbeding- 
nisse,  Abschnitt  I,  Punkt  4  bis  9  auf  die  gegenwärtige  Bahnlinie  derart  Anwendung 
zu  finden,  dass  die  Bauausführung  und  Betriebsausrüstung  derselben  überein- 
stimmend mit  jenen  der  vorerwähnten  Localbahnen  der  priv.  österreichisch-ungari- 
schen Staatseisenbahngesellschaft,  beziehungsweise  in  Gemässheit  der  von  dieser 
Gesellschaft  aufgestellten  und  aufsichtsbehördlich  genehmigten  Normalien  für 
äecundärbahnen  zu  erfolgen  hat. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalin spection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „ Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalceigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurvcn  zwischen  Geraden  und  Bögen"  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Neigung  16  pro  Mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Alle  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Ent- 
fernung von  0-4  Kilometer  vor  der  Spitze  des  äusserten  Wechsels  einer  Station 
oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind,  ferner  alle  derartigen  Objecte,  welche  in 
einer  Distanz  von  01  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen, 
in  welchen  keine  Zugskreuzungen  stattfinden  können,  sind  mit  Geländern  zu 
versehen. 

5.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile.  sowie  alle  Ausrüstungsgegenstände 
sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Freiscs,  der  Qualität  und  der  Lieferungs- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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II.  Betrieb. 

Allgemeine  Bestimmung. 

Hinsichtlich  des  Personenverkehres,  der  Güterbeförderung,  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Tarife,  der  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post-  und  Telegraphenanstalt, 
der  unentgeltlichen  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienstreisen,  der  Be- 
förderung von  Schüblingen  und  Sträflingen,  dann  der  Sendungen  für  Zweoke  der 
Staatspferdezuchtanstalten  finden  die  zur  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
21.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  107,  erlassenen  Concessionsbedingnisse  vom 
6.  September  1881,  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  5,  dann  7  bis  9  auch  auf  die  gegen- 
wärtig concessirte  Bahn  Anwendung. 

Wien,  am  17.  November  1886. 

Der  k.  k.  üandelsminister : 
Bacquehem  m.  p. 

19.  Concessionsurkunde  vom  21.  August  1881,  R.  G.  BL  Nr.  107, 

für  die  Localbahnen  von  Chotzen  nach  Leitomlschl,  von  Pfelonö  nach 
llerinanniestetz  mit  Abzweigungen,  von  Porican  nach  Sadska,  von  Kralup 
nach  Welwarn  und  Ton  Lobositz  nach  Ltbochowitz  mit  einer  Schleppbnlui 

Ton  Lobositz  znr  Elbe. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Oesterreichischc  Staatseisenbahngesellschaft 
die  Bitte  um  Ertbeilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
der  von  ihr  projectirten  Localbahnen  von  Chotzen  nach  Leitomi3chl, 
von  Prelouc  nach  Hermaninestetz  mit  Abzweigungen,  von  Poriöan 
nach  Sadska,  von  Kralup  nach  Welwarn  und  von  Lobositz  nach  Libochowitz 
mit  einer  Schleppbahn  von  Lobositz  zur  Elbe  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  der  Unternehmen 
der  genannten  Gesellschaft  diese  Concessionen  auf  Grund  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  vom  11.  September  1854  (Ii.  G.  Bl.  Nr.  238), 
sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (Ii.  G.  Bl.  Nr.  5G)  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir   verleihen    der  priv.    Üesterreichischen  Staatseisenbahngesell 
schaft  das  Recht  zum  Baue   und  Betriebe  der  nachstehenden  von  ihrer 
nördlichen    llauptliuie    abzweigenden,    als    normalspurige  Localbahnen 
auszuführenden  Eisenbahnlinien  und  zwar: 

a)  von  einem  Punkte  nächst  der  Station  Chotzen  nach  Leitomischl, 

b)  von  einein  Punkte  nächst  der  Station  Prelouc  nach  Hermau- 
mestetz  mit  Abzweigungen  von  Hermanmestetz  nach  Kalk-Podol 
und  von  Taesowitz  nach  Prachowitz, 
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c)  von  einem  Punkte  nächst  der  Station  Porican  nach  Sadska, 

d)  von  der  Station  Kralup  nach  Welwarn, 

e)  von  der  Station  Lobositz  nach  Libochowitz  mit  einer  Schleppbahn 
von  Lobositz  zur  Elbe. 

Eröffnet  wurden  die  Linien:  Porican-Sadska  am  1.  Juli  1882,  Kralup- 
Welwarn  und  Pfelouü-Hermanmöstetz-Kalk-Podol  am  18.  October  1882,  Lobositz- 
Libocbowitz  am  22.  October  1882  und  Cbotzen-Leitomiscbl  am  23.  October  1882. 

§2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concefisionsurkunde  bildenden 
Eisenbahnen  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicheretellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der 
Instiuirung  der  Bahnen  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres ; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobli- 
gationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragiiDgsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Conceasion 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
ferner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
i  echnet. 

§  3. 

Die  priv.  Oesterrreicbische  Staatseisenbahngesellschaft  ist  ver- 
pflichtet, den  Bau  der  Eisenbahnen  nach  erfolgter  Baubewilligung  so- 
fort zu  beginnen  und  längstens  bis  zum  Ende  des  Jahres  1882  zu 
vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben 
und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungstermines  hat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag 
einer  angemessenen  Caution  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung 
von  Pupilleugeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 
Im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  obigen  Vollendungstermines  kann 
diese  Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  nachträglich  von  der  Gesellschaft 
angestrebt  und  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbedingnissen, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgosetze  vom  14.  September 
1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852),  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rückeicht  auf  die  ermässigte 
Maximalge8cbwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Der  priv.  Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  wird  das 
Hecht  eingeräumt,  die  aus  der  gegenwärtigen  Concession  erwachsenden 
Rechte  und  Pflichten  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  an  eine 
andere  Gesellschaft  zu  übertragen. 

§  7. 

Die  Staatsverwaltung  "ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebseinrichtungen 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  priv. 
Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  bestellten  landeäfürstlichen 
Commissär  Einsicht  in  die  Geldgebarung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten,  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  80  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Ver- 
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bindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsämtlichen  Ueb  er  wachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lifc.  6)  des  Eisenbahn 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neue 
Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1965  festgesetzt  und  sie  erlisch 
nach  Ablauf  dieses  Zeitpunktes. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  erklär 
werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Verflichtungen  bezüglich  der  In 
angriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Auf- 
rechthaltung des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige 
.  Terminüberschreitung  nicht  im  Siune  des  §  11,  lit  b)  des  Eisenbahn» 
concessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  und  finanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

*      '  §  9. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jederzeit  die  con- 
cessionirten  Bahnen,  beziehungsweise  eine  derselben,  gegen  eine  an  die 
Gesellschaft  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen.  Im  Falle  der 
Einlösung  der  anschliessenden  Hauptlinie  der  Gesellschaft  durch  den 
Staat  hat  gleichzeitig  auch  die  Einlösung  der  hier  concessionirten  Bahn- 
linien zu  erfolgen.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die 
jährlichen  Keinerträguisse  der  bezüglichen  Bahnstrecke  während  der, 
der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon 
die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung 
entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimal- 
erträgnisse gleichkommenden  Rente,  welche  der  Gesellschaft  während 
der  noch  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder  in 
der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher  dem  auf 
Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mässigen  Capitalswerthe   der   bis   zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
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fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

Die  Ziffer  des  Maximalanlagecapitals  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehit  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinricbtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einl  »sungspreisea 
ohne  weiteres  Eutgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Ge- 
nuas der  betreffenden  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparks  und  der  Material- 
vorräthe. 

Vgl.  §  6  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Zugehörs  (§.  9,  Schlusssatz.) 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  ah  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  9)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rucksichtlich  erworbenen  besonderen  An- 
lagen und  Grundflächen,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

Der  Staatsverwaltung  f  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Conces- 
sionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  da- 
gegen zu  trefien  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urknnd  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  einundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  dos 
Heiles  Eintausendachthundertacbzigeins,  Unserer  Reiche  im  Dreiund- 
dreiesigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  ra.  p. 

20.  Concessionsbedingnisse 

für  die  toii  der  k.  k.  prlr.  österreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft  projectirten  Localbahnen  in  Böhmen  und  zwar: 

a)  Von  Chotzen  nach  Leitoniischl; 

b)  ron  Prelouö  nach  Hcfoianniestec  mitSchleppbahnen  nach  Podol  und 
Prachowitz; 

c)  ron  Porican  nach  Sndska; 

d)  ron  Kralnp  nach  Welwarn  und 

e)  yon  Lohositz  nach  Llbochowitz  mit  einer  Schleppbahn  zur  Elbe. 

(C.  Bl.  Nr.  128  ex  1881). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  projectirten 
Localbahnen  in  Böhmen  und  zwar: 
a)  Von  Chotzen  nach  Leitomischl; 

h)  von   Pfeloue  nach    Htrmanm6stec    mit  Schleppbahnen   nach  Podol  und 
Prachowitz ; 

c)  von  PofiCan  nach  Sadska; 

d)  von  Kralup  nach  Welwarn  und 

t)  von  Lobositz  nach  Libochowitz  mit  einer  Schleppbahn  zur  Elbe 
sind  als  normalspurige  Localbahnen  herzustellen  und   für  eine  Maxiraalfahrge- 
sebwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Botriobseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trasse. 

Ad  w)  Die  20  2  Kilometer  lange  Linie  Chotzen -Leitomischl  zweigt  vom 
Kilometer  273  009  zwischen  den  Stationen  Chotzen  und  Zamrsk  der  nördlichen 
Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  in  südwestlicher 
Richtung  ab,  wendet  sich  nach  Uebersetznng  der  Prag  Zwittauer  Aerarialstrasso 
nach  Südosten  und  behält  diese  Richtung  bis  zu  ihrem  Endpunkte  bei. 

Ad  b)  Die  eirca  13*7  Kilometer  lange  Linie  von  PfelouÖ  naoh  Hefmanmcstec 
nimmt  ihren  Ausgangspunkt  beim  Orte  Vale  von  Kilometer  316.261  der  nördlichen 
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Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  !führt  an  der 
Ortschaft  Choltitz  vorüber  nach  Hefmanraestec.  von  wo  eine  circa  7'0  Kilometer 
lange  Industriebahn  Aber  Tassowitz  nach  Kalkpodol  mit  einer  oirca  3  2  Kilometer 
langen  Abzweigung  von  Tassowitz  nach  Prachowitz  angelegt  werden  soll. 

ad  cj  Die  circa  5  6  Kilometer  lange  Localbabn  nach  Sadska  zweigt  von  der 
currenten  Bahn  nächst  der  Station  Pofican  der  Linie  Brünn-Prag  ab,  lehnt  sich, 
eine  nordöstliche  Richtung  einschlagend,  an  die  Bezirksstrasse  von  Böhmisch- 
Brod  nach  Sadska  an,  verlässt  diese  Strasse  oberhalb  des  Ortes  Stfebestowic  und 
führt  sodann  in  südöstlicher  Richtung  bis  Sadska. 

ad  d)  Die  circa  10  0  Kilometer  lange  Looalbahn  nach  Welwarn  zweigt  von 
der  Nordseite  der  Station  Kralup  der  Linie  Prag  Bodenbach  ab,  wendet  sich  in 
nordwestlicher  Richtung  gegen  die  Prag-Teplitzer  Reichsstrasse,  führt  sodann  auf 
dem  Banquette  dieser  Strasse  in  nördlicher  Richtung  und  endet,  an  der  Stadt 
Welwarn  vorüberziehend,  nächst  der  dortigen  Zuckerfabrik. 

ad  e)  Die  circa  14*3  Kilometer  lange  Localbahn  nach  Libochowitz  beginnt 
am  nordwestlichen  Ende  der  bestehenden  Station  Lobositz  der  Linie  Prag-Boden- 
bach und  führt  nächst  den  Orten  Tschischkowitz,  Schelchowitz,  Oppolan,  dann 
zwischen  Cetniew  und  Kotischan  nach  Libochowitz,  woselbst  nordö>tlich  dieses 
Ortes  und  nördlich  der  von  Libochowitz  nach  Budiu  führenden  Strasse  die  End- 
station anzulegen  ist 

Von  der  Station  Lobositz  ist  eine  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmte 
Schleppbahn  zu  einem  an  der  Elbe  anzulegenden  Umschlagplatze  herzustellen. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrasse  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in  Er- 
manglnug  eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahnen  sind  oingeleisig  anzulegen  und  kann  demgemäss  die  Grund- 
einlösung auf  eine  solche  Flache  beschränkt  werden,  welche  für  die  Anlage  einer 
eingeleisigeu  Bahn  und  deren  Ausweichen  und  Stationen  erforderlich  ist. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Strecke  werden  für  die 
Linien  Kralup-Welwarn  und  Prelouc-Hefmanm£stec  mit  Abzweigungen  25  pro  Mille: 
für  die  Linien  Chotzen-Leitomisehl  und  Pofican-Sadska  15  pro  Mille,  endlich  filr 
die  Linie  Lobositz-Libochowitz  17  pro  Mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  uud  Haltestellen  sind,  wo  möglich,  horizontal  anzulegen, 
andernfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2  5  pro  Mille  = 
1  :  400  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  36  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurve:ihalbme8ser  dürfen  in  der  currenten  Balm  und  zwar: 

auf  der  Linie:  Chotzen-Leitomisehl  nicht  unter  180  Meter 

„      „        „  Ffeloue-Hefmanmestec  mit  Abzweig.    „        „      150  r 

n      „        r  l'ofiean-Sadska  r         „      250  r 

„  Kralup-Welwarn   „      130  r 

„       r  LobosiU-Libochowitz        ....      „        *      2.0  p 

betragen. 
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Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  hat  der  Einlauf  in  die  gerade  Linie 
mittelst  entsprechender  Uebergangscnrven  zu  erfolgen. 

Zwischen  den  Ueberhöhungsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  entgegen- 
gesetzter Curven  soll  eine  gerade  Strecke  von  mindestens  10  Meter  Länge  liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  mindestens  4  Meter  sowohl  bei 
Dämmen,  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichen  Falles  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  in  der  Regel  mit  gemauerten  Wider- 
lagern herzustellen,  und  muss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite 
von  4*3  Meter  erhalten. 

Objecto  bis  zu  4  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  10  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstruotionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Briioken  sind  Eisenconstructionen  zu  ver- 
wenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruo- 
tionen  wird  die  durch  die  factisoh  verehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zu- 
fällige Belastung  zu  Grunde  gelegt. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile,  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  per  Quadratoentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Hochwasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aas  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 
Der  Oberbau  ist  in  schwebenden  Stössen  zu  legen. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemerstahl  mit  einem  Gewichte  von  mindestens 
achtzehn  (18)  Kilogramm  per  laufendes  Meter  herzustellen  und  ist  die  Schwellen- 
entfernung derart  zu  normiren,  dass  dadurch  die  Inanspruchnahme  der  Schienen 
mit  1000  Kilogramm  per  Quadratoentimeter  nicht  überschritten  wird. 

Die  Maximalbelastung  der  Locomotivachse  wird  mit  9-5  Tonnen  festgesetzt. 

Im  Falle  es  die  Gesellschaft  für  angezeigt  eraehten  sollte,  können  auch 
altbrauchbare  Schienen  der  Hauptbahn  in  Verwendung  gebracht  werden. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

LJinge  2  20  Meter 
Höhe    0-H  „ 
mittlere  Breite  018  „ 

und  aus  gesundem  Eichen-,  Lärchen-  oder  Kiefernholze  erzeugt  sein. 
Auch  imprägnirte  Buchenschwellen  sind  zulässig. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3-0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0"J5  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  dem  jeweiligen  faetiachen 
Bedürfnisse  entsprechen. 

6.  Stationsanlagen. 

Die  Anlage  der  Stationen  hat  in  Betreff  des  Umfange«  ihrer  bauliohen 
Herstellungen  nach  Maassgabe  des  dermal  zu  erwartenden  Verkehres  zu  erfolgen, 

OU  Rccbttnrkuntlcn  der  G«t«:r.  KUcnbilmcn  I.  22 
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aber  so  zu  geschehen,  dass  bei  zunehmendem  Verkehre  die  nothwendigen  Erweite* 
rungen  und  Vergrösserungen  jederzeit  ohne  Nachtheil  der  bereits  bewirkten 
Leistungen  bewirkt  werden  können. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  bei  der  politischen  Begehung  festzu- 
stellenden Stationen  auszuführen.  Die  Bestimmung  (Iber  deren  Ausdehnung,  sowie 
über  die  Ausdehnung  und  Lage  der  Ausweichen  wird  der  Gesellschaft  überlassen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Herstellung  von  Hochbauten  kann  auf  das  kleinste  Mass  beschränkt  werden. 

Hochbauanlagen  können  ohne  Ausnahme  aus  dem  an  Ort  und  Stelle  ver- 
fügbaren billigsten  Materiale,  gegebenen  Falles  aus  Holzfachwerk  und  mit  Riegel- 
mauern hergestellt  werden. 

Es  genügt,  auf  jeder  Station  ein  Wartelocal  einzurichten. 

Sämmtliche  Stationen  haben  mit  Paasagieraborten  versehen  zu  sein. 

Bei  Wasserstationen  dürfen  Pulsoineter  verwendet  werden. 

Frachtenmagazine,  sowie  Ladebühnen  und  bewegliehe  Viehrampen  sind  erst 
nach  Massgabe  dos  Bedarfes  herzustellen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  mit  Riegelmauern  oder  auch  ganz  von  Holz  hergestellt  werden. 

Inaolange,  als  die  Fahrgeschwindigkeit  25  Kilometer  per  Stunde  nicht  über- 
steigt, sind  Wächterhäuser  in  der  currenten  Bahn  nur  bei  besonders  wichtigen 
Strassen-Xiveauübergängen  oder  an  solchen  Stellen  zu  errichten,  wo  die  An- 
näherung des  Zuges  auf  wenigstens  150  Meter  Entfernung  vom  Uebergange  aus 
nicht  bemerkt  werden  kann. 

Die  Wächterhäuser  kennen  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus 
hölzernen  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehen- 
den localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Solange  die  Fahrgeschwindigkeit  nicht  mehr  als  25  Kilometer  per  Stunde 
heträpt.  sind  Ahsperrschranken  bloss  auf  frequente  Wege,  sowie  Einfriedungen 
der  Bahn  nur  auf  gefährdete  Stellen  zu  beschränken. 

8.  Betriebaeinrichtungen. 

Für  die  Dauer  des  Verkehres  mit  der  vorerwähnten  Fahrgeschwindigkeit 
genügt  die  Anlage  eines  clcktro-magnctischen  Telegraphen  für  den  Correspondenz- 
dienst  mit  Spreehapparaten  in  den  Stationen;  deragemäss  können  Glocken-  und 
andere  stabile  Signale,  welche  den  Zugsverkehr  ankündigen,  entfallen. 

Dagegen  sind  auf  den  Zügen  ausser  den  akustischen  auch  die  erforderlichen 
optischen,  dann  Handsignale  anzuwenden  und  sind  ferner  die  Abzweigungsstellen 
nach  der  Hauptlinic  sowohl,  als  auch  nach  der  Zweighahn  hin  durch  von  den 
Anschlussstationen  zu  bedienende  Distanzsignale  zu  decken.  Ausserdem  rauss  die 
Stellung  der  Abzweigungsweiche  in  der  Hfiuptbahu  durch  ein  elektrisches  Läute- 
werk von  der  Station  ooutrolirt  werden  können. 

Die  Weichen  brauchen,  so  lange  nur  Tagdienst  stattfindet,  auf  Beleuchtung 
nieht  eingerichtet  zu  sein. 

9.  F  a  h  r  b  e  t  r  i  e  b  s  m  i  1 1  e  1. 

• 

An  Pahrhetriebsmitteln  sind  für  jede  der  coneessionirten  Bahnen  die  erforder- 
lichen Tonderloeomotiven  für  Secundärbetrieh  und  Personenwagen  anzuschaffen. 
Dienstwagen,  Post-,  Gepäcks-  und  Condueteurwagen,  dann  alle  nöthigen  Güter- 
wagen werden  für  diese  Strecken  dein  in  ausreichender  Menge  vorhandenen  Fahr- 
parke der  anschliessenden  Hauptbahn  entnommen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel.  Schienen  und  sonstige  Bahuhcstandtheilc,  sowie  alle 
Ausrilstung-sgcgcnstfinde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken,  beziehungs- 
weise ans  den  eigenen  Werken  der  Gesellschaft  zu  beschaffen. 
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II.  Betrieb. 


1.  Bestimmungen  üher  den  Personenverkehr. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  den  concessionirten  Bahnen  die  Be- 
förderung von  Personen  in  der  Art,  dass  täglich  wenigstens  ein  Zug  in  jeder 
Richtung  dem  Personen  verkehre  zu  dienen  hat,  einzuführen 

Die  Personenbeförderung  kann  auf  zwei  Wagenclassen  beschränkt  werden. 
In  diesem  Falle  sollen  die  Wagen  erster  Classe  bezüglich  ihrer  Einrichtung 
mindestens  den  Wagen  zweiter  Classe  der  österreichischen  Hauptbahnen  und  jene 
zweiter  Classe  mindestens  den  Wagen  dritter  Classe  der  Hauptbahnen  gleioh 
kommen. 

Hinsichtlich  der  im  Anschlüsse  an  die  concessionirten  Bahnen  herzustellen- 
den Zweiglinien  wird  der  Gesellschaft  die  Verpflichtung  zur  Errichtung  eines 
regelmässigen  Personenverkehrs  nicht  auferlegt,  doch  soll  es  ihr  gestattet  sein,  die 
Besitzer,  Inhaber  oder  Verwalter,  sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter  der  an  den 
Zweiglinien  befindlichen  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Unternehmungen 
nach  mit  diesen  Unternehmungen  vorher  zu  vereinbarenden  Tarifsätzen  zu  befördern, 
in  welchem  Falle  dann  aber  unter  den  gleichen  Transportbedingungen  auoh  andere 
Personen  auf  den  erwähnten  Zweiglinien  zu  befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  den  Personenverkehr 
geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte  Beförderungsart  An- 
wendung finden,  sowie  der  seitens  des  Handelsministeriums  etwa  anzuordnenden 
besonderen  Sioherheitsvorkehrungen  stattzufinden. 

Als  Maximnltarif  für  den  Personentransport  wird  festgesetzt,  und  zwar  per 
Person  und  Kilometer: 


Sollte  sich  das  Bedürfniss  nach  einer  Fahrpreise! mässigung,  z.  B.  für 
Arbeitertransporte,  für  den  Marktverkehr  u.  dgl.  herausstellen,  so  ist  die  Gesell- 
schaft verpflichtet,  über  Aufforderung  des  Handelsministeriums  entsprechende 
Ermässigungen  für  die  zweite  Wagenclasse  entweder  in  der  Form  von  Cumulativ- 
nacblässen  für  grössere  Arbeitertransporte,  oder  in  der  Form  von  Tour-  und  Retour- 
billets,  und  zwar  bis  zum  Minimalsatze  von  1*5  kr.  üsterr.  Währ,  per  Person  und 
Kilometer  zu  gewähren. 

Im  Uebrigen  sind  hinsichtlich  der  Personentarife  die  Besümmungen  des 
Gesetzes  vom  lf».  Juli  1877,  Nr.  64  R.  G.  Bl.,  maassgebend. 


Für  den  Gütertransport  auf  den  concessionirten  Bahnen  hat  nachstehenden 
Maximaltarif  zu  gelten,  und  zwar  per  100  Kilogramm  und  eiu  Kilometer  in  Kreuzern 
österreichischer  Währung  in  Silber. 


1.  Für  gewöhnliches  Eilgut  2  kr. 

2.  Für  ermässigtes  Eilgut  der  Satz  der  I.  Frachtclasse. 

Insolange  auf  den  concessionirten  Linien  nicht  reine  Personenzüge  einge- 
führt sind,  wird  auch  für  das  gewöhnliche  Eilgut  nur  der  Satz  der  I.  Prachtciasse 
eingehoben. 


für  die  I.  Classe  5  Kreuzer  österr.  Währ.  Silber 

t<       r    II«         »      ^         *  ii  *  « 


2.  Bestimmungen  über  die  Güterbeförderung. 


A.  Eilgüter. 


B.  Frachtgüter. 

1.  Für  gewöhnliches  Frachtgut: 

I.  Classe  0  8  Kreuzer. 
II.       P      05  r 
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In  die  erste  Tarifclasse  gehören  alle  jene  Artikel,  für  welobe  nach  der 
jeweilig  giltigen  Waarenclassifioation  auf  der  nördlichen  Linie  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  die  Sätze  der  I.  Tarifclasse  angewendet 
werden,  alle  übrigen  Artikel  gehören  in  die  II.  Classe. 


▼on  Mineralkohle,  Coaks,  Briquettes,  Gttreide,  Mahlproducten,  Kartoffeln,  Salz, 
Rübe,  Düngstoffen,  Holz,  Bau-  und  Kalksteinen,  Sobotter,  Eisensteinen,  Roheisen, 
Erzen  und  Ziegeln  zum  Satze  von  0  4  kr.  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer  zu 
befördern  und  ist  für  dieselben  im  Anscblussverkehre  von  und  nach  der  nördlichen 
Linie  der  Gesellschaft  eine  ermässigte  Manipulationsgebühr  von  2  kr.  per  100  Kilo- 
gramm in  Anrechnung  zu  bringen. 

Rücksichtlioh  der  übrigen  Fahr-  und  Frachtpreise  für  Personen  und  Güter, 
ferner  rücksichtlich  der  Nebengebiihren  und  der  sonstigen  Ti  ansportbestimmungen 
haben  die  auf  der  nördlichen  Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
Gesellschalt  geltenden  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  die  hier  festgesetzten  Maximaltarife  entweder 
im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gattungen  von  Gütern,  für  die  ganze  Länge  der 
Bahnen,  oder  nur  für  einzelne  Strecken  derselben  in  einer  oder  beiden  Richtungen, 
für  alle  Transportentfernungen  gleichmässig  oder  mit  Zunahme  derselben  in 
erhöhtem  Maasse  zeitweise  herabzusetzen  und  nach  mindestens  dreimonatlicher  An- 
wendung der  ermässigten  Tarife  auf  das  frühere  Maass  wieder  zu  erhöhen. 

Tarif begünstigungen  müssen  vorschriftsmässig  kundgemacht  werden. 

Wenn  ein  Verflachter  unter  bestimmten  Bedingungen  einer  Frachtermässigung 
tbeilhaftig  wird,  so  moss  dieselbe  jedem  Verfrachter,  der  dieselben  Bedingungen 
annimmt,  zugestanden  werden,  derart,  dass  eine  persönliche  Bevorzugung  in  keinem 
Falle  platzgreifen  darf. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  können  bei  Distanzen  unter  8  Kilometer  für 
mindestens  8  Kilometer  berechnet  und  eingehoben  werden.  Die  einzuhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen  in  inländischer  Silbermünze  bemessen  werden, 
jedoch  so,  dass  dk-  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr 
auch  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurttcktührung  des  Tarif  es  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den  vom 
Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

Sobald  die  Bahnen  in  einem  Betriebsjxhre  ein  Reinerträgniss  von  mindestens 
sieben  (7;  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  haben,  kann  das  Handelsministerium 
im  Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  eine  verhältnissmassige  Herabsetzung  der 
bis  dabin  in  Kraft  gewesenen  Tarifsätze  anordnen. 

Desgleichen  ist  dasselbe  berechtigt,  in  Fällen  eines  Nothstandes  und  ausser- 
gewöhnlicher  Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im 
Reichsrathe  vertreteneu  Ländern  die  einschlägigen  Frachtpreise  nach  Erfordernis» 
bis  zur  Hälfte  herabzumindern. 


Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarif bestimmungen  bleibt  der 
Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten.  Einer  solchen  allgemeinen  Regelung  hat  die. 
Gesellschaft  sich  zu  unterwerfen. 


Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  ls«i),  Nr.  56  R.  G.  Bl.,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung. 

Die  Host  und  die  Postbediensteten  sind  mit  allen  für  die  Personenbeförde- 
rung bestimmten  fahrplaumnsstgen  Zügen  zu  befördern;  für  diese,  sowie  für 
sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt,  kann  die  Gesellschaft  ein  an- 
gemessenes,   im   Wege   der   Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt   in  Anspruch 


2.  Ausnahmsweise  sind  ganze  Wagenladungen 


H.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife. 


4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  P ostverwaltuug. 
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nehmen.  Die  Beförderung  der  ßriefpost  mit  Ausschlags  von  Geld*  und  Werth- 
sendungen bat  jedoch  unentgeltlich  za  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrplane  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethsinsea  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaitungirathe  der  Eisenbahn  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 


Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  oder  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen» 
anstatt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
(regen  die  gleiche  Entschädigung  und  unter  denselben  Modalitäten,  wie  bezüglich 
ihrer  Hauptlinie,  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen 
Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  für  Bahnzwecke  eingelösten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Aulegung  einer  selbst- 
ständigen Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  8taatstelegrapheu  an  den  Stütz- 
punkten dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntniss  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Gesellschaft  wird  dagegen  das  Recht  eingeräumt,  im  Falle  der  Her- 
stellung einer  Betriebsleitung  die  Drähte  derselben  gegen  Vergütung  der  hieraus 
erwachsenden  Mehrkosten  an  den  Stützpunkten  der  8taatatelegraphenleitung  an- 


Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  den  bezüglichen  Bahnen  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Bahnhöfen  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren,  soweit  die  erforderlichen  Räumlich- 
keiten zur  Verfügung  stehen. 


Die  Militärtransporte  müssen  auf  diesen  Bahnlinien  nach  herabgesetzten 
Tarifpreisen  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  der  priv.  Oesterreichiscben  Staatseiaenbahn- 
gesellschaft  bezüglich  der  Linie  Brtiun-Prag-Bodenbaoh  jeweilig  in  Kraft  stehen- 
den Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffen- 
übungen und  Controlsversammlungen,  ferner  auch  auf  das  Militärsvachcorps  für 
die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicberheitswaclie  Anwendung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisenbabn- 
gesellechaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  nnd  Bereit- 


5.  Leistungen  für  die  Staatste  legrapbenanstalt. 
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haltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die  Leistung  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtrans- 
porte, sowie  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feld- 
eisenbahnabtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Ver- 
wundeten auch  rücksichtlich  dieser  Bahnlinien  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtnng  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den  Bahu- 
gesellschaften  zu  8tande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegenseitiger  Aus- 
hilfe an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte  und  der  Vorschrift 
für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  der  Oesellschaft  nur  insoweit,  als  deren 
Erfüllung  nach  Massgabe  des  secnndären  Charakters  dieser  Linien  und  der  dem- 
zufolge gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  anf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs- 
system durchführbar  encbeint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung 
zusteht. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  Nr.  60  R.  G.  Bl.,  auf  gediente  Uuterofficiere  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

7.  Unentgeltliche  Beförderung   von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
cur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus 
Geffillsrücksichten  die  Eisenbahnen  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  der  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificate n 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

8.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Personenzugegebübr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Tbunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren.  , 

9.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sen- 
dungen und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermfiasigten 
Tarifsätze,  jedoch  mit  der  unter  Punkt  6,  Absatz  6  angegebenen  Beschränkung, 
Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  5.  September  1881. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

21.  ConcessioDSurkunde  vom  10.  3Iai  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  74, 

für  die  Locomotheisenbahn  von  Schweehat  nach  Mannersdorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 
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Nachdem  Oscar  Baron  Lazarini  in  Wien  die  Bitte  um  Ertbeilung 
deT  Concession  zum  Bane  und  Betriebe  der  Localbahn  von  der  Station 
Schweebat  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
nach  Mannersdorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten  Bittsteller  die 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai 
1880  (R.  G.  Bl..  Nr.  56),  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  als  normalepurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Schwechat  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  über  Gross- Schwechat,  Fischamend  und  Schwadorf 
nach  Mannersdorf. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  Über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung Abzweigungen  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden  Bahn 

o)  von  Schwadorf  nach  Grammat- Neusiedl  zum  Anschlüsse  an  die 
Wien -Brucker  Linie  der  Oesterreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellßchaft; 

b)  von  einem  Punkte  der  concessionirten  Bahn  nach  Hainburg,  even- 
tuell nur  jene  von  diesen  Abzweigungen,  bezüglich  derer  dies  von 
der  Staatsverwaltung  bestimmt  werden  wird,  in  dem  Falle  zur 
Ausführung  zu  bringen,  wenn  die  Verzinsung  und  Amortisation 
des  hiefür  aufzuwendenden  Anlagecapitales,  sei  es  durch  Fracht- 
verträge oder  sonstige  Leistungen  der  Interessenten,  sei  es  auf 
andere  Weise  gesichert  sein  wird. 

Die  Linie  Schwechat-Mannersdorf  wurde  am  6.  Jänner  1884  dem  Verkehre 
übergeben.  Mit  Zustimmung  des  k.  k.  Handelsministeriums  übernahm  die  priv. 
österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  diese  Bahu  mit  1.  Juli  1884, 
und  erfolgte  die  Concessionsübertragung  an  die  genannte  Gesellschaft  mit  der 
unten  (Doc.  23)  folgenden  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  14.  No- 
vember 1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  183. 

Gemäss  der  in  dieser  Kundmachung  enthaltenen  Bestimmung  erbaute  die 
priv.  österreichisch  •  ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  die  weitere  Linie 
Bruck  a.  d.  L.—  Hainburg  und  eröffnete  dieselbe  in  den  Strecken:  Bruck  a.  d.  L.- 
Petronell  am  1.  October  1886,  Petronell — Deutsch-Altenburg  am  2.  December 
1886  und  Deutsch- Altenburg— Hainburg  am  1.  November  1887. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a)    Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
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Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitala- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbuog,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  «um  Schlüsse  des  ersten  Be- 
triebsjahres ; 

die  Befreiung  von  den  Stempeln  and  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr ; 
die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkande  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen;  ferner 

die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welcbe  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  den  Bau.  der  Localbahn  von 
Schwechat  nach  Mannersdorf  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  einem 
und  einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  und  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bantermines  bat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  von  Zwanzigtausend  (20.000)  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupilleogeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§ 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Local- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungon  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements,  sowie  zu  den  Steinbrüchen  des 
Leithagebirges  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen  zugestanden  werden, 
deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  ß. 

Der  Concessionär  bat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen,   namentlich    nach     dem    Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 


Digitized  by  Google 


c) 

0 


Oesterreichiache  Linien. 


345 


14.  September  1854  (B.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetrieb  s- 
ordnuüg  vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852),  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sichern  eitsvorkehruogen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
geschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  entweder  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden, 
oder  die  aus  dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten  an 
eine  schon  bestehende  Actiengesellscbaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs. 

Die  Auegabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Priorität*- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zum  Betrage  von  Drei  Fünftel  (%) 
des  Nominalanlagecapitales  auszugeben. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungaplane 
zu  tilgen. 

Die  GesellschaftsBtatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversamrolungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auch  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache  Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eieenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebere'm kommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
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tran&porte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtran*porte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militäriirars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
traneporte und   der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maatsgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegemarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Vgl.  §  5  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  der 
obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten 
Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues, 
dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Siune  des 
§  11,  lit.  b  des  EisenbahnconceFsionsgesetzes  und  namentlich  durch 
politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  worden  könnte. 

§  »• 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  den  Gegenstand  der 
gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildenden  Eisenbahn  für  den  Ver- 
kehr zwischen  den  jetzt  oder  künftig  an  dieselbe  anschliessenden,  im 
Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  ist,  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen,  welche  von 
einer  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahn  auf  eine  andere  überzugehen 
haben,  über  die  dazwischen  gelegene  concessionirte  Bahn  unter  freier 
Feststellung  des  Tarifs  gegen  Entrichtung  einer  einverständlich  zu  ver- 
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einbarenden,  eventuell  im  Enteignungswege  festzustellenden  Entscbädi- 
gang  durch  die  eigenen  Zugkräfte  der  staatlichen  Betriebsverwaltung 
su  befördern,  oder  durch  jene  des  Concessionärs  befördern  zu  lassen, 
insoweit  dadurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbentttzten 
Localbahn  nicht  gestört  wird,  und  insoweit  die  erhöhte  Inanspruchnahme 
der  letzteren  mit  ihrem  pecundären  Charakter  und  den  gewährten  Er- 
leichterungen in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebsorganisation 
noch  vereinbar  sein  wird. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  14.  Ootober  1882  (Doc.  28). 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  einzulösen. 

Dieses  Einlösungsrecht  wird  insbesondere  für  den  Fall  vorbehalten, 
dass  die  Staatsverwaltung  sich  entschliessen  sollte,  den  Bau  einer  an 
die  concessionirte  Bahn  anschliessenden  Eisenbahn  in  der  Richtung 
gegen  die  ungarische  Landesgrenze  auf  Staatskosten  auszuführen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  haben  folgende  Be- 
stimmungen zu  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  fünften  Betriebsjahres 
erfolgt,  ist  der  durchschnittliche  jährliche  Reinertrag  der  dem  Ein- 
lösungstage  vorhergegangenen  Betriebsperiode  zu  ermitteln. 

2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  fünften  Betriebsjahres 
erfolgt,  werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung,  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  fünf  Jahre  beziffert,  hiervon  die  Reinerträgnisse 
der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  drei  Jahre  berechnet. 

3.  Sollte  sich  jedoch  der  so  (Punkt  1  und  2)  ermittelte  durch- 
schnittliche Reinertrag  nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken, 
welche  zur  fünfpercentigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der 
Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als 
das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Rein- 
erträgniss  festgesetzt. 

4.  Als  Einlösungepreis  hat  jener  Betrag  zu  gelten,  welcher  dem 
auf  Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäßigen Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  in  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

5.  Die  Zahlung  des  Einlösungspreises  erfolgt  ohne  Unterschied 
des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  Einlösung  stattfindet,  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Baarem  oder  iu  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsencourse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden  Tages. 

6.  Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 
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Bezüglich  des  effectiven  Anlagecapitale*  hat  hierbei  als  Grundsatz 
zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Projectsverfassung,  den  Bau  und 
die  Einrichtung  der  Bahn  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachge- 
wiesenen Kosten,  mit  Einscbluss  der  während  der  Bauzeit  factisch 
bezahlten  fünfpercentigen  Intercalarzinsen  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffungskosten  in  Anrechnung  zu 
bringen  sind. 

7.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  den  Genuas 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazugehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Vgl.  §  6  des  Übereinkommens  vom  12.  November  1882  (unten  sub  e). 

§  11. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehöra,  einschliesslich  des  Fahrparks  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  er- 
richteten und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude, 
zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein 
Zugebör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
Einlösungsrecht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  dio  Bau  und  Lieferungs- 
verträge vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
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vorzulegen.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebahrung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertrage  massige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltung*rathes  oder  der  sonst  als  Gesell- 
schaftsvorstand fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen,  oder  den  Gesellßchaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  durch  den  Commissär  stattfindende  Ueberwachung  der 
Bahnunternehmung  hat  der  Concessionär  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
echatz nicht  zu  leisten,  auch  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge 
des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
(R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug 
auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen 
UeberwachuDg  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die 
unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Conces- 
sionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  za  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicheu  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
neunzehnten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend - 
acbthund  ertz  wein  nd  achtzig,  Unserer  Reiche  im  Vierunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  DunajewsKi  m.  p. 
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22.  Concessionsbediognisse 

für  die  Localbahn  Schwecuat-Mannersdorf  (C.  Bl.  Nr.  00  ex  1882). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  projectiiten  Loco- 
motiveisenbahn  von  der  Station  Schwechat  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen  priv. 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  nach  Manneradorf  hat  nach  Maaasgabe  der  vomk.  k.  Handels» 
ministcrium  zu  genehmigenden  Detail projecte  und  der  nachstehenden  technischen 
Bedingniase  stattzufinden.  Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung 
der  Bahn,  sowie  die  Entwürfe  der  abzuschließenden  Bau-  und  Lieferungsverträge 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen,  und  die  aus  diesem  Anlasse 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zu  befolgen.  Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom 
k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Kückaichten  nachträglich  zu  stellenden 
Anforderungen  Folge  zu  leisten  uud  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  Polizeivorachrit'teu  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende  circa  29  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  am  nördlichen 
Ende  der  Station  Schwechat  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Kaiserin  Elisabeth- 
Uahn  in  östlicher  Richtung  entweder  direct  oder  durch  Benützung  der  Inherberger 
Scbleppbahn  ab,  und  führt  nach  Ueberselzung  des  Schwechatbaches  in  östlicher 
Richtung  über  Grosa-Schwcehat  uud  Mannswörth  nach  Fischamend,  von  hier  in 
südlicher  Richtung  im  Fischathale  nach  Kleiu-Neusiedl,  Schwadorf  und  Margarethen 
am  Moos,  überbrückt  am  östlichen  Ende  den  Bahnhof  Götzendorf  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellachaft,  worauf  der  Ort  Götzendorf,  und  nach 
Uebersetzung  des  Leithaflusses  der  Endpunkt  Mannersdorf  erreicht  v/ird. 

Abänderungen  der  genehmigten  Babntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  ni?ht  verändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die   Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  Einmündung  von 

ludustrieschleppbahnen. 

Der  Concessionär  vorpflichtet  sieb,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Schwechat  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  de«  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  mit  den  Anschlussbahnen  Vereinbarungen  mit 
den  betheiligten  Eisenbahnunternehmungen  anzustreben  und  die  bezüglichen  Uebcr- 
eiukomraeu  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Der  Concessionär  hat 
hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personenverkehrs  für  die  thunlichste  Er- 
leichterung beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremden  Bahnen  Sorge  zu 
tragen.  Bezüglich  der  Bedingungen  solcher  Anschlüsse  sowie  etwaiger  gemein- 
schaftlicher Bahnhofdienste  unterwirft  siph  der  Concessionär  dem  Ausspruche  des 
Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  den  Auschlussbabnen  nicht 
erzielt  werden  sollte.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Er- 
manglung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbeuützung  der  inlandischen  Nachbarbahuen  und  für  die  Einmündung  von 
Steinbruch-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen.  Der  Conce.nsionär  ist  insbesondere 
verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der 
concessionirteu  Bahn  gelegenen  Industrieuuternehmungen  «um  Behufs  der  Be- 
orderung ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Babn- 
bciriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu 
gestatten. 
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4.  Unterbau. 


Die  Eisenbahn  Schwecbat-Mannersdorf  ist  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter 
ala  Localbahn  mit  blossem  Tagv  er  kehre  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von 
25  Kilometer  pro  Stande  anzulegen  nnd  einzurichten.*) 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Strecke  werden  22  pro 
mille  —  1  :  46*5  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestelleu  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  andern- 
falls die  Steigung  der  Babn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  =  1 :  400 
betragen  soll.  Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte 
mindestens  4  Meter,  auf  freier  Baiin  aber  mindestens  3*6  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Ricbtuugs-  und  Stoigungsvcrhältnisse  der  Bahn  sind 
die  im  Centralblatte  für  Eisenbahnen  und  Damptschiffahrt  (Jahrgang  1882  Blatt 
Nr.  10)  angefahrten  diesbezüglichen  Vorschriften  genau  einzuhalten. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzustellen 
und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  Bind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  der  offenen  Objecto  mit  Fahrbahn  oben  eine  benutzbare 
Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten.  Sämmtliche  Objecto,  welche  innerhalb  einer 
Distanz  von  0'6  Kilometer  vor  dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einem  Halte- 
punkte vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Bei  den  offenen  Objecten  können  Tragconstrnctionen  von  Holz  oder  von  . 
Eisen  angewendet  werden.  Diese  Objecto  haben  gemauerte  Landpfeiler  zu  erhalten, 
jedoch  können  hölzerne  Mitteljoche  Anwendung  finden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
wird  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zufällige 
Belastung  zu  Grunde  gelegt. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inpruchnahme  des  Eisens  für  alle  Con- 
strnctionstheile  exclusive  der  Nieteu  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu  700  Kilo- 
gramm per  Quadratcentimeter  zugelassen.  Bei  Holzconstructionen  ist  die  Inan- 
spruchnahme bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zulässig. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstructionen  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hoch- 
wasserstand zu  legen. 

Ueberfabrteu  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 


Der  Oberbau  ist  nach  dem  System  des  schwebondeu  Stosses  auszuführen. 
Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per 
laufendes  Meter  21*75  Kilogramm  bei  Anweodung  einer  Maximalschwellendistanz 
von  0  88  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen.  Die  Schwellen  müssen  mindestens 
folgende  Dimensionen  haben:  Länge  2  2  Meter,  Breite  012  Meter,  untere  Breite 
0*20  Meter,  Höbe  0*13  Meter.  Die  Verwendung  von  balbrundeu  Schwellen  ist  bei 


*)  Mit  dem  Handelsministerialerlasse  vom  19.  Mai  1888,  Z.  13614,  H.  M. 
Vdgsbl.  Nr.  61,  wurde  die  im  Punkte  1/4  dieser  Concessionsbedingnisse  fest- 
gesetzte Maximalfahrgescbwindigkeit  für  den  Vorkehr  der  Züge  auf  der  Localbahn 
Bruck  a.  d.  L.-Hainburg  (vgl.  Doc.  23)  von  26  Kilometer  auf  30  Kilometer  per 
Stunde  erhöht. 
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Einhaltung  vorstehender  Dimensionen  zulässig.  Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau 
der  Subienenunterkante  eine  Kronenbreite  von  3  0  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter 
zu  erhalten.  Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  6  Percent 
der  Bahnlänga  betragen. 

6.  Hochbauten  und  Stationen. 

Die  Hochbauten  und  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

8ämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  verrehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter  ,  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  4  5  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  U  ebersetsungen 
frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  auch  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Station8-  und  Bahneinfriedurgen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann,  insolange  keine  Zugkreuzungen 
auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch  iu  allen 
Fällen  untetbleiben.  Filr  den  Betrieb  sind  indess  ausser  den  sonstigen  akustischen 
auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  ver- 
wenden. An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittvi  1. 

An  Fabrbetiiebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

3  Tender-Locomotiven  mit  einer  Maxiraalachsenbelastung  von  9  Tonnen; 
3  Personenwagen  uud  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen} ; 
30  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Von  den  oben  nngeführten  Wagen  ranss  mindestens  der  fünfte  Theil  mit 
Bremsvorrichtungen  versehen  sein. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahibetriebsmitt«],  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  der  Bahn,  sowie 
die  Ausrüstungsgegenstände  siud  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen, und  wird  diu  Regierung  dereu  Einfuhr  ans  dem  Auslande  nur  in  dem 
Falle  gestatten,  wenn  der  Conce*siouär  nachweist,  dass  dieselben  im  Inlande  unter 
gleichen  Preisen  nicht  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  (ür  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
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der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternebmeus 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

In  diesem  Sinne  behält  sich  die  Staatsverwaltung  auch  insbesondere  vor, 
rflcksichtlich  des  gegenseitigen  Uebergangsverkehres  zwischen  der  concessionirteu 
Bahn  und  der  anstoßenden  Linie  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahu  die  ihr  im  Hin- 
blicke anf  die  Concurrenz-  und  Conjuncturverbältnisse  nothwendig  erscheinenden 
tarifarischen  Anordnungen  zu  verlangen,  welche  jederzeit  uud  unverweilt  durch 
den  Coucessionär  oder  dessen  Rechtsnachfolger  durchzufahren  sind,  soweit  hie- 
durch  die  Reineinnahme  der  Localbahn  nicht  beeinträchtigt  wird.  Die  einzu- 
hebenden Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur  in  der  je- 
weiligen gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werdeu.  Sobald 
die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjabren  ein  Reinerträgniss  von 
mindestens  acht  Procent  des  Nominalaulagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 


In  Fällen  eines  Nothstandes  und  außergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel  für  Menschen  und  Nutztbiere  in  den  im  Reicharathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis*  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 


Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen.  Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von 
Geld-  und  Werthsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung 
der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  bat  nach  den  jeweilig 
bestehenden  Vorschritten  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 
Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere  Localitäten 
erforderlieh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form 
eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem 
Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein.  Die  innere  Ein- 
richtung, Reinigung  und  Beheizung  .dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postver- 
waltung. Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung 
und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Hahnanstalt  befördert  werden. 


Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatitelegraphen- 
anstatt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenlcitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  uud  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen.  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbst- 
ständige Leitungen  anf  dem  von  dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für 
Bahnzwecke  benützten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbstständigen  Babnbetriebsleitung 
die  Drahte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 
Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die  letztere 
nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  bat  der  Concessionär  durch  das  Bahn- 
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personal  unentgeltlich  mitzuwirken.  Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf 
der  concessionirten  Babn  die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen- 
Anstalt  nach  den  für  Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in 
den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  unterwirft  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchauführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k.  Staats- 
telegraphenanstalt  zu  den  Localbahnunternehmungen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Ge- 
fällsrücksichten die  Eisonbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  halber  Personeuzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  fioden. 

Wien,  den  10.  Jnni  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 


23.  Protokoll,  aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium 
am  14.  October  1882  (C.  Bl.  Nr.  143  ex  1882). 

Gegenwärtig  die  Gefertigten. 

Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  Vereinbarung  der  an  den  Conces- 
sionär Oskar  Baron  Lazarini,  beziehuugsweise  an  dessen  Rechtsnachfolger  von  der 
Staatsverwaltung  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  nach  §  9  der  A.  h.  Con- 
ceesionsurkunde  vom  19.  Mai  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  für  die  Localbahn  Scbwechat- 
Mannersdorf,  beziehungsweise  nach  §  9  der  Concessionsurkunde  vom  13.  August 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  für  die  Localbahn  Bisenz-Gaya  der  Staatsverwaltung 
vorbehaltene  Mitbenützung  der  in  Rede  stehenden  Localbahnen. 

I.  Zur  Feststellung  der  Päagegebühr  werden  för  jede  einaelne  vom 
Staate  mitzubenutzende  8trecke  einschliesslich  der  beiden  sie  begrentenden  Ab- 
zweigungsstationen  (eventuell  der  an  die  Stelle  einer  Abzweigungsstation  tretenden 
Geleiseverbindung  in  freier  Bahn)  alljährlich  festgestellt: 

a)  Die  ß'/js  perccntigen  Zinsen  der  auf  die  unbeweglichen  Bestandtheile  der 
8 trecke  sammt  Grundeinlösuug  und  auf  das  zugehörige,  auf  dieser  Strecke 
befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des  rollenden  Materials,  that- 
sächlich  verwendeten  Capitals  ohne  Zurechnung  der  Geldbeschaffungskosten. 
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b)  Die  im  Gegenstandajahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der  Erhaltung 
und  Erneuerung  derselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Cap.  7  bis  10 
des  allgemeinen  Contirungssehemas)  saratnt  den  auf  die  bezügliche  Strecke 
entfallenden  Antheilen  an  der  Feuerassecnranz  (Cap.  3,  Art.  III),  an  den 
Grund»  und  Gebäudeateuern,  ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahn- 
aufsieht  und  Bahnerhaltung  (Cap.  5),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahn* 
aufsieht  in  engerem  Sinne.  (Cap.  6,  Art.  I  bis  IV). 

t)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für  Stationsdienst 
(Cap.  12),  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung  des  Transportdienstes 
erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen  Auagaben. 

Der  aus  a  bis  c  resultirende  Jahresaufwand,  getheilt  durch  die  Summe 
aller  im  Gegenstand sjahre  auf  der  betreffenden  Peagestrecke  im  Dienste  beider 
Theile  gefahrenen  Wagenachskilometer,  bildet  die  Peagegebühr,  welche  der  Staat 
für  je  Ein  im  bezüglichen  Jahre  durch  die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen 
zurückgelegtes  Achskilometer  an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Zu  dieser  Peagegebühr  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung 
der  im  Dienste  des  Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Peagestrecke  durch  die 
Zugkraft  des  Concessionärs  unter  Beigabe  des  Zugförderung*-  und  Zugbegleitungs- 
personales durch  denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu  leistende  weitere  Entschädigung, 
welche  für  jedes  in  dieser  Weise  zurückgelegtes  Wagenacbskilometer  mit  dem 
Einheitssätze  bemessen  wird,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  dem  Concessionär  im 
Gegenstandsjahre  auf  der  die  Plagestrecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen 
Auslagen  für: 

d)  ot/tgpercentige  Verzinsung  der  effectiven  Anschaffungskosten  der  Locomotive, 
Tender  und  Tender-Ausrüstungsgegenstände,  sowie  für  die  Erhaltung  und 
Erneuerung  derselben  (Cap.  16,  Art.  I). 

e)  Fahrdienst  (Cap.  13)  und 

f)  Zugförderungsdienst  (Cap.  15)  nach  Abzug,  respective  Zurechnung  der 
activen  oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die  Summe  aller  im  beider- 
seitigen Interesse  auf  derselben  Eisenbahn  und  im  selben  Jahre  mit  der 
Zugkraft  des  Concessionärs  zurückgelegten  Wagenachskilo meter  getheilt 
wird.  Es  wird  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  Fahrbetriebsmittel  der 
Staatsverwaltung,  welche  die  Localbahn  passiren  sollen,  keine  grösseren 
Acbsengewichte  und  Radstände  besitzen  dürfen,  als  jene  der  Localbahn- 
Unternehmung. 

Nachdem  sich  der  Herr  Concessionär  Oskar  Baron  Lazarini  mit  der 
obigen  für  die  Bemessung  der  Peagegebühr  festgesetzten  Bestimmungen  ausdrück- 
lich einverstanden  erklärt,  wird  das  Protokoll  verlesen,  geschlossen  und  gefertigt. 

L.  Wrba  m.  p.  Oskar  Baron  Lazarini  m.  p. 

k.  k.  Seotionsrath. 

Th.  v.  Hankenberg  m.  p. 
k.  k.  Ministerialconcipist  als  Protokollführer. 


1*4.  Knndmachnng  des  Handelsministeriums  vom  14.  November 

1884,  R.  G.  Bl.  Nr  183, 

betreffend  die  Uebertraguug  der  Allerhöchsten  Concession  vom  19.  Mai 
1882  (B.  6.  Bl.  Nr.  74)  für  die  Localbahn  von  Schwechat  nach  Manners- 
4orf  an  die  priv.  Oesterrelchisch-nngarische  Staatseisenbahngesellschaft. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  wurde  die  Uebertragung 
der  dem  Oskar  Baron  Lazarini  in  Wien  unterm  19.  Mai  1882 
<R.  G.  Bl.  Nr.  74)  ertheilten  Allerhöchsten  Concession  «um  Baue  und 
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Betriebe  einer  Localbahn  von  Schweebat  nach  Mannersdorf  an  die 
priv.  Oesterreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  mit  der  Maass- 
gabe genehmigt,  dass  die  im  §  1,  Absatz  2  b,  der  bezüglichen  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  bezeichnete  Zweiglinie  der  Localbahn 
Schwechat-Mannersdorf  nach  Hainbarg  nunmehr  von  einem  nächst 
Bruck  a.  d.  Leitha  gelegenen  Punkte  der  gesellschaftlichen  Linie 
Götzendorf-Landeegrenze  nach  Hainburg,  eventuell  bis  zur  dortigen 
Landesgrenze  zu  fuhren  ist. 

Plno  ra.  p. 

25.  Concessionsurkunde  vom  28.  Deceiuber  1882,  R.  G.  Bl. 

Nr.  11  ex  1883, 

für  die  Secundärbahn  von  Segen  Gottes  nach  Okfiiko  mit  einer  Abzwei- 
gung nach  Gross-Meseritsch. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
von  Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Oesterreichische  Staatseisenbahngeeellschaft  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Secundärbahn  von  Segen  Gottes  nach  Okrizko  mit  einer  Abzweigung 
nach  Gross-Meseritsch  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Er- 
wägung der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der  genannten  Gesell- 
schaft diese  Conceäsion  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  BI.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Oesterreichischen  Staatseisenbahngeaell- 
schaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  ihre  Brttnn-Rossitzer 
Linie  anschliessenden,  vorläufig  als  uormalspurige  Secundärbahn  auszu- 
rüstenden und  zu  betreibenden  Locomotiveisenbahn  von  Segen  Gottes 
Uber  Namiest  und  Trebitsch  nach  Okriiko  nebst  einer  als  normalspurige 
Secundärbahn  herzustellenden  Abzweigung  von  Studenec  nach  Gross- 
Meseritsch. 

Die  Eröffnung  fand  statt  in   der  Strecke:   Segen  Gottes— Okriiko  am 
4.  Juni  188C  und  Studenetz-Gross-Meseritsch  am  13.  Juni  188«. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildende  Eisen- 
bahn werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschafiung  und  Sicherstellung  der  Capitals Verzinsung 
und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung,  sowie  für 
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jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der 
Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interims  - 
scheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobligationen, 
sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Eitheilung  dieser  Concession 
und  für  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
ftrner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf 
die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  8. 

Die  priv.  Oesterreichische  Staatseisenbahngesellschaft  ist  verpflichtet, 
den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahn  nach  erfolgter  Baubewilligung 
sofort  zu  beginnen  und  längstens  bis  1.  September  1885  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während 
der  ganzen  Co n cessio nsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungstermines  hat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Caution  in  baarem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von  Pu- 
pillengeldern geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  obigen  Vollendungstermines  kann 
diese  Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  nachträglich  von  der  Gesellschaft 
angestrebt  und  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessio- 
nirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbeding- 
nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.   Nr.    238,  und    der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
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16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  von  den  in  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkelt  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsmini- 
sterium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Die  Militärtianfporte  müssen  auf  der  concessionirten  Bahn  nach 
herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung, 
sowie  rücksicbtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  der  priv. 
Oesterreicbischen  Staatseisenbabngesellschaft  bezüglich  der  Linie  Brünn- 
Prag-Bodenbach  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt 
werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landeeschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung,  zu  den  WaffenÜbuDgen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schafiueg  und  Bereithaltung  von  Auerüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  organischen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  auch  rücksichtlich  dieser  Bahnlinie  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellscbaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob,  als 
peren  Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  der  concessio- 
nirten Bahnstrecken,  insbesondere  der  Abzweigung  Studenec-Gross- 
Meseritsch  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom   19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  aui 
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gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§7. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  ist  eine  besondere  Rechnung  zu  führen,  deren  Con- 
trole  und  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten  bleibt,  und  aus 
welcher  das  auf  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  verwendete 
effective  Anlagecapital,  sowie  die  durch  dessen  Beschaffung  der  Gesell- 
schaft erwachsende  Jahreslast  ersichtlich  ist. 

§  8. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, das8  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Beziehung 
zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  priv. 
Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  bestellten  landesfürstlichen 
Commi8sär  Einsicht  in  die  Gebahrung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  enthoben. 

§  9. 

In  Ansehung  der  hier  concessionirten  Bahnstrecke  Okfiiko-Segen 
Gottes,  sowie  der  an  dieselbe  anschliessenden  gesellschaftlichen  Strecken 
bis  zu  jenem  Punkte,  wo  in  dieselben  etwa  künftig  dem  Staate  gehörige, 
oder  im  Staatsbetriebe  befindliche  Bahnen  einmünden  werden,  welche  im 
Zusammenhange  mit  den  bezeichneten  Strecken  eine  Bahnverbindung 
des  Nordostens  der  Monarchie  mit  Okriiko  (Iglau)  darstellen,  steht  der 
Staatsverwaltung  das  Recht  der  Mitbenützung  (Peage)  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife  derart  zu,  dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist, 
über  jene  Bahnstrecken  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  gegen  Ent- 
richtung einer  fixen,  in  Gemässheit  der  einschlägigen  Bestimmungen  der 
ConcessionBbedingnisse  festzustellenden  Pe'agegehübr,  eventuell  auch  Ent- 
schädigung, entweder  selbst  zu  befördern,  oder  durch  die  priv.  Oester- 
reichische Staatseisenbahngesellschaft  als  Concessionär  befördern  zu 
lassen. 
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§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1965  festgesetzt  und  sie  erlischt 
nach  Ablauf  dieses  Zeitpunktes. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  er- 
klärt werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich 
der  Inangriffnahme  und  Vollendung  dos  Baues,  dann  der  Eröffnung  und 
Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  soferne  eine 
etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinue  des  §  11  lit.  b  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  erfolgter  Bauvollendung  jederzeit  gegen  eine  an  die  Ge- 
sellschaft zu  bezahlende  Jahresrente  einzulösen,  deren  Höhe  und  Zeit- 
dauer der  Jahreslast,  welche  der  Gesellschaft  infolge  der  Ausführung 
der  concessionirten  Bahn  erwachsen  ist,  gleichkommt,  keinesfalls  jedoch 
das  Erforderniss  für  die  fünfprocentige  Verzinsung  und  auf  die  Con- 
cessionsdauer  berechnete  Tilgung  des  gehörig  nachgewiesenen  efiectiven 
Anlagecapitales  übersteigen  darf. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  das  der  Staatsver- 
waltung kraft  £  6  des  Protokollarübereinkommens  vom  10.  respective 
12.  November  1882  eingeräumte  Recht,  in  dem  nach  1.  Jänner  1895 
wann  immer  eintretenden  Falle  der  Einlösung  der  ungarischen  Linien 
durch  den  Staat  ebenfalls  vor  dem  concessionsmässigen  Einlösuugs- 
termine  die  sfimnitlicheu  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter 
welchen  dann  auch  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  inbegriffen  ist, 
gegen  eine  auf  Grund  ihrer  Keinerträgnisse  bemessene  Jahresreute  ein- 
zulösen, in  keiner  Weise  bprübrt. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  der  nach  den  vorstehen- 
den Bestimmungen,  beziehungsweise  nach  jenen  des  Protocollarubcrein- 
kommens  vom  10.  respective  12.  November  18S2  ermittelten  Jahres- 
rente ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparks  und  der  Material- 
vorrütlie,  wobei  der  Werth  des  an  den  Staat  zu  übergebenden  Fahr- 
parks der  concessionirten  Bahn  auf  mindestens  6000  fl.  per  Kilometer 
festgesetzt  wird. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  >taat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  uud 
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in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs  (§  11,  Schlusssatz). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§11)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Grundflächen,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingoissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifil, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
großsen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
achtundzwanzigsten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  Fünfund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  \>.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

26.  Concessionsbedingnisse 

fllr  die  Ton  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Staatseiseiibnhngesellschaft 
auszuführende  Secnndärbahn  Segen  Gottes— Oki'izko  mit  der  Abzweigung 
Studenec-Gross-Meseritsck  (C.  Bl.  Xr.  25  ex  1S83). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  der  k.  k.  priv.  Oeetcrreichiscben  Staatseisenbahngesellschaft  aus- 
zuführende Secundärbabn  von  Segeu  Gottes  nach  Okfiiko  nebst  der  Abzweigung 
von  Studenec  nach  Gross-Meseritsch  ist  mit  einer  Spurweite  von  l'48o  Meter  für 
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eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  pro  Stande  anzulegen  und 
einzurichten. 

Die  Aasführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Dctnilprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
Überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium ans  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  52-3  Kilometer  lange  Bahnstrecke  Segen  Gottes- 
Okriiko  zweigt  vom  westlichen  Ende  der  Station  Segen  Gottes  der  k.  k.  priv. 
Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschat't  ab,  führt  in  vorherrschend  westlicher 
Richtung  au  den  Orten  Popowic,  Sudic  und  Namiest  vorüber,  erreicht  nächst 
Wladislaw  das  Thal  des  Iglawaflusses,  an  dessen  linkein  Ufer  dieselbe,  nördlich 
die  Stadt  Trebitsch  berührend,  weiter  führt,  nächst  dem  Orte  Sokoly  den  ge- 
usnnten  Fluss  überbrückt  und  sodann  entlang  dem  Höhenzuge  des  rechten  Ufers 
dieses  Flusses  in  die  Station  Okfizko  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
gelangt. 

Die  circa  22*2  Kilomeier  lange  Zweigbahn  Studenec — Gross-Meseritsch  mündet 
ans  der  Projectatation  Studenec  der  vorbeschrieb snen  Bahnstrecke  ab,  führt  vor- 
erst in  nordwestlicher  Richtung  nahe  den  Orten  Bozdiatin,  Budiscbau  und  Rudikau, 
dann  nördlich  an  den  Orten  Wlcatin  und  Klein- Woslavic  vorüber,  gelangt  sodann 
in  das  Ballinatbal  und  endet  westlich  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt  Gross- 
Meseritsch. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessioniiten  Bahn  gelegeneu  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in  Er- 
manglung eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen,  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  in  der  Linie  Segen  Gottes-Okfi£ko 
26  pro  Mille  =  1  :  40,  in  der  Strecke  Studenec— Gross-Meseritsch  20  pro  Mille  =  1 : 60 
festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltstellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
andernfalls  die  Steigung  der  Bahu  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  Mille  = 
1  :  4<)0  betragen  soll. 

In  der  Strecke  Segen  Gottes-Okrifko  soll  der  Abstand  der  Geleise  in  den 
Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens  4'6  Meter,  in  der  Strecke  Stadenec — Gross- 
Meseritsch  4*0  Meter  und  auf  freier  Bahn  mindestens  3*5  Meter  betragen. 
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Die  Minimalcurvenbalbmesser  dürfen  in  der  carrenten  Bahn  der  Strecke 
Segen  Gottes-Okriiko  nicht  unter  250  Meter  und  innerhalb  der  Strecke  Studenec- 
Gross-Meseritsch  nicht  unter  150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung*-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn,  sind 
die  von  der  k.  k.  Geueralinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  Namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatte  flir  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angelübrten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Babnnivelette  in  Mazimalsteigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  der  Strecke  Segen  Gottes-  Okfiiko  bat  eine  Kronenbreite  von 
4*6  Meter,  jener  der  Strecke  Studenec— Gross-Meseritsch  eine  solche  von  4  Meter, 
sowohl  bei  D&mmen,  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmnngen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzustellen 
und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlasse  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  mus8  das  Biückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Brücken  über  20  Meter  totaler  Länge  sind  mit  Sicherheitsschwellen  zu 
versehen. 

Sammtllche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Ge- 
ländern zu  versehen. 

Objecte  bis  zu  4  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  6  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Bei  allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen 
zu  verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  müssen  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
hergestellt  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruc- 
tionen  der  Linie  Segen  Gottes-Okfilko  sind  die  Bedingungen  der  Handels- 
ministerialvorordnung  vom  30.  August  1871,  Z.  12609,  K.  G.  Bl.  Nr.  114,  dagegen 
ist  den  Berechnungen  für  die  Brückenconstroctionen  der  Linie  Studenec — Gross- 
Meseritsch  die  durch  die  facti sch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  ei  zeugte  zu- 
fällige Belastung  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstluctionen  der  letzteren  Linie  wird  die  Inanspruchnahme  des 
Eisens  für  alle  Constructionstheile  ezclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die 
Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbäcben  in  der  Regel  mindestens  1  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
stand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  unter  Verwendung 
von  Flussstahlschienen  auszuführen  und  ist  die  Scb Wellenentfernung  derart  zu 
norm  Iren,  dass  dadurch  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  mit  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  nicht  Überschritten  wird.  Die  Maximalbelastung  der  Loco- 
motivachse  wird  für  die  Strecke  Segen  Gottes-Okf.£ko  mit  13  Tonnen  und  für 
die  Abzweigung  Studenec — Gross- Meseritsch  mit  10  Tonnen  festgesetzt. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  2  Meter,  mittlere  Breite  0*18  Meter,  Höhe  0*14  Meter,  und  aus 
gesundem  Eichenholte  erzeugt  sein. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sthienenunterkante  in  der  Strecke 
Segen   Gottes-Okfciko  eine  Kronenbreite  von  3'10  Meter  und   eine  Tiefe  von 
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0*30  Meter,  in  der  Abzweigung  Student c — Gross-Meseritsch  eine  Kronenbreite  von 
3  Meter  uud  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  zu  erhalten. 

6.  Stationsanlagen. 

Die  Austheilung  und  Länge  der  Stationen,  dann  die  Anzahl  und  Länge 
der  Stationsgeleise,  sowie  der  Wasserbeschaffungsanlagen  der  Strecke  Segen  Gottes- 
Okfhlko  ist  derart  zu  bemessen,  dass  im  Bedarfsfalle  auf  dieser  Strecke  täglich  in 
jeder  Richtung  15  siebzigachsige  Züge  verkehren  können. 

Die  Anzahl  und  Lange  der  Stationen  der  Strecke  Studenec — Gross -Meseritsch 
sowie  die  Länge  der  Nebengeleise  soll  den  jeweiligen  factischen  Bedürfnissen  ent- 
sprechen.   Bei  den  VVasserstationen   dieser  Strecke  dürfen  Pulsometer  verwendet 
w  erden. 

7.  Hochbauten. 

Die  Herstellung  von  Hochbauten  kann  auf  das  kleinste  Maass  beschränkt 
werden.  Die  Hochbauanlagen  können  ohne  Ausnahme  aus  dem  an  Ort  uud  Stelle 
verfügbaren  billigsten  Materiale,  gegebenenfalls  aus  Holzfachwerk  und  mit  Biegel- 
mauern hergestellt  werden. 

Sämmtliehe  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Paseagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Frachtenmagazine,  sowie  Ladebühnen  und  bewegliche  Viehrampen  sind  erbt 
nach  Maassgabe  des  Bedarfes  herzustellen.  Die  Hoclibauaolagen  lür  den  Güter- 
und Zugförderungsdienst  können  aus  Fachwerk  und  Riegelmauern,  oder  auch 
ganz  aus  Holz  auf  einer  Uutermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliehe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wächterhäusern  in  der  currenten  Strecke  ist,  insolauge 
der  Verkehr  bloss  auf  die  Tageszeit  beschränkt  bleibt,  und  die  Maximalfahrge- 
schwindigkeit von  25  Kilometer  per  Stunde  nicht  überschritten  wird,  nur  auf 
jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  besonders  frequenter  Strassen 
vorkommen. 

Die  Wächterhäuser  können  entweder  aus  Stein,  oder  Ziegeln  oder  mit 
hölzernen  Blockwänden  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Stations-  und  Babneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an  der 
Bahn  sind  in  der  Regel,  nicht  herzustellen,  insolange  der  Verkehr  nur  in  den 
Tagesstunden  stattfindet  und  die  Fahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde 
nicht  Uberschritten  wird. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Insolange  als  keine  Zugkreuzungen  auf  der  Bahn  stattfinden  und  nicht  be- 
sondere Fälle  dies  nothwendig  machen,  kann  die  Aulstellung  von  Glockensignnlen 
unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indeas  ausser  der  Telegraphenleitung  uud  den 
sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Sigualordnung  vorgeschriebenen  optischen 
Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen, 
dann  beiderseits  bämmtlicher  Stationen  der  Strecke  Segen  Gottes-Okfizko  sind 
Distanzdeckungssiguale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  erforderlichen  Locomotiven,  Personen-  und  Dienstwagen,  dann  Post- 
Gepäcks- und  Couducteurwagen,  sowie  alle  nöthigen  Güterwagen,  Schnee- 
pflüge  etc.  etc.  werden  für  beide  Strecken  dem  in  ausreichender  Menge  vorhandenen 
Fahrparke  der  Gesellschaft  entnommen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  Bind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken,  beziehungs- 
weise aus  den  eigenen  Werkeu  der  Gesellschaft  zu  beschaffen. 
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II.  Betrieb. 


1.  Personen-  und  Gütertarife. 


Die  Fahrpreise  für  die  Personenbeförderung  und  die  Frachtpreise  für  den 
Gütertransport  werden  von  der  Gesellschaft  in  Vorschlag  gebracht  und  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  der  concessionirten 
Bahn  Bedacht  genommen  werden  soll  und  schon  jetzt  bestimmt  wird,  dass  im 
unmittelbaren  gegenseitigen  Verkehre  zwischen  der  gegenwärtig  concessionirten 
Bahn  und  anderen  Liuien  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Staatseisenbahngesell- 
sohaft  die  Manipulatiousgebühr  uur  einmal  zur  Einhebung  gelangen  darf. 

Sollte  sich  das  BedUrfaiss  nach  einer  besonderen  Fahrpreisermässigung, 
z.  B.  für  Arbeitertransporte,  für  den  Marktverkehr  u.  dgl.  herausstellen,  so  ist  die 
Gesellschaft  verpflichtet,  über  Aufforderung  des  Handelsministeriums  entsprechende 
Ermässigung  en  für  die  am  niedrigsten  tarifirte  Wagenclasse  entweder  in  der  Form 
von  Cumulativuachlässen  für  grossere  Arbeitertransporte,  oder  in  der  Form  von 
Tour-  und  Retourhillets,  und  zwar  biB  sum  Minimalsatze  von  1-5  kr.  öaterr.  Währ, 
per  Person  und  Kilometer  zu  gewähren. 

Im  Uebrigen  sind  hinsichtlich  der  Personentarife  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  maassgebend. 

Rücksichtlich  der  Classification  der  Waaren,  dann  der  Nebengebühren  und 
der  sonstigen  Transportbestimmungen  haben  die  auf  der  nördlichen  Linie  der 
k.  k.  priv.  Osterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  geltenden  Bestimmungen 
in  Anwendung  zu  kommen. 

Die  jeweilig  eingeführten  Tarife  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  nnd  unter  Einhaltung  der  bestehenden  Vorschriften 
über  die  Veröffentlichung  der  Tarife  erhobt  werden. 

Tarifermässignngen  und  Tarif begtinstigutigen  aller  Art  müssen  ebenfalls 
vorschriftsmässig  kundgemacht  und  in  der  von  dem  k.  k.  Handelsministerium 
jeweilig  zu  bestimmenden  Weise  rechtzeitig  zur  Kenntniss  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung gebracht  werden. 

Wenn  ein  Verfrächter  unter  bestimmten  Bedingungen  einer  Frachtermässigung 
theilhaftig  wird,  so  muss  dieselbe  jedem  Verfrächter,  der  dieselben  Bedingungen 
annimmt,  zugestanden  werden,  derart,  dass  eine  persönliche  Bevorzugung  in 
keinem  Falle  Platz  greifen  darf. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  können  bei  Distanzen  unter  8  Kilometer  für 
mindestens  8  Kilometer  berechnet  und  eingeboben  werden. 

Die  einzuhebenden  Fahr,  und  Frachtpreise  dürfen  in  inländischer  Silber* 
münze  bemessen  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Curs- 
werthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den  vom 
Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

Sobald  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  in  einem  Betriebsjahre  ein 
Reinerträgniss  von  mindestens  sieben  (7)  Percent  des  Anlagecapitals  geliefert  hat, 
kann  das  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  eine  ver- 
hältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dabin  in  Kraft  gewesenen  Tarifsätze  anordnen. 


Desgleichen  ist  das  k.  k.  Handelsministerium  berechtigt,  in  Fällen  eines 
•  Nothstaudes  und  aussergewöhnlicber  Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen 
und  Nutithiere  in  den   im  Reichsratbe   vertretenen  Ländern  die  einschlägigen 
Frachtpreise  nach  Erfordernis»  bis  zur  Hälfte  herabzumindern. 


Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarif-Bestimmungen  bleibt  der 
Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten.  Einer  solchen  allgemeinen  Regelung  hat  die 
Gesellschaft  sich  zu  unterwerfen. 


2.  Nothstandstarife. 


3.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife. 
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4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postanstalt. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Be- 
etimmungen zur  Anwendung: 

Die  Post  und  die  Postbediensteten  sind  mit  allen  für  die  Personenbeförde- 
rung bestimmten  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befordern;  für  diese,  sowie  für 
sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt,  kann  die  Gesellschaft  ein  ange- 
messenes, im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen, hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Post  Verwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction,  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisenbahn  nnd  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 

6.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  oder  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  8taatstelegrapben- 
anstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  die  gleiche  Entschädigung  und  unter  denselben  Modalitäten,  wie  bezüglich 
ihrer  Hauptlinie,  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbstständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  für  Bahnzwecke  eingelösten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbst- 
stäudigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stütz- 
punkten dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntniss  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Gesellschaft  wird  dagegen  das  Recht  eingeräumt,  im  Falle  der  Her- 
stellung einer  Betriebsleitung  die  Drähte  derselben  gegen  Vergütung  der  hieraus 
erwachsenden  Mehrkosten  an  den  Stützpunkten  der  Staatstelegraphenleitung  an- 
zubringen. 

Die  Gesellschaft  Ut  ferner  verpflichtet,  auf  den  bezüglichen  Bahuen  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Bahnhöfen  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren,  soweit  die  erforderlichen  Räumlich- 
keiten zur  Verfügung  stehen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  8taates  infolge  dieser  Concession,  oder  aus  Ge- 
fallsrücksichten  die  Eisenbahn  benützeu  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
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»am  Zwecke  der  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen 
müssen  summt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 


Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

$.  Bestimmungen  für  die  Feststellung  der  Peagegebühr  und  Ent- 
schädigung. 

I.  Zur  Feststellung  der  Peagegebühr  werden  für  jede  einzelne,  vom  Staate 
mitzubenutzende  Strecke,  einschliesslich  der  beiden  sie  begrenzenden  Abzweigungs- 
stationen (eventuell  der  an  die  Stelle  einer  Abzweigungsstation  tretenden  Geleise« 
Verbindung  in  freier  Bahn)  alljährlich  festgestellt: 

a)  Die  6>/,cpercentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestandteile  der 
Strecke  sammt  Grundeinlösnng  und  auf  das  zugehörige,  auf  dieser  Strecke 
befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des  rollenden  Materials,  thatsächlich 
verwendeten  Capitata  ohne  Zurechnung  von  Geldbeschaffungskosten  und 
Intercalarzinsen. 

b)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der  Erhaltung 
derselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Cap.  7  bis  10  des  allge- 
meinen Contirungsschemas)  sammt  den  auf  die  bezügliche  Strecke  ent- 
fallenden Antheilen  an  der  Feuerassecuranz  (Cap.  3,  Art.  III),  an  den 
Grund-  und  Gebäudesteuern,  ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahn- 
aufsicht und  Bahnerhaltung  (Cap.  5),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahn- 
aufsicht im  engeren  Sinne  (Cap.  6j. 

c)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für  Stationsdienst 
(Cap.  12)  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung  des  Transportdienstes 
erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen  Ausgaben. 

Der  aus  a)  bis  c)  resultirende  Jahresaufwand,  getheilt  durch  die  Summe 
«Her  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  P6agestrecke  im  Dienste  beider 
Theile  gefahrenen  Wagenachskilometer,  bildet  die  Peagegebühr,  welche  der  Staat 
für  je  Ein  im  bezüglichen  Jahre  durch  die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen 
zurückgelegtes  Achskilometer  an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Hiezu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im  Dienste  des 
Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Peagestrecke  durch  die  Zugkraft  des  Con- 
cessionärs  unter  Beigabe  des  Zugförderungs-  und  Zugbegleituugspersonals  durch 
denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu  leistende  Entschädigung,  welche  für  jedes  in 
dieser  Weiae  zurückgelegtes  Wagenachskilometer  mit  dem  Einheitssatse  bemessen 
wird,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  dem  Concessionär  im  Gegenstandsjahre  auf  der 
die  Peagestrecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Auslagen  für: 

d)  ö'/ijpercentige  Verzinsung  der  effectiven  Anschaffungakosten  der  Looomotive, 
Tender  und  Teuderausrüstungagegenstäude,  sowie  für  die  Erhaltung  der- 


7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 


selben  (Cap.  16,  Alt.  I); 
e)  Fahrdienst  (Cap.  13)  und 
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f)  Zagförderungsdienst  (Cap.  15)  nach  Abzug,  respective  Zurechnung  der 
activen  oder  passiven  Lucomotivmiethe  durch  die  Summe  aller  im  beider- 
seitigen Interesse  auf  derselben  Eisenbahn  und  im  selben  Jahre  mit 
der  Zugkraft  des  Concessionärs  zurückgelegten  Wsgenacbskilometer 
getheilt  wird. 

Wien,  am  23.  JHoner  1883. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Pino  m.  p. 

27.  Concessionsurkunde  vom  11.  März  1883,  R.  G.  Bl.  Xr.  43, 

für  die  Localbahnen  ton  Minkowic  nach  Swolonowes,  von  Sadska  nach  Nim- 
burg und  Ton  Station  Littan  nach  Stadt  Littau. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterrreicb,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Oesterreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesell- 
scbaft  die  Bitte  nm  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
der  von  ihr  projectirten  Localbahnen  von  Minkowic  nach  Swolenowcs, 
von  Sadska  nach  Nimburg  und  von  Station  Littau  nach  Stadt  Littau 
gestellt  hat,  so  finden  Wir  uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  diese  Con- 
cession auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880, 
R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1- 

Wir  verleihen  der  priv.  Oesterreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden, 
als  normalspurige  Localbahnen  auszuführenden  Eisenbahnlinien,  und  zwar: 

a)  von  Minkowic  im  Anschlüsse  an  die  Localbahn  Kralup-Welwarn 
nach  Swolenowes; 

b)  von  Sadska  als  Fortsetzung  der  Localbahn  Poriean-Sadska  nach 
Nimburg ; 

(c  von  der  Station  Littau  nach  der  Stadt  Littau. 

Zur  Eröffnung  gelangten  die  Linien:  Minkowic-Swolenowes  am  20.  Februar 
1884  [für  den  Frachten  verkehr],  respective  am  20.  Mai  1884  [für  den  Personen- 
verkehr], von  8adska  nach  Nimburg  am  26.  August  1883  und  von  der  Station 
Littau,  welche  den  Namen  Schwarzbach  erhielt,  nach  Stadt  Littau  am  10.  Juli  1886. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildenden 
Eisenbahnen  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge,   bücherliche    Eintragungen,    Eingaben   und   sonstige  Urkunden 
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zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicberstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung, 
eowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  In- 
struirung  der  Bahnen  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschlags  der 
Interimssebeine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobli- 
gationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  üeber- 
tragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
ferner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet. 

§  3. 

Die  priv.  Oesterreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  ist 
vei  pflichtet  den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahnen  nach  erfolgter 
Banbewilligung  sofort  zu  beginnen  und  längstens  bis  31.  December  1883 
zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  Öffentlichen  Verkehre  zu  über- 
geben und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungstermines  bat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Caution  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  obigen  Vollendungstermines 
kann  die  Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  den  concessionirten  Bahnen 
nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung, 
sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  auf  der  nörd- 
lichen Linie  der  priv.  Österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  KeichBhälfteo,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsver- 
Bammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Di«  RecnUiu  künden  der  •■Urr.  Ki*«i.b*hnea  I.  24 
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Die  Gesellschaft  ist  vei pflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Etsenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  organischen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschrift  für  Feldciseubahnabtheilungen,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Krauken  und 
Verwundeten  auch  rücksichtlich  der  hier  concessionirten  Bahnen  bei- 
zutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitritte«  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Außhilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  der 
concessionirten  Bahnen  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unteroffiziere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

Bezüglich  der  concessionirten  Localbabn  von  Minkowic  nach 
Swolenowes  liegt  der  Gesellschaft  weiter  di*».  Verpflichtung  ob,  im 
Mobilisirungs-  oder  Kriegsfalle  deu  Bahnverkehr  insoweit  und  für  so- 
lange einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder 
sonstigen  militärischen  Operationen  auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten 
Strassen  nach  dem  Erachten  der  Militärbehörde  uothweiidig  erscheinen 
sollte. 

§  5. 

Im  Uebrigen  haben  auf  die  hier  concessionirten  Local  bahnen 
die  in  deu  §§  4  bis  11  der  Concessionsurkunde  vom  21.  August  1881, 
R.  G.  Bl.  Nr.  107,  enthaltenen  Bestimmungen  sinngemäss  Anwendung 
zu  finden,  jedoch  unbeschadet  des  der  Staatsverwaltung  kraft  §  6  des 
Protokollarübeieinkommens  vom  10.,  retpeclive  12.  November  1882 
eingeräumten  Rechtes,  in  dem  nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer 
eintretenden  Falle  der  Einlösung  der  ungarischen  Linien  durch  den 
Staat,  ebenfalls  vor  dem  concessiousinässigen  Einlösungsterinine  die 
sämmtlichen  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter  welchen 
dann  auch  die  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  inbegriffen  sind, 
gegen  eine  auf  Grund  ihrer  Reinerträgnisse  bemessene  Jahresrente 
einzulösen. 
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lodern  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  da*  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  pämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  elften  Tage  des  Monats  März  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertachzigunddrei,  Unserer  Reiche  im  Fünfunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 


28.  Couccssiousbedingnisse 

för  die  von  der  prtr.  österreichisch-ungarischen  Staatselsenbahngesell- 
schaft  projectirten  Localbahnen  von  Minkowic  nach  Svrolenowes,  von  Sadska 
nach  Nhnborg  und  von  Station  Littuu  nach  Stadt  Littau.  (C.  Bl.  Nr.  56 

ex  1883.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  der  priv.  österreichisch  -  ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
projectirten  Localbahnen: 

a)  Von  Minkowic  nach  Swolenowes; 
h)  von  .Sadska  nach  Nienburg; 
r)  von  Station  Littau  nach  Stadt  Littau 
sind  als  uormalspurige  Localbahnen  herzustellen  und  für  eine  Maximalfahrgeschwin- 
digkeit von  *J5  Kilometer  pro  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Hetriebseinrichtungen  bat  nach  Maass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im  Nach- 
stehenden festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Kntwürfo  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  heim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Bücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sieh  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
Vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  7*7  Kilometer  lang^  Liuie  Minkowic-Swolonowes  nimmt  ihren 
Ausgangspunkt  von  der  Station  Muikowic  der  an  die  nördliche  Linie  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatseisen hahngesellschaft  anschliessenden  Localbahn 
Kralnp- Welwarn,  führt  an  den  Ortschaften  Volowic.  Xoumefic  und  Kamcnomost 
vorüber  nach  Swolenowes,  woselbst  dh-  Kndstation  gleichen  Namens  errichtet  wird. 
Von  letzterer  Station   ist  eine  Schleppbahu  zur  dortigen  Zuckerfabrik  anzulegen. 

24* 
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Di«  circa  8  Kilometer  lange  Linie  Sadska- Himburg  nimmt  ihren  Aus- 
gangspunkt von  der  Endstation  Sadska  der  von  der  nördlichen  Linie  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  abzweigenden  Localbahn 
Pofican-Sadska,  fahrt  an  der  Ortschaft  Hofatew  vorüber  und  endet  nach  Ueber- 
setsung  der  Elbe  mittelst  einer  stabilen  Brücke  in  Nimburg. 

Die  Verbindung  dieser  Localbahn  mit  dem  Bahnhofe  Nimburg  der  Linie 
Wien-Tetschen  der  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  wird  mittelst  eines  die 
Verlängerung  der  Localbahn  bildenden  und  circa  1*7  Kilometer  langen  Geleises 
hergestellt;  ausierdem  ist  die  Bahn  mit  der  8tation  Velelib  der  böhmischen  Com- 
mercialbahnen  durch  ein  3  Kilometer  langes  Geleise  in  Verbindung  eu  setzen. 

Die  circa  2  Kilometer  lange  Localbahn  nach  Stadt  Littau  zweigt  nord- 
westlich von  der  bestehenden  Station  LUtau  der  Linie  Olmütz — Böhmisch  Trübau 
der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  ab,  führt  in  süd- 
westlicher Richtung  an  dem  Orte  Schwarzbach  vorüber  und  endigt  nördlich  von 
der  Stadt  Littau  in  der  Näbe  der  dortigen  Zuckerfabrik. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntracen  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptricbtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

S.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Iudustrieunternehmungen 
/.um  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  za  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in  Er- 
manglung eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Bauausführung  und  Betriebsausrüstung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlageu  und  Hoch- 
bauten, dann  der  Betriebseinrichtungen  und  Fahrbetriebsmittel  haben  die  für  die 
Localbahnen,  welche  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
21.  August  1881,  17.  G.  Bl.  Nr.  107,  bilden,  festgestellten  Concessionsbedingnisse 
vom  5.  September  1881,  Abschnitt  I,  Punkt  4  bis  9  auf  die  hier  concessionirten 
Bahnen  derart  Anwendung  zu  finden,  dass  die  Bauausführung  und  Betriebsans- 
rüstung derselben  übereinstimmend  mit  jenen  der  anschliessenden  Localbahnen 
der  priv.  österreichisch-ungarischen  8taatseisenbahngesellschaft,  beziehungsweise 
in  Gemässheit  der  vou  dieser  Gesellschaft  aufgestellten  uud  anfsichtibehördlich 
genehmigten  Normalien  für  Secund&rbahnen  zu  erfolgen  hat. 

Die  grösste  zulässige  Steigung  hat  in  der  currenten  Strecke  der  Linie 
Minkowic-Swolenowes  10  pro  Mille  =  1  :  100,  der  Linie  Sadska-Nimburg  nebst  Ver- 
bindung Nimbnrg- Velelib  16  pro  Mille  =  1  : 66,  der  Linie  Station  Littau-Stadt 
Littau  10  pro  Mille  =  1  : 100  zu  betragen. 

Die   Stationen    und  Haltestellen    sind    womöglich   horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro  Mille 
1 :  400  betragen  soll. 

Der  kleinste  Halbmesser  der  Curven  in  der  currenten  Bahn  wird  für 

die  Linie  Minkowic-Swolenowes  mit  200  Meter 

„      „      8adska-Nimburg  sammt  Verbindungslinie    „   276  „ 
n     8tation  Littau-Stadt  Littau  „  260  „ 

festgesetzt. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  siud  die 
von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  Namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  r Vorschriften  für  die 
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Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uobergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzufahren. 

5.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
AusiilstungsgegenstSnde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  beziehungs 
weise  aus  den  eigenen  Werken  der  Gesellschaft  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb. 

1.  Allgemeine  Bestimmung. 

Hinsichtlich  des  Personenverkehrs,  der  Güterbeförderung,  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Tarife,  der  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post-  und  Staatstelegraphen- 
Anstalt,  der  unentgeltlichen  Beförderung  von  Staatsbedieusteteu  bei  Dienstreisen, 
der  Beförderung  von  Schüblingen  uud  Sträflingen,  dann  die  Sendurgen  für  Zwecke 
der  Staatspferdezuchtanstalten  finden  die  zur  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  21.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  107,  erlassenen  Concessionsbediognisse  vom 
5.  September  1881,  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  9  auf  die  gegenwärtig  concessionirten 
Bahnen  Anwenduug. 

Wien,  den  29.  März  1883. 

D<?r  k.  k.  Handelsminister : 
Pino  m.  p. 


29.  Concessionsurkunde  vom  15.  Jänner  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  21, 

für  die  Localbahnen  ron  Brünn  nach  Tischnowltz  i Vorkloster)  und  von 

Rudelsdorf  nach  Landskron. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  Köuig  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  privilegirte  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahn- 
gesellschaft die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  der  von  ihr  projectirten  Localbahnen  .von  Brünn  nach  Tisch- 
nowitz  (Vorkloster)  und  von  Rudelsdorf  nach  Landskron  gestellt  hat, 
so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  der 
Unternehmen  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl. 
Nr.  238),  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56) 
und  vom  2b\  December  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180),  wie  folgt,  zu 
ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleihen  der  privilegirten  österreichisch-ungarischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehen- 
den, als  normalspurige  Localbahnen  auszuführenden  Eisenbahnlinien, 
und  zwar: 
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a)  von  einem  Punkte  der  nördlichen  Hauptlinie  der  Gegellschaft 
bei  Brünn  über  Königsfeld  und  Gurein  nach  Tiscbnowitz  (Vor- 
kloster) mit  einer  Schleppbahu  zum  Militär-Monturdepot  Nr.  1 
bei  Brünn; 

b)  von  der  Station  Kudelsdorf  der  gesellschaftlichen  Bahnstrecke 
Böhmisch  Trübau-Olmütz  nach  Laudskron. 

Die  Eröffnung  fand  statt  in  den  Strecken:  Brümi-Tiacbnowitz  am  2.  Juli 
1885  und  Rudoisdorf-Landukron  am  1.  Juni  IbSö. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Conceesionsurkunde  bildenden 
Eisenbahnen  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt; 

1.  Die  Befreiung  vou  i'ea  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  houstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaft'ung  und  Sicherstellung  der  Capitalsver- 
zinsung  und  den  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröfluung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Gruuderwerbuug,  des  Baues  und  der  In- 
struirung  der  Bahnen  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betrieb^  ahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  er»to 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsubligationen  mit  Einschlüge  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeiulüsung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebübr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheiluug  dieser  Couceseion 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkuude  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4c.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponßtempelgebühren, 
ferner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingefühlt  werdeu  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet. 

§  3. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahogeeellschaft  ist 
verpflichtet,  deu  Bau  der  concessionirten  Eisenbahnen  nach  erfolgter 
Baubewilligung  sofort  zu  beginnen  und  längstens  bis  31.  December 
1884  zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungstermiues  hat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Cantion  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  vou 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  obigen  Vollendungstermines 
kann  die  Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  den  concessionirten  Bahnen 
nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Be- 
ziehung, sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  auf 
der  nördlichen  Linie  der  priv.  österreichisch» ungarischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt 
werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols  und  zwar  nicht  nur 
bei  Belsen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Wafl'enübungen  und  Controlver- 
sammlungen,  ferner  auf  das  Militärwacbcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  Österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausriistungfigegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  organischen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschrift  für  Feldeisenbahnabtheilungen,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Krauken  und 
Verwundeten  auch  rücksichtlich  der  hier  concessionirten  Bahnen  beizu- 
treten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschalten  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommeus  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  der 
concessionirten  Bahnen  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  dnd  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint, worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Bei  der  Besetzung  von  Dienstesposten  für  die  concessionirten  Bahnen 
bat  die  Gesellschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872, 
R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unterofficierc  des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

Bezüglich  der  concessionirten  Localbahu  von  Brünn  nach  Tisch- 
nowitz  (Vorkloster)  liegt  der  Gesellschaft  weiter  die  Verpflichtung  ob, 
im  Mobilisirungs-  oder  Kriegsfalle  den  Verkehr  auf  dieser  Bahn  inso- 
weit und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke  von  Truppen- 
bewegungen oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf  den  von  der 
Bahn  gekreuzten  Strassen  nach  dem  Erachten  der  Militärbehörde  not- 
wendig erscheinen  sollte. 
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§  5. 

Im  Uebrigen  Laben  auf  die  bier  concessionirten  Localbabnen  die 
in  den  §§.  4  bis  11  der  Concessionsurkunde  vom  21.  August  1881, 
R.  G.  Bl.  Nr.  107,  enthaltenen  Bestimmungen  sinngemäss  Anwendung 
zu  finden,  jedoch  unbeschadet  des  der  Staatsverwaltung  krafc  §  6  des 
Protokollarübereinkommens  vom  10.,  respective  12.  November  1882 
eingeräumten  Rechtes,  in  dem  nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer 
eintretenden  Falle  der  Einlösung  der  ungarischen  Linien  durch  den 
Staate  ebenfalls  vor  dem  im  Artikel  I  des  Uebereinkommens  vom 
1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  7  ex  1867  festgesetzten  Einlösungs- 
termine,  die  sämmtlichen  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter 
welchen  dann  auch  die  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  inbegriffen 
sind,  gegen  eine  auf  Grund  ihrer  Reinertragnisse  bemessene  Jabres- 
rente  einzulösen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  be- 
trifft, den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concesßion  und  alle  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zn  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Iieichthaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  fünfzehnten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzig  und  vier,  Unserer  Reiche  im  Sechsund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

30.  Coiicessioiisbedingnisse 

für  die  von  der  priv.  österreioliiaeli-ungrarisehen  Staatseisenbahngesellschaft 
projectirten  Localbabnen  von  Brtlnn  nach  Tisclmowltz  (Vorkloster)  und 
von  Riidelsdorf  nach  Landskron  (( .  Bl.  Nr.  2s  ex  1H84). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  All  (rem  eine  Bestimmungen. 

Die  von  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
projectirten  Localbabnen  von  Brünn  nach  Tischnowitz  (Vorkloster)  und  von 
Rudelsdorf  nach  Landskron  sind  ah  normnlspurige  Localbabnen  herzustellen  und 
für  eine  M*ximalfabrgeschwiudigkeit  von  25  Kilometer  pro  Stunde  anzulegen  und 
auszurüsten. 

D  e  Ausführung  des  Baues  uud  der  Betriebseinrichtnngen  hat  nach  Masg- 
eabe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bediuguinse  stattzufinden. 
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Dia  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  ans  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zn  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handelsmini- 
sterium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  au  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften su  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende  circa  30  Kilometer  lange  Localbahn  Brünn-Tischnowitz 
(Vorkloster)  zweigt  zwischen  BrUnn  und  Schimitz  aus  dem  currenten  Hauptgeleise 
der  nördlichen  Hauptlinie  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbabn- 
gesellschaft  ab,  führt  in  vorwiegend  nordwestlicher  Richtung  an  den  Orten  Königs- 
feld, Rzeczkowitz,  Gurein  und  Drazow  vorüber  und  endet  im  Schwarzawa-Thale 
nächst  der  Stadt  Tischnowitz  (Vorkloster).  Von  der  projectirten  Station  Königsfeld 
führt  ein  Schleppgeleise  zum  Militärmonturdepot  Nr.  1  bei  Brünn. 

Die  circa  4  Kilometer  lange  Linie  von  Rudelsdorf  nach  Landskron  beginnt 
am  südöstlichen  Ende  der  Station  Rudelsdorf  der  Strecke  Böhmisch  Trübau- 
Olmütz  und  endet  südwestlich  von  Landskron  nächst  der  Tabakfabrik. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behnfe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergiltung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in 
Ermanglung  eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Babnunternehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Bauausführung  und  Betriebsausrüstung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und  Hoch- 
bauten, dann  der  ßetriebseiurichtungen  und  Fahrbetriebsmittel  haben  die  für  die 
Localbahnen,  welche  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
21.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  107,  bilden,  festgestellten  ConceHsionsbedingnisse 
vom  5.  September  1881,  Abschnitt  I,  Punkt  4  bis  9,  auf  die  bier  concessionirten 
Bahnen  derart  Anwendung  zu  finden,  dass  die  Bauausführung  und  Betriebsaus- 
rÜBtung  derselben  übereinstimmend  mit  jener  der  vorerwähnten  Localbahnen  der 
priv.  österreichisch-ungariächeu  Staatseisenbahngesellschaft,  beziehungsweise  in 
Geinässheit  der  von  dieser  Gesellschaft  aufgestellten  und  aufsichtsbehördlich 
genehmigten  Normalien  für  Secundärbahnen  zu  erfolgen  hat,  insoferne  nicht 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Concessionsbedingnisse  eine  Abänderung  der- 
selben bedingen. 

Die  gröbste  zulässige  Steigung  hat  in  der  currenten  Strecke  der  Localbahn 
Brünn-Tischnowitz  (Vorkloster)  25  pro  Mille  =  1  :  40  und  in  der  Localbahn 
Rudelsdorf-Landskron  20  pro  Mille  —  1  :  50  zu  betragen.  Die  Stationen  und 
Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der 
Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*ö  pro  Mille  =  1  :  400  betragen  soll. 

Die  benützbare  Länge  der  durchlaufenden  Stationsgeleise  der  Localbahn 
Brünn-Tischnowitz  (Vorkloster)  hat  mindestens  240  Meter  zu  betragen.  Der 
kleinste  Halbmesser  der  Curven  in  der  currenten  Bahn  wird  für  beide  Local- 
bahnen mit  2)0  Meter  festgesetzt. 
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Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Steigungsverhältirsie  der  Bahn  siud 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österrr ichiachen  Eisenbahnen  Namens 
des  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centralhlatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt (Jahrgang  188_\  Blatt  Nr.  1U)  angeführten  Vorschriften  für  die  Bestim- 
mung der  Bahnnivellette  in  Maximalste igungen  und  für  die  Anordnung  der  Ueber- 
gangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögeu  genau  durchzuführen. 

5.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstig«*  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Aasrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken,  beziehungs- 
weise aus  den  eigenen  Werken  der  Gesellschaft  zu  besenaffen. 

II.  Betrieb. 

Allgemeine  Bestimmung. 

Hinsichtlich  des  Persouenvei kehres,  der  Güterbeförderung,  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Tarife,  der  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post-  und  Staatstelegraphen- 
anstatt,  der  unentgeltlichen  Beförderung  von  Btaatsb»  diensteten  bei  Dienstreisen, 
der  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen,  dann  der  Sendungen  für  Zwecke 
der  Staatspferdezuchtanstalten  finden  die  zur  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  21.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  107,  erlassenen  ConeesHionsbedingnisse  vom 
6.  September  1S*1,  Abschnitt  II.  Punkt  1  bis  5,  dann  7  bis  9  auch  auf  die  gegen- 
wärtig concessionirten  Bahnen  Anwendung. 

Wien,  1.  Februar  1884. 

Der  k.  k.  Handclsminister 
Pino  m.  p. 

31.  Concessioiisurkunde  vom  22.  October  18S4.  11.  (j.  Bl. 

Nr.  179, 

für  die  Eisenbahn  von  Svliimltz  *)  an  die  Landesgrenze  nm  Wlarapasse  mit 
eventuellen  Abzweigungen  nach  Koritschnn  und  Strasgnitz. 

Wir  Franz  Joeef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  privilegirte  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahn- 
gesellschaft  die  Bitte  um  Erthcilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Eisenbahn  von  JSchimitz  unter  Einbeziehung  der 
bestehenden  Localbahnen  Gaya-Bisenz  und  Ung«risch-Hradisch — Ungarisch- 
Brod  bis  zum  Wlarapasse  nebst  eventuellen  Abzweigungen  nach 
Koritschan  und  nach  Strassuitz  (Landesgrenze)  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  uds  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens, 
der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  18*0,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  vom 
26.  December  1882,  K.  G.  Bl.  Nr.  ISO,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

*)  Siehe  die  unten  folgende  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
17.  November  188S,  R.  G.  Bl.  Nr.  180  (Doc  33). 
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§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn* 
gesellschaft  das  Hecht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  ihre  nördliche 
Linie  anschliessenden,  unter  Einbeziehung  der  bestehenden  Localbahnen 
Bisenz-Gaya  und  Ungarisch-Hradisch — Ungarisch-Brod,  vorläufig  als 
normalspurige  Secundärbahn  auszurüstenden  und  zu  betreibenden 
Locomotiveisenbahn  von  Schimitz  über  Austerlitz,  Butschowitz,  Nemotitz, 
Gaya,  Bisenz,  Kunowitz  nächst  Ungariscb-Hradisch  und  Ungarisch- 
Brod  bis  zur  mährisch-ungarischen  Grenze  am  Wlarapasse  nebst  even- 
tuellen Abzweigungen 

a)  von  Nemotitz  nach  Koritschan ; 

b)  von  einem  Punkte  der  linksbeitigen  Marchuferstrecke  nächst  Ostra 
nach  Strassnitz  eventuell  zur  Landesgrenze. 

Die  Ausführung  der  vorstehenden  Abzweigungen  hat  nur  im  Falle 
entsprechender  Beitragsleistuugen  von  Seite  der  Interessenten  stattzu- 
finden. 

Die  Localbahn  Bisenz-Gaya  wurde  auf  Grund  der  Concessionsurkunde 
vom  13.  August  18f-2,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  von  Oscar  Baron  Lazariui  t-rtaut, 
sodann  von  der  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbakugesellschaft  mit  Ver- 
trag vom  30.  Juni  18H4  angekauft  und  am  20.  Juli  1884  eröffnet. 

Die  Localbahn  Uiigarisch-Hradisch-Kuuowitz-Uugariacb-Brod 
wurde  auf  Giund  der  Conceasiouaurkunde  vom  22.  August  1881,  K.  G.  Bl.  Nr.  108» 
von  der  österreichischen  Localeisenbahngesellwcbaft  erbaut  und  am  1.  April  1883 
eröffnet.  Durch  den  Kaufvertrag  vom  22./2T.  Juli  1885  ging  diese  Hann  an  die 
priv.  österreichisch-ungarische  StaatJeiaenbahngcsellscbaft  über. 

Der  übrige  Theil  der  Eisenbahn  Schimitz-Wiarapass  wurde  eröffnet  in  den 
Strecken:  Bisenz-Wcssely  a.  M.-Kunowitz  am  1.  Juni  18ö7,  Verbinduugsgcleise  zum 
unteren  Bahnhofe  Brünn  und  Betriebsausweiche  bei  Schirmt-/,  am  26.  August  1887, 
Brünn-Gaya  mit  Zweiglinie  Blazowitz-Holubitz  und  Wessely  a.  M. — Strassnitz- 
Landesgrenze  bei  Sudumtiutz-Petrau  am  10.  October  1887  und  Ungarisch-Brod- 
Wiarapaas  am   28.  October  1888. 

§  2. 

Für  die  in  Gemässheit  dieser  Concessiousurkunde  zu  erbauenden 
Bahnstrecken  werden  mit  Ausschlag  der  Localbahnen  Bisenz-Gaya  und 
Ungariscb-Hradisch — Ungarisch-Brod,  für  welche  die  im  §  2  der  Cou- 
ceasionsurkunde  vom  13.  August  1882,  K.  G.  Bl.  128,  beziehungsweise 
im  §  2  der  Concessionsurkunde  vom  22.  August  1881,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  108, 
gewährten  Begünstigungen  auch  fernerhin  in  GeltUDg  bleiben,  nach- 
stehende Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschafiuog  und  Sicherstellung  der  Capitalsver- 
ziosung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  In- 
StruiruDg  der  Bahn  big  zum  Schlüsse  des  ersten  Betrieb^  ab  res ; 
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2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobli- 
gationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu 
entrichtenden  Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
ferner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet. 

§  2  lit.  a  bis  d  der  Concessionsurkunde  vom  22.  August  1881,  R.  G.  Bl. 
Nr.  108,  ist  gleichlautend  mit  vorstehendem  §  2  Punkt  1  bis  4;  weitera  ist 
§  2  lit.  a,  c,  d  der  Concessionsurkunde  vom  13.  August  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  128, 
gleichlautend  mit  vorstehendem  §  2  Punkt  1,  3  und  4;  lit.  b  aber  lautet: 

h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe  der 
Stamm-  und  Prioritatsactien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösuug  auflaufenden  Uebertragungsgeböhr. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbabngesellschaft  ist 
verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten  neuen  Bahnstrecken  nach  er- 
folgter Baubewilligung  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  zwei 
und  einem  halben  Jabre  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungstermines  hat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Caution  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von  Pu- 
pillengeldern geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  des  obigen  Vollendungsterraines  kann 
diese  Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  nachträglich  von  der  Gesellschaft 
angestrebt  und  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen  erkannt  werden  sollte. 
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§  6. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con  cessio- 
nirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  und 
den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbedingnissen, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebeordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsmini- 
sterium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  C 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  der  concessionirten  Bahn  nach 
herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung, 
sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  der  priv. 
österreichisch  -  ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  bezüglich  der 
Linie  Brünn-Prag-Bodenbach  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlversammlungen, 
ferner  auch  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf 
die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen  Ei- 
senbahngesellschaften  abgeschlossenen  Lebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  organischen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags  - 
übereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  auch  rücksichtlich  dieser  Bahnlinien  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommeuden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 
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Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  mir  insoweit  ob,  als 
deren  Erfüllung  nach  Maaesgabe  des  eecundäreu  Charakters  der  conces- 
sionirten  Bahnstrecken  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint, worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  vou  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  Ii*.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  00,  auf 
gedient«  Unterofficiere  des  Heeres,  uer  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  T. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  ist  eine  besondere  Rechnung  zu  fuhren,  deren  Con- 
trole  und  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten  bleibt,  und 
aus  welcher  das  auf  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  verwendete 
eftVctive  Anlageeapital,  sowie  die  durch  dessen  Beschaffung  der  Gesell- 
schaft erwachsende  Jahreslast  ersichtlich  ist. 

§  8. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugnng  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf  die  Hintan- 
haltung, respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  zu 
dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatsei.senbahngesellschaft  bestellten  landes- 
fürstlichen Commissär  Einsicht  in  die  Gebahrung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  81»  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  DJ.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  18.V2,  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlicheu  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  enthoben. 

§  0. 

In  Ansehung  der  hier  concessionirten  Bahnstrecken  bis  zu  jenem 
Punkte,  wo  in  dieselben  etwa  künftig  dem  Staate  gehörige,  oder  im 
Staatsbetriebe  befindliche  Bahnen  einmünden  werden,  welche  im  Zu- 
sammenhange mit  den  bezeichneten  Strecken  eine  Bahnverbindung  des 
Nordohtens  der  Monarchie  mit  Brünn,  respective  Okri/ko  (Iglau)  dar- 
stellen, steht  der  Staatsverwaltung  das  Recht  der  Mitbenützung  (Peage) 
unter  freier  Feststellung  der  Tarife  derart  zu,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  über  jene  Bahnstrecken  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen 
gegen  Entrichtung  eiuer  fixen,  in  Gemässheit  dei  einschlägigen  Bestim- 


Digitized  by  Google 


Oesterreiohische  Linien. 


363 


mungen  der  Concessionsbedingnisse  festzustellenden  Peagegebtibr,  eventuell 
auch  Entschädigung,  entweder  selbst  zu  befördern,  oder  durch  die  priv. 
österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft,  als  Concessionär 
befördern  zu  lassen. 

§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b)  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1965  festgesetzt  und  sie  er- 
lischt nach  Ablauf  dieses  Zeitpunktes. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  er- 
klärt werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich 
der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und 
Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  soferue  eine 
etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b)  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  und  finanzielle 
Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  erfolgter  Bauvollendung  jederzeit  gegen  eine,  an  die  Gesell- 
schaft zu  bezahlende  Jahreßrente  einzulösen,  deren  Höhe  und  Zeitdauer 
der  Jahreslast,  welche  der  Gesellschaft  in  Folge  der  Ausführung  der 
concessiouirten  Bahn  erwachsen  ist,  gleichkommt,  keinesfalls  iedoch  das 
Erforderniss  für  di*  fünfpercentige  Verzinsung  und  auf  die  Concessions- 
dauer  berechnete  Tilgung  des  gehörig  nachgewiesenen  effectiven  Anlage- 
capitales  übersteigen  darf. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  das  der  Staatsver- 
waltung kraft  §  6  des  Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  ein- 
geräumte Recht,  in  dem  nach  1.  Jänner  1895  wann  immer  eintretenden 
Falle  der  Einlösung  der  ungarischen  Linien  durch  den  Staat,  ebenfalls 
vor  dem  im  Artikel  I  des  Uebereinkommens  vom  1.  December  1866, 
R.  G.  Bl.  Nr.  7  ex  1867,  festgesetzten  Einlösungstermine  die  sämmt- 
lichen  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter  welchen  dann  auch 
die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  inbegriffen  ist,  gegen  eine  auf  Grand 
ihrer  Reinerträgnisse  bemessene  Jahresrente  einzulösen,  in  keiner  Weise 
berührt.  Es  soll  jedoch  auch  in  diesem  Falle,  sofern  die  Einlösung  der 
österreichischen  Linien  vor  1.  Jänner  1900  erfolgt,  die  im  ersten  Ab- 
sätze des  gegenwärtigen  Paragraphes  enthaltene  Bestimmung  Anwendung 
rinden,  wogegen  die  im  Wege  der  getrennten  Brtriebsrechnung  zu  er- 
mittelnden Reinerträgnisse  der  gegenwärtig  concessiouiiten  Bahn  aus  den 
Reinerträgnissen  der  österreichischen  Linien  auszuscheiden  sind. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Ein- 
lösung tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  der  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen,  beziehungsweise  nach  jenen  des  Uebereinkommens  vom 
12.  November  1882,  ermittelten  Jahresrente  ohne  weiteres  Entgelt  in 
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das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genusa  der  concessionirten  Bahn 
mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  ein- 
schliesslich des  Fahrparks  und  der  Materiaivo rräthe,  wobei  der  Werth 
des  an  den  Staat  zu  übergebenden  Fahrparks  der  concessionirten  Bahn 
auf  mindestens  6000  fl.  per  Kilometer  festgesetzt  wird. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigeuthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehöra  (§  11,  Schlusssatz). 

Sowohl  beim  Erlöscbeu  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Ertragnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Keservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksiebtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Grundflächen,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessiousui künde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkom- 
men sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

§  14. 

Insoweit  die  vorstehenden  Beetimmungen  von  den  in  Gemässheit 
der  Concessionsurkundeu  vom  13.  August  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  128, 
und  vom  22.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  108,  für  die  Localbahnen 
Bisenz-Gaya  und  Ungar.  Hradisch — Ungar.-Brod  festgesetzten  Concessions- 
bestimmungen  abweichen,  treten  diese  letzteren  ausser  Kraft. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behördeu,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
22.  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtzigundvier,  Unserer  Reiche  im  Sechsunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Ptno  id.  p.  Dunajewskt  m.  p. 
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32.  Concessionsbedingnisse 


für  die  von  der   prlv.  österreichisch-ungarischen  Stuatseisenbahngesell- 
schaft  zur  Ausführung  zu  bringende  Bahnverbindung  zwischen  einem 
Punkte  ihrer  nördlichen  Linie  bei  Schiniitz  bis  znr  mährisch-ungarischen 
Grenze  am  Wlarapass«.  (C.  Bl.  Nr.  147  ex  1884) 


Die  von  der  priv.  Österreichisch-ungarischen  StaatseisenbahngesellRchaft  zur 
Ausführung  zu  bringende  Bahnverbindung  zwischen  einem  Punkte  ihrer  nördliohen 
Linie  bei  Schimitz  bis  zur  mährisch-ungarischen  Grenze  am  Wlarapasse  ist  mit 
einer  Spurweite  von  1*436  Meter  vorläufig  für  eine  Maximalfahrgesuhwindigkeit  von 
25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten.*) 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachfolgenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue   auoh  allen  vom  Handels- 


ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 


Die  zu  erbauende,  mit  Aussohlusa  der  bestehenden  Looalbahnstrecken 
Bisenz- Gaya  und  Ungarisoh-Hradisch-Ungarisch-Brod,  circa  130  Kilometer  lange 
Bahnstrecke  Sohimitz-Wlarapass  hat  nächst  dem  Orte  Schimitz  von  der  priv. 
österreicbisoh-ungarisohen  Staatseisenbahn  mittelst  Gabeluug  der  Trace  und  Ein- 
schaltung einer  Betriebsstation  an  der  Anschlussstelle  derart  abzuzweigen,  dass 
ein  directer  Verkehr  nach  beiden  Richtungen  stattfinden  kann;  ferner  nach  Ueber- 
setzung  der  mährisoh-echlesischen  Nordbahn  bei  Kfenowitz  über  Ansterlitz, 
Butsohowitz,  Nemotitz  nach  Gaya  zu  fuhren,  um  sodann  mit  Einbeziehung  der 
Localbahn  Bisenz-Gaya  und  nach  Unterfahrung  der  Kaiser  Ferd'mands-Nordbahn 
in  der  Nähe  von  Bisenz  bei  Kunowitz  nächst  Ungarisch -Hradisch  den  Anschluss 
an  die  bereits  im  Betriebe  stehende  Localbahn  Ungarisch-Hradisch-Ungarisch-Brod 
zu  erreichen. 

Unter  Benützung  der  Localbahn  strecke  Knuowitz-Ungarisch-Brod  gelangt 
die  Trace  zur  mährisch-ungarischen  Grenze  am  Wlarapasse. 

Die  unter  der  Voraussetzung  einer  entsprechenden  Betheiligung  der  Inter- 
essenten zu  erbauenden  secundären  Flügelbahnen  führen  einerseits  von  Nemotitz 
nach  Koritschan,  andererseits  von  einem  Punkte  der  linksseitigen  Marchuferstrecke 
nächst  Ostra  nach  Strassnitz,  eventuell  zur  Landesgreuze,  und  zwar  die  erstere 
über  Mauchnitz,  mit  einer  Länge  von  6  Kilonieter,  die  letztere  über  Wessely, 
mit  einer  Länge  von  circa  10  Kilometer. 


*)  Mit  den  H.  M.  Erlässen  vom  25.  September  1888,  Z.  34.84*,  H.  M.  Vdgsbl. 
Nr.  122,  und  vom  8.  April  1889,  Z.  8509,  H.  M.,  Vdgsbl.  Nr.  45,  wurde  in  der 
Strecke  Brünn- Ansterlitz  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  für  Personenzüge  mit 
50  Kilometer,  für  gemischte  und  Güterzüge  mit  30  Kilometer  per  Stunde  fest- 
gesetzt. Weiters  wurde  mit  dem  H.  M.  Erlasse  vom  8.  October  1888,  Z.  37470, 
H.  M.,  Vdgsbl.  Nr.  U9,  in  der  Streike  Austerlitz-Wlarapass  die  Maximalfahr- 
geschwindigkeit für  alle  Züge  auf  30  Kilometer  per  Stunde  erhöht. 
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I.  Bau  und  Ausrüstung. 


1.  Allgemeine  Bestimmungen. 


2.  Trace. 
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Abänderungen  der  genehmigten  Bahutraoe  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmiindnng  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Indnstrieunternehmungen 
zum  Behufs  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in  Er- 
mangelung eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahountemehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  werden  im  Allgemeinen 
14  pro  mille  =  1  :  71*4  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind,  wo  möglich,  horizontal  anzulegen, 
andernfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nioht  mehr  als  2  pro  mille  = 
1  :  500  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  hat  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  5  Meter  und  auf  freier  Bahn  mindestens  3  5  Meter  zu  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
250  Meter  betragen,  bievon  ist  nur  der  Ausfahrtsbogen  aus  der  Station  Schänitz 
ausgenommen,  welcher  einen  Radius  von  200  Meter  erhalten  kann. 

Hei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  Namens  de« 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  /Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivullette  in  Maximalnoigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  genau  durchzuführen. 

Der  Unterbau  der  Strecke  hat  eine  Kronenbreite  von  4  6  Meter  sowohl  bei 
Dümmen  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Bösehungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besäen, 
respective  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brüokenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Brücken  von  über  20  Meter  totaler  Länge  sind  mit  Sicherheitssehwellen 
zu  versehen. 

In  der  Nähe  der  Stationen,  und  zwar  beiderseits  zwischen  Station  und 
Distanzsignal,  als  wie  auch  noch  auf  O  l  Kilometer  darüber  hinaus  sind  Geländer 
an  den  Objecten  anzubringen. 

In  der  Nähe  von  Haltestellen,  wo  keine  Zugskreuzungen  stattfinden,  sind 
Geländer  an  den  Objecten  auf  eine  Entfernung  von  100  Meter  von  der  Mitte  der 
Haltestelle  an,  nach   beiden  Seiten  gemessen,  anzubringen. 

Objecto  bis  zu  4  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuweihen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  6  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstrnctionon  von  Holz  angewendet  werden. 

Bei  allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen 
zn  verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  müssen  die  Zwischenpt'eiler  in  definitiver  Weise 
hergestellt  werden. 
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Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücke  nconstruotionen 
der  Linie  Schimitz-Wlarapass  sind  die  Bedingungen  der  Handelsministerialverordnung 
▼om  30.  August  1870,  R.  O.  Bl.  Nr.  114,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstrnctionen  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  sohwebenden  Stosses  unter  Verwendung 
von  Flussstahlschienen  auszuführen  und  ist  die  Entfernung  der  Schwellen  derart 
zu  normiren,  dass  dadurch  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  mit  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  bei  einer  Maximalbelastung  der  Locomotivaohse  mit  14  Tonnen 
nicht  überschritten  wird. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Minimaldimensionen  haben: 

Lfinge  2-2  Meter,  mittlere  Breite  018  Metsr,  Höhe  0*14  Meter  und  aus 
gesundem  Eichenholz  erzeugt  sein. 

An  Stelle  des  Flussstahlsohienen-Oberbaues  ist  die  priv.  Österreich isoh- 
ungarische  Staatsoisenbahngesellschaft  berechtigt,  alte  brauchbare  Eisenschienen  ihrer 
Hauptlinien  anzuwenden.  Unter  Voraussetzung  der  Genehmigung  der  k.  k.  General- 
in spection  der  österreichischen  Eisenbahnen  kann  auch  ein  eisernes  Oberbausystem 
zur  Anwendung  gelangen. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3-1  Meter  unü  eine  Tiefe  von  0-3  Meter  zu  erhalten. 

6.  Stationsanlagen. 

Die  Austheilung  und  Länge  der  Stationen,  dann  die  Anzahl  und  Länge  der 
Stationsgeleise,  sowie  die  Wasserbeschaffungsanlagen  sind  derart  zu  bemessen, 
dass  im  Bedarfsfalle  auf  dieser  Strecke  täglich  15  hundcrtaohsige  einfaohe,  oder 
15  fünfzigachsige  Doppelzügo  nach  beiden  Richtungen  unter  allen  Umständen 
verkehren  können. 

7.  Hochbauten. 

Die  Herstellung  von  Hochbauten  kann  auf  das  kleinste  Mass  beschränkt  werden. 

Die  Hoohbauanlagen  können  ohne  Ausnahme  aus  dem  au  Ort  und  Stelle 
verfügbaren  billigsten  Materiale,  gegebenenfalls  aus  Holzfachwerk  und  mit  Riegel- 
mauern  hergestellt  werden. 

Sämmtlicho  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Frachtenmagazine,  sowie  Ladebühnen  und  bewegliche  Viehrampen  sind  nach 
Massgabe  des  Bedarfes  herzustellen. 

Die  Hochbauaulagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtlicho  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehen- 
den looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wächterhäusern  in  der  currenten  Strecke  ist,  insolange 
der  Verkehr  blos  auf  die  Tageszeit  beschränkt  bleibt  und  die  Maximalfahrgeschwindig- 
keit von  J5  Kilometer  per  Stunde  nicht  überschritten  wird,  nur  auf  jene  Stellen 
zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Die  Wäcbterhänser  können  entweder  aus  Stein,  oder  Ziegeln  oder  mit 
hölzernen  Blockwänden  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Kegel  nicht  herzustellen,  insolange  der  Verkehr  nur  in  den 
Tagesstunden  stattfindet  und  die  Fahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde 
nicht  öberschritten  wird. 

25* 
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8.  Betriebseinrichtungen. 

Insolange  als  keine  Zugskreuzungen  auf  der  Bahn  stattfinden  und  nicht 
besondere  Fülle  dies  nothwendig  machen,  kanu  die  Aufstellung  von  Glocken- 
signalen unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indess  ausser  der  Telegraphenleitung 
und  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden. 

Beiderseits  sämmtlicher  Stationen  der  Streoke  Schimitz-  Wlarapass  sind 
Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  bloss  die  zum  Betriebe  dieser  Linie  erforderlichen 
Locomotiven  und  Postwagen  neu  anzuschaffen,  dagegen  können  Personen-  und 
Dienstwagen,  dann  Gepäcks-  und  Conducteurwagen,  sowie  alle  nöthigen  Güter- 
wagen, Schneepflüge  etc.  aus  dem  in  ausreichender  Menge  vorhandenen  Fahr- 
parke der  Bahngesellschaft  entnommen  werden. 

Ii'.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken,  beziehungs- 
weise aus  den  eigenen  Werken  der  Gesellschaft  zu  beschaffen. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Fahrpreise  für  die  Personenbeförderung  und  die  Frachtpreise  für  den 
Gütertransport  werden  von  der  Gesellschaft  in  Vorschlag  gebracht  und  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  der  concessionirten 
Bahn  Bedacht  genommen  werden  soll  und  schon  jetzt  bestimmt  wird,  dass  im 
unmittelbaren  gegenseitigen  Verkehre  zwisohen  der  gegenwärtig  concessionirten 
Bahn  und  anderen  Linien  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft  die  ManipulationsgebUhr  nur  einmal  zur  Einhebung  gelangen  darf. 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  nach  einer  besonderen  Fahrpreisermässigung,  z.  B. 
für  Arbeitertransporte,  für  den  Marktverkehr  u.  dgl.  herausstellen,  so  ist  die  Gesell- 
schaft verpflichtet,  über  Aufforderung  des  Handelsministeriums  entsprechende 
Ermässigungen  für  die  am  niedrigsten  tarifirte  Wagenclasse  entweder  in  der  Form 
von  Cumulativnachlässen  für  grössere  Arbeitertransporte,  oder  in  der  Form  von 
Tour-  und  Retourbillets,  und  zwar  bis  zum  Minimalsatze  von  1*5  kr.  österr.  Währ, 
per  Person  und  Kilometer,  zu  gewähren. 

Im  Uebrigen  sind  hinsichtlich  der  Pcrsonentarife  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  15.  Juli  1B77,  Nr.  64  R.  G.  Bl.,  massgebend. 

R(Scksichtlich  der  Classification  der  Waaren,  dann  der  Nebengebühren  und 
der  sonstigen  Transportbestimmungen  haben  die  auf  der  nördlichen  Linie  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngescllschaft  geltenden  Bestimmungen  in 
Anwendung  zu  kommen. 

Die  jeweilig  eingeführten  Tarife  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  unter  Einhaltung  der  bestehenden  Vorschriften 
Über  die  Veröffentlichung  der  Tarife  erhöht  werden. 

Tarifermässigungen  und  Tarifbegünstigungen  aller  Art  müssen  ebenfalls 
vorschriftsmäßig  kundgemacht  und  in  der  von  dem  k  k.  Handelsministerium 
jeweilig  zu  bestimmenden  Weise  rechtzeitig  zur  Kenntnis*  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung gebracht  werden. 

Wenn  ein  Verfrachter  unter  bestimmten  Bedingungen  einer  Frachtermässigung 
theilhaftig  wird,  so  muss  dieselbe  jedem  Verfrachter,   der  dieselben  Bedingungen 
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annimmt,  zugestanden  werden,  derart,  dass  eine  persönliche  Bevorzugung  in  keinem 
Falle  platzgreifen  darf. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  können  bei  Distanzen  unter  8  Kilometer  für 
mindestens  8  Kilometer  berechnet  und  eingehoben  werden. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen  in  inländischer  Silber- 
münze bemessen  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Cours- 
werthea  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach  den  Tom 
Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

Sobald  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  in  einem  Betriebsjahre  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  sieben  (7)  Peroent  des  Anlageeapitales  geliefert  hat, 
kann  das  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  eine  ver- 
hältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft  gewesenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

Desgleichen  ist  das  k.  k.  Handelsministerium  berechtigt,  in  Fällen  eines 
Nothstandea  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebensmittel  für  Mensohen  und 
Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Ländern  die  einschlägigen  Fracht- 
preise nach  Erforderniss  bis  zur  Hälfte  herabzumindern. 

3.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Fraohtentarif  bestimmungen  bleibt  der 
Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten.  Einer  solchen  allgemeinen  Regelung  bat  die 
Gesellschaft  sich  zu  unterwerfen. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postanstalt. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  H 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  Nr.  56  R.  G.  Bl.,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Die  Post  und  die  Postbediensteten  sind  mit  allen  für  die  Personenbeförde- 
rung bestimmten  fahrplanmäßigen  Zögen  zu  befördern;  für  diese,  sowie  für 
sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt,  kann  die  Gesellschaft  ein  an- 
gemessenes, im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in  Anspruch 
nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen bat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
bat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrath e  der  Eisenbahn  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 

5.  Leistungen  für  die  S taa ts te legrapb enanst al t. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  erforder- 
lichen Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder 
durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenaustalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu 
erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  die  gleiche  Entschädigung  und 


Digitized  by  Google 


390 


Priv.  österr.-ungar.  Staatseisenbahn-Gesellschaft. 


nnter  denselben  Modalitäten,  wie  bezüglich  ihrer  Hauptlinie,  auch  für  Staats-  und 
Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Oesellschaft  für  Bahnzwecke  eingelösten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbst- 
ständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stütz- 
punkten dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkennlniss  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Gesellschaft  wird  dagegen  das  Recht  eingeräumt,  bchnfs  Herstellung 
einer  Betriebsleitung  die  Drähte  derselben  gegen  Vergütung  der  hieraus  erwachsen- 
den Mehrkosten  an  den  Stützpunkten  der  Staatitelegraphcnleitung  anzubringen. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  den  bezüglichen  Bahnen  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Bahnhöfen  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren,  soweit  die  erforderlichen  Rkumlich- 
keilen  zur  Verfügung  stehen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung   von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichteu  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  der  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certi Beaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reiscgepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Fersonenzugegebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Trausporte,  welche  nach  Thuulichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  weiden  müssen,  sind  mit  den  coropetenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Senduugeu  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanatalten  veranlassten  Sen- 
dungen und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtrausporte  geltenden  ermässigten 
Tarifsätze  Auweudung  zu  fiudeu. 

9.  Bestimmungen   für  die  Feststellung   der  Peagegebühr  und  Ent- 
schädigung. 

I.  Zur  Feststellung  der  Peagegebühr  werden  für  jede  einzelne,  vom  Staate 
mitzubenutzende  Strecke,  einschliesslich  der  beiden  sie  begrenzenden  Abzweigungs- 
stationen (eventuell  der  an  die  Stelle  einer  Abzweigungsstation  tretenden  Geleise- 
verhindung in  freier  Bahn),  alljährlich  festgestellt: 

a)  Die  5';16percentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestandteile  der 
Strecke  sammt  Grundeinli'.sung  und  auf  das  zugehörige,  auf  dieser  Strecke 
befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des  rollenden  Materiales,  that 
sächlich  verwendeten  Capitales  ohne  Zurechnung  von  Geldbeschaffungs- 
kosten und  Intercalarzinsen. 
l>)  Die  im  Gegonstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der  Erhaltung 
dorselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Cap.  7  bis  10  des  all- 
gemeinen Contirungssehemas)  sammt  den  auf  die  bezügliche  Strecke  ent- 
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fallenden  An th eilen  an  der  Feuerass  ecuranz  (Cap.  3,  Art.  III)  an  den 
Grand-  und  Gebäudestenern,  ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  fttr  Bahn- 
aufsicht und  Bahnerhaltung  (Cap.  5),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahnauf- 
sicht im  engeren  Sinne  (Cap.  6). 

c)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effeoÜTen  Kosten  für  Stations- 
dienst (Cap.  12),  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung  des  Transports- 
dienstes erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen  Auagaben. 

Der  aus  a  bis  c  resultirende  Jahresaufwand  getheilt  durch  die  Summe 
aller  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  Peagestrecke  im  Dienste  beider 
Tsheile  gefahrenen  Wagenachskilometer  bildet  die  PeagegebUhr,  welche  der  Staat 
für  je  Ein  im  bezüglichen  Jahre  durch  die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen 
zurückgelegtes  Achskilometer  an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Hiezu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im  Dienste  des 
Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Peagestrecke  durch  die  Zugkraft  des  Con- 
cessionSrs  unter  Beigabe  des  Zugförderungs-  und  Zugbegleitungspersonales  durch 
denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu  leistende  Entschädigung,  welche  für  jedes  in 
dieser  Weise  zurückgelegte  Wagenachskilometer  mit  dem  Einheitssatze  bemessen 
wird,  der  sich  ergibt,  wenn  die  dem  Concessionär  im  Gegenstandsjahre  auf  der 
die  Peagestrecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Auslagen  für: 

d)  5'/,epercentige  Verzinsung  der  effectiven  Ansohaffungskoston  der  Looo- 
motive,  Tender  und  Tenderausriistungs-Gegenstände,  sowie  fdr  die  Erhaltung 
derselben  (Cap.  16,  Art.  I). 

e)  Fahrdienst  (Cap.  13)  und 

f)  Zugförderungsdienst  (Cap.  1 5)  nach  Abzug,  respective  Zurechnung  der  activen 
oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die  Summe  aller  im  beiderseitigen 
Interesse  auf  derselben  Eisenbahn  und  im  selben  Jahre  mit  der  Zugkraft 
des  Concessionärs  zurückgelegten  Wagenachskilometer  getheilt  werden. 

Wien,  am  14.  November  1884. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 


33.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  17.  Novem- 
ber 1888,  R.  O.  Bl.  Nr.  180, 

betreffend  die  Erthellnng  der  Concession  für  die  zwischen  der  Linie  Schimitz- 
Vlaranass  der  prty.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
und  dem  unteren  Bahnhofe  in  Brunn  hergestellte  Geleisererbindung. 

Zufolge  Allerhöchster  Entschliessung  vom  9.  November  1888 
wurde  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staataeisenbahngesellschaft 
die  Concession  zum  Betriebe  der  zwischen  der  Linie  vou  Schimitz  au 
die  Landesgrenze  am  Vlarapasse  und  dem  unteren  Bahnhofe  in  Brünn 
hergestellten  doppelten  Bahnverbindung  unter  den  in  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkuude  vom  22.  October  1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  179)  fest- 
gesetzten Bestimmungen  ertheilt. 

Bacquehem  m.  p. 
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34.  Concessionsurkuude  vom  6.  Jäuiier  1880, 

R.  U.  Bl.  Nr.  19, 

fOr  die  Localbahnen: 

aj  von  einem  Punkte  des  Knränzunersnetzee  der  priv.  österreichiseh- 
unirurwlien  StaatselsenbaJingesellscuaft  nach  Bolsdorf,  eventuell 
Böhmisohkrut; 

b)  von  Jenschowitz  nach  Luietz,  eventuell  znui  Moldauufer. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  österreichisch  -  ungarische  Staatseisenbahn- 
gesellschaft  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  der  von  ihr  projectirten  Localbahnen  von  einem  Punkte  des 
Ergänzungsnetzes  der  Gesellschaft  zwischen  Frättingsdorf  und  Staatz 
nach  Poiedorf,  eventuell  bis  Böhmiscbkrut  und  von  Jenschowitz  nach 
Luäetz,  eventuell  bis  zum  Moldauufer  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  der  Unternehmen,  der 
genannten  Gesellschaft  dieee  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn» 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238), 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56),  vom 
26.  December  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180)  und  vom  28.  December  1884 
(R.  G.  Bl.  Nr.  203),  wie  folgt  zu  ertheilen: 

§  1. 

*  Wir  verleihen  der  priv.  österreichisch -ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden,  als 
normalspurige  Localbahnen  auszuführenden  Eisenbahnlinien,  und  zwar: 

a)  von  einem  Punkte  des  gesellschaftlichen  Ergänzungsnetzes  zwischen 
den  Stationen  Frättingsdorf  und  Staatz  über  Ameis  und  Klein- 
Hadersdorf  nach  Poisdorf,  eventuell  bis  Böhmiscbkrut,  und 

b)  von  der  Station  Jenschowitz  der  nördlichen  Hauptlioie  der 
Gesellschaft  nach  Luzetz,  eventuell  bis  zum  Moldauufer. 

Die  in  der  neuerrichteten  Station  Enzersdorf  bei  Staatz  abzweigende 
Localbahn  nach  Poisdorf  wurde  am  6.  September  1888  eröffnet.  Die  Eisenbahn 
Jenschowitz-Luzetz  wurde  am  1.  Jänner  1887  dem  Verkehre  übergeben. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildenden 
Eisenbahnen  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaüung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betiiebseröffhung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  In- 
struiruog  der  Bahnen  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjabres; 
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2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  nnd  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebtthren, 
ferner  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbabngesellscbaft  ist 
verpflichtet,  den  Bau  der  con cessio nirten  Eisenbahnen  nach  erfolgter 
Baubewilligung  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  zwei  Jahren, 
vom  beutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen 
dem  Öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  bis 
81.  December  1965  festgesetzten  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  der  oben  festgesetzten  Termine  für  den  Bau- 
beginn, sowie  für  die  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahnen  bat 
die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
angemessenen  Caution  in  baarem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  eines  dieser  Termine  kann  die 
Caution  für  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  den  concessionirten  Bahnen 
nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Be- 
ziehung, sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  auf 
der  nördlichen  Linie  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt 
werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung,  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsver- 
sammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisute 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
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trau sporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem 
mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nacbtragsttbereinkominen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
auch  rücksichtlich  der  hier  concessionirten  Bahnen  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des 
mit  den  Bahngesellschaften  zustande  kommenden  Uebereinkommens 
wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser 
Militärtransporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  sccundären  Charakters  der  con- 
cessionirten Bahnen  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint, worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Bei  der  Besetzung  von  Dienstposten  für  die  concessionirten 
Bahnen  hat  die  Gesellschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

Der  Gesellschaft  liegt  weiter  die  Verpflichtung  ob,  im  Mobili- 
sirunga-  oder  Kriegsfalle  den  Verkehr  auf  diesen  Bahnen  insoweit  und 
für  so  lange  einzustellen,  als  diea  zum  Zwecke  von  Truppenbewe- 
gungen oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf  den  von  den 
Bahnen  gekreuzten  Strassen  nach  dem  Erachten  der  Militärbehörde 
nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  5- 

Im  Uebrigen  haben  auf  die  hier  concessionirten  Localbahnen  die 
in  den  §§  4  bis  11  der  Concessionsurkunde  vom  21.  August  1881 
(R.  G.  Bl.  Nr.  107)  enthaltenen  Bestimmungen  sinngemässe  Anwendung 
zu  finden,  jedoch  unbeschadet  des  der  Staatsverwaltung  kraft  §  6  des 
Uebereinkommens  vom  12.  November  1882  eingeräumten  Rechte«,  in 
dem  nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer  eintretenden  Falle  der 
Einlösung  der  ungarischen  Linien  durch  den  Staat  ebenfalls  vor  dem 
im  Artikel  I  des  Uebereinkommens  vom  1.  December  1866 
(R.  G.  Bl.  Nr.  7  ex  1867)  festgesetzten  Eiulösungstermine  die  sämmt- 
lichen  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft,  unter  welchen  dann 
auch  die  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  inbegriffen  sind,  gegen 
eine  auf  Grund  ihrer  Reinerträgnisse  bemessene  Jahresrente  einzulösen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Beatimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,   die  es 


Digitized  by  Google 


Ooöterreichisohe  Linien. 


395 


betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  sechsten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Achtund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  PJno  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 


35.  Concessionsbedingnisse 

für  die  ron  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatselsenbahngesell- 

schaft  auszufahrenden  Localbahnen 

a)  tou  einem  Punkte  des  Ergänzungsnetzes   der  Gesellschaft  nach 
Polsdorf,  eTentuell  bis  Böhniischkrut,  und 

b)  ron  Jenschowltz  nach  Lnäetz,  eventuell  bis  zum  Moldau-Ufer. 

(0.  Bl.  Nr.  2o  ex  1886) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  der  priv.  österreichisch- ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
projectirten  Bahnlinien: 

a)  von  einem  Punkte  des  gesellschaftlichen  Ergänzungsnetzes  nach  Poisdorf, 

eventuell  bis  Böhmisohkrut,  und 
h)  von  Jenschowitz  nach  Lu2etz,   eventuell  bis  zum  Moldau-Ufer  sind  als 
normalspurige  Localbahnen  herzustellen  und  für  eine  Maximalfahrgeschwindig- 
keit von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 
Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Traee. 

Ad  a)  Die  zu  erbauende,  vorläufig  circa  7  Kilometer  lange  Bahn  nach 
Poisdorf  zweigt  zwischen  den  Stationen  Frättingsdorf  und  Staatz  der  Bahnstrecke 
Wien-Brünn  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  ab  und 
führt,  zunächst  den  Orten  Ameis  und  Klein-Hadersdorf,  nach  Poisdorf. 

Die  Gesellschaft  ist  nur  dann  verpflichtet,  die  Station  Poisdorf  an  der  von 
dieser  Gemeinde  gewünschten  8telle  vor  der  Reichsstrasse  anzulegen,  wenn  die 
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genannte  Gemeinde  nebst  der  von  ihr  zugesicherten  unentgeltlichen  Ueberlaasung 
der  zum  Bahnbaue  erforderlichen  Grundflächen  die  von  ihr  bisher  zugesagten 
Beitragsleistungen  insgesammt  aufrecht  hält 

Ad  b)  Die  zu  erbauende,  ciroa  4  Kilometer  lange  Localbahn  Jensohowitz- 
Luietz  beginnt  in  der  Station  Jenschowitz  der  gesellschaftlichen  Strecke  Prag- 
Bodenbach  und  endet  vorläufig  in  der  Nähe  der  Zuckerfabrik  in  Luzetz. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Die  Bedingungen  für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  sind  in  Er- 
mangelung eines  Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen 
vom  Handelsministerium  festzusetzen. 

4.  Bauausführung  und  Betriebsausrüstung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
Hochbauten,  dann  der  Betriebseinrichtungen  und  Fahrbetriebsmittel  haben  die  für 
die  Localbahnen,  welche  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  21.  August  1881  (R.  G.  Bl.  Nr.  107)  bilden,  festgestellten  Concessionsbeding- 
nisse  vom  5.  September  1881,  Abschnitt  I,  Punkt  4  bis  9,  auf  die  hier  concessio- 
nirten Bahnen  derart  Anwendung  zu  finden,  dass  die  Bauausführung  und  Betriebs- 
ausrüstung derselben  übereinstimmend  mit  jener  der  vorerwähnten  Localbahnen 
der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft,  beziehungsweise  in 
Gemässheit  der  von  dieser  Gesellschaft  aufgestellten  und  aufsichtsbehördlich 
genehmigten  Normalien  für  Secundärbahnen  zu  erfolgen  hat. 

Die  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  kann  bei  den  beiden  Localbahnen  15  pro 
mille  =»  1  :  66'6  betragen. 

Der  kleinste  Halbmesser  der  Curven  in  der  currenten  Bahn  wird  für  beide 
Localbahnen  mit  150  Meter  festgesetzt. 

Bei  Bestimmung  der  Kichtungs-  und  Steigungsverhältnisse  dieser  Bahnen 
sind  die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  Namens 
des  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt1'  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  genau  durchzuführen. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  «ndern- 
falls  die  Sieigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  «=  1  :  400 
betragen  soll. 

SHmmtliche  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0-4  Kilometer  von 
dem  Endpunkte  einer  Station  und  von  O-l  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Halte- 
stellen, in  welchen  keine  Zugskreuzungen  stattfinden  können,  vorkommen,  sind 
mit  Geländern  zu  versehen. 

Desgleichen  sind  bei  allen  Objecten,  welche  zwischen  der  Abzweigung  aus 
der  Hauptbahn  und  dem  zugehörigen  Distanzsignale,  wie  auch  noch  auf  100  Meter 
darüber  hinaus  situirt  sind,  Geländer  anzubringen. 

Der  Gesellschaft  wird  gestattet,  bei  diesen  Localbahnen  altbrauchbare  Eisen- 
schienen der  Hauptbahn  mit  entsprechender  Schwellenlage  in  Verwendung  zu 
bringen. 
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5.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüBtnngsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken,  beziehungsweise 
aus  den  eigenen  Werken  der  Oesellschaft  zu  beschaffen. 


II.  Betrieb. 

Allgemeine  Bestimmung. 

Hinsichtlich  des  Personenverkehres,  der  Güterbeförderung,  der  gesetzlichen 
Regelung  der  Tarife,  der  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post»  und  Telegraphenanstalt, 
der  unentgeltlichen  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienstreisen,  der  Be- 
förderung Ton  Schüblingen  und  Sträflingen,  dann  der  Sendungen  für  Zwecke  der 
Staatspferdezuchtanstalten  finden  die  zur  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
21.  August  1881,  B.  G.  Bl.  Nr.  107,  erlassenen  Conoessionsbedingnisse  vom 
5.  September  1881,  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  5,  dann  7  bis  9  auch  auf  die  gegen- 
wärtig concessionirten  Bahnen  Anwendung. 

Wien,  26.  Jänner  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 


e)  Uebereinkommen  mit  der  k.  k.  Regierung  vom  12.  Novem- 
ber 1882. 


36.  Uebereinkommen  vom  12.  November  1882, 

welches  zwischen  dem  k.  k.  Handels  minister  nnd  demk.  k.  Finanzminister  in 
Vertretung  der  k.  k.  Regierung  einerseits  und  der  k.  k.  priv.  Österreichi- 
schen Staatseisenbalinsesellsehaft   andererseits   wie    folgt  abgeschlossen 

worden  ist.  (C.  Bl.  Nr.  148  ex  1882) 

§  1. 

Statutenänderung. 

Die  k.  k.  Regierung  ist  geneigt,  eine  von  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Staatseisenbahngesellscbaft,  nach  den  bestehenden  Normen  zu 
erwirkende  Statutenänderung  zu  genehmigen,  mittelst  welcher  die  der- 
maligen Statuten  der  genannten  Gesellschaft  mit  der  durch  den  Ab- 
8chluss  des  Vertrages  ddo.  Budapest  8.  Juni  1882  geschaffenen  Sachlage, 
wie  auch  mit  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  in  Einklang  gebracht 
werden. 

Siehe  den  Vertrag  vom  8.  Juni  1882  bei  rUngarische  Linien"  sub  d) 
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§2,  ' 

Trennung  der  Rechnungen  und  des  Fahrparkes. 

Die  k.  k.  priv.  Staatseisenbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  bei 
der  ihr  nach  §  3,  2.  Absatz  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.  G.  Bl. 
Nr.  63,  betreffend  die  in  Durchführung  des  Artikel  XX  des  Zoll-  und 
Handelsbllndnisses  getroffene  Vereinbarung,  sowie  nach  Artikel  1,  lit.  e) 
des  vorerwähnten  Vertrages  vom  8.  Juni  1882  obliegenden  Führung 
besonderer  Bücher  und  Rechnungen  für  die  österreichischen  und  die 
ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  nach  den  diesfalls  von  der  k.  k. 
Regierung  im  Einvernehmen  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung 
festzustellenden  Bestimmungen  vorzugehen. 

In  Betreff  der  Führung  der  Betriebsrechnungen  sind  zu  obigem 
Zwecke  die  aus  Beilage  A  ersichtlichen  Grundsätze  vorgeschlagen, 
welche  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  königl.  ungarischen  Regierung 
von  der  Gesellschaft  angenommen  werden. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  ferner  bezüglich  der  Feststellung 
des  Anlagecapitals  ihrer  österreichischen  Linien  der  Controle  und  Ge- 
nehmigung der  k.  k.  Regierung. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Trennung  des  Fahrparkes  der 
österreichischen  und  ungarischen  Linien,  in  welcher  Hinsicht  die  k.  k. 
Regierung  sich  vorbehält,  diese  Genehmigung  im  Einvernehmen  mit  der 
königl.  ungarischen  Regierung  auf  Grund  der  Anträge  einer  zu  diesem 
Zwecke  von  beiden  Regierungen  einzusetzenden  Commission  zu  ertheilen. 

Die  Trennung  des  Fahrparkes  ist  im  Sinne  des  zwischen  beiden 
Regierungen  abgeschlossenen  provisorischen  Eisenbahnübereinkommens 
ddo.  Wien,  29.  Juli,  und  Ofen,  21.  August  1868  (§  6,  2.  Absatz) 
nach  jenem  Verhältnisse,  in  welchem  die  Bruttoeinnahmen  der  beideu 
Babnnetze  der  Gesellschaft  per  Kilometer  während  der  letzten  fünf 
Jahre  zu  einander  stehen,  durchzuführen,  nur  ist  dabei  auf  die  speciellen 
Verkehrsbedürfnisse  jedes  der  beiden  Netze,  sowie  auf  die  den  factischen 
Werth  bedingende  Qualität  der  eiuzelnen  Fahrbetriebsmittel  Rücksicht 
zu  nehmen. 

Siehe  das  hier  bezogene  Gesetz  vom  27.  Juni  1878  und  das  provisorische 
Uebereinkommen  ddo.  Wien,  29.  Juli,  und  Ofen,  21.  August  1868,  oben  sub 
„Allgemeine  Bestimmungen"  (Seite  227). 

§  3. 

Specialgarantie  des  Staates. 

Insofern  die  Betriebsrechnung  des  Ergänzungsnetzes,  respective 
der  Brünn-Roseitzer  Bahn  auf  Grund  der  einschlägigen  Bestimmungen 
der  Concessionsurkunde  vom  1.  December  1866,  des  Uebereinkomraens 
vom  selben  Tage,  dann  der  Protokollarübereinkommen  vom  1.  Juli  1876 
und  28.  Jänner   1870  bisher  durch  Vertheilung  von  Einnahmen  und 
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Ausgaben  beeinflnsst  worden  ist,  welche  obigen  Linien  und  anderen 
Eisenbahnen  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn  gesellschaft 
gemeinsam  waren,  wird  in  Hinkunfc  beiden  bezüglichen  Vertheilungen  ledig- 
lich das  österreichische  Netz  der  Oesellschaft  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 
Jedoch  darf  hieraus  gegenüber  dem  bisherigen  Verhältnisse  keinerlei 
Mehrbelastung  für  das  Ergänzungsnetz  und  die  Brünn-Eossitzer  Bahn 
resultiren,  im  Gegentheile  sollen  obige  Grundsätze  in  einer  solchen 
Weise  angewendet  werden,  dass  eine  Verbesserung  der  Betriebsergebnisse 
der  bezeichneten  beiden  Bahnen  ermöglicht  werde. 

Zu  diesem  Zwecke  und  behufs  Vereinfachung  der  Aufstellung  der 
Betriebs-,  respective  Garantierechnungen  werden  im  Einvernehmen 
beider  Theile  Formeln  gesucht  werden,  durch  welche  die  factischen 
Betriebsergebnisse  im  Ganzen  oder  in  einzelnen  Theilen  durcb 
rechnung8mässige  Resultate  ersetzt  werden. 

Bei  der  Aufstellung  derartiger  Formeln,  respective  Coöfficienten 
soll  die  Betriebsperiode  1872  bis  1881  des  Ergänzungsnetzes,  respective 
1874  bis  1881  der  Brünn-Rossitzer  Bahn  als  Basis  genommen  werden, 
jedoch  in  solcher  Weise,  dass  die  oben  berührte  Verbesserung  der  Be- 
triebsBrgebnisse  beider  Bahnen  für  die  Zukunft  gesichert  sei. 

Die  vorerwähnten  Vereinbarungen  sollen  derartig  beschleunigt 
werden,  dass  die  Rechnungen  der  beiden  genannten  Bahnen  vom 
1.  Jäuner  1883  auf  den  neuen  Grundlagen  aufgestellt  werden  können. 

Siehe  die  Bemerkungen  zum  Protokolle  vom  1.  Juli  1876  (Doo.  11). 

§  4. 

Intabulation  und  Unificirung  der  Prioritätsanlehen. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbabngesellschaft  ver- 
pflichtet sich  für  ihre  samm  fliehen  gegenwärtig  bestehenden  Prioritäts- 
anlehen einschliesslich  des  in  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vom  19.  Mai  1882  beschlossenen  vierpercentigen  Anlehens  von  30  Mil- 
lionen österreichische  Gulden  in  Gold,  zu  dessen  Aufnahme  hiemit  die 
Genehmigung  ertheilt  wird,  die  Intabulation  des  Pfandrechtes  auf  ihren 
in  Ungarn  gelegenen  Linien,  sowie  seinerzeit  auch  auf  der  Waagthal- 
babn  nach  Massgabe  der  ungarischen  Gesetze  durchzuführen,  und  alle 
Bemühungen  darauf  zu  richten,  dass  diese  Pfandrechts-Intabulation 
ehestens  zum  rechtskräftigen  Vollzuge  gelange. 

Die  Gesellschaft  ist  ermächtigt,  im  Einklänge  mit  den  Bestim- 
mungen ihrer  Concessionsurkunden,  insbesondere  jener  im  §  4 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  für  das  Ergänzungsnetz  vom 
1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex  1867,  und  im  Artikel  1  des 
Uebereinkommens  vom  gleichen  Tage,  R.  G.  Bl.  Nr.  7  ex  1867,  unter 
Beobachtung  der  in  dem  bestehenden  Gesetze  zur  Wahrung  der  Rechte 
der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  vorgesehenen  Anordnungen  alle 
geeigneten  Massnahmen  zu  treffen,    um   die  Amortisationstermine  für 
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eämmtliche  Prioritätsanlehen  der  Gesellschaft  auf  Grundlage  der  ganzen 
noch  erübrigenden  Concessionsdauer  einheitlich  zu  gestalten. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  hierdurch  die  Lage  des 
Staates,  welcher  berechtigt  bleibt,  im  Falle  der  Einlösung  die  Bahn 
lastenfrei  zu  tibernehmen,  in  keiner  Weise  nachtheilig  berührt  werden 
kann. 

§  5. 

Einheitlicher  Concessionsablauf. 

Der  kraft  8  4  der  Concessionsurkunde  vom  1.  December  1666 
für  das  Ergänzungsnet«  und  kraft  Artikel  1  des  Uebereinkommens 
vom  1.  December  1866  für  die  alten  Linien  der  Gesellschaft  auf  den 
31.  December  1965  festgesetzte  Termin,  mit  welchem  die  Concession 
infolge  Ablaufes  der  Concessionsdauer  erlischt,  hat  für  eämmtliche 
Concessionen  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft 
zu  gelten. 

§  6- 

Einlösungsrecht  der  k.  k.  Regierung. 

Im  Artikel  2  des  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung  abge- 
schlossenen Vertrages  vom  8.  Juni  1882  hat  die  k.  k.  priv.  öster- 
reichische Staatseisenbahngesellschaft  ihre  Zustimmung  ertheilt,  dass 
die  königl.  ungarische  Regierung  die  auf  ungarischem  Gebiete  liegen- 
den Eisenbahnlinien,  unabhängig  von  den  ausserhalb  Ungarns  liegenden 
Linien  der  Gesellschaft,  und  zwar  schon  nach  dem  1.  Jänner  1895 
wann  immer  einlösen  könne. 

Sollte  die  königl.  ungarische  Regierung  infolge  dieser  Zustimmung 
die  auf  ungarischem  Gebiete  liegenden  Linien  der  Gesellschaft  einlösen, 
so  ist  die  k.  k.  Regierung  berechtigt,  ebenfalls  vor  dem  durch  die 
Goncessionsurkunden  für  die  Einlösung  des  gesammten  Netzes  festge- 
setzten Zeitpunkte  die  auf  österreichischem  Gebiete  liegenden  Eisen- 
bahnen der  Gesellschaft  einzulösen. 

Falls  die  k.  k.  Regierung  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen 
will,  wird  zur  Feststellung  des  Einlösungspreises  nach  den  Bestim- 
mungen des  Artikels  14,  Absatz  2  bis  4  der  Concessionsurkunde  vom 
1.  Jänner  1855  (H.  M.  V.  Bl.  Nr.  20),  jedoch  nur  unter  Zugrunde- 
legung des  Reinertrages  der  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft 
jene  Jahresrente  ermittelt,  welche  der  Gesellschaft  für  die  Ablösung 
der  Eisenbahnen  samint  beweglichem  Zugehör  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1965  zu  zahlen  sein  wird. 

Die  im  §  17,  Schlnssabsatz  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  1.  December  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex  1867,  enthaltene  Bestim- 
mung, wonach  etwaig«,  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn  noch 
aushaftende  Forderungen  des  Staates  au  Vorschüssen  und  Zinsen  aus 
dem  GarantieverhUltnis8e  vou  deu  seitens  des  Staates  an  die  Gesell- 
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fchaft  zu  bezahlenden  Summen  in  Abzug  zu  bringen  sind,  findet  auch 
im  Falle  einer  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  stattfindenden 
Einlösung  der  österreichischen  Linien  Anwendung. 

§  7. 

Ausbau  der  mährischen  Transversalbahn. 

Um  den  Ausbau  der  böhmisch- mährischen  Transversalbahn  zu 
fördern,  erkläit  sich  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahn- 
gesellschaft bereit,  auf  ihre  Kosten  die  unten  bezeichneten  Eisenbahn- 
strecken über  Verlangen  der  k.  k<  Staatsverwaltung,  welcher  das  Recht 
vorbehalten  wird,  dieselben  nach  erfolgter  Bauvollendung  jederzeit 
gegen  Zahlung  einer  dem  factischen  Zinsen-  und  Tilgungsaufwande  des 
effettiven  Anlagecapitals  gleichkommenden,  keinesfalls  aber  5V,0  Percent 
desselben  übersteigenden  Jahresrente  einzulöten,  gegen  Gewährung  der 
in  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  K.  G.  Bl.  56,  vorgesehenen  oder 
denselben  gleichkommenden  Begünstigungen  zur  Ausführung  zu  bringen, 
und  zwar: 

a)  von  einem  zwischen  Strelitz  und  Segen-Gottes  gelegenen  Punkte 
der  Brünn-Ro? sitzer  Linie  nach  OkriSko  (Iglau); 

h)  von  einem  Punkte  der  Strecke  a)  abzweigend  nach  Groes- 
Meseritsch ; 

r)  von  einem  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden 
Punkte  der  gesellschaftlichen  Linien  über  Schlappanitz,  Bntschowitz, 
Hann  Koritschan  oder  Gaja,  zur  Verbindung  mit  der  Localbahn 
Ungarisch-Hraducb-Ungarisch-Brod  (eventuell  einer  Abzweigung 
derselben)  an  jener  Stelle,  welche  die  k.  k.  Staatsverwaltung  im 
Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  hierzu  für  geeignet  erachten  wird; 

d)  vou  Ungaritch-Biod  bis  zur  mährisch-ungarischen  Landesgrenze 
(Vlarapass). 

Die  angefühlten  Eisenbahnsirecken  werden  normalspurig  herzu- 
stellen sein  und  soll  die  Strecke  d)  in  bautechnischer  Hinsicht  über- 
einstimmend mit  der  an  dieselbe  anschliessenden  Strecke  Ungarisch- 
Hradisch- Ungarisch-  Brod  ausgeführt  werden. 

D  e  Feststellung  der  Bautermine  bleibt  einer  späteren  Verstän- 
digung im  Falle  der  Concessionsertheiluug  vorbehalten,  wobei  auf  die 
von  dritten  Personen  erworbenen  Rechte,  welche  für  die  Dauer  ihres 
Bestandes  hiermit  ausdrücklich  gewahrt  werden,  Bedacht  zu  nehmen 
seiu  wird. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatteisenbahngesellschaft  erklärt 
sich  jedoch  schon  jetzt  bereit,  jede  der  bezeichneten  Strecken  binnen 
drei  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Concessionsertheilung  zu  erbauen  und 
iu  Betrieb  zu  setzen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  behufs  Erlangung  der  Concession 
einer  Verbindung  der  Bahnstrecke  dj  von  der  ungarischen  Landesgrenze 

D.»  Rccbtturkuaden  der  »Herr  KUcbb.bneo    1.  2ß 
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(Vlarapass)  mit  der  von  ibr  erworbenen  Waagthal-Bahn  bei  der  königl. 
ungarischen  Regierung  die  erforderlichen  Schritte  zu  machen,  und  nach 
Erhalt  dieser  Conceasion  die  bezeichnete  Bahnverbindung  binnen  drei 
Jahren  unter  der  Voraussetzung,  dass  inzwischen  die  Ausführung  der 
Bahnstrecken  c)  und  rf)  durch  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats- 
eisenbahngesellschaft sichergestellt  wird,  auf  ihre  Kosten  und  derart, 
dass  der  technische  Charakter  dieser  Bahnverbindung  mit  jenem  der 
anschliessenden  mährischen  Strecke  übereinstimmt,  zu  erbauen  und  in 
Betrieb  zu  setzen,  ohne  dass  hiefür  irgend  welche  Compensatiou  der 
k.  k.  Regierung  beansprucht  wird. 

§  8. 

Peagebetricb  auf  derselben. 

In  Ansehung  der  im  §  7,  lit  a)  bezeichneten  Bahnstrecke,  sowie 
der  an  dieselbe  anschliessenden  gesellschaftlichen  Strecken  bis  zu  jenem 
Punkte,  wo  in  dieselben  etwa  künftig  dem  Staate  gehörige  oder  im 
Staatsbetriebe  befindliche  Bahnen  einmünden  werden,  welche  im  Zu- 
sammenhange mit  den  bezeichneten  Strecken  eine  Bahnverbindung  des 
Nordostens  der  Monarchie  mit  Okrisko  (Iglau)  darstellen,  wird  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  im  Falle  der  Concessionsertheilung  das  Recht 
der  Mitbeuiitzung  (Pe^ag.)  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  derart 
zustehen,  da*s  die  k  k.  Staatsverwaltung  berechtigt  sein  soll,  über  jene 
Bahnstrecken  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  gegen  Entrichtm  g  einer 
fixen,  nach  den  unten  folgenden  Bestimmungen,  Beilage  #,  festzustellenden 
Pöagegebühr,  eventuell  auch  Entschädigung,  entweder  selbst  zu  befördern 
oder  durch  die  k.  k.  priv.  Staatseiseubahngesellschaft  als  Concessionär 
befördern  zu  lassen. 

§9- 

Tarifbestimmungsrecht  des  Staates. 

Die  Strecke  Brünn-Wien  des  Ergänzungsnetzes  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  die  an  dieselbe  an- 
schliessende Pe'agestrecke  (§  8)  werden  der  k.  k.  Staatsverwaltung  für 
Verkehre  nordöstlicher  Richtung  (ab  Brünn),  welche  von  etwa  künftig 
an  Brünn  oder  an  die  P&igi  strecke  anschliessenden,  im  Betriebe  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  befindlichen  Bahnen  nach  Wien,  oder  darüber 
hinaus,  überzugehen  haben,  sowie  vice  versa,  und  welche  Gebiete  der 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  dann  Deutschland, 
Russland,  Rumänien,  die  Schweiz  und  darüber  hinaus  gelegene  aus- 
ländische Staatsgebiete  betrefien,  derart  zur  Verfügung  gestellt,  dass 
für  diese  Verkehre  auf  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  directe 
Tarife  über  die  vorbezeichneten  Linien  der  k.  k.  priv.  österreichischen 
Staatseisenbahngesellschaft  eingeführt  und  in  diesen  Tarifen  die  gleichen 
Einheitstaxen  berechnet  werden  sollen,  wie  sie  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
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bezüglich  der  von  ihr  betriebenen  Strecken  in  den  betreffenden  Tarifen 
jeweilig  festzustellen  fiudet,  mit  der  M aspgab e  jedoch,  dass  die  k.  k. 
priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  uicht  verpflichtet  ist, 
unter  einen  gewissen  Miniinalsatz  pro  Tonne  und  Kilometer  herabzu- 
gehen, dessen  Hoho  im  Wege  der  Cartellvtreinbarung  mit  der  Leitung 
der  k.  k.  Staatsbahnen  festgesetzt  werden  wird. 

Die  obige  Verpflichtung  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staats- 
eisenbabng^  Seilschaft  gilt  nur  iusolange,  als  von  derselben  fUr  ihr  Er- 
gänzungsnetz die  Staatsgarantie  tbatsäcblich  in  Anspruch  genommen 
wird,  und  sie  findet  eine  sachgemäße  Beschränkung  dadurch,  dass  sie 
für  solche  Fälle  ausser  Kraft  tritt,  in  welchen  durch  dieselbe  die  Con- 
currenzfahigkeit  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft selbst  geschädigt,  oder  deren  Anspruchsberechtigung  auf  eine 
Entschädigung  im  Cartellwege  in  ihrer  praktischeu  Wirkung  vermindert 
werden  könnte. 

§  10. 

Tarifbegünstigungen. 

Von  dem  Bestreben  geleitet,  die  Interessen  des  Handels  und  der 
Industrie  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Läuder  im 
Allgemeinen  zu  fördern,  insbesondere  aber  zur  Hebung  des  Getreide- 
und  Mehlhandels  von  Wien  beizutragen  und  die  Approvisionirung  der 
Keichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  zu  unterstützen  uud  zu  erleichtern, 
gewährt  die  Gesellschaft  nachstehende  Tarif  negünstiguugen: 

a)  Ree  xp  edition  starife  für  die  Lagerhäuser  in  Wien  etc. 
Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staat&eisenbahngesellschaft  verpflichtet 
sich  für  Getieidesendungen,  welche  aus  oder  durch  Ungarn  via  March- 
egg-Stadlau,  respective  via  Btuck  Simmering  in  vollen  Wagenladungen 
in  die  Wiener  Communallagerhäuser  oder  in  solche  Lagerhäuser,  welche  in 
Wien  oder  in  der  nächsten  Nähe  von  Wien  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
(k.  k.Direction  für  Staatseiseubahnbetrieb  in  Wien)  oder  von  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisi  ubahngesellschaft  errichtet  uud  geleitet  werden, 
gelangen  und  von  da  längstens  innerhalb  12  Monaten  nach  ihren  eigenen 
Stationen  nördlich  von  Stadlau  oder  nach  nieder-,  ober-  und  inner- 
österreichischen,  salzburgisehen,  Tiroler,  Vorarlberger,  mährischen, 
böhmischen  und  österreichisch  schlesischen  Stationen  auderer  Bahueu, 
sowie  nach  Bayern,  Süddeutschlaud,  der  Schweiz  und  Frankreich  in 
completen  Wagenladungen  reexpedirt  werden,  lücksichtlich  ihrer  Linien 
jene  Frachtantheile,  und  zwar  insoweit  die  Weiterexpedition  nicht 
über  die  Linien  der  Kaiseiin  Elisab»  th-Babn  stattfindet,  uuter  Zuschlag 
von  drei  Kreuzern  per  100  Kilotriatnm  —  sei  es  im  Rückvergütuugs- 
wege,  sei  is  im  Wege  i-ogleicher  Abrechnung  —  bei  der  Reexpedition  zu 
bewilligen,  welche  ihr  zugekommen  wären,  wenn  die  betreffende  Sendung 
von  der  ursprünglichen  Versandstation  nach  der  definitiven  Bestimmungs- 
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Station  directe  —  alßo  ohne  Unterbrechung  des  Transportes  in  Wien  — 
befördert  worden  wäre. 

Ueberdies  wird  die  k.  k.  p»iv.  österreichische  Staatseisenbahn- 
Gesellschaft  über  Verlangen  der  k.  k.  Regierung  bestrebt  sein,  diese 
Reexpedition  auch  in  den  anderen  directen  Verkehren  mit  dem  Auslände 
im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen 
von  Fall  zu  Fall  zur  Durchführung  zu  bringen. 

Diese  Verpflichtungen  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
Gesellscbaft  beziehen  sich  auf  alle  jene  Getreidesendungen  in  vollen 
Wagenladungen,  welche  bei  directer  Expedition  vou  der  ursprünglichen 
Versandtstation  nach  der  definitiven  Bestimmungsstation  nach  Massgabe 
der  jeweilig  seitens  der  Bahnverwaltungen  vereinbarten  Instradirung 
entweder  ausschliesslich  oder  doch  theilweise  via  Marchegg-Stadlau,  respec- 
tive  via  Bruck  Wien  befördeit  worden  wären,  und  kann  die  Anwendung 
des  directen  Tarifes  bei  Reexpedition  in  den  vorerwähnten,  von  der 
k  k.  Staatsverwaltung  (k.  k.  Direction  für  Staatteiubahnbetrieb  in  Wien) 
oder  von  der  Commune  Wien  oder  endlich  von  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Staatseisenbahngesellscbaft  geleiteten  Wiener  Lagerhäusern 
nur  dann  beansprucht  werden,  wenn  auf  den  Frachtbriefen  über  den 
Transport  nach  Wien  keine  Transportroute  vorgeschrieben  und  bei  der 
Keexpedition  ab  Wien  Lagerbaus  jene  Trausportroute  benützt  wird, 
welche  laut  der  seiteus  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft jeweilig  aufgestellten,  dem  betreffenden  Wiener  Lagerhause 
zur  Kenntniss  gebrachten  Instradirungsvorschrift  für  den  betreffenden 
Transport  vorgezeichnet  ist. 

Die  für  den  Transport  von  Wien,  Staatsbahnhot,  nach  dem  Wiener 
Communallagerhause  und  retour,  lespective  von  Wien,  Staatsbahuhof, 
nach  dem  Communallagerhause  und  vom  Commuuallageihau6e  nach  Wien, 
Kordbahnhof,  lespective  nach  Nussdorf,  entfallenden  tarifmässigen 
Gebühren  werden  bei  reexpedirteu  Sendungen  ausser  dem  directen 
Frachtsatze  und  der  vorerwähnten  Zuschlagsgebühr  zur  Einhebung 
gelaugen.  Ebenso  werden  bei  Keexpeditionen  in  den  sonstigen  Wiener 
Lagerhäusern,  welchen  die  Keexpeditionsbegünstigungen  nach  Vorstehen- 
dem zugestanden  werden,  ausser  dem  directen  Tarife  und  der  vor- 
angeführten Zuschlagsgebühr  auch  noch  die  etwaigen  Transportgebühren 
von  Wien,  Staatsbahnhof,  zum  Lagerhause  und  von  diesem  bis  zu 
jener  Bahn,  auf  welcher  der  Weitertransport  erfolgt,  eingehoben. 

Ueber  Verlangen  der  k.  k.  Regierung  wird  die  k.  k  priv.  öster- 
reichische Staatseisenbahngesellschaft  auch  für  andere  Artikel,  welche 
in  den  vorerwähnten  Wiener  Lagerhäusern  zur  Keexpedition  gelangen, 
die  für  Getreide  zugestandenen  Keexpeditionsbegünstigungen  gewähren. 
Insofern  seitens  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbabngesell- 
schaft  Lagerhäusern  in  LTngarn  die  Auwendung  der  directen  Tarife 
auch  in  dem  Falle  zugestanden  werden  sollte,  wenn  in  die  Lager- 
häuser Rohproducte  gesendet  und  von  diesen  Lagerhäusern  die  aus 
diesen  Rohproducten  erzeugten  Fabrikate  reexpedirt  werden,  verpflichtet 


Digitized  by  Google 


Oesterreichische  Linien. 


405 


sich  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft,  die  gleichen 
Zugeständnisse  unter  den  gleichen  Bedingungen  und  Modalitäten  auch 
den  vorangeführten  Wiener  Lagerhäusern  zu  gewähren. 

Nach  Massgabe  der  zwischen  der  k.  k.  Regierung  und  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  von  Fall  zu  Fall  zu  treffen- 
den Vereinbarungen  werden  ähnliche  Begünstigungen,  wie  solche  den 
Wiener  Lagerhäusern  zugestanden  werden,  auch  solchen  Lagerhäusern  zu 
bieten  sein,  welche  von  der  k,  k.  Staatsverwaltung  (k.  k.  Direction  für 
Staatseisenbahnbetrieb),  von  den  Communalverwaltungen  der  Landes- 
hauptstädte oder  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft in  Stationen  der  im  Betriebe  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
befindlichen  Eisenbahnen,  sowie  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Franz  Josef-Bahn, 
beziehungsweise  in  Stationen  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft errichtet  und  geleitet  werden. 

b)  Frachtsätze  für  die  Strecke  Wien  (Staatsbahnhof) 
Lagerhaus  der  Commune  Wien.  Die  k.  k.  priv.  österreichische 
Staatseisenbahngesellschaft  verpflichtet  sich  für  Transporte  nach  oder 
vom  Lagerhause  der  Stadt  Wien,  rücksichtlich  ihrer  Strecken  von 
Wien,  Staatsbahnhof,  bis  zur  Einmündung  in  die  Donau-Üferbahn  oder 
von  der  Abzweigung  bei  der  Stadlauer  Brücke  bis  zur  Einmündung 
in  die  Donau-Uferbahn  stets  nur  jenen  Frachtsatz  zu  beanspruchen, 
welchen  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  für  die 
Strecke  vom  Communallagerhause  bis  zur  Einmündung  der  Donau- 
Uferbahn  in  die  Geleise  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft bei  der  Stadlauer  Brücke  jeweilig  erheben  wird,  mit  der 
Massgabe  jedoch,  dass  der  Frachtsatz  für  die  vorerwähnten  Strecken 
der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  in  minimo 
1  Kreuzer  per  100  Kilogramm  zu  betragen  hat. 

c)  Erleichterung  der  Approvisionirung  Wiens.  Behufs  Er- 
leichterung der  Approvisionirung  Wiens  ist  die  k.  k.  priv.  österreichische 
Staatseisenbahngesellschaft  verpflichtet,  auf  der  St.  Marxer  Flügel- 
bahn  den  gegenwärtig  für  Schlachtvieh  mit  14  Kreuzern  per  100  Kilo- 
gramm bemessenen  Frachtsatz  um  50  Percent  zu  ermässigen  und 
daher  auf  dieser  Flügelbahn  Schlachtvieh  nach  dem  für  dasselbe  laut 
Concessionsurkunde  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft fixirten  Normalgewichte  zum  Frachtsatze  von  7  Kreuzern 
per  100  Kilogramm,  die  Manipulationsgebühr  iu begriffen,  zu  trans- 
portiren. 

Bei  Erstellung  von  Wagenladungstarifen  für  Hornvieh  werden 
bezüglich  der  St.  Marxer  Flügelbahn  6  Stück  Grosshornvieb,  respective 
das  Normalgewicht  von  2040  Kilogramm,  als  eine  Wagenladung  anzu- 
nehmen und  hiernach  die  Transportpreise  per  Wagen  oder  per  Quadrat- 
meter Bodenfläche  zu  ermitteln  sein. 

d)  Wagenladungstarif  für  Hornvieh  nach  Wien.  Für 
Hornviehtransporte  in  Wagenladungen  nach  Wien  ist  die  k.  k.  priv. 
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österreichische  Staatseisenbahngesellscbaft  verpflichtet,  bezüglich  des 
österreichischen  Gesammtnetzes  ermässigte  Frachtsätze  unter  Zugrunde- 
legung einer  Tran«-portgebühr  vou  0  7  Kreuzer  per  1  Kilometer  und 
Quadratmeter  der  Wagenboden  flache  zu  erstellen  und  unter  Zuschlag 
der  nach  Punkt  c)  für  die  St.  Mnrxer  Flügelbahn  entfallenden  Gebühr 
directe  Tarife  nach  Wien,  St.  Marx,  von  allen  ihren  Stationen  einzu- 
führen. 

e)  Ermässigte  Frachtsätze  für  Fleischtransporte  nach 
Wien.  Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngehellschaft  ver- 
pflichtet sich  bezüglich  des  österreichischen  Gesarnrntnetzes  für  frisches 
Fleisch  nach  Wien  bei  Aufgabe  von  mindestens  5000  Kilogramm  per 
Wagen  keine  höheren  Frachtsätze  auf  ihren  Linien  bis  Wien  als  jene 
einzuheben,  welche  auf  den  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb in  Wien  unterstehenden  Bahnen  für  diesen  Transportartikel  nach 
Wien  bei  gleicher  Verfrachtungsdistanz  jeweilig  eingehoben  werden. 

f)  Frachtsätze  für  Kohle  von  Segen-Gottes  nach  Wien 
(Staatsbahnhof)  und  Brünn  (Staatsbahnhof).  Für  mint  raiische  Kohle 
in  vollen  Wagenladungen  von  Segen-Gottes  nach  Wien,  Siaafebahuhof, 
und  nach  Brünn,  ßtaatsbahnhof,  ist  die  k.  k.  priv.  österreichische 
Staatseisenbahngesellschaft  verpflichtet,  den  gegenwärtig  mit  41  Kreuzern 
per  100  Kilogramm  für  Wien  und  mit  15'8  Kreuzein  per  100  Kilo- 
gramm für  Brünn  bemessenen  Frachtsatz  um  mindestens  20  Perceut 
zu  ermässigen  und  sonach  mineralische  Kohle  iu  Wagenladungen  von 
Segen-Gottes  nach  Wien,  Staatsbahnhof,  zu  keinem  höheren  Fracht- 
satze als  02*8  Kreuzer  per  100  Kilogramm  und  von  Segen- Gottes 
nach  Brünn,  Staatsbahnhof,  zu  keinem  höheren  Frachtsatze  als  12*6 
Kreuzer  per  100  Kilogramm  zu  transportiren. 

g)  Tarife  für  den  Import  nach  Oesterreich  und  für  den 
Export  aus  Oesterreich.  Wenn  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats- 
eisenbahngesellschaft zu  Gunsten  des  Imports  in  die  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  aus  einem  bestimmten  Verkehrs- 
gebiete, z.  B.  aus  Westphalen,  Begünstigungstarife  bewilligt,  ist 
dieselbe  verpflichtet,  diese  über  Verlangen  der  k.  k.  Regierung  auch 
dem  Exporte  aus  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  in  der  Weise  zu  bewilligen,  dass  beim  Exporte  derselben 
Waarengattung  nach  dem  gleichen  Verkehrsgebiete,  wenn  diese  Waare 
auf  den  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft  eine  ebensolche  Distauz 
durchläuft,  der  Gebührenantheil  für  die  österreichische  Linie,  beziehungs- 
weise bei  grösseren  Distanzen  dfr  EinheitsfarifVatz  nicht  höher  sei  als 
beim  Importe. 

§  IL 

Regelung  der  Concurrenz  mit  den  k.  k.  Staatsbahnen. 

Die  k.  k.   priv.  österreichische  Staatseisenbabngesellschaft  erklärt 
sich  hereit,  bezüglich  aller  jener  Verkehre,  welche  von  den  der  k.  k.  Direc- 
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tion  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  unterstehenden  Linien,  sowie 
von  den  Linien  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Franz  Josef-Bahn  einerseits  und 
von  den  Linien  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft andererseits  in  gleicher  Weise  besorgt  werden  können,  mit  der 
k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  ein  Uebereinkommen 
zu  treffen,  welches  die  Theilung  und  Richtung  der  betreffenden  Ver- 
kehre so  regeln  wird,  dass  zwischen  den  der  k.  k.  Direction  für  Staats - 
ei6enbalmbetrieb  in  Wien  unterstehenden  Bahnen,  sowie  der  k.  k.  priv. 
Kaiser  Franz  Josef-Bahn  einerseits  und  den  Linien  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  andererseits  jede  Concurrenz 
ausgeschlossen  sei. 

Auch  wird  schon  dei malen  festgesetzt,  daes  die  k.  k.  priv.  öster- 
reichische StaatscisenbahngeselUchaft  der  Aufstellung  directer  AnschlusB 
tarife  mit  den  und  über  die  jeweilig  im  Betriebe  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung befindlichen  Eisenbahnlinien  zustimmen  wird. 

§  12. 

Verkehrstheilung  via  Vlarapass. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft 
verpflichtet  sich,  für  den  Fall  der  Uebernahme  der  Eisenbahnlinie 
Vlarapass-Ur-gariscli-Brod  den  Verkehr,  welcher  naturgemäss  ganz  oder 
theilweise  über  diese  Linie  geleitet  werden  kann,  derart  zu  regeln,  daeB 
derselbe  insoweit,  als  nach  der  geogiaphh eben  Lage  eine  Mitbedienung 
desselben  durch  die  k.  k.  westlichen  Staatsbahnen  möglich  ist,  mindestens 
zu  50  Percent  über  Wien,  beziehungsweise  das  Ergänzungsnetz  (Brünn- 
Wien  oder  Marchegg- Wien),  welchem  überdies  der  bisherige  Veikehr 
thunliehst  erhalten  bleiben  soll,  geleitet  werde,  in  welcher  Beziehung 
die  Durchführung  zu  gegebener  Zeit  im  Cartellwege  zu  erfolgen 
haben  wird. 

§  13. 

Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Postverwaltung. 

In  Ansehung  der  zwischen  der  k.  k.  Postverwaltung  uud  der 
k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  schwebenden 
Differenzen  erklärt  die  Gesellschaft  ihre  Bereitwilligkeit,  dieselben  im 
Wege  einer  sofort  einzuleitenden  Vereinbarung  in  dem  Sinne  auszu- 
tragen, dass  den  im  öffentlichen  Interesse  gestellten  Anforderungen 
der  Postverwaltung  gegen  eine  der  Gesellschaft  zu  gewahrende  billige 
Entschädigung,  bei  welcher  von  einem  Geschäftsgewinne  für  die  Gesell- 
schaft gänzlich  abgesehen  werden  soll,  vollständig  Rechnung  getragen 
werde. 

§  H. 

Ausbau  von  Localbahnen. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  ist  unter 
der  Voraussetzung  einer  entsprechenden  Betheiligung  der  Interessenten 
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bereit,  unter  dem  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  1880.  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
und  der  Verordnung  vom  29.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  für  Localbahnen 
zu  gewährenden  oder  denselben  gleichkommenden  Erleichterungen  und 
Begünstigungen  die  Ausführung  der  nachstehenden  Secundärbahnen,  für 
welche  die  k.  k.  Regierung  nach  vorgängiger  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Vorbedingungen  die  Erwirkung  der  Allerhöchsten  Concession,  und  zwar 
soweit  thunlich,  noch  innerhalb  der  Wirksamkeitsdauer  des  obigen 
Gesetzes,  in  Aussicht  stellt,  zu  übernehmen: 

1.  Von  Bauschowitz  nach  Theresienstadt-Eisendörfel, 

2.  von  Minkowitz  nach  Swolenowes, 

3.  von  SaHska  nach  Nimburg, 

4.  von  Dasic  nach  Hrochow-Teinic, 

5.  von  DaSic  über  flolic  zur  Verbindung  mit  einem  Punkte  der 
Linie  Chotzen-TyniSt, 

C.  von  einem  Punkte  der  Strecke  Brünn-Böhmisch-Trübau,  respec- 
tive  Trübau-Olmütz  nach  Mäbriach-Trübau, 
7.  von  Ruielsdorf  nach  Landskron, 
8    von  Brünn  nach  Tischnowitz, 

9.  von  einem  Punkte  der  Strecke  Mis'elbach-Staatz  nach  PoisdoTf, 
10.  von     Grammat  -  Neusiedl     nach    Wiener-Herberg,  respective 
Schwadorf. 

Der  Gesellschaft  wird  ferner  behufs  der  von  ihr  angestrebten 
Uebertragung  der  Concession  für  die  Localbabn  Schwechat-Mannersdorf 
(Allerhöchste  Concfs.sionsurkunde  vom  19.  Mai  1882,  R.  G.  Bl. 
Nr.  74)  die  zur  Erleichterung  des  mil  dem  Concessionär  zu  treffenden 
Uebereinkommens  etwa  thunliche  administrative  Unterstützung  unter  der 
Bedingung  zugesagt,  dasa  die  in  diese  Concession  nur  bedingungsweise 
aufgenommene  Bahnstrecke  Fischamend-Haiuburg  von  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  zugleich  mit  den  übrigen 
concessionirten  Strecken  nach  einer  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung 
vorher  festzustellenden  Tracenverbesserung  ausgebaut  werde. 

Ausserdem  wird  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseinbahn- 
gesellschaft sich  mit  der  k.  k.  Tabakfabriksdirection  in  Hainburg  wegen 
Herstellung  einer  Schleppbahn  zu  dieser  Fabrik  ins  Einvernehmen 
setzen. 

§  15. 

Gerichtsstand  für  Streitigkeiten. 

Es  wird  einverständlich  bestimmt,  dass  etwaige  aus  diesem  Ueber- 
einkommen  entstehende  Rechtsstreite  durch  das  k.  k.  Landesgericht  in 
Wien  entschieden  werden  sollen. 

§  16. 

Wirksamkeit  des  Uebereinkommens. 

Das   gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  in  Wirksamkeit,  sobald 
demselben  die  nachträgliche  Genehmigung  der  Generalversammlung  der 
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Actionäre  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft 
ertheilt  sein  und  die  im  §  1  erwähnte  Statutenänderung  die  Genehmigung 
der  k.  k.  Regierung  erlangt  haben  wird. 

Dieses  Uebereinkommen  wurde  in  der  ausserordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  21.  December  1882  genehmigt.  Die  Genehmigung  der  geänderten 
Statuten  erfolgte  mit  Ei  läse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Jänner 
1883,  Z.  165. 

§  17. 

Ausfertigung  desselben. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  Parien  ausge- 
fertigt, wovon  eioes  in  Händen  des  k.  k.  Handelsministeriums  verbleibt 
und  das  andere  der  Gesellschaft  ausgefolgt  wird. 

Wien,  am  12.  November  1882. 

Namens  der  k.  k.  Regierung: 

Der  k.  k.  Finanzminister:  Der  k.  k.  üandelsminister : 

Dunajewski  m.  p.  Plno  m.  p. 

Namens  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenbahngesellschaft: 

Wodianer  m.  p.  Joubert  m.  p. 

Härdtl  m.  p.  A.  W.  de  Serres  m.  p. 

Beilage  A. 

Grundsätze  für   die  Trennung   der  Betriebsrechnungen  der 
Linien  der  Oesterreichischen  Staatseisenbahngesellschaft. 

Die  Oesterreichische  Staatseisenbahngesellschaft  wird  in  Hinkunft 
eine  Betriebsrechnung  der  österreichischen  Eisenbahnlinien  und  eine 
Betriebsrechnung  der  ungarischen  Linien  führen. 

Hierbei  bleibt  es  jeder  Regierung  vorbehalten,  hinsichtlich  des 
auf  dem  eigenen  Territorium  Hegenden  Netzes  eine  weitere  Unter- 
theilurjg  in  Bezug  auf  die  Führung  der  Betriebsrechnungen  anzuordnen, 
und  die  hiefür  massgebenden  Normen  festzustellen,  wie  dies  insbe- 
sondere hinsichtlich  des  Ergänzungsnetzes  und  der  Brünn-Rossitzer 
Bahn  nöthig  sein  wird. 

Solche  Zerlegungen  und  Normen  dürfen  jedoch  die  Gesammt- 
betriebsergebnisse  des  österreichischen  Netzes  einerseits,  und  des 
ungarischen  Netzes  andererseits,  wie  sie  aus  den  nach  den  nachfolgen- 
den Grundsätzen  aufzustellenden  zwei  Rechnungen  resultiren  werden, 
nicht  alteriren. 
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Bei  diesen   letzteren   ist  sonach  in  folgender  Weise  vorzugehen : 

1.  Für  die  im  Personen-  und  Sachenverkehre  einzuhebenden  Trans- 
porteinnahmen  (Contirungsschema  Cap.  I)  sind  die  Tarife  einschliesslich 
der  Manipulationsgebühr,  sowie  alle  dieselben  beeinflussenden  Begünsti- 
gungen und  Rückvergütungen  aller  Art  für  jedes  der  beiden  Netze 
getrennt  aufzustellen  und  riemgemäss  zu  verrechnen. 

Hierbei  darf  jedoch  in  den  beide  Netze  betreffenden  Verkehren 
durch  das  Anstosseu  der  beiderseitigen  Tarife  keine  Ueberschreitung 
der  coneeesionsmässigen  Grenzen   der  Gesammtsätze  veranlasst  werden. 

Wenn  hinsichtlich  gewisser  beide  Netze  berührender  Verkehre 
Cartelle  abgeschlossen  werden,  welche  zu  einem  Geldausgleicbe  führen, 
so  sind  die  bezüglichen  Einnahmen,  respective  Herauszahlungen,  nach 
demselben  Verhältnisse  zu  vertheileu,  wie  dies  hinsichtlich  der  be- 
züglichen Transporteinnahmen  aus  den  cartellirten  Verkehren  der  Fall 
gewesen  wäre,  respective  war. 

Die  im  TrarsportgeschSfte  ausser  der  Manipulationsgebühr  er- 
wachsenden Nebeugebühren,  wie  Lagerzinse,  Waag-Recepiss-Auf-  und 
Ablegegebühr  u,  dgl.  sind  jenem  Netze  zuzurechnen,  auf  welchem  die 
entsprechende  Leistung  stattfindet. 

2.  Die  „veischiedenen  Einnahmen"  (Cap.  II)  6ind  im  Allgemeinen 
localisirt  zu  verrechnen. 

Die  reelle  Locomotiv-  und  Wagen miethe,  sei  sie  activ  oder  passiv, 
ist  auf  beide  Netze  im  Verhältnisse  der  bezüglichen  Transportsein- 
nahmen zu  vertheilen. 

3.  Die  Ausgaben  für  allgemeine  Verwaltung  und  für  Centrai- 
leitung aller  Dienstzweige  (Cap.  III,  IV,  IX  und  XIV)  sind,  insoweit 
sie  die  in  Wien  und  Budapest  aufzustellenden  zwei  Generaldirectionen 
betreffen,  localisirt  zu  verrechnen. 

Sollten  ausserdem  durch  Aufstellung  von  Beamten,  respective 
Bureaux,  zur  Besorgung  der  beiden  Bahnnetze  und  eventuell  das 
Gesammtunternehtnen  betreffenden  Geschäfte  Kosten  erwachsen,  so 
sind  dieselben  auf  die  beiden  Eisenbahnnetze,  sowie  auf  die  sonstigen 
Geschäftezweige  im  Verhältnisse  der  bezüglichen  Geeammtbruttoeinnahmen 
zu  vertheilen. 

4.  Von  den  Ausgaben  für  Erhaltung  der  Fahrbetriebsmittel 
(Cap.  XVI)  sind  jene  für  Locomotiven  und  Tender  (Art.  1)  nach  den 
von  beiden  Netzen  genossenen  Zugskilometern,  jene  für  Personen-, 
Post-  und  Conducteurwagen  (Art.  2)  und  für  Lastwagen  (Art.  3)  nach 
den  von  beiden  Netzen  genossenen  Achskilometern  von  Wagen  dieser 
beiden  Hauptgattungen  je  für  sich  zu  vertheilen ;  die  anderen  Ausgaben 
dieses  Capitels  (Art.  4  bis  6)  sind  localisirt  zu  verrechnen. 

Das  letztere  gilt  auch  für  alle  andeien  eigentlichen  Betriebeaus- 
gaben (Cap.  V  bis  X,  XII,  XIII  und  XV),  sowie  für  die  Steuern 
und  Abgaben,  Stempel-  und  Einquartierungskosten  und  Ausgaben  für 
den  ärztlichen  Dienst. 
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Die  Beiträge  zu  dem  Pensions-  und  Provisionsfonds  sind  im 
Verhältnisse  der  auf  beiden  Netzen  ausbezahlten  Gehalte,  respective 
Löhne  zu  vertheilen. 

5.  Die  Kosten  der  Materialvorräthe  und  die  bezüglichen  Regie- 
auslagen werden  für  jVdes  Netz  streng  getrennt  verrechnet,  während 
der  Gesammtsaldo  der  Werkstättenregieconti  ohne  Rücksicht  auf  deren 
locale  Führung  nach  Durchführung  der  von  dritten  Persouen  oder 
anderen  Dienstzweigen  hereingebrachten  Beträge,  am  Jahresschlüsse 
auf  die  einzelnen  Artikel  des  Cap.  XVI  im  Verhältnisse  der  daselbst 
verrechneten  Löhne  vor  der  Aufteilung  dieses  Capitels  auf  die  beiden 
Betiiebsrechnungen  ausgeglichen  wird. 

(I.  Da  die  Einnahmen  und  Auegaben  für  die  Strecke  Marchegg- 
Landesgrenze  nicht  wohl  direct  verrechnet  werden  können,  so  ist  hin- 
sichtlich aller  obiger  Verrechnungen  die  Station  Marchegg  als  Ende 
des  österreichischen  Netzes  anzusehen,  sonach  ein  vorläufiger  Abschluss 
der  Betriebsrechnung  des  ungarischen  Netzes  und  jener  Strecke  zu- 
sammen vorzunehmen,  und  der  hieraus  für  die  letztere  nach  Massgabe 
der  Bahnlango  resultirende  Betriebsüberschuss  dem  Österreichischen 
Netze  auf  Capitel  II  der  Betriebsrechnung  gutzubringen. 

Beilage  B. 

Bestimmungen    für   die  Feststellung   der    P^agegebühr  und 

Entschädigung. 

I.  Zur  Feststellung  der  Pe^agegcbühr  werden  für  jede  einzelne 
vom  Staate  mitzubenutzende  Strecke  einschliesslich  der  beiden  sie  be- 
grenzenden Abzweigungsstationen  (eventuell  der  an  die  Stelle  einer  Ab- 
zweigungBstation  tretenden  Geleiseverbindung  in  freier  Bahn)  all- 
jahrlich  festgestellt: 

a)  Die  5'/Iepercentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestand- 
teile der  Strecke  samtnt  Grundeinlösung  und  auf  das  zugehörige, 
auf  dieser  Strecke  befindliche  Inveutar,  also  mit  Ausschluss  des 
rollenden  Materiales,  tatsächlich  verwendeten  Capitales  ohne 
Zurechnung  von  Geldbeschaffungskosten  und  Intet calarzinsen. 

b)  Die  im  Gegenstands) ahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der  Er- 
haltung derselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Cap.  VII 
bis  X  des  allgemeinen  Contirungsschemas)  sammt  den  auf  die 
bezügliche  Strecke  entfallenden  Antheilen  an  der  Feuerassecuranz 
(Cap.  III,  Art.  3),  an  den  Giund-  und  Gebäudesteuern,  ferner  an 
den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung 
(Cap.  V),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahnaufsicht  im  engeren 
Sinne  (Cap.  VI). 

c)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für 
Stationsdienst  (Cap.  XII),  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung 
des  Transportsdienstes  erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen 
Auegaben. 
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Der  aus  a)  bis  c)  resultirende  Jahresaufwand,  getheilt  durch  die 
Summe  aller  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  P^agestrecke 
im  Dienste  beider  Theile  gefahrenen  Wagenacbskilometer,  bildet  die 
Peagegebühr,  welche  der  Staat  für  je  ein  im  bezüglichen  Jahre  durch 
die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen  zurückgelegtes  Achskilo- 
meter an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Hierzu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im 
Dienste  des  Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Peagestrecke  durch  die 
Zugkraft  des  Concessionärs  unter  Beigabe  des  Zugförderungs-  und 
Zugbegleitungspersonales  durch  denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu 
leistende  Entschädigung,  welche  für  jedes  in  dieser  Weise  zurück- 
gelegte Wagenachskilometer  mit  dem  Einheitssatze  bemessen  wird, 
der  sich  ergiebt,  wenn  die  dem  Concessionär  im  Gegenstandsjahre 
auf  der  die  Peagestrecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Aus- 
lagen für: 

d)  5  !/i 6Percent*6e  Verzinsung  der  effectiven  Anschaflungskosten  der 
Locomotive,  Tender  und  TenderausrüstungFgegenstände,  sowie  für 
die  Erhaltung  derselben  (Cap.  XVI,  Art.  1). 

e)  Fahrdienst  (Cap.  XIII)  und 

f)  Zugförderungsdienst  (Cap.  XV)  nach  Abzug,  respective  Zurechnung 
der  activen  oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die  Summe 
aller  im  beiderseitigen  Interesse  auf  derselben  Eisenbahn  und  im 
selben  Jahre  mit  der  Zugkraft  des  Concessionärs  zurückgelegten 
Wagenacbskilometer  getheilt  wird. 
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a)  Altes  Netz,  ungarischer  Theil.*) 

[Ungarische    Landeserenze     bei    Marchegg  -  Baziäs,    Jassenova  •  Oravicza-Anina 
(Stey erdorf)  und  Temesvar-Orsova-Reiehsgrenze  | 

1.  Uebereinkoinmen,  ddo.  Wien,  am  1.  Jänner  1855. 

Siehe  dasselbe  oben    sub  I.  Oesterreichische  Linien,  Doc.  1. 


2.  Coneessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855,  genehmigt  mit 
der  Allerhöchsten  Entschliessnng  vom  12.  Jänner  1855, 

H.  M.  Vdg.  Bl.  20, 

betreffend  die  ungarischen  Linien:  Ungarische  Landesgrenze  bei  March egg-Bäzias 

und  Jassenova-Oravieza-Anina  (Steyerdorf). 

Siehe  dieselbe  samint  Anmerkungen  oben  sub   I.  Oeaterreichische  Linien,  Doc.  2. 

3.  Vertrag  vom  10.  Juni  1856 

Ober  den  Ausbau  der  Staatseisenbaun  von  Szegedln  nach  TemesvAr. 

Nach  der  Bestimmung  des  Artikel  3  der  Concessionsurkunde  vom 
1.  Jänner  1855  hat  die  k.  k.  Staatsverwaltung  die  Verbindlichkeit  ein- 
gegangen, die  Staatseisenbahn  von  Szegedin  nach  Temesvar  auf  ihre 
Kosten  in  der  dort  näher  bezeichneten  Art  zu  vollenden,  und  längstens 
bis  31.  December  185G  betriebsfähig  den  Concessionären  zu  übergeben. 

*)  In  dieser  Abtheilung  werden  diejenigen  in  Ungarn  gelegenen  Linien 
behandelt,  welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Uebereinkommens  mit  der  königl. 
ungarischen  Regierung  vom  8  Juni  1882  und  des  Uebereinkommens  mit  der 
k.  k.  Regierung  vom  12.  November  1882  zum  „alten  Netze"  gehörten. 
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Behufs  der  Abänderung  dieses  Artikels  der  gedachten  Concessions- 
urkunde  ist  infolge  der  von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  mit 
Allerhöchster  Entschliefsung  vom  24.  März  1856  hierzu  ertheilten  Er- 
mächtigung von  Seite  des  gefertigten  Handelsministeriums  im  Namen 
der  Staatsverwaltung  mit  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft sich  über  nachstehende  Bedingungen  geeinigt  worden, 
welche  vom  Tage  der  Unterfertigung  des  gegenwärtigen  Vertrages  volle 
Giltigkeit  bähen. 

Artikel  1. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  über- 
nimmt die  Ausführung  und  Vollendung  der  Staatseisenbabn  von  Szegedin 
nach  Temesvär  auf  ihre  Keehnnng  und  auf  ihre  eigenen  Kosten  gegen 
eine  von  der  Staatsverwaltung  zu  zahlende  Pausebaleutschädigung  von 
Zehn  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  in  Bankvaluta. 

Von  dieser  Summe  sind  jedoch  in  Abzug  zu  bringen,  rücksichtlich 
ia  dieselbe  zu  Gunsten  der  Staatsverwaltung  einzurechnen: 

a)  Die  für  Bauarbeiten,  auf  der  gedachten  Baustrecke,  sowie  für  die 
Vorarbeiten,  als:  Tracirungen,  Nivellirungen  u.  dgl.  und  für  die 
Bauaufsicht  auf  derselben  vor  der  Uebergal  e  der  letzteren  au  die 
GeKellscbaft  bereits  aus  der  Staatscasse  ausgelegten  Beträge,  deren 
Ziffer  auf  Grundlage  der  betreffenden  Verträge,  Verdienstnach- 
weißtingen  und  sonstigen  Kechnungsausweise  im  beiderseitigen  Einver- 
ständnisse gleichzeitig  mit  der  Uebergabe  der  Baustrecke,  welche 
ohne  Verzug  nach  dem  Abschlüsse  des  gegenwärtigen  Vertrages 
erfolgt,  richtig  zu  stellen  ist ; 

b)  die  auf  Anschaffung  von  Materialien  für  die  genannte  Baustrecke 
vor  deren  Uebergabe  an  die  Geßellnchaft  bereits  aiis  der  Staats- 
casse  ausgelegten  Beträge,  deren  Ziffer  gleichfalls  in  der  oben 
uuter  lit.  a)  angedeuteten  Weise  richtig  zu  stellen  ist.  Von  den 
Material vorräthen  jedoch,  welche  auf  der  Strecke  von  Czegled  bis 
an  die  Theiss  noch  vor  dem  Jahre  1855  angeschafft  wurden,  ist 
die  Gesellschaft  dasjenige  als  ihr  Eigenthum  in  Anspruch  zu 
nehmen  berechtigt,  was  davon  zur  Volleudung  der  oben  erwähnten 
Trace  einschliesslich  des  am  Theis-sufer  in  Szegedin  zu  errichtenden 
Waarenbahnhofes  erforderlich  sein  wird. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Staatsverwaltung  aus  den  Vertrügen,  welche  von  der  letzteren  bezüglich 
des  BauPBder  in  Hede  stehenden  Ei«»-nbahnstrecke  zwischen  Szegedin  und 
Temegvar  abgeschlossen  worden  und  welche  der  Gesellschaft  bei  Ueber- 
gabe der  Baustrecke  mit  einem  genauen  Verzeichnisse  zu  übergeben  Mnd. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieh  übrigens  auch,  jene  ihr  bei  der 
Uebergabe  der  Baustrecke  nachzuweisenden  Materialien,  welche  von  der 
Staatsverwaltung  für  den  Bedarf  der  Staatseiseubabn  im  Allgemeinen 
bestellt,  und  denen  die  Bestimmung  für  den  Bau  der  Szegedin-Tcmes- 
vürer  Eisenbahnstrecke  gegeben    wordeu  ist,   die  jedoch   bis  zum  Zeit- 
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punkte  der  Uebergabe  der  letzteren  an  die  Gesellschaft  noch  nicht  ab- 
geliefert und  sonach  aus  der  Staatscasse  noch  nicht  bezahlt  worden 
sind,  unter  den  von  der  Staatsverwaltung  bei  der  Bestellung  vereinbarten 
und  der  Gesellschaft  mitzuteilenden  Bedingungen  zu  übernehmen. 

Artikel  2. 

Alle  Gattungen  Wägen  und  Werkzeuge,  sowie  die  Werkstätten, 
welche  zu  Bauzwecken  der  erwähnten  Liuie  hergestellt  worden  sind 
und  sich  auf  der  Strecke  Szeg^diu-Temesvar  befinden,  werden  der 
Gesellschaft  unentgeltlich  in  das  Eigenthum  überlassen. 

Artikel  3. 

Der  Gruud  uud  Bolen,  welcher  sowohl  für  die  eigentliche  Bahn» 
trace,  als  auch  zur  Anlegung  der  Stationsgebäude,  zur  Gewinnung  von 
Erde-  und  Steinmateriale,  zum  Baue  sowie  zu  Holzplätzen  nach  dem 
Ausspruche  einer  von  dem  k.  k.  Handelsministerium  zu  ernennenden 
Localcommission  sich  als  ^erforderlich  darstellen  wird,  wird  der  Gesell- 
schaft von  der  Staatsverwaltung  unentgeltlich  zur  Verfügung  gentellt; 
daher  auch  die  betreffenden  Expiopriations-  und  Grundabtretungsverhand- 
lungen von  letzterer  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommen  und  ohne  Ver- 
zug durchgeführt  werden  sollen,  der  Art,  dassderBau  keine  Störung  erleide. 

Artikel  4. 

Betreffend  die  an  der  Theiss  uud  Maros  herzustellenden  Wasser- 
bauten soll  die  priv.  österreichische  Staats-isenbahngesellechaft  nur 
gehalten  sein,  eine  auf  dauernde  Ait  aus  Mauerwerk  und  Eisen  gebaute 
Brücke  über  die  Theiss  in  einer  Spannweite  von  186  Klaftern  von 
einem  Landpfeiler  zum  anderen  aufzuf'ü!  reu. 

Statt  der  projectirt  gewesenen  Iuundationshrücke  von  200  Klaftern 
Länge  wird  durch  die  Gesellschaft  ein  Erddamm  hergestellt. 

Dagegen  macht  sich  die  Staatsverwaltung  verbindlich,  längs  der 
Maros  und  Theiss  zum  bleibenden  Schutze  ge^eu  das  Austreten  dieser 
Gewässer  zwei  Dämme,  uud  zwar  den  einen  am  linken  Tbcissufer,  auf  der 
Strecke  vom  Szöröger  Hügel  bis  200  Klafter  stromabwärts  der  projextirten 
Eisenbahnbrücke  über  die  Theiss,  und  den  zweiten  am  rechten  Ufer 
nach  der  ganzen  Länge  der  Stadt  Szegedin,  binnen  zwei  Jahren  her- 
zustellen und  dieselben  fortwährend  in  gutem  Bauzustaude  zu  erhalten. 

Die  Staatsverwaltung  wird  ferner  innerhalb  desselben  Zeitraumes 
auf  die  im  Interesse  der  Schiffahrt  für  nothwendig  erkannte  und  bereits 
projectirte  Erbreitcrung  des  Theisa-Flussbettes  gegenüber  des  Szegediner 
Oasteils  und  in  dessen  Umgebung  in  Ausführung  bringen. 

Bei  keiuer  dieser  Herstellungen  übernimmt  jedoch  die  Staatsver- 
waltung für  die  Folgen  ausserordentlicher  Zufalle  irgend  eine  Haftung. 

Artikel  5. 

Der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  wird  für  die 
Einfuhr  von  Materialien,  als:  Bob-  und  Gufseisen,  Blech  etc.,  welche 
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dieselbe  zur  Erbauung  der  Theissbrticke  aus  dem  Auslände  zu  beziehen 
in  dem  Falle  sein  sollte,  eine  Zollermässigung  bis  zur  Hälfte  der 
jeweiligen  tarifmässigen  Zollgebühr  zugestanden. 

Artikel  6. 

Die  Gesellschaft  ist  bei  Ausführung  der  Eisenbahn  von  Szegedin 
nach  Temesvar  wohl  an  die  Beibehaltung  der  genehmigten  Baulinie, 
nicht  aber  an  die  gegenwärtig  vorliegenden  Baupläne  gebunden,  sondern 
berechtigt,  den  Bau  nach  den  von  ihr  selbst  entwerfenden  Plänen  in 
derselben  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  zu  führen,  wie  diese 
in  der  Conceesionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855,  Artikel  4,  rücksichtlicb 
der  zum  Baue  übernommenen  Eisenbahn  von  Tem<  svar  gegen  die 
Donau  festgesetzt  sind. 

Artikel  7. 

Die  Gesellschaft  macht  sich  verbindlich,  sämmtliche  Eisenbahn- 
bauten auf  der  Strecke  zwischen  Szegedin  und  Temesvar  ausschliesslich 
der  Theissbrticke  bis  1.  Juli  1858,  die  Theissbrücke  aber  längstens  bis 
1.  Juli  1859  zu  vollenden  und  die  vollendete  Strecke  dem  Verkehr 
zu  übergeben. 

Die  Gesellschaft  erklärt  ferner  ausdrücklich,  dass  sie  die  Staats- 
verwaltung jeder  IInftung  aus  der  im  Artikel  3  der  Concessionsurkunde 
vom  1.  Jänner  1855  übernommenen  Verbindlichkeit,  die  Szegedin- 
Temeavarer  Eisenbahn  bis  31.  Decembtr  1856  herzustellen  und  der 
Gesellschaft  betriebsfähig  zu  übergeben,  vollständig  entbinde;  jedoch 
verpflichtet  sich  die  Staatsverwaltung,  UDgetäumt  das  Geeiguete  vorzu- 
kehren, damit  der  Gesellschaft  der  zum  Baue  der  Eisenbahn  erforderliche 
Grund  und  Boden  in  Gemässheit  des  Artikel  3  übergeben  werde. 

Artikel  8. 

Als  Verfallzeit  der  der  Gesellschaft  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  gebührenden  und  im  Sinne  des  Artikel  1  richtig  zu 
stellenden  Gesammtentschädigung  wird  der  1.  Jänner  1857  in  der  Art 
festgesetzt,  dass  von  den  noch  vor  diesem  Termine  zur  Zahlung 
gelangenden  Entachädigungsraten  die  Gesellschaft  den  Disconto  mit 
5  Percent  an  die  Staatecasse,  von  den  nach  obigem  Termine  zu 
zahlenden  Katen  aber  die  Staatsverwaltung  die  Zinsen  mit  5  Percent 
an  die  Gesellschaft  zu  leisten  hat. 

Diese  Disconto-  und  Zinsenvergütung  findet  gleich  bei  der  Aus- 
zahlung der  jeweiligen  Raten  statt. 

Sobald  die  Ziffer  der  der  Gesellschaft  hinauezuzahlenden  Entschädi- 
gungssumme im  Sinne  des  Artikel  1  richtig  gestellt  ist,  werden  der 
Gesellschaft  von  der  Staatsverwaltung  unaufgehalten  Schuldverschreibungen 
ausgefertigt  und  übergebt n,  welche  die  auszuzahlende  Getammtentschädi- 
gungssumme  erschöpfen  und  von  welchen  nach  Umständen  eine,  und 
zwar  die  letzte  auf  die  500.000  Gulden  nicht  erreichende  Ausgleicbungs- 
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rate,  jeie  der  übrigen  aber  auf  die  runde  Summe  einer  balben  Million 
Gulden  Bank-Valuta  lautet. 

Die  Tilgung  dieser  Schuld  erfolgt  nach  dem  angeschlossenen 
Tableau  A.  in  der  Art,  dass  vom  1.  September  1856  angefangen  am 
Ersten  jeden  Monats  je  eine  der  erwähnten  Schuldverschreibungen  per 
500.000  Gulden  bei  der  in  denselben  bezeichneten  Staatscasse  in  Wien 
eingelöst  wird. 

Die  letzte  oder  nach  Umständen  die  letzten  Schuldverschreihungen 
wird  oder  werden  nicht  spater  als  am  1.  December  1857  ausbezahlt. 

Artikel  9. 

Es  wirl  gemeinschaftlich  festgesetzt,  dass  die  Rechtsstreitigkeiten, 
welche,  wenngleich  wi-ler  Erwarten,  aus  dem  gegenwärtigen  Vertrage 
entstehen  sollten,  das  k.  k.  Aerar  möge  al*  Kläger  oder  Geklagter  eintreten, 
sowie  auch  die  hierauf  Bezug  habenden  Sicherstellungs-  und  Exe- 
cutionsschritte  bei  demj»uigeu  im  «itze  der  österreichischen  Finanz- 
procuratur  befindlichen  Gerichte,  dem  der  Fiscus  als  Geklagter  unter- 
steht, durchzuführen  sein  werden. 

Urkund  dessen  wurde  der  Vertrag  in  zwei  gleichlautenden  Exem- 
plaren ausgefertigt. 

Wien,  den  10.  Juni  1856. 

Toggenburg  m.  p.  Für  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats- 

k.  k.  Handelaminister.  eisenbiihngeaellachaft: 

J.  Manlel  m.  p. 


Tableau  A. 
mm  Vortrage  über  den  Ausbau  der  Staatseisenbahn  von  Sregedin  nach  Temesrar. 
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4.  XXVIII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1874, 

Aber  den  Ausbau  der  Temesvär-Orsovaer  Eisenbahn. 

(Sanctionirt  am  30.  Juli  1874.  Kundgemacht  in  beiden  Häusern  des  Reichstages  am 

1.  August  1874.) 

§  L 

Die  auf  den  Ausbau  und  Betrieb  der  Temesvär-Orsovaer  Loco- 
motiveisenbahn  bezügliche  Concessionsurkunde  wird  durch  dieses  Gesetz 
genehmigt  und  deren  Inarticulirung  angeordnet. 

Die  Concessionsurkunde  wurde  am  31.  December  1874  ausgefertigt  (Doo.  5.) 

§  2. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  erst  nach  wechselseitiger  Ratification 
der  mit  Rumänien  in  Bezug  auf  die  Eisenbabnanscblüsse  abgeschlossenen 
Convention  und  nach  erfolgtem  Austausch  der  diesfiilligen  Ratificationen 
in  Kraft  und  wird  mit  dessen  Vollzuge  der  Minister  für  öffentliche  Ar- 
beiten und  Communicationen,  sowie  der  Finanzminister  beauftragt. 

Die  Anschlnssverhiiltniese  sind  durch  die  mit  dem  Fürstenthume  Rumänien 
abgeschlossenen  Conventionen  vom  31.  Mai  1874,  inarticulirt  mit  dem  ungarischen 
Gesetzartikel  XXVII  vom  Jahre  1874,  und  vom  24.  Marx  1879,  inarticulirt  mit 
-lern  ungarischen  Gesetzartikel  XIU  vom  Jahre  1879,  geregelt 

5.  Concessionsurkunde  vom  31.  December  1874, 

ftlr  die  LocomotiTeisenbabn  von  Temesvar  nach  Orsova. 

Wir  Franz  Jos^f  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich  und  Apostolischer  König  von  Ungarn,  Unseren  Gruss  an 
Alle,  die  die  Sache  betrifft,  oder  in  Zukunft  betreffen  wird. 

Nachdem  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft 
um  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  dem  gegen  Bäzias  zu 
gelegenen  End«  ihrer  Station  Temesvar  beginnenden,  über  Lugos, 
Karansebes  und  nächst  Mebadia  nach  Orsova  bis  zur  Landesgrenze 
führenden  Locomotiveisenbahn  bei  Uns  angesu  cht,  und  der  XXVIII. 
Gesetzartikel  vom  Jahre  lb74  den  Ausbau  der  oberwäbnten  Eisenbahn- 
linie und  die  Ausfolgung  der  Coucetsionsurkunde  an  die  um  die  Con- 
cossion  ansuchende  Gesellschaft  angeordnet  hat.  so  fühlen  Wir,  behufs 
Vollzuges  des  Gesetzes,  U^s  veranlagt,  diese  Concession  über  Ansuchen 
der  obbenannten  Gesellschaft  und  für  dieselbe  wie   folgt  zu  ertbeilen: 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  erhält 
unter  folgenden  Bedingungen  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
an  dem  gegen  Bsizias  liegenden  Ende  des  Temesvarer  Bahnhofes  be- 
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ginnenden,  über  Lugos,  Karansebes  und  bei  Mebädia  nach  Orsova  bis 
zur  Landeegrenze  fuhrenden  Locomotiveisenbahn. 

EröflFuet  wurden  die  Strecken :  Temesvar-Karansebes  am  23.  October  1876, 
Karansobes-Orsova  am  20.  Mai  1878  und  Orsova-Reichsgrenze  gegen  Verciorova 
am  1.  Mai  1879. 

Allgemeine  Bedingungen. 
§  1. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  beim  Baue  und  Betriebe 
der  concessionirten  Bahn  insolange  an  deu  Inhalt  der  gegenwärtigen 
Concessionsurkunde,  ferner  an  die  durch  den  Minister  für  öffentliche* 
Arbeiten  und  Communicationen  am  20.  April  1868  unter  Z.  4973 
erla  ssene  und  vom  Reichstage  genehmigte  provisorische  Eisenbahn- 
concessiousvorschrift,  sowie  an  die  im  §  8  des  Zoll*  und  Handels- 
vertrages vom  Jabre  1867  provisorisch  angenommene  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung zu  halten,  bis  die  an  Stelle  dieser  Vorschriften  durch  die 
vaterländische  Legislative  zu  schaffenden  nf-uen  Gesetze  und  die  durch 
die  Regierung  zu  erlassenden  Verordnungen  nicht  ins  Leben  treten, 
und  sich  sowohl  diesen,  als  auch,  bis  zu  deren  Einführung,  den  durch 
die  ungarische  Regierung  an  den  bestehenden  Vorschriften  vorzunehmen- 
den jedweden   Aenderungen  zu  fügen  und  unbedingt  zu  unterwerfen. 

§  2- 

Der  Bau  der  Bahn  und  dereu  Betriebseinrichtung  wird  nach 
Massgabe  der  durch  den  Concessionär  auszuarbeitenden  und  der  Regierung 
zur  Ueberprtifung  und  Genehmigung  vorzulegenden  allgemeinen  und 
Detailprojecte  erfolgen,  bei  deren  Ausarbeitung  insbesondere  die  An- 
forderungen der  Regierung,  sowie  auch  die  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  vor  Augen  zu  halten  Bind. 

Sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, als  auch  im  Interesse  des  Bahndienstes  und  öffentlichen 
Verkehres,  ferner  zur  Sicheruug  des  Bestandes  der  Bahn,  und  endlich 
auch  zum  Behufe  der  Hintanbaltung  für  die  Nachbargegenden  oder  für 
Einzelne  etwa  entspringender  Gefahren  und  Schäden  behält  sich  die 
Regierung  das  Recht  vor,  die  durch  den  Concessionär  vorzulegenden 
Pläne  auf  Grund  der  technischen  Prüfung  derselben,  des  Localaugen- 
scheines  und  der  gesetzlichen  politischen  Begehung  der  Linie,  sowie 
auch  auf  Grund  der,  infolge  vou  Beschwerden  der  interessirteu  Nach- 
barbesitzer, von  Fall  zu  Fall  vorzunehmenden  Untersuchung  abzuändern. 

Durch  Modifikationen,  welche  von  der  Regierung  nach  Genehmigung 
des  Resultates  der  politischen  Begehung  vorgenommen  werden,  kann 
iedoch  die  schon  festgestellte  Bahnlinie  keine  Aenderung  erleiden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  ökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten  eine  Abänderung   der  Bahntrace  oder  der  Detailpläne  als 
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wünscbenswerth  oder  noth wendig  darstellen,  wodurch  aber  wedf»r  die 
Haap'ricbtuDg  der  Bahn  eine  Aenderuog  erleiden,  noch  auch  gegen- 
über der  angenommenen  Trace  eine  Verschlechterung  der  Niveau-  uud 
Richtungsverhältuisse  stattfluden  darf,  so  muss  zu  solchen  Modifikationen 
die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden. 

Ebenso  wird  die  Regierung  berechtigt  sein,  die  Bauarbeiten  auch 
nach  Beginn  derselben  bis  zur  Collaudirung  vom  Standpunkte  der  oben 
eiwlihnten  Interessen,  wann  immer,  abändern  zu  lassen. 

Die  Kosten  aller  entweder  über  Verlangen  der  Regierung  oder 
aber  über  Ansuchen  des  Concessionärs  genehmigten  und  bis  zur  Collau- 
dirung  vorgenommenen  Aenderungen   hat  der  Concessionär  zu  tragen. 

Uebrigens  muss  auch  beim  Baue  den  bestehenden  Bau-  und  poli 
zeilicheu  Vorschriften  g»  miiss  vorgegangen  werden,  und  wird  insbeso  idere 
ausbedungen,  daea  die  gegenwärtigen  Verkebrs8tra*6eu  insolauge  nicht 
zerstöit  werden  dürfen,  bis  uicht  an  deren  Stelle  neue  Si lassen  her- 
gestellt  worden  sind,  oder  biß  nicht  wenigstens  (mit  Genehmigung  der 
competenten  Behörde)  für  provisorische  Strassen  gesorgt  ist. 

Sollte  es  sich  nach  der  Collau  lirung  herausstellen,  dass  die  bei 
Gelegenheit  des  Eisenbahnbaues  zur  Abh-itung  der  Gewässer  getroffenen 
Massregeln,  sowie  die  mit  Rücksicht  auf  die  Commuoication  festgestellten 
Strassenübergauge  dem  factischen  Bedüifnisse  nicht  entsprechen,  so  ist 
d«r  Concessionär  verpflichtet,  die  diesbezüglichen  Verfügungen  der 
Regierung  auch  nach  erfolgter  Collaudirung  auf  seine  Kosten  zu  voll- 
ziehen. 

§  3. 

Der  Unteibau  der  Bahn  int  nur  für  ein  Geleise  herzustellen,  die 
Gesellschaft  itt  aber  berechtigt,  die  Expropriation  auf  der  ganzen  Länge 
der  Linie  oder  nur  auf  einzelnen  Theilen  derselben  auf  einen  solchen 
Flächenraum  auszudehnen,  welcher  für  eine  zweigeleisige  Bahn  erforder- 
lich ist. 

Die  eventuell  zu  eibaucndeo  Tunnels  sind  schon  jetzt  für  ein 
Doppelgeleise  beizu-tellen.  Die  für  das  erste  Geleise  nö'higen  Arbeiten 
sind  jeiludi  derart  zu  bewerkstelligen,  da  s  dadurch  die  Anlage  des 
zweiten  Geleises  weder  gehindert  noch  vertheuert  werde. 

Siehe  den  XXXV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1876  (Doc.  G). 

Sobald  der  Verkehr  soweit  zugenommen  bat,  dass  die  jährliche 
Bruttoeinnahme  durch  zwei  aufeinander  folgende  Jahre  pro  Meile 
150.000  Gulden  öaterr.  Wahr,  in  Silber  übersteigt,  ist  der  Concessiouär 
verpflichtet,  r.nf  Verlangen  der  R  gieruug  und  ohne  jede  Entschädigung 
binnen  drei  von  der  Aufforderung  zu  rechnenden  Jahren  ein  zweites 
Geleise  legen  zu  lass  n. 

§  4. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  insoferne  in  Betreff 
der  Einmündung   anderer  Bahnen,   der    gemeinschaftlichen  Benützung 
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der  Bahnhöfe,  des  Ausleihens  von  Waggons  und  der  Entschädigung 
hiefür  zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  eine  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  die  Bedingungen  derselben  festzu- 
stellen. 

§  »• 

Dem  Concessionar  wird  für  den  Ausbau  der  concessionirten  Bahn 
das  Expropriationsrecht  im  Sinne  des  Gesetzartikels  LV  vom  Jahre 
1868  eingeräumt. 

§  «• 

Der  Concessionar  ist  verpflichtet,  die  Post«  und  die  Postmanipu- 
lanten  im  Sinne  des  §  G8  der  im  Art  VIII  des  Zoll-  und  Handele- 
bündnisses  vom  Jahre  1867  angenommenen  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  mit  den  gewöhnlichen  Personenzügen  unent- 
geltlich zu  befördern  und  steht  es  mit  Rücksicht  hierauf  dem  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  frei,  im  Einvernehmen 
mit  dem  Handel»- minister,  bei  einem  von  jeder  Endstation  täglich  nach 
jeder  Richtung  verkehrenden  Zuge  sowohl  die  Abfahrtsstunde,  als  auch 
die  Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Waggons  in  Anspruch  nimmt,  gebührt  dem  Concessionär 
für  jeden  benötbigten  weiteren  Waggon  eine  nach  Meilen  zu  berech- 
nende angemessene  Entschädigung,  welche  im  gemeinsamen  Einver- 
nehmen festgesetzt  werden  wird. 

Wenn  die  betreffenden  Minister  es  für  gut  befinden  sollten,  dass 
auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post,  wio  eine  solche 
schon  auf  anderen  Bahnen  besteht,  eingeführt  werde,  so  sind  durch 
den  Concessionar  anstatt  der  gewöhnlichen  acht-  oder  vierräderigen 
Waggons  den  Anforderungen  der  Regierung  entsprechend  eingerichtete 
acht-  oder  vierräderige  Postwaggons  unentgeltlich  herzustellen  und  in 
Stand  zu  halten. 

Der  Postverwaltung  ist  auf  jeder  durch  die  Regierung  zu  be- 
zeichnenden Biiefaufgabs-  und  Briefabgabsstation  eine  .  geeignete  Post- 
kanzlei im  Bahngebäude  unentgeltlich  zu  überlassen.  —  Hinsichtlich 
der  Befriedigung  der  nach  Eröffnung  des  Betriebes  etwa  eintretenden 
weiteren  Bedürfnisse  wird  eine  besondere  Vereinbarung  getroffen 
werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Aus- 
nahme der  Werthsendungen  —  in  die  betreffende  Station  gebührenfrei 
zu  befördern  und  daeelbst  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Angelegenheiten  des  Bahnbetriebes 
zwischen  der  Verwaltung  und  den  untergeordneten  Organen  oder  aber 
zwischen  den  letzteren  gewechselt  werden,  dürfen  durch  die  Bahnbedien- 
steten   auf  der  betreffenden  Bahnlinie  portofrei  befördert  werden. 
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§  <■ 

Den  Bau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb nothwendigen  Telegraphenleitungen,  bis  zu  dem  auf  den 
Stationsgebäuden  und  Wächterhäusern  anzuhangenden  letzteu  Isolator 
und  eventuell  bis  zur  drehbaren  Schutzsignalvorrichtung,  wird  die 
königlich  ungarische  Telegraphenverwaltung  auf  Grund  des  mit  dem 
Concessionär  bezüglich  der  Details  zu  schliessenden  Uebereiokommens 
ausführen  lassen. 

Infolge  dessen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  das  Ersuchen 
wegen  Anordnung  des  Telegrapbenbaues  und  Feststellung  der  ob- 
erwähnten Vereinbarung  an  die  königlich  ungarische  Telegraphen  Ver- 
waltung rechtzeitig  zu  stellen,  damit  derselben  zur  Anschaffung  der 
für  den  Telegraphenbau  nöthigen  Materialien  und  zur  Ausführung  der 
diesfälligen  Arbeiten  bis  zur  Eröffnung  des  Bahnbetriebes  genügende 
Zeit  bleibt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  zu  gestatten,  da98  die  erforder- 
lichen Telegraphenleituugssäulen  auf  dem  der  Bahn  eigenthümlich  gehörigen 
Territorium  aufgestellt  werdeu  dürfen,  derselbe  ist  aber  nicht  berechtigt, 
für  den  in  Anspruch  genommenen  Kaum  gegenwärtig  oder  in  Zukunft 
eine  Entschädigung  zu  fordern. 

Die  Plätze  für  die  Telegraphenfäulen,  sowie  die  übrigen  Punkte  zur 
Befestigung  der  Telegraphenleitung  werden  der  Concessionär  und  die 
betreffenden  Organe  dir  königlich  ungarischen  Telegraphen  Verwaltung 
ein  verständlich  derart  bestimmen,  das  weder  der  Eisenbahnbetrieb  noch 
die  Sicherheit  des  Betriebspersonals  gefährdet  werde. 

Der  Concessionär  ist  in  dem  Falle,  wenn  mit  der  Telegraphen- 
leitung für  den  Betrieb  gleichzeitig  nicht  auch  eine  Staatstelegraphen- 
leitung gebaut  werden  sollte,  verpflichtet,  der  königlich  ungarischen 
Telegraphenverwaltung  den  Geeammtpreis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Baumaterialien,  sowie  alle  Telcgraphenbauten ;  —  falls  jedoch 
gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleituog  errichtet  werden  Follte,  den 
Gesammtpreis  der  zur  Herstellung  der  Betriebsleitung  nothwendigen 
Baumaterialien,  sowie  von  den  Gesauimtbaukosten  den  auf  die  Betriebs- 
leitung entfallenden  verhältnissmässigen  Tbcil  zu  ersetzen. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  über  Verlangen 
der  königlich  ungarischen  Telegraphenverwaltung  die  zur  Herstellung  der 
in  dem  vorigeu  Punkte  erwähnten  Telegrapheubauten  erforderlichen  Beträge 
bis  zur  nachträglichen  Verrechnung  zinsenfrei  vorzuschiessen  und  Bowohl 
die  Telegraphensäulen,  als  auch  die  übrigen  Baumaterialien  längs  der  zu 
bauenden  Bahn  auf  dem  bereits  gelegten  Geleise  in  der  durch  die 
königlich  ungarische  Telegraphenverwaltung  zu  bestimmenden  Weise 
und  Zeit  auf  eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Leitungen  geht  das  gesammte  Inventar 
der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  errichteten  Betriebstelegraphenleitung 
in  den  Besitz  des  Concessionärs  über. 
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Die  königlich  ungarische  Telegraphen  verwaltung  ist  jedoch  berechtigt, 
an  den  längs  der  Eisenbahn  aufgestellten  Säulen,  wann  immer,  Staats- 
telegraphenleitungen anzubringen,  in  welchem  Falle  die  Telegraphensäulen 
unentgeltlich  in  das  Eigenthum  der  königlich  ungarischen  Telegraphen- 
verwaltung mit  der  Verpflichtung  übergehen,  dieselben  auf  Staatskosten 
zu  erhalten. 

Die  Telegraphenleitungen  für  den  Eisenbahnbetrieb  darf  der  Con- 
cessionär unter  der  üblichen  Controle  der  königlich  ungarischen  Tele 
graphenverwaltung  nur  für  jene  Telegramme  bentitzen,  welche  aus  Anlass 
des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direction  und  deren  untergeordneten 
Organen  oder  zwischen  diesen  letzteren  gewechselt  werden.  Die  könig- 
lich ungarische  Telegraphen  Verwaltung  wird  dagegen  berechtigt  sein, 
insoferoe  es  der  Betriebsverkehr  gestattet,  die  Benützung  dieser  Betriebs- 
leitungen, im  Einvernehmen  mit  der  Bahndirection  und  unter  ent- 
sprechender Contiole,  zur  Weiterbeförderung  von  Staats-  und  Privat- 
depeschen  zu  verlangen  und  anzuordneu. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die  Vei  - 
theilung der  Telegrammgebühren  zwischen  dem  Concessionär  und  der 
königlich  ungarischen  Telegraphenverwaltung  durch  eine  besondere  Ver- 
einbarung geregelt  werden. 

In  gleicher  Weise  werden  auch  diejenigen  Bedingungen,  welch" 
sich  auf  die  Ueberwachung,  Erhaltung  und  auf  die  späterhin  über  Ver- 
langen der  Eisenbahndirection  allenfalls  vorzunehmende  Aenderung  der 
neben  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphenleitungen,  sowie  überhaupt  auf 
alle  in  den  obigen  Punkten  nicht  geregelten  Angelegenheiten  de6 
Telegraphenwesens  beziehen,  durch  eine  besondere  Vereinbarung  zwischen 
dem  Concessionär  und  der  königlich  ungarischen  Telegraphenverwaltung 
festgestellt  werden. 

§  «• 

Dem  Concessionär  wird  gestattet,  die  einzuhebenden  Transport- 
gebühren  in  inländischen  Silber-  oder  Goldmünzen  derart  zu  berechnen, 
dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Coursweithes  entfallende  Gebühr  in 
der  Landeswährung  eingehoben  werde. 

Die  Umrechnung  des  Tarifes  auf  Landeswährung  hat  unter  der 
Controle  der  Regierung  über  Ansuchen  des  Concessionärs  oder  über 
Anordnung  der  Regierung  allmonatlich  nach  dem  Durchschnittäcourse 
des  Silbers  vom  unmittelbar  abgelaufenen  Monate  und  in  ausserordent- 
lichen Fällen  auch  in  kürzeren  Zeiträumen  nach  dem  Silbercourse  des 
früheren  gleichen  Zeitraumes  zu  erfolgen. 

In  den  Grenzstationen  muss  der  Concessionär  von  den  Reisenden 
bei  der  Zahlung  auch  Gold  und  Silber,  und  zwar  zum  Tagescourse 
berechnet  annehmen. 

§  9- 

Die  im  §  24  festgesetzten  Tarife  können  durch  den  Concessionär 
iu  der  Zwischenzeit  für  die  ganze  Länge  oder  nur  für  einzelne  Strecken 
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der  Bahn,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle  Transport- 
entfernungen gleichmäßig  oder  aber  bei  der  Zunahme  derselben  in 
grösserem  Masse  herabgesetzt  werden. 

Die  derart  ermäßigten  Tarife  können  wieder  auf  ihr  ursprüng- 
liches Mass  erhöht  werden,  aber  nur  nach  Ablauf  einer  dreimonat- 
lichen Anwendung. 

Wenn  einem  Spediteur  oder  Frächter  unter  gewissen  Bedingungen 
eine  Frachtermässigung  oder  eine  sonstige  Begünstigung  zugestanden 
wird,  so  muss  dieselbe  auch  einem  jeden  Spediteur  oder  Frachter,  der 
eben  dieselben  Bedingungen  annimmt,  derart  eingeräumt  werden,  das.s 
eine  persönliche  Begünstigung  in  keinem  Falle  stattfindet. 

Alle  diese  Begünstigungen  Bind  auch  in  Form  von  Scbeinrefactien 
nicht  zulässig. 

§  10. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen 
Theuerung  der  Lebensmittel  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Trans- 
portgebühr  für  dieselben  für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte 
des  Maximaltarifes  herabzusetzen. 

§  11. 

Der  Militärtransport  mu68  nach  ermäßigten  Tarifen  erfolgen, 
und  zwar  auf  Grund  der  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  der 
priv.  Staatseisenbahngesellschaft  am  10.  Deccmber  1860  abgeschlossenen 
Vereinbarung,  deren  Bestimmungen  einen  ergänzenden  Theil  dieser 
Urkunde  bilden. 

Mit  dem  Concessionär  in  Betreff  des  Militärtransportes  auf  anderen 
Linien  zu  Stande  kommende  und  für  deu  Staat  günstigere  Verein- 
barungen solh-u  auch  für  dies«  Bahu  Geltung  haben. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Finanzwache,  sowie  auf 
die  Staats-  und  Municipal-Sicherheits  wache,  endlich  auch  auf  die 
Sträflinge  Anwendung. 

Uebrigens  sind  auf  der  Temesvar  Ürsovaer  Linie  auch  alle  die- 
jenigen Bestimmungen  giltig,  welche  au»  Anlas«  größerer  Militärtrans- 
porte die  gegenseitige  Aushilfe  zwischen  deu  österreichisch-ungarischen 
Bahngesellschaften,  die  Hei  Stellung  uud  Buchhaltung  der  zu  diesen 
Transporten  nöthigen  Einrichtungen,  diu  Organisiruug  von  Feldeiseu- 
bahnabtbeilungfn  und  schliesslich  die  Verwendung  der  in  Fiiedens- 
'/eiten  beim  Eisenbahnbaue  und  bei  der  Erhaltung  der  Bahn  aufzu- 
stellenden derartigen  Lehrtruppen  regeln,  daher  sich  auch  die  Gesell- 
schaft verpflichtet,  die  Mannschaft  der  in  Friedenszeiteu  zu  errichtenden 
Feldei6enbahnabtheilungen  über  jeweiliges  Verlangen  des  k.  und  k. 
gemeinsamen  Kriegsminister»  uuter  den  mit  demselben  festgestellten 
Bedingungen  sowohl  beim  Baue  dieser  Linien,  als  auch  bei  den  Bahn- 
erhaltuugsarbeiten  zu  verweuden. 

Die  auf  Militärtrausporte  sich  beziehenden  Bestimmungen  und 
Begünstigungen  finden  selbstverständlich   sowohl   auf  die  Honveds,  als 
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auch  auf  jene  Truppen  Anwendung,  welche  als  integrirender  Theil 
der  Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

§  12. 

Staatsbeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Verwaltung 
und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  überwachenden  Behörden,  oder  zur 
Wahrung  der  aus  dieser  Concession  entspringenden  Staatsinteressen, 
oder  aber  aus  Gefallsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich 
über  deu  behördlichen  Auftrag  legitimiren,  sind  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  13. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  in  unredlicher  Ab- 
sicht ohne  vorherige  Entrichtung  der  Fahr-  oder  Frachtgebübr  be- 
nützen, oder  aber  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des 
Gewichtes  der  Fracht,  oder  endlich  auf  andere  Weise  eine  Benach- 
theiligung der  Unternehmung  beabsichtigen,  kann  die  tarifmässige 
Gebühr  in  dreifachem  Betrage  eingehoben  werden. 

§  14. 

Zum  Behufe  der  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung 
berechtigt,  sich  sowohl  von  dem  Baue  der  Bahn,  als  auch  von  der 
zweckmässigen  und  soliden  Einrichtung  des  Betriebes  und  von  der 
fortwährenden  Erhaltung  desselben  im  guten  Staude  zu  überzeugen 
und  anzuordnen,  dass  die  wahrgenommenen  Mängel  behoben  werden. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Bahn  nach  Beendigung 
des  Baues  zu  collaudiren. 

Zweck  der  Collaudirung  ist,  zu  constatiren,  ob  der  Concession är 
seinen  concetsionsmässigen  Verpflichtungen  in  Betreff  des  Baues  und 
der  Einrichtung  der  Balm  enfc-prochen  hat. 

AU  Ersatz  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  der  Regierung  aus 
Anlass  der  Ausübung  des  derselben  laut  der  allgemeinen  gebetzlichen 
Bestimmungen  und  insbesondere  laut  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  vorbehalteneu  Oberaufsichtsrechtes  sowohl  während  der  Dauer 
des  Baues,  als  auch  nach  Eröffnung  der  concessiouirteu  Linie  erwachsen, 
hat  der  Conce«sionär  an  den  Staatsschatz  eine  durch  die  Regierung  zu 
bestimmende  jährliche  Pauschalsumme  zu  entrichten. 

Der  Conceseionär  ist  ferner  verpflichtet,  einen  entsprechenden 
Tbeil  der  Auslagen  für  jenes  Controlsorgan,  welches  aus  Anlass  der 
Ausfolgung  der  Zinsengarantie  zur  Ueberprtifung  der  Rechnungen  der 
Gesellschaft  berufen  ist,  in  einem  durch  die  Regierung  nach  Massgabe 
der  Meilenlänge  der  Bahn  zu  bestimmenden  Verhältnisse  zu  ersetzen. 

Der  ConcesBionär  ist  schliesslich  auch  zum  Ersätze  aller  derjenigen 
Auslagen  verpflichtet,  welche  der  Regierung  bis  zur  Ertheilung  der 
Concession  durch  die  Vorstudien  über  die  concessionirte  Linie  erwachsen 
sind,  und   muss  diesen  Betrag  binnen  14  Tagen  von  dem  Zeitpunkte 
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an  gerechnet,  mit  welchem  daß  Concessionsgesetz  in  Wirksamkeit  tritt, 
an  den  Staatsschatz  ausbezahlen. 

Die  Conceesionsdauer  wird  mit  Inbegriff  des  im  §  9,  Abs.  b)  der 
im  §  1  berufenen  provisorischen  EisenbahncoDcessiousvorschrift  aus- 
gesprochenen Schutzes  gegen  die  Errichtung  einer  neuen  Eisenbahn  bis 
zum  1.  Jänner  1967  —  mit  welchem  dieselbe  erlischt  —  festgestellt. 

Laut  Art.  2  des  Uebereinkommens  vom  8.  Juni  1882  (unten  sub  d)  läuft 
die  Conces»ion  mit  31.  December  1965  ab. 

Ausserdem  erlischt  die  Conceseion  auch  dann,  wenn  die  zur  Be- 
endigung der  Tracirungsarbeiten  und  des  Baues,  sowie  zur  Eröffnung 
des  Betriebes  bestimmten  Termine  nicht  eingehalten  werden  und  dieses 
Versäumniss  nicht  im  Sinne  des  §  11,  Abs.  6)  der  vorerwähnten  Con- 
cessionsvorßcbrift  gerechtfertigt  werden  kann. 

§  16. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  diese  Bahn  sammt  den 
übrigen  Linien  der  Gesellschaft  und  gleichzeitig  mit  diesen  im  Sinne 
des  §  1  des  am  1.  December  18Gb*  abgeschlossenen  Vertrages  nach 
Ablauf  der  daselbst  festgesetzten  Frist  einzulösen. 

Zum  Bebufe  der  Feststellung  des  Einlösungopreises  wird  das 
jährliche  reine  Einkommen  der  Gesellschaft  wahrend  sieben  der  wirk- 
lichen Einlösung  vorhergehender  Jahre  ermittelt,  von  diesem  Betrage 
das  Reinerträgniss  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  in  Abzug  gebracht  und 
darnach  das  reine  Einkommen  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet  werden. 

Diese  Durchschnittssumme,  welche  jedoch  nicht  geringer  sein  darf 
als  der  Reinertrag  des  letzten  der  erwähnten  sieben  Jahre,  wird  dem 
Concessionär  bi*  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Conceesionsdauer  als 
Jahre8rente  ausgezahlt. 

Siehe  Art.  2  des  Uebereinkommens  vom  8.  Juni  1S82  (unten  sub  d). 

§  17. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession  oier  mit  der  Einlösung  der 
Bahn  tritt  der  Staat,  und  zwar  im  ersten  Falle  unentgeltlich,  im  letzteren 
jedoch  gegen  Entrichtung  der  im  Sinne  des  §  IG  bestimmten  Jahres- 
rente in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuss  der  concessionirten  und  in 
gutem  Zustande  zu  übergebenden  Eisenbahn,  uud  nimmt  insbesondere 
in  seinen  Besitz:  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunst- 
bauten, den  Ober-  und  Unterbau  sammt  allem  Zugehör,  das  ist  den 
Betriebsmitteln,  Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen,  Gebäuden,  Wächter- 
und Aufseherhäusern  auf  den  Abfabrts-  und  Ankunftsplätzen,  allen 
Einrichtungen,  Möbeln,  Beweglichkeiten  und  Immobilien. 

An  Betriebsmitteln  muss  die  Gesellschaft  so  viel  übergeben, 
als  von  allen  auf  den  ungarischen  Linien  vorhandenen  derartigen 
Betriebsmitteln  auf  diese  Linie  im  Verhältnisse  des  nach  Meilen  zu 
ermittelnden  Bruttoertrages  entfällt. 
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Sowohl  im  Falle  des  Erlöschens  der  Concession,  als  auch  in  dem 
der  Einlösung  behält  der  CoDcessionär  nach  Rückerstattung  aller  vom 
Staate  enthaltenen  Vorschüsse  und  deren  Zinsen  das  Eigenthum  des 
au9  dem  eigenen  Einkommen  der  Unternehmung  gegründeten  Reserve- 
fonds und  der  ausbauenden  Activforderungen,  sowie  auch  der  aus  dem 
eigenen  Vermögen  erhauten  Gebäude,  als:  Coaksöfen,  Giessereien, 
Maschinen-  und  sonstige  Fabriken,  Remisen,  Docks,  zu  deren  Erwerbung 
oder  Herstellung  derselbe  durch  die  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen 
Bemerken  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn 
bilden  werden. 

§  18. 

Wenn  der  Concessionär  ungeachtet  vorhergegangener  Mahnungen 
seine  in  der  Concessionsurkunde  oder  im  Gesetze  enthaltenen  Ver- 
pflichtungen wiederholt  verletzen  oder  ausser  Acht  lassen  sollte,  so 
behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  gegen  denselben  die  gesetz- 
mässigen  Verfügungen  einzuleiten  und  nach  Umständen  auch  die  Con- 
cession  zu  jeder  Zeit  für  erloschen  zu  erklären. 

§  19. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  der  Conceesion  unterliegen  nur 
der  Stämpelgebiibr  von  einem  Gulden. 

Besondere  Bedingungen. 

§  20. 

Bezüglich  der  Baubedingungen  zerfällt  die  hiermit  concessionirte 
Eisenbahn  in  folgende  Strecken: 

1.  Die  erste  Strecke  reicht  vom  Endpunkte  der  Temesvarer  Station 
bis  zu  dem  der  Körpaer  Station, 

2.  die  zweite  Strecke  von  Körpa  bis  an  die  Landesgrenze. 

Die  Arbeiten  muss  der  Concessionär  den  folgenden  Bestimmungen 
gemäss  bewerkstelligen: 

a)  Unterbau. 

Auf  der  ersten  Strecke  darf  die  Steigung  der  Bahn  auf  ein- 
tausend (1000)  Meter  Länge  fünf  (5)  Meter  nicht  übersteigen  und  der  Radius 
der  Krümmungen  darf  auf  offener  Bahn  nicht  kleiner  sein  als  400  Meter. 

Auf  der  zweiten  Strecke  kann  zwischen  der  Wasserscheide  und 
der  in  der  Nähe  von  Kornia  zu  errichtenden  Station  bei  1000  Meter 
Länge  ausnahmsweise  eine  Steignng  von  20  Meter  angebracht  werden, 
im  Uebrigen  jedoch  wird  die  Maximalsteigung  auf  dieser  Strecke  bei 
1000  Meter  Länge  auf  13  Meter  festgesetzt;  der  Radius  der  Krüm- 
mungen auf  dieser  Strecke  darf  im  Allgemeinen  nicht  weniger  als  drei- 
hundert Meter  betragen. 

Wenn  aus  den  Detailplänen  hervorgehen  sollte,  dass  Krümmungen 
von  300  Meter  auf  besonderen  einzelnen  Punkten  der  zweiten  Strecke 
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mit  technischen  Schwierigkeiten  verbunden  wären,  so  wird  das  Com* 
municationsministerium  ermächtigt,  auch  Krümmungen  mit  einem  Radius 
von  275  Meter  zn  gestatten. 

In  Betreff  der  Querprofile  des  Bahnkörpers  und  der  Schotterbet  tun  g 
sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  vereinbarten 
und  beim  Com  municationsministerium  deponirten  Vorschriften  und  Normal- 
pläne massgebend,  an  denen  der  Communicationsminiäter  über  Antrag 
des  Concessionärs  zweckmässige  Abänderungen  zulassen  kann. 

Die  Kronenbreite  des  Bahnkörpers  darf  an  der  oberen  Fläche  der 
Schwellen  nicht  weniger  als  4  Meter  betragen. 

Die  Kunstbauten  sind  als  stabile  Bauten,  daher  aus  Stein-,  Ziegel- 
oder Eisenmateriale  herzustellen. 

Allenfalls  vorkommende  Tunnels  sind  für  Doppelgeleise  zu  erbauen. 

Siehe  den  XXXV.  Gesetaartikel  vom  Jahro  1876  (Doc.  6). 

b)  Oberbau. 

In  Betreff  der  Construction  des  Oberbaues  und  aller  Bestandteile 
desselben,  sowie  auch  in  Betreff  der  Anlage  der  Stationsgeleise  sind 
die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  vereinbarten  und 
beim  Communicationsministerium  deponirten  Vorschriften  und  Normalpläne 
massgebend,  an  denen  der  Commuoicationsminister  über  Antrag  des 
Concessionärs  zweckmässige  Aenderungen  gestatten  kann. 

Alle  zum  Oberbaue  erforderlichen  Eisenraaterialien  und  Erzeug- 
nisse sind,  soweit  dies  nur  thunlich  ist,  im  Iulande  anzuschaffen;  sollten 
diese  Materialien  jedoch  wegen  Unannehmbarkeit  der  bezüglichen  Offerte 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden,  so  hat  der  Concessionär  den  ent- 
fallenden Einfuhrzoll  zu  entrichten. 

c)  Gebäude,  Bahnabschluss,  Signale. 

Die  Gebäude  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln  zu  errichten  und  nur 
der  Oberbau  der  Waarenmagazine  und  kleineren  Nebengebäude  darf 
auch  aus  Holz  hergestellt  werden. 

In  Betreff  des  Grundrisse?,  der  Eintheilung,  Einrichtung  und 
Adnptirung  aller  Gebäude  sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem 
Concessionär  vereinbarteu  Normalpläne  und  Vorschriften  massgebend, 
doch  kann  die  Kegierung  eine  zweckentsprechende  Aenderung  oder 
Erweiterung  derselben,  sowie  auch  eine  hiervon  abweichende  Bauart 
verlangen,  beziehungsweise  über  Antrag  des  Concessionärs  gestatten. 

Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  der  Bahneinfrieduugen,  Bahn- 
schranken, Signalvorrichtungen  und  auch  des  ganzen  Signalisirungs- 
Systems,  jedoch  mit  dem  Bemerken,  dass  bezüglich  des  letzteren  die 
bei  der  Staatseisenbahngeeellscbaft  bestehenden  Principieo,  Vorschütten 
und  Typen  als  Gruudlage  zu  dienen  habeu. 

Der  Concessionär  iet  verpflichtet,  die  hiermit  concessionirte  Bahn 
den  Ansprüchen   des    zu  erwartenden  Verkehres  entsprechend  mit  den 
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erforderlichen  Gebäuden  zu  versehen,  insbesondere  auf  den  Stationen  die 
zur  Aufnahme  und  zum  Betriebe  des  Personen-  und  Frachtenverkehres, 
die  zur  Vollziehung  des  Zug-,  Bahnerhaltungs-,  Betriebs-  und  Directious- 
dienstes  notwendigen  Bauten,  Adaptirungen  und  Einrichtuugen  in 
einem  den  Ansprüchen  des  factischon  Verkehres  entsprecheuden  Mass- 
stabe herzustellen  und  anzuschaffen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  eine  Erweiterung  der 
bestehenden  oder  die  Errichtung  neuer  G  'bände  nothweodig  werden, 
so  muss  der  Concessionär  den  diesfälligen  Anfurderuiigen  der  Regierung 
aus  eigenen  Mitteln  entsprechen. 

Die  Herstellungskosten  derjenigen  Gebäude,  welche  auf  der 
Grenzstation  zur  Aufnahme  der  Localittten  für  den  Poliaei-,  Zoll-  und 
Postdienst,  sowie  zur  Unterbringung  des  Personals  dieser  Dienstzweige 
erforderlich  sin  1,  trägt  die  R  'gierung,  allein  der  Concessionär  ist  ver- 
pflichtet, über  deren  Verlangen  die  diesfälligen  B  lulichkeiten  unter 
den  gegenseitig  zu  vereinbarenden  Bedingungen  aufzuführen. 

Di«  zur  zollämtlichen  Behandlung  des  Gepäckes  der  Reisenden 
nöthige  Localität  dagegen  muss  der  Conces  ionär  im  Aufuahmsgebäude 
auf  eigene  Kosten  herstellen. 

d)  Stationen. 

Ausser  der  Temosvarer  Abfahrtsstation  und  der  Orsovaer  Haupt- 
station sind  wenigstens  noch  vierzehn  (14)  Stationen  zu  errichten. 

Die  Stationen  sind  auf  der  Linie  derart  zu  vertheilen  und  mit 
Geleisen  von  gehöriger  Länge  und  Menge  so  zu  ver-ehen,  dass  die 
Züge  auf  dieser  Bahn  iu  einer  dem  Bedarfe  entsprechenden  Anzahl 
anstandslos  verkehren  können. 

Im  Uebrigen  sind  die  Stationen  mit  Rücksichtnahme  auf  später 
not h wendig  werdende  Erweiterungen  nach  den  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Concessionär  festgesetzten  Normalplänen  zu  erbauen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verk-hres  eine  Erweiterung  dieser 
Stationen  nothwendig  werden,  so  ist  der  Concessiouä*  verbuudeu,  die 
bezlglichen  Arbeiten  aus  Eigenem  vollführen  zu  lassen. 

Siehe  den  XXXV.  Gesetzartikel  Tom  Jahre  1876  (Doc.  6.). 

Desgleichen  bat  die  concessionirte  Gesellschaft  die  die  Temesvar- 
Orsovaer  Linie  belastenden  Kosten  der  durch  die  ungarische  und 
rumänische  Regie  ung  einverständlich  zu  bestimmenden  Grenzstation 
aus  E-geaem  zu  tragen. 

e)  Betriebsmittel. 

Sämmtliche  Brttiebsmittel,  unter  d»<nen  bloa  die  mit  Tendern 
und  allem  Zugehör  versehenen  Locomotiven,  ferner  die  Personen-, 
Post-  und  Lastwag/ons,  sowie  die  Schne^pflilge  also  die  Roll materi allen 
zu  verstehen  sind,  müssen  nach  den  für  die  Linien  der  Staatseisenbahn- 
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gesellschaft  giltigen  Typen  und  wo  möglich  im  Inlande  in  solcher 
Menge  angeschafft  werden,  dass  der  Anschaffungspreis,  den  der  Con- 
cessionär  nachweisen  mnss,  für  jede  Meile  einen  Werth  von  mindestens 
sechzigtausend  (60.000)  Gulden  B.  V.  repräsentirt. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  eine  Vermehrung  der 
Betriebsmittel  nothwendig  werden,  so  iet  der  Concessionär  verpflichtet, 
den  Mehrbedarf  aus  Eigenem  anzuschaffen. 

f)  Qualität  und  Quantität  der  Arbeiten. 

Alle  zur  Errichtung  und  Investirung  der  concessionirten  Eisenbahn 
nothwendigen  Baulichkeiten  und  Erzeugnisse  sind  aus  gutem  und  nach 
sechnischen  Regeln  bearbeitetem  vollkommenem  Materiale  herzustellen. 

Was  jedoch  die  Quantität  und  das  Mass  dieser  Arbeiten,  Bau- 
lichkeiten, Erzeugnisse  und  Materialien  anbelangt,  so  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  die  concessionirte  Eisenbahn  den  jeweiligen  Anforderungen 
eines  zweckmassig  und  ökonomisch  verwalteten  Betriebes  entsprechend 
herzustellen,  zu  investireu  und  mit  allen  Einrichtungen  und  Arbeiten 
zu  versehen,  welche  zur  vollständigen  betriebsmässigen  Herstellung  und 
sowohl  zu  deren  Inbetriebsetzung,  als  auch  zur  Adaptirung  und  Ein- 
richtung der  für  den  LaRten-  und  Personenverkehr,  sowie  für  die 
Besorgung  des  gesammten  Dienstes  nöthigen  Localitäten  erforderlich 
sind,  mögen  selbe  auch  in  den  obigen  Bestimmungen  speciell  nicht 
angeführt  worden  sein. 

Sollte  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehres  eine  Vermehrung  alles 
dessen  beanspruchen,  so  hat  der  Coucessionär  für  die  nothwendigen 
Ergänzungen  ohne  neuerliche  Belastung  des  Staates  zu  sorgen. 

§  21. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Regierung  die  Detailpläne 
binnen  180  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  mit  welchem  das 
Coucessionsgesetz  in  Wirksamkeit  tritt,  vorzulegen. 

Die  Regierung  dagegen  verpflichtet  sich,  die  Entscheidung  über  die 
vorgelegten  Pläne  dem  Concessionär  binnen  60  Tagen,  von  der  Ein- 
reichung an  gerechnet,  bekannt  zu  geben. 

Der  Letztere  verpflichtet  sich,  die  concessionirte  Linie  innerhalb 
vier  Jahren  von  dem  Tage  an,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz  in 
Wirksamkeit  tritt,  zu  vollenden.  Sollte  der  Bau  auch  vor  Ablauf  dieser 
Frist  beendet  werden,  so  darf  die  Strecke  Karansebes-Orsova  höchstens 
3  Monate  vor  dem  oben  festgesetzten  Termine  dem  allgemeinen  Verkehr 
übergeben  werden. 

§  22. 

Der  den  ungarischen  Staat  belastende  Theil  des  jährlichen  Zinsen- 
garantiepauschales von  5,200.000  Gulden,  welches  der  concessionirten 
Gesellschaft  in  den  zwischen  derselben  und  der  seinerzeit  bestandenen 
Regierung   abgeschlossenen  Verträgen    zugestanden    wurde   und  durch 
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beide  Tbeile  der  Monarchie  zu  zahlen  if-t,  wird  vom  Tage  der  Eröffnung 
der  ganzen  Linie  Temeevar-Oreova  für  die  volle  Dauer  der  Concession 
um  eine  Million  Gulden  in  Silber  erhöht. 

Die  eventuelle  Flüssigmachung  der  unter  dem  Titel  „Zinsengarantie" 
zu  erfolgenden  Vorschüsse  und  der  Rückersatz  der  angewiesenen  Beträge 
bat  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Artikels  XIII.  der  Concessions- 
urkunde  vom  1.  Jänner  1855  stattzufinden. 

§  23. 

Insolange  das  reine  Einkommen  der  concessionirten  Bahn  eiue 
Million  Gulden  nicht  erreicht,  ist  weder  eine  Einkommen-  oder  Erwerb-, 
noch  eine  sonstige  an  deren  Stelle  etwa  einzuführende  Steuer  zu  ent- 
richten. 

Sollte  aber  das  Erträgniss  obige  Summe  übersteigen,  so  kann  die 
Steuer  in  die  Betriebsrechnung  aufgenommen  werden. 

Insolange  der  die  obige  Summe  überschreitende  Ueberschuss  des 
Reinerträgnisses  die  Höhe  der  Einkommensteuer  nicht  erreicht,  ist  an 
Steuer  lediglich  der  dem  factischen  Erträgnissüberscbusse  gleichkommende 
Betrag  zu  entrichten. 

Infolge  dessen  muss  über  den  Betrieb  der  Temesvar-Orsovaer 
Eisenbahn,  so  lange  als  die  Gesellschaft  die  Befreiung  von  Her  Einkommen- 
und  Erwerbsteuer  beansprucht,  eine  abgesonderte  Rechnung  geführt 
werden;  in  dieselbe  siud  als  Einnahme  die  durch  die  Gesellschaft  für 
den  Personen-  und  Frachtentransport  auf  der  Temesvar-Orsovaer  Eisen- 
bahnstrecke eingehobenen  Gebühren,  als  Ausgabe  hingegen,  ausser  den 
diese  Linie  unmittelbar  und  ausschliesslich  betreffenden  Lasten,  ein 
veih&ltniesmässiger  Tbeil  der  gemeinschaftlichen  Ausgaben  dieser  Eisen- 
bahn und  der  übrigen  Linien  der  Gesellschaft  aufzunehmen,  und  zwar: 

a)  der  im  Verhältnisse  zum  Bruttoerträgniss  der  Temesvar-Orsovaer 
Bahn  und  der  übrigen  Linien  der  Gesellschaft  zu  bestimmende 
Theil  der  Verwaltungsauslagen; 

/>)  der  im  Verhältnisse  zu  den  auf  der  Temesvar-Orsovaer  Bahn  und 
den  übrigen  Linien  der  Gesellschaft  ausgezahlten  Personalbezügen 
festzusetzende  Theil  der  Dotation   des  Pensions-  und  Aushilfsfonds; 

c)  der  im  Verhältnisse  zu  den  auf  der  Temesvar  Orsovaer  Bahn  und 
den  übrigen  Linien  der  Gesellschaft  zurückgelegten  Zogsmeilen 
entfallende  Theil  der  zur  Ausbesserung  und  Erhaltung  der  Ver- 
kehrsmittel erforderlichen  Auslagen;  endlich 

d)  die  Hälfte  des  auf  den  Conceesionär  entfallenden  Theiles  der 
Auslagen  für  den  Temesvarer  Bahnhof. 

In  Betreff  der  grundbücherlichen  Ueberschreibung  der  zum  Aus- 
baue der  Bahn  nöthigen  Immobilien  wird  dem  Concessionär  die  Stärapel- 
und  Gebtihrenfreiheit  eingeräumt. 

Ebenso  sind  auch  alle  in  Angelegenheit  der  Geldbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  ersten  Betriebsinvestirung  auszustellenden  Ver- 
träge, Eingaben  oder  sonstigen  Urkunden  stämpel-  und  gebührenfrei 
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§  24 

Diu  Fahr-  und  Frachtgebühren  werden  für  diese  Bahn  folgender- 
tnassen  festgesetzt: 

Der  Maximal  tarifsatz  für  eine  Meile  beträgt  bei  Reisen- 
den für  eine  Person 

in  der     I.  Classe  86  kr.  österr.  Wälir.  in  Gold  oder  Silber 
II  27 

B  i  Schnellzügen,  welche  aus  Waggons  I.  und  IL  Classe  besteben 
müssen,  dürfen  diese  Gebühren  unter  der  Bedingung  um  20  Procent 
erhöht  werden,  daes  die  Fahrgeschwindigkeit  dieser  Züge  nicht  geringer 
sei  als  die  mittlere  Geschwindigkeit  der  Schnellzüge  auf  anderen 
ungarischen  und  österreichischen  Bahnen. 

Bei  Waaren  beträgt  der  Maximaltarifsatz  für  einen 
Zollcentner  und  bei  gewöhnlicher  Fahrgeschwindigkeit, 
und  zwar: 

bei  Waaren     I.  Clas  e  1  56  kr.  österr.  Währ. 

und  ausnahmsweise  bei  ganzen  Wagenladungen  von  Getreide,  Mehl, 
Brenn-  und  Flossholz  l*/4  kr.  österr.  Währ.,  von  Steinsalz,  Coaks, 
Briquettrs,  Mineralkohle,  Presstorf.  Bausteinen,  Ziegeln  und  Kie<  1  kr. 
ö'terr.  Währ,  per  Centner  uud  Meile. 

Hinsichtlich  der  Maximalxätze  der  Ver^icherungs-  und  Neben- 
gebühren,  der  Waarenclassification  und  der  sonstigen  den  Verkehr 
betreffenden  Bestimmungen  sind  die  für  die  ungarische  Hauptlinie  der 
priv.  Staatsnisenbahn  geltenden  Vorschriften  massgebend. 

Sollte  die  Legislative  die  Transportgebübren  auf  allen  durch  die- 
s-  lbe  concessionirten  Bahnen  regeln,  so  wird  das  diesbezügliche  Gesetz 
auch  für  diese  Bahn  Geltung  haben. 

Die  conces-üonirte  Gesellschaft,  welche  zugleich  Besitzerin  der  Ungarn 
von  Temesvar  bis  zur  österreichischen  Grenze  durchschneidenden  Eisen- 
bahn ist,  verpflichtet  sich,  im  Int^resee  der  vaterländischen  Producte, 
der  Gewerbe  un  1  des  Handels  von  den  durch  Ungarn  zu  transportirendcn 
Waaren  auf  der  zu  diesem  älteren  Bahnnetze  gehörigen  Linie  von 
Oraova  bis  zur  Grenzstation  ihrer  ungarischen  Linie  nie  eine  gelindere 
Frachtgebühr  einzunähen,  als  sie  für  den  Transport  gleicher  Waaren 
v»n  irgend  einer  Station  ihrer  ungarischen  Linie  bin  zu  derselben 
(•renzstation  einhnbt. 

Ebenso  darf  die  Gesellschaft  von  Oraova  bn  zu  einer  ihrer 
ungarischen  Stationen  k-ine  geringere  Frachtgebühr  einheben.  als  für 
dieselbe  Waare  von  einer  ihrer  ungan-ihen  Statinen  bis  an  denselben 
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Bestimmungsort  bei  gleicher  oder  geringerer  Transportentfernung  ein- 
gehoben wird. 

Sollte  irgend  eine  andere  ungarische  Linie  mit  dem  rumänischen 
Eisenbahnnetze  verbunden  werden,  ohne  dass  die  eine  Station  der 
österreichischen  Staatsbahn  von  der  rumänischen  Grenze  aus  berührende 
Concurrenzbahn  den  nämlichen  Bedingungen  unterworfen  würde,  so 
erlischt  die  Wirksamkeit  dieser  die  Staatseisenbahngesellschaft  bindenden 
Tarifbestimmungen. 

§  25. 

Wenn  der  Concessionär  die  Bahn  innerhalb  der  bestimmten  Frist 
dem  Verkehre  nicht  übergeben  sollte,  so  ist  er  verpflichtet,  für  jeden  Tag 
der  Verzögerung  1000,  d.  i.  eintausend  Gulden  österr.  Währ.,  als 
Pönale  binnen  30  Tagen  nach  der  •  von  Seite  der  Regierung  erfolgten 
Aufforderung  zu  Gunsten  des  Staatsschatzes  zu  bezahlen;  im  Falle 
der  Nichtzahlung  steht  der  Regierung  das  Recht  zu,  den  als  Pönale 
entfallenden  Betrag  von  dem  Concessionär  im  summarischen  Wege  ein- 
treiben zu  lassen. 

Eine  Nachsicht  dieses  Betrages  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn 
der  Concessionär  eine  Erstreckung  des  festgesetzten  Termines  von  der 
Regierung  vorher  erwirkt  oder  aber  die  Verzögerung  entsprechend 
gei  echtfertigt  hat. 

§  26. 

Während  der  Dauer  des  Eisen bahnbaues  ist  der  Concessionär  ver- 
pflichtet, für  seine  Arbeiter  Spitäler  einzurichten;  sollte  jedoch  der  Fall 
eintreten,  dass  einzelne  dieser  Arbeiter  in  Öffentlichen  Krankenhäusern 
Aufnahme  gefunden  haben,  so  ist  der  Concessionär  verbunden,  die 
entfallenden  Kosten  dem  betreffenden  Institute  vierteljährig  zu  ver- 
güten. 

Indem  Wir  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Concession 
Jedem,  den  dies  betrifft,  zur  strengen  Pflicht  machen,  ermächtigen 
Wir  zugleich  den  Concessionär,  für  seine  etwa  erlittenen  Schädigungen 
vor  unseren  Gerichten  Schadenersatz  zu  fordern  und  befehlen  allen 
jenen  Behörden,  die  es  betrifft,  über  die  Beobachtung  dieser  Concession 
und  der  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgsam  zu 
wachen. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  Wir  die  gegenwärtige,  mit  Unserem 
grösseren  Siegel  versehene  Concessionsurkunde  ausgestellt. 

Budapest,  am  31.  December  Eintausend  Achthundert  Vierund- 
siebzig. 

Franz  Joseph  m.  p. 

DU    RtcblaorkoadMi  d«r  Itetarr.  Ki»<roWmen  I. 
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6.  XXXV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1876, 

betreffend  die  theilweise  Abänderung  der  <  oncessionsnrkunde  der  TeuiesTar- 

Orsovaer  Elsenbahn. 

(Sanctioiürt  am  11».  Juni  1876.  Kundgemacut  in  beiden  Häusern  des  Reichstages  am 

20.  Juni  1876.) 

§  1. 

Der  §  3  sowie  der  Punkt  a)  des  §  20  der  im  Gesetzartikel 
XXVIII  vom  Jahre  1874  enthaltenen  Concessionsurkunde  werden  dahin 
angeändert,  dass  auf  der  Temesvdr  Orsovaer  Enenbahnstrecke  die  Tunnel 
gegenwärtig  nur  für  ein  Geleise  zu  bauen  sind. 

§  2. 

Gegenüber  dieser  Begünstigung  ist  jedoch  die  concessionirte  Gesell- 
schaft verpflichtet: 

n)  zu  jener  Zeit,  wenn  auf  der  genannten  Eisenbahnstrecke  im  Sinne 
des  §  3  der  Concession  das  zweite  Geleise  zu  legen  ist,  auch 
die  jetzt  nur  für  ein  Geleise  herzustellenden  Tunnels  für  zwei 
Geleise  zu  erweitern  oder  für  das  zweite  Geleise  besondere  Tunnels 
zu  bauen; 

b)  ausser  den  im  Punkte  d)  des  §  20  der  Conceision  festgesetzten 
14  Stationen  noch  eine  giössere  Station  in  Temesvär  (in  der 
Fabriksvorstadt),  und  zwei  weitere  Stationen  auf  der  Strecke  vor 
deren  Eröffnung  zu  errichten. 

Diese  Stationen  sind  an  dem  zwischen  der  Regierung  und  der 
conceesionirten  Gesellschaft  festgesetzten  Orte  und  in  den  fest- 
gesetzten Ausmassen  zu  bauen  und  wird  bemerkt,  dass,  wenn  mit 
der  Steigerung  des  Verkehrs  die  Erweiterung  der  Gebäude  oder 
die  Aufstellung  neuer  erforderlieh  würde,  die  concessionirte  Gesell- 
schaft verpflichtet  ist,  dieselben  —  mit  Ausnahme  der  Station 
in  der  TemesvArer  Fabriksvorstadt,  auf  welche  sich  diese  Bestim- 
mung nicht  ausdehnt  —  auf  eigene  Kosten  zu  errichten ; 

c)  ausser  den  in  der  CoucessionsurkiiTxle  enthaltenen  und  oben  an- 
geführten Verpflichtungen,  auf  ihren  Bahnstrecken  bis  zur  Höhe 
von  100  000  Gulden  solche  Investitionen  vorzunehmen,  welche  die 
Regierung  als  ausschliesslich  für  Staatszwecke,  eventuell  für  Zwecke 
der  Gesellschaft  nothwemair  bezeichnen  wird. 


Mit  dein  Vollzüge  des  gegenwärtigen  Gesetzes   wird  der  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Comtnunicatiouen  beauftragt. 
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b)  Neuere  Linien. 

[Waagthalbahn  (Presaburg-Tyrnau-Trencsin-Sillein  mit  den  Nebenlinien  Ratzers- 
dorf- Weinern,   Tyrnau-Szered,    Szered  Galantha    und   Szered  -  Galgöcz  -  Lipötvar), 
Eisenbahn  Csacza-Ungarisch-galizische  Landesgrenze  gegen  Zwardon.] 

7.  Concessionsurkunde 

für  den  Betrieb  der  Pressburg-Trencslner  Linie  der  Waagthalbahn  und 
deren  Zweiglinien,  und   für   den  Ausbau    und   Betrieb   der  Trencsln- 

SUletner  Strecke  derselben  Bahn. 

Inartlcnllrt  n:it  Gesetzartikel  XLV  toiii  Jahre  1882,  sanctlonlrt  am 
18.  December  1882.  —  Kundgemacht  In  der  Landesgesetzsanimlung  am 

20.  December  1882.*) 

Nachdem  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngeäell- 
schaft  im  Sinne  des  Artikel  IV  des  zwischen  der  königl.  ungarischen 
Regierung  und  diesei  Gesellschaft  am  8.  Juni  1882  abgeschlossenen 
Vertrages  die  Strecke  PreEsburg-Trencsin  der  Waagthalbahn  sammt 
den  Zweigbahnen  Tyrnau  •  Szered  und  Recse-(Ratzersdorf-)  Pracsa 
(Weineru)  im  Tauschwege  für  die  Linie  Uj-Szöny-Landesgrenze  (Leitha) 
erworben  hat,  wird  derselben  das  Recht  eingeräumt,  die  besagte  Bahn 
und  deren  Zweiglinien  in  Betrieb  zu  nehmen,  und  als  Fortsetzung  der 
Pressburg-Trencsiner  Linie  von  Trencsin  bis  Sillein  eine  Bahn  ersten 
Ranges  zu  erbauen  und  zu  betreiben. 

Das  Ministerium  wird  berechtigt  sein,  der  genannten  Gesellschaft 
über  besonderes  Ansuchen  derselben  und  unter  ähnlichen  Bedingungen, 
dann  unter  besonderer  Feststellung  der  Baubedingungen,  auch  eine  von 
der  Waagthalbahn  durch  das  Vlaratbal  bis  an  die  Landesgrenze  zu 
führende  Fitigelbahn  in  dem  Falle  zu  gestatten,  wenn  die  Fortsetzung 
dieser  Bahnstrecke  auf  österreichisches  Gebiet  genügend  gesichert 
erscheint. 

Den  ältesten  Theil  der  Wa  igthalbahn  bildet  die  Linie  Presaburg-Tyrnau, 
welche  auf  Grund  der  Concessionsurkunde  vom  16.  April  1839  als  Pferdebahn 
von  der  „Ersten  Pressburg  -  Tyrnauer  Eisenbalm''  erbaut  und  im  Jahre  1844 
bis  Szereil   fortgesetzt  wurde.    Auf  Grund  der  in  den  Gesetzartikoln  XXIX  ex 

1872,  XXIX  ex  1874  und  IX  ex  1870  ertheilten  Concessionen  wurden  durch 
die  Waagthalbahn-Actiengesellschaft  die  Linien  Pressburg- Tyrnau  und  Tyrnau- 
Szered  in  Locomotivbahnen  umgestaltet  und  die  weiteren  Linien  Tyrnau-Troucsin 
und  Katzersdorf-Weinern  erbaut. 

Die  Eröffnung  fand  statt  in  den  Strecken:  Pressburg-Tyrnau  am  1.  Mai 

1873,  Ratzorsdorf-Weinern  am  1.  Februar  1874,  Tyrnau-Waag-Noustadtl  am 
2.  Juni  1JS76,  Tyrnau-Szered  am  31.  August  1876  und  Waag-Neustadtl-Trencsin 
am  1.  Mai  1878. 

*)  Siehe  diesen  Gesetzartikel,  mit  welchem  auch  das  Uebereinkommen  vom 
8.  Juni  18S2  inarticulirt  wurde,  bei  diesem  Uebereinkommen  (unten  sub  d). 

28* 
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Mit  dem  durch  Gesetzartikel  XXVII  vom  Jahre  1879  inarticulirten  Ver- 
trage vom  27.  Februar  1879  wurde  die  Waagthalbahn  vom  ungarischen  Staate 
um  den  Kaufpreis  von  6,988.000  fl.  erworben. 

Durch  das  mit  Gesetzartikel  XLV  ex  1882  inarticulirte  üebereinkommen 
vom  8.  Juni  1882  (unten  sub  d)  ging  diese  Bahn  endlioh  an  die  Staatseisen- 
bahngesellschaft über. 

Die  in  der  vorliegenden  Concessionaurkunde  concessionirte  Fortsetzungs- 
linie Trencsin-Sillein,  ferner  die  im  §  20  d)  dieser  Urkunde  angeführte  Ver- 
bindungslinie Szered-Galautbn  wurden  am  1.  November  1883  dem  Verkehre 
übergeben. 

Bezüglich  der  zur  Waagtli albahn  gehörigen  weiteren  Verbindungslinie  Szered- 
Galgocz-Lipötvär,  siehe  den  Gesetzartikel  X  ex  1885  (Doc.  8j  und  bezüglich 
der  Anschlusslinie  Trencsin-Tepla-Teplitz-Wlarapass  den  „Anhang-'  zu  der 
vorliegenden  Concessionsurkuude  vom  24.  August  18S7  (Doc.  9;. 

Für  den  Bau,  beziehungsweise  Betrieb  der  erwähnten  Linien 
werden  folgende  Bedingungen  festgestellt: 

Allgemeine  Bedingungen. 
§  1. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  beim  Baue,  beziehungsweise 
Betriebe  dieser  Linien  insolange  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen 
Concessionaurkunde,  ferner  an  die  durch  den  Minister  für  Öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationcn  am  20.  April  1868  unter  Z.  4973 
erlassene  und  vom  Reichstage  genehmigte  provisorische  Eiseubabn- 
concessionsvorschrift,  sowie  au  die  im  §  8  des  Zoll-  und  Handelsver- 
trages vom  Jahre  1878  provisorisch  angenommene  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung zu  halten,  bis  an  Stelle  dieser  provisorischen  Vorschriften  die 
vaterländische  Legislative  nicht  neuere  Gesetze  schafft  oder  die  Re- 
gierung nicht  neuere  Verordnungen  erlägst,  welche  derselbe  ebenso- 
wohl als  auch  die  bis  zu  dereu  Einführung  an  den  bestehenden  Vor- 
schriften durch  die  ungarische  Regierung  vorzunehmenden  jedweden 
Aenderungen  zu  beobachten  haben  wird. 

§  2. 

Der  Bau  und  die  Betriebseiurichtung  der  Trencsin-Silleiner  Bahn- 
strecke wird  nach  Massgabe  der  durch  den  Concessionär  auszuarbeiten- 
den und  der  Regierung  zur  Ueberprüfung  und  Genehmigung  vorzu- 
legenden allgemeinen  und  Detailprojecte  erfolgen,  bei  deren  Aus- 
arbeitung insbesondere  die  Anforderungen  der  Regierung,  sowie  auch 
die  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  vor 
Augen  zu  halten  sind. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen, 
ferner  im  Interesse  des  Bahndienstes  und  öffentlichen  Verkehres,  sowie 
zur  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn,  und  endlich  auch  zum  Behufe 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Liuien. 


437 


der  Hintanhaltung  für  die  Nacbbargegenden  oder  für  Einzelne 
etwa  entspringender  Gefahren  und  Sshäden  behält  sich  die  Regierung 
das  Recht  vor,  die  durch  den  Concessionär  vorzulegenden  Pläne  auf 
Grund  der  technischen  Prüfung  derselben,  des  Localaugenscheines  und 
der  gesetzlichen  politischen  Begehung  der  Linie,  sowie  auch  auf  Grund 
der,  infolge  von  Beschwerden  der  interessirten  Nachbarbeeitzer,  von 
Fall  zu  Fall  vorzunehmenden  Untersuchung  abzuändern. 

Durch  Modifikationen,  welche  von  der  Regierung  nach  Geneh- 
migung des  Resultates  der  politischen  Begehung  vorgenommen  werden, 
kann  jedoch  die  schon  festgestellte  Bahnlinie  keine  Aenderung 
erleiden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  ökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Dotailpläne  als 
wtinschenswerth  oder  nothwendig  darstellen,  wodurch  aber  weder  die 
Hauptrichtung  der  Bahn  eine  Aenderung  erleiden,  noch  auch  gegen- 
über der  angenommenen  Trace  eine  Verschlechterung  der  Niveau-  und 
Richtungsverhältnisse  stattfinden  darf,  so  muss  zu  solchen  Modificationen 
die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden. 

Ebenso  wird  die  Regierung  berechtigt  sein,  die  Bauarbeiten  auch 
nach  Begiun  derselben  bis  zur  Collaudirung  vom  Staudpunkte  der 
oben  erwähnten  Interessen,  wann  immer  abändern  zu  lassen. 

Die  Kosten  jener  Aenderungen,  welche,  sei  es  auf  Verlangeu  der 
Regierung  oder  aber  über  Ansuchen  des  ConcessionärB,  vorgenommen 
worden  sind,  ist  der  Concessionär  zu  tragen  verpflichtet. 

Beim  Baue  muss  den  bestehenden  Bau-  und  polizeilichen  Vor- 
schriften gemäss  vorgegangen  werden,  und  es  dürfen  insbesondere 
bestehende  Verkehrostrassen  insolange  nicht  zerstört  werden,  bis  nicht 
an  deren  Stelle  neue  Strassen  hergestellt  worden  sind,  oder  bis  nicht 
wenigstens  (mit  Genehmigung  der  competenten  Behörde)  für  provisorische 
Strassen  gesorgt  ist. 

Sollte  es  sich  nach  der  Collaudirung  herausstellen,  dass  die  bei 
Gelegenheit  des  Eisenbahnbaues  zur  Ableitung  der  Gewässer  getroffenen 
Massregeln,  sowie  die  mit  Rücksicht  auf  die  Communication  festgestellten 
Strassenübergänge  dem  factischen  Bedürfnisse  nicht  entsprechen,  so  ist 
der  Concessionär  verpflichtet,  die  diesbezüglichen  Verfügungen  der 
Regierung  auch  nach  erfolgter  Collaudirung  auf  seine  Kosten  zu  voll- 
ziehen. 

§  3- 

Der  Unterbau  der  Trencsin-Silleiner  Bahnstrecke  ist  nur  für  ein 
Geleise  herzustellen;  die  Gesellschaft  ist  aber  berechtigt,  die  Expro- 
priation auf  der  ganzen  Länge  der  Linie  oder  nur  auf  einzelnen  Theilen 
derselben  auf  einen  solchen  Flächenraum  auszudehnen,  welcher  für  eine 
zweigeleisige  Bahn  erforderlich  ist. 

Die  eventuell  zu  erbauenden  Tunnels  sind  für  ein  Geleise  herzu- 
stellen. 
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Die  für  das  erste  Geleise  nöthigen  Arbeiten  sind  auf  der  ganzen 
Linie  derart  zu  bewerkstelligen,  dass  dadurch  die  Anlage  des  zweiten 
Geleises  weder  gebindert  noch  vertheuert  werde. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  ganzen  Linie  Pressburg-Sillein  so 
weit  zugenommen  hat,  dass  die  jährliche  Bruttoeinnahme  durch  zwei 
aufeinander  folgende  Jahre  pro  Jahr  und  pro  Kilometer  19.773  fl.  27  kr. 
österreichischer  Währung  in  Silber  übersteigt,  ist  der  Concessionar  ver- 
pflichtet, auf  Verlangen  der  Regierung  und  ohne  jede  Entschädigung 
binnen  drei  von  der  Aufforderung  zu  reebnenden  Jahren  ein  zweites 
Geleise  auf  der  besagten  ganzen  Bahn  legen  zu  lassen. 

In  der  Concessionsausfertigung  heisst  es  „per  Meile  150.000  fl." 

§  4. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  insofern  in  Betreff  der 
Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung  der 
Bahnhöfe,  des  Ausleiheus  von  Waggons  und  der  Entschädigung  hiefür 
zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  eine  Vereinbarung  nicht  zu 
Stande  kommen  könnte,  die  Bedingungen  derselben  festzustellen. 

§  o. 

Dem  Concessionar  wird  für  die  conces&ionirte  Bahn  das  Expro- 
priationsrecht im  Sinne  des  Geßttzartikels  XLI  vom  Jahie  1881  ein- 
geräumt. 

§  6- 

Der  Concessionar  ist  verpflichtet,  die  Pott  und  die  Postmanipulanten 
im  Sinne  des  §  C8  der  im  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses vom  Jahre  1878  angenommenen  Eisenbahnbetriebeordnung  vom 
IG.  November  1851  mit  den  gewöhnlichen  Personenzügen  unentgeltlich 
zu  befördern,  und  steht  es  mit  Rückpicht  hierauf  dem  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  frei,  bei  einem  von  jeder 
Endstation  täglich  nach  jeder  Richtung  verkehrenden  Zuge  sowohl  die 
Abfahrtsstunde,   als   auch  die  Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträdrigen  oder  zwei  vier- 
rädrige Waggons  in  Anspruch  nimmt,  gebührt  dem  Concessionar  für 
jeden  benöthigten  weiteren  Waggon  eine  nach  Meilen  zu  berechnende 
massige  Entschädigung,  welche  im  gemeinsamen  Einvernehmen  fest- 
gesetzt werden  wird. 

Wenn  der  betreffende  Minister  es  für  gut  befinden  sollte,  dass  auf 
der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post  eingeführt  werde,  so  sind 
dmch  den  Concessionär  anstatt  der  gewöhnlichen  acht-  oder  vierrädrigen 
Waggons  den  Anforderungen  der  Regierung  entsprechend  eingerichtete 
acht-  oder  vierrädrige  Postwaggons  unentgeltlich  herzustellen  und  im 
Stande  zu  halten. 

Der  Postverwaltung  ist  auf  den  durch  die  Regierung  zu  bezeich- 
nenden Briefaufgabs-  und  Briefabgabßstationen  eine  geeignete  Postkanzlei 
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im  Bahngebäude  unentgeltlich  zu  überlassen.  Hinsichtlich  der  Befriedigung 
der  nach  Eröffnung  des  Betriebes  der  Trencsin-Silleiner  Bahnstrecke 
etwa  eintretenden  weiteren  Bedürfnisse  wird  eine  besondere  Verein- 
barung getroffen  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  mit  Ausnahme 
der  Werthsendungen  in  die  betreffende  Station  gebührenfrei  zu  befördern 
und  daselbst  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Angelegenheiten  des  Bahnbetriebes 
zwischen  der  Verwaltung  und  den  untergeordneten  Organen  oder  aber 
zwischen  den  letzteren  gewechselt  werden,  dürfen  durch  die  Babn- 
bediensteten  auf  der  betreffenden  Bahnlinie  portofrei  befördert  werden. 

§  7. 

Den  Bau  der  lärgs  der  concessionirten  Eisenbahn  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb nothwendigen  TelegTaphenleitungen  Iis  zu  dem  auf  den 
Stationsgebäuden  und  Wächterbäuseru  anzubringenden  letzten  Isolator 
und  eventuell  bis  zur  drehbaren  Schutzsignalvorrichtung  wird  die 
königlich  ungarische  Telegraphenverwaltung  auf  Grund  des  mit  dem 
Concessionär  bezüglich  der  Details  zu  schliessenden  Uebtreinkommens 
ausführen  lassen. 

Infolge  dessen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  das  Ersuchen 
wegen  Anordnung  des  Telegraphenbaues  und  Feststellung  der  ober- 
wähnten Vereinbarui  gen  an  die  königlich  ungarische  Telegraphen- 
verwaltuDg  rechtzeitig  zu  stellen,  damit  derselben  zur  Anschaffung  der 
für  den  Telegraphenbau  nöthigen  Materialien  und  zur  Ausführung  der 
diesfälligen  Arbeiten  bis  zur  Eröffnung  des  Bahnbetriebes  genügende 
Zeit  bleibt. 

Der  Concessionär  ibt  verpflichtet,  zu  gestatten,  dass  die  erforder- 
lichen Telegraphenleitungssäulen  auf  dem  der  Bahn  eigentümlich 
gehörigen  Territorium  aufgestellt  werden  dürfen;  derselbe  ist  aber  nicht 
berechtigt,  für  den  in  Anspruch  genommenen  Kaum  gegenwärtig  oder 
in  Zukunft  eine  Entschädigung  zu  fordern. 

Die  Plätze  für  die  Telegraphensäulen,  sowie  die  übrigen  Punkte 
zur  Befestigung  der  Telegraphenleitung  werden  der  Concessionär  und 
die  betreffenden  Organe  der  königlich  ungarischen  Telegiaphenverwaltung 
einverständlich  derart  bestimmen,  da6s  weder  der  Eisenbahnbetrieb  noch 
die  Sicherheit  des  Betriebspersonals  gefährdet  werde. 

Der  Concessionär  ist  in  dem  Falle,  wenn  mit  der  Telegraphen- 
leitung für  den  Betrieb  gleichzeitig  nicht  auch  eine  Staatstelegraphen- 
leitung gebaut  werden  sollte,  verpflichtet,  der  königlich  ungarischen 
Telegraphen  Verwaltung  den  Gesammtpreis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Baumaterialien,  sowie  alle  Telegraphenbaukosten,  falls  jedoch 
gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleitung  errichtet  werden  sollte, 
den  Gesammtpreis  der  zur  Herstellung  der  Betriebsleitung  nothwendigen 
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Baumaterialien,  sowie  von  den  Gesammtbaukosten  den  auf  die  Betriebs- 
leitung  entfallenden  verhältnissmässigen  Tbeil  zu  ersetzen. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  über  Verlangen 
der  königlicb  ungarischen  Telegraphenverwaliuog  die  zur  Herstellung 
der  ia  dem  vorigen  Punkte  erwähnten  Telegrapbenbauten  erforderlichen 
ßeträge  bis  zur  nachträglichen  Verrechnung  zinsenfrei  vorzuschieben 
und  eowohl  die  Telegrapbensäulen,  als  auch  die  übrigen  Baumaterialien 
längs  der  zu  bauenden  Bahn  auf  dem  bereits  gelegten  Geleise  in  der 
durch  die  königlich  ungarische  Telegraphenverwaltung  zu  bestimmenden 
Weise  und  Zeit  auf  eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Leitungen  geht  das  gesammte  Inventar 
der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  errichteten  Betriebstelegrapben- 
leitung  in  den  Besitz  des  Concessionärs  über. 

Die  königlich  ungarische  Tel egraphen Verwaltung  ist  jedoch  be- 
rechtigt, an  den  längs  der  Eisenbahn  aufgestellten  Säulen  wann  immer 
Staatstelegraphenleitungen  anzubringen,  in  welchem  Falle  die  Tele- 
graphensäulen unentgeltlich  in  das  Eigenthum  der  königlich  ungarischen 
Telegraphenverwaltung  mit  der  Verpflichtung  übergehen,  dieselben  auf 
Staatskosten  zu  erhalten. 

Die  Telegrapbenleitungen  für  den  Eisenbahnbetrieb  darf  der  Con- 
cessionar  unter  der  üblichen  Controle  der  königlich  ungarischen  Tele- 
graphenverwaltung nur  für  jene  Telegramme  benützen,  welche  aus 
Anlass  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direction  und  dereu  unter- 
geordneten Organen  oder  zwischen  diesen  letzteren  gewechselt  werden. 
Die  königlich  ungarische  Telegraphenverwaltung  wird  dagegeu  berechtigt 
sein,  insofern  es  der  Betriebsverkehr  gestattet,  die  Benützung  dieser 
Betriebsleitungen,  im  Einvernehmen  mit  der  Bahndirection  und  unter 
entsprechender  Controle,  zur  Weiterbeförderung  von  Staats-  und  Privat- 
depeschen zu  verlangen  und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die 
Vertheilung  der  Telegrammgebühren  zwischen  dem  Concessionär  und 
der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung  durch  eine  besondere 
Vereinbarung  geregelt  werden. 

In  gleicher  Weise  werden  auch  diejenigen  Bedingungen,  welche 
sich  auf  die  Ueberwachung,  Erhaltung  und  auf  die  späterbin  über 
Verlangen  der  Eiseobahndirection  allenfalls  vorzunehmende  Aenderung 
der  neben  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphen  leitungen,  sowie  über- 
haupt auf  alle  in  den  obigen  Punkten  nicht  geregelten  Angelegenheiten 
des  Telegraphenwesens  beziehen,  durch  eine  besondere  Vereinbarung 
zwischen  dem  Concessionär  und  der  königl.  ungarischen  Telegraphen- 
verwaltang  festgestellt  werden. 

§  8. 

Dem  Concessionär  wird  gestattet,  die  Transportgebübreo  in  inlän- 
dischen Silber-   oder  Goldmünzen   zu  berechnen;    derselbe   ist  jedoch 
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verpflichtet,  die  mit  Berücksichtigung  des  jeweiligen  Courswerthes  fest- 
gestellten Gebühren  in  der  Landeswährung  anzunehmen. 

Die  Umrechnung  des  Tarifes  auf  Landeswährung  hat  unter  der 
Controle  der  Regierung  über  Ansuchen  des  Concessionärs  oder  über 
Anordnung  der  Regierung  allmonatlich  nach  dem  Durchschnittscourse 
des  Silbers  vom  unmittelbar  abgelaufenen  Monate  und  in  ausserordent- 
lichen Fällen  auch  in  kürzeren  Zeiträumen  nach  dem  Silbercourse  des 
früheren  gleichen  Zeitraumes  zu  erfolgen. 

§  9. 

Die  Tarife  können  durch  den  Concessionär  in  der  Zwischenzeit 
für  die  ganze  Länge  oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn  in  einer 
oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle  Transportentfernungen  gleichmässig 
oder  aber  bei  der  Zunahme  derselben  in  grösserem  Masse  herabgesetzt 
werden. 

Die  derart  ermässigten  Tarife  können  wieder  auf  ihr  ursprüng- 
liches Mass  erhöht  werden,  aber  nur  nach  Ablauf  einer  dreimonat- 
lichen Anwendung. 

Wenn  einem  Spediteur  oder  Frächter  unter  gewissen  Bedingungen 
eine  Frachtermässigung  oder  eine  sonstige  Begünstigung  zugestanden 
wird,  so  mu88  dieselbe  auch  einem  jeden  Spediteur  oder  Frächter, 
der  eben  dieselben  Bedingungen  annimmt,  derart  eingeräumt  werden, 
dass  eine  persönliche  Begünstigung  in  keinem  Falle  stattfindet. 

Derartige  persönliche  Begünstigungen  sind  auch  in  Form  von 
Scheinrefactien  nicht  zulässig. 

Die  bewilligten.  Begünstigungen,  Rückvergütungen  u.  s.  w.  sind 
im  Sinne  der  von  der  Regierung  erlassenen  allgemeinen  Vorschriften 
zu  veröffentlichen. 

§  10. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen 
Theuerung  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Transportgebühr  für  die 
Lebensmittel  für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  des  Maximal - 
taiifes  herabzusetzen. 

§  IL 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  zu  ermässigten  Tarifen  zu 
befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  zwischen  dem  k.  und  k.  gemein- 
samen Kriegsministerium  und  dem  königl.  ungarischen  Landesverthei- 
digungsministerium  einerseits  und  den  bestehenden  Bahngesellschaften 
andererseits  am  15.  September  1877  getroffenen  Uebereinkommens,  be- 
ziehungsweise auf  Grund  des  am  1.  Jänner  1878  in  Wirksamkeit  ge- 
tretenen Miütärtransporttarifes  und  des  Anbanges  desselben. 

Die  in  Betreff  des  Militärtransportes  zu  Staude  kommenden  und 
für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen  aollen  auch  für  diese  Bahn 
Geltung  haben. 
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Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Finanzwache,  sowie 
auf  die  Staats-  und  Municipalsicherheitswache,  endlich  auch  auf  die 
Sträflinge  Anwendung. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  dem  bezüglich  der 
Militäitransporte  bestehenden  Reglement  und  den  darin  enthaltenen 
Stipulationen  und  Vereinbarungen,  durch  welche  die  Beistellung  und 
Bereithaltung  der  zum  Traneporte  erforderlichen  Ausrüstungsgegen- 
stände,  die  Ueberlassung  der  Verkehrsmittel  und  des  Betriebspersonales, 
die  gegenseitige  Aushilfe  mit  den  Verkehrsmitteln  und  dem  Betriebs- 
personale und  die  Benützung  der  zu  Militärsanitätszwecken  einge- 
richteten Bahnwagen  geregelt  werden,  zu  fügen. 

Ferner  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  sich  jenen  organischen 
Bestimmungen  und  Dienstreglements  zu  fügen,  welche  bezüglich  der 
Feldeisenbahnabtheilungen  und  deren  Verwendung  in  Friedenszeiten 
bei  den  Bauten  oder  Erhaltungsarbeiten  vom  k.  und  k.  gemeinsamen 
Kriegsministerium  erlassen  worden  sind,  oder  später  festgestellt  werden. 

Im  Falle  eines  Krieges  oder  einer  Mobilisirung  ist  der  Conces- 
sionär verpflichtet,  die  Beförderung  der  Urlauber  und  Reservisten  von 
der  zu  deren  Wohnorte  zunächst  gelegonen  Station  bis  zu  der  ihrem 
Bestimmungsorte  zunächst  gelegenen  Station  auf  Grund  ordungsmässiger 
Legitimation  zu  dem  herabgesetzten  Militärtarife  zu  bewerkstelligen. 

Endlich  ist  der  Conceßsiouär  verpflichtet,  sich  unbedingt  den- 
jenigen Bestimmungen  zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Anstellung  der 
ausgedienten  Unterofficiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  (Honvexl)  im  §  38  des  Gesetzartikels  XL  vom  Jahre  18R* 
und  im  Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1873  festgestellt  worden  sind. 

Die  auf  Militärtransporte  sich  beziehenden  Bestimmungen  und 
Begünstigungen  finden  selbstverständlich  sowohl  auf  die  Houveds,  als 
auch  auf  jene  Truppen  Anwendung,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

§  12. 

Staatsbeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrags  der  die  Verwal- 
tung und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  überwachenden  Behörden,  oder 
zur  Wahrung  der  aus  dieser  Concession  entspringenden  Staatsinteressen, 
oder  aber  aus  Gefälbrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  über 
den  behördlichen  Auftrag  legitimiren,  sind  eammt  ihrem  Reisegepäck 
unentgeltlich  zu  befördern. 

§  13. 

Von  folchen  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  ohne  vorherige  Ent 
richtung  der  Fahr-  oder  Fraclitgebühr  in  unredlicher  Absicht  benützen, 
oder  aber  durch  unrichtige  Angabe   der  Gattung  oder  des  Gewichtes 
der  Fracht,  oder  endlich  auf  andere  Weise  eine  Benachtheiligung  der 
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Unternehmung  beabsichtigen,  kann  die  tarifmäßige  Gebühr  in  drei- 
fachem Betrago  eingehoben  werden. 

§  14. 

Zum  Behufe  der  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung 
berechtigt,  sich  sowohl  von  dem  Baue  der  Bahn,  als  auch  von  der 
zweckmässigen  und  soliden  Einrichtung  des  Betriebes  und  von  der 
fortwährenden  KrLaltung  desselben  in  gutem  Stande  zu  überzeugen 
und  anzuordnen,  dass  die  wahrgenommenen  Mängel  behoben  werden. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Bahn  nach  Be- 
endigung des  Baues  zu  collaudiren. 

Zweck  der  Collaudirung  ist,  zu  constatiren,  ob  der  Concessionär 
seinen  concessionsmässigen  Verpflichtungen  in  Betreff  des  Baues  und 
der  Einrichtung  der  Bahn  entsprochen  hat. 

Als  Eisatz  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  der  Regierung  aus 
Anlass  der  Ausübung  des  derselben  laut  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  insbesondere  laut  der  gegenwärtigen  Concessions- 
utkunde  vorbehaltenen  Oberanfsichtsrechtes  sowohl  während  der  Dauer 
des  Baues,  als  auch  nach  Ei  Öffnung  der  concessionirten  Linie  erwachsen, 
bat  der  Concessionär  an  den  Staatsschatz  wahrend  der  Dauer  des 
Baues  der  concessionirten  Trencsin-Silleiner  Bahnstrecke  vom  Tage  des 
Beginnes  des  Baues  bis  zur  Collaudirung  der  ganzen  Bahnstrecke  pro 
Kilometer  und  pro  Jahr  27  fl.  und  für  die  Betriebeauffcicht  seiner 
aämmtlichen  ungarischen  Linien  vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser 
Concession  jährlich  2000  fl.  als  Pauschale  zu  zahlen. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  einen  entsprechenden 
Theil  der  Auslagen  für  jenes  CoLtrolorgan,  welches  aus  Anlass  der 
Ausfolgung  der  Zinsengarautie  zur  Ueberprüfung  der  Rechnungen  der 
Gesellschaft  berufen  ist,  in  einem  durch  die  Regierung  nach  Massgabe 
der  Meilenlänge  der  Bahn  zu  bestimmenden   Verhältnisse  zu  ersetzen. 

Der  Concessionär  ist  schliesslich  auch  zum  Ersätze  aller  der- 
jenigen Auslagen  verpflichtet,  welche  der  Regierung  bis  zur  Ertheilung 
der  Concession  durch  die  Vorstudien  über  die  conccssionirte  Linie 
erwachsen  sind,  und  muss  diesen  Betrag  binnen  14  Tagen  von  dem 
Zeitpunkte  an  gerechnet,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz  in  Wirk- 
samkeit tritt,  an  den  Staatsschatz  ausbezahlen. 

§  15. 

Die  Concessionsdauer  wird  mit  Inbegriff  des  im  §  9,  Absatz  b) 
der  im  §  1  berufenen  provisorischen  Eisenbahnconcessionsvorschrift 
ausgesprochenen  Schutzes  gegen  die  Errichtung  einer  neuen  Eisenbahn 
bis  Ende  des  Jahres  1965  —  mit  welchem  dieselbe  erlischt  —  fest- 
gestellt. 

Ausserdem  erlischt  die  Concession  auch  dann,  wenn  die  zur  Be- 
endigung der  Tracirungsarbeiten  und  des  Baues,  sowie  zur  Eröffnung 
des   Betriebes   bestimmten    Termine    nicht  eingebalten  werden,  und 
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dieses  Versäumniss  nicbt  im  Sinne  des  §  11,  Absatz  b)  der  vorer- 
wähnten Concessionsvorschrift  gerechtfertigt  werden  kann. 

§  16. 

Die  Regierung  behält  sieh  das  Recht  vor,  diese  Bahn  eammt  den 
übrigen  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  und  gleichzeitig  mit  diesen 
nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer  einzulösen. 

Zum  Behufe  der  Feststellung  des  Einlösungspreises  wird  das 
jährliche  reine  Einkommen  der  Gesellschaft  während  sieben  der  wirk- 
lichen Einlösung  vorhergehender  Jahre  ermittelt,  von  diesem  Betrage 
das  Reinertrügniss  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  in  Abzug  gebracht 
und  darnach  das  reine  Einkommen  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet 
werden. 

Diese  Durchschnittssumme,  welche  jedoch  nicht  geringer  sein 
darf  als  der  Reinertrag  des  letzten  der  erwähnten  sieben  Jahre,  wird 
dem  Concessionär  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer 
als  Jabresrente  ausgezahlt 

§  17. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession  oder  mit  der  Einlösung  der 
Bahn  tritt  der  Staat,  und  zwar  im  ersten  Falle  unentgeltlich,  im 
letzteren  jedoch  gegen  Entrichtung  der  im  Sinne  des  §  16  bestimmten 
Jahresrente  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuas  der  concessionirten 
und  in  gutem  Zustande  zu  übergebenden  Eisenbahn  und  nimmt  insbe- 
sondere in  seiueu  Besitz:  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd- 
und  Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau  samnit  allem  Zugehör,  d.  i. 
den  Betriebsmitteln,  Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen,  Gebäuden, 
Wächter-  und  Aufseherhäusern  auf  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen, 
allen  Einrichtungen,  Möbeln,  Beweglichkeiten  und  Immobilien. 

An  Betriebsmitteln  muss  die  Gesellschaft  so  viel  übergeben,  als 
von  allen  auf  den  ungarischen  Linien  vorhandenen  derartigen  Betriebs- 
mitteln auf  diese  Linie  im  Verhältnisse  des  nach  Meilen  zu  ermit- 
telnden Bruttoertrages  entfällt. 

Sowohl  im  Falle  des  Erlöschens  der  Concession,  als  auch  in  dem 
der  Einlösung  behält  der  Concessionär  nach  Rückerstattung  aller  vom 
Staate  erhaltenen  Vorschüsse  und  deren  Zinsen  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Einkommen  der  Unternehmung  gegründeten  Reservefonds 
und  der  aushaftenden  Activforderungen,  sowie  auch  der  aus  dem  eigenen 
Vermögen  erbauten  Gebäude,  als  Coaksöfen,  GiesBereien,  Maschinen- 
und  sonstige  Fabriken,  Remisen,  Docks,  zu  deren  Erwerbung  oder 
Herstellung  derselbe  durch  die  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen 
Bemerken  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn 
bilden  worden. 

§  18. 

Wenn  der  Concessionär  ungeachtet  vorhergegangener  Mahnungen 
seine  in  der  Concessionsurkunde  oder  im  Gesetze  enthaltenen  Verpflich- 
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tungen  wiederholt  verletzen  oder  ausser  Acht  lassen  sollte,  so  behält 
sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  gegen  denselben  die  gesetzmäßigen 
Verfügungen  einzuleiten  und  nach  Umständen  auch  die  Concession  zu 
jeder  Zeit  für  erloschen  zu  erklären. 

§  19. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  der  Concession  unterliegen  nur 
der  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

Besondere  Bedingungen. 

§  20. 

Die  Arbeiten  muss  der  Coucessionär  den  folgenden  Bestimmungen 
gemäss  bewerkstelligen. 

a)  Unterbau. 

Auf  der  Trencsin-Silleiner  Bahnstrecke  darf  die  Steigung  der 
Bahn  auf  eintausend  (1000)  Meter  Länge  sechs  ganze  und  sechshundert 
sieben  und  sechzig  Tausendstel  (6*667)  Meter  nicht  übersteigen  und 
der  Radius  der  Krümmungen  darf  auf  offener  Bahn  nicht  kleiner  sein 
als  300  Meter. 

Wenn  aus  den  Detailplänen  hervorgehen  sollte,  dass  Krümmuugeu 
von  300  Meter  auf  besonderen  einzelnen  Punkten  mit  technischen 
Schwierigkeiten  verbunden  wären,  so  wird  das  Communicationsmini- 
sterium  ermächtigt,  auch  Krümmungen  mit  einem  Radius  von  275  Meter 
zu  gestatten. 

In  Betreff  der  Querprofile  des  Bahnkörpers  und  der  Schotterbettung 
sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  vereinbarten 
und  beim  Communicationsmiuisterium  deponirten  Vorschriften  und 
Normalpläne  massgebend,  au  denen  der  Communicationsminister  über 
Antrag  des  ConcesBionärs  zweckmässige  Abänderungen  zulassen  kann. 

Die  Kronenbreite  des  Bahnkörpers  darf  an  der  oberen  Fläche  der 
Schwellen  nicht  weniger  als  4  Meter  betragen. 

Die  Kunstbauten  sind  als  stabile  Bauten,  daher  aus  Stein-,  Ziegel- 
oder Eisenmateriale  herzustellen. 

b)  Oberbau. 

In  Betreff  der  Construction  des  Oberbaues  und  aller  Bestand - 
theile  desselben,  sowie  auch  in  Betreff  der  Anlage  der  Stationsgeleise 
sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  vereinbarten 
und  beim  Communicationsministerium  deponirten  Vorschriften  und 
Normalpläne  massgebend,  an  denen  der  Communicationsminister  über 
Antrag  des  Concessionärs  zweckmässige  Aenderungen  gestatten  kann. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemer-  oder  Martinstahl  zu  verfertigen ; 
die  Schwellen  und  Extrahölzer  sollen  aus  Eichenholz  sein. 
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Alle  zum  Oberbaue  erforderlichen  Stahl-  und  Eisenmaterialien  und 
sonstigen  Erzeugnisse  sind,  soweit  dies  nur  thunlich  ist,  im  Inlande 
anzuschaffen;  sollten  diese  Materialien  jedoch  wegen  Uuannehmbarkeit 
der  bezüglichen  Offerte  aas  dem  Auslande  bezogen  werden,  so  hat  der 
Concessionär  den  entfallenden  Einfuhrzoll  zu  entrichten. 

c)  Gebäude,  Bahnabschluss,  Signale. 

Jene  Theile  der  Gebäude,  welche  als  Wohnungen  für  Beamte, 
sowie  als  Bureaux  und  als  zu  jeder  Jahreszeit  zu  verwendende 
Wartelocalitäten  dienen,  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln  herzustellen;  die 
übrigen  Theile  derartiger  Gebäude  können  aus  Holz  oder  mit  hölzernen 
Querwänden  hergestellt  werden,  ferner  können  auch  die  oberirdischen 
Theile  der  Waarenmagazine  und  kleineren  Nebengebäude  aus  Holz  her- 
gestellt werden;  desgleichen  können  endlich  die  Wächterhäuser  der 
Linie  auch  aus  Stockwänden  hergestellt  werden. 

Die  Fundamente  der  Locomotivremisen,  sowie  der  Wasserstations- 
gebäude sind  aus  Eisen,  Stein  oder  Ziegeln  herzustellen. 

Die  in  den  Waarenmagazinen  befindlichen  Bureaux  können  auch 
mit  Riegelwänden  erbaut  werden. 

In  Betreff  des  Grundrisses,  der  Eintbeilung,  Einrichtung  und 
Adaplirung  aller  Gebäude  sind  mit  Berücksichtigung  des  Obangeführtcn 
die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  vereinbarten  Normal- 
pläne und  Vorschriften  massgebend;  doch  kann  die  Regierung  eine 
zweckentsprechende  Aenderung  oder  Erweiterung  derselben,  sowie  auch 
eine  hiervon  abweichende  Bauart  verlangen,  beziehungsweise  über  Antrag 
des  Concessionärs  gestatten. 

Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  der  Bahneinfriedungen,  Bahn- 
schranken, Signalvorrichtungen  und  auch  des  ganzen  Signalisirungs- 
eystems,  jedoch  mit  dem  Bemerken,  dass  bezüglich  des  letzteren  die 
bei  der  Staatseisenbahngesellschaft  bestehenden  Principien,  Vorschriften 
und  Typen  als  Grundlage  zu  dienen  haben. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  hiermit  conces6ionirte  Bahn 
den  Ansprüchen  des  zu  erwarteuden  Verkehrs  entsprechend,  mit  den 
erforderlichen  Gebäuden  zu  versehen,  insbesondere  auf  den  Statiouen 
die  zur  Aufnahme  und  zum  Betriebe  des  Personen-  und  Fracbtenver- 
kelirs,  die  zur  Vollziehung  des  Zugs  ,  Bahnerhaltungs-,  Betriebs-  und 
Directionsdienstes  nothweudigen  Bauten,  Adaptirungen  und  Einrichtungen 
in  einein  den  Ansprüchen  de*  factisehen  Verkehrs  entsprechenden  Maß- 
stäbe herzustellen  und  anzuschaffen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  eine  Erweiterung  der 
bestehenden  oder  die  Errichtung  neuer  Gebäude  nothwendig  werden,  so 
muss  der  Concessionär  den  diesfalligen  Anforderungen  dor  Regierung 
aus  eigenen  Mitteln  entsprechen. 
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d)  Stationen. 

Auf  der  Bahnstrecke  Trencsin-Sillein  sind  ausser  den  beiden 
Endstationen  mindestens  noch  sieben  Zwischenstationen  zu  errichten. 

Die  Stationen  sind  auf  dieser  Linie  derart  zu  vertheilen  und  mit 
Geleisen  von  gehöriger  Länge  und  Menge  so  zu  versehen,  dass  in 
beiden  Richtungen  täglich  je  15  Züge  mit  wenigstens  100  Achsen 
anstandslos  verkehren  können. 

Im  Uebrigen  siud  die  Stationen  mit  Rücksichtnahme  auf  später 
nothwendig  werdende  Erweiterungen  nach  den  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Concessionär  festgesetzten  Normalplänen  zu  erbauen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  eine  Erweiterung  dieser 
Stationen  nothwendig  werden,  so  ist  der  Concessionär  verbunden,  die 
bezüglichen  Arbeiten  aus  Eigenem  vollführen  zu  lassen. 

Die  Kosten  der  erforderlichen  Erweiterungen  und  Umgestaltungen 
in  den  Stationen  Trencsin  und  Sillein  ist  der  Concessionär  aus  Eigenem 
zu  tragen  verpflichtet. 

Der  GeHellschafc  wird  das  Recht  eingeräumt,  die  R^c6e-Prdcsaer 
(Ratzersdorf-Weinern)  Verbindungslinie  endgiltig  aufzulassen;  an  deren 
Stelle  ist  dieselbe  jedoch  verpflichtet,  die  Waagthalbahn  mit  ihrer 
Budapest-Wieuer  Linie  durch  den  normalmäsBigen  Ausbau  ihrer  Tyrnau- 
Szereder  Zweiglinie  bis  Galantba  derart  zu  verbinden,  dass  die  Züge 
in  der  Richtung  Budapest-Sille.in  direct  verkehren  können. 

Ferner  ist  sie  verpflichtet,  ihre  Budapest-Wiener  Linie  unterhalb 
ihrer  Pressburger  Station  auf  dem  Kreuzungepui.kte  der  beiden  Linien 
in  der  Richtung  gegen  Sillein  mit  der  Waagtbalbahn  durch  ein  Ver- 
bindungsgeleise  zu  verbinden;  hingegen  wird  derselben  gostattet,  ihre 
Budapest-Wiener  Linie  unterhalb  ihrer  Station  Pressburg  und  auf  dem- 
selben Kreuzungspunkte  in  der  Richtung  der  gegenwärtig  bestehenden 
Pressburger  Station  der  Waagtbalbahn  mit  ihrer  Waagthallinie  mittelst 
eines  Verbindungsgeleises  in  Verbindung  zu  bringen. 

Die  Verbin dangseurve  Pressburg-Katzersdorf  wurde  am  2.  Februar  1888 
und  die  Verbindung*curvo  zwischen  Weinern  und  dem  Pressburger  Filialbahn- 
hofe am  6.  Juni  1886  eröffnet. 

Für  die  eventuell  anzubauende  Zweiglinie  Szered-Galantha  werden 
bezüglich  des  Betriebes  die  Bestimmungen  gegenwärtiger  Concession 
gleichfalls  massgebend  sein.  Die  Baubedinguogen  dieser  Linie  hingegen 
wird  der  Cummunicationsminister  feststellen. 

Die  Linie  Szered-Galantha  wird  übrigens  bezüglich  des  Betriebes 
und  der  Rechnungeftihrung  mit  den  übrigen  Linien  der  Waagtbalbahn 
einheitlich  zu  verwalten  sein. 

Vgl.  den  Anhang  zu  dieser  Concessiunsurkunde  (Doc.  9). 

«)  Betriebsmittel. 

SUmmtliche  Betriebsmittel,    unter  denen   bloss  die  mit  Tendern 
und  allem  Zugehör  versehenen  Locomotive,  ferner  die  Personen-,  Post- 
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und  Lastwaggons,  sowie  die  Schneepflüge,  also  die  Rollmaterialien  zu 
verstehen  sind,  müssen  nach  den  für  die  Linien  der  Staatseisenbahngesell- 
schaft giltigen  Typen  und  wo  möglich  im  Inlande  in  solcher  Menge 
angeschafft  werden,  dass  der  Anschaffungspreis,  den  der  Concessionär 
nachweisen  muss,  für  jeden  Kilometer  einen  Werth  von  mindestens 
achtausend  (8000)  Gulden  B.  V.  repräsentirt. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  eine  Vermehrung  der 
Betriebsmittel  nothwendig  werden,  so  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
den  Mehrbedarf  aus  Eigenem  anzuschaffen. 

f)  Qualität  und  Quantität  der  Arbeiten. 

Alle  zur  Errichtung  und  Investiiung  der  concossionirten  Eisenbahn 
nothwendigen  Arbeiten,  Baulichkeiten  und  Erzeugnisse  sind  aus  gutem 
und  nach  technischen  Kegeln  bearbeitetem,  vollkommenem  Materiale 
herzustellen. 

Was  jedoch  die  Quantität  und  das  Mass  dieser  Arbeiten,  Baulich- 
keiten, Erzeugnisse  und  Materialien  anbelangt,  f-o  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  die  concessionirte  Eisenbahn  den  jeweiligen  Anforderungen 
eines  zweckmässig  und  ökonomisch  verwalteten  Betriebes  entsprechend 
herzustellen,  zu  investiren  und  mit  allen  Einrichtungen  und  Arbeiten 
zu  versehen,  welche  zur  vollständigen  betriebsmässigen  Herstellung  und 
sowohl  zu  deren  Inbetriebsetzung,  als  auch  zur  Adaptirung  und  Ein- 
richtung der  für  den  Lasten-  und  Personenverkehr,  sowie  für  die 
Besorgung  des  gesammten  Dienstes  nöthigen  Localitäten  erforderlich 
sind,  mögen  selbe  auch  in  den  obigeu  Bestimm  tngen  tpeciell  nie 
angeführt  worden  sein. 

Sollte  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  eine  Vermehrung  alles 
dessen  beanspruchen,  so  hat  der  Concessionär  für  die  nothwendigen 
Ergänzungen  ohne  neuerliche  Belastung  des  Staates  zu  sorgen. 

§  21. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Regierung  die  Detailpläue 
der  Trencsin-Silleiner  Linie  binnen  00  Tagen,  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz  in  Wirksamkeit  tritt, 
vorzulegen. 

Die  Regierung  dagegen  verpflichtet  sich,  die  Entscheidung  über 
die  vorgelegten  Pläne  dem  Concessionär  binnen  40  Tagen,  von  der 
Einreichung  an  gerechnet,  bekannt  zu  geben. 

Der  Letztere  verpflichtet  sich,  die  concessionirte  Linie  innerhalb 
zweier  Jahre  von  dem  Tage  an,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz  in 
Wirksamkeit  tritt,  zu  vollenden. 

§  22. 

Der  den  ungarischen  Staat  belastende  Theil  des  jährlichen  Zinsen- 
garantiepauschales, welches  der  concessionirten  Gesellschaft  in  den 
zwischen    derselben  und   der  seinerzeit  bestandenen   Regierung  abge- 
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flchlossonea  Verträgen  zugestanden  wurde  und  durch  fceide  Theile  der 
Monarchie  zu  zahlen  ist,  wird  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Trencsin- 
Silleiner  Strecke  für  die  volle  Dauer  der  Concession  um  eine  dem 
rechnungsmäßig  nachzuweisenden  Baucapitale  der  Trencsin-Silleiner 
Linie  und  einer  auf  Grundlage  des  Schätz ungspreises  der  Linie  Pressburg- 
Trencsin  und  der  Zweiglinie  der  im  Tauschwege  überladenen  Waag- 
thalbahn mit  öy6  Procent*)  zu  berechnenden  Verzinsung  entsprechende 
Reineinnahmsquote  erhöht. 

Die  eventuelle  Flüssigmachung  der  unter  dem  Titel  „Zinsengarantie" 
zu  erfolgenden  Vorschüsse  und  der  Rückers  atz  der  angewiesenen  Beträge 
hat  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Artikels  XIII  der  Conces- 
sionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855  stattzufinden. 

Vgl.  den  Gesetsartikel  X  vom  Jahre  1885  (Doo.  8),  ferner  §  7  des  „Anhanges" 
zu  dieser  Concessionsurkunde  (Doo.  9). 

§  23. 

Für  die  concessionirte  Bahn  wird  inBolange,  als  das  Reinein- 
kommen die  Höhe  der  auf  die  im  §  22  der  gegenwärtigen  Concession 
festgesetzte  Weise  zu  berechnenden  neuen  Zinsengarantieqaote  nicht 
erreicht,  weder  die  Steuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  ver- 
pflichteten Unternehmungen  und  Vereine,  beziehungsweise  die  Ein- 
kommen- und  Erwerbsteuer,  noch  der  allgemeine  Einkommensteuerzuschlag, 
noch  die  Zinssteuer  für  die  etwa  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen, 
noch  aber  eine  sonstige  an  dereu  Stelle  etwa  einzuführende  Steuer  zu 
entrichten  sein. 

Bis  dahin  wird  auch  für  die  Coupons  der  zu  emittirenden  Titel 
die  Stämpel-  und  Gebührenfreiheit  bewilligt. 

Sollte  aber  das  Ertr&gniss  die  obige  Summe  übersteigen,  so  kann 
die  Steuer  in  die  Betriebsrechnung  aufgenommen  werden. 

Insolaoge  der  die  obige  Summe  überschreitende  Ueberschuss  des 
Reinerträgniaees  die  Höhe  der  Einkommensteuer  nicht  erreicht,  ist  an 
Steuer  lediglich  der  dem  factischen  Erträgnissüberscbusse  gleichkommende 
Betrag  zu  entrichten. 

Infolge  dessen  muss  über  den  Betrieb  der  Waagthalbahn,  solange 
als  die  Gesellschaft  die  Befreiung  von  der  Eiukommen-  und  Erwerb- 
steuer beansprucht,  eine  abgesonderte  Rechnung  geführt  werden;  in 
dieselbe  sind  als  Einnahme  die  durch  die  Gesellschaft  für  den  Per- 
sonen- und  Frachtentransport  auf  der  Waagthalbahn  eingehobenen 
Gebühren,  als  Ausgabe  hingegen  ausser  den  die  Waagthal  bahn  un- 
mittelbar und  ausschliesslich  betreffenden  Laoten  ein  verhältnissmässiger 
Theil  der  gemeinschaftlichen  Ausgaben  dieser  Eisenbahn  und  dt  übrigen 
Linien  der  Gesellschaft  aufzunehmen,  und  zwar: 


*)  In  der  Landesgest  tzsammlung  heisst  es  irrthümlioh  ö1^  Procent. 

Di«  Becbtaaikuudcn  d,r  ötterr.  Kl^i.b.l  oro  I.  29 
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a)  der  im  Verhältnisse  zum  Bruttoerträgnisse  der  Waagthalbahn  und 
der  übrigen  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  zu  bestimmende 
Theil  der  Verwaltungsauslagen; 

b)  der  im  Verhältnisse  zu  den  auf  der  Waagthalbahn  und  den 
Übrigen  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  ausgezahlten  Personal- 
bezügen festzusetzende  Theil  der  Dotation  des  Pensions-  und 
Aushilfsfonds; 

c)  der  im  Verhaltnisse  zu  den  auf  der  Waagthalbahn  und  den 
übrigen  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  zurückgelegten  Zugs- 
meilen entfallende  Theil  der  zur  Ausbesserung  und  Erhaltung 
der  Verkehrsmittel  erforderlichen  Auslagen;  endlich 

d)  «in  Drittel  der  Auslagen  für  den  Preasburger  Bahnhof  der  Budapest- 
Wiener  Linie. 

In  Betreff  der  Ueberschreibung  der  zum  Ausbaue  dieser  Bahn 
nüthigen  Immobilien,  beziehungsweise  in  Betreff  der  Uebertragung, 
respective  Intabulirung  des  Eigenthumcs  der  den  Gegenstand  der  gegen- 
wärtigen Concession  bildenden  ganzen  Waagthalbahn  und  deren  Neben- 
linien in  dem  Eisenbahngrundbuche,  wird  dem  Concessionfir  die  Stämpel- 
und  Gebührenfreiheit  eingeräumt. 

Ebenso  sind  auch  alle  in  Angelegenheit  der  Geldbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  ersten  Betriebsinvestirung  auszustellenden 
Verträge,  Eingaben  oder  sonstigen  Urkunden  stämpel-  und  gebührenfrei. 

§  24. 

Die  Fahr-  und  Frachtgeb tihren  werden  für  diese  Bahn  folgender- 
massen  festgesetzt: 

Der  Maximaltarifsatz  beträgt  bei  Reisenden  für  eine  Person  per 
Kilometer  in  Gold  oder  Silber: 

in  der     I.  Classc  4  75  kr.  österr.  Währ. 
n     n     H       n      356    „       „  „ 
n      n    HI*        n        2'37     n         »  r 

In  der  Concessionsausfertigung  heisst  es:    „für  eine  Meile  ...  I.  Classe 
36  kr.,  II.  Classe  27  kr.  und  III.  Clause  18  kr." 

Bei  Schnellzügen,  welche  aus  Waggons  1.  und  II.  Classe  bestehen 
müssen,  dürfen  dieae  Gebühren  unter  der  Bedingung  um  20  Procent 
erhöht  werden,  dass  die  Fahrgeschwindigkeit  dieser  Züge  nicht  geringer 
sei  als  die  mittlere  Geschwindigkeit  der  Schnellzüge  auf  anderen  unga- 
rischen und  österreichischen  Bahnen. 

Bei  Waaren  beträgt  der  Maximaltarifsatz  für  100  Kilogramm 
und  per  Kilometer  und  bei  gewöhnlicher  Fahrgeschwindigkeit,  und  zwar: 

bei  Waaren     I.  Classe  0  41  kr.  österr.  Währ. 

IL      »      °<i2    *  ■ 
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und  ausnahmsweise  bei  ganzen  Wagenladungen  von  Getreide,  Mehl, 
Brenn-  und  Flossholz  0*37  kr.  österr.  Währ.,  von  Steinsalz,  Coaks, 
Briquets,  Mineralkohle,  Presstorf,  Bausteinen,  Ziegeln  und  Kies  0  26  kr. 
österr.  Währ,  für  100  Kilogramm  und  per  Kilometer. 

In   der   Concessionsausfertigung    lieisst    es:    „Bei   Waaren  beträgt  der 
Maximaltarifsatz  für  einen  Zollcentner  und  per  Meile  ....  I.  Classe  1-56  kr. 
II.  Clause  2  34  kr.  und  III.  Classe  3  12  kr.  österr.  Währ,  und  ausnahmsweise 

bei  ganzen  Wagenladungen  ....  Flossholz   14  kr  und  Kies  1  kr. 

österr.  Währ,  per  Centuer  und  Meile  " 

Hinsichtlich  der  Maximalsätze  der  Versieherungs-  uud  Neben- 
gebühren, der  Waarenclassification  und  der  sonstigen  den  Veikehr  betref- 
fenden Bestimmungen  sind  die  für  die  ungarische  Hauptlinie  der  Staats- 
eisenbahngesellschaft geltenden  Vorschriften  massgebend. 

Sollte  die  Legislative  die  Transportgebühren  auf  allen  durch 
dieselbe  concessionirten  Bahnen  regeln,  so  wird  das  diesbezügliche 
Gesetz  auch  für  diese  Bahn  Geltung  haben. 

§  25. 

Während  der  Dauer  des  Eisenbahnbaues  ist  der  Concessionär  ver- 
pflichtet, für  seine  Arbeiter  Spitäler  einzurichten;  sollte  jedoch  der 
Fall  eintreten,  dass  einzelne  dieser  Arbeiter  in  öffentlichen  Kranken- 
häusern Aufnahme  gefunden  haben,  so  ist  der  Concessionär  verbunden, 
die  entfallenden  Kosten  dem  betreffenden  Institute  vierteljährig  zu 
vergüten. 

8.  Gesetzartikel  X  vom  Jahre  1885, 

Uber  die  zwischen  den  Statt ouen  Szered  und  Galgucz-Upötrar  der  Waa>r- 
thallinie  der  prir.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahugesellschaft 
zu  bauende  Verbindungslinie  und  über  die  ModHIcatlon  einiger  Bestim- 
mungen der  mittelst  tiesetzartlkels  XLV  :  1882  und  X :  1884  tnartlonllrten 

Concesslonsurkunden. 

iSanctionirt  am  11.  Mai  1886.  —  Kundgemacht  in  der  Landesgesetzsammlung  am 

17.  Mai  1885.) 

§  1. 

Die  priv.  österreichisch- ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  erhält 
das  Recht  zum  Ausbau  und  Betrieb  einer  die  Stationen  Szered  und 
Galgöcz-Lipötvär  ihrer  Waagthallinie  verbindenden  Eisenbahn  erster 
Classe. 

Hinsichtlich  des  Betriebes  dieser  Eisenbahn  werden  die  Bedin- 
gungen der  mittelst  Gesetzartikel  XLV  :  1882  inarticulirten  Concessions- 
urkunde  giltig  sein;  zur  Feststellung  der  Baubedingungen  aber  wird 
der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  hiermit 
bevollmächtigt. 

29* 
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Die  Streoke  Szered-Galgöcz-Lipötvür  wurde  am  20.  Juli  1885  dem  Ver- 
kehre übergeben. 

Bezüglich  der  Baubedingungen  Riehe  den  „Anhang"  zur  Waagthalbahn- 
conceasion  vom  24.  Atigast  1887  (Doc.  9). 

§  2. 

Die  im  §  22  der  auf  den  Betrieb  der  Linie  Pressburg-Trencsin 
der  Waagtbalbabn  und  ihrer  Flügellinien  und  den  Ausbau  und  Betrieb 
des  Trencsin-Zsolnaer  Tbeiles  derselben  Eisenbahn  bezüglichen,  mittelst 
Gesetzartikel  XLV:1882  inarticulirten  Concessionsurkunde,  sowie  die  im 
§  22  der  auf  die  Babn  Csacza-ungariscb-galizische  Grenze  bezüglichen, 
mittelst  Gesetzartikel  X  :  1884  inarticulirten  Concessionsurkunde  be- 
willigte öVsprocentige  Zinsengarantie  wird  auch  auf  die  in  der  Ein- 
leitung der  ersterwähnten  Concessionsurkunde,  und  im  §  20,  Punkt  d 
erwähnten  Bauten,  sowie  auf  die  auf  der  Waagthallinie  nothwendigen 
Augmentationsarbeiten  und  auf  die  Baukosten  deß  zweiten  Geleises  auf 
der  durch  die  österreichisch- ungarische  Staatseisenbahngesellschait  im 
Sinne  der  diesbezüglich  bestehenden  Verträge  gemeinsam  benützten 
Linie  Zsolna  Csäcza  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  ausgedehnt. 

Diese  Zinsengarantie  wird  ferner  auf  das  Baucapital  dtr  im  obigen 
§  1  concessionirten  Szered-Galgoez  Lipötvarer  Verbindungslinie  und 
endlich  auf  die  Anechaffungskosteu  der  Verkehrsmittel  ausgedehnt, 
welche  auf  den  durch  die  obcitirten  zwei  Gesetzartikel  concessionirten 
Linien  nothwendig  erscheinen. 

§  3- 

Die  Summe  der  für  die  in  diesem  Gesetze  aufgezählten  gesammten 
Investitionen  bewilligten,  beziehungsweise  erstreckten  Zinsengarantie 
wird  abweichend  von  den  in  dem  §  22  der  im  §  2  citirten  Conces- 
sionsurkunde enthaltenen  Bestimmungen  in  einer  mit  Zugrundelegung 
des  obigen  5 '/sprocentigen  Zinsfusßes  zu  berechnenden  Pauschalsumme 
festgestellt,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  aus  dem  den  Concessionären 
durch  beide  Hälften  der  Monarchie  garantirten  Pauschale  von  5,200.000 
Gulden  der  auf  den  ungarischen  Staat  entfallende  und  gemäss  des  §  22 
der  mittelst  Gesetzartikel  XXVIII  :  1874  inarticulirten  Concessions- 
urkunde schon  um  eine  Milliou  erhöhte  Theil  um  weitere  1,248.000, 
d.  i.   eine  Million  Zweihundertvierzig  Achttausend  Gulden  sich  erhöht. 

§  4. 

Die  im  vorhergehenden  Paragraphe  festgestellte  Zinsengarantie  von 
1.248.000  Gulden  bildet  eine  solche  Maximalsumme,  welche  durch  die 
concePBionirte  Gesellschaft  nur  in  jenem  Masse  eventuell  in  Anspruch 
genommen  werden  kann,  in  welchem  die  die  Grundlage  derselben  bilden- 
den Investitionen  factisch  vorgenommen  werden. 
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§  5. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Publicirung  ins  Leben  und  werden 
mit  dem  Vollzuge  desselben  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communicationen  und  der  Fiuanzmini6ter  betraut. 


9.  Anhang 

zu  der  anf  den  Betrieb  der  Linie  Pressburg-Trencsin  der  Waagthal  bahn 
and  deren  Zweiglinien  und  auf  den  Ausbau  und  Betrieb  der  Trencsln-Sil- 
leiner  Strecke  derselben  Eisenbahn  bezüglichen,  mit  dem  Gesetzartikel 
XLV  Tom  Jahre  1882  genehmigten  und  inarticulirten  Concessionsurkunde. 

(Erlass  des  königlich  ungarischen  Ministers  für  »ffentliche  Arbeiten  und  Communi- 
cationen vom  24.  August  1887,  Z.  34352.) 

Nachdem  die  priv.  österreichisch  ungarische  Staatseisenbahngesell- 
schaft im  Sinne  des  Punktes  d  des  §  20  der  mittelst  Gesetzarttkel 
XLV  vom  Jabre  1882  inarticulirten  Concessionsurkuode  und  im  Sinne 
des  §  1  des  Gesetzartikels  X  vom  Jahre  1885,  auf  Grund  der  vom 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  uud  Communication  am  5.  September 
1883  sub  Z.  29.948  und  am  19.  Mai  1885,  sub  Z.  17.220  erhaltenen 
Concessionen  die  normalspurigen  Eisenbahnlinien  Szered-Galantha  und 
Szercd-Galgöcz  Lipötvar  mit  Locomotivbetrieb  ausgebaut  hat  und  neuer- 
lich unter  Vorlage  der  entsprechenden  Pläne  und  Nachweisung,  dass 
die  Fortsetzung  der  weiter  unten  genannten  Bahnstrecke  auf  öster- 
reichischem Gebiet  sichergestellt  ist,  um  die  Concessionirung  der  im 
Eingange  der  citirten  Concessionsurkunde  und  im  §  3  des  XLV.  Gesetz- 
artikels  vom  Jahre  1882  erwähnten,  von  der  Waagtbalbahn  abzweigend 
durch  das  Vlarathal  bis  zur  Landesgrenze  zu  führenden  Flügelbahn, 
als  normalspurigen  Eisenbahn  mit  Locomotivbetrieb,  eingeschritten  ist, 
tauchte  die  Notwendigkeit  auf,  dats  einerseits  bezüglich  der  letzter- 
wähnten Flügelbahn  die  Bewilligung  zum  Baue  und  Betriebe  derselben 
ertheilt  werde,  andererseits  aber  für  alle  drei  Linien  die  Baubedingungen 
unter  organischer  Verbindung  derselben  mit  den  Bestimmungen  der 
erwähnten  Fundamentalconcession  eigens  festgestellt  werden. 

Dießem  nach  wird  bezüglich  der  für  die  in  Rede  stehenden  Linien 
Szered-Galantha  und  Szered-Galgocz- Lipötvar  geltend  gemachten  und 
für  die  bei  dieser  Gelegenheit  concessionirte  Vlarathallinie  geltend 
zu  machenden  Baubedingungen,  gleichwie  bezüglich  der  Conces- 
sionirung der  letzterwähnten  Linie,  auf  Grund  der  mit  den  obbe- 
zogenen  Gesttzen  erhaltenen  Ermächtigung  und  auf  Grund  der  am 
9.  August  1887  in  Ischl  erÜossenen  allerhöchsten  Erschliessung  Seiner 
kaiserl.  und  königl.  Apostolischen  Majestät,  zu  der  mit  dem  Gesetz- 
artikel XLV  vom  Jahre  1882  inarticulirten  Concessionsurkunde,  als 
Ergänzung  derselben  folgender 
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Anhang 

hinausgegeben. 

§  1. 

Die  im  §  2<t  und  den  übrigen  Paragraphen  der  mit  dem  Gesetz- 
artikel XLV  vom  Jahre  1882  ioarticulirten  Coneessionsurkunde  bezüglich 
der  Linie  Trencsin  Sillein  festgesetzten  Baubedingungen  werden  in  ihrem 
ganzen  Umfange  auf  die  im  gegenwärtigen  „Anhange"  bezeichneten 
Linien  Szered  Galan tha  und  Szered-Galgöcz-Lipötvar  jedoch  mit  den 
Modifikationen  und  Abweichungen  ausgedehnt,  welche  im  nachfolgenden 
§  2  bezüglich  der  erwähnten  Linien  besonders  festgesetzt  worden  sind. 

§  2. 

Die  grösste  Steigung  wird  für  die  Linie  Szered-Galantha  mit 
2  pro  mille,  für  die  Linie  Szered-Galgöez  Lipötvär  mit  5  pro  mille, 
der  Halbmesser  der  schärfsten  Krümmungen  aber  für  die  Linie  Szered- 
Galantha  mit  400  Meter,  und  für  die  Linie  Szered-Galgocz-Lipotvar  mit 
600  Meter  bestimmt. 

Für  die  Linie  Szered-Galantha  wird  wenigstens  eiue  Zwischen- 
station,  für  die  Szered- Galgöcz-Liputvärer  Linie  hingegen  wenigstens 
eine  Zwischenstation  und  eine  Baltestelle  fixirt,  wobei  ausdrücklich 
ausbedungen  wird,  dass  bezüglich  der  Anlage  all  dieser  Stationen  und 
Verseilung  derselben  mit  Geleisen,  sowie  der  eventuellen  Vergrößerung 
derselben  die  im  Punkte  d  des  §  20  der  obigen  Concessionsurkunde 
sub  alineu  2  und  4  enthaltenen  Anforderungen  auch  für  die  in  Rede 
stehenden  Linien  als  giltig  zu  betrachten  bind. 

§  3. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  erhält 
auf  Grund  der,  der  Regierung  im  §  3  des  Gesetzaitikels  XLV  vom 
Jahre  1882,  beziehungsweise  im  Eingange  der  mit  diesem  Gesetzartikel 
inarticulirten  Concessionsurkunde  ertbeilten  Ermächtigung  die  Bewilligung 
und  übernimmt  die  Verpflichtung,  von  der  Station  Trencsi n -Tcpla- 
Teplitz  der  Trencsin- Silleiner  Linie  eine  über  Nemsova 
durch  das  Vlarathal  bis  zur  ungarisch  -  österreichischen 
Landesgrenze,  mit  Anschluss  an  die  auf  österreichischem  Gebiete 
concessionirte  fortsetzungsweise  Linie  zu  führende  normalspurige  Bahn 
IL  Ranges  mit  Locomotivbetrieb  unter  den  in  der  obbezogenen  Coo- 
ceßßioneurkunde  —  deren  "Wirksamkeit  hiermit  auch  auf  die  gegen- 
wärtige Linie  ausgedehnt  wird  —  und  im  vorstehenden  „Anhange"  ent- 
haltenen Bedingungen  auszubauen  und  unter  der  Benennung  „Vlara- 
thalbahn"  während  der  im  §  15  der  citirten  Concessionsurkunde  fest- 
gestellten und  auch  für  die  gegenwärtige  Linie  giltigen  Concessionsdauer 
ununterbrochen  im  Betrieb  zu  halten. 

DU;  „Ylnrathnlbalm"   vou  Trencsin-Tcpla-Teiilitz  bis   zur  Lnudesgrenze 
am  Ylarai'.vsf  wnnle  am  IS*-.  Öctob-.r  lsss  dem  Verkehre  übergeben. 
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§  4. 

Bezüglich  des  Baues  und  der  Aasführung  der  im  vorigen  Para- 
graphe  concessionirten  Vlarathalbahn  werden  unter  Modificirung  der 
betreffenden  Bestimmungen  der  citirten  Concessionsurkunde  folgende 
Detailbedingungen  festgestellt: 

a)  Unterbau. 

Die  Steigung  der  Vlarathalbahnlinie  darf  auf  1000  Meter 
Länge  nicht  mehr  als  12  Meter  (12  pro  mille),  der  Radius  der  Krüm- 
mungen hingegen  auf  offener  Bahn  nicht  weniger  als  300  Meter  betragen. 

Die  normale  Kronenbreite  der  Bahn  hat  im  Planum  des  Unter- 
baues, d.  i.  in  der  Höhe  der  unteren  Fläche  des  Schotterbettes  gemessen, 
mindestens  4  6  Meter  zu  betragen. 

Der  Bahndamm  ist  bei  Aufschüttungen  von  mehr  als  5  Meter 
Höhe  überhaupt,  ferner  in  Curven  an  der  äusseren  Seite,  der  Ueber- 
höhung  und  Spurerweiterung  entsprechend,  zu  erbreitern. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Dämme  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  dauernd  herzustellen  und  entsprechend  zu  sichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern 
herzustellen,  und  muss  das  Brückenplanum  mindestens  eine  benutzbare 
Breite  von  4  3  Meter  haben. 

Brücken  mit  Gesammtöffuungen  von  mehr  als  20  Meter  sind  mit 
Sicherheitsschwellen  zu  versehen. 

Nächst  den  Stationen  sind,  und  zwar  von  beiden  Seiten,  zwischen 
der  Station  und  dem  Distauzsigual  und  weiter  hinaus  bis  zu  O'l  Kilo- 
meter an  den  Objecten  Geländer  anzubringen. 

In  der  Nähe  von  Haltestellen,  wo  keine  Zugskreuzungen  vor- 
kommen, sind  Geländer  an  den  Objecten  nach  beiden  Seiten  von  der 
Mitte  der  Haltestelle  in  einer  Entfernung  von  100   Meter  anzubringen. 

Bis  inclusive  4  Meter  Lichtweite  sind  die  Objecto,  wenn  die 
erforderliche  Constructionshöhe  zur  Verfügung  steht,  als  Gewölbe  zu 
erbauen. 

Bei  offenen  Objecten  bis  zu  einer  Lichtweite  von  6  Meter  (inclusive) 
können  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  grösserer 
Lichtweite  aber  sind  die  Tragconstructionen  von  Eisen  herzustellen. 

Bei  Brücken  mit  mehreren  Oeffnungen  sind  die  Mittelpfeiler  in 
definitiver  Art  und  Weise  herzustellen. 

Zwischen  den  am  tiefuten  liegenden  Theilen  der  Tragconstruction 
und  dem  infolge  der  Erbauung  der  EUenbahnbrücken  entstehenden 
Hoch  Wasserspiegel  ist  bei  der  Waagbrücke  mindestens  eine  freie 
Höhendifferenz  von  2  0  Meter,  bei  den  Viarabrücken  eine  solche  von 
l'O  Meter,  bei  den  auf  der  Linie  vorkommenden  übrigen  Bächen  aber 
eine  solche  von  0*80  Meter  zu  belassen. 

Auf  im  Inuudationsgebiete  liegenden  Strecken  ist  die  Bahn  so 
hoch  anzulegen,  dass  die  Höhendifferenz  zwischen  der  Unterbaukrone 
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and  dem  infolge  des  Bahnbaues  entstehenden  Hochwaaserspiegel  nicht 
geringer  als  0*80  Meter  sei. 

Ueberfahrten  können  auf  gemauerten  Sockeln  aus  Holz  hergestellt 
werden. 

Das  Schotterbett  des  Oberbauea  ist,  in  der  Höhe  der  Schienen- 
unterkante  gemessen,  mit  einer  Kronenbreite  von  31  Meter  und  in 
einer  Dicke  von  0  3  Meter  herzustellen. 

b)  Oberbau. 

Die  Schienen,  welche  aus  Stahl  herzustellen  sind,  sind  mit  An- 
wendung schwebender  SchienenverbinduDg  auf  derart  dichtgelegten 
Schwellen  zu  legen,  dass  die  Irampruchnabme  derselben  bei  einem 
Raddrücke  von  7000  Kilogramm  1000  Kilogramm  per  Quadratcenti- 
meter  nicht  übersteige. 

Die  Schwellen,  welche  aus  Eichenholz  herzustellen  sind,  müssen 
folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  2  Meter; 

mittlere  Breite  0*18  Meter  und 

Dicke  Ol  4  Meter. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionärin  wird  berechtigt,  zu  dem 
Oberbaue  der  gegenwärtig  concestionirten  Linie  anstatt  der  obigen 
Stahlscbienen,  auch  die  alt  brauchbaren  Eisenschienen  ihrer  Haupt- 
linie zu  verwenden. 

Die  Anwendung  eisernen  Oberbaues  wird  nach  den  vom  Mini- 
sterium für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  vorher  zu  geneh- 
migenden Normalien  gestattet. 

Die  Entfernung  der  Geleise  voneinander  soll,  von  Mitte  zu  Mitte 
gemessen,  in  den  Stationen  wenigstens  4*5  Meter,  auf  offener  Bahn 
jedoch  mindestens  3  5  Meter  betragen. 

c)  Gebäude,  Bahnabschluss  und  Signale. 

Die  Herstellung  der  Hochbauten  kann  auf  das  geringste  Mass 
beschränkt  werden. 

Die  Hochbauten  können  ohne  Ausnahme  aus  den  an  Ort  und 
Stelle  zur  Veiftigung  stehenden  wohlfeilsten  Materialien,  eventuell 
auch  mit  Rifgelwanden  hergestellt  werden. 

In  sümmtlichen  Stationen  und  Haltestellen  sind  für  die  Reisenden 
Aborte  herzustellen. 

Fracbtenmagazine,  Verladerampen  und  bewegliche  Viebverlade- 
rampen  sind  nach  Bedarf  zu  errichten. 

Die  dem  Güter-  und  Zugförderungsdienste  dienenden  Hochbauten 
können  mit  RiegelwMnden,  oder  aber  auf  entsprechender  Sockel mauerung 
auch  ganz  von  Holz  errichtet  werden. 
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Die  Herstellung  von  Wäcbterhäusern  wird  insolange,  als  der 
Verkehr  sich  nur  auf  die  Tageszeit  beschränkt  und  die  Geschwindigkeit 
der  Züge  30  Kilometer  pro  Stunde  nicht  tiberschreitet,  nur  an  jenen 
Orten  gefordert,  wo  die  Bahn  über  frequente  Strassen  führt,  oder  wo 
die  Errichtung  von  Wächterhäusern  aus  Rücksichten  der  Verkehrs- 
sicherheit sich  als  nothwendig  erweist. 

Die  Wächttrhäuser  können  aus  Stein,  Ziegeln  oder  auf  gehöriger 
Sockelmaueiung  auch  mit  Riegel  wänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche 
Herstellungen  werden  insolange,  als  der  Verkehr  nur  in  den  Tages- 
stunden besorgt  wird  und  die  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  30  Kilo- 
meter per  Stunde  nicht  überschreitet,  nur  an  jenen  Orten  gefordert 
werden,  wo  die  Unterlassung  solcher  Herstellungen  ohne  Schädigung 
der  öffentlichen  und  Verkehrssicherheit  nicht  gestattet  werden  kann. 

Insolange  als  auf  der  Linie  Zugskreuzungen  nicht  stattfinden  und 
inwieferne  es  Betriebssicher  ht  itsrücksichten  nicht  fordern,  kann  die 
Aufstellung  von  Glockensignalen  unterlassen  werden;  für  den  Betrieb 
sind  jedoch,  ausser  der  gewöhnlichen  Telegraphenleitung,  auch  die  in 
der  Signalisirungsvorschrift  angeordneten  optischen  und  akustischen 
Signale  anzuwenden. 

Auf  beiden  Seiten  der  Stationen,  sowie  bei  dem  Abzweigungs- 
punkte  der  Station  „Trencsin-Tepla-Teplitz"  sind  drehbare  Distanz- 
signale aufzustellen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  eine  Erweiterung  der  Ge- 
bäude und  sonstigen  Baulichkeiten,  oder  die  Errichtung  neuer  Gebäude 
nothwendig  werden,  so  ist  die  Gesellschaft  als  Concessionär  verpflichtet, 
solche  über  Verlangen  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  aus  eigenen  Mitteln  herzustellen. 

d)  Stationen. 

Auf  der  coneeesionirten  Linie  ist  ausser  der  eventuell  nothwendig 
werdenden  Erweiterung  der  Station  Trencsin-Tepla-Teplitz  in  der 
Nähe  der  Gemeinde  Nemsova  eine  Zwischenstation,  ferner  nächst 
Ober-Szrnye  eine  Halte-  und  Ladestelle  zu  errichten. 

Die  Anzahl  und  Länge  der  Stationsgeleise,  sowie  die  Einrich- 
tungen der  Wasserstationen  sind  in  der  Weise  auzulegen,  dass  auf 
dieser  Linie  nötigenfalls  je  15  einfache  Züge  mit  100  Achsen  täglich 
in  beiden  Richtungen  anstandslos  verkehren  können. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  die  Erweiterung  der 
obgedachten  Station,  beziehungsweise  Haltestelle,  oder  die  Herstellung 
neuer  Stationen  und  Haltestellen  nothwendig  werden,  so  ist  die  Con- 
cessionärin  verpflichtet,  die  fraglichen  Erweiterung^arbeiten,  beziehungs- 
weise die  Neuherstellungen  auf  Grund  der  vom  Ministerium  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  vorher  zu  genehmigenden  Pläne 
aus  eigenen  Mitteln  durchzuführen. 
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Die  Station  und  die  Haltestelle  dürfen  in  keine  grössere 
Steigung,  beziehungsweise  keinem  grösseren  Gefälle  als  2  pro  mille 
gelegt  werden. 

e)  Betriebsmittel. 

Für  die  gegenwärtig  concessionirto  Linie  wird  die  Gesellschaft 
alß  Concessionär  bloss  zur  neuerlichen  Beschaffung  der  uöthigen  Loco- 
motiven  und  Postwagen  verpflichtet;  alle  sonstigen  Betriebsmittel  werden 
aus  dem  vorhandenen  Vorrathe  der  Gesellschaft  in  der  erforderlichen 
Menge  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

§  6. 

Der  Concessionär  int  verpflichtet,  die  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften angefertigten  Baupläne  der  Vlarathalbahn  (Längenprofil  und 
Situationsplane)  binnen  zwei  Monaten  vom  Datum  des  vorstehenden 
„Anhangen",  die  übrigen  Detailpläne  jedoch  in  solcher  Zeit  in  zwei 
Exemplaren  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  uud  Coinmuni- 
cation  vorzulegen,  dass  dieselben,  mit  Rücksicht  auf  den  für  die  Aus- 
führung weiter  unten  festgesetzten  Termin,  seitens  des  Ministeriums  ge- 
prüft und  genehmigt  werden  könneu. 

Die  Folgen  der  Verspätung  fallen  nur  allein  der  Gesellschaft 
als  Concessionär  zur  Last. 

Den  Bau  der  Bahn  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  vom  Datum 
des  gegenwärtigen  Anhanges  gerechnet  binnen  anderthalb  Jahren  (1 V2) 
zu  vollenden   und  die   Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§  ö. 

Der  Concessionär,  die  Gesellschaft,  ist  jedenfalls  verpflichtet,  die 
Verkehrsmittel,  die  Oberbaumaterialien  und  sonstigen  beim  Baue  und 
Betriebe  zu  benützenden  Materialien,  gleichwie  auch  die  Ausrüstungs- 
und Eiurichtungsgegenstände  —  inwieferne  er  die  Beschaffung  derselben 
aus  seinen  eigenen  Fabriken  nicht  bewerkstelligen  könnte  —  im  In- 
lande  zu  beschaffen,  und  kann  eine  Ausnahme  von  dieser  Anordnung 
nur  auf  Grund  einer  vom  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  von  Fall  zu  Fall  vorher  einzuholenden  Bewilligung 
stattfinden. 

§  7. 

Bezüglich  der  oberwähnten  Linien  wird  die  auf  den  rechnungä- 
mässigen  Nachweis  des  Investitionscapitales  bezügliche  Bestimmung 
des  §  22  der  mit  dem  Gesetzartikel  XLV  vom  Jahre  1882  inarticu- 
lirten  Concessionsurkunde  damit  ergäuzt,  dass  in  die  Baukosten  dieser 
Linien  unter  dem  Titel:  Bauleitung  uud  Aufsicht,  Vor-  und  Bau- 
projects-,  sowie  allgemeine  Verwaltungskosten  kein  höherer  Kosten- 
betrag als  :*)  Proceut  der  factischen  Bauausgabe  angesetzt  werden  darf. 
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§  8. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieses  „Anhanges"  unterliegen' 
nur  der  mit  1  Gulden  bestimmten  Stämpelgebtthr. 

Budapest,  am  24.  August  1887. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Baross  m.  p. 

königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication. 

10.  Gesetzartikel  X  vom  Jahre  1884 

Aber  die  Concessionirung  der   Eisenbahn   Csacza- ungarisch  -  gallzische 
Landesgrenze  und  die  Ergänzung  des  Gesetzartikels  XLV  :  1882. 

Sanctionirt  am  29.  März  1884.  —  K-indgemacht  in  der  Landesgesctzsammlung  am 

4.  April  1884.) 

§  1. 

Die  betreffs  des  Ausbaues  der  von  der  Station  Csacza  der  k.  k. 
priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn,  eventuell  von  einem  zwischen 
der  genannten  Station  und  der  schlesischen  Laudesgrenze  gelegenen 
Punkte  ausmündenden,  und  behufs  Anschluss  an  die  Linie  Saybusch- 
Landesgrenze  der  galizischen  Transversalbahn  bei  Zwardön  bis  zu  der 
uugarisch-galizischen  Landesgrenze  führenden  Locomotiveisenbahn  zur 
Vorlage  gebrachte  Concessionsurkunde  wird  gut  geheimen  und  iuarticulirt. 

§  2. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verlautbarung  in  Kraft, 
und  wird  mit  dem  Vollzuge  desselben  der  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication  betraut. 

Concessionsurkunde 

für  den  Ausbau  und  Betrieb  der  Eisenbahn   Csacza- ungarlsch-galizlsehe 

Landesgreuze. 

Die  priv.  österreichisch  -  ungarische  Staatseisenbahngesellschaft 
erhält  das  Kecht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  von  der  Station  Csacza 
der  k.  k.  priv.  Kaschau  Oderberger  Eisenbahn  oder  eventuell  von 
einem,  zwischen  der  genannten  Station  und  der  schlesiechen  Landes- 
grenze  liegenden  Punkte  ausmündenden  und  behufs  Anschluss  an  die 
Linie  Saybusch-Landesgrenze  der  galizischen  Transversaleisenbahn  bei 
Zwardon  bis  zur  ungarisch-galizischen  Landesgrenze  führenden  Loco- 
motiveisenbahn. 
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Die  Eisenbahn  Csacza-Landesgrcnze  wurde  am  3.  November  1884  eröffnet. 
Auf  Grand  des  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  Osterreichischen  Staatsbahnen 

Budapest  20. 

geschlossenen  Vertrages  ddo.  •  \yjen~22 —  Februar  1886  führt  die  österreichisch- 
ungarische  Staatseisenbahngesellechaft  den  Pachtbetrieb  der  anschliessenden 
Strecke:  ungarisch-galizische  Landesgrenze — Zwardon  der  k.  k.  Staatsbahnen. 
Bezüglich  der  Strecke  Cs.-icza-Zsolna  der  Kaschau- Oderberger  Bahn  besteht  der 
Peagevertrag  vom  5.  Juli  1885,  und  wird  hierdurch  die  Verbindung  der  Strecke 
Csacza-Landesgrcnze  mit  der  Waagthal -Bahn  bei  Zsolia  (Sillein)  vermittelt. 

Für  den  Bau,  beziehungsweise  Betrieb  der  erwähnten  Linie  werden 
folgende  Bedingungen  festgestellt: 


Allgemeine  Bedingungen. 
§  1. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  beim  Baue,  beziehungsweise 
Betriebe  dieser  Linie  insolange  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  Con- 
cessionsurkunde,  ferner  an  die  durch  den  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationen  am  20.  April  1868  unter  Z.  4973 
erlassene  und  vom  Reichstage  genehmigte  provisorische  Eisenbahn- 
concessionsvorechrift,  sowie  an  die  im  §  8  des  Zoll-  und  Handelsvertrages 
vom  Jahre  1878  provisorisch  angenommene  Eisenbahnbetriebßordnung  zu 
halten,  bis  an  Stelle  dieser  provisorischen  Vorschriften  die  vaterländische 
Gesetzgebung  nicht  neuere  Gesetze  schafft,  oder  die  Regierung  nicht 
neuere  Verordnungen  erläset,  welche  derselbe  ebensowohl  als  auch  die 
bis  zu  deren  Einführung  an  den  bestehenden  Vorschriften  durch  die 
ungarische  Regierung  vorzunehmenden  jedweden  Aenderungen  zu  beob- 
achten haben  wird. 

§  2. 

Der  Bau  und  die  Betriebeausrüstung  der  Linie  Csacza-Landes- 
grenze  wird  nach  Massgabe  der  durch  den  Concessionär  auszuarbeitenden 
und  der  Regierung  zur  Ueberprüfung  und  Genehmigung  vorzulegenden 
allgemeinen  und  Detailprojecte  erfolgen,  bei  dereu  Ausarbeituug  ins- 
besondere die  Anforderungen  der  Regierung,  sowie  auch  die  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  vor  Augen  zu 
halten  sind. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen, 
ferner  im  Interesse  des  Bahndienstes  und  des  öffentlichen  Verkehres, 
sowie  zur  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn  und  endlich  auch  zum 
Behufe  der  Hintanhaltung  für  die  Nachbargegenden  oder  für  Einzelne 
etwa  entspringender  Gefahren  behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor, 
die  durch  den  Concessionär  vorzulegenden  Pläne  auf  Grund  der  tech- 
nischen Prüfung  derselben,  des  Localaugenscbt-ines  und  der  gesetzlichen 
politischen  Begehung  der  Linie,  sowie  auch  auf  Grund  der  infolge  von 
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Beschwerden  der  interessirten  Nachbarbesitzer  von  Fall  zu  Fall  vor- 
zunehmenden Untersuchungen  abzuändern.  Ebenso  wird  die  Regierung 
ermächtigt  sein,  die  Bauarbeiten  auch  nach  Beginn  derselben  bis  zu 
deren  Collaudirung  wann  immer  abändern  zu  lassen. 

Durch  Modifikationen,  welche  von  der  Regierung  nach  Genehmigung 
des  Resultates  der  politischen  Begehung  vorgenommen  werden,  kann 
jedoch  die  schon  festgestellte  Bahnlinie  keine  Aenderung  erleiden. 

Sollte  bei  der  Bauausführung  aus  ökonomischen  oder  Betriebs - 
rücksichten  eine  Abänderung  der  Bahnlinie  oder  der  Detail  plane  von 
Seite  des  Concessionärs  gewünscht  werden,  so  ist  hierzu  die  Bewilligung 
der  Regierung  einzuholen;  durch  diese  Aenderungen  kann  aber  weder 
die  Hauptrichtung  der  Bahn  eine  Aenderung  erleiden,  noch  darf  gegen- 
über der  angenommenen  Trace  eine  Verschlechterung  der  Niveau-  und 
Richtungsverbältnisse  stattfinden. 

Die  Kosten  jener  Aenderungen,  welche,  sei  es  auf  Verlangen  der 
Regierung,  oder  aber  über  Ansuchen  des  Concessionärs  vorgenommen 
worden  sind,  ist  der  Concessionär  zu  tragen  verpflichtet. 

Beim  Baue  muss  den  bestehenden  Bau-  und  polizeilichen  Vor- 
schriften gemäss  vorgegangen  werden,  und  es  dürfen  insbesondere 
bestehende  Verkehrsstrecken  insolange  nicht  zerstört  werden,  bis  nicht 
an  deren  Stelle  neue  Strassen  hergestellt  worden  sind,  oder  bis  nicht 
wenigstens  (mit  Genehmigung  der  competenten  Behörde)  für  provisorische 
Strassen  gesorgt  ist. 

Sollte  es  sich  nach  der  Collaudirung  herausstellen,  dass  die  bei 
Gelegenheit  des  Eisenbahnbaues  zur  Ableitung  der  Gewässer  getroffenen 
Maasregeln,  sowie  die  mit  Rücksicht  auf  die  Communication  festgestellten 
Strassenübergänge  dem  f actischen  Bedürfnisse  nicht  entsprechen,  so  ist 
der  Concessionär  verpflichtet,  die  diesbezüglichen  Verfügungen  der 
Regierung,  auch  nach  erfolgter  Collaudirung,  auf  seine  Kosten  zu 
vollziehen. 

§  3. 

Der  Unterbau  der  Linie  Csacza- Landesgrenze  ist  nur  für  ein 
Geleise  herzustellen  und  kann  dem  entsprechend  die  Expropriation  vor 
der  Hand  sich  auf  einen  solchen  Flächenraum  beschränken,  welcher 
für  einen  eingeleisigen  Schienenweg  und  die  Weichen,  ferner  für  die 
Stationen  und  für  die  Gewinnung  des  zur  Einbettung  des  Oberbaues 
benöthigten  Materials  erforderlich  ist.  Die  Gesellschaft  ist  aber  berechtigt, 
die  Expropriation  auf  der  ganzen  Länge  der  Linie,  oder  nur  auf 
einzelnen  Theilen  derselben  auf  einen  solchen  Flächenraum  auszudehnen, 
welcher  für  eine  zweigeleisige  Bahn  benöthigt  wird. 

Die  eventuell  zu  erbauenden  Tunnels  sind  nur  für  ein  Geleise 
herzustellen. 

Die  für  das  erBte  Geleise  nöthigen  Arbeiten  sind  auf  der  ganzen 
Linie  derart  zu  bewerkstelligen,  dass  dadurch  die  Anlage  des  zweiten 
Geleises  weder  gehindert,  noch  vertheuert  werde. 
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Sobald  der  Verkehr  —  auf  der  gegenwärtig  concessionirten  and 
der  Waagthaleisenbahn  zusammengenommen  —  so  weit  zugenommen 
hat,  dass  die  jährliche  Bruttoeinnahme  in  zwei  nacheinander  folgenden 
Jahren  jährlich  und  per  Kilometer  19.773  fl.  27  kr.  österr.  Währ,  in 
Silber  übersteigt,  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  auf  Verlangen  der 
Regierung  und  ohne  jedwede  Entschädigung  binnen  drei  von  der  Auf- 
forderung zu  rechnenden  Jahren  ein  zweites  Geleise  auf  der  ganzen 
Bahn  legen  zu  lassen. 

§  *• 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  insoferne  in  Betreff 
der  Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung 
der  Bahnhöfe,  des  Ausleihens  von  Waggons  und  der  Entschädigung 
hiefür  zwischen  den  betreffenden  Eisenbahnen  eine  Vereinbarung  nicht 
zu  Stande  kommen  könnte,  die  Beding  ingen  derselben  festzustellen. 

§  5. 

Dem  Concessionär  wird  für  die  concesaionirte  Bahn  das  Expro- 
priationsrecht im  Sinne  des  Gesetzartikels  XLI  vom  Jahre  1881  ein- 
geräumt. 

§  6. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Poitmmipa- 
lanten  im  Sinne  des  §  68  der  im  Artikel  VIII  des  mittelst  Gesetz- 
artikel  XX  vom  Jahre  1878  inarticulirten  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
vom  Jahre  1878  angenommenen  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851  mit  den  gewöhnlichen  Personenzügen  unentgeltlich  zu 
befördern,  und  steht  es  mit  Rücksicht  hierauf  dem  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  frei,  bei  einem  von  jeder  Endstation 
täglich  nach  jeder  Richtung  verkehrenden  Zuge  sowohl  die  Abfabrts- 
stunde  als  auch  die  Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdieust  mehr  als  einen  8rädrigen  oder  2  vierrädrige 
Waggons  in  Anspruch  nimmt,  gebührt  dem  Concessionär  für  jeden 
benöthigten  weiteren  Waggon  eine  nach  Kilometern  zu  berechnende 
angemessene  Entschädigung,  welche  im  gemeinsamen  Einvernehmen 
festgesetzt  werden  wird. 

Wenn  der  betreffende  Minister  es  für  gut  rinden  sollte,  dass  auf 
der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post  eingeführt  werde,  so 
sind  durch  den  Concessionär  anstatt  der  gewöhnlichen  acht-  oder  vier- 
rädrigen Waggons  den  Anforderungen  der  Regierung  entsprechend 
eingerichtete  acht-  oder  vierrädrige  Postwaggons  unentgeltlich  herzu- 
stellen und  in  Stand  zu  halten. 

Der  Postverwaltung  ist  auf  den  durch  die  Regierung  zu  bezeichnen- 
den Briefaufgabs-  und  Briefabgabestationen  eine  geeignete  Postkanzlei 
im  Bahngebäude  unentgeltlich  zu  überlassen.    Hinsichtlich  der  Befrie- 
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digung  der  nach  Eröffnung  des  Betriebes  der  Linie  Osacza-Landesgrenze 
etwa  eintretenden  weitereu  Bedürfnisse  wird  eine  besondere  Verein- 
barung getroffen  werden. 

Der  Ooncessionär  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  vou 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausnahme 
der  Werthsendungen  —  iu  die  betreffende  Station  gebührenfrei  zu 
befördern  und  daselbst  abzugeben. 

Correspondenzcn,  welche  in  Angelegenheiten  des  Bahnbetriebes 
zwischen  der  Verwaltung  und  den  untergeordneten  Organen,  oder  aber 
zwischen  den  Letzteren  gewechselt  werden,  dürfen  durch  die  Bahn- 
bediensteten auf  der  betreffenden  Bahnlinie  portofrei   befördeit  werden. 

§  7. 

Den  Bau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahn  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb nothwendigen  Telegraphenleitungen  bis  zu  dem  auf  den 
Stationsgebäuden  und  Wächterbäusern  anzubringenden  letzten  Isolator 
und  eventuell  bis  zur  drehbaren  Schutzsignalvorrichtung  wird  die  königl. 
ungarische  Telegraphenverwaltung  auf  Grund  des  mit  dem  Ooncessionär 
bezüglich  der  Details  zu  schliessenden  Uebereinkommens  ausführen 
lassen. 

Infolge  dessen  ist  der  Ooncessionär  verpflichtet,  das  Ersuchen 
wegen  Anordnung  des  Telegraphenbaues  und  Feststellung  der  ob- 
erwähnten Vereinbarung  an  die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung 
rechtzeitig  zu  stellen,  damit  derselben  zur  Anschaffung  der  für  den 
Telegraphenbau  nöthigen  Materialien  und  zur  Ausführung  der  dies- 
fälligen  Arbeiten  bis  zur  Eröffnung  de^s  Bahnbetriebes  genügende 
Zeit  bleibt. 

Der  Ooncessionär  ht  verpflichtet,  zu  gestatten,  dass  die  erforder- 
lichen Telegraphenleitungssäulen  auf  dem  der  Bahn  eigenthtimlich 
gehörigen  Territorium  aufgestellt  werden  dürfen;  derselbe  ist  aber 
nicht  berechtigt,  für  den  in  Anspruch  genommenen  Raum  gegenwärtig 
oder  in  Zukunft  eine  Entschädigung  zu  fordern. 

Die  Plätze  für  die  Telegraphensäulen,  sowie  die  übrigen  Punkte 
zur  Befestigung  der  Telegraphenleitung  werden  der  Ooncessionär  und 
die  betreffenden  Organe  der  königl.  ungarischen  Telegraphen  Verwaltung 
einverständlich  derart  bestimmen,  dass  weder  der  Eisenbahnbetrieb, 
noch  die  Sicherheit  des  Betriebspersonales  gefährdet  werde. 

Der  Ooncessionär  ist  in  dem  Falle,  wenn  mit  der  Telegraphen  - 
leitung  für  den  Betrieb  gleichzeitig  nicht  auch  eine  Staatstelegraphen- 
leitung gebaut  werden  sollte,  verpflichtet,  der  königl.  ungarischen 
Telegraphenverwaltung  den  Gesammtpreis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Baumaterialien,  sowie  alle  Telegraphenbauten  —  falls  jedoch 
gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleitung  errichtet  werden  sollte, 
den  Gesammtpreis  der  zur  Herstellung  der  Betriebsleitung  erforder- 
lichen Baumaterialien,  sowie  von  den  Gesammtbaukosten  den  auf  die 
Betriebsleitung  entfallenden  verhältniesmässigen  Theil  zu  ersetzen. 
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In  beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  über  Verlangen 
der  königl.  ungarischen  Telegraphen  Verwaltung  die  zur  Herstellung  der 
im  vorigen  Punkte  erwähnten  Telegraphenbauten  erforderlichen  Beträge 
bis  zur  nachträglichen  Verrechnung  zinssnfrei  vorzuschiessen  und  sowohl 
die  Telegraphensäulen,  als  auch  die  übrigen  Baumaterialien  längs  der 
zu  bauenden  Bahn  auf  dem  bereits  gelegten  Geleise,  in  der  durch  die 
königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  zu  bestimmenden  Weise  und 
Zeit,  auf  eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Leitungen  geht  das  gesamtste  In- 
ventar der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  errichteten  Betriebstelegraphen- 
leitung in  den  Besitz  des  Concessionärs  über. 

Die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  ist  jedoch  be- 
rechtigt, au  den  längs  der  Eisenbahn  aufgestellten  Säulen,  wann 
immer,  Staatstelegrapbenleitungen  anzubringen,  in  welchem  Falle  die 
Telegraphensäulen  unentgeltlich  in  das  Eigenthum  der  königl.  ungarischen 
Telegraphenverwaltung  mit  der  Verpflichtung  übergehen,  dieselben  auf 
Staatskosten  zu  erhalten. 

Die  Telegraphenleitungen  für  den  Eisenbahnbetrieb  darf  der 
Concessionär  unter  der  üblichen  Controle  der  königl.  ungar  ischen  Tele- 
graphenverwaltung nur  für  jene  Telegramme  benützen,  welche  aus 
Anlass  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direction  und  deren  unter- 
geordneten Organen  oder  zwischen  dieseu  Letzteren  gewechselt  werden. 

Die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  wird  dagegen 
berechtigt  sein,  insoferne  es  der  Betriebsverkehr  gestattet,  die  Benützung 
dieser  Betriebsleitungen  im  Einvernehmen  mit  der  Bahudirection  und 
unter  entsprechender  Controre  zur  Weiterbeförderung  vou  Staats-  und 
Privatdepeschen  zu  verlangeu  uud  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die 
Vertheilung  der  Telegrammgebühren  zwischen  dein  Concessionär  und 
der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung  durch  eine  besondere 
Vereinbarung  geregelt  werden. 

In  gleicher  Weife  werden  auch  diejenigen  Bedingungen,  welche 
sich  auf  die  Ueberwachung,  Erhaltung  und  auf  die  späterhin  —  über 
Verlangen  der  Eisenbalmdirection  —  allenfalls  vorzunehmende  Aenderung 
der  neben  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphenleitungen,  sowie  über- 
haupt auf  alle  in  den  obigen  Punkten  nicht  geregelten  Angelegenheiten 
des  Telegraphenwesens  beziehen,  durch  eine  besondere  Vereinbarung 
zwischen  dem  Concessionär  und  der  königl.  ungarischen  Telegraphen- 
verwaltung festgestellt  werden. 

§  8. 

Dein  Concessionär  wird  gestattet,  die  Trausportgebtihren  in 
inländischer  Silber-  oder  Goldmünze  zu  berechnen;  derselbe  ist  jedoch 
verpflichtet,  die  mit  Beriicksichiiguiig  des  jeweiligen  Courswerthes  fest- 
gestellten Gebühren  iu  der  Landeswährung  anzunehmen. 
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Die  Umrechnung  des  Tarife«  auf  Landeswährung  hat  unter 
Oontrole  der  Regierung  über  Ansuchen  des  Concessionärs  oder  über 
Anordnung  der  Regierung  allmonatlich  nach  dem  Durchscbnittscurse 
des  Silbers  vom  unmittelbar  vorhergegangenen  Monat  und  in  ausser- 
ordentlichen Fällen  auch  in  kürzeren  Zeiträumen  nach  dem  Silbercurse 
des  früheren  gleichen  Zeitraumes  zu  erfolgen. 

§  9. 

Die  Tarife  können  durch  den  Concessionär  für  die  ganze  Länge 
oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn,  in  einer  oder  in  beiden 
Richtungen,  für  alle  Transportentfernungen  gleichmässig  oder  bei  Zu- 
nahme derselben  in  grösserem  Masse  herabgesetzt  werden. 

Die  detart  eimässigten  Tarife  können  wieder  auf  ihr  ursprüng- 
liches Maass  erhöht  werden,  aber  nur  nach  Ablauf  einer  dreimonat- 
lichen Anwendung. 

Wenn  einem  Aufgeber  oder  Frachter  unter  gewissen  Bedingungen 
eine  Frachtermässigung  oder  eine  sonstige  Begünstigung  zugestanden 
wird,  60  muss  dieselbe  auch  einem  jeden  Aufgeber  oder  Frächter,  der 
eben  dieselben  Bedingungen  annimmt,  derart  eingeräumt  werden,  dass 
eine  persönliche  Begünstigung  in  keinem  Falle  stattrindet. 

Derartige  persönliche  Begünstigungen  sind  auch  in  Form  von 
Scheinrefactien  nicht  zulässig. 

Die  bewilligten  Begünstigungen,  Rückvergütungen  etc.  sind  im 
Sinne  der  von  der  Regierung  erlassenen  allgemeinen  Vorschriften  zu 
veröffentlichen. 

§  10. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen 
T heuerung  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Transportgebühr  für  die 
Lebensmittel  für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  des  Maximal- 
tarifes  herabzusetzen. 

§  11- 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  zu  ermässigten  Tarifen  zu 
befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  zwischen  dem  k.  und  k.  gemein- 
samen Kriegsministerium  und  dem  königl.  ungarischen  Landesverthei- 
digungsministerium  einerseits,  und  den  bestehendeu  Bahngesellschaften 
andererseits  am  15.  September  1877  getroffenen  Uebereinkommens,  be- 
ziehungsweise auf  Grund  des  am  1.  Jänner  1878  in  Wirksamkeit 
getretenen  Militärtransporttarifes  und  des  Anhanges  desselben. 

Die  in  Betreff  des  Militärtransportes  zu  Stande  kommenden  und 
für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen  sollen  auch  für  diese  Bahn 
Geltung  haben. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Finanzwache,  sowie  auf 
die  Staats-  und  Municipalsicherheitswache,  endlich  auch  auf  die  Sträf- 
linge Anwendung. 
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Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  dem  bezüglich  der  Militär- 
transporte bestehenden  Reglement  und  den  darin  enthaltenen  Stipulationen 
und  Vereinbarungen,  durch  welche  die  Beistellung  und  Bereithaltung 
der  zum  Transporte  erforderlichen  Ausrtistungsgegenstände,  die  Ueber- 
lassung  der  Verkehrsmittel  und  des  Betriebspereonales,  die  gegen- 
seitige Aushilfe  mit  den  Verkehrsmitteln  und  dem  Betriebspersonale 
und  die  Benützung  der  zu  Militärsanitätszwecken  eingerichteten  Bahn- 
wagen  geregelt  werden,  zu  fügen. 

Ferner  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  sich  auch  jenen  orga- 
nischen Bestimmungen  und  Dienstreglements  zu  fügen,  welche  be* 
züglicb  der  Feldeisenbahnabtheilungen  und  deren  Verwendung  in 
Friedenszeiten  bei  den  Bauten  oder  Erhaltungsarbeiten  vcm  k.  und  k. 
gemeinsamen  Kriegsministerium  erlassen  worden  sind  oder  später  fest- 
gestellt werden. 

Im  Falle  eines  Krieges  oder  einer  MobilUirung  ist  der  Conces- 
sionär verpflichtet,  die  Beförderung  der  Urlauber  und  Reservisten  von 
der  zu  deren  Wohnorte  zunächst  gelegenen  Station  auf  Grund  ordnungs- 
mäßiger Legitimation  nach  dem  herabgesetzten  Militärtarife  zu  bewerk- 
stelligen. 

Endlich  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  sich  unbedingt  den- 
jenigen Bestimmungen  zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Anstellung  der 
ausgedienten  Unterofficiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine  und  der 
Honv^ds  im  §  38  des  Gesetzartikels  XL  vom  Jahre  1868  und  im 
Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1873  festgestellt  worden  sind. 

Die  auf  Militärtransporte  sich  beziehenden  Bestimmungen  und 
Begünstigungen  finden  selbstverständlich  sowohl  auf  die  Honve*ds,  als 
auch  auf  jene  Truppen  Anwendung,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

§  12. 

Staatsbeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Verwal- 
tung und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  überwachenden  Behörden,  oder 
zur  Wahrung  der  aus  dieser  Concession  entspringenden  Staatsinteressen 
oder  aber  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich 
über  den  behördlichen  Auftrag  legitimireu,  sind  sammt  ihrem  Reise- 
gepäck unentgeltlich  zu  befördern. 

§  13. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  in  unredlicher 
Absicht  ohne  vorherige  Entrichtung  der  Fahr-  oder  Frachtgebühr  be- 
nützen, oder  aber  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des 
Gewichtes  der  Fracht,  oder  endlich  auf  andere  Weise  eine  Benach- 
theiligung der  Unternehmung  beabsichtigen,  kann  die  tarifmäßige  Ge- 
bühr in  dreifachem  Betrage  eingehoben  werden. 
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§  U 

Zum  Behufe  der  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung 
berechtigt,  sich  sowohl  von  dem  Bau  der  Bahn  als  auch  von  der 
zweckmässigen  und  soliden  Einrichtung  des  Betriebes  und  von  der 
fortwährenden  Erhaltung  derselben  in  gutem  Stande  zu  überzeugen 
und  anzuordnen,  dass  die  wahrgenommenen  Mängel  behoben  werden. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Bahn  nach  Been- 
digung des  Baues  zu  collaudiren. 

Zweck  der  Collaudirung  i«t,  zu  constatiren,  ob  der  Concessionär 
seinen  concessionsmässigen  Verpflichtungen  in  Betreff  des  Baues  und 
der  Einrichtung  der  Bahn  entsprochen  hat. 

Als  Ersatz  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  der  Regierung  aus 
Anläse  der  Ausübung  des  derselben  laut  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  insbesondere  laut  der  gegenwärtigen  Concessious- 
urkundc  vorbehaltenen  Oberaufsichtsrechtes  sowohl  während  der  Dauer 
des  Baues,  als  auch  nach  Eröffnung  der  concetsionirten  Linie  er- 
wachsen, hat  der  Concessionär  an  den  Staatsschatz  während  der  Dauer 
des  Baues  der  concessionirten  Linie  Csacza-Landesgrenze  vom  Tage 
des  Beginnes  des  Baues  bis  zur  Collaudirung  der  ganzen  Bahnstrecke 
per  Kilometer  und  per  Jahr  fl.  27  Pauschale  zu  zahlen. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  einen  entsprechenden 
Theil  der  Auslagen  für  jenes  Controlorgan,  welches  aus  Anlass  der 
Ausfolgung  der  Zinsengarantie  zur  Ueberprüfung  der  Rechnungen  der 
Gesellschaft  berufen  ist,  in  einem  durch  die  Regierung  nach  Maassgabe  der 
Länge  der  Bahn  zu  bestimmenden  Verhältnisse  zu  ersetzen. 

§  15. 

Die  Concessionsdauer  wird  mit  Inbegriff  des  im  §  9  Abschnitt  6) 
der  im  §  1  berufenen  provisorischen  Eisenbahnconcessionsvorschrift  aus- 
gesprochenen Schutzes  gegen  die  Errichtung  einer  neuen  Bahn  bis  Ende 
des  Jahres  1966  —  mit  welchem  dieselbe  erlischt  —  festgestellt. 

Ausserdem  erlischt  die  Concession  auch  dann,  wenn  die  zur  Be- 
endigung der  Tracirungsarbeiteu  und  des  Baues,  sowie  zur  Eröffnung 
des  Betriebes  bestimmten  Termine  nicht  eingehalten  werden  und  diese 
Versäumniss  nicht  im  Sinne  des  §  11,  Abschnitt  b)  der  vorerwähnten 
Concession svorschrift,  gerechtfertigt  werden  kann. 

§  16. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  diese  Bahn  sammt  den 
übrigen  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  und  gleichzeitig  mit  diesen 
nach  dem  1.  Jänner  1895  wann  immer  einzulösen. 

Hinsichtlich  der  Feststellung  des  Einlösungspreises  werden  die 
im  Art.  2  des  zwischen  der  ungarischen  Regierung  und  der  Gesell- 
schaft am  8.  Juni  1882  abgeschlossenen  Veitrages  (Gesetzart.  XLV 
vom  Jahre  1882)  enthaltenen  Bestimmungen  maassgebend  sein. 
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§  17. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession  oder  mit  der  Einlösung  der 
Bahn  tritt  der  Staat,  und  zwar  im  ersten  Falle  unentgeltlich,  im 
letzteren  jedoch  gegen  Entrichtung  der  im  Sinne  des  §  16  bestimmten 
Jahresrente  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuss  der  concessionirten 
und  in  gutem  Stande  zu  übergebenden  Eisenbahn  und  nimmt  insbe- 
sondere in  freien  Besitz:  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd- 
und  Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau  sammt  allem  Zugehör, 
d.  i.  den  Betriebsmitteln,  Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen,  Gebäuden, 
Wächter-  und  Aufseherhäusern  auf  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen 
alle  Einrichtungen,  Möbeln,  Beweglichkeiten  und  Immobilien. 

An  Betriebsmitteln  muss  die  Gesellschaft  soviel  übergeben,  als 
von  allen  auf  den  ungarischen  Linien  vorhandenen  derartigen  Betriebs- 
mitteln auf  diese  Linie  im  Verhältnisse  des  nach  Meilen  zu  ermittelnden 
Bruttoertrages  entfällt. 

Sowohl  im  Falle  des  Erlöschens  der  Concession,  als  auch  in  dem 
der  Einlösung  behält  der  Concessionär  (nach  Rückerstattung  aller  vom 
Staate  etwa  erhaltenen  Vorschüsse  und  deren  Zinsen)  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Einkommen  der  Unternehmung  gegründeten 
Reservefonds  und  der  aushaftenden  Activforderungen,  sowie  auch  der 
aus  dem  eigenen  Vermögen  erbauten  Gebäude,  als  Coaksöfen,  Giessereien, 
Maschinen-  oder  sonstigen  Fabriken,  Remisen,  Docks,  zu  deren  Er- 
werbung und  Herstellung  derselbe  durch  die  Regierung  mit  dem  aus- 
drücklichen Bemerken  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugehör 
der  Bahn  bilden  werden. 

§  18. 

Wenn  der  Concessionär  ungeachtet  vorhergegangener  Mahnungen 
seine  in  der  Concessionsurkunde  oder  im  Gesetze  enthaltenen  Ver- 
pflichtungen wiederholt  verletzen  oder  ausser  Acht  lassen  sollte,  so 
behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  gegen  denselben  die  gesetz- 
mässigen  Verfügungen  einzuleiten  und  nach  Umständen  auch  die  Con- 
cession zu  jeder  Zeit  für  erloschen  zu  erklären. 

§  19. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  der  Concession  unterliegen  nur 
der  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

Besondere  Bedingungen. 

§  20. 

Die  Arbeiten  muss  der  Concessionär  den  folgenden  Bestimmungen 
gemäss  bewerkstelligen: 
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a)  Unterbau. 

Auf  der  Linie  Csacza-Landesgrenze  darf  die  Neigung  der  Bahn 
auf  Eintausend  (1000)  Meter  Länge  zwanzigfünf  (25)  Meter  nicht  über- 
steigen, und  der  Radius  der  Krümmungen  darf  auf  offener  Bahn  nicht 
kleiner  sein  als  280  Meter. 

Wenn  aus  den  Detailplänen  hervorgehen  sollte,  daas  Krümmungen 
von  280  Meter  auf  besonderen  einzelnen  Punkten  mit  technischen 
Schwierigkeiten  verbunden  wären,  können  mit  Bewilligung  der  Regierung 
auch  kleinere  Krümmungen  bis  zu  einem  Radius  von  250  Meter  ange- 
wendet werden. 

In  Betreff  der  Querprofile  des  Bahnkörpers  und  der  Schotter- 
bettung sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär 
bezüglich  der  Trencsin-Zsolnaer  Linie  vereinbarten  und  beim  Communi- 
cationsministerium  deponirten  Vorschriften  und  Normalpläne  maass 
gebend,  an  denen  der  Communicationsmioister  über  Antrag  des  Con- 
cessionärs  zweckmässige  Abänderungen  zulassen  kann. 

Die  Kronenbreite  des  Bahnkörpers  darf  an  der  oberen  Fläche 
der  Schwellen  nicht  weniger  als  4'0  Meter  betragen. 

Die  Kunstbauten,  mit  Ausnahme  der  Ucbergänge,  welche  pro- 
visorisch auch  aus  Holz  hergestellt  werden  können,  sind  als  stabile 
Bauten,  daher  aus  Stein-,  Ziegel-  oder  Eisenmateriale  herzustellen. 

Bei  offenen  Durchlässen  bis  zu  einer  Oeffnung  von  3*0  Meter 
können  auch  Holzconstructionen  angewendet  werden. 

b)  Oberbau. 

In  Betreff  der  Construction  des  Oberbaues  und  aller  Bestandtheile 
desselben,  sowie  auch  in  Betreff  der  Anlage  der  Stationsgeleise  sind 
die  bezüglich  der  Linie  Trencsin-Zsolna  zwischen  der  Regierung  und 
dem  Concessionär  vereinbarten  und  beim  Communicationsministerium 
deponirten  Vorschriften  und  Normalpläne  maassgebend,  an  denen  der 
Communicationsminister  über  Antrag  des  Concessionärs  zweckmässige 
Aenderungen  gestatten  kann. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemer-  und  Martinstahl  zu  verfertigen; 
die  Schwellen  und  Extrahölzer  sollen  aus  Eichenholz  sein. 

Alle  zum  Oberbau  erforderlichen  Stahl-  und  Eisenmaterialien  und 
sonstigen  Erzeugnisse  sind,  soweit  dies  nur  thunlich  ist,  im  Inlande 
anzuschaffen;  sollten  diese  Materialien  jedoch  wegen  Unannehmbarkeit 
der  bezüglichen  Offerte  aus  dem  Auslande  bezogen  werden,  so  hat  der 
Concessionär  den  entfallenden  Einfuhrszoll  zu  entrichten. 

c)  Gebäude,  Bahnabschluss,  Signale. 

Jene  Theile  der  Gebäude,  welche  als  Wohnungen  für  Beamte, 
sowie  als  Bureaux  und  als  zu  jeder  Jahreszeit  zu  verwendende  Warte- 
loealitäten  dienen,  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln  herzustellen;  die  Übrigen 
Theile  derartiger  Gebäude  können  auch  aus  Holz  hergestellt  werden. 
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Iu  Betreff  des  Grundrisses,  der  Eintbeilung,  Einrichtung  und 
Adaptirung  aller  Gebäude  sind  mit  Berücksichtigung  des  Obenangeführten 
die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  bezüglich  der 
Trencsin-Zsolnaer  Linie  vcreinbaiten  Normalpläne  und  Vorschriften 
maa8sgebeLd,|doch  kann  die  Regierung  eine  zweckentsprechende  Aenderung 
oder  Erweiterung  derselben,  sowie  auch  eine  hiervon  abweichende  Bauart 
verlangen,  beziehungsweise  über  Antrag  des  Concessionars  gestatten. 

Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  der  Bahneinfriedungen,  Bahn- 
schranken, Signal  Vorrichtungen  und  auch  des  ganzen  Signalisirungs- 
systemes,  jedoch  mit  dem  Bemerken,  dass  bezüglich  des  letzteren  die 
bei  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellscbaft  be- 
stehenden Principien,  Vorschriften  und  Typen  als  Grundlage  zu  dienen 
haben. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  hiermit  conceseionirte  Bahn 
(den  Ansprüchen  des  zu  erwartenden  Verkehres  entsprechend)  mit  den 
erforderlichen  Gebäuden  zu  versehen,  insbesondere  auf  den  Stationen 
die  zur  Aufnahme  und  zum  Betiiebe  des  Personen-  und  Frachtenver- 
kebres,  die  zur  Vollziehung  des  Zugs-,  Bahnerhaltungs-,  Betriebs-  und 
Directionsdienstes  nothwendigen  Bauten,  Adaptiiungen  und  Einrichtungen 
in  einem  den  Ansprüchen  des  factischen  Verkehres  entsprechenden 
Maassstabe  herzustellen  und  anzuschaffen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres    eine  Erweiterung  der 
*  bestehenden   oder  die  Errichtung  neuer  Gebäude  nothwendig  werden, 
so  muss  der  Concessionär  den  diesfälligen  Anordnungen  der  Regierung 
aus  eigenen  Mitteln  entsprechen. 

d)  Stationen. 

Auf  der  Linie  Ceücza-Landesgrenze  ist,  einerseits  zwischen  der 
Station  Csäcza  oder  l'j-CVäcza  und  andererseits  zwischen  der  Anschluss- 
station der  galizischen  Transversalbaho,  wenigstens  eine  Zwischenstation 
oder  eine  Militärausweiche  zu  errichten. 

Die  Stationen,  beziehungsweise  die  erwähnte  Militärausweiche, 
sind  derart  zu  vertheilen  und  mit  Geleisen  von  gehöriger  Länge  und 
Menge  so  zu  versehen,  dass  in  beiden  Richtungen  täglich  je  15  Züge 
mit  wenigstens  50  Achsen  anstandhlos  verkehren  können.  Für  diese 
Stationen  können  2  5  pro  tnille- Gefälle  angewendet  werden. 

Im  Uebrigen  sind  die  Stationen  mit  Rücksichtnahme  auf  später 
nothwendig  werdende  Erweiterungen  nach  den  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Concessionär  bezüglich  der  Trencsin-Zsolnaer  Linie  festgesetzten 
Normalplänen  zu  erbauen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkebres  eine  Erweiterung  dieser 
Stationen  nothwendig  weiden,  so  ist  der  Concessionär  verbunden,  die 
bezüglichen  Arbeiten  aus  Eigenem  vollführen  zu  lassen. 

Die  auf  der  Station  Csäcza  behufs  Einrichtung  derselben  zu  einer 
gemeinsamen  Station    sich    ergebenden  Kosten    der   erforderlichen  Er- 
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Weiterungen  und  Umgestaltungen  ibt  der  Concessionär  aus  Eigenem  zu 
zu  tragen  verpflichtet. 

Mit  Einwilligung  der  k.  k.  priv.  Kaschau  Oderberger  Bahn  kann 
hingegen  als  Ausgangspunkt  der  Eisenbahn  Csacza-Landesgrenze  auf 
Kosten  der  concessionirten  Gesellschaft  auf  einem  zwischen  der  Station 
Ceacza  und  der  schlesischen  Landesgrenze  gelegenen,  hierzu  geeigneten 
Punkte  eine  Ausweichestation  (Ij-Csacza)  errichtet  werden. 

e)  Betriebsmittel. 

Sämmtliche  Betriebsmittel  infosen  nach  den  für  die  Linien  der 
concessionirten  Gesellschaft  giltigen  Typen  in  genügender  Anzahl  und 
wo  möglich  im  Inlande  angeschafft  werden. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  eine  Vermehiung  der 
Betriebsmittel  uothwendig  werden,  so  ist  der  Concessionär  verpöichtet, 
den  Mehrbedarf  aus  Eigenem  anzuschaffen. 

/)  Qualität  und  Quantität  der  Arbeiten. 

Alle  zur  Errichtung  und  Inventiiung  der  concessionirten  Eisenbahn 
notwendigen  Baulichkeiten  und  Erzeugnisse  find  aus  gutem  und  nach 
technischen  Hegeln  bearbeitetem   vollkommenen  Materiale  herzustellen. 

Was  jedoch  die  Quantität  und  dasMaass  dieser  Arbeiten,  Baulich- 
keiten, Ei  Zeugnisse  und  Materialien  anbelangt,  so  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  die  concessionirte  Eisenbahn  den  jeweiligen  Anforderungen 
eines  zweckmässig  und  ökonomisch  verwalteten  Betriebes  entsprechend 
herzustellen,  zu  investiren  und  mit  allen  Einrichtungen  und  Arbeiten 
zu  versehen,  welche  zur  vollständigen  betriebsmsssigen  Herstellung  und 
sowohl  zu  deren  Inbetriebsetzung,  als  auch  zur  Adaptirung  und  Einrichtung 
der  fUr  den  Lasten-  und  Personenverkehr,  sowie  für  die  Besorgung  des 

/  OD 

gedämmten  Dienstes  nöthigen  Localitäten  erforderlich  sind,  mögen  selbe 
auch  in  den  obigen  Bestimmungen  speciell  nicht  angeführt  worden  sein. 

Sollte  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehres  eine  Vermehrung  alles 
deesen  beanspruchen,  so  hat  der  Concessionär  für  die  nöthigen  Er- 
gänzungen ohne  neuerliche  Belastung  des  Staates  zu  sorgen. 

§  21. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Regierung  die  Detailpläne 
der  Linie  Csacza-Landesgrenze  binnen  60  Tagen  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  mit  welchem  das  Conceseionsgesetz  in  Wirksamkeit  tritt,  vor- 
zulegen. 

Die  Regieiung  dagegen  verpflichtet  sich,  die  Entscheidung  über  die 
vorgelegten  Pläne  dem  Concessionär  mit  der  möglichsten  Schnelligkeit 
bekannt  zu  geben. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sieb,  die  concessioniite  Linie  inner- 
halb eines  Jahres  von  dem  Tage  an,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz 
in  Wirksamkeit  tritt,  zu  vollenden. 
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§  22. 

Der  den  ungarischen  Staat  belastende  Theil  des  jährlichen  Zinsen- 
garantiepauschales,  welches  der  concessionirten  Gesellschaft  in  den 
zwischen  derselben  und  der  seinerzeit  bestandenen  Regierung  abge- 
schlossenen Verträgen  zugestanden  wurde  und  durch  beide  Tbeile  der 
Monarchie  zu  zahlen  ist,  wird  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Linie 
CVäcza-Landesgrenze  für  die  volle  Dauer  der  Concession  um  eine  dem 
rechnungsmäßig  nachzuweisenden  Baucapitale  der  Linie  Csacza  Landes- 
grenze  mit  5'/5  Procent  zu  berechnenden  Verzinsung  entsprechende 
Reineinnahmsquote  erhöht. 

Die  eventuelle  Flüssigmachung  der  unter  dem  Titel  „Zinsengarantie1' 
zu  erfolgenden  Vorschüsse  und  der  Rückersatz  der  angewiesenen  Beträge 
hat  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Artikels  13  der  Concessious- 
Urkunde  vom  1.  Jänner  1855  zu  geschehen. 

Vgl.  Gesetzartikel  X  vom  Jahre  1S85  (Doc.  8). 

§  23. 

Für  die  concessionirte  Eisenbahnlinie  wird  insolange,  als  das  Ge- 
sammtreineinkommen  dieser  Linien  und  der  mittelst  des  Gesetzartikels 
XLV  ex  1882  concessionirten  Wagthaleisenbahn  die  Höbe  der  für 
beide  bewilligten  und  auf  Grund  der  Baurechnungen  zu  berechnenden 
neuen  Zinsengarantiequote  nicht  erreicht,  weder  die  Steuer  der  zur 
Öffentlichen  Rechnuugslegung  verpflichteten  Unternehmungen  und  Vereine, 
beziehungsweise  die  Einkommen-  und  Erwerbssteuer,  noch  der  allge- 
meine Einkommensteuerzuschlag,  noch  die  Ziusensteuer  für  die  etwa 
zu  emittirenden  Prioritätsobligationen,  noch  aber  eine  sonstige  an  deren 
Stelle  etwa  einzuführende  Steuer  zu  entrichten  sein. 

Bis  dahin  wird  auch  für  die  Coupons  der  zu  emittirenden  Titel 
die  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  bewilligt. 

Sollte  aber  das  Erträgniss  obige  Summe  übersteigen,  so  kann 
die  Steuer  in  die  Betriebsrecbnung  aufgenommen  werden. 

In6olange  der  die  obige  Summe  überschreitende  Ueberschuss  des 
Reinerträguisses  die  Höhe  der  Einkommensteuer  nicht  erreicht,  ist  an 
Steuer  lediglich  der  dem  factischen  Erträgnissüberschusse  gleichkom- 
mende Betrag  zu  entrichten. 

Infolge  dessen  muss  über  den  Betrieb  der  Eisenbahn  Csacza- 
Landesgrenze  solange,  als  die  Gesellschaft  die  Befreiung  von  der 
Einkommen-  und  Erwerbsteuer  beansprucht,  eine  gemeinsame  Rechnung 
mit  der  Waagthalbahn  geführt  werden,  bezüglich  deren  Modalität  die  im 
§  23  der  Concessionsurkunde  für  die  Waagthalbahn  festgestellten  Bestim- 
mungen mit  der  Ergänzung  maassgebend  sind,  dass  überall,  wo  die 
Waagtbalbabu  erwähnt  wird,  auch  die  Liuie  Csacza- Laudesgrenze  zu 
verstehen  ist. 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Linien. 


473 


In  Betreff  der  Ueberscbreibung  der  zum  Ausbaue  dieser  Bahn 
nöthigen  Immobilien,  beziehungsweise  in  Betreff  der  Intabulirung  des 
Eigenthums  im  Eisenbahngrundbuche,  wird  dem  Concessionär  die 
Stempel-  und  Gebührenfreiheit  eingeräumt. 

Ebenso  sind  auch  alle  in  Angelegenheit  der  Geldbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  ersten  Betriebsinvestirung  auszustellenden 
Verträge,  Eingaben  oder  sonstigen  Urkunden  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§  24. 

Die  Fahrt-  und  Frachtgebühren  werden  für  diese  Bahn  folgender- 
maassen  festgesetzt: 

Der  Maximaltarifsatz  beträgt  bei  Reisenden  für  eine  Person  pro 
Kilometer  in  Gold  oder  Silber: 

in  der    I.    Classe  4  75  kr.  österr.  Währ. 

n    i»    HL        „      2*37    „       „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  aus  Waggons  I.  und  II.  Classe  bestehen 
müssen,  dürfen  diese  Gebühren  unter  der  Bedingung  um  20  Procent 
erhöht  werden,  dass  die  Fahrgeschwindigkeit  dieser  Züge  nicht  geringer 
sei,  als  die  mittlere  Geschwindigkeit  der  Schnellzüge  auf  anderen 
ungarischen  und  österreichischen  Bahnen. 

Bei  Waaren  beträgt  der  Tarifsatz  für  100  Kilogramm  und  per 
Kilometer  und  bei  gewöhnlicher  Fahrgeschwindigkeit,  und  zwar: 

bei  Waaren     I.  Classe  0  4 1  kr.  österr.  Währ. 

n  n  H.        „        0  62     „         „  „ 

„       III.      „      082    „  „ 

und  ausnahmsweise  bei  ganzen  Wagenladungen  von  Getreide,  Mehl, 
Brenn-  und  Flossholz  0  37  kr.  österr.  Währ.,  von  Steinsalz,  Coaks, 
Briquets,  Mineralkohle,  Presstorf,  Bausteinen,  Ziegeln  und  Kies  0  26  kr. 
österr.  Währ,  für  100  Kilogramm  und  per  Kilometer. 

Hinsichtlich  der  Maximalsätze  der  Versicherung»-  und  Neben- 
gebühren, der  Waarenclassification  und  der  sonstigen  den  Verkehr 
betreffenden  Bestimmungen,  sind  die  für  die  ungarische  Hauptlinie  der 
priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  geltenden 
Vorschriften  massgebend. 

Sollte  die  Legislative  die  Transportgebühren  auf  allen  durch 
dieselbe  concessionirten  Eisenbahnen  regeln,  so  wird  das  diesbezügliche 
Gesetz  auch  für  diese  Bahn  Geltung  haben. 

§  25. 

Während  der  Dauer  des  Eisenbahnbaues  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  für  seine  Arbeiter  Spitäler  einzurichten;  sollte  jedoch  der 
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Fall  eintreten,  dass  einzelne  dieser  Arbeiter  in  öffentlichen  Kranken- 
hänsern  Aufnahme  gefunden  haben,  so  ist  der  ConcessionMr  verpflichtet, 
die  entfallenden  Kosten  den  betreffenden  Instituten  vieiteljäbrig  zu 
vergüten. 

c)  Secundärbahnen. 

11.  XXVII.  Gesotzartikel  vom  Jahre  1870 

Aber  den  Ausbau  der  Valkany-Perjamoser  Locomotiveisenbahn  zweiten 

Ranges. 

(Sanotionirt  am  20.  Juni  1870,  kundgemacht  im  Abgeordnetenhause  am  21.  Juni  1870, 
im  Oberhause  am  23.  Juia  1870;  erschioneu  in  der  ungarischen  Laudesgesetz- 

Bammlung  am  24.  Juni  1870.) 

§  1. 

Die  vorgelegte  Coucessionsurkunde  über  den  Ausbau  der  zwischen 
den  Stationen  Oroszlamos  und  Mokrin  der  südlichen  Linie  der  priv. 
Staatseisenbabn  in  der  Nähe  der  Gemeinde  Valkany  abzweigenden, 
und  über  Valkany,  Alt-Bessenyö,  Gross-Szt.  Miklös,  Szaravola  und 
Räcz-Szt.  Pöter  nach  Perjämos  zu  führenden  Locomotiveiserbahn  zweiten 
Ranges  wird  durch  die  Gesetzgebung  genehmigt  und  die  Inarticulirung 
derselben  angeordnet. 

Die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  erfolgte  unter  gleichzeitiger 
Uebertragung  der  Concession  an  die  Staatsbahngesellschatt  am  11.  December  1870. 

§  2. 

Mit  dem  Vollzüge  dirses  Gesetzes  werden  die  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communicationen  und  für  die  Finanzen  beauftragt. 

Concessionsurkunde 

ftlr  die  Valkanr*Perjamoser  Locomotirelseubnhn  zweiten  Ranges. 

§  1. 

Die  Concessionäre,  und  zwar  Grat  Coloman  Näkö  und  Consorten, 
erhalten  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  zwischen  den  Stationen 
Oroszlamos  und  Mokiin  der  südlichen  Linie  der  priv.  Staatseisenbahn 
in  der  Nähe  der  Gemeinde  Valkany  abzweigenden  und  über  Valkany, 
Alt-Bessenyö,  Gross  Szt.  Miklos,  Szaravola  und  Räcz-Szt.  P(5ter  nach 
Perjamos  zu  führenden  Locomotivtif enbahn  zweiten  Ranges. 

Die  Eröffnung  dieser  Eisenbahn  für  den  Gesammtverkehr  fand  am  26.  Oc- 
tober  1870  statt. 
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§  2. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  sich  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  ferner  an  die  vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
mnnicationen  hinausgegebene  und  vom  Reichstage  genehmigte  Eisen- 
bahnconcessions  Vorschrift  Z.  4973  vom  20.  April  1868,  sowie  an  die 
im  §  8  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  vom  Jahre  1867  provisorisch 
angenommene  Eiscnbahnbetriebsordnnng  zu  halten,  insoweit  diese 
provisorischen  Regulative  nicht  durch  den  Inhalt  der  gegenwärtigen 
Concessionsutkuode  und  deren  Anhang  modificirt  sind,  und  insolaoge 
bia  an  Stelle  dieser  provisorischen  Regulative  neue,  durch  die  vater- 
ländische Gesetzgebung  zu  schaffende  Gesetze  und  von  der  Regierung 
zu  erlassende  Verordnungen  ins  Leben  treten,  an  welche  sie  sich,  sowie 
an  alle  bis  zu  deren  Einführung  durch  die  UDgarische  Regierung  an 
den  bestehenden  Regulativen  vorzunehmenden  Abänderungen  zu  halten 
und  welchen  sie  sich  unbedingt  zu  unterwerfen  haben. 

Insofern  jedoch  die  Bestimmung* n  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  diese  Regulative  und  Gesetze  im  Verlaufe  des  Baues  dieser 
Eisenbahn  bezüglich  des  Baues  durch  die  Gesetzgebung,  beziehungs- 
weise Regierung  abgeändert  werden  und  infolge  dieser  Abänderungen 
neue  Lasten  für  die  Concessionäre  entstehen  sollten,  wird  denselbeu  eine 
der  Billigkeit  entsprechende  Entschädigung  gewährt  werden. 

§  3. 

Der  Bau  der  Bahn  und  die  Betriebsausrüstung  derselben  wird  auf 
Grund  der  durch  die  Concessionäre  anzufertigenden  und  der  Regierung 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  zu  unterbreitenden  General-  und  Detail- 
projecte  durchgeführt. 

Den  Concessionären  wird  übrigens  sowohl  bei  der  Verfassung  der 
Projecte,  als  auch  bei  der  Bauausführung  hinsichtlich  der  anzuwendenden 
Constructionen  innerhalb  der  durch  diese  Concession  gezogenen  und 
durch  die  Rücksichten  auf  die  Sicherheit  des  Betriebes  gebotenen  Grenzen 
volle  Freiheit  gewährt. 

Die  Regierung  behält  sich  vor,  Aenderungen  in  den  Bauplänen 
vorzunehmen,  inwiefern  solche  auf  Grund  der  technischen  Prüfung  oder 
infolge  der  laut  Bestimmung  des  §  6  der  im  §  2  der  gegenwärtigen 
Concessionsui künde  erwähnten  Ministerialverordnuug  vorzunehmenden 
politischen  Begehung  der  Linie,  oder  infolge  specieller,  während  des 
Baues  vorgenommener  Untersuchungen  im  Interesse  der  Sicherheit  des 
Betriebes  und  des  öffentlichen  Veikehres  und  zur  Sicherung  des  Bestandes 
der  Bahn,  sowie  mit  Rücksicht  auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  sich  als  erforderlich  darstellen  werden,  wodurch  aber  die 
auf  Grund  der  durchgeführten  Vorprüfung  einerseits  und  der  politischen 
Begehung  andererseits  schon  bestimmte  Trace  und  das  Bahnlängenprofil 
keine  Aenderung  erleiden  können. 
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Selbstverständlich  dürfen  hierdurch  die  durch  die  Concession  den 
Concessionären  ertheilten  Rechte  nicht  alterirt  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Detail- 
pläne als  wttnschenswerth  oder  nothwendig  darstellen,  so  muss  zu  solchen 
Abänderungen  die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden. 

§  4. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  und  dem- 
gemäss  die  Grunderwerbung  auf  eine  solche  Fläche  beschränkt  werden, 
welche  für  die  Anlage  einer  eingeleisigen  Bahn  und  der  Ausweichen, 
sowie  auch  der  Stationen  erforderlich  ist. 

Sobald  auf  der  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so  angewachsen 
ist,  dass  die  Bruttoeinnahme  per  Meile  100.000  Gulden  österr.  Währ, 
in  Silber  übersteigt,  so  sind  die  Concesssionäre  auf  Verlangen  der 
Regierung  verpflichtet,  ein  zweites  Geleise  ohne  jede  Entschädigung  zu 
legen.  Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  können  die  Concessionäre  nur 
innerhalb  der  ersten  70  Jahre  der  Concessionsdauer  verhalten  werden; 
in  den  letzten  20  Jahren  sind  sie  zur  Herstellung  des  zweiten  Geleises 
nur  gegen  eine  zu  vereinbarende,  seitens  des  Staates  zu  leistende  Ent- 
schädigung verpflichtet. 

§  5- 

Bei  der  Ausführung  der  Arbeiteu  haben  die  Concessionäre  folgende 
allgemeiue  Vorschriften  zu  befolgen: 

a)  Unterbau. 

Das  Maximalsteigungsverhältniss  wird  auf  1  :  300  festgestellt. 

Die  Krümmungen  auf  der  offenen  Bahn  dürfen  keinen  kleineren 
Halbmesser  als  400  Meter  haben. 

Das  Normalprofil  der  Bahn  ist  bei  Einschnitten  und  Dämmen  so 
anzulegen,  dass  die  Kronenbreite  dort,  wo  die  Schienen  auf  den 
Schwellen  ruhen,  3  3  Meter  beträgt. 

Das  Schotterbett  hat  eine  Dicke  von  0'25  Meter  unter  dem 
Schienenfus8e  und  in  der  Höhe  des  Schienenbusses  eine  Breite  von 
2  8  Meter  zu  erhalten. 

Brücken  und  Durchlässe  können  aus  weichem  Holze  hergestellt 
werden. 

bj  Oberbau. 

Die  Bahn  erhält  die  Spurweite  gleich  den  Bahnen  ersten  Ranges. 

Bezüglich  der  Herstellung  des  Oberbaues  und  der  Lieferung  aller 
Bestandteile  desselben,  sowie  in  Betreff  der  Geleisedispositionen  der 
Stationen  sind  die  Vorschriften  und  Normalpläne  festzuhalten,  welche 
für  die  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommene  Linie  MiskolczBäoreve 
aufgestellt  wurden.  Der  schwebende  Stoss  wird  bewilligt. 
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In  dieser  Beziehung  wird  besonders  erwähnt,  dass  die  Schienen 
nach  dem  leichten  und  kleineren  Normalprofile,  nämlich  per  laufenden 
Wiener  Fuss  15  Zollpfunde  wiegen,  aber  aus  gewalztem  Eisen  hergestellt 
werden  müssen. 

Die  gewöhnlichen  Schwellen  sollen  2  35  Meter  lang  sein,  dürfen 
jedoch,  sowie  auch  die  Wechselschwellen,  aus  weichem  Holze  hergestellt 
werden. 

Alle  für  den  Oberbau  nöthigen  Eisenbahnmaterialien  und  Ober- 
baufabrikate sind  die  Concessionäre  nach  Thunlichkeit  im  Inlande  zu 
beschaffen  verpflichtet. 

c)  Hochbau,  Bahnabschluss,  Signale. 

Die  Ausführung  der  Hochbauten  kann  auf  das  geringste  Maass 
beschränkt  werden. 

Es  wird  im  Allgemeinen  —  mit  Ausnahme  ganz  specieller  Fälle 
—  die  Ausführung  von  höchstens  je  zwei  Wächterhäusern  pro  Bahn- 
meile beansprucht. 

Für  jede  Station  genügt  eine  Wartelocalität.  Zur  Herstellung  von 
Localttäten  für  öffentliche  Zwecke,  als:  für  die  Post,  den  Telegraphen, 
die  Polizei  etc.,  sind  die  Concessionäre  nicht  verpflichtet. 

Waarenmagazine  sind  nur  bei  entsprechendem  Verkehre  zu 
errichten. 

Alle  Gebäude  dürfen  aus  an  Ort  und  Stelle  am  billigsten  zu 
beschaffendem  Materiale,  eventuell  auch  ans  Riegel  wänden,  Luftziegeln 
oder  Pire"  mit  Holzdächern  hergestellt  werden. 

Im  Allgemeinen  sind  Einfriedungen  der  Bahn,  als  welche  auch 
Schutzdämme  angesehen  werden1,  nur  dort  notbwendig,  wo  diese  neben 
Strassen  oder  Ortschaften  geführt  wird. 

Wegschranken  werden  nur  bei  frequenten  Uebergäogen  oder  da 
gefordert,  wo  das  Herannahen  des  Zuges  von  dem  Wegübergange  aus 
nicht  wenigstens  auf  150  Meter  Entfernung  sichtbar  ist. 

Zugschranken  sind  zulässig  und  es  können  von  einem  Standorte 
aus  gleichzeitig  mehrere  Zugschranken  bewegt  werden. 

Bei  Wegübergängen  ohne  Schranken  sollen  fixe,  das  Langsam- 
fahren anzeigende  Scheiben  aufgestellt  werden. 

Die  Concessionäre  sind  zur  Errichtung  eines  Betriebstelegraphen, 
welcher  die  telegraphische  Correspondenz  zwischen  den  Stationen  ver- 
mittelt, verhalten. 

Optische,  akustische  sowie  Glockensignale  sind  entbehrlich. 

Die  Hand-  und  Zugssignale  sind  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften einzurichten. 

d)  Stationen. 

Die  Concessionäre  haben  die  von  der  politischen  Begehungscom- 
mission festgesetzten  Stationen,  ausserdem  die  AnBchlussatation  an  die 
priv.  Staatsbahn  zu  erbauen  und  einzurichten. 
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Ihre  Detailanlage  soll  den  Principien  nach  mit  den  von  der 
Regierung  für  Bahnen  zweiter  Ordnnng  aufgestellten  Typen  überein- 
stimmen. 

Die  Bestimmung  über  die  Ausdehnung  der  Stationen,  sowie  die 
Situirung  und  Ausdehnung  von  Ausweichen  bleibt  den  Concessionären 
überlassen. 

Alle  Stationen  sind  aber  derart  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfs- 
falle vergrößert  werden  können. 

c)  Betriebsmittel. 

Die  Wahl  der  Fahrbetriebsmittel  bleibt  den  Concessionären  unter 
Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  §§  21  und  22  der  im  §  2  ange- 
führten provisorischen  Eisenbahnbetriebsordnung  überlassen. 

Die  grösste  Belastung  einer  Locomotivachse  wird  auf  175  Zoll- 
centner  festgesetzt. 

Locomotive  mit  zwei  Achsen  sind  zulässig. 

Alle  Locomotiven  müssen  mit  amerikanischen  Bahnräumern  ver- 
sehen sein. 

Bei  drei  Vierteltheilen  der  gesammten  Güterwagen  sind  elastische 
Stossballen  nicht  erforderlich,  wohl  aber  für  den  Rest. 

Personenwagen  mit  doppelter  Etage  sind  zulässig. 

Für  die  aus  dem  Auslande  bezogenen  und  für  diese  Bahn 
bestimmten  Materialien  haben  die  Concessionäre  den  Eingangszoll  zu 
entrichten. 

f)  Ausbau  der  Bahn. 

Sobald  auf  der  hier  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so  an- 
wachsen sollte,  dass  durch  längere  Perioden  täglich  mehr  als  fünf 
Züge  in  der  einen  und  fünf  Züge  in  der  anderen  Richtung  verkehren, 
oder  aber,  sobald  die  Concessionäre  Nachtdienst  einrichten  wollen,  so 
sind  sie  verpflichtet,  in  Bezug  auf  Aufnahmsanstalten,  Signale,  Bahn- 
bewachung und  alle  sonstigen,  auf  Einhaltung  eines  regelmässigen 
Verkehres  abzielenden  Maassregeln  die  Bahn  nach  den  für  Hauptbahnen 
bestehenden  Normalien  und  Vorschriften  der  königl.  ungarischen  Staats- 
verwaltung zu  vervollständigen  und  einzurichten  und  alle  diesfalls  von 
der  letzteren  zu  treffenden  Anordnungen  auf  eigene  Kosten  durch- 
zuführen. 

Diese  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  in  den  ersten  70  Jahren 
der  Concessionsdauer  gefordert  werden,  in  den  letzten  20  Jahren  kann 
eine  derartige  Umgestaltung  der  secundären  Bahn  nur  im  Wege  eines 
eigenen  Uebereiukommens  mit  den  Concessionären  seitens  der  Regierung 
gefordert  werden. 

§  6. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  nach  14  Tagen,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  das  Concessionsgesetz  in  Kraft  getreten 
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ist,  eine  Caution  von  fl.  50-000  österr.  Währ,  entweder  in  ungarischen 
Grundentlastungs-,  ungarischen  Eisenbahnanlehens-,  ungarischen  Wein- 
zebent-Ablösungsobligationen,  oder  in  anderen,  vom  ungarischen  Staate 
garantirten  Werthpapieren,  nach  dem  Börsenkurse  gerechnet,  bei  der 
königl.  ungarischen  Centrallandescasse  in  Ofen  zu  hinterlegen. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  binnen  drei  Monaten, 
ebenfalls  vom  Tage  des  Inkrafttretens  des  Concessionsgesetzes  an 
gerechnet,  nachzuweisen,  dass  die  Einzahlung  von  30  Procent  des 
ganzen  Actiencapitals  des  Unternehmens  gesichert  ist. 

Im  Falle  dieser  Nachweis  nicht  geliefert  wird,  ist  die  Concession 
als  erloschen  und  die  Caution  als  verfallen  zu  betrachten. 

Die  erlegte  Caution  wird  den  Concession ären  nach  Inbetrieb- 
setzung der  hier  concessionirten  Bahn  zurückgestellt  werden. 

§  7- 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  das  Detailproject  binnen 
2  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Concessionsgeaetzes  der  Regierung 
vorzulegen,  den  Bau  der  Bahn  binnen  einem  Monate  nach  erfolgter 
Genehmigung  des  Detailpiojectes  zu  beginnen  und  binnen  15  Monaten, 
ebenfalls  von  dem  Genehmigungsdatum  des  Detailprojectes  an  gerechnet, 
den  Bau  zu  vollenden  und  die  Bahn  dem  Verkehre  zu  tibergeben. 

§  8- 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  im  Falle,  als  bezüglich 
der  Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung 
von  Bahnhöfen,  der  Wagenausleihe  und  allen  hiefür  entfallenden  Ent- 
schädigungen zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  ein  Ueberein- 
kommen  nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  die  Bedingungen  eines  solchen 
bestimmen  zu  können. 

§  9- 

Den  Concesaionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  im  Sinne  des  LV.  Gesetzartikels  vom 
Jahre  1868  ertheilt. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postmanipu- 
lanten  im  Sinne  des  §  68  der  laut  VIII.  Artikel  des  Zoll*  und  Handels- 
bündnissses  vom  Jahre  1867  angenommenen  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  unentgeltlich  zu  befördern  und  demgemäee 
wenigstens  einen  Zug  täglich  in  jeder  Richtung  entsprechend  einzurichten. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Hälfte  eines  zweiachsigen 
Gepäckswagens  zur  Beförderung  der  Postsendungen  und  der  Post- 
condueteure  einzurichten,  welcher  in  jeder  Richtung  täglich  mindestens 
einmal  zu  verkehren  hat. 
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Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Postsendungen,  welche 
ohne  Begleitung  der  Postbeamten  oder  Diener  gesendet  werden,  mit 
Ausnahme  der  Werthsenduugen,  kostenfrei  an  die  betreffende  Station 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Sachen  der  Eisenbahngeschäftsführung 
zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder 
zwischen  diesen  letzteren  untereinander  geführt  werden,  dürfen  auf 
der  hier  concessionirten  Bahn  portofrei  befördert  werden. 

§  11- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  auf  ihrem  eigenen  Besitz- 
thume  und  Gebiete  die  Aufstellung  der  Telegraphenleitung  entlang 
der  Bahn  unentgeltlich  zu  gestatten. 

Die  Telegraphendirection  ist  indess  gehalten,  den  Platz  der 
Säulenaufstellung  im  Einverständnisse  mit  den  Concessionären  zu  be- 
stimmen. 

Weitere  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Ueberwachung 
der  aufgestellten  Leitung  durch  ihr  eigenes  Bahnpersonale  ohne  Ent- 
schädigung zu  besorgen. 

Dagegen  werden  die  Concessionäre  berechtigt,  die  Drähte  ihres 
Betriebstelegraphen  auf  den  Staatstelegraphensäulen  anzubringen,  ohne 
dasa  sie  hiefür  was  immer  für  eine  Entschädigung  zu  leisten  ver- 
pflichtet wären. 

Die  Benützung  dieses  Betriebstelegraphen  wird,  wenn  durch  die 
Regierung  in  Betreff  der  Staatsdepescben  keine  separate  Verfügung, 
sowie  hinsichtlich  der  Privattelegramme  ein  Uebereinkommen  nicht 
getroffen  werden  sollte,  ausschliesslich  auf  Mittheilungen  des  Bahn- 
betriebes zu  beschränken  sein,  weshalb  auch  dessen  Benützung  unter 
den  Ein  Auas  und  die  Aufsicht  der  Staatsverwaltung  gestellt  wird. 

§  12. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  auf  der  concessio- 
nirten Bahn  wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österr.  Meile  für  Reisende  per  Person: 

I.  Wagenclasse  36  kr.  in  Silber. 
II.  „  27    „     „  „ 

HI-         n  18   „    „  „ 

Die  Wagen  I.  und  II.  Classe  sind  nach  Art  der  Wagen  II.  Classe 
auf  Hauptbahnen  einzurichten. 

Für  die  III.  Classe  können  derartige  Wagen  verwendet  werden, 
wie  solche  auf  den  Staatsbahnen  für  die  IV.  Classe  vorgeschrieben  sind. 

Das  Gepäcksübergewicht  über  50  Zollpfund  wird  nach  Bruch- 
theilen  von  20  Zollpfund,  das  Eilgut  nach  Brucht heilen  von  10  Zoll- 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Linien. 


► 

481 


pfund  aufwärt«  abgerundet  und  wird  der  Zollcentner  zur  doppelten 
Gebühr  der  III.  Frachtclasse  berechnet. 

Für  Frachtgüter  wird  der  Tarif  per  Zollcentner  und  öeterr. 
Meile  in  der 

I.  Classe  auf  2  kr.  in  Silber, 
7)         v  3     n     n  n 

festgestellt. 

Ausnahmsweise  sind  ganze  Wagenladungen  von  Kohle,  Salz, 
Brenn-  und  Baubolz,  Dünger,  Steinen  und  Ziegeln  per  Zollcentner  und 
Meile  um  156  kr.  österr.  Währ.  Silber  zu  befördern. 

RückHchtlich  der  übrigen  Fahr-  und  Frachtpreise  für  Personen 
und  Güter,  ferner  rücksichtlich  der  Nebengebühren,  der  Classification 
der  Waaren  und  der  sonstigen  Transportsbestimmungen  haben  die 
auf  den  Hauptlinien  der  priv.  Staatseisenbahogesellschaft  geltenden 
Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen. 

Sobald  die  Einnahme  dieser  Bahn  durch  drei  aufeinanderfolgende 
Jahre  eine  8percentige  Verzinsung  des  Aulagecapitals  ergiebt,  ist  die 
Regierung  berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  den  Concessionären  die 
Taiife  entsprechend  zu  ermässigen. 

* 

§  13. 

Den  Concessionären  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Silbermünze  zu  bemessen, 
jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Silbercourses  entfallenden 
Gebühren  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  müssen. 

§  14. 

Die  im  §  12  festgesetzten  Tarife  können  die  Concessionäre  zeit- 
weise herabmindern,  entweder  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne 
Gattungen  von  Gegenständen,  für  die  Länge  der  ganzen  Bahn  oder 
nur  für  einzelne  Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen, 
für  alle  Transportentfernungen  gleichmässig  oder  mit  Zunahme  der- 
selben in  erhöhtem  Masse. 

Die  derart  herabgeminderten  Tarife  können  auf  das  frühere  Ma%«  s 
wieder  erhöbt  werden,  jedoch  erst  nach  deren  dreimonatlicher  An- 
wendung. 

Wenn  ein  Verfrachter  oder  Verladungsunternehmer  unter  be- 
stimmten Bedingungen  einer  Frachtsatzermäsigung  oder  anderer  Begünsti- 
gungen theilhaftig  wird,  so  muss  derselben  jeder  Verfrachter  oder  Unter- 
nehmer, der  dieselben  Bedingungen  annimmt,  theilhaftig  werden,  derart, 
dass  persönliche  Bevorzugung  in  keinem  Falle  platzgreifen  darf. 

Alle  diese  Begünstigungen  dürfen  nicht  in  Form  von  Schein- 
refactien  zugestanden  werden. 

Ol«  tUchUurkanden  der  Ottorr.  Euenbthnen  I.  31 
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§  15. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  in  Fällen  ausserordent- 
licher Thenernng  der  Lebensmittel  im  Iulande  die  Frachtpreise  für 
dieselben  bis  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  für  die  Dauer  der 
Theuerung  herabzumindern. 

§  16. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifen  besorgt 
werden,  nach  dem  zwischen  dem  Kriegsministerium  einerseits  und  der 
österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  andererseits  unterm  10.  De- 
cember  1860  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen 
einen  integrirenden  Bestandteil  dieser  Concessionsurkunde  bilden. 

Die  mit  der  vorgenannten  Gesellschaft  in  Bezug  auf  Militär- 
transporte zu  Stande  gebrachten  oder  zu  Stande  zu  bringenden  und  für 
den  Staat  günstigeren  Uebereinkommen  werden  auch  für  die  hier  con- 
cessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Finanz-,  sowie  auch  auf 
die  Staats-  und  behördliche  Sicherheitswache,  endlich  auf  die  Sträflinge 
Anwendung. 

Die  Concessionäre,  respective  deren  Rechtsnachfolger  verpflichten 
sich  schliesslich,  allen  jenen  Vereinbarungen  beizutreten,  welche  in 
Betreff  der  Organisation  der  Feldeisenbahnabtheilungen  mit  der  k.  k. 
priv.  Südbahn-,  Staatsbahn-,  Theissbahn-  und  ersten  Siebenbtirgor  Eisen- 
bahngesellschaft zu  Stande  gekommen  sind. 

Selbstverständlich  sind  die  auf  die  Militärtransporte  bezüglichen 
Bestimmungen  und  Begünstigungen  auch  für  die  im  Dienste  reisende 
Landwehr  giltig. 

§  17. 

Staatsangestellte,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufriebt  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bahnen  führenden 
Behörden  oder  zur  Wahruug  der  den  Staat  infolge  dieser  Concessiou 
betreffenden  Interessen,  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Bahn  benützen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  der  Behörden  ausweisen,  sind  sammt  ihrem 
Reisegepäcke  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  18. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Bahn  iu  böser  Absicht  ohne 
vorausgegangene  Entrichtung  der  Fahr-  und  sonstigen  Gebühr  benützen, 
oder  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewichtes  der 
Sendung,  oder  auf  sonst  eine  Art  die  Unternehmung  zu  verkürzen 
.suchen,  kann  die  dreifache  Tarifgebühr  erhoben  werdou. 

§  19. 

Die  Concessionäre  sind  ermächtigt,  die  ihnen  hiermit  ertheiltc 
Concession  an  die  k.  k.  nriv.  Staats*  i  eiibalngesellschaft  abzutreten  oder 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Linien. 


483 


mit  Einverständnis«  der  Regierung  auch  Genossen  als  Mitglieder  des 
Unternehmens  aufzunehmen,  welche  sich  an  den  Rechten  und  Ver- 
pflichtungen derselben  gleichmässig  betheiligen. 

Die  Uebertragung  der  ConoeBsiou  an  die  priv.  österreichische  Staatseisen- 
bahngeaellsohaft  erfolgte  mit  allerhöchster  Genehmigung  vom  11.  December  1870. 

§  20. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellscbaft  zu  bilden  und  zur  Aufbiingung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Namen  oder  auf  Ueberbringer  (au  porteur)  lautende  Actieu 
oder  Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den  ungarisch-österr- 
reichischen  und  ausländischen  Börsen  gehandelt  und  ämtlich  notirt 
werden  dürfen. 

In  Prioritätsobligationen  darf  aber  nur  die  Hälfte  des  erforder- 
lichen Anlagecapitals  beschafft  werden. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verpflichtungen  der 
Goncessionäre ;  sie  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Genehmigung  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Landes  mit  der  Gesellschaft  einver- 
ständlich vorzunehmende  Ergänzung  der  Regierung  vorbehalten  bleibt. 

In  die  Statuten  muss  die  Bestimmung  aufgenommen  werden,  dass 
die  Gesellschaft  verpflichtet  ist,  bei  Besetzung  der  Dienststellen  die  in 
Dispnnibilität  befindlichen  Staatsbeamten  und  die  ausgedienten  Unter- 
offiziere sowohl  der  regulären  Armee  als  auch  der  Landwehr,  insofern 
sie  die  nöthige  Qualifikation  besitzen  und  den  Anforderungen  des  auf- 
zustellenden Dieustreglemeuts  entsprechen  können,  mit  Bevorzugung  zu 
berücksichtigen. 

§  21. 

Die  Regierung  ist  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  berechtigt, 
sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie 
die  Betriebseinrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausge- 
führt und  in  gutem  Zustande  erhalten  werde,  und  anzuordnen,  dass 
eintretende  Gebrechen  beseitigt  werden. 

Die  Regierung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  die  Gessbäftsgebarung  und  Bahnverwaltung  zu  prüfen  und  zu 
Uberwachen. 

Als  Entschädigung  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  für  den 
Staat  infolge  der  Ausübung  des  im  Sinne  der  allgemeinen  Gesetze  und 
insbesondere  der  gegenwartigen  Conces-sionsurkuude  der  Regierung  vor- 
behaltenen Oberaufsichtsrechtes  sowohl  während  der  Bauzeit,  als  auch 
nach  Eröffnung  eines  Theiles  oder  der  Gesammtxtrecke  der  concessionirten 
Linie  erwachsen,  haben  die  Concessionäro,  beziehungsweise  ihre  Rechts 
nacbfolger  an  den  Staatsschatz  eine  gewisse  jährliche  Pauschalsumme 
zu  entrichten. 

Die  Höhe  dieser  jährlichen  Pauschalsumme  bestimmt  die  Regierung. 

31* 
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Die  nach  Eröffnung  des  Betriebes  zu  entrichtenden  jährlichen 
Pauschalsummen  für  die  eröffnete  Linie  können  in  die  Betriebsrechnung 
aufgenommen  werden;  die  anderen  fallen  dem  Bau  conto  zu  Last. 

§  22. 

Für  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  wird  während  dreissig 
Jahren  —  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  derselben  gerechnet  —  weder 
Erwerb-  noch  Einkommensteuer,  noch  irgend  eine  andere  statt  dieser 
etwa  einzuführende  Steuer  entrichtet. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  Actien  und  Prioritätsobligatiooen 
erster  Emission,  sowie  die  Interimsscheine  Stempel-  und  gebührenfrei 
ausgegeben  werden. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Umschreibungsgebühr  zugestanden. 

Alle  Verträge,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  ersten  Betriebs- 
einrichtung,  wobei  auch  die  im  Sinne  des  §  19  eintretenden  Falles  aus- 
zustellende Concessionsübertragungsurkunde  mitverstanden  wird,  sind 
Stempel-  und  gebührenfrei. 

§  23. 

Die  Dauer  der  Concession  wird,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  ganzen  Strecke  an  gerechnet,  auf  neunzig  Jahre  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

In  Artikel  2  des  Uobereinkommens'vom  8.  Juni  1882  (unten  sub  d)  ist 
die  Concessionsdauer  bis  Ende  des  Jahre.s^lOGö^festgesetzt. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  in  den  §§  6  und  7  fest- 
gesetzten Termine  für  die  Vorlage  des  Detailprojectes,  für  die  Bau- 
inangriffnahme, für  den  Erlag  der  Caution,  die  Bauvollendung  und  die 
Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Termins- 
überschreitung im  Sinne  des  §  11,  Punkt  6)  der  obcitirten  Eisenbahn- 
concessionsvorschrift  und  namentlich  durch  politische  und  finanzielle 
Krisen  nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 

§  24. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor.  nach  Ablauf  von  dreissig 
Jahren,  von  dem  Inkrafttreten  des  Concessionsgesetzes  an  gerechnet, 
die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösepreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse des  Unternehmens  in  den  der  wirklichen  Einlösung  voran- 
gegangenen sieben  Jahren  beziffert,  von  deren  Summe  das  Reinerträgniss 
der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  geringer  sein 
kann  als  die   71, 2percentigen  Interessen  des  thatsächlich  aufgewendeten 
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Anlagecapitals,  wird  den  Concessionären  als  Jahresrente  bis  zum  Ablaufe 
der  festgesetzten  Concessionsdauer  zu  zahlen  sein. 

Siehe  §  2  des  Uebereinkommens  vom  8.  Joni  1882  (unten  sub  d). 

§  25. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  aber  gegen  Leistung  der  im  Sinne  des  §  24  festgesetzten 
Jahresrente  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  con- 
cessionirten  und  im  guten  Zustande  zu  übergebenden  Bahn;  namentlich 
nimmt  er  in  Besitz  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und 
Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau  und  das  sämmtliche  Zugehör, 
als:  Betriebsmittel,  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  mit  den  Gebäuden 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsorten,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  alle 
inneren  Einrichtungen,  Möbel,  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen. 
Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  im  Falle  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
Reservefonds  und  der  aushaftenden  Activforderungen,  sowie  der  Coaks- 
öfen,  Giessereien,  Maschinen-  oder  anderer  Fabriken,  Schoppen,  Docks 
und  anderer  Gebäude,  zu  deren  Anpchaffung  oder  Herstellung  sie  von 
der  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden  werden. 

§  26. 

Wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Ver- 
letzungen oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Concessionsurkunde  oder 
in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  seitens  der  Concessionäre 
vorkommen  sollten,  so  behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  die 
den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach 
Umständen  die  Concession  noch  vor  Ablauf  ihrer  Dauer  für  erloschen 
zu  erklären. 

§  27. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

12.  Anhang 

zur  Concessions-Urkunde   der  Yalkanr  •  Perjamoser  Locomotlveisenbahn 

11.  Ranges* 

Betriebsvorschriften,  wonach  Abänderungen  der  Bestimmungen  der  im  §  2  der 
Concesaions-Urkunde  angeführten  provisorischen  Eisenbahnbetriebsordnung  für  die 
gegenwärtige  Linie  II.  Ranges  gestattet  werden. 

§  1. 

Der  Zustand  der  Bahn  und  der  Bahngeleise  ist,  insolange  in  beiden 
Riehtongen  nicht  mehr  als  10  Züge  verkehren,  täglich  wenigstens  einmal  durch 
das  Bahnbewachungspersonale  zu  untersuchen. 
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Frequente  Wegübergänge  mit  Fangschienen,  sowie  derartige  Anlagen, 
welche  für  die  verkehrenden  Züge  besonders  gefahrlich  werden  können,  sind  vor 
dem  Passiren  eines  jeden  Zuges  zu  revidiren. 

§  2. 

Mehr  als  ICO  Achsen  sollen  in  keinem  auf  dieser  SecundSrbabn  verkehren- 
den Zuge  gehen;  Züge,  mit  denen  Personen  befördert  werden,  sollen  nicht  mehr 
als  60  Achsen  enthalten. 

Langholz  darf  mit  gemischten  Zügen  befördert  werden,  jedoch  müssen  die 
mit  Langholz  beladenen  Wagen  hinten  angebracht  und  von  den  Personenwagen 
wenigstens  durch  drei  womöglich  beladene  Wagen  getrennt  werden. 

Bezüglich  der  Anzahl  der  Bremsen  und  der  Vertheilung  derselben  in  einem 
Zuge  wird  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  nachträglich 
verfügen. 

§  8. 

Die  fahrordnungsmässige  Geschwindigkeit  der  Züge  auf  der  currenien  Bahn 
wird  durchschnittlich  zwei  Meilen  per  Stunde  betragen.  Die  grösste  zulässige 
Geschwindigkeit  darf  drei  Meilen  per  Stunde  nicht  überschreiten. 

Vor  Wegübergängen  aber,  welche  nicht  mit  Schranken  abgesperrt  sind,  ist 
die  Fahrgeschwindigkeit  derart  zu  massigen,  dass  der  Zug  auf  eine  Länge  von 
100  Meter  zum  Stehen  gebracht  werden  kann. 

§4. 

Das  Schieben  der  Lastzüge  mit  Locomotiven  ist  im  Falle,  als  eine  führende 
Maschine  sich  an  der  Spitze  derselben  befindet,  gestattet,  ebenso  bei  gemischten 
Zügen,  jedoch  darf  im  letzteren  Falle  höchstens  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
ll/2  Meilen  per  Stunde  gefahren  werden. 

In  Nothfällen  und  anf  Bahnhöfen,  sowie  bei  Arbeitszügen  ist  das  Schieben 
der  Züge  —  auch  ohne  dass  sich  eine  führende  Maschine  an  der  Spitze  des 
Zuges  befindet  —  zulässig;  in  solchen  Fällen  darf  aber  auf  der  currenten  Bahn 
nur  mit  einer  Geschwindigkeit  von  einer  Meile  per  Stunde  gefahren  werden,  und 
es  hat  der  an  der  Zugspitze  befindliche  Wagen  von  einem  mit  Signalhorn  ver- 
sehenen Conducteur  besetzt  zu  sein. 

Die  Fahrt  mit  umgekehrter  Locomotive,  d.  h.  mit  dem  Tender  voran,  ist 
auch  bei  den  fahrplanmässigen  Zügen  gestattet. 

§  6. 

Das  telegraphische  Avisiren  der  Abfahrt  eines  Zuges  von  den  End-  und 
Zwischenstationen  ist  so  lange  nicht  erforderlich,  als  auf  der  concessionirten  Bahn 
gleichzeitig  nur  ein  Zug  verkehrt,  also  wenn  keine  Zugskreuzung  oder  kein 
Ueberholen  eines  Zuges  stattfinden  kann. 

Sobald  gleichzeitig  mehr  als  ein  Zug  verkehrt,  müssen  die  Zugsabfahrten 
zwischen  den  Stationen  telegraphisch  avisirt  werden. 

§  6. 

Den  Concossionären  wird  gestattet,  die  Ausgabe  von  Personen-  und  Reise- 
gepHckskartcn  in  den  Zügen  selbst  —  nicht  in  den  Aufnahmsstationen  —  ein- 
richten zu  lassen,  sowie  überhaupt  jede  zweckdienliche  Vereinfachung  des  Fxpeditions- 
dienstes  durchzuführen,  woduich  jedoch  die  Betriebssicherheit  nicht  gefährdet 
werden  d«rf. 
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13.  Concessionsnrkunde  vom  17.  April  1888 

bezüglich  der  Perjamos-Yarjaser  Loealbahn  mit  LocomotiTbetrieb. 

Die  von  Perjämos  bis  Varjas  zu  führende  Loealbahn  mit  Loco- 
motivbetrieb  genehmigt  das  köoigl.  ungarische  Ministerium  auf  Grund 
des  §  1  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  und  infolge  Aller- 
höchster Entschliessuug  Seiner  kaisl.  und  königl.  Apostolischen  Majestät 
de  dato  Wien  am  10.  April  1888  unter  nachstehenden  Bedingungen, 
und  zwar: 

§  1. 

Kraft  dieser  Urkunde  erhält  die  priv.  österreichisch-ungarische 
Staatseisenbahngesellschaft  die  Concession  und  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, die  als  Fortsetzung  ihrer  Valkany-Perjamoser  Secund&rlinie 
bis  Varjas  zu  führende  Loealbahn  mit  Locomotivbetrieb  unter  nach- 
stehenden Bedingungen  zu  erbauen  und  dieselbe  während  der  Dauer 
der  Wirksamkeit  der  vorstehenden  Concessionsurkunde  ununterbrochen  in 
Betrieb  zu  halten. 

Die  Eröffnung  dieser  Bahn  fand  am  24.  October  1888  statt. 

§  2. 

Dem  genannten  Concessionär  werden  im  Sinne  der  vorstehenden 
Concessionsurkunde  alle  jene  Rechte  und  Begünstigungen  zugesichert, 
welche  der  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880  und  der  über  die 
Modificirung  und  Ergänzung  desselben  lautende  Gesetzartikel  IV  vom 
Jahre  1888  für  die  Localbahnen  festsetzen;  dagegen  unterwirft  sich  der 
Concessionär  unbedingt  jenen  Bestimmungen  des  soeben  erwähnten 
Gesetzartikels,  welche  ihm  als  Concessionär  Verpflichtungen  auferlegen. 

Der  Concessionär  ist  weiters  verpflichtet,  sich  strenge  zu  halten: 

a)  an  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsurkunde; 

b)  an  die  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
munication  am  20.  April  1868  unter  Zahl  4973  mit  Genehmigung 
des  Reichstages  erlassene  provisorische  Eisenbahnconcessions- 
vorschrift,  sowie  an  die  im  Artikel  VIII  des  mit  dem  Gesetz- 
artikel XX  vom  Jahre  1878  inarticulirten  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses angenommene  Eisenbahnbetriebsordnung  und  an  das 
Betriebsreglement  insoweit,  als  dieselben  infolge  der  in  der  vor- 
stehenden Concessionsurkunde  festgestellten  einzelnen  Bestimmungen 
und  der  auf  den  Verkehrsdienst  der  Localbahnen  bezüglichen 
Grundzüge  der  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  am  1.  August  1883  erlassenen  Vorschriften 
keine  Aenderung  erlitten  haben,  und  endlich 

e)  an  alle  sonstigen  bereits  in  Wirksamkeit  bestehenden  oder  später 
zu  schaffenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instructionen  und  Ver- 
ordnungen. 
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§  3. 

Für  den  Bau  der  Balm  und  die  Einrichtung  des  Betriebes  sind 
die  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
unter  Einem  hinausgegebenen  und  den  ergänzenden  Theil  dieser  Con- 
cessionsurkunde  bildenden  Baubedingungen  maassgebend  und  bleibt  dem 
genannten  Ministerium  das  Recht  vorbehalten,  von  diesen  Baubedingungen 
in  einzelnen  Ausnahmsfällen  Abweichungen  gestatten  zu  können. 

§  4. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften angefertigten  Detailpläne  in  solcher  Zeit  in  zwei  Exemplaren 
dem  Ministerium  für.  öffentliche  Arbeiten  und  Commuoication  zu  unter- 
breiten, dass  dieselben  mit  Rücksicht  auf  den  für  die  Ausführung  weiter 
unten  festgesetzten  Termin  durch  das  Ministerium  zur  gehörigen  Zeit 
geprüft  und  genehmigt  werden  können. 

Die  Folgen  der  Verzögerung  fallen  allein  nur  dem  Concessionär 
zur  Last. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  lässt 
mit  Rücksicht  auf  die  in  der  vorstehenden  Ooncessionsurkunde  und 
in  den,  einen  ergänzenden  Theil  derselben  bildenden  Baubedingungen, 
oder  in  dem  über  die  Concessionsverhandlung  am  1.  Februar  1888  auf- 
genommenen Protokolle  enthaltenen  Bestimmungen,  desgleichen  mit 
Rücksicht  auf  die  Anforderungen  des  Betriebes  die  vorgelegten  Pläne 
tiberprüfen,  und  inwieweit  sich  von  den  erwähnten  Gesichtspunkten 
keine  Bemerkung  ergeben  sollte,  genehmigt  es  die  Pläne  und  ertheilt, 
wenn  auch  sonstigen  gesetzlichen  Anordnungen  Genüge  geleistet  wurde, 
die  Baubewilligung,  wobei  die  dritten  Personeu  uach  dem  Gesetz- 
artikel XLI  vom  Jahre  1831  zustehenden  Rechte  uuberührt  gelassen 
werden. 

Der  Concessionär  ist  mit  Ausschluss  aller  Schadenersatz-  oder 
sonstigen  Ansprüche  verpflichtet,  die  durch  das  Ministerium  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  während  des  Baues  der  Bahn  oder 
wann  immer  auch  nachher  aus  oben  erwähnten  Rücksichten  und  auf 
Grundlage  derselben  gewünschten  und  wenn  auch  von  den  vorher 
genehmigten  Plänen  abweichenden  Modificirungen  und  Ergänzungen  durch- 
zuführen. 

Hingegen  hat  der  Concessionär  zu  der  durch  ihn  aus  welcher 
Rücksicht  immer  gewünschten  Abänderung  der  durch  das  Ministerium 
für  Öffentliche  Arbeiten  und  Communication  bereits  genehmigten  Pläne 
die  Genehmigung  des  genannten  Ministeriums  stets  vorher  zu  erwirken. 

Den  Bau  der  Bahn  hat  der  Concessionär,  vom  Tage  des  Datums 
der  Ooncessionsurkunde  gerechnet,  binnen  einem  Jahre  zu  vollenden 
und  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 
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§  5. 

Zum  Zwecke  des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn  wird  gemäss 
des  Gesetzartikels  XLI  vom  Jahre  1881  das  Enteignungsrecht  hiermit 
bewilligt. 

§  6. 

Wenn  in  Sachen  des  Anschlusses  anderer  Bahnen,  der  gemein- 
samen oder  Mitbenützung  (Pdagerecht)  von  Stationen  oder  einzelner 
Anschlussstrecken,  der  Wagenentlehnung  und  aller  hiefür  entfallenden 
Entschädigungen  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen  ein 
Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  so  wird  die  Bedin- 
gungen des  dieöbezüglich  zu  schliessenden  Uebereinkommens,  bindend 
für  die  botheiligten  Parteien,  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  feststellen. 

§  7. 

Das  zum  Baue  der  concessionirten  Bahn  und  zur  entsprechenden 
Einrichtung  des  Betriebes  nöthige  factische  Capital  wird  mit  fl.  165.000 
österr.  Währ.,  sage  EinhundertsechzigfUnf  Tausend  Gulden  festgesetzt, 
von  welchem  Capitale  der  Concessionär  zur  Anschaffung  von  Verkehrs- 
mitteln fl.  15.000  österr.  Währ,  zu  verwenden  hat. 

Im  Kähmen  des  oben  ziffermässig  festgesetzten  Betrages  des 
factischen  Capitales  jedoch  werden  bezüglich  der  reebnungsmässigen 
Nach  Weisung  des  Investitionscapitales  die  im  Artikel  II  des  am  8.  Juni 
1882  geschlossenen  und  mit  dem  Gesetzartikel  XLV  desselben  Jahres 
inarticulirten  Vertrages  enthaltenen  Bestimmungen  auch  für  die  gegen- 
wärtig concessionirte  Linie  klar  und  deutlich  aufrecht  erhalten,  wobei 
bemerkt  wird,  dass  in  das  Baucapital  dieser  Linie  unter  dem  Titel 
„Centraidienst,  Bauleitung  und  Bauaufsicht,  Vor-  und  Bauproject,  sowie 
Allgemeine  Verwaltung"  kein  höherer  Kostenbetrag  als  7*5  Procent  des 
factischen  Baucapitales,  unter  dem  Titel:  „Intercalarzinsen"  aber  kein 
höherer  Kostenbetrag  als  die  von  der  Ertheilung  der  Baubewilligung 
bis  zur  Eröffnung  gerechneten,  auf  die  factische  Bauzeit  entfallenden 
5  Procent  der  Hälfte  des  nachgewiesenen  Baucapitales  eingestellt 
werden  dar! 

§  8. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionärin  wird  erwächtigt,  ihr  In- 
vestitionscapital  bis  zur  Höhe  einer  5  2  Procent  entsprechenden  Annuität 
(Jahresrente)  des  im  vorhergehenden  Paragraphe  festgestellten,  bezie- 
hungsweise festzustellenden  Baucapitales  zu  erhöhen,  wobei  bemerkt 
wird,  dass  die  eventuellen  Baubeiträge  der  Interessenten  vom  Inve- 
stitionscapitale  in  Abzug  zu  bringen  sind. 
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§  9. 

Der  Concessionär  ißt  verpflichtet,  die  Verkehrsmittel,  die  Schienen 
und  sonstigen  beim  Baue  und  Betriebe  zu  verwendenden  Materialien, 
inwieftrne  er  die  Beschaffung  derselben  aus  seinen  eigenen  Fabriken 
nicht  bewerkstelligen  könnte,  jedenfalls  im  Inlande  zu  beschaffen,  und 
kann  eine  Ausnahme  dieser  Anordnung  nur  auf  Grund  einer  von  Fall 
zu  Fall  vom  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
vorher  einzuholenden  Bewilligung  platzgreifen. 

§  10. 

Die  technische  Collaudirung  der  Bahn  ordnet  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communication  an. 

Inwieferne  es  die  Witterurigsverhältnisse  gestatten,  wird  die 
technische  Collaudirung  der  Bahn  nach  gänzlicher  Beendigung  der 
Bauarbeiten  und  nach  erfolgter  Vorlage  der  Collaudiiungspläne  Über 
Ansuchen  des  Concessionärs  sofort  angeordnet  werden. 

§  IL 

Die  Fahr-  und  Frachtgebuhren  werden  für  die  concessionirte 
Bahn  wie  folgt  bemessen: 

a)  Der  höchste  Tarifsatz  betrögt  per  Person  und  Kilometer: 

in  der     I.  Classe  4  75  kr.  österr.  Währ,  in  Silber, 
n    n      11      »      356    n       n  nun 

Die  Waggons   I.   und  II.  Classe  können  gleich   den  auf  den 
Bahnen    ersten    Ranges    verwendeten  Wagen    II.    Classe  einge 
richtet  werden. 

b)  Bei  Reisegepäck  kann  das  ganze  per  Billet  25  Kilogramm  über- 
schreitende Mehrgewicht  auf  Gewichtssätze  von  10  Kilogramm,  das 
Eilgut  hingegen  auf  Gewichtssätze  von  5  Kilogramm  abgerundet 
werden. 

Nach  jeden  10  Kilogramm  Gepäckstibergewicht  kann  per  Kilo- 
meter 0  211  kr.,  für  100  Kilogramm  Eilgut  hingegen  211  kr.  in 
Silber  gerechnet  werden. 

c)  Der  höchste  Tarifsatz,  welcher  beim  Gütertransport  in  Anwendung 
kommen  kann,  beträgt  per  Kilometer  und  100  Kilogramm  in  der 
I.  Sttickgüterclasse  0'79  Kreuzer,  in  der  II.  ermässigten  Stück- 
güterclasse  0'53  Kreuzer,  und  für  sperrige  Güter  1*06  Kreuzer  in 
Silber. 

Steinkohlen,  Eisenstein,  Salz,  Brenn-  und  Bauholz,  Dünger, 
Steine,  Kalk  und  Ziegel  sind  in  vollen  Wagenladungen  per  Kilometer 
und  100  Kilogramm  zu  einem  Frachtsatze  von  höchstens  0*41  Kreuzer 
zu  befördern. 
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Für  sonstige,  in  Wagenladungen  zur  Aufgabe  gelangende  Güter 
gilt  als  Maximaltarifsatz  der  obige  Satz  der  ermäßigten  Stückgüterclasse. 

Hinsichtlich  der  Classification  der  Güter  und  der  übrigen  Trans- 
portsbestimmungen ,  sowie  der  Manipulations-  und  Nebengebühren  und 
endlich  anch  der  Frachttaxen  für  Leichen.  Equipagen,  lebende  Thiere, 
Separatzüge  etc.  sind  die  auf  der  Linie  Valkany-Perjamos  bestehenden 
Bestimmungen  und  Normen  anzuwenden. 

Sobald  das  Reiuerträgniss  der  concesBionirten  Bahn  durch  drei 
aufeinanderfolgende  Jahre  7  Procent  des  im  obigen  §  7  festgestellten 
Bau-  und  Einrichtungscapitales  überschreitet,  wird  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communication  berechtigt  sein,  nnter  Einver- 
nahme des  Concesaionfirs  die  Tarife  entsprechend  herabzusetzen. 

Falls  die  Legislative  die  Tarifangelegenheit  bezüglich  sämmtlicher 
vaterländischen  Bahnen  regeln  sollte,  wird  diese  Regelung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Conce<>8ioosurkunde  auch 
für  die  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

§  12. 

Die  im  Sinne  der  vorgehenden  Paragraphen  festgesetzten  Tarif- 
sätze können  durch  den  Concessionär  zeitweilig,  im  Ganzen,  oder  nur 
auf  einzelne  Gattungen  der  Gegenstände,  in  einer  oder  in  beiden 
Richtungen  der  Bahn,  auf  alle  Transportentfernungen  gleichmässig  oder 
mit  der  Zunahme  der  Entfernung  in  steigendem  Masse  herabgesetzt 
werden. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarifsätze  können  zwar  auf  das 
frühere  Mass  wieder  erhöht  werden,  doch  tritt  diese  Erhöbung  erst, 
vom  Tage  der  vorschriftsmässigen  Veröffentlichung  gerechnet,  binnen 
drei  Monaten  in  Wirksamkeit. 

Jede  Transportbegünstigung  ist  im  Sinne  der  bestehenden  Vor- 
schriften vorher  kundzumachen,  und  ist  dieselbe  auf  Grund  derselben 
Bedingungen  Jedermann  gleichmässig  zu  gewähren. 

§  13. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen  Ver- 
teuerung der  Lebensmittel  steht  dem  Ministerium  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication  das  Recht  zu,  die  Frachtgebübren  der- 
selben für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  der  concessions- 
urkundlichen  Maximalfrachtsätze  herabzusetzen. 

§  U. 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  zu  herabgesetzten  Tarif- 
sätzen zu  befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  am  15.  September  1877 
einerseits  zwischen  dem  gemeinsamen  kaiserl.  und  königl.  Kriegaminister 
und  dem  königl.  ungarischen  fendesvertheidigungsminister,  andererseits 
den  Eisenbahnverwaltungen  abgeschlossenen  Uebereiokommens,  beziehungs- 
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weise  des  am  1»  Jänner  1878  in  Wirksamkeit  getretenen  Militärtrans- 
porttarifea  und  dessen  Anhanges. 

Die  bezüglich  des  Militärtransportes  zu  Stande  gekommenen  oder 
zu  Stande  kommenden  und  ftir  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen 
werden  auch  für  diese  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Die  obigen  Bestimmungen  haben  ferner  auch  hinsichtlich  der 
Beförderung  der  Finanz-  und  Sicherheitswacborgane  und  endlich  der 
Sträflinge  in  Anwendung  zu  komuieo. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  der  auf  Militftrtransporte 
bezüglichen  Vorschrift  und  den  in  derselben  enthaltenen  Vereinbarungen 
und  Uebereinkornmen  zu  fügen,  durch  welche  die  Beschaffung  und 
Bereithaltung  der  zum  Transporte  nöthigen  Ausrüstungsgegenstände,  die 
BeistelluQg  der  Verkehrsmittel  und  des  Betriebspersonales  die  gegen- 
seitige Aushilfe  mit  Verkehrsmitteln  und  Betriebspersouale  und  die 
Benützung  der  zu  Militärsanitätszwecken  eingerichteten  Eisenbahnwagen 
geregelt  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  sich  auch  jenen  Bestim- 
mungen und  Dienstvorschriften  zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Feld- 
eisenbahnabtheilungen und  deren  Verwendung  in  Friedenszeiten  zu 
Neubauten  oder  Erhaltungsarbeiten  vom  gemeinsamen  kaiserl.  und 
königl.  Kriegsministerium  erlassen  wurden  oder  festgestellt  werden. 

Im  Kriegs-  oder  Mobilisirungsfalle  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
die  Urlauber  und  Reservisten  auf  Grund  der  vorschriftsmässigen  Legiti- 
mationen von  der  ihrem  Wohnorte  zunächst  gelegenen  Station  bis  zu 
der  ihrem  Bestimmungsorte  nächst  liegenden  Station,  unter  Anwendung 
des  herabgesetzten  Miiitärtarifes  zu  befördern. 

Obige  auf  den  Militärtransport  bezüglichen  Bestimmungen  sind 
selbstverständlich  auch  für  die  im  Dienste  reisende  königl.  ungarische 
Landwehr  und  jene  Truppen  giltig,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

Schliesslich  hat  sich  der  Cjncessiouär  unbedingt  jenen  Bestim- 
mungen zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Austeilung  der  ausgedienten 
Unter officiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine  und  der  Honvöls  im  §  38 
des  Gesetzartikels  XL  vom  Jahre  1868  und  im  Gesetzartikel  II  vom 
Jahre  1873  festgesetzt  sind. 

§  15. 

Staatsorgane,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  überwachenden  Behörden, 
oder  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  auf  Grund  dieser  Concessions- 
urkunde  oder  zu  Gefällszwecken  die  Bahn  benützen  und  sich  mit  dem 
Auftrage  der  competenten  Behörde  ausweisen,  sind  sammt  ihrem  Reise- 
gepäck unentgeltlich  zu  befördern. 
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§  16. 

Hinsichtlich  der  die  königl.  Post  betreffenden  Verfügungen  haben 
auch  für  die  gegenwärtig  concessionirte  Linie  die  im  §  10  der  mit 
dem  Gesetzartikel  XXVII  vom  Jahre  1870  inarticulirten  Concessions- 
urkunde  der  Valkany-Perjamoser  Eisenbahn  Giltigkeit. 

§  17. 

Den  Bau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  uötbigen 
Betriebstelegraphenleitungen  bis  zu  dem  an  den  Aufnahmsgebäuden 
und  eventuell  an  den  Wächterhäusern  der  Bahn  anzubringenden  letzten 
Isolator,  sowie  bis  zu  den  drehbaren  Distanzsignalapparaten,  wird,  auf 
Grund  eines,  bezüglich  der  Details  mit  dem  Concessionär  unter  Genehmi- 
gung des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  zu 
treffenden  Uebereinkommens,  die  betreffende  königl.  BezirkstelegTaphen- 
direction  ausführen  lassen. 

Der  Concessionär  it-t  demnach  verpflichtet,  das  Ersuchen  um 
Anordnung  des  Telegraphenbaues  und  Feststellung  des  obbezeichneten 
Uebereinkommens  au  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  solchergestalt  rechtzeitig  zu  stellen,  auf  dass  zur  Be- 
schaffung der  für  den  Telegraphenbau  nöthigen  Materialien  und  zur 
Fertigstellung  der  Telegrapheobauten  bis  zur  Eröffnung  der  Bahn 
genügend  Zeit  bleibe. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet  zu  gestatten,  dasa  die  Säulen 
der  zu  errichtenden  Telegraphenleitung  auf  dem  der  Bahn  gehörigen 
Grunde  aufgestellt  werden,  ohne  dasa  der  Concessionär  für  das  in 
Anspruch  genommene  Terrain  gegenwärtig  oder  in  Zukunft  eine  Ent- 
schädigung verlangen  könnte. 

Die  Stellen  der  Telegraphensäulen,  sowie  anderer  Befestigungs- 
punkte der  Telegraphenleitung  sind  durch  den  Concessionär  und  die 
Bauorgane  der  betreffenden  königlichen  Bezirkstelegraphendirection  ein- 
verständlich und  derart  zu  bestimmen,  dasa  durch  dieselben  weder  der 
Eisenbahnbetrieb,  noch  die  Sicherheit  des  Betriebspersonales  gefährdet  sei. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  als  gleichzeitig 
mit  der  Betriebstelegraphenleitung  eine  Staatstelegraphenleitung  nicht 
erbaut  werden  sollte,  den  Gesammtpreis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Telegraphenbaumaterialien  und  die  gesammten  Telegraphen- 
baukosten, falls  jedoch  gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleitung 
erbaut  würde,  den  Preis  der  Materialien  der  Betriebsleitung  und  den 
auf  die  Herstellung  der  Betriebsleitung  verwendeten  verhältnissmässigen 
Theil  der  Gesammtbaukosten  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  zu  ersetzen. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  über  Ver- 
langen dea  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
die  für  die  im  vorigen  Punkte  erwähnten  Telegraphen  bauten  erforder- 
lichen Beträge  bis   zur  nachträglichen  Verrechnung  zinsenfrei  vorzu- 
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8chies6en  und  die  Telegraphensäulen  und  die  sämmtlichen  übrigen 
Telegraphenbaumaterialien  längs  der  zu  erbauenden  Bahn  in  der  von 
der  betreffenden  königlichen  Bezirkstelegraphendirection  zu  bestim- 
menden Weise  und  Zeit  auf  dem  bereits  gelegten  Eisenbahngeleise  auf 
eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Bei  Uebergabe  der  Betriebsleitungen  übergeht  der  gesammte 
Inventarstand  der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  erbauten  Betriebs- 
leitungen in  den  Besitz  des  Concessionärs. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  ist 
jedoch  berechtigt,  an  den  längs  der  Bahn  bestehenden  Telegraphen- 
säulen wann  immer  Staatstelegraphenleitungen  anzubringen,  und  über- 
gehen die  Telegrapheusäulen  sodann,  mit  der  Verpflichtung  zur  Er- 
haltung auf  Staatskosten,  unentgeltlich  in  das  Eigebthum  des  unga- 
rischen Staates. 

Die  Eisenbahnbetriebstelegraphenleitungen  kann  der  Conce6sionär 
unter  der  üblichen  Controle  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten 
uud  Communication  ausschliesslich  nur  für  jene  Telegramme  bentitzen, 
-welche  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direction 
und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  den  letzteren  unter- 
einander gewechselt  werden. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  ist 
jedoch  berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Bahnverwaltung  die  Be- 
nützung dieser  Betriebsleitungen,  soweit  dies  der  Betriebsverkehr 
gestattet,  zur  Weiterbeförderung  sowohl  von  Staats-  als  auch  Privat- 
depeschen unter  üblicher  Controle  zu  verlangen  und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die 
Vertheiluug  der  Telegraphengebühren  zwischen  dem  Concessionär  und 
dem  ungarischen  Staate  durch  ein  besonderes  Uebereinkommen  ge- 
regelt werden. 

Ebenso  werden  in  einem  speciellen  Uebereinkommen  zwischen 
dem  Concessionär  und  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  auch  jene  Bedingungen  festgestellt,  welche  die  Ueber- 
wachung  und  Erhaltung  der  neben  der  Bahn  erbauten  Telegraphen- 
leitungen und  die  an  denselben  etwa  später  über  Verlangen  der  Bahn- 
verwaltung vorzuuehmenden  Aenderungen  oder  Umleguugen  und  über- 
haupt alle  jene  Telegraphenangelegenheiten  betreffen,  welche  durch 
die  obigen  Punkte  noch  nicht  geregelt  sind. 

§  18. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  gegenwärtig  concessionirten  Linie 
sich  derait  steigert,  dass  die  Einführung  des  Nachtdienstes  wünschens- 
wert oder  notbwendig  erscheint,  wird  der  Concessionär  verpflichtet 
sein,  auf  eigene  Kosten  alle  jene  Errichtungen  zu  bewerkstelligen 
und  alle  jene  Sicheiheilsmaassregeln  zu  treffen,  welche  d<  n  bestehenden 
Vorschriften  und  Instructionen  gemäss  notbwendig  sind  und  beziehuugs- 
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weise,  welche  seitens  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  nnd 
Communication,  mit  Berufung  auf  jene  Vorschriften,  werden  verlangt 
werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  Über  Anordnung  des 
Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication,  ohne  jede 
Entschädigung  ein  zweites  Geleise  in  dem  Falle  zu  bauen,  wenn  auf 
der  concessionirten  Linie  die  jährliche  Bruttoeinnahme  per  Kilometer 
öaterr.  Währ.  fl.  14.000  tiberschreitet. 

§  19. 

Gegenwärtige  Concession  erlischt  in  der  im  Schlusspunkte  des 
Artikels  II  des  zwischen  der  königl.  ungarischen  Regierung  und  der 
Gesellschaft  am  8.  Juni  1882  geschlossenen  und  mit  dem  Gesetz- 
artikel XLV  vom  Jahre  1882  inarticulirten  Vertrages  festgesetzten 
Frist,  d.  h.  Ende  des  Jahres  1965. 

Desgleichen  sind  bezüglich  des  Zeitpunktes  des  Einlöuingsrechtes 
des  Staates  und  der  Modalitäten  der  Berechnung  des  Einlösungspreises 
—  unter  Aufrechterhaltung  der  im  §  2  des  Gesetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1880,  beziehungsweise  im  §  2  des  Gesetzartikels  IV  vom  Jahre 
1888  enthaltenen  Bestimmungen  —  die  im  Artikel  II  des  erwähnten 
Vertrages  enthaltenen  Bestimmungen  auch  auf  die  gegenwärtig  conces- 
sionirte  Bahn  anzuwenden. 

§  20. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  unentgeltlich,  im 
letzteren  Falle  gegen  Zahlung  der  im  Sinne  des  obigen  §  19  be- 
stimmten Jahresrente,  oder  eventuell  gegen  Zahlung  des  auf  Grund 
des  §  2  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880,  beziehungsweise 
des  §  2  des  Gesetzartikels  IV  vom  Jahre  1888  festzusetzenden  Ab- 
lösungsbetrages  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Nutzgenuss  der  conces- 
sionirten und  in  gutem  Zustande  zu  tibergebenden  Bahn;  insbesondere 
nimmt  der  Staat  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und 
Kunstarbeiten,  den  Ober-  und  Unterbau  mit  allem  Zugehör,  als:  den 
Verkehrsmitteln,  Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen,  sammt  den  zum 
Bahnbetriebe  gehörigen  Gebäuden,  Wächter-  und  Aufseherhäusern  auf 
den  Abfahrts-  und  Ankunftsstellen,  allen  Einrichtungen,  Mobilien  und 
Immobilien  in  Besitz;  hingegen  behalten  der  Concessionär  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  den  aus  den  Ertrügnissüberschtissen  während  des  von 
ihnen  geführten  Betriebes  gebildeten  etwaigen  Reservefonds  und  die  aushaf- 
tenden Activforderungen,  sowie  jene  Baulichkeiteu,  zu  deren  Erwerbung 
oder  Herstellung  sie  durch  die  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beifügen  ermächtigt  wurden,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn 
bilden  werden. 
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§  21. 

Ueber  die  gegenwärtig  concessionirte  Linie  werden  separirte 
Rechnungen  insolange  nicht  zu  führen  sein,  als  die  Steuerfreiheit  der 
Linie  Valkany-Perjamos  dauert;  für  den  Fall  jedoch,  als  die  Gesell- 
schaft als  Concessionär  die  im  §  6  des  Gesetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1880  erwähnte  Transportssteuerfreiheit  in  Anspruch  nehmen 
sollte,  sind  die  Einnahmen  auch  für  die  gegenwärtig  concessionirte 
Linie  separirt  nachzuweisen. 

Mit  Ablauf  der  Steuerfreiheit  der  Linie  Valkany-Perjamos  wird 
die  Art  und  Weise  der  Separirung  der  Hechnungen  dnrch  das 
Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  festgestellt 
werden. 

§  22. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
ist  hinsichtlich  der  Wahrung  der  Staatsinteressen  berechtigt,  sich  so- 
wohl von  dem  Baue  der  Bahn,  als  auch  von  der  entsprechenden  Aus- 
rüstung des  Betriebes  und  der  fortwährenden  guten  Instandhaltung 
iu  jeder  Beziehung  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen  und  den  Auftrag 
zu  geben,  dass  die  sich  zeigenden  Mängel  behoben  werden. 

Insbesondere  wird  dem  genannten  Ministerium  das  Recht  vorbe- 
halten, nach  Masagabe  der  Zunahme  des  Verkehres  den  Concessionär 
zur  zeitweisen  Vermehrung  der  Verkehrsmittel  verhalten  zu  können. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  hat 
ferner  das  Recht,  durch  das  seinerseits  delegirte  Organ  die  Geschäfts- 
führung und  die  Bahnverwaltung  zu  prüfen  und  zu  controliren. 

§  23. 

Dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  steht 
das  Recht  zu,  den  Concessionär  zur  Erfüllung  seiner  in  der  gegen- 
wärtigen Concessionsurkunde  und  in  den  deren  ergänzenden  Theil 
bildenden  Urkunden  festgestellten  Verpflichtungen,  desgleichen  der  auf 
Grund  der  den  Concessionär  bindenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instruc- 
tionen etc.  durch  die  Regierung  erlassenen  Verordnungen,  durch  Auf- 
erlegung von  Geldstrafen  von  öaterr.  Währ.  fl.  100  bis  zu  österT.  Währ, 
fl.  10.000  zu  verhalten. 

Die  auferlegte  und  bis  zu  der,  durch  das  Ministerium  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  bestimmten  Präcluaivfrist  durch  den 
Conceasionär  nicht  erlegte  Geldstrafe,  wird  aus  irgend  welchem  Besitze 
der  Bahn  oder  aus  deren  Einkommen  im  einfachen  administrativen 
Wege  hereingebracht  werden. 

Wenn  eine  Verletzung  der  auf  der  Concessionsurkunde  oder 
sonstigen  gesetzlichen  Beatimmungen  und  Anordnungen  basirenden  Ver- 
pflichtungen seitens  des  Concessionärs  wiederholt  vorkommen,  uud  eine 
andere  Ahndungsverfügung  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate  führen, 
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sollte,  desgleichen  wenn  die  im  obigen  §  3  festgesetzten  Termine  be- 
züglich der  Vorlage  der  Pläne,  der  Bauvollendung,  beziehungsweise 
bezüglich  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingebalten  würden  und 
die  Unterlassung  des  Einhaltens  dieser  Termine  im  Sinne  des 
Punktes  b  des  §  11  der  öfters  angeführten  Eisenbahnconcessionirungs- 
Vorschrift,  namentlich  aber  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen 
nicht  gerechtfertigt  werden  könnte,  so  kann  das  Ministerium  für  Öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  die  vorstehende  Concessionsurkunde 
wann  immer  ausser  Kraft  setzen,  ohne  dass  der  Concessionär  —  her- 
vorgehend aus  dieser  Bestimmung  —  dem  Staate  gegenüber  mit  irgend 
einem  Schadenersatzansprüche  auftreten  könnte. 

Die  Entscheidung  darüber,  welcherlei  Verfügungen  im  Falle  des 
Ausserkraftsetzens  der  Concession  im  Interesse  der  Fortsetzung  des 
Bahnbaues  und  beziehungsweise  sowohl  in  diesem,  als  auch  in  jenem 
Falle,  wenn  der  Concessionär  den  Betrieb  der  Bahn  unterbrechen 
würde,  im  Interesse  der  Weiterführung  des  Betriebes  zu  treffen  sind, 
steht  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  zu, 
und  ist  es  selbstverständlich,  dass  bezüglich  der  infolge  dieser  Verfügungen 
sich  ergebenden  Kosten,  Schäden  und  Gefahren  ausschliesslich  der 
Concessionär  Gewähr  zu  leisten  haben  wird. 

§  24. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession,  sowie  der 
einen  ergänzenden  Toeil  derselben  bildenden  Urkunden  unterliegen 
einer  nur  mit  österr.  Währ.  fl.  1  bemessenen  Stempelgebühr. 

Budapest,  am  17.  April  1888. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Gabriel  Baross  m.  p. 

königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication. 


14.  Bediiignissc 

bezüglich  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  der  Localbahu  «Perjnmos- 

Varjas"  mit  Locomotivbetrieb. 

I. 

- 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  PerjÄmos  bis  Varjas   zu   führende  Eisenbahn  ist  als  eine  normal- 
sjmrige  Localbahn  mit  Locomotivbetrieb  im  Sinne  des  g  3  der  Concessionsurkunde 
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vom  17.  April  1888  auf  Grund  der  durch  das  königl.  ungarisehe  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communieation  vorher  zu  genehmigenden  Pläne  und  nacn 
den  folgenden  Detailbestimraungen  auszubauen  und  derart  einzurichten,  dass  die 
Züge  auf  der  ausgebauten  Bahn  mit  der  Maximalgeschwindigkeit  von  30  Kilometer 
per  Stunde  verkehren  können. 

Der  Concessiou&r  ist  verpflichtet,  die  auf  die  Lieferung  der  für  die  oon- 
cessionirte  Eisenbahn  zu  beschallenden  Schieuen  und  Verkehrsmittel  bezüglichen 
Verträge  und  Bedingnisshefte  vorher  an  das  genannte  Ministerium  zur  Genehmigung 
zu  unterbreiten,  ferner  auch  den  Vertrag  betreffs  des  Baues  der  Bahn  vorzulegen, 
letzteren  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Bau  zu  einem  Pauschalbetrage  einem  Unter- 
nehmer übergeben  wird,  oder  wenn  die  Ausführung  des  Baues  auoh  mit  der  Geld- 
beschaffung verbunden  ist. 

Bei  dem  Bau  der  Bahn  hat  »ich  der  Concessionär  den  in  Kraft  stehenden 
allgemeinen  und  ortsbehördlichen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  fügen. 

II. 

* 

Unterbau. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  werden.  Die  Maximal- 
steigung oder  das  Maximalgefiille  wird  mit  4  pro  mille  festgestellt.  Die  Krümmungen 
dürfen  auf  offener  Bahn  keine  kleineren  Halbmesser  als  300  Meter  besitzen. 

Die  Normalkronenbreite  der  Bahn  soll  auf  der  Oberfläche  des  Unterbaues, 
d.  i.  in  der  Höhe  der  unteren  Fläche  des  Schotterbettes  gemessen  wenigstens 
4  0  Meter  betragen. 

Bei  Krümmungen  ist  die  äussere  Seite  des  Dammes,  der  UeberhÖhe  und 
Erweiterung  der  Schienen  entsprechend  zu  verbreitern. 

Die  Dämme  sind  mit  l'/j-  oder  l'/ifüssigen  Böschungen  herzustellen,  die 
Böschungen  der  Einschnitte  hingegen  nach  Qualität  des  Materiales  anzufertigen. 

Die  Böschung  des  Materialgrabens  darf  nicht  steiler  als  lfüssig  sein,  und 
ist  zwischen  dem  Fus«e  des  Dammes  und  der  Böschung  des  zu  eröffnenden 
Materialgrabens  ein  mindesteuB  0*6  Meter  breites  Bankette  zu  lassen;  überdies  sind 
die  Materialgräben  in  der  Weise  anzufertigen,  dass  in  denselben  keine  schädlichen 
Wasserlaufe  entstehen  können. 

Die  zur  Abnitschung  neigenden  Dämme  und  Einschnitte  sind  entsprechend 
zu  sichern.  Bei  Dämmen,  welche  über  Inundationsterrain  geführt  werden,  ist  das 
Bahnniveau  0  8  Meter  ober  dem  höchsten  Stande  des  Hochwassers  zu  halten,  und 
sind  an  solchen  Stellen  die  Böschungen  der  Damme  nach  Erforderniss  zu  sichern. 
Durchlässe  und  Brücken  sind  derart  herzustellen,  dass  zwischen  der  unteren  Kaute 
der  Trageonstruction  und  dem  Niveau  des  höchsten  Standes  des  Hochwassers  eine 
offene  Höhe  von  0  5  bis  10  Meter  bleibe.  An  allen  Stellen,  wo  Flüsse  oder  Bäche 
sich  in  der  Nähe  der  Bahn  befinden,  sind  die  Ufer  gegen  Abtrennung  und  Ab- 
spülung  entsprechend  zu  sichern. 

Wasserabflüsse,  Bäche  und  Flüsse  sind  vor  oder  nach  deren  Ueberbrückung 
gehörig  zu  reguliren  und  nach  Bedarf  mit  Uferschutzwerken  zu  versehen. 

Der  Oberbau  der  Strassenregulirungen,  Wegumlegnngen  und  Wegüber- 
setzungen  ist,  dem  Oberbau  der  ursprünglichen  Strasse  entsprechend,  entweder  mit 
Steingrund  oder  Schotter,  oder  nur  mit  Schotter  herzustellen. 

Bei  solchen  Wegen  aber,  welche  überhaupt  nicht  geschottert  siud,  sind  die 
Wegübersetzungeu,  von  beiden  Schienensträngen  gerechnet,  in  einer  Länge  von 
je  K  Meter,  in  einer  Höhe  von  15  Ccntimeter,  weiter  aber  in  einer  Höhe  von 
10  Ccntimeter  zu  beschottern. 

Unter  den  Parallelwegen  und  Wegfibersetzungen  sind  nach  Bedarf  Brücken 
<»d«-r  Durchliis.se  mit  entsprechenden  Lichtweiteu  herzustellen. 
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Jene  Theile  der  Stationszufahrtsstrassen,  welche  der  Conoessionär  herzustellen 
verpflichtet  ist,  gleichwie  auch  die  am  Stationsplateau  befindlichen  Wege  sind  mit 
0  24  Meter  hoher  Beschotterung  herzustellen. 

In  jeder  Station  ist  für  einen  Garten  wenigstens  eine  Grunddäche  von 
400  Quadratmeter  und  bei  jedem  einzelnen  Wäohterhause  mindestens  eine  solche 
von  1000  Quadratmeter  zu  expropriiren. 

Zu  der  Bettung  des  Oberbaues  ist  Schotter  zu  verwenden,  und  muss  die 
Einbettung  unter  der  Unterkante  der  Schiene  eine  Stärke  von  0*26  Meter,  und  in 
der  Höhe  der  Sohienenunterkante  eine  Breite  von  S'O  Meter  haben. 

Stationsplätze  sind  mit  Ausnahme  der  Wege  mit  einer  10  Centimeter  dioken 
Schotterschicht,  die  Wächterhausplateaux  aber  mit  einer  solchen  von  5  Centimeter 
zu  decken. 

Als  Reserve  ist  der  Conoessionär  verpflichtet,  per  Kilometer  40  Kubikmeter 
Einbettungsmateriale  aus  dem  Baufonds  zu  beschaffen  und,  längs  der  Bahnlinie 
an  geeigneten  Stellen  abgeladen,  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  in  den  Bahnkörper  zu  bauenden  Durchlässe,  über  welche  Anschüttungen 
gemacht  werden,  sind  ans  Stein,  Ziegeln,  eventuell  aus  Beton  oder  Eisen  herzu- 
stellen, während  die  offenen  Objecto  mit  Widerlagsmauern  von  Stein  oder  Ziegeln 
und  mit  Holz-  oder  Eisenoberconstruction  zu  erbauen  sein  werden. 

III. 
Oberbau. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Geleisebreito  von  1*435  Meter  zu  bauen. 

Die  Schienen,  welobe  aus  Stahl  herzustellen  sind,  dürfen  per  Currentmeter 
nioht  leichter  als  21*75  Kilogramm  sein  und  sind  mit  Anwendung  eines  sohwebeuden 
Schienenstosses  auf  so  dicht  gelegten  Schwellen  anzubringen,  dass  ihre  Inanspruch- 
nahme unter  einem  Räderdruoke  von  4500  Kilogramm  per  Quadrataentimeter 
1000  Kilogramm  nioht  überschreite 

Die  Gesellschaft  als  ConcessionKrin  wird  ermächtigt,  zum  Oberbau  der  gegen- 
wärtig ooucessionirten  Linie  anstatt  der  obgedachten  Stahlschienen  die  brauchbaren 
alten  Eisen-  und  Stahlschienen  ihrer  Hauptlinie  zu  verwenden. 

Die  Entfernung  der  Geleise  voneinander  soll,  von  Mitte  zu  Mitte  gemessen, 
in  den  Stationen  mindestens  4*5  Meter,  auf  der  offenen  Strecke  aber  mindestens 
3*6  Meter  betragen. 

Der  Conoessionär  ist  verpfliohtet,  >/i  Prooent  des  Oberbaumaterials,  einen 
vollständigen  Wechsel  und  eine  Kreuzung  sammt  den  erforderlichen  Schwellen  als 
Reserve  aus  dem  Baufonds  zu  beschaffen  und  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu 
stellen. 

Seitens  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  kann 
die  Herstellung  von  500  Meter  Stationsnebengeleisen  verlangt  werden. 

Die  Länge  der  gewöhnlichen  Schwellen  soll  wenigstens  2*8  Meter  betragen; 
auch  sind  die  Schwellen  der  Weichen  aus  imprägnirtem  weichen,  oder  aus  Eichen- 
holz herzustellen. 

Das  übrige  Material  und  die  Construction  des  Oberbaues  bestimmt  das 
Ministerium  für  Öffentliche  Arbeiten  und  Communication  auf  Grund  der  vom  Con- 
eessionär in  gehöriger  Zeit  vorgelegten  Detailpläne. 


IV. 

Gebäude. 

Auf  der  conoessionirten  Bahn  sind  folgende  Gebäude  zu  errichten: 

32» 
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Ausweis 


jener  Gebäude,  welche  der  Concessionär  auf  dieser  Localbahn  her- 
zustellen verpflichtet  ist. 


Name 
der 
Station 
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gebaude 

N 

u 

i 

'S 
* 

tt 

<*. 
- 

c 

Er  N 
Js  ix 

!  i 
's  § 

?  = 

c 

X 
-= 

r 

! 

< 

c< 

= 

s. 

Ü 

1 

f  I  i= 

l 

Anmerkungen 

ebenerdig 

- 

~  = 

Mebautes  Terrain  in  Quadratin 

R  t  i'l  r  k  z  a  h  1 

ü  

Varia*    .  .  . 

! 

'i  ij 

i 

i 

t>5 

i 

l 

1 

i 

1 

1 

1 

1 

*}  Mit  Dach- 
bodenstock- 
werk  und 
Veranda  von 
jy-44  Qua- 
dratmeter. 

Für  öffentliche  Zwecke,  nämlich :  für  das  Gefälle,  die  Post,  den  Telegraphen, 
die  Polizei  etc.,  kann  der  Concessionär  nur  gegen  separate  Entschädigung  zur  Her- 
stellung von  Localitätcn  verpflichtet  werden. 

Die  Aufnabmsgebäade  und  Wächterhäuser  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln,  die 
Waarenmagazine  mit  Stein-  oder  Ziegelfundament  aus  Holz,  die  Laderampen 
gemauert,  die  Getreideschuppen  ganz  au.«  Holz,  die  Handmagazine  und  Neben- 
gebäude ganz  aus  Holz  nach  den  für  den  Bau  der  Gran-Naua-Ipolysäger  Eisen- 
bahn genehmigten  Normalien  herzustellen. 

V. 

Bahnabsperrung  und  Signalisirung. 

Die  Umfriedung  der  Bahn  im  Allgemeinen,  die  Schutzdämme  und  Material- 
gräben  inbegriffen,  hat  nur  auf  besonders  rücksichtswürdigen  Stellen  und  dort 
stattzufinden,  wo  die  Bahn  unmittelbar  in  der  Nähe  von  öffentlichen  Strassen  und 
Ortschaften  mit  bedeutenderem  Verkehr  und  durch  Ortschaften  führt. 

Die  zur  Absperrung  der  Bahn  erforderlichen  Schranken  sind  nur  bei  sehr 
frequenten  Wegübersetzungen  aufzustellen. 

Vor  den  mit  Schranken  nicht  versehenen  und  vom  Zuge  in  einer  Entfernung 
von  150  Meter  nicht  wahrnehmbaren  Wegüber.setzungen  sind  Warnungssigimle 
aufzustellen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  einen  Betricb.<telegraphen  aufzustellen, 
mittelst  welchem  das  Tolegraphiren  zwischen  den  Stationen  bewirkt  werden  kann. 

Optische,  akustische  und  Glockensignale  können  unterbleiben. 

Die  Handsignale  und  die  auf  den  Zügen  zu  verwendenden  Signalmitte!  sind 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

VI. 

Stationen. 

Der  Cunecssiunar  ist  verpflichtet,  auf  der  auszubauenden  Hahn  in  Varia* 
eine  3.10  Meter  lange  Station  zu  errichten. 
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Ueberdies  kann  der  Concessionär  nach  Bedarf  noch  weitere  Stationen,  Ausweichen 
und  Haltestellen  errichten;  zu  diesen  beabsichtigten  Nachtragsherstellungen  ist 
jedoch  die  Bewilligung  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
unter  Vorlage  der  Pläne  vorerst  einzuholen. 

Die  Stationen,  Ausweichen  und  Haltestellen  sind  möglichst  in  einer  Hori- 
zontalen anzulegen;  im  entgegengesetzten  Falle  darf  die  grösste  Steigung  der  Bahn 
in  den  Stationen,  Ausweichen  und  auf  den  Haltestellen  2  pro  mille  nicht  über- 
schreiten. Doch  sind  die  Stationen  so  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle  ver- 
größert werden  können. 

VII. 

Betriebsmittel. 

Der  Concessionär  kann  zwar  die  Betriebsmittel  unter  Aufrechhaltung  der  in 
den  %%  2  und  22  der  in  §  2  der  Conceesionsurkunde  vom  17.  April  1888  citirten 
Eisenbahnbetriebsorduung  vorgeschriebeneu  Bestimmungen,  in  wieferne  selbe  in 
Folge  der  Bestimmungen  der  erwähnten  Concessiousurkunde  keine  Aenderung 
erleiden,  selbst  wählen,  ist  jedoch  verpflichtet,  die  Detailpläne  der  zu  beschaffenden 
Verkehrsmittel  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  zur 
Prüfung  und  Genehmigung  noch  vor  der  Bestellung  vorzulegen. 

VIII. 

Ausrüstung,    Inventars-    und    Einrichtungsgegenstände    und  Ver- 
brauchsmaterialien. 

Die  Ausrüstungs-,  Inventars-  und  Einrichtungsgegenstände  sind  durch  den 
Concessionär  in  solcher  Quantität  und  Qualität  zu  beschaffen,  wie  dies  der  Hedarf 
der  gesammten  Dienstzweige  des  Bahnbetriebes  erfordert,  während  die  Verbrauchs- 
materialien,  dem  vierwöchentlichen  Bedarfe  entsprechend,  aus  dem  Baucapitale 
anzuschaffen  und  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen  sein  werden. 

Budapest,  am  17.  April  1888. 

Gabriel  Baross  m.  p. 
königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication. 

15.  XXVIII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1872 

Ober  den  Ausbau  der  Vojtek-Deutscb>Bogsaner  Eisenbahn  zweiten  Ranges. 

(Sanctionirt  am  15.  October  1872.    Kundgemacht  in  beiden  Hausern  des  Reichs- 
tages am  15.  October  1872. J 

§  1. 

Die  in  Betreff  des  Ausbaues  der  aus  der  südöstlichen  Linie  der 
priv.  Staatseisenbabngesellschaft  zwischen  den  Stationen  Zsebely  und 
Detta  in  der  Nähe  der  Ortschaft  Vojtek  auslaufenden,  nach  Deutsch- Bogaan 
führenden  Locomotiveisenbahn  zweiten  Ranges  vorgelegte  Conceßsions- 
urknnde  wird  durch  die  Gesetzgebung  genehmigt  und  inarticulirt. 

Die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  erfolgte  am  5.  Jänner  1873. 
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§  2. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  wird  der  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Commnnication  und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Concessionsurkunde 

für  die  Secuudürbahn  von  Vojtek  nach  Bogsan. 

§  1. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  erhält 
unter  den  weiter  folgenden  Bedingungen  daa  Hecht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  secundären  Locomotiveisenbahn,  welche  von  einem 
zwischen  den  Stationen  Szebely  und  Detta  der  südöstlichen  Hauptlinie 
der  Staatseisenbahngesellschaft  gelegenen  Punkte  ausläuft  und  über 
Gattaja,  Moritzfeld,  Gertenyes,  Zaidovin  und  Rom.-Bogsan  nach 
Deutsch  Bogsan  führt. 

Die  Eröffnung  dieser  Eisenbahn  fand  am  b.  September  1&74  statt. 

§  2 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  sich  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde, ferner  an  die  vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Commnnicationen  hinausgegebene  und  vom  Reichstage  genehmigte 
provisorische  Eisenbabnconcessionsvorschrift,  Z.  4973  vom  20.  April 
1868,  an  die  im  §  8  des  ungarisch-österreichischen  Zoll-  und  Handels- 
bilndnisses  vom  Jahre  18G7  provisorisch  angenommene  Eisenbahn- 
betriebsordnung,  insoweit  diese  nicht  durch  den  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Concessionsurkunde  und  deren  Anhang  modificirt  wird,  endlich 
an  die  durch  die  ungarische  Regierung  an  den  bestehenden  Regula- 
tiven vorzunehmenden  Abänderungen  insolange  zu  halten,  bis  an  Stelle 
dieser  provisorischen  Regulative  durch  die  vaterlandische  Gesetzgebung 
nicht  neue  Gesetze  geschaffen,  oder  durch  die  ungarische  Regierung 
nicht  andere  Verordnungen  ins  Leben  gerufen  werden. 

Wenn  im  Verlaufe  des  Baues  oder  nach  Inbetriebsetzung  der 
Bahn  die  bestehenden  Gesetze  und  Regulative,  sowie  die  Bestim- 
mungen der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  durch  die  Gesetzgebung 
oder  Regierung  abgeändert  werden  und  infolge  dieser  Abänderungen 
neue  Auslagen  für  die  Concessionärin  entstehen  sollten,  wird  rücksicht- 
lich der  Deckung  derselben  von  Seite  der  Regierung  über  Antrag 
der  Concessionärin  entschieden  werden. 

§  3. 

Der  Bau  der  Bahn  und  die  Betriebsausrüstung  derselben  wird 
auf  Grund  der  durch  die  Concessionärin  anzufertigenden  und  der  Re- 
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gierung  zur  Prüfung  und  Genehmigung  zu  unterbreitenden  General  - 
und  Detailprojecte  durchgeführt. 

Der  Concessionärin  wird  übrigens  sowohl  bei  der  Verfassung  der 
Projecte,  als  auch  bei  der  Bauausführung  hinsichtlich  der  anzuwendenden 
Constructionen  innerhalb  der  durch  diese  Concession  gezogenen  und  durch 
die  Rücksichten  auf  die  Sicherheit  des  Betriebes  gebotenen  Grenzen  volle 
Freiheit  gewährt. 

Die  Regierung  behält  sich  vor,  mit  Rücksicht  auf  die  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen,  ferner  im  Interesse  des  Bahndienstes 
und  des  öffentlichen  Verkehres,  sowie  zum  Zwecke  der  Hintanhaltung 
von  für  die  Nachbargegenden  und  Einzelne  etwa  entspringenden  Ge- 
fahren und  Schäden,  behufs  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn  die 
durch  die  Concessionärin  vorzulegenden  Pläne,  infolge  deren  technischer 
Prüfung,  des  Localaugenscheines,  der  gesetzlichen  politischen  Linien- 
begehung, sowie  infolge  von  Beschwerden  der  interessirten  Nachbar- 
besitzer von  Fall  zu  Fall  untersuchen  zu  lassen  und  auf  Grund  der 
stattgehabten  Untersuchung  abzuändern.  Durch  diese  Aenderungen  kann 
aber  die  auf  Grund  der  politischen  Begehung  bestimmte  und  von  der 
Regierung  genehmigte  Trace  keine  Aenderung  erleiden. 

Selbstverständlich  dürfen  hierdurch  die  durch  die  Concession  der 
Concessionärin  ertheilten  Rechte  nicht  alterirt  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Detail- 
pläne als  wünBchenswerth  oder  nothwendig  darstellen,  so  muss  zu  solchen 
Abänderungen  die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden. 

Hierdurch  können  jedoch  die  auf  den  Ausbau  der  Bahn  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  keine  Aenderung  erleiden. 

§ 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  und 
demgemüss  die  Grunderwerbung  auf  eine  solche  Fläche  beschränkt 
werden,  welche  für  die  Anlage  einer  eingeleisigen  Bahn  und  der  Aus- 
weichen, sowie  auch  der  Stationen  erforderlich  ist. 

Sobald  auf  der  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so  angewachsen 
ist,  dass  die  jährliche  Bruttoeinnahme  per  Meile  fl.  100.000  österr.  Währ, 
in  Silber  übersteigt,  so  ist  die  Concessionärin  auf  Verlangen  der 
Regierung  verpflichtet,  ein  zweites  Geleise  ohne  jede  Entschädigung  zu 
erbauen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  die  Concessionärin 
nur  innerhalb  der  ersten  70  Jahre  der  Concessionsdauer  verhalten 
werden,  innerhalb  der  übrigbleibenden  Jahre  ist  sie  zur  Herstellung 
des  zweiten  Geleises  nur  gegen  eine  zu  vereinbarende,  seitens  des 
Staates  zu  leistende  Entschädigung  verpflichtet. 
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§  5- 

Bei  der  Ausführung  der  Arbeiten  hat  die  Concessionärin  folgende 
allgemeine  Vorschriften  zu  befolgen: 

a)  Unterbau. 

Das  Maximalsteigungsverhältniss  wird  auf  1  :  100  festgestellt. 

Die  Krümmungen  auf  der  offenen  Bahn  dürfen  keinen  kleineren 
Halbmesser  als  300  Meter  haben. 

Das  Normalprofil  der  Bahn  ist  im  Einschnitt  und  Damm  so  anzu- 
legen, dass  die  Kronenbreite  dort,  wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen 
ruhen,  3*3  Meter  beträgt. 

Das  Schotterbett  hat  eine  Dicke  von  0  25  Meter  unter  dem 
Schienenfusse  und  in  der  Höhe  des  Schienenfußes  eine  Breite  von 
2  8  Meter  zu  erhalten. 

Brücken  und  Durchlässe,  mit  Ausnahme  der  unter  dem  Erd- 
damme befindlichen,  können  aus  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

h)  Oberbau. 

Die  Bahn  erhält  die  normale  Spurweite  von  Hauptbahnen. 

Bezüglich  der  Herstellung  des  Oberbaues  und  der  Lieferung  aller 
Bestandtheile,  sowie  in  Betreff  der  Geleisedispositionen  der  Stationen 
sind  jene  Vorschriften  und  Normale  als  Richtschnur  zu  nehmen,  welche 
bereits  für  die  Secundärbahn  Valkany-Perjämos  festgestellt  wurden,  und 
sind  ebenfalls  schwebende  Stösse  zulässig.  In  dieser  Beziehung  wird 
besonders  erwähnt,  dass  die  Schienen  nach  dem  leichteren  Profile, 
nämlich  per  laufenden  Wiener  Fuss  15  Zollpfunde  wiegend,  aus  ge- 
walztem Eisen  zu  liefern  sind.  Die  gewöhnlichen  Schwellen  sollen 
2  35  Meter  lang  sein,  dürfen  jedoch,  sowie  auch  die  Wechselschwellen, 
aus  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

Alle  für  den  Oberbau  nöthigen  Eisenmaterialien  und  Oberbau- 
fabrikate ist  die  Concessionärin  nach  Thunlichkeit  im  Inlande  zu  be- 
schaffen verpflichtet. 

e)  Hochbau,  Bahnabschlus s,  Signale. 

Die  Ausführung  der  Hochbauten  kann  auf  das  geringste  Maass 
beschränkt  werden. 

Es  wird  im  Allgemeinen,  mit  Ausnahme  ganz  specieller  Fälle, 
ausser  den  in  den  Stationen  erforderlichen  Wächterbäusern  die  Aus- 
führung von  höchstens  je  zwei  Wächterhäusern  per  Bahnmeile  be- 
ansprucht. 

Für  jede  Station  genügt  eine  Wartelocalität. 

Zur  Herstellung  von  Localitäten  für  öffentliche  Zwecke,  als:  für 
die  Post,  den  Telegraphen,  die  Polizei  etc.,  ist  die  Concessionärin 
nicht  verpflichtet. 
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Waarenmagazine  sind  nur  bei  entsprechendem  Verkehre  zu 
errichten. 

Alle  Gebäude  dürfen  aus  an  Ort  und  Stelle  am  billigsten  an 
beschaffendem  Materiale,  eventnell  auch  aus  Riegelwänden,  Luftziegeln 
oder  Pie^  mit  Holzdächern  hergestellt  werden.  Die  Grundmauern  und 
die  Tragpfeiler  müssen  jedoch  aus  Stein  oder  Ziegeln  ausgeführt  werden. 

Im  Allgemeinen  sind  Einfriedungen  der  Bahn,  als  welche  auch 
die  Schutz  dämme  und  Material  graben  angesehen  werden,  nur  an 
besonders  beachten swerthen  Punkten  und  dort  nothwendig,  wo  die 
Bahn  neben  Strassen  oder  Ortschaften  geführt  wird. 

Wegschranken  werden  nur  bei  frequenten  Uebergängen  oder  da 
gefordert,  wo  das  Herannahen  des  Zuges  von  dem  Wegübergange  auf 
nicht  wenigstens  auf  150  Meter  Länge  sichtbar  ist. 

Zugschranken  sind  zulässig  und  es  können  von  einem  Standorte 
aus  gleichzeitig  mehrere  Zugschranken  bewegt  werden. 

Bei  Wegübergängen  ohne  Schranken  sollen  fixe,  das  Langsam- 
fabren anzeigende  Scheiben  aufgestellt  werden. 

Die  Conceesionärin  ist  zur  Errichtung  eines  Betriebstelegraphen, 
welcher  die  telegraphische  Correspondenz  zwischen  den  Stationen  ver- 
mittelt, verhalten. 

Optische,  akustische,  sowie  Glockensignale  sind  entbehrlich. 

Die  Hand-  und  Zugsignale  sind  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
einzurichten. 

d)  Stationen. 

Die  Concessionärin  bat  die  von  der  politischen  Begehungs- 
commission festgesetzten  Stationen,  ausserdem  die  Anschlussstation  an 
die  k.  k.  priv.  Staatsbahn  zu  erbauen. 

Ihre  Detailanlage  soll  den  Principien  nach  mit  den  von  der 
Regierung  für  die  Secundärbahn  Valkaoy-Perjamos  genehmigten  Typen 
übereinkommen. 

Alle  Stationen  sind  aber  derart  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfs- 
fälle vergrößert  werden  können. 

t)  Betriebsmittel. 

Die  Wahl  der  Fahrbetriebsmittel  bleibt  der  Concessionärin  unter 
Vorbehalt  der  Bestimmungen  der  §§21  und  22  der  im  §  2  ange- 
führten provisorischen  Eisenbahnbetriebsordnung  überlassen. 

Die  gröeste  Belastung  einer  Locomotivachse  wird  auf  175  Zoll- 
centner  festgesetzt. 

Locomotive  mit  zwei  Achsen  sind  zulässig. 

Alle  Locomotive  müssen  mit  amerikanischen  Bahnräumern 
versehen  sein. 

Bei  drei  Vierteltheilen  der  gesammten  Güterwagen  sind  elastische 
Stossballen  nicht  erforderlich,  wohl  aber  für  den  Best. 
Personenwagen  mit  doppelter  Etage  sind  zulässig. 
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Für  die  aas  dem  Auslände  einzuführenden  Betriebsmittel,  sowie 
im  Allgemeinen  für  die  aas  dem  Auslande  bezogenen  und  für  diese 
Bahn  bestimmten  Materialien  hat  die  Conceesionärin  den  Eingangssoll 
zu  entrichten. 

f)  Ausbau  der  Bahn. 

Sobald  auf  der  hier  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so 
anwachsen  sollte,  dass  durch  längere  Zeit  täglich  mehr  als  fünf  Züge 
in  der  einen  und  fünf  Züge  in  der  anderen  Richtung  verkehren,  oder 
aber  sobald  die  Einrichtung  des  Nachtdienstes  nothwendig  wird,  ist  die 
Concessionärin  verpflichtet,  in  Bezug  auf  Aufnahmsanstalten,  Signale, 
Bahnbewachung  und  alle  sonstigen  auf  Einhaltung  eines  regelmässigen 
Verkehres  abzielenden  Maassregeln  diese  Bahn  nach  den  für  Hauptbahnen 
bestehenden  Normalien  und  Vorschriften  der  königlich  ungarischen 
Staatsverwaltung  auf  eigene  Kosten  zu  vervollständigen  und  ein- 
zurichten. 

Diese  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  in  den  ersten  70  Jahren 
der  Concessionsdauer  gefordert  werden,  während  in  den  überbleibenden 
Jahren  eine  derartige  Umgestaltung  der  Bahn  nur  im  Wege  eines 
eigenen  zwischen  der  Regierung  und  der  Concessionärin  zu  treffenden 
üebereiukommens  bewerkstelligt  werden  kann. 

§  6. 

Die  Concessionärin  ist  von  dem  Erläge  einer  besonderen  Caution 
und  von  der  Nachweisung  einer  30procentigen  Einzahlung  auf  das 
Anlagecapital  entbunden. 

§  7- 

Die  Concessionärin  verpflichtet  sich,  die  Detailprojecte  binnen  drei 
Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Concessionsgesetzes  der  Regierung 
vorzulegen,  den  Bau  der  Bahn  binnen  einem  Monate  nach  erfolgter 
Genehmigung  dieser  Projecte  zu  beginnen  und  binnen  zwei  Jahren, 
ebenfalls  von  dem  Tage  der  Genehmigung  des  Detailprojectes  an 
gerechnet,  den  Bau  zu  vollenden  und  die  Bahn  dem  Verkehre  zu 
übergeben. 

§  8. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  im  Falle  als  bezüglich 
des  Anschlusses  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung 
von  Bahnhöfen,  der  Wagenausleihe  und  aller  hiefUr  entfallenden 
Entschädigungen  zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  ein  Ueber- 
einkommen  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  die  Bedingungen  eines 
solchen  bestimmen  zu  können. 
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§  9- 

Der  Concessionärin  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahn  da?  Kecht  der  Expropriation  im  Sinne  des  LV.  Gesetzartikels  vom 
Jahre  1868  ertheilt. 

§  10. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postmani- 
pulanten  im  Sinne  des  §  68  der  laut  Artikel  VIII  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  vom  Jahre  1867  angenommenen  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  unentgeltlich  zu  befördern  und  zu 
diesem  Behufe  täglich  mindestens  einen  Zug  in  beiden  Bichtungen 
einzurichten. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Hälfte  eines  zweiachsigen 
Frachtwagens  zur  Beförderung  der  Postsendungen  und  des  Postcond ucteurs 
einzurichten,  welcher  Postwagen  in  jeder  Richtung  täglich  mindestens 
einmal  zu  verkehren  hat. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  jene  Postsendungen,  welche 
ohne  Begleitung  der  Postbeamten  oder  Diener  gesendet  werden,  mit 
Ausnahme  der  Werthsendungen,  kostenfrei  an  die  betreffende  Station 
zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Sachen  der  Eisenbahngeschäftsführung 
zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten  Organen  oder 
zwischen  diesen  letzteren  untereinander  geführt  werden,  dürfen  auf 
der  hier  concessionirten  Bahn  portofrei  befördert  werden. 

§ 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  auf  ihrem  eigenen  Besitzthume 
und  Gebiete  die  Aufstellung  der  Staatstelegraphenleitung  entlang  der 
Bahn  unentgeltlich  zu  gestatten. 

Die  Telegraphendirection  ist  indess  gehalten,  den  Platz  der 
Säulen,  sowie  die  Übrigen  Befestigungspunkte  der  Leitungsdrähte  im 
Einverständnisse  mit  der  Concessionärin  zu  bestimmen. 

Weiters  ist  die  Concessionärin  verpflichtet,  die  Ueberwachung  der 
aufgestellten  Leitung  durch  ihr  eigenes  Bahnpersonale  ohne  Entschädi- 
gung zu  besorgen. 

Dagegen  wird  die  Concessionärin  berechtigt,  die  Drähte  ihres 
Betriebstelegraphen  auf  den  Staatstelegraphensäulen  anzubringen,  ohne 
dass  sie  hiefür  was  immer  für  eine  Entschädigung  zu  leisten  verpflichtet  wäre. 

Die  Benützung  dieses  Betriebstelegraphen  wird,  wenn  durch  die 
Regierung  in  Betreff  der  Staatsdepeschen  keine  separate  Verfügung, 
sowie  hinsichtlich  der  Privattelegramme  ein  Uebereinkommen  nicht 
getroffen  werden  sollte,  ausschliesslich  für  Mittheilungen  des  Bahn- 
betriebes zu  beschränken  sein,  weshalb  auch  dessen  Benützung  unter 
die  Aufsicht  der  Staatsverwaltung  gestellt  wird. 
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§  12. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  concessionirte  Bahn  werden 
innerhalb  der  folgenden  Grenzen  festgesetzt: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile  und  per  Person: 
in  der     I.  Classe    .    .    .    .    36  kr.  in  Silber 

n      n        II«         n  •      •  •      27     „       n  n 

n      n  »  '      '      •      •      ^     B       II  7» 

Die  Wagen  der  I.  und  II.  Classe  können  den  auf  den  Haupt- 
bahnen verwendeten  Wagen  zweiter  Classe  entsprechend  eingerichtet 
werden. 

Für  die  III.  Classe  können  solche  Wagen  angewendet  werden, 
wie  sie  auf  den  Staatebahnen  für  die  IV.  Classe  festgestellt  sind. 

Das  Gepückstibergewicht  über  50  Zollpfund  wird  nach  Bruchtheilen 
von  20  Zollpfunden,  das  Eilgut  nach  Bruchtheilen  von  10  Zollpfunden 
aufwärts  abgerundet  und  kann  der  Zollcentner  zur  doppelten  Gebühr 
der  III.  Frachtclasse  berechnet  werden. 

Für  Frachtgüter  wird  der  Tarif  per  Zollcentner  und  Meile 

in  der     I.  Classe  auf    ...    2  kr.  in  Silber 

n     n  n         ■  ^     n     n  n 

n     n  n         »  n     n  tj 

festgestellt. 

Ausnahmsweise  sind  ganze  Wagenladungen  von  Kohle,  Salz-, 
Brenn-  und  Bauholz,  Dünger,  Steinen  und  Ziegeln  per  Zollcentner  und 
Meile  um  1*56  kr.  in  Silber  zu  befördern. 

Rücksichtlich  der  übrigen  Fahr-  und  Frachtpreise  für  Personen 
und  Güter,  ferner  rückeichtlich  der  Nebengebühren,  der  Claßsificiiung 
der  Waaren  und  der  sonstigen  Tranfportbestimmungen  haben  die  auf 
den  Hauptlinien  der  priv.  Staatseisenbahn-Gesellschaft  geltenden  Bestim- 
mungen in  Anwendung  zu  kommen. 

Sobald  die  Einnahme  dieser  Bahn  durch  drei  aufeinanderfolgende 
Jahre  eine  8percentige  Verzinsung  des  Anlagecapitals  ergibt,  ist  die 
Regierung  berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Concessionärin  die 
Tarife  entsprechend  zu  ermfissigeo. 

§  13. 

Die  Concessionärin  ist  berechtigt,  die  Transportgebühren  in  in- 
ländischer Silbermünze  zu  bemessen,  doch  ist  sie  verpflichtet,  die  auf 
Grundlage  des  jeweiligen  Silbercourses  zu  berechnenden  Transport- 
gebübren  in  der  Landeswährung  anzunehmen. 

§  U. 

Die  im  Sinne  des  §  12  festgesetzten  Tarife  kann  die  Conces- 
sionärin  zeitweise  herabsetzen,  entweder  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne 
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Gattungen  von  Gegenständen,  für  die  Länge  der  ganzen  Bahn  oder 
nnr  fttr  einzelne  Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen, 
fttr  alle  Transportentfernungen  gleichmUssig  oder  mit  Zunahme  derselben 
in  erhöhtem  Masse. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarife  können  auf  das  frühere  Maaes 
wieder  erhöht  werden,  jedoch  erst  nach  deren  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  ein  Verfrachter  oder  Verladungsunternehmer  unter  bestimmten 
Bedingungen  einer  Frachtsatzermäasigung  oder  anderer  Begünstigungen 
theilhaftig  wird,  so  muss  derselben  jeder  Verfrachter  oder  Unternehmer, 
der  dieselben  Bedingungen  annimmt,  theilhaftig  werden,  derart,  dass 
persönliche  Bevorzugung  in  keinem  Falle  platzgreifen  darf. 

Alle  diese  Begünstigungen  dürfen  auch  nicht  in  Form  von  Schein- 
refactien  zugestanden  werden. 

§  15. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  im  Falle  einer  im 
Inlande  vorkommenden  Theuerung,  die  Frachtpreise  für  die  Lebensmittel 
für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  herab- 
zusetzen. 

§  16. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifen  besorgt 
werden,  und  zwar  auf  Grundlage  des  zwischen  dem  Kriegsministerium 
einerseits  und  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  anderer- 
seits unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Uebereinkommens, 
dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  dieser  Conces- 
sionsurkunde  bilden. 

Die  mit  der  vorgenannten  Gesellschaft  in  Bezug  auf  Militärtrans- 
porte zu  Stande  gebrachten  oder  zu  Stande  zu  bringenden  und  für 
den  Staat  günstigeren  Uebereinkommen  werden  auch  für  die  hier  con- 
cessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Finanz-,  sowie  auch  auf 
die  Staats-  und  behördliche  Sicherheitswache,  endlich  auf  die  Sträflinge 
Anwendung. 

Die  Concessionärin  verpflichtet  sich  endlich,  den  Vereinbarungen 
beizutreten,  welche  in  Betreff  der  Organisation  der  Feldeisenbahn  - 
abtheilungen  mit  der  k.  k.  priv.  Südbahn-,  Staatsbahn-,  Theisabahn- 
und  Ersten  Siebenbürger  Eisenbahngesellschaft  zu  Stande  gekommen  sind. 

Selbstverständlich  sind  die  auf  die  Militärtransporte  bezüglichen 
Bestimmungen  und  Begünstigungen  auch  für  die  im  Dienste  reisende 
Landwehr  und  für  jene  Truppen  giltig,  welche  als  integrirender  Theil 
der  Armee  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechtes  stehen. 

§  17. 

Staatsangestellte,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bahnen  führenden 
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Behörden,  oder  zur  Wahrung  der  den  Staat  infolge  dieser  Concession 
betreffenden  Interessen,  oder  ans  Gefällsrücksichten  die  Bahn  benützen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  der  Behörden  ausweisen,  sind  sammt  ihrem 
Reisegepäcke  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  18. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Bahn  in  böser  Absiebt  ohne 
vorausgegangene  Entrichtung  der  Fahr-  und  sonstigen  Gebühr  benützen 
oder  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewichtes  der 
Sendung,  oder  auf  sonst  eine  Art  die  Unternehmung  zu  verkürzen 
suchen,  kann  die  dreifache  Tarifgebühr  erhoben  werden. 

§  19. 

Die  Regierung  ist  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  berechtigt, 
sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie 
die  Betriebseinrichtung  in  allen  Theilcn  zweckmässig  und  solid  ausge- 
führt und  in  gutem  Zustande  erhalten  werde,  und  anzuordnen,  dass  ein- 
tretende Gebrechen  beseitigt  werden. 

Die  Regierung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  die  Geschäftsgebarung  und  Bahnverwaltung  zu  prüfen  und  zu 
überwachen. 

Als  Entschädigung  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  für  den 
Staat  infolge  der  Ausübung  seines  Oberaufsichterechtes  sowohl  während 
der  Bauzeit,  als  auch  nach  theilweiser  oder  vollständiger  Eröffnung  der 
concessionirten  Linie  erwachsen,  hat  die  Concessionärin  an  den  Staats- 
schatz eine  gewisse  jährliche  Pauschalsumme  zu  entrichten. 

Die  Höhe  dieser  Pauschalsumme  bestimmt  die  Regierung.  Die 
nach  Eröffnung  des  Betriebes  zu  entrichtenden  jährlichen  Pauschalsummen 
für  die  eröffnete  Linie  können  in  die  Betriebsrechnung  aufgenommen 
werden,  die  anderen  fallen  dem  Bauconto  zur  Last. 

§  20. 

Für  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  wird  während  30  Jahren, 
vom  Tage  der  Betriebseröffnung  derselben  an  gerechnet,  weder  Erwerb- 
noch  Einkommensteuer,  noch  irgend  eine  andere  statt  dieser  etwa  ein- 
zuführende Steuer  entrichtet. 

Die  grundbücherliche  Umschreibung  der  expropriirten  Liegen- 
schaften erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei. 

Alle  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung,  sowie  des  Baues  und 
der  ersten  Betriebseinrichtung  zu  verfassenden  Verträge,  Eingaben  oder 
sonstigen  Urkunden  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§  21. 

Die  Dauer  der  ConceBsion  erstreckt  sich  bis  1.  Jänner  1967,  an 
welchem  Tage  sie  gänzlich  erlischt;  dieselbe  beginnt  mit  dem  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Strecke. 
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In  Artikel  2  des  Uebereinkommens  vom  8.  Juni  1882  (unten  sub  d)  ist  die 
Concefsionsdauer  bis  Ende  des  Jahres  1965  festgesetzt. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  ffir  die  Vorlage  der 
Detailprojecte,  für  die  Bauinangriffnahme,  für  die  Bauvollendung  und 
die  Eröffnung  des  Betriebes  festgesetzten  Termine  nicht  eingehalten 
werden,  und  die  Terminüberschreitung  im  Sinne  des  §  11,  Punkt  b) 
der  obcitirten  Eisenbahnconcessionsvorscbrift  und  namentlich  durch 
politische  und  finanzielle  Krisen  nicht  gerechtfertigt  werden  kann. 

§  22. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
30  Jahren,  von  dem  Inkrafttreten  des  Concessionsgesetzes  an  gerechnet, 
die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Beinerträgnisse  des  Unternehmens  in  den  der  wirklichen  Einlösung 
vorangegangenen  sieben  Jahren  beziffert,  von  deren  Summe  das  Rein- 
erträgniss  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  geringer  sein  kann, 
als  die  7V2procentigen  Interessen  des  thatsächlich  aufgewendeten 
Anlagecapitales,  wird  der  Concessionärin  als  Jahresrente  bis  zum 
Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer  zu  zahlen  sein. 

Zum  Behufe  der  Evidenzhaltung  des  Capitals  ist  die  Concessionärin 
verpflichtet,  in  dem  auf  die  Betriebseröffnung  folgenden  Jahre  über 
das  zum  Ausbaue  und  zur  Ausrüstung  der  Bahn  factisch  verwendete 
Capital  den  Nachweis  zu  liefern,  sowie  die  Pläne  und  Kostenvoran- 
schläge solcher  später  auszuführenden  Bauten,  welche  den  Baufonds 
belasten  und  nicht  als  Babnerhaltungskosten  dem  Betriebsconto  zur 
Last  fallen,  der  Regierung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Siehe  %  2  des  Übereinkommens  vom  8.  Juni  1882  (unten  sub  d). 

§  23. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte 
Einlösung  der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  aber  gegen  Leistung  der  im  Sinne  des  §  22  festgesetzten 
Jahresrente  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  con- 
cessionirten  und  in  gutem  Zustande  zu  übergebenden  Bahn;  namentlich 
nimmt  er  in  Besitz  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und 
Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau  und  das  sämmtliche  Zugehör, 
als:  Betriebsmittel,  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  zum  Bahnbetriebe 
gehörige  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsorten,  Wach-  und 
Aufsichtshäuser  sammt  allen  inneren  Einrichtungen,  Möbel,  beweg- 
liche und  unbewegliche  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  im  Falle  der 
Einlösung   der   Bahn   behält   die  Concessionärin  das   Eigenthum  des 
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Reservefonds  und  der  ausbauenden  Activforderungen,  sowie  der  Coaks- 
öfen,  Giessereien,  Maschinen-  oder  anderen  Gebäude,  zu  deren  An- 
schaffung oder  Herstellung  sie  von  der  Regierung  mit  dem  ausdrück- 
lichen Beisatze  ermächtigt  wurde,  daes  sie  kein  Zugehör  der  Bahn 
bilden  werden. 

§  24. 

Wenn  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgungen  der  in  der 
Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
seitens  der  Concessionärin  vorkommen  sollten,  so  behält  sich  die 
Regierung  das  Recht  vor,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln 
dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  die  Concession  noch  vor 
Ablauf  ihrer  Dauer  für  erloschen  zu  erklären. 

§  25. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

10.  Anhang 

zur  Concessionsurkunde  der  Vojtck-Bogsäner  Etseubabn  II.  Ranges. 

Betriebsvorschriften,  wonach  einige  Bestimmungen  der  im  §  2  der  Concessions- 
urkunde angeführten  provisorischeu  Kisenbahnbetriebsordnung  für  die  gegenwärtige 

secundäre  Bahn  abgeändert  werden. 

Der  Zustand  der  Bahn  und  der  Bahngeleise  ist,  insolange  in  beiden  Richtungen 
zusammen  nicht  mehr  als  10  Züge  verkehren,  täglich  wenigstens  einmal  durch  das 
Bahnbewachnngspersonale  «u  untersuohen. 

Frequente  Wegübergänge  mit  Fangschiene,  sowie  derartige  Anlagen,  welche 
für  die  verkehrenden  Züge  gefährlich  werden  können,  sind  vor  dem  Passiren  emes 
jeden  Zuges  zu  revidiren. 

8  2. 

Mehr  als  100  Achsen  sollen  in  keinem  auf  dieser  Secundärbahn  verkehrenden 
Zuge  gehen;  Züge,  mit  denen  Personen  befördert  werden,  sollen  nicht  mehr  als 
60  Achsen  enthalten. 

Langholz  darf  mit  gemischten  Zügen  befördert  werden;  jedoch  müssen  die 
mit  Langholz  beladenen  Wagen  hinteu  angebracht  und  von  deu  Personenwagen 
wenigstens  durch  drei,  womöglich  beladene  Wagen  getrennt  werden. 

Bezüglich  der  Anzahl  der  Bremsen  und  der  Verkeilung  derselben  in  einem 
Zuge  wird  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  nachträglieb 
verfügen. 

8  3- 

Die  fahrordnungsmässige  Geschwindigkeit  der  Züge  auf  der  currenten  Bahn 
wird  durchschnittlich  zwei  Meilen  per  Stunde  betragen,  die  grösste  zulässige 
GoschwindL'keit  darf  drei  Meilen  per  Stunde  nicht  überschreiten. 

Vor  Wegübergängen  aber,  welche  nicht  mit  Sehranken  abgesperrt  sind,  ist 
die  Fahrgeschwindigkeit  derart  zu  massigen,  dass  der  Zug  auf  eine  Länge  von 
100  Meter  zum  Stehen  gebracht  werden  kann. 
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§  4. 

na»  8chicben  der  Laatrlige  mit  Looomotiven  ist  nnr  in  r.n 
wenn  eine  fahrende  Majehine  »i<-h  .„  a„  <■',.  "  T  ?'  ,  eMti"'e'. 

pinieebten  Zü,ren,  jedoch  darf  im  leWeren  Falf' Metten  '  mi  l'\fj"r  "T" 
k..t  von  !■/,  Meilen  per  Stunde  gefahren  »erden  «"er  Oe.ehwmdig. 

Znge  -  a^'ohne  ^M^ll^^'lr"^  S°hi<*">»  *~ 
befindet  -  ,nlii»»ig.  "  m,mi°  »aaehme  an  der  Spitze  des  Znge» 

S:,!'!*  ™  —  Kn,i;Xarr;\^,re^r  Snd^ 

i.t  aneftft:  iSÄ^ÄT  "eiS,t  m"        Te"d"  ™' 

nemenuna  tur  die  .Manipulation  solche  Maassre-eln  zu  treffen,  welche  als  /w.-nk- 
dienhch  erscheinen,  ohne  die  Betriebssicherheit  zu  gefährde» 

17.  XV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1887, 

betreffend  die  Xeutrathal-  (Nrltravölgyer)  Eisenbahn. 

(Sanctionirt  am  4.  April  ,8*7.  _  Kundgmacbt  in  der  Landesgesetzsammlung  an, 

§  »< 

Die  mit  den  Gesetzartikeln  XLH  nnd  XLIII  vom  Jahre  1875  und 
dem  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1880  concessionirten  Secundär- 
babnen  Nagy-Suräoy-- Neutra,  Töt-Megyer-Nagy-Surany  und  Neutra- 

^i^'TSi  *TW  diG  ÄUf  Grn°d  de8  XXXI-  Ge8etZartikel8  vom 

Jahre  1880  mit  der  Conce.sionsurkunde  vom  22.  November  1883  conces- 
sionirte  Localbahn  Nagy  Tapolcsdny-Belicz  werden  unter  der  Benennung 
„Neutrathal  Eisenbahn'  vereinigt,  und  wird  bezüglich  der  sohin  als 
einheitliche  Limo  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft  zu  betrachtenden  Eisenbahn  Folgendes  festgestellt. 

Die  Eisenbahn  Töt-Megyer—  Nagy-Surany  war  auf  Grund  der  Bewil- 
ligung des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  vom 
10.  Ootober  1807,  Z.  5299,  ursprünglich  als  Privat-  (Fabriks-)  Balm  erbaut  worden 

Kli«i.b»hnea.    I.  <jg 
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Im  Jahre  1873  wurde  die  Bahn  von  der  Staatsbahngesellschaft  angekauft  und  mit 
Bewilligung  der  königl.  ungarischen  Regierung  nach  entsprechender  Umge- 
staltung am  15  Jänner  1874  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  Mit  dem  Gesetz- 
artikel XLUl  vom  Jahre  1875  wurde  dieser  Ankauf  nachträglich  genehmigt,  und 
der  Staatsbahngesellschaft  die  Concession  für  die  genannte  Bahn  ertheilt.  *) 

Die  Concession  für  die  Fortsetzungslinie  Nagy-Surany —  Neutra  wurde 
durch  den  Gesetzartikel  XLII  vom  Jahre  1875  an  Wilhelm  Toth  und  Consorten 
erthrilt  und  gemäss  der  Bestimmung  des  §  19  der  Concessionsurkunde  an  die 
Staatsbahngesellschaft  übertragen.**)  Die  Strecke  N.-Surany— Ivanka  wurde  am 
1.  November  1876  und  die  Strecke  Ivanka— Neutra  am  19.  November  1876 
eröffnet. 

Die  Concession  für  die  weitere  Linie  Neutra — Nagy-Tapolcsa ny  wurde 
durch  den  Gesetzaiiikel  XXXIII  vom  Jahre  1880  an  Karl  Stummer  und 
Consorten  ertheilt  und  im  Sinne  des  §  19  der  Concessionsm künde  au  die 
StaatsbahngeselUchaft  übertragen.  Die  Eröffnung  der  Linie  Neutra—  Nagy-Tapol- 
csany  fand  am  16.  September  1831  statt. 

Endlich  wurde  die  Strecke  Nagy- Tapolcs äny  —  Belicz  auf  Grund  des 
Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  mit  Erlass  des  königl.  ungarischen  Mini- 
steriums für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  vom  22.  November  1883, 
Z.  38131,  an  die  Staatsbahngesellschat't  concessionirt,  und  am  19.  August  1884 
eröffnet. 

§  2. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbabngesellschaft  ist 
verpflichtet,  bei  dem  Betriebe  der  „Neutrathal-Eisenbahn"  sich  strengstens 
an  den  Inhalt  dieses  Gesetzes,  ferner  an  die  durch  den  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communication  am  20.  April  1868  unter  der 
Z.  4973  erlassene  and  durch  die  Legislative  genehmigte  provisorische 
Eisenbabnconcessionsvorschrift,  ferner  an  die  im  §  8  des  mit  dem 
Gesetzartikel  XX  vom  Jahre  1878  inarticnlirten  Zoll-  und  Handels- 
Ltindnisses  angeuommene  Eisenbahnbetriebsordnung  und  an  das  Betriebs- 
reglement —  insoweit  dieselben  durch  die  gegenwärtige  Concessions- 
Urkunde,  sowie  durch  das  am  29.  Juli  1883  für  die  Local bahnen 
erlassene  Verkehrsregulativ  keine  Modifikationen  erlitten  haben  — ,  sowie 
an  das  letzterwähnte  Verkehrsregulativ  und  endlich  an  die  diesbezüglich 
später  zu  schaffenden  Gesetze  und  durch  die  ll-gierung  zu  erlassenden 
Verordnungen  etienge  zu  halten  und  denselben  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

§  3. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  „Neutrathal-Eisenbahn"  derart  zu- 
genommen haben  wird,  dass  das  jährliche  Bruttoerträgniss  per  Kilometer 

*>   Siehe  diese   Concessionsurkunde   in    der  Eisenb.-Ges.-Samml,  V.  2, 
fvite  221. 

**>   Siehe   diese   C'onoessionsurkuiule   in   der  Eisenb.-Ges.-Samml.   V.  2, 
Seite  230. 
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14.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  übersteigt,  ist  die  Eisenbahngeeell- 
schaft  verpflichtet,  auf  Wunsch  der  Regierung,  ohne  jede  Entschädigung, 
ein  zweites  Geleise  herzustellen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  die  Eisenbahn- 
gesellschaft nur  während  der  ersten  70  Jahre  der  Concessionsdauer 
verhalten  werden.  Während  der  letzten  20  Jahre  ist  dieselbe  nur  gegen 
eine  seitens  des  Staates  zu  leistende  und  im  Wege  der  Vereinbarung 
festzustellende  Entschädigung  verpflichtet,  das  zweite  Geleise  herzustellen. 


Nachdem  die  im  §  1  erwähnten  Bahnen  ausgebaut  und  dem 
Verkehr  übergeben  sind,  ist  deren  Bau  und  deren  Einrichtung  nach 
den  Bestimmungen  der  gleichfalls  im  §  1  angeführten  Concessions- 
urkunden  zu  beurtheilen,  wobei  noch  ausbedungen  wird,  dass  die  vor 
dem  In  sieben  treten  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  gemäss  den  Anordnungen 
der  im  mehrerwähnten  Paragraphe  angeführten  Concessionsurkunden 
hergestellten  Bauten  und  Einrichtungen  auch  fernerhin  im  gleichen 
Maasse  aufrechtzuerhalten  und  zu  besorgen  sein  werden  und  dass  die- 
selben ohne  Bewilligung  der  Regierung  durchaus  nicht  vermindert 
werden  dürfen. 

Die  Concesaionsurkunde  für  die  Linie  T6t-Megyer  — Nagy- 
Surany  enthält  keine  den  Bau  betreffenden  Speoialbestimmungen. 

Aus  der  Concesaionsurkunde  für  die  Linie  Nagy-Suriny— Neutra 
(Gesetzartikel  XLII  ex  1875)  gehört  hierher: 

§  5- 

Für  die  Ausführung  der  Arbeiten  und  für  die  Betriebseinrichtung  sind 
folgende  allgemeine  Bestimmungen  maasagebend: 

o)  Unterbau. 

Das  Maximalsteigungaverhältniss  wird  auf  1  :  100  festgesetzt.  Die  Krüm- 
mungen auf  der  offenen  Bahn  dürfen  keinen  kleineren  Halbmesser  als  300  Meter  haben. 

Das  Normalprofil  der  Bahn  ist  bei  Einschnitten  und  Dämmen  so  anzubringen, 
dass  die  Kronenbreite  dort,  wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen  ruhen,  3*3  Meter 
beträgt.  Das  Schotterbett  hat  eine  Dicke  von  0*25  Meter  unter  dem  Sohienenfusse 
und  in  der  Höhe  des  Scbienenfuaaea  eine  Breite  ron  2  8  Meter  zu  erhalten. 

Brücken  und  Durchlässe  können,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  sich 
unter  Dämmen  befinden,  a\is  weichem  Hoiss  hergestellt  werden. 

b)  Oberbau. 

Die  Bahn  erhält  die  normale  Spurwette  von  Hauptbahnen. 

Bezüglich  der  Herstellung,  beziehungsweise  Lieferung  des  Oberbaues  und 
dessen  sümmtlicher  Bestandteile,  sowie  in  Betreff  der  Geleisedispositionen  der 
Stationen  sind  jene  Vorschriften  und  Normal pläne  als  Richtschnur  zu  nehmen, 
welche  für  die  Secundärbabn  Valkany — Perjamos  festgestellt  worden  sind. 

In  dieser  Beziehung  wird  besonders  erwähnt,  dass  die  Schienen  nach  dem 
leichteren  Profile,  nämlich  per  laufenden  Wiener  Fuss  15  Zollpfunde  wiegend, 
jedoch  aus  gewalztem  Eisen  zu  liefern  sind.  Die  gewöhnlichen  Schwellen  sollen 
2*35  Meter  lang  sein,  dürfen  jedoch,  sowie  auch  die  Wechaelschwellen,  aus  weichem 
Holze  hergestellt  werden. 

33* 
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t)  Gebäude,  Bahnahsohluss,  Signale. 


Die  Ausführung  der  Hochbauten  kann  a,  f  da«  geringste  Mass  beschränkt 
werden. 

Mit  Ausnahme  ganz  specieller  Fällo  Bind  im  Allgemeinen  ausser  den  in  den 
Stationen  erforderlichen  mindestens  je  zwei  Wiichterhäuser  pro  Bannmeile  zu 
erbauen. 

Ffir  jede  Station  genügt  eine  Wnrtelocalität. 

Zur  Herstellung  von  Localitäten  für  öffentliche  Zwecke,  als:  für  die  Post, 
den  Telegraphen,  die  Polizei  etc.,  sind  die  Concessionäre  nicht  verpflichtet. 

Waarenmagazine  sind  nur  insoferne  zu  errichten,  als  dies  der  Verkehr 
erheischt. 

Die  Gebäude  dürfen  ohne  Ausnahme  aus  dem  an  Ort  und  Stelle  am 
billigsten  zu  beschattenden  Materiale,  eventuell  aus  Riegelwänden,  Luftziegeln 
oder  Pise  mit  Holzdächern  hergestellt  worden.  Die  Grundmauern  und  Tragsäulen 
müssen  jedoch  aus  Stein  oder  Ziegeln  hergestellt  sein. 

Im  Allgemeinen  sind  Einfriedungen  der  Dahn,  als  welche  auch  Schutzdämme 
und  Materialgräben  angesehen  werden,  nur  an  besonders  beachtenswerten 
Orten  und  dort  nothwendig,  wo  die  Hahn  an  Strassen  oder  Ortschaften  vorbeiführt. 

Wegschranken  müssen  nur  hei  frerjuenten  Uebergängen  oder  dort  errichtet 
werden,  wo  das  Herannahen  des  Zuges  von  dem  Wegtibergange  aus  nicht 
wenigstens  auf  150  Meter  Entfernung  sich' bar  ist. 

Zngschranken  sind  zulässig,  und  es  können  von  einem  Standorte  aus  gleich- 
zeitig mehrere  Zugschranken  bewegt  werden. 

Hei  Wegübergängen  ohne  Schranken  sollen  fixe,  das  Langsamfahren  anzei- 
gende Scheiben  aulgestellt  werden. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  einen  Betriobstelegraphen,  welcher  die 
telegraphisehe.  Correspondeiiz  zwischen  den  Stationen  vermittelt,  zu  errichten. 

Optische,  acustiseho,  sowie  (ilockcmsignale  sind  entbehrlich. 

Die  Hand-  und  Zugsignale  sind  nach  den  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 


Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  in  Nagy-Surany  einen  mit  der  Tiit- 
Megyer -  Xagy-Suranyer  Hahn  gemeinschaftlich  zu  benutzenden  Hahnhof,  ausserdem 
zwei  Zwischenstationen  und  schliesslich  in  Neutra  eine  Endstatton  herzustellen. 
Die  N-utraer  Station  ist  derart  zu  situtren,  das*  sie  der  eventuellen  Fortsetzung 
der  Eisenbahn  entsprechen  kann. 

Die  Detailanlagen  sollen  mit  den  Prineipicn  übereinstimmen,  welche  von 
der  Regierung  in  den  Typen  für  dio  Valkäny  -Pcrjäiunser  Hahn  aufgestellt,  wurden. 

Die  Stationen  sind  ab.  r  derart  a. zulegen,  diiss  sio  im  Bedarfsfälle  ver- 
grössert  werden  können. 


Die  Wahl  der  Fahrbetriebsmittel  bleibt  den  Coneessionären  unter  Vorbehalt 
der  Bestimmungen  der  fc'S  21  und  22  der  im  g  2  angeführten  provisorischen  Eisen- 
bahnbetriebsordnitug  überlassen 

Dio  grösste  Belastung  einer  Loeomotivacbse  wird  auf  175  Zollcentner  fest- 
gesetzt. 

Locomotivo  mit  zwei  Achsen  sind  zulässig. 

Bei  drei  Viertheilen  der  gesammten  (iüterwagen  sind  elastische  Stnssballen 
nicht  erforderlich;  wohl  aber  sind  solche  bei  den  übrigen  ähnlichen  Wagen  unbe- 
dingt in  Anwendung  zu  brng  n. 

Ferner  der  Schlusssatz  des  g  fi,  welcher  lautet: 

Schliesslich  haben  die  Concessionäre  die  Verkehrsmittel,  Schienen  und 
sonstigen   beim   Bauo  zu   benutzenden  Materialien   im   Inlande  anzuschaffen;  die 
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Einführung  derselben  aus  dem  Auslande  wird  die  Regierung  nur  in  dem  Falle 
gestatten,  wenn  die  Coneessionäre  den  Nachweis  liefern,  dass  solche  im  Inlande 
unter  den  nämlichen  Bedingungen  nicht  beschafft  werden  können. 

Aus  der  Concessionsurkunde  für  die  Linie  Neutra  —  Nagy-Tapol- 
csany  (Gesetzartikel  XXXIII  ex  1880)  gehört  hierher: 

8  &• 

Bei  der  Herstellung  der  Arbeiten  und  der  Betriebseinrichtung  werden 
folgende  allgemeine  Vorschriften  maassgebend  sein: 

a)  Unterbau. 

Die  Maximalstcignngsproportion  muss  eins  zu  hundert  sein  (1  :  100). 
Krümmungen  dürfen  auf  offener  Bahn  keinen  kleineren  Halbmesser  besitzen  als 
250  Meter. 

Die  Normalquerprofile  der  Bahn  in  Eins  hiiitteu  und  Dämmen  sind  bo 
anzulegen,  dass  die  Kronenbreite  der  Hahn  dort,  wo  die  Schienen  auf  den 
Sehwellen  ruhen,  mit  je  3  Alfter  bestimmt  werde. 

Das  Schotterbett  ist  unter  den  Schienenfüssen  0  25  Meter  dick  und  in  der 
Höhe  der  Schienenflisse  in  der  Breite  von  2  8  Meter  zu  legen. 

Die  Brücken  und  Durchlässe,  mit  Ausnahme  jener,  welch  '  sich  unter  der 
Erdaufschüttung  befinden,  können  aus  weichem  Holze  gebaut  werden. 

h)  Oberbau. 

Alinea  1  und  2,  gleichlautend  mit  dem  oben  abgedruckten  §  5  b,  alinea  1 
und  2  der  Concessionsurkunde  für  Nagy-Surany— Neutra;  alinea  3  lautet: 

Hierbei  wird  besonders  bemerkt,  dass  das  Gewicht  der  Schienen  bei  Ver- 
wendung von  leichten  und  kleinen  Normalprofilen  oder  von  gewalzten  Eisen- 
schienen 25*3  Kilogramm  pro  Meter,  bei  Verwendung  von  Stahlschienen  aber 
21  Kilogramm  pro  Meter  zu  betragen  hat.  Die  Länge  der  gewöhnlichen  Slipper 
darf  nicht  geringer  als  2  35  Meter  sein,  jedoch  Minnen  sowohl  diese,  als  auch  die 
Schwellen  der  Weichen,  aus  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

c)  Gebäude,  Bahnabsperrung,  Signale. 

Gleichlautend  mit  dem  oben  abgedruckten  §  6  c  der  Concessionsurkunde 
für  Nagy-Surany— Neutn. 

d)  Stationen. 

Die  Coneessionäre  sind  verpöichtet,  die  mit  der  Nagy-Surany — Neutraer 
Eisenbahn  gemeinsam  zu  benützende  Station  nötigenfalls  gehörig  zu  erweitern 
und  überdies  drei  Zwisohenstationen,  endlich  in  Tapulosiiny  eine  Endstation  zu 
errichten. 

Die  Details  der  Ausführung  haben  mit  den  Principien  übereinzustimmen, 
welche  in  den  Regierungsvorschriften  der  Valkauy— Perjiimoser  Eisenbahn  festgesetzt 
worden  sind. 

Die  Stationen  sind  derart  zu  bauen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle  erweitert 
werden  können. 

e)  Betriebsmittel. 

Alinea  1,  3  und  4  gleichlautend  mit  dem  oben  abgedruckten  §  5  e,  alinea  1, 
3  und  4,  der  Concessionsurkunde  für  Nagy-Surany— Neutra;  alinea  2  lautet: 
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Die  grOsste  Belastung  der  Achsen  der  Locomotive  wird  auf  9l/2  Tonnen 
festgesetzt. 

Ferner  der  Schlnsssatz  des  §  6,  gleichlautend  mit  dem  oben  abgedruckten 
Schlusssatze  des  §  6  der  Conoessionsurkunde  für  Nagy-Surany — Neutra. 

Aus  der  Conoessionsurkunde  Tora  22.   November  1883  für  die 
Linie  Nagy-Tapocsiny — Belicz  gehört  hierher: 

§  6. 

Für  die  Ausführung  der  Arbeiten  und  für  die  Betriebsoinriohtung  sind 
folgende  allgemeine  Bestimmungen  massgebend: 

a)  Unterbau. 

Das  MaxiroaUteigungsverhältniss  muss  (6  5  :  1(H0)  sechs  Ganze  fünf  Zehntel 
su  Tausend  sein.  Die  Krümmungen  auf  der  offenen  Bahn  dürfen  keinen  kleineren 
Halbmesser  als  400  Meter  haben. 

Die  Normalquerprofile  der  Bahn  in  Einschnitten  und  Dämmen  sind  so 
anzulegen,  dass  die  Kronenbreite  der  Bahn  dort,  wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen 
ruhen,  3*3  Meter  betrage. 

Das  Schotterbett  ist  unter  dem  Schienenfusse  0*26  Meter  dick  und  in  der 
Hohe  des  Sohienenfusses  in  der  Breite  von  2*8  Meter  zu  legen. 

Die  Brücken  und  Durchlässe,  mit  Ausnahme  jener,  weloho  sich  unter  der 
Erdaufschültung  befinden,  können  aus  weichem  Ilolze  gebaut  werden. 

b)  Oberbau. 

Die  Bahn  erhalt  eine  den  Bahnen  ersten  Ranges  gleiche  Geleisweite. 

Bezüglich  der  Herstellung  des  Oberbaues  und  sämmtlicher  Bestandteile 
desselben,  sowie  auch  bezüglich  der  Geleisedisposition  der  Stationen  sind  jene 
Vorschriften  und  Normalplane  einzuhalten,  welche  für  die  Linie  der  SecundKrbahn 
Valkany — Perjämos  festgesetzt  worden  sind. 

Hierbei  wird  besonders  bemerkt,  dass  das  Gewicht  der  Schienen,  bei  Ver- 
wendung von  leichten  und  kleinen  Normalprofilen  gewalzter  Eisenbahnschienen, 
25  Kilogramm  pro  Meter,  bei  Verwendung  von  Stahlschienen  aber  21  Kilogramm 
per  Meter  zu  betragen  hat,  und  sind  sie  auf  derart  dicht  gereihte  Slipp<-r  zu 
legen,  dass  bei  Inanspruchnahme  der  Schienen  die  grösste  Belastung  —  Eisen- 
material vorausgesetzt  —  900,  Stahlmaterial  vorausgesetzt  —  1000  Kilogramm 
nicht  Uberschreite 

Die  Länge  der  gewöhnlichen  Stipper  wird  mit  2*2  Meter  bestimmt,  jedoch 
kOnnen  sowohl  diese  als  auch  die  Schwellen  der  Weichen  aus  weichem  Holze 
hergestellt  werden. 

c)  Gebäude,  Bahnabsperrung,  Signale. 

Die  Aufstellung  von  Gebäuden  kann  sich  auf  das  geringste  Maass 
besekränken. 

Wächterhäuser  sind  auf  offener  Bahn  nur  an  solchen  Orten  aufzustellen,  wo 
es  die  Handhabung  der  Schranken,  beziehungsweise  Barrieren  erheischt,  welche 
im  Sinne  der  auf  die  Absperrung  der  Strassenübergiinge  bezughabenden,  weiter 
unten  folgenden  Bestimmung  zu  errichten  sind. 

Alinea  3  bis  7,  dann  9  bis  13  sind  gleichlautend  mit  §  5  c,  alinea  3  bis  7 
und  9  bis  13  der  oben  abgedruckten  Concessionsnrkunde  für  Nagy-Surany — Neutra; 
alinea  8  lautet: 
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Die  zur  Absperrung  der  Strassen  nöthigen  Sehranken  sind  nur  bei  Strassen- 
Ubergängen  von  sehr  starker  Frequenz,  oder  an  solchen  Stellen  zu  errichten,  wo 
der  Verkehr  des  Zuges  von  dem  Strassenübergange  auf  die  Entfernung  von 
wenigstens  100  Metern  nicht  wahrgenommen  werden  kann. 

S)  Stationen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn 
zusammen  drei  Stationen  zu  errichten. 

Ausserdem  ist  die  concessioniite  Gesellschaft  berechtigt,  zwischen  diesen 
Stationen  —  nach  Bedarf  und  selbstverständlich  mit  Bewilligung  der  Regierung 
—  noch  weitere  Stationen,  Haltest«  Uen  und  Ausweichen  zu  errichten.  Das  Recht, 
die  Stationen,  sowie  die  Plätze  und  Ausdehnung  der  Weichen  zu  bestimmen, 
steht,  über  den  Antrag  des  Conoessionars,  der  Regierung  zu. 

Die  Stationen  sind  derart  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle  erweitert 
werden  können. 

f)  Betriebsmittel. 

Der  Concessionär  kann  die  Betriebsmittel,  unter  Aufrechthaltnng  der  iu 
den  §§21  und  22  der  im  §  2  erwähnten  provisorischen  Eisenbahnbetritbsordnung 
ft  stgesetzten  Bestimmungen  selbst  wählen. 

Die  Verweisung  von  zweiachsigen  Locomotiven  wird  gestattet. 

Ferner  der  Schlnsssatz  des  §  6,  gleichlautend  mit  dem  oben  abgedruckten 
Schlusssatze  des  §  6  der  Concessionsurkunde  für  Nagy-Surany-  Neutra. 

§  5- 

Sobald  der  VerkeLr  auf  der  Neutratbal-Liuie  derart  zunimmt, 
dass  längere  Zeit  hinduich  «glich  mehr  als  5  Züge  in  der  einen  und 
5  Züge  in  der  anderen  Richtung  verkehren,  oder  sobald  die  Eisenbahn- 
gec  ellschaft  den  Nachtdienst  einrichten  will,  wird  dieselbe  verpflichtet 
sein,  bezüglich  der  Aufnahmslocalitäten,  der  Signalisirung,  der  Bahn- 
aufsicht  und  jeder  anderen  zum  Zwecke  der  Aufrechthaltung  des 
ordnungfmässigen  Betriebes  nothwendigen  Verfügungen,  die  Bahn  im 
Sinne  der  seitens  der  königl.  ungarischen  Regietang  in  Betreff  der 
Eisenbahnen  I.  Ranges  erlassenen  Normen  und  Weisungen  zu  ergänzen 
und  einzurichten,  sowie  die  von  Seite  der  Regierung  diesbezüglich  zu 
treffenden  Verfügungen  auf  eigene  Kosten  zu  vollziehen. 

Die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  während 
der  ersten  70  Jahre  der  Conceasionedauer  gefordeit  werden;  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  kann  eine  derartige  Umgestaltung  der  Bahn  nur 
auf  Grund  eines  diesbezüglich  zwischen  der  Regierung  und  der  Con- 
cessionärin  zu  schlieseenden  Übereinkommens  veranlasst  werden. 

§  «• 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  inwieferne  betreffs 
der  Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung 
von  Bahnhöfen,  der  Wagenentlehnung  und  aller  hie  für  zu  leistenden 
Entschädigungen    zwischen    den  interessirten  Eisenbahnen  eine  Ver- 
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einbaruDg   nicht   zu  Stande   kommen  sollte,    die   Bedingungen  einer 
solchen  obligatorisch  festzustellen. 

§ 

Dae  Expropriationsrecht  wird  im  Sinne  des  Gesetzartikels  XLI 
vom  Jahre  1881  der  Gesellschaft  zum  Zwecke  der  Ausführung  der  auf 
der  conceßsionirten  Bahn  vorkommenden  Bauten  ertheilt. 

§  8. 

Die  priv.  Österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  ist 
verpflichtet,  auf  der  Neutrathal-Eisenhahn  fiie  königl.  Post  und  die  Post- 
manipulanten  im  Sinne  des  §  G8  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  unentgeltlich  zu  befördern  und  zu  diesem  Behufe 
täglich  mindestens  einen  Zug  nach  beiden  Richtungen  einzuführen, 
ferner  die  Hälfte  eines  zweiachsigen  Lastwagens  für  die  Unterbringung 
der  Postsendungen  und  des  Postconducteurs  einzurichten. 

Dieser  Postwagen  muss  taglich  nach  beiden  Kichtungeu  wenigstens 
einmal  verkehren. 

Correspoudenzen,  welche  in  Angelegenheiten  des  Eisenbahnbetriebes 
zwischen  der  Directiou  der  Gesellschaft  und  deren  Untergebenen, 
oder  zwischen  den  Letzteren  gewechselt  werden,  dürfen  auf  der  Neutra- 
thal Eisenbahn  gebühreufrei  befördert  werden. 

§  9- 

Den  Ausbau  der  längs  der  N^utrathal-Eisenbahnliüie  nothwendigen 
Eisenbahnbetriebs-Telegraphenleituugen  bis  zu  dem,  an  den  Bahnhöfen 
und  eventuell  an  den  Wächterhäuseru  anzubringenden  letzten  Isolator,  even- 
tuell bis  zu  den  drehbaren  Deckungssignalapparaten,  wird  auf  Grund- 
lage eines  über  die  Details  mit  der  Eisenbahngesellschaft  zu  treffenden 
Uebereinkommeus  der  königl.  ungarische  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Commuuication  vollführen  lassen. 

Die  Gesellschaft  ist  demnach  verpflichtet,  an  das  erwähnte  Mini- 
sterium wegen  Anordnung  des  Telegraphenbaues  uud  Feststellung  des 
obbezeichneten  Uebereiukommens  derart  rechtzeitig  das  Ansuchen  zu 
stellen,  dass  demselben  zur  Anschaffung  der  für  den  TVlegraphenbau 
erforderlichen  Materialien  uud  zur  Beendigung  des  Telegraphenbaues 
bis  zur  Eröffnung  der  Bahn  genügende  Zeit  verbleibe. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  zu  gestatten,  dass  die  Säulen 
<ler  zu  errichtenden  Telegraphenleitung  auf  dem  Eigenthum  und 
Territorium  der  Bahn  aufgestellt  werden,  ohne  dass  die  Gesellschaft 
für  das  in  Anspruch  genommene  Terrain  gegenwärtig  oder  in  Zukunft 
eine  Entschädigung  ansprechen  könnte. 

Die  Plätze  für  di«  Telegraphensäulen,  sowie  die  übrigen  Punkte 
zur  Befestigung  der  Telegraphenleituug  sind  durch  die  Gesellschaft 
und    die   betreffenden  Telegraphenbauorgane   des  königl.  ungarischen 
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Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  einverständlich 
derart  festzustellen,  dass  durch  dieselben  weder  der  Eisenbahnbetrieb, 
noch  die  Sicherheit  des  Betriebspersonales  gefährdet  sei. 

Die  Eisenbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  als  gleich- 
zeitig mit  der  Betriebstelegraphenleitung,  eine  Staatstelegraphenleitung 
nicht  erbaut  werden  sollte,  den  ganzen  Preis  der  Telegraphensäalen 
und  sonstigen  Telegraphenbaumaterialiea,  sowie  die  gesammten  Tele- 
graphenbaukosten, falls  jedoch  gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphen- 
leitung erbaut  werden  würde,  den  Preis  des  zur  Herstellung  der 
Betriebsleitung  verwendeten  Baumateriales  und  von  den  Gesammtbau- 
kosten  den  auf  die  Betriebsleitung  entfallenden  verhältnissmässigen  Theil 
dem  königl.  ungarischen  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  zurückzuerstatten. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  auf  Verlangen 
des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  die  erforderlicheu  Geldbeträge  für  die  im  vorigen 
Punkte  bezeichneten  Telegraphenbauten  bis  zur  nachträglichen  Ver- 
rechnung zinsenfrei  vorzustrecken  und  die  Telegraphensäulen,  sowie 
alle  übrigen  erforderlichen  Telegraphenbaumaterialien  längs  der  her- 
zustellenden Bahn  in  der  von  der  königl.  ungarischen  Telegraphen- 
verwaltung festzustellenden  Weise  und  Zeit  auf  dem  bereits  gelegten 
Eisenbahngeleise  auf  eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Bei  Uebergabe  der  Betriebsleitungen  übergeht  der  gesammte  In- 
ventarstand der  auf  Kochnung  der  Gesellschaft  erbauten  Betriebs- 
leitungen in  den  Besitz  der  Gesellschaft. 

Das  königl.  uugarische  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  ist  jedoch  berechtigt,  wann  immer  an  den  längs  der 
Eisenbahn  aufgestellten  Säulen  Staatstelegraphenleitungen  anzubringen, 
und  gehen  dann  diese  Säulen  mit  der  Verpflichtung  zur  Erhaltung  der- 
selben auf  Staatskosten,  unentgeltlich  in  das  Eigenthum  des  königl. 
ungarischen  Staatstelegraphen  über. 

Die  Gesellschaft  darf  die  Eisenbahnbetriebs-Telegraphenleitungen 
unter  der  üblichen  Controle  des  Ministeriums  ausschliesslich  nur  zu 
jenen  Telegrammen  bentitzen,  welche  zum  Zwecke  des  Eisenbahn- 
betriebes zwischen  der  Direction  und  deren  untergeordneten  Organen, 
oder  zwischen  den  Letzteren  untereinander  gewechselt  werden. 

Das  Ministerium  ist  jedoch  berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  der 
Bahndirection  die  Benützung  dieser  Betriebsleitungen,  soweit  dies  der 
Betriebsverkehr  gestattet,  sowohl  zur  Weiterbeförderung  von  Staats- 
ais auch  von  Privatdepeschen  unter  gehöriger  Controle  zu  verlangen 
und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  aber  die  Art  der  Benützung  und  die  Ver- 
keilung der  Telegraphengebühren  zwischen  der  Gesellschaft  und  der 
königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltuog  durch  ein  separates  Ueber- 
einkommen  geregelt  werden. 
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Ebenso  werden  in  einem  besonderen  Uebereinkommen  zwischen 
der  Gesellschaft  und  der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung, 
auch  jene  Bedingungen  festgestellt  werden,  welche  die  Ueberwachung 
und  Erhaltung  der  längs  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphenleitungen 
und  die  an  denselben  etwa  später  auf  Verlangen  der  Eisenbahndirection 
vorzunehmenden  Umänderungen  oder  Translocirungen  überhaupt  alle 
jene  Telegraphenangelegenheiten  betreffen,  welche  in  obigen  Punkten 
noch  nicht  geregelt  sind. 

§  10. 

Das  Maximum  der  Fahr-  und  Frachtgebühren  wird  für  die  Nentra- 
thal-Eisenbahn  innerhalb  folgender  Grenzen  bemessen: 

a)  Der  höchste  Tarifsatz  beträgt  pro  Person  und  Kilometer: 

in  der     I.  Classe  4  75  kr.  österr.  Währ,  in  Silber 

n     n  t>      3  56    n        n  v       »  n 

n     n     HL      n      2-37   n         »  t>      n  tj 

Die  Waggons  I.  und  II.  Classe  können  derart  eingerichtet 
werden,  wie  die  auf  den  Bahnen  ersten  Ranges  in  Gebrauch 
6tehenden  Waggons  II.  Classe.  Bei  Reisegepäck  kann  das  pro 
ganzes  Billet  25  Kilogramm'  überschreitende  Mehrgewicht  auf 
Gewichtssätze  von  10  Kilogramm,  und  bei  Eilgut  auf  Gewichts- 
sätze von  5  Kilogramm  aufwärts  abgerundet  werden.  Für  je 
10  Kilogramm  Gepäcksmehrgewicht  kann  per  Kilometer  0  211  kr., 
für  100  Kilogramm  Eilgut  aber  per  Kilometer  211  kr.  in  Silber 
gerechnet  werden. 

h)  Bezüglich  des  Transportes  der  Fracbtgüter  wird  als  höchster 
Tarifsatz  per  100  Kilogramm  und  Kilometer  in  der  I.  Stück- 
güterclasse  0-79,  in  der  II.  ermäßigten  Stückgüterclasse  0  53  und 
für  spenige  Güter  1*06  kr.  Silber  festgestellt. 

Für  Steinkohle,  Salz,  Brenn-  und  Bauholz,  Dünger,  Steine  und 
Ziegel  wird,  wenn  selbe  in  ganzen  Wagenladungen  befördert  werden, 
als  höchster  Tarifsatz  per  100  Kilogramm  und  per  Kilometer  0*41  kr. 
in  Silber  berechnet. 

Für  sonstige,  in  ganzen  Wagenladungen  zur  Aufgabe  gelangende 
Güter  gilt  als  Maximaltarifsatz  der  obige  Satz  der  ermässigten  Stück- 
güterclasse. 

Hinsichtlich  der  Classification  der  Güter  und  der  übrigen  Trans - 
portbestimraungen,  sowie  der  Nebengebtihren  (einschliesslich  der  Mani- 
pulationsgebühren) und  endlich  auch  der  Frachtgebühren  für  Leichen, 
Equipagen,  lebende  Thiere,  Separatzüge  etc.  sind  die  auf  den  Haupt- 
linien der  priv.  österreichisch- ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
bestehenden  Bestimmungen  und  Normen  maassgebend. 

Sobald  das  Reinerträgniss  dieser  Bahn  drei  nacheinander  folgende 
Jahre  hindurch  sich  auf  8  Procent  des  Anlagecapitals  erhöht,  wird  die 
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Regierung  berechtigt  sein,  unter  Einvernahme  der  genannten  Gesell- 
schaft, den  Tarif  herabzusetzen. 

Für  den  Fall,  als  die  Legislative  die  Beförderungsgebühren  der 
Eisenbahnen  regeln  sollte,  wird  diese  Regulirung  auch  ftlr  diese  Eisen- 
bahn giltig  sein. 

§ 

Der  Eisenbahngesellschaft  wird  gestattet,  die  einzuhebenden  Fahr- 
und  Fracbtgebühren  in  inländischer  Silbermünze  zu  berechnen,  derart, 
dass  sie  die  mit  Berücksichtigung  des  Silberagios  entfallende  Gebühr 
in  Landeswährung  anzunehmen  verpöichtet  sein  soll. 

§  12. 

Die  im  Sinne  des  §  10  festgesetzten  Tarife  können  durch  die 
Eisenbahngesellscbaft  in  der  Zwischenzeit  herabgesetzt  werden,  und 
zwar  im  Ganzen,  oder  nur  für  einzelne  Gattungen  der  Gegenstände, 
für  die  ganze  Länge  oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn,  in 
einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle  Transportentfernungen  gleich- 
massig  oder  bei  Zunahme  derselben  in  erhöhtem  Maasse. 

Die  solchergestalt  herabgesetzten  Tarife  können  auf  das  frühere 
Maass  wieder  erhöht  werden,  jedoch  erst,  nachdem  sie  drei  Monate  hin- 
durch in  Geltung  waren. 

Wenn  einem  Aufgeber  oder  Spediteur  unter  gewissen  Bedingungen 
eine  Frachtermässigung  oder  eine  andere  Begünstigung  zugestanden 
wird,  so  muss  dieselbe  jedem  Aufgeber  oder  Spediteur,  der  eben  die- 
selben Bedingungen  annimmt,  derart  eingeräumt  werden,  dass  eine  per- 
sönliche Begünstigung  in  keinem  Falle  platzgreifen  darf. 

Alle  diese  Begünstigungen  können  auch  in  Form  von  Schein- 
refactien  nicht  gewährt  werden. 

§  13. 

Im  Falle  einer  im  Iolande  eingetretenen  ausserordentlichen 
Theuerung  der  Lebensmittel  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Trans- 
portgebühr für  dieselben  für  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte 
des  Mazimaltarifes  herabzusetzen. 

§  14. 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  nach  herabgesetzten  Tarifen 
zu  befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  am  15.  September  1877  einer- 
seits zwischen  dem  gemeinsamen  kaiperl,  und  königl.  Kriegs-  und 
dem  königl.  ungarischen  Landesvertheidigungs-Ministerium,  andererseits 
zwischen  den  Kisenbabnverwaltungen  getroffenen  Uebereinkommens, 
beziehungsweise  des  am  1.  Jänner  1878  ins  Leben  getretenen  Militär- 
tran sporttarifes  und  dessen  Anhanges. 
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Die  bezüglich  der  Militärtransporte  getroffenen  oder  zu  treffenden, 
für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen  werden  auch  für  die  Neutra- 
thal-Eisenbahn gütig  sein. 

Diese  Bestimmungen  sind  ferner  auch  auf  die  Finanz  wache,  sowie 
auf  die  Staats-  und  Municipalsicherheitswacbe,  endlich  auch  auf  die 
Sträflinge  anzuwenden. 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellischaft  ist 
verpflichtet,  sich  an  das  auf  die  Militärtransporte  bezügliche  Regulativ 
und  an  die  in  demselben  enthaltenen  Festsetzungen  und  Vereinbarungen, 
mit  welchen  die  Anschaffung  und  Bereithaltuug  der  zum  Transporte 
nöthigen  Ausrüstungsgegeustäude,  die  Beistellung  der  Verkehrsmittel 
und  des  Betriebspcrsonales,  die  gegenseitige  Aushilfe  mit  Verkehrs- 
mitteln und  Betrit'bspersouale  und  die  Benützung  der  zu  Militärsauitäts- 
zwecken  eingerichteten  Eisenbahnwagen  geregelt  wird,  zu  halten. 

Die  genannte  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auch  jene  organi- 
schen Bestimmungen  und  Dienstvorschriften  zu  befolgeu,  welche  in 
Bezug  auf  die  Feldeisenbahnabtheüungen  und  deren  Verwendung  in 
Friedenszeiten  zu  Neubauten  oder  Erhaltungsarbeiten  seitens  des 
gemeinsamen  kaiserl.  uud  königl.  Kriegsministeriums  erlassen  worden 
sind  oder  später  festgestellt  werden. 

Im  Kriegs-  und  Mobilisirungsfalle  ist  endlich  die  geuauute  Eisen- 
bahn verpflichtet,  den  Transport  der  Urlauber  und  Reservisten  von  der 
ihrem  Wohnorte  am  nächsten  gelegenen  Station  bis  zu  der  ihrem  Bestim- 
muugsorte  am  nächsten  gelegenen  Station  auf  Grund  gehöriger  Legiti- 
mation nach  dem  ermassigteu  Militärtarife  zu  besorgen. 

Die  obangeführten  auf  die  Militärtransporte  bezüglichen  Bestim- 
mungen und  Begünstigungen  gelten  selbstverständlich  ebenso  auch  auf 
die  im  Dienst«  reisenden  lionve*  1s  und  auf  jeae  Truppen,  welche  als 
integrirender  Theil  der  Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

Endlich  hat  die  Eisenbahngesellschaft  jenen  Bestimmungen, 
welche  in  Bezug  auf  die  Anstellung  ausgedienter  Unterofficiere  der 
Armee,  der  Kriegsmarine  und  der  Honv^ds  im  §  38  des  Gesetz- 
artikels XL  vom  Jahre  1 8 <i S  uud  in  dem  Gesetzartikel  II  vom  Jahre 
1873  enthalten  sind,  unbedingt  zu  entsprechen. 

§  15. 

Staatsorgane,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  überwachenden  Behörden, 
oder  zur  Wahrung  der  aus  dieser  Concession  entspringenden  Staats- 
interessen, oder  aber  aus  Gefällsrückeichten  die  Eisenbahn  benutzen  und 
sich  Über  den  behördlichen  Auftrag  legitimiren,  sind  sammt  ihrem 
Reisegepäck  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  ic 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  ohne  vorherige 
Bezahlung  der  Fahr-  oder  Frachtgebühr  in  unredlicher  Absicht  benützen 
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sollten,  oder  mit  unrichtiger  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewichtes 
der  Sendung,  oder  auf  andere  Weise  die  Verkürzung  des  Unternehmens 
bezwecken,  kann  die  dreifache  TarifgebUhr  eingehoben  werden. 

§  17. 

Zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung  berechtigt, 
sich  in  jeder  Beziehung  sowohl  von  dem  Bau  der  Bahn,  als  auch  von 
der  zweckmässigen  und  soliden  Eiorichtung  des  Betriebes  und  von 
der  fortwährenden  Erhaltung  desselben  in  gutem  Stande  zu  überzeugen 
und  anzuordnen,  dass  die  wahrgenommenen  Mängel  behoben  werden. 

Die  Regierung  iet  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  delegirtes  Organ 
die  Geschäftsgebarung  und  Babnverwaltung  prüfen  und  controliren 
zu  lassen. 

Die  Gesellschaft  wird  von  der  Entrichtung  der  mit  der  Aufsicht 
der  Regierung  dieNeutratbal-Eisenbahn  betreffend,  verbundenen  Gebühren 
enthoben. 

§  !«• 

Der  Neutratbal-Ehsenbahn  wird  zugesichert: 

a)  Die  Stempel-  und  Gebtihrenfreiheit  für  die  Dauer  des  Baues,  für 
alle  zum  Zwecke  der  auf  welche  Weise  immer  zu  bewerk- 
stelligenden Beschaffung  des  Bau-,  beziehungsweise  Investitious- 
capitals,  sowie  der  Sicherstellung  des  Baues  und  der  Einrichtung 
abgeschlossenen  Verträge,  für  alle  behufs  Grundbuchseintragungen, 
der  In-  und  Extabulirung  von  Darlehen  notwendigen  Eingaben 
und  sonstigen  Urkunden,  welche  sich  auf  die  Uebertragung  von 
zu  Eisenbahnzwecken  erforderlichen  Grundflächeu  und  dinglichen 
Rechten,  anf  die  Lieferung  von  Bau-  und  sonstigen  Materialien, 
auf  die  Leistung  von  Baarzahlungen,  endlich  auf  alle,  in  welcher 
Weise  immer  zu  geschehende  Beitragsleistungen  Bezug  haben. 

b)  Volle  Befreiung  von  der  Steuer,  welche  die  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteten  Gesellschaften  und  Vereine  zu  ent- 
richten haben,  beziehungsweise  von  der  Bezahlung  der  Erwerbs-  und 
Einkommensteuer  für  die  Zeitdauer  von  30  Jahren  vom  1.  Jänner 
1879  gerechnet. 

Dagegen  ist  die  Transportsteuer  vom  Tage  des  Inslebentretens 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  auf  der  ganzen  Neutrathal-Eisenbahn  ein- 
zuheben. 

§  19. 

Gegenwärtige  Concession  erlischt  in  der  im  Schlusspunkte  des 
§  2  des  zwischen  der  königl.  ungarischen  Regierung  und  der  priv. 
österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  am  8.  Juni  1882 
geschlossenen  und  mit  dem  Gesetzartikel  XLV  vom  Jahre  1882  in- 
articulirten  Vertrages  bestimmten  Frist,  d.  h.  mit  Ende  des  Jahres  1965. 
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Auch  bezüglich  des  Zeitpunktes  des  Eiolösungsrechtes  des  Staates 
und  der  Modalitäten  der  Berechnung  des  Einlösungspreises  sind  die  im 
§  2  des  citirten  Vertrages  enthaltenen  Bestimmungen  massgebend. 

Ebenso  haben  bezüglich  des  Ausweises  des  Investitionscapitales 
der  Neutrathal- Eisenbahn  die  im  §  2  des  bezogenen  Vertrages  ent- 
haltenen Bestimmungen  zu  gelten. 

-       §  20. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  unentgeltlich,  im 
letzteren  jedoch  gegen  Leitung  der  im  Sinne  des  §  19  festgestellten 
Jahresrente  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuas  der  concessionirten 
und  in  gutem  Zustande  zu  übergebenden  Bahn;  insbesondere  nimmt  der 
Staat  in  seinen  Besitz:  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und 
Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau  mit  dem  gcsammten  Zugehör, 
als:  den  Verkehrsmitteln,  Bahnhöfen,  Auf*  und  Abladeplätzen  mit  den 
zum  Betriebe  der  Eisenbahn  gehörigen  Gebäuden,  an  den  Abfahrts- 
und Arikunftsplätzen  befindlichen  Wächter-  und  Aufseherh&usern  mit 
allen  Einrichtungen,  Mobilien  und  Immobilien.  Sowohl  beim  Erlöschen 
der  Concession,  als  auch  im  Falle  der  Einlösung  der  Bahn  behält  der 
Concessionär  das  Eigenthum  des  im  Laufe  des  Betriebes  gebildeten 
Reservefondes  und  der  aushaftenden  Activforderungeu,  sowie  der  Coaks- 
öfen,  Giessereien,  Maschinen-  oder  sonstigen  Gebäude,  zu  deren  Er- 
werbung oder  Herstellung  er  von  der  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugebör  der  Eisenbahn 
bilden  werden. 

§  21. 

Ueber  die  Neutrathal  Eisenbahnlinie  ist  vom  Tage,  an  welchem 
das  vorliegende  Gesetz  ins  Leben  tritt,  nur  eine  Betriebs-  und  eine 
Bau-  oder  Inves'itionsrechnung  zu  führen. 

§  22. 

Wenn  seitens  der  Gesellschaft  wiederholt  Verletzungen  oder 
Ausserachtlassungen  der  im  gegenwärtigen  Gesetze  und  in  den  Con- 
cesBionsurkuuden  oder  Gesetzen  enthaltenen  Verpflichtungen  vorkommen 
sollten,  eo  behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  gegen  die  Gesell- 
schaft die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mae6regelu  zu  treffen  und  nach 
Umständen  die  Concession  noch  vor  Ablauf  der  Dauer  aU  erloschen 
zu  erklären. 

§  23. 

Jene  Bestimmungen  der  mit  den  Gesetzartikeln  XL1I  und  XLIII 
vom  Jahre  1875  und  dem  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre  1880 
inarticulirten,  sowie  der  durch  die  Regierung  auf  Grund  des  Gesetzartikels 
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XXXI  vom  Jahre  1880  am  22.  November  1883  erlassenen  und  im 
§  1  des  gegenwärtigen  Gesetzes  näher  bezeichneten  Concessionsurkunden, 
welche  mit  den  Anordnungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  im  Wider- 
spruche stehen  oder  hierher  übernommen  wurden,  werden  ausser  Kraft 
gesetzt. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  4. 

§  24. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tsge  der  Verlautbarung  in  Kraft  und 
werden  mit  dem  Vollzüge  desselben  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication   und  der  Finanzminister  betraut. 

In  Vollziehung  dieses  Gesetzes  wurde  der  Staatseisenbahngesellschaft  mit 
Erlass  des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
munication vom  12.  Mai  1887,  Z.  17642,  ein  „Anbang"  zu  den  im  §  1  citirten 
Concessionsurkunden  hinausgegeben,  welcher  alle  im  vorstehenden  Gesetze 
gegebenen  Bestimmungen  enthalt. 


18.  Concessionsnrkundc  vom  9.  Juni  1884 

für  den  Bau  und  Betrieb  der  Loralbahn  Esztergom-Nana-  Ipoljsag. 

Auf  Grund  des  §  1  des  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880 
und  der  Allerhöchsten  Entscbliessung  Seiner  kaiserlichen  und  königlichen 
Apostolischen  Majestät  ddo.  Wien,  am  6.  Mai  1884,  erlässt  der  königl. 
ungarische  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  für  den 
Bau  und  Betrieb  der  Localbabn  Esztergom-Nana — Ipolysag  folgende 
Concessionsurkunde : 

§  i. 

Die  Concessionärin,  die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisen- 
bahngesellscbaft,  erhält  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  von 
der  Station  Esztergom-Nana  abzweigenden,  mit  Berührung  der  Gemeinden 
Kohid-Gyarmat,  Pincz£*begy,  Szakallos  bis  nach  Ipoljsag  führenden 
Local-Locomotiveisenbahn. 

Die  Eröffnung  fand  statt  in  den  Strecken  Gr&n-Nana-Caata  am  1.  Juni 
1885  und  CsÄta-lpolysAg  am  24.  September  1896.  Diese  Eisenbahn,  im  Vereine 
mit  der  durch  den  unten  folgenden  Anhang  zur  vorstehenden  Concessions- 
urkunde (Docuroent  19)  concessionirten  Zweiglinie  Csata-Leva  hat  im  Sinne  dos 
§  4  dieses  Anhanges  und  zufolge  des  Erlasses  des  königl.  ungarischen  Mini- 
steriums für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  vom  21.  März  1887,  Z.  1076, 
den  Namen  „Gran-  und  Eipelthalbabn"  zu  führen. 
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§  2. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der 
concespionirten  Bahn  an  den  Inhalt  dieser  Concessionsurkunde,  ferner 
an  die  durch  den  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
am  20.  April  1868  unter  Z.  4973  erlassene  und  durch  den  Reichstag 
genehmigte  provisorische  Eisonbahnconcessionsvorschrift,  sowie  an  die 
im  §  8  des  mit  dem  Gesetzartikel  XX  vom  Jahre  1878  inarticulirten 
Zoll-  und  HandelsbUndnisses  angenommene  Eisenbahnbetriebsordnung 
und  das  Betriebsreglement  —  soweit  dieselben  durch  den  Inhalt  der 
gegenwärtigen  Concessionsurkunde,  sowie  durch  das  am  29.  Juli  1883 
erlassene  Verkehreregulativ  für  Localbahnen  keine  Abänderung  erlitten 
haben  — ,  ebenso  an  das  letzterwähnte  Vekehrsregulativ  und  endlich 
auch  an  die  diesbezüglich  später  zu  schaffenden  Gesetze  und  durch  die 
Regierung  zu  erlassenden  Verordnungen  sich  strenge  zu  halten  und 
sich  denselben  unbedingt  zu  unterwerfen. 

§  3. 

Der  Bau  und  die  Einrichtung  des  Betriebes  werden  auf  Grund 
der  durch  den  Concessionär  anzufertigenden  und  der  Regierung  behufs 
(Jeberprüfung  und  Genehmigung  zu  unterbreitenden  allgemeinen  und 
Detailpläne  bewerkstelligt  werden. 

Der  Concessionär  kann  übrigens,  sowohl  bei  der  Anfertigung  der 
Pläne,  als  auch  bei  der  Ausführung  des  Baues  die  anzuwendende  Con- 
struction  innerhalb  der  durch  gegenwärtige  Conce^sion  und  durch  die 
Sicherheit  des  Betriebes  gezogenen  Grenzen  frei  wählen. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  am  Bauplane  Abände- 
rungen vornehmen  zu  können,  insoferne  selbe  auf  Grund  des  Ergebnisses 
der  technischen  Prüfung  oder  der  in  Gemässbcit  des  §  6  der  im  §  2  dieser 
Concessionsurkunde  erwähnten  Ministerialverordnuug  vorzunehmenden 
politischen  Streckenbegehung,  oder  zufolge  der  während  des  Baues  vor- 
genommenen Einzelnprüfungen  im  Interesse  des  Bahndtenstes,  sowie 
des  Öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherheit  des  Bestandes  der  Bahn, 
als  auch  rückBi'chtlich  der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
für  nothwendig  befunden  werden;  es  kann  jedoch  durch  dieselben  die 
zufolge  der  vorgenommenen  Vorprüfung  einerseits  und  der  politischen 
Streckenbegehung  andererseits  bereits  festgestellte  Trace  keine  Ab- 
änderung erleiden.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  hierdurch 
die  dem  Concessionär  in  der  Concessionsurkunde  zugesicherten  Rechte 
nicht  verletzt  werden  können. 

Wenn  bei  der  Ausführung  des  Baues  aus  Rücksichten  der 
Ersparniss  oder  des  Betriebes  eine  Abänderung  —  entweder  der  Bahn- 
linie oder  der  Detailpläne  —  sich  für  nothwendig  oder  wtinschenswerth 
erweisen  sollte,  so  wird  die  Genehmigung  solcher  Abänderungen  von 
der  Regierung  einzuholen  sein.  Selbstverständlich  können  hierdurch  die 
den  Ausbau  der  Bahn  betreffenden  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde 
keine  Aenderung  erleiden. 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Linien. 


529 


§  4. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  werden 
und  kann  sich  demgemäss  die  Expropriation  des  Territoriums  auf  einen 
solchen  FlMchenraum  beschränken,  welcher  zu  einer  einspurigen  Schien  en- 
strasse  und  den  Weichen,  sowie  au  den  Stationen  erforderlich  ist. 

Sobald  auf  der  concessionirten  Strecke  der  Verkehr  derart  zuge- 
genommen  hat,  dass  das  jährliche  Bruttoeinkommen  pro  Meile 
100.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  übersteigt,  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Regierung  —  ohne  jede  Entschädigung 
—  ein  zweites  Geleise  herzustellen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  der  Concessionär 
nur  während  der  ersten  70  Jahre  der  Concessionsdauer  verhalten 
werden.  Während  des  Verlaufes  der  weiteren  Concessionsdauer  hingegen 
ist  das  zweite  Geleise  nur  gegen  eine  von  Seite  des  Staates  zu  leistende 
und  im  Wege  eines  Uebereinkommens  zu  bestimmende  Entschädigung 
herzustellen. 

§  5. 

Bei  der  Herstellung  der  Arbeiten  und  der  Betriebseinrichtung 
werden  folgende  allgemeine  Vorschriften  maassgebend  sein : 

a)  Unterbau. 

Das  Maximalsteigungsverhältniss  kann  von  Esztergom-Nana  bis 
zur  Station  Csaia  nicht  grösser  als  7  pro  mille,  von  da  bis  Ipolysag 
aber  nicht  grösser  als  20  pro  mille  nein;  im  ersten  Abschnitte  kann 
indessen  mit  besonderer  Genehmigung  der  Regierung  eine  Steigung  von 
10  pro  mille  angewendet  werden. 

Die  Krümmungen  dürfen  auf  offener  Bahn  keinen  kleineren 
Halbmesser  als  250  Meter  besitzen. 

Die  Normalquerprofile  der  Bahn  in  Einschnitten  und  Dämmen 
sind  so  anzulegen,  dass  die  Kronenbreite  der  Bahn  dort,  wo  die 
Schienen  auf  den  Schwellen  ruhen,  3*3  Meter  betrage.  Das  Schotter- 
bett ist  unter  dem  Schienenfusse  in  einer  Dicke  von  0*25  Meter  und 
in  der  Höhe  des  Schienenfusses  in  der  Breite  von  2  8  Meter  zu  legen. 
Die  Brücken  und  Durchlässe,  mit  Ausnahme  jener,  welche  sich  unter 
der  Erdaufschüttung  befinden,  können  aus  weichem  Holze  gebaut  werden. 

b)  Oberbau. 

Die  Bahn  erhält  eine  den  Bahnen  ersten  Ranges  gleiche  Geleis  - 
weite.  Bezüglich  der  Herstellung  des  Oberbaues  und  des  Transportes 
sämmtlicher  Bestandteile  desselben,  sowie  auch  bezüglich  der  Geleise- 
dispositionen in  den  Stationen  sind  jene  Vorschriften  und  Normalpläne 
einzuhalten,  welche  für  die  Linie  der  Secundärbahn  Valkäoy-Perjamos 
festgesetzt  worden  sind. 

DU  Hcobitarkondan  dar  ttetarr.  Rl*«abahMB.  I.  34 
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Hierbei  wird  besonders  bemerkt,  dass  das  Gewicht  der  Schienen 
bei  Verwendung  von  gewalzten  Eisenschienen  nach  dem  leichteren  und 
kleineren  Nonnalprofile  25  3  Kilogramm,  bei  Verwendung  von  Stahl- 
schienen  aber  21  Kilogramm  per  laufenden  Meter  zu  betragen  hat,  und 
sind  sie  auf  derart  dicht  gereihte  Sleeper  zu  legen,  dass  bei  Inanspruch- 
nahme der  Schienen  die  grösete  Belastung  —  Eisenmaterial  voraus- 
gesetzt —  900,  Stahlmaterial  vorausgesetzt  —  1000  Kilogramm  nicht 
überschreite.  Die  Länge  der  gewöhnlichen  Sleeper  wird  mit  2  20  Meter 
bestimmt  und  können  sowohl  diese  als  jene  Schwellen,  welche  bei  den 
Weichen  verwendet  werden,  aus  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

c)  Gebäude,  Bahnabsperrung,  Signale. 

Die  Aufstellung  von  Gebäuden  kann  sich  auf  dag  geringste  Maass 
beschränken. 

Wächterhäuser  sind  auf  offener  Bahn  nur  an  solchen  Orten  auf- 
zustellen, wo  es  die  Handhabung  der  Schranken,  beziehungsweise 
Barrieren  erheischt,  welche  im  Sinne  der  auf  die  Absperrung  der 
Strassenübergänge  bezughabenden,  weiter  unten  folgenden  Bestimmung 
zu  errichten  sind. 

Es  gentigt,  in  jeder  Station  ein  Wartelocal  einzurichten. 

Zur  Herstellung  von  für  öffentliche  Zwecke,  als:  Post,  Telegraphen, 
Polizei  etc.,  erforderlichen  Localitäten  wird  der  Concessionär  nicht  ver- 
pflichtet. 

Waarenmagazine  sind  nur  insoweit  zu  bauen,  als  dies  der  Verkehr 
erfordert. 

Die  Baulichkeiten  können  ohne  Ausnahme  aus  an  Ort  und  Stelle 
am  billigsten  anschaffbarem  Materiale,  eventuell  auch  aus  Riegelwändeu, 
Kothziegeln  oder  gestampften  Wänden  mit  Holzbedachung  hergestellt 
werden;  die  Grundmauern  und  Tragsäulen  müssen  jedoch  aus  Stein 
oder  Ziegel  gebaut  sein. 

Die  Umfriedung  der  Bahn  im  Allgemeinen,  die  Schutzdämme  und 
Materialgraben  auch  inbegriffen,  hat  nur  auf  besonders  beachtenswerten 
Plätzen  oder  dort  stattzufinden,  wo  die  Bahn  an  Strassen  oder  Ortschaften 
vorüberführt. 

Die  zur  Absperrung  der  Strassen  nöthigen  Schranken  sind  nur 
bei  Strassen  Übergängen  von  sehr  starker  Frequenz  oder  an  solchen 
Stellen  zu  errichten,  wo  der  Verkehr  des  Zuges  von  dem  Strassenüber- 
gänge in  einer  Entfernung  von  wenigstens  100  Metern  nicht  wahrge- 
nommen werden  kann. 

Zugachranken  dürfen  angewendet  werden,  und  ist  von  einem 
Punkte  aus  das  Aufziehen  mehrerer  solcher  Schranken  gestattet. 

Bei  den  mit  Schranken  nicht  versehenen  Strassenübergängen  sind 
langsame  Fahrt  anzeigende  Tafeln  anzubringen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  einen  BetriebstelegTaphen  her- 
zustellen, mittelst  welches  das  Telegraphiren  zwischen  den  Stationen 
bewirkt  werden  kann. 
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Optische,  akustische  und  Glockensignale  können  unterbleiben. 
Die  Handsignale  und  die  auf  den  Zügen  verwendeten  Signalmittel 
sind  im  Sinne  der  bestebenden  Vorschriften  einzurichten. 

d)  Stationen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  der  gegenwärtig  concessio- 
nirten  Bahn  zusammen  sieben  Stationen  zu  errichten. 

Ausserdem  ist  die  concessionirte  Gesellschaft  berechtigt,  zwischen 
diesen  Stationen  —  nach  Bedarf  und  selbstverständlich  mit  Bewilligung 
der  Regierung  —  noch  weitere  Stationen,  Haltestellen  und  Ausweichen 
zu  errichten. 

Das  Recht,  die  Stationen,  sowie  die  Plätze  und  Ausdehnung  der 
Weichen  zu  bestimmen,  steht  —  über  Antrag  des  Concessionära  — 
der  Regierung  zu. 

Die  Stationen  sind  derart  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle 
erweitert  werden  können. 

e)  Betriebsmittel. 

Der  Concessionär  kann  die  Betriebsmittel  unter  Aufrechthaltung 
der  in  den  §§21  und  22  der  im  §  2  erwähnten  provisorischen  Eisen- 
babnbetriebsordnung  festgesetzten  Bestimmungen  selbst  wählen. 

Die  Verwendung  von  zweiachsigen  Locomotiven  wird  gestattet. 

§  6- 

Sobald  sich  der  Verkehr  auf  der  gegenwärtig  concessionirten 
Linie  derart  steigert,  dass  längere  Zeit  hindurch  täglich  mehr  als  fünf 
Züge  in  der  einen  und  fünf  Züge  in  der  anderen  Richtung  verkehren, 
oder  sobald  der  Concessionär  den  Nachtdienst  einrichten  will,  wird  der 
Concessionär  verpflichtet  sein,  bezüglich  der  Aufaahmslocalitäten,  der 
Signalisirung,  der  Bahnaufsicht  und  jeder  anderen,  zum  Zwecke  der 
Aufrechthaltung  des  ordnungsmäßigen  Betriebes  nothwendigen  Ver- 
fügungen, die  Bahn  nach  den  von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung 
betreffs  der  Eisenbahnen  ersten  Ranges  erlassenen  Normen  und  Wei- 
sungen zu  ergänzen  und  einzurichten,  sowie  die  von  Seite  der  Regierung 
diesbezüglich  zu  treffenden  Verfügungen  auf  eigene  Kosten  zu 
vollziehen. 

Die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  während  der 
ersten  70  Jahre  der  Concessionsdauer  gefordert  werden;  während  der 
weiteren  Dauer  kann  eine  derartige  Umgestaltung  der  Bahn  nur  auf 
Grund  eines  diesbezüglich  zwischen  der  Regierung  und  dem  Conces- 
sionär zu  scbliessenden  Uebereinkomraens  bewerkstelligt  werden.  Schliess- 
lich ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Betriebsmittel,  Schienen  und 
anderes  beim  Baue  zu  verwendendes  Material  im  Inlande  beizuschaffen 
und  wird  die  Regierung  den  Import  desselben  aus  dem  Auslande  nur 
in   dem  Falle  gestatten,    wenn  der  Concessionär  nachweist,  dass  diese 
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Materialien  im  Inlande  unter  denselben  Bedingungen  nicht  beigeschafft 
werden  können. 

§  7. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Detailpläne  binnen  sechs 
Monaten  —  vom  Aufstellungstage  dieser  Concessionsurkunde  gerechnet 
—  der  Regierung  zu  unterbreiten,  den  Bau  der  Bahn  binnen  zwei 
Jahren  —  von  der  Genehmigung  der  Detailpläne  gerechnet  —  zu 
beenden  und  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§  8. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  inwieferne  betrefft! 
der  Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benutzung 
von  Bahnhöfen,  der  Wagenentlehnung  und  aller  hiefür  zu  leistenden 
Entschädigungen  zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  ein  Vergleich 
nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  die  Bedingungen  eines  solchen 
festzustellen. 

8  9- 

Das  Expropriationsrecht  wird  im  Sinne  des  Gesetzartikels  XLI 
vom  Jahre  1881  dem  Concessionär  zum  Ausbaue  dieser  Bahn  ertheilt. 

§  10. 

Der  Concessionär  wird  von  der  Verpflichtung  der  unentgeltlichen 
Beförderung  der  Post  entbunden. 

Wenn  jedoch  auf  der  concessionirteu  Eisenbahn  ein  regelmässiger 
Tagesverkehr  ins  Leben  tritt,  wird  für  den  Transport  der  Post  eine 
zwischen  der  Postverwaltung  und  der  Eisenbahnuuternehmuug  —  im 
Wege  des  Uebereinkommens  —  zu  bestimmende  Gebühr  zu  bezahlen  sein. 

Die  Correspondenz  in  Sachen  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen 
der  Bahndirection  und  ihren  Untergebenen  oder  zwischen  den  Letzteren 
unter  einander,  kann  auf  der  gegenwärtig  cuncessionirten  Eisenbahn 
gebührenfrei  befördert  werden. 

§  ii. 

Den  Ausbau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  not- 
wendigen Eisenbahnbetriebstelegraphenleitungen  bis  zu  dem  an  den 
Bahnhöfen  und  eventuell  an  den  Wächterhäusern  anzubringenden 
letzten  Isolator,  eventuell  bis  zu  den  drehbaren  Deckungssignalapparaten, 
wird  auf  Grundlage  eines  üU-r  die  Details  mit  dem  Concessionär  zu 
treffenden  UebereinkorameDS  üie  königl.  ungarische  Telegraphenver- 
waltung  durchführen  lassen. 

Der  Concessionär  ist  demnach  verpflichtet,  behufs  Anordnung 
des  Telegrapbenbaues  und  Feststellung  den  oben  bezeichneten  Ueber- 
einkommens, die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  solcher- 
gestalt rechtzeitig  zu  verständigen,  dass  derselben  zur  Anschaffung  der 
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fttr  den  Telegraphenbau  notwendigen  Materialien  und  zur  Beendigung 
des  Baues  bis  zur  Eröffnung  der  Bahn  genügende  Zeit  verbleibt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  zu  gestatten,  dass  die  Säulen 
der  zu  errichtenden  Telegraphenleitung  auf  dem  Eigenthume  und 
Territorium  der  Bahn  aufgestellt  werden,  ohne  dass  der  Concessionär 
für  das  in  Anspruch  genommene  Terrain  gegenwärtig  oder  in  Zukunft 
eine  Entschädigung  fordern  kann. 

Die  Aufstellungsorte  für  die  Telegrapheneäulen,  sowie  die  anderen 
Befestigungspunkte  der  Telegraphenleitung  sind  durch  den  Concessionär 
und  die  betreffenden  Bauorgane  der  königl.  ungarischen  Telegraphen- 
verwaltung einverständlich  und  derart  festzusetzen,  dass  durch  dieselben 
weder  der  Eisenbahnbetrieb,  noch  die  Sicherheit  des  Betriebsperaonales 
gefährdet  werde. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  als  gleichzeitig 
mit  der  Betriebstelegraphenleitung  eine  Staatstelegraphenleitung  nicht 
erbaut  werden  sollte,  den  ganzen  Preis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Telegraphenbaumaterialien  und  die  gesammten  Baukosten,  falls 
jedoch  gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleitung  erbaut  werden 
würde,  den  Preis  des  verwendeten  BaumaterialeB  und  den  verhältniss- 
mässigen  Theil  der  gesammten  Baukosten  der  Betriebsleitungen  der 
königl.  ungarischen  Telegrapbenverwaltung  zurückzuerstatten. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  auf  Verlangen 
der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung  die  erforderlichen  Beträge 
für  die  im  vorigen  Punkte  benannten  Telegraphen  bauten  bis  zur  nach- 
träglichen Verrechnung  zinsenfrei  vorzustrecken  und  die  Telegraphen- 
säulen, sowie  alle  übrigen  erforderlichen  Telegraphenbaumaterialien  längs 
der  zu  erbauenden  Bahn  in  der  von  der  königl.  ungarischen  Tele- 
grapbenverwaltung festzusetzenden  Weise  und  Zeit  auf  dem  bereits 
gelegten  Eisenbahn  geleis  e  auf  eigene  Kobten  zu  vertheilen. 

Bei  Uebergabe  der  Betriebsleitungen  übergeht  der  gesammte 
Inventarstand  der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  erbauten  Betriebs- 
leitungen in  den  Besitz  des  Concessionärs. 

Die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  ist  jedoch  berechtigt, 
auf  den  längs  der  Eisenbahn  bestehenden  Säulen  wann  immer  Staats- 
telegraphenleitungen anzubringen  und  übergehen  diese  sodann,  mit  der 
Verpflichtung  zur  Erhaltung  der  Säulen  auf  Staatskosten,  unentgeltlich 
in  das  Eigeutbum  der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung. 

Der  Concessionär  darf  die  Eisenbahnbetriebsleitungen  unter  der 
üblichen  Controle  der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung  aus- 
schliesslich nur  zu  jenen  Telegrammen  verwenden,  welche  zu  Eisen- 
bahnbetriebBzwecken  zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten 
Organen  oder  zwischen  den  Letzteren  unter  einander  gewechselt  werden. 

Die  königl.  ungarische  Telegraphenverwaltung  ist  jedoch  berechtigt, 
im  Einvernehmen  mit  der  Bahndirection  die  Benützung  dieser  Betriebs- 
leitungen, soweit  dies  der  Betriebs  verkehr  gestaltet,  sowohl  zur  Weiter- 
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beförderuDg  von  Staats*  als  auch  von  Privatdepeschen  unter  gehöriger 
Controle  au  verlangen  und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die  Ver- 
keilung der  Telegraphengebühren  zwischen  dem  Concessionär  und  der 
königl.  ungarischen  Telegraphen  Verwaltung  durch  ein  besonderes  Ueber- 
einkommen  geregelt  werden. 

Ebenso  werden  in  einem  besonderen  Uebereinkommen  zwischen 
dem  Concessionär  und  der  königl.  ungarischen  Telegraphenverwaltung 
auch  jene  Bedingungen  festgestellt,  welche  die  Ueberwachung  und  Er- 
haltung der  längs  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphenleitungen  und 
die  an  denselben  etwa  später  auf  Verlangen  der  EiBenbahndirection  vor- 
zunehmenden  Umänderungen  oder  Translociiungen  und  überhaupt  alle 
jene  Telegraphenangelegenheiten  betieffen,  welche  durch  obige  Punkte 
noch  nicht  geregelt  sind. 

§  12. 

Das  Maximum  der  Fahrgebühren  wird  für  die  concessionirte  Bahn 
innerhalb  folgender  Grenzen  bemessen: 

a)  Der  höchste  Tarifsatz  betragt  per  Person  und  Kilometer: 
in  der     I.  Classe  4  75  kr.  österr.  Währ,  in  Silber 

n       »  n        3'56     „  „  n         n  n 

n      n  n        2*37    „  „  „         „  „ 

Die  Waggons  I.  und  II.  Classe  können  gleich  den  auf  den 
Bahnen  ersten  Ranges  in  Gebrauch  stehenden  Wagen  II.  Classe 
eingerichtet  werden. 

Bei  Reisegepäck  kann  das  ganze  per  Billet  25  Kilogramm 
überschreitende  Hehrgewicht  auf  Gewichtssätze  von  10  Kilogramm, 
das  Eilgut  auf  Gewichtssätze  von  5  Kilogramm  abgerundet  werden. 

Nach  jedem  10  Kilogramm  Gepäcksübergewicht  kann  per 
Kilometer  0  211  kr.,  für  100  Kilogramm  Eilgut  aber  per  Kilo- 
meter 2'11  kr.  in  Silber  gerechnet  werden. 

b)  Für  die  Beförderung  der  Frachtgüter  wird  als  höchster  Tarifsatz 
per  100  Kilogramm  und  Kilometer  in  der  I.  Stückgüterclasse 
0*79,  in  der  II.  ermässigten  Stürkgüterclasse  0*53  und  für  sperrige 
Güter  106  kr.  in  Silber  festgestellt. 

Für  Steinkohle,  Salz,  Brenn-  und  Bauholz,  Dünger,  Steine  und 
Ziegeln,  wenn  selbe  in  ganzen  Wagenladungen  befördert  werden,  wird 
als  höchster  Tarifsatz  per  100  Kilogramm  und  Kilometer  0  4 1  kr.  in 
Silber  gerechnet. 

Für  sonstige,  in  ganzen  Wageuladungen  zur  Aufgabe  gelangende 
Güter  gilt  als  Maximaltarifsatz  der  obige  Tarif  der  ermässigten  Sttick- 
güterclasse. 

Hinsichtlich  dei  Classification  der  Güter  und  der  übrigen 
Beiörderungsbestimmungen,    60wie    der   Nebengebübren  (einschliesslich 
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der  Manipulationsgebübren)  and  endlich  auch  der  Frachttaxen  für 
Leichen,  Equipagen,  lebende  Thiere,  Separatzüge  etc.  sind  die  auf  den 
Hauptlinien  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staataeisenbahngesell- 
schaft  bestehenden  Bestimmungen  und  Normen  anzuwenden. 

Sobald  das  Einkommen  dieser  Bahn  während  nacheinander  folgen- 
der drei  Jahre  sich  auf  7  Procent  des  Anlage capitals  erhöht,  wird  die 
Regierung  berechtigt  sein,  unter  Einvernahme  des  Concessionärs  den 
Tarif  entsprechend  herabzusetzen. 

Falls  die  Legislative  die  Fahrgebühren  der  Eisenbahnen  regeln 
sollte,  wird  diese  Regelung  auch  für  diese  Eisenbahn  giltig  sein. 

§  13. 

Dem  Concessionär  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Silbermünze  zu  beinessen;  die 
mit  Berücksichtigung  des  Agios  entfallende  Gebühr  muss  aber  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden. 

§  14. 

Die  im  Sinne  des  §  12  festgesetzten  Tarife  können  durch  den 
Concessionär  zeitweilig  herabgesetzt  werden,  und  zwar  im  Ganzen  oder 
nur  auf  einzelne  Gattungen  der  Gegenstände,  auf  die  ganze  Länge  der 
Linie  oder  nur  auf  einzelne  Strecken  der  Bahn,  in  einer  oder  in  beiden 
Richtungen,  auf  alle  Trantportentfernungen  gleichmäßig  oder  mit  der 
Zunahme  derselben  in  erhöhtem  Masse. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarife  können  auf  das  frühere  Maass 
wieder  erhöht  werden,  jedoch  erst  nach  deren  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  ein  Aufgeber  oder  Spediteur  unter  gewissen  Bedingungen 
eine  Frachtenermässigung  oder  eine  andere  Begünstigung  geniesst,  muss 
selbe  jedem  Aufgeber  oder  Spediteur,  welcher  dieselben  Bedingungen 
annimmt,  derart  gewährt  werden,  dass  eine  persönliche  Bevorzugung  in 
keinem  Falle  platzgreifen  darf. 

Diese  Begünstigungen  dürfen  auch  in  Form  von  Scheinrefactien 
nicht  ertheilt  werden. 

§  15. 

Im  Falle  im  Inlande  eine  ausserordentliche  Theuerung  der  Lebens 
mittel   eintritt,   hat   die  Regierung  das  Recht,    die  Frachtgebübr  der 
Lebensmittel  für  die  Dauer  der  Theuerung  bis  zur  Hälfte  des  Maximal- 
tarifes  herabzusetzen. 

§  16. 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  nach  herabgesetzten  Tarifen 
zu  befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  am  15.  September  1877  einer- 
seits zwischen  dem  gemeinsamen  k.  und  k.  Kriegs-  und  dem  kÖDigl. 
ungarischen  Landesvertheidigungsministerium,  andererseits  den  Eisenbahn- 


Digitized  by  Google 


5.36 


Priv.  österr.-ungar.  Staataeisenbahn-Gesellschaft. 


Verwaltungen  abgeschlossenen  Uebereinkommens,  beziehungsweise  des 
am  1.  Jänner  1878  in  Wirksamkeit  getretenen  Militärtransporttarifes 
und  dessen  Anhanges. 

Die  in  Bezug  auf  Militärtraneporte  abgeschlossenen  oder  in  Hin- 
kunft abzuschliessenden,  für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen 
werden  auch  für  die  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Diese  Bestimmungen  haben  ferner  auf  die  Finanzwache,  die  Staate- 
und  Municipalsicherheitswache,  sowie  auch  auf  die  Sträflinge  in  Anwen- 
dung zu  kommen. 

Der  Coneeesionär  ist  verpflichtet,  sich  au  die  auf  Militärtransporte 
bezüglichen  Normen  und  an  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  und 
Uebereinkommen,  mit  welchen  die  Anschaffung  und  Bereithaltung  der 
zum  Transporte  gehörigen  Ausrüstungsgegenstände,  die  Beistellung  der 
Verkehrsmittel  und  des  Betriebspersonales,  die  gegenseitige  Aushilfe 
mit  Verkehrsmitteln  und  Betriebspersonale  und  die  Benützung  der  zu 
Militärsanitätszwecken  eingerichteten  Eisenbahnwagen  geregelt  wird,  zu 
halten. 

Der  Coneeesionär  ist  ferner  verpflichtet,  sich  auch  an  jene  organischen 
Bestimmungen  und  Dienstvorschriften  zu  halten,  welche  sich  auf  die 
Feldeisenbahnabtheilungen  und  deren  Benützung  in  Friedenszeiten  zu 
Neubauten  oder  Erhaltungsarbeiten  beziehen  und  vom  gemeinsamen 
k.  und  k.  Kriegsministerium  erlassen  worden  sind,  oder  in  Zukunft 
festgestellt  werden. 

Im  Kriegs-  oder  Mobilisirungsfalle  ist  der  Concessionär  endlich  ver- 
pflichtet, die  Beförderung  der  Urlauber  und  Reservisten  von  der  ihren 
Wohnorten  nächst  gelegenen  Station  bis  zu  der  ihrem  Bestimmungsorte 
nächst  gelegenen  Station,  auf  Grund  gehöriger  Legitimation,  nach  dem 
herabgesetzten  Militärtarife  zu  bewerkstelligen. 

Die  auf  die  Militärtransporte  bezüglichen  obangeführten  Bestim- 
mungen und  Begünstigungen  haben  selbstverständlich  für  die  im  Dienste 
reisenden  Honve'ds  und  jene  Truppen,  welche  als  ergänzender  Theil  der 
Armee  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechtes  stehen,  gleiche  Giltigkeit. 

Endlich  hat  sich  der  Concessionär  unbedingt  jenen,  in  Bezug  auf 
die  Anstellung  ausgedienter  Unterofficiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine 
und  der  Honve'ds  im  §  38  des  Gesetzartikels  XL,  1868,  und  in  dem 
Gesetzartikel  II,  1873,  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fügen. 

§  17. 

Staatsorgane,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bahn  überwachenden  Behörden  oder 
behufs  Wahrung  der  aus  dieser  Concession  sich  ergebenden  Staatsinter- 
essen oder  in  Gefällsangelegenheiten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich 
mit  dem  Auftrage  der  Behörde  ausweisen,  sind  Kämmt  ihrem  Reisegepäck 
unentgeltlich  zu  befördern. 


Digitized  by  Googl 


Ungarisch©  Linien. 


537 


§  18. 

Von  solchen  Parteien,  welche  ohne  vorhergegangene  Bezahlung 
der  Fahr-  oder  Frachtgebühr  die  Eisenbahn  in  böser  Absicht  benützen 
oder  mit  unrichtiger  Angabe  der  Gattung  und  des  Gewichtes  der  Sendung 
oder  auf  andere  Weise  die  Verkürzung  des  Unternehmens  beabsichtigten, 
kann  die  dreifache  Tarifgebühr  ein  geh  oben  werden. 

§  19. 

Zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung  berechtigt, 
sieb  in  jeder  Beziehung  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau 
der  Bah  n,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig 
und  solid  ausgeführt  und  fortwährend  in  gutem  Zustande  erhalten  wird, 
und  anzuordnen,  dass  vorkommende  Mängel  beseitigt  werden. 

Die  Regierung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  delegirtes  Organ 
die  Geschäftegebarung  und  Bahnverwaltung  prüfen  und  controliren 
zu  lassen. 

Der  Concessionär  wird  von  der  Entrichtung  der  mit  dieser  Auf- 
sicht verbundenen  Gebühren  enthoben. 

§  20. 

Der  gegenwärtig  concessionirten  Eisenbahn  wird  zugesichert: 

a)  Die  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  auf  die  Dauer  des  Baues  für 
alle  zum  Zwecke  der  auf  welche  Weise  immer  zu  bewerkstelligenden 
Beschaffung  des  Bau-,  beziehungsweise  Investitionscapitals,  sowie 
der  Sicherstellung  des  Baues  und  der  Einrichtung  abgeschlossenen 
Verträge,  für  alle  bei  der  grundbücherlichen  Eintragung  der  Bahn, 
bei  der  In-  und  Extabulirung  von  Darlehen  vorkommenden  Eiugaben 
und  sonstigen  Urkunden,  gleichwie  für  alle  auf  die  Uebertragung 
von  zu  Zwecken  der  Eisenbahn  nothwendigen  Grundflächen  und 
der  dinglichen  Rechte,  auf  die  Lieferung  von  Bau-  und  sonstigen 
Materialien,  auf  die  Leistung  von  Baarzahlungen,  endlich  auf  eine 
jede  andere,  auf  welche  Art  und  Weise  immer  zu  geschehende 
Beitragsleistung  bezughabenden  Urkunden. 

b)  Volle  Befreiung  von  der  Steuer,  welche  die  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteten  Gesellschaften  und  Vereine  zu 
entrichten  haben,  beziehungsweise  von  der  Entrichtung  der  Er- 
werbs- und  Einkommensteuer  auf  die  Dauer  von  80  Jahren,  vom 
Tage  des  Erscheinens  der  Concessionsurkunde  gerechnet. 

Die  Steuerfreiheit  hört  aber  in  zebn  Jahren  —  vom  Datum 
dieser  Urkunde  gerechnet  —  auf,  sobald  das  Reinerträgniss  der 
Unternehmung,  auch  nach  Aufnahme  der  erwähnten  Steuerbeträge 
in  die  Betriebsrechnung,  höher  als  die  6procentigen  Zinsen  des 
investirten  und  nach  §  22  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
auszuweisenden  Baucapitals  sein  wird. 
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§  21. 

Auf  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  wird  die  Transportsteuer 
während  zehn  Jahren  —  vom  Tage  der  Concessionirung  gerechnet  — 
nicht  eingehoben. 

§  22. 

Gegenwärtige  Con  cessio  n  erlischt  in  der  im  Schlusspunkte  des  §  2 
des  zwischen  der  königl.  ungarischen  Regierung  und  der  concessionirten 
Gesellschaft  am  8.  Juni  1882  abgeschlossenen  und  durch  den  Gesetz- 
artikel XLV  vom  Jahre  1882  inarticulirten  Vei träges  bestimmten  Frist, 
d.  h.  Ende  des  Jahres  1965. 

Bezüglich  des  Zeitpunktes  des  Einlösungerechtes  des  Staates  und 
der  Modalitäten  der  Berechnung  des  Einlösungtpreises  sind,  unter  Auf* 
rechthaltung  der  im  §  2  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880 
enhaltenen  Vorbehalte,  die  Bestimmungen  des  §  2  des  oberwähnten 
Vertrages  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  anzuwenden. 

Ebene o  sind  bezüglich  des  Ausweises  des  Investitionscapitals  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  die  im  §  2  des  erwähnten  Vertrages 
enthaltenen  Bestimmungen  maassgebend. 

§  23. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  —  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  aber  gegen  Leistung  der  im  Sinne  des  §  22  festgesetzten 
Jahresrente  —  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuss  der  concessionirten 
und  in  gutem  Zustande  zu  übergebenden  Bahn;  insbesondere  nimmt  der 
Staat  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstbauten,  den 
Ober-  und  Unterbau  mit  dem  gesammten  Zugehör,  als:  den  Verkehrs- 
mitteln, Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen  mit  den  zum  Betriebe  der 
Eisenbahn  gehörigen  Gebäuden  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsorten, 
Wächter-  und  Aufsehe rhäusern,  allen  Einrichtungen,  Möbeln,  Mobilien 
und  Immobilien,  in  Besitz. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  im  Falle  der 
Einlösung  der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigentbum  des  Reserve- 
fondes  und  der  aushaftenden  Activforderungen,  sowie  der  Coaksöfeo, 
Giessereien,  Maschinen-  oder  anderen  Gebäuden,  zu  deren  Anschaffung 
oder  Herstellung  er  von  der  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
salze  ermächtigt  wurde,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden 
werden. 

§  24. 

Wenn  Verletzungen  oder  Unterlassungen  der  in  der  Conceesions- 
urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  seitens  des 
Concessionärs  wiederholt  vorkommen  sollten,  so  behält  sich  die  Regierung 
das  Recht  vor,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  gegenüber 
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dem  Concessionär  zu  treffen  und  nach  Umständen  die  Concession  noch 
vor  Ablauf  ihrer  Dauer  für  erloschen  zu  erklären. 

§  25. 

Die  Collaudirung  der  Bahn  ist  über  Ansuchen  des  Concessionärs 
sofort  nach  deren  Eröffnung  —  inwieferne  dies  die  Jahreszeit  zuläßt 
—  vorzunehmen. 

§  26. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

Budapest,  den  9.  Juni  1884. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Baron  Kemöny  m.  p. 
königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication. 


19.  Anhang  vom  18.  März  1887, 

zur  Concessionsurkunde  der  Localbahn  Esztenrom-Nana— Ipolysag  für  den 

Bau  und  Betrieb  der  Linie  Csata-Le>a. 

Anf  Grund  des  §  1  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880 
und  der  Allerhöchsten  Entschlief  sung  Seiner  kaiserlichen  und  königlichen 
Apostolischen  Majestät,  ddo.  Budapest  vom  14.  März  1887,  wird  zu 
der  durch  das  königl.  ungarische  Ministerium  für  den  Bau  und  Betrieb 
der  Localbahn  EeztergomNdna— Ipolyfdg  am  9.  Juni  1884  hinaus- 
gegebenen  Concessionsurkunde  folgender 

Anhang 

erlassen. 

§  i. 

Die  priv.  österreichisch- ungarische  Staatseisenbahngesellschaft  erhält 
die  Bewilligung,  Tespective  eie  tibernimmt  die  Verpflichtung,  als  Er- 
gänzung der  Localbahn  Esztergom-Näna — Ipolyeag,  aus  der  Station  Cetlta 
abzweigend,  eine  durch  die  Gemarkungen  der  Gemeinden  Zeliz,  Nagy- 
Sa)16  und  Alsö-Vaiad  nach  LeVa  zu  führende  Localeisenbahn  mit  Loco- 
motivbetrieb  unter  den  in  der  Concessionsurkunde  vom  9.  Juni  1884 
für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  „Esztergom-Nana — Ipolysag" 
und  im  gegenwärtigen  „Anhange"  enthaltenen  Bedingungen  auszubauen 
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and  sammt  der  unten  erwähnten,  schon  im  Betriebe  befindlichen  Local- 
eisenbahn nnter  der  im  nachstehenden  §  4  festgestellten  einheitlichen 
Benennung,  sowie  während  der  im  nachfolgenden  §  7  festgesetzten 
Concessionsdauer  ununterbrochen  in  Betrieb  zu  erhalten. 

Die  Eröffnung  der  Lipie  Csata-Leva  fand  am  18.  September  1887  statt. 

§  2. 

Die  im  §  5  der  Concessionsurkunde  vom  9.  Juni  1884  enthaltenen 
folgenden  Punkte:  a)  Unterbau,  d)  Stationen  und  «)  Betriebsmittel 
werden  für  die  Eisenbahn  Csata-Leva  wie  folgt  modificirt,  respective 
ergänzt: 

1.  Die  allergrösste  Steigung  oder  das  stärkste  Gefälle  wird  für 
die  Linie  Csata-Läva  mit  7  pro  mille  fizirt. 

Die  Curven  dürfen  auf  offener  Bahn  keinen  kleineren  Halbmesser 
als  300  Meter  haben. 

2.  Die  Gesellschaft  als  Concessionärin  ist  verpflichtet,  auf  der 
Linie  Csata-Leva  ausser  den  eventuell  in  der  Ausgangsstation  Csata 
nöthigen  Erweiterungsbauten  noch  vier  regelmässige  Stationen  zu 
errichten. 

3.  Unter  dem  Titel  der  Linie  Csata-Leva  sind  die  Betriebsmittel 
in  solcher  Menge  anzuschaffen,  da?s  der  Beschaffungswerth  derselben 
per  Kilometer  Dreitausend  (3000)  Gulden  repräsentire. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  den 
bestehenden  Vorschriften  entsprechend  ausgeführten  Baupläne  (Längen 
prufil  und  Situationszeichnung)  innerhalb  drei  Monaten  vom  Tage  der 
Ausstellung  der  gegenwärtigen  „Anhanges"  gerechnet,  die  übrigen 
Detailpläne  aber  in  solcher  Zeit  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Common ication  in  zwei  Exemplaren  zu  unterbreiten,  auf  dass  die- 
selben, mit  Rücksicht  auf  den  nachstehend  bestimmten  Ausführungs- 
termin, durch  das  Ministerium  zur  gehörigen  Zeit  überprüft  und  genehmigt 
werden  können. 

Die  Consequenzen  einer  Verzögerung  fallen  der  Gesellschaft  als 
Concessionärin  allein  zur  Last. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Bau  der 
Bahn  in  einem  Jahre  vom  Tage  des  gegenwärtigen  „Anhanges"  an  zu 
vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§ 

Die  mittelst  des  gegenwärtigen  „Anhanges"  concessionirte  Local- 
bahnlinie  Csata-Le'va  wird  mit  der  Localeisenbahn  Esztergom-Nana— 
Ipolysag  unter  der  Benennung  „Garam-ipolyvölgy i  helyi  erdekü 
vasut"  (Gran- Eipelthaler  Localeisenbahn)  vereinigt.  Im  Zu- 
sammenhange damit  wird  bestimmt,  dass  die  in  den  §§  20  und  21  der 
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Concessionsurkunde  der  Loealeisenbahn  Eeztergom  -  Nana — Ipolysag 
bewilligte  Steuer-,  Stempel-  und  G  eb  üh  renfrei  he  it  auch  bezüglich  der 
Linie  Ceata  Leva  vom  Tage  der  citirten  Concessionsurkunde  an  zu 
gelten  hat 

§  5. 

Die  im  §  22  der  Concessionsurkunde  der  Localbahn  Esztergom- 
Naoa— Ipolyeag  auf  den  Nachweis  des  Anlagecapitales  bezoghabende 
Bestimmung  wird  betreffs  der  Linie  Ceata-Leva  dahin  ergänzt,  dass  in  dem 
Anlagecapitale  dieser  Linie  unter  dem  Titel  „Centraidienst,  Bauleitung 
und  Bauaufsicht,  Torläufiges  und  Bauproject,  dann  Kosten  der  allge- 
meinen Verwaltung"  kein  höherer  Kostenbetrag  als  7 Vi  Procent  des 
factiscben  Baucapitales  angesetzt  werden  darf. 

§  6- 

Die  priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellscbaft  wird 
ermächtigt,  ihr  Anlagecapital  bis  zur  Höhe  einer  5'2  Procent  ent- 
sprechenden Annuität  jenes  Baucapitales  zu  erhöhen,  welches  für  die 
den  Gegenstand  gegenwärtigen  „Anhanges"  bildende  Linie,  sowie  für 
die  Linie  Eaztergom-Nana — Ipolyeag,  im  Sinne  des  §  22  der  Conces- 
sionsurkunde  der  letzteren,  abzüglich  der  seitens  der  Interessenten 
geleisteten  Beiträge  bestimmt  werden  wird. 

■ 

§  7. 

Die  Concession  der  Linie  Caata-LeVa  erlischt  gleichzeitig  mit  der 
Concession  der  Eisenbahn  Eaztergom-Nana — Ipolysag. 

§  8. 

Eine  jede  urkundliche  Ausfertigung  des  gegenwärtigen  „Anhanges" 
unterliegt   nur  einer  mit  österr.  Währ.  fl.  1. —  fixirten  Stempelgebühr. 

Budapest,  am  18.  März  1887. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Baross  m.  p. 

kOnigl.  angarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Commnnication. 


20.  Concessionsurkunde  vom  17.  September  1887 

für  die  Localbahn  Fälegyhaza-Csongräd. 

Die  von  F^legybaza  bis  Ceongrad  zu  führende  Localbahn  mit 
Locomotivbe trieb  genehmigt  das  königl.  ungarische  Ministerium  auf  Grund 
des  §  1  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  und  infolge  Aller- 
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höchster  Entschliessung  Seioer  kaiserl.  und  königl.  Apostolischen  Majestät 
ddo.  Ujvir,  am  8.  September  1887,  anter  nachstehenden  Bedingungen, 
und  zwar: 

§  1. 

Kraft  dieser  Urkunde  erhält  die  privilegirte  österreichisch-ungarische 
Staatseisenbahngesellachaft  die  Concession  und  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, die  von  der  Station  Felegybaza  ausgehende,  bis  Csongr&d 
zu  führende  Localbahn  mit  Locomotivbetrieb  unter  nachstehenden  Be- 
dingungen zu  erbauen  und  dieselbe  während  der  Daner  der  Wirksamkeit 
der  vorstehenden  Concessionsurknnde  ununterbrochen  in  Betrieb  zu  halten. 

Die  Eröffnung  dieser  Bahn  fand  am  16.  8eptember  1888  statt. 

§  2. 

Dem  genannten  Concessionär  werden  im  Sinne  der  vorstehenden 
Concessionsurknnde  alle  jene  Rechte  und  Begünstigungen  zugesichert, 
welche  der  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880  für  die  Localbahnen 
festsetzt;  dagegen  unterwirft  sich  der  Concessionär  unbedingt  jenen 
Bestimmungen  des  soeben  erwähnten  Gesetzartikels,  welche  ihm  als 
Concessionär  Verpflichtungen  auferlegen. 

Der  Concessionär  ist  weiters  verpflichtet,  sich  strenge  zu  halten: 
o)  an  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsurknnde; 
b)  an  die  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communi- 
cation  am  20.  April  1868  unter  Z.  4973  mit  Genehmigung  des 
Reichstages  erlassene  provisorische  Eisenbahnconcessionsvorschrift, 
sowie  die  im  Artikel  VIII  des  mit  dem  Gesetzartikel  XX  vom 
Jahre  1878  inarticulirten  Zoll-  und  Handelsbündnisses  angenommene 
Eisenbabnbetriebsordnung  und  das  Betriebsreglement,  insoweit  als 
dieselben  infolge  der  in  der  vorstehenden  Concessionsurknnde 
festgestellten  einzelnen  Bestimmungen  und  der  auf  den  Verkehrs- 
dienst  der  Localbahnen  bezüglichen  Grundzüge  der  durch  das 
Ministerium  für  öffentlich«  Arbeiten  und  Communication  am 
1.  August  1883  erlassenen  Vorschriften  keine  Aenderung  erlitten 
haben,  und  endlich 
e)  an  alle  sonstigen  bereits  in  Wirksamkeit  bestehenden  oder  später 
zu  schaffenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instructionen  und  Ver- 
ordnungen. 

§  3- 

Für  den  Bau  der  Bahn  und  die  Einrichtung  des  Betriebes  sind 
die  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
unter  Einem  hinausgegebenen  und  einen  ergänzenden  Tbeil  der  vor- 
stehenden Concessionsurkunde  bildenden  Baube  lingungen  maassgebend, 
und  bleibt  dem  gerannten  Ministerium  das  Recht  vorbehalten,  von 
diesen  Baubedingungen  in  einzelnen  Ausnahmsfällen  Abweichungen 
gestatten  zu  können. 
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§  4. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften angefertigten  Detailpläne  in  solcher  Zeit  in  zwei  Exemplaren 
dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  an  unter- 
breiten, das«  dieselben  mit  Rücksicht  auf  den  für  die  Ausführung  weiter 
unten  festgesetzten  Termin  durch  das  Ministerium  zur  gehörigen  Zeit 
geprüft  und  genehmigt  werden  können. 

Die  Folgen  der  Verzögerung  fallen  allein  nur  dem  Concessionär 
zur  Last. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  läset 
mit  Rücksiebt  auf  die  in  der  vorstehenden  Concessionsurkunde  und  in 
den,  einen  ergänzenden  Tbeil  derselben  bildenden,  Baubedingungen, 
oder  in  dem  über  die  Concessionsverhandlung  am  9.  Juli  1887  auf- 
genommenen Protokolle  enthaltenen  Bestimmungen,  desgleichen  mit 
Rücksicht  auf  die  Anforderungen  der  Sicherheit  des  Betriebes  die  vor- 
gelegten Pläne  überprüfen  und  inwieweit  sich  von  den  erwähnten  Stand- 
punkten keine  Bemerkung  ergibt,  genehmigt  es  die  Pläne  und  ertheilt, 
wenn  auch  sonstigen  gesetzlichen  Anordnungen  Genüge  geleistet  wurde, 
die  Baubewilligung,  wobei  die  dritten  Personen  nach  dem  Gesetz- 
artikel XLI  vom  Jahre  1881  zustehenden  Rechte  unberührt  gelassen 
werden. 

Der  Concessionär  ist  mit  Ausschluss  aller  Schadenersatz-  oder 
sonstigen  Ansprüche  verpflichtet,  die  durch  das  Ministerium  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  während  des  Baues  der  Bahn  oder 
wann  immer  auch  nachher  aus  oben  erwähnten  Rücksichten  und  auf 
Grundlage  derselben  gewünschten  und  wenn  auch  von  den  vorher 
genehmigten  Plänen  abweichenden  Modificirungen  und  Ergänzungen 
durchzuführen. 

Hingegen  hat  der  Concessionär  zu  der  durch  ihn  aus  welcher 
Rücksicht  immer  gewünschten  Abänderung  der  durch  das  Ministerium 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  bereits  genehmigten  Pläne 
die  Genehmigung  des  genannten  Ministeriums  stets  vorher  zu  erwirken. 

Den  Bau  der  Bahn  hat  der  Concessionär,  vom  Tage  des  Datums 
der  Concessionsurkunde  gerechnet,  binnen  einem  Jahre  zu  vollenden 
und  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§  5. 

Zum  Zwecke  des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn  wird  gemäss 
des  Gesetzartikels  XLI  vom  Jahre  1881  das  Enteignungsrecht  hiermit 
bewilligt. 

§  6. 

Wenn  in  Sachen  des  Anschlusses  anderer  Bahnen,  der  gemein- 
samen oder  Mitbenützung  (P^agerecht)  von  Stationen  oder  einzelnen 
Anscblussstrecken,  der  Wagenentlehnung  und  aller   hiefür  entfallenden 
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Entschädigungen  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen  ein 
Uebereinkommen  nicht  zustande  kommen  könnte,  so  wird  die  Be- 
dingungen des  diesbezüglich  zu  schliessenden  Uebereinkommens,  bindend 
für  die  betheiligten  Parteien,  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  feststellen. 

§  7. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Verkehrsmittel,  die  Schienen 
und  sonstigen  beim  Baue  und  Betriebe  zu  verwendenden  Materialien, 
sowie  die  Ausrüstungs-  und  Einrichtungsgegenstände,  inwieferne  er  die 
Beschaffung  derselben  aus  seinen  eigenen  Fabriken  nicht  bewerkstelligen 
könnte,  jedenfalls  im  Inlande  zu  beschaffen,  und  kann  eine  Ausnahme 
dieser  Anordnung  nur  auf  Grund  einer  von  Fall  zu  Fall  vom  Ministerium 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  vorher  einzuholenden  Be- 
willigung platzgreifen. 

§  8. 

Die  technische  Collaudirnng  der  Bahn  ordnet  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Commnnication  an. 

Inwieferne  es  die  Witterungsverhältnisse  gestatten,  wird  die 
technische  Collaudirnng  der  Bahn  nach  gäuzlicher  Beendigung  der 
Bauarbeiten  und  nach  erfolgter  Vorlage  der  Collaudirungspläne  über 
Ansuchen  des  Concessionärs  sofort  angeordnet  werden. 

§  9- 

Die  Fahr-  und  Frachtgebühren  werden  für  die  concessionirte  Bahn 
wie  folgt  bemessen: 

a)  Der  höchste  Tarifsatz  betrügt  per  Person  und  Kilometer: 

in  der   I.  Classe  4  75  kr.  österr.  Währ,  in  Silber, 

ii    »     ^'        n       3'56     „         „  i»         n  » 

n     »  r»       2*37     „         „  „         „  „ 

Die  Waggons  I.  und  II.  Classe  können  gleich  den  auf  den 
Bahnen  ersten  Ranges  in  Gebrauch  stehenden  Wagen  II.  Classe 
eingerichtet  werden. 

b)  Bei  Reisegepäck  kann  das  ganze  per  Billet  25  Kilogramm  über- 
schreitende Mehrgewicht  auf  Gewichtssätze  von  10  Kilogramm, 
das  Eilgut  hingegen  auf  Gewichtssätze  von  5  Kilogramm  abgerundet 
werden. 

Nach  jedem  zehnten  Kilogramm  Gepäcksübergewicht  kann  per 
Kilometer  0  211  kr.,  für  100  Kilogramm  Eilgut  aber  per  Kilo- 
meter 2*11  kr.  in  Silber  gerechnet  werden. 
e)  Der  höchste  Tarifsatz,  welcher  beim  Gütertransporte  in  Anwendung 
kommen  kann,  beträgt  per  Kilometer  und  100  Kilogramm  in  der 
I.  Stückgtiterclasse  0  79  kr.,  in  der  II.  ermässigien  Stückgüter- 
classe  0  53  kr.  und  für  sperrige  Güter  1  06  kr.  in  Silber. 
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Steinkohle,  Eisenstein,  'Salz,  Brenn«  nnd  Bauholz,  Dünger, 
Steine,  Kalk  und  Ziegel  in  vollen  Wagenladungen  sind  per 
Kilometer  und  100  Kilogramm  zu  einem  Frachtsatze  von  höchstens 
0*41  kr.  zu  befördern. 

Für  sonstige  in  Wagenladungen  zur  Aufgabe  gelangende  Güter 
gilt  als  Maiimaltarifsatz  der  obige  Satz  der  ermässigten  Stttck- 
güterclasse. 

Hinsichtlich  der  Classification  der  Güter  und  der  übrigen  Tran9- 
portbestimmungen,  sowie  der  Manipulations-  und  Nebengebühren  und 
endlich  auch  der  Frachttazen  für  Leichen,  Equipagen,  lebende  Thiere, 
Separatzüge  etc.  sind  die  auf  den  Hauptlinien  der  priv.  österreichisch  - 
ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  bestehenden  Bestimmungen  und 
Normen  anzuwenden. 

Sobald  das  Reinerträgniss  der  concessionirten  Bahn  durch  drei 
aufeinanderfolgende  Jahre  7  Procent  des  im  Sinne  des  nachstehenden 
§  17  nachzuweisenden  Investitionscapitales  überschreitet,  wird  das  Mini- 
sterium für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  berechtigt  sein, 
unter  Einvernahme  des  Concessionärs  die  Tarife  entsprechend  herab- 
zusetzen. 

Falls  die  Legislative  die  Tarifangelegenheit  bezüglich  sämmtlicher 
vaterländischen  Bahnen  regeln  sollte,  wird  diese  Regelung  —  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsurkunde  — 
auch  für  die  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

§  10. 

Die  im  Sinne  des  vorhergehenden  Paragraphen  festgesetzten 
Tarifsätze  können  durch  den  Concessionär  zeitweilig  im  Ganzen  oder 
nur  für  einzelne  Gattungen  oder  Gegenstände,  in  einer  oder  in  beiden 
Richtungen  der  Bahn,  auf  alle  Transportentfernungen  gleichmäßig  oder 
mit  der  Zunahme  der  Entfernung  in  steigendem  Maasse  herabgesetzt 
werden. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarifsätze  können  zwar  auf  das  frühere 
Maass  wieder  erhöht  werden,  doch  tritt  diese  Erhöhung  erst,  vom  Tage 
der  vorschriftemässigen  Veröffentlichung  gerechnet,  binnen  drei  Monaten 
in  Wirksamkeit. 

Jede  Transportbegünstigung  ist  im  Sinne  der  bestehenden  Vor- 
schriften vorher  kundzumachen,  und  ist  dieselbe  auf  Grund  derselben 
Bedingungen  Jedermann  gleichmässig  zu  gewähren. 

§  H. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen  Ver- 
theuerung  der  Lebensmittel  steht  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  das  Recht  zu,  die  Frachtgebühren  derselben  für  die 
Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  der  concessionsurkundlichen 
Maximalfrachtsätze  herabzusetzen. 

Die  Rachtanrkandon  der  ö»tcrr  Ki««nh»hnen  I.  35 
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§  12. 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  Bind  zu  herabgesetzten  Tarif« 
sfttzen  zu  befördern,  und  zwar  auf  Grund  des  am  15.  September  1877 
einerseits  zwischen  dem  gemeinsamen  kaiserl.  und  königl.  Kriegsminister 
und  dem  königl.  ungarischen  Landesvertheidigungsminieter,  andererseits 
den  Eisen bahnverwaltungen  abgeschlossenen  Uebereinkommens,  beziehungs- 
weise des  am  1.  Jänner  1878  in  Wirksamkeit  getretenen  Militärtransport- 
tarifes  und  dessen  Anhanges. 

Die  in  Betreff  des  Militärtransportes  zu  Stande  gekommenen  oder 
zn  Stande  kommenden  und  für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen 
werden  auch  für  diese  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Die  obigen  Bestimmungen  haben  ferner  auch  hinsichtlich  der 
Beförderung  der  Finanz-  und  Sicherheitswachorgane  und  endlich  der 
Sträflinge  in  Anwendung  zu  kommen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  sich  dem  auf  Militärtransporte 
bezüglichen  Regulative  und  den  in  demselben  enthaltenen  Vereinbarungen 
und  Uebereinkommen  zu  fügen,  durch  welche  die  Beschaffung  und 
Bereithaltung  der  zum  Transporte  nöthigen  Ausrüstungsgegenstände,  die 
Beistellung  der  Verkehrsmittel  und  des  Betriebspersonales,  die  gegen- 
seitige Aushilfe  mit  Verkehrsmitteln  und  Betriebspersonale  und  die 
Benützung  der  zu  Militärsanitätszwecken  eingerichteten  Eisenbahnwagen 
geregelt  wird. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  sich  auch  jenen  Bestimmungen 
und  Dienstvorschriften  zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Feldeisenbahn- 
abtheilungen und  deren  Verwendung  in  Friedenszeiten  zu  Neubauten 
oder  Erhaltungsarbeiten  vom  gemeinsamen  kaiserl.  und  königl.  Kriegs- 
ministerium erlassen  wurden  oder  festgestellt  werden. 

Im  Kriegs-  und  Mobilisirungsfalle  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
die  Urlauber  und  Reservisten  auf  Grund  der  Vorschrift^ massigen  Legi 
timation  von  der  ihrem  Wohnorte  zunächst  gelegenen  Station  unter 
Anwendung  des  herabgesetzten  Militärtarifes  zu  befördern. 

Obige  auf  den  Militärtransport  bezüglichen  Bestimmungen  sind 
selbstverständlich  auch  für  die  im  Dienste  reisende  königl.  ungarische 
Landwehr  und  jene  Truppen  giltig,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

Endlich  hat  sich  der  Concessionär  unbedingt  jenen  Bestimmungen 
zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Anstellung  der  ausgedienten  Unter- 
officiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine  und  der  Honveds  im  §  38  des 
Gesetzartikels  XL  vom  Jahre  1868  und  im  Gesetzartikel  II  vom 
Jahre  1873  festgesetzt  sind. 

§  13. 

Staatsorgane,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  überwachenden  Behörden 
oder  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  auf  Grund  dieser  Concessions- 
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Urkunde  oder  zu  Gefällszwecken  die  Bahn  beDützen  und  Bich  mit  dem 
Auftrage  der  eompetenten  Behörde  ausweisen,  sind  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  14. 

Mit  Rücksicht  auf  die  im  §  4  des  Gesetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1880  enthaltenen,  die  königl.  Post  betreffenden  Verfügungen  ist 
der  Concessionär  verpflichtet,  in  Betreff  der  Modalitäten  und  Bedingungen 
der  Postbeförderung,  das  durch  die  angeführte  gesetzliche  Bestimmung 
geforderte  Uebereinkommen  mindestens  drei  Monate  vor  der  Eröffnung 
des  Bahnbetriebes  oder  der  Einführung  des  regelmässigen  Tagesverkehres 
zu  treffen  und  zu  diesem  Behufe  rechtzeitig  und  jedenfalls  noch  in  der 
ersten  Hälfte  des  concessionsurkundlich  festgesetzten  Bautermines  dem 
Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  uod  Communication  eine  Eingabe 
zu  unterbreiten. 

Die  dienstliche  Correspondenz  zwischen  der  Bahndirection  und 
ihren  Untergebenen  oder  zwischen  den  letzteren  untereinander  ist  post- 
portofrei. 

§  15. 

Den  Bau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  nöthigen 
Betriebstelegraphenleitungen  bis  zu  dem  an  den  Aufnahmsgebftuden  und 
eventuell  an  den  Wächterhäusern  der  Bahn  anzubringenden  letzten 
Isolator,  sowie  bis  zu  den  drehbaren  Distanzsignalapparaten  wird  auf 
Grund  eines  bezüglich  der  Details  mit  dem  Concessionär  unter  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
zu  treffenden  Uebereinkommens  die  betreffende  königl.  Bezirkstele- 
graphendirection  ausführen  lassen. 

Der  Concessionär  ist  demnach  verpflichtet,  das  Ersuchen  um 
Anordnung  des  Telegraphenbaues  und  Feststellung  des  oben  bezeichneten 
Uebereinkommens  an  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
munication solchergestalt  rechtzeitig  zu  stellen,  damit  zur  Beschaffung 
der  für  den  Telegraphenbau  nöthigen  Materialien  und  zur  Fertigstellung 
der  Telegraphenbauten  bis  zur  Eröffnung  der  Bahn  genügend  Zeit  bleibe. 
Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  zu  gestatten,  dass  die  Säulen  der  zu 
errichtenden  Telegraphenleitung  auf  dem  der  Bahn  gehörigen  Grunde 
aufgestellt  werden,  ohne  dass  der  Concessionär  für  das  in  Anspruch 
genommene  Terrain  gegenwärtig  oder  in  Zukunft  eine  Entschädigung 
verlangeu  könnte. 

Die  Stellen  der  Telegraphensäulen,  sowie  andere  Befestigungs- 
punkte der  Telegraphenleitung  sind  durch  den  Concessionär  und  die 
Bauorgane  der  betreffenden  königl.  Bezirkstelegraphendirection  einver- 
ständlich und  derart  zu  bestimmen,  dass  durch  dieselben  weder  der 
Eisenbahnbetrieb,  noch  die  Sicherheit  des  Betriebspersonales  gefährdet  sei. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  wenn  gleichzeitig 
mit  der  Betriebstelegraphenleitung  eine  Staatstelegraphenleitung  nicht 
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erbaut  werden  sollte,  den  Gesammtpreis  der  Telegraphensäulen  und 
sonstigen  Telegraphenbaumaterialien  und  die  gesammten  Telegraphen- 
baukosten, falls  jedoch  gleichzeitig  auch  eine  Staatstelegraphenleitung 
erbaut  würde,  den  Preis  der  Materialien  der  Betriebsleitung  und  den 
auf  die  Herstellung  der  Betriebsleitung  verwendeten  verhaltnissmässigen 
Theil  der  Gesammtbaukosten  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  zu  ersetzen. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Conceasionär  verpflichtet,  über  Verlangen 
des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  die  für 
die  im  vorigen  Punkte  erwähnten  Telegrapbenbauten  erforderlichen 
Beträge  bis  zur  nachträglichen  Verrechnung  zinsenfrei  vorzuschiessen 
und  die  Telegraphensäulen  und  die  sämmtlichen  übrigen  Telegraphen- 
baumaterialien längs  der  zu  erbauenden  Bahn  in  der  von  der  königl. 
ungarischen  Bezirkstelegraphendirection  zu  bestimmenden  Weise  und  Zeit 
auf  dem  bereits  gelegten  Eisenbahngeleise  auf  eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Bei  Uebergabe  der  Betriebsleitungen  übergeht  der  gesammte  Inventar- 
stand der  auf  Rechnung  des  Concessionärs  erbauten  Betriebsleitungen  in 
den  Besitz  des  Concessionärs. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  ist 
jedoch  berechtigt,  an  den  längs  der  Bahn  bestehenden  Telegraphensäulen 
wann  immer  Staatstelegrapbenleitungen  anzubringen,  und  übergehen  die 
Telegraphensäulen  sodann  mit  der  Verpflichtung  zur  Erhaltung  auf 
Staatskosten  unentgeltlich  in  das  Eigenthum  des  ungarischen  Staates. 

Die  Eisenbahnbetriebstelegraphenleitungen  kann  der  Conceasionär 
unter  der  üblichen  Controle  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  ausschliesslich  nur  für  jene  Telegramme  benützen, 
welche  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direction 
und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwischen  den  letzteren  unter- 
einander gewechselt  werden. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  ist 
jedoch  berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Babndirection  die  Benützung 
dieser  Betriebsleitungen,  soweit  dies  der  Betriebsverkehr  gestattet,  zur 
Weiterbeförderung  von  Staats-  oder  Privatdepeschen  unter  üblicher 
Controle  zu  verlangen  und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die 
Vertheilung  der  Telegraphengebühren  zwischen  dem  Concessionär  und 
dem  ungarischen  Staate  durch  ein  besonderes  Uebereinkommeri  geregelt 
werden. 

Ebenso  werden  in  einem  besonderen  Uebereiukommen  zwischen 
«lern  Conccsionär  und  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communication  auch  jene  Bedingungen  festgestellt,  welche  die  Ueber- 
waebung  und  Erhaltung  der  neben  der  Bahn  erbauten  Telegraphenleitungen 
und  die  an  denselben  etwa  später  über  Verlangen  der  Babndirection 
vorzunehmenden  Aenderungen  oder  Umlegungen  und  überhaupt  alle 
jene  Telegrapheuangelegenheiteu  betreffen,  welche  durch  die  obigen 
Punkte  noch  nicht  geregelt  sind. 
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§  16. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  sich 
derart  steigert,  daBs  die  Einführung  des  Nachtdienstes  wünsclienswerth 
oder  nothwendig  erscheint,  wird  der  Concessionär  verpflichtet  sein,  auf 
eigene  Kosten  alle  jene  Einrichtungen  zu  bewerkstelligen  und  alle 
jene  Sicherheiten! aassregeln  zu  treffen,  welche  den  bestehenden  Vor- 
schriften und  Instructionen  gemäss  nothwendig  sind,  und  beziehungsweise 
welche  seitens  des  Ministeriums  für  Öffentliche  Arbeiten  und  Communi- 
cation  mit  Berufung  auf  jene  Vorschriften  werden  verlangt  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  über  Anordnung  des 
Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication,  ohne  jede 
Entschädigung  ein  zweites  Geleise  in  dem  Falle  zu  bauen,  wenn  auf 
der  concessionirten  Linie  die  jährliche  Bruttoeinnahme  per  Kilometer 
österr.  Währ.  fl.  14.000  überschreitet. 

Die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  in  den  ersten 
70  Jahren  der  weiter  unten  festgesetzten  Concessionsdauer  vom  Con- 
cessionär verlangt  werden. 

§  17- 

Gegenwärtige  Concession  erlischt  in  der  im  Schlusspunkte  des 
Artikels  2  des  zwischen  der  königl.  ungarischen  Regierung  und  der 
concessionirten  Gesellschaft  am  8.  Juni  1882  geschlossenen  und  mit 
dem  Gesetzartikel  XLV  vom  Jahre  1882  inarticulirten  Vertrages  fest- 
gesetzten Frist,  d.  h.  Ende  des  Jahres  1965. 

Desgleichen  sind  bezüglich  des  Zeitpunktes  des  Einlösungsrechtes 
des  Staates  und  der  Modalitäten  der  Berechnung  des  Einlösungspreises 
unter  Aufrechthaltung  des  im  §  2  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre 
1880  enthaltenen  Vorbehaltes  die  Bestimmungen  des  Artikels  2  des 
oberwähnten  Vertrages  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn 
anzuwenden. 

Ebenso  werden  die  im  Artikel  2  des  erwähnten  Vertrages  ent- 
haltenen Bestimmungen  auch  für  den  Nachweis  des  Investitionscapitales 
der  gegenwärtig  concessionirten  Balm  maassgebend  sein, und  wird  bemerkt, 
dass  in  das  Baucapital  dieser  Linie  unter  dem  Titel  n Centraidienst, 
Bauleitung  und  Bauaufsicht,  Vor-  und  Bauproject,  sowie  allgemeine 
Verwaltung"  kein  höherer  Kostenbetrag  als  7y2  Procent  des  factischen 
Baucapitales,  unter  dem  Titel  „IntercalarziLSen"  aber  kein  höherer 
Kostenbetrag  als  die  von  der  Ertheilung  der  Baubewilligung  bis  zur 
Eröffnung  gerechneten,  auf  die  factische  Bauzeit  entfallenden  5  Procent 
der  Hälfte  des  nachgewiesenen  Baucapitales,  angesetzt  werden  darf. 

§  18. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  wird  ermächtigt,  ihr  Investitions« 
capital  bis  zur  Höhe  einer  5*2  Proceut  entsprechenden  Annuität 
(Jahresrente)  jenes  Baucapitales  zu  erhöhen,  welches  (Baucapital)  im 
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Sinne  des  vorhergehenden  Paragraphen  abzüglich  der  seitens  der  Inter- 
essenten geleisteten  Baubeiträge  festgestellt  werden  wird. 

§  19. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung  der  Bahn   tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  aber  gegen  Zahlung  der  im  Sinne  des  §  17  bestimmten  Jahres- 
rente, oder  eventuell  gegen  Zahlung  des  auf  Grund  des  §  2  des  Gesetz- 
Artikels  XXXI  vom  Jahre  1880  festzusetzenden  Ablösungsbetrages  in 
den  lastenfreien  Besitz-    und  Nutzgenuss  der    concessionirten  und  in 
gutem   Zustande   zu    übergebenden   Bahn;    insbesondere    nimmt  der 
Staat  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstbauten,  den 
Ober-  und  Unterbau  mit  allem  Zugehör,  als:  den  Verkehrsmitteln,  Bahn- 
höfen, Auf-  und  Abladeplätzen,  sammt  den  zum  Bahnbetriebe  gehörigen 
Gebäuden,  Wächter-  und  Aufseberhäusern  auf  den  Abfahrts-  und  An- 
kunftsorten, allen  Einrichtungen,  Mobilien    und  Immobilien  in  Besitz; 
hingegen  behalten  der  Concessionär  oder  dessen  Rechtsnachfolger  den  aus 
den  Erträgnisstiberschüssen  während  des  von  ihnen  geführten  Betriebes 
gebildeten  etwaigen  Reservefond  und  die  aushaftenden  Activforderungen, 
sowie  jene   Baulichkeiten,  zu  deren   Erwerbung  oder  Herstellung  sie 
durch    die  Regierung   mit    dem    ausdrücklichen   Beifügen  ermächtigt 
wurden,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden  werden. 

§  20. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  ist 
hinsichtlich  der  Wahrung  der  Staatsinteresseu  berechtigt,  sich  sowohl 
von  dem  Baue  der  Bahn,  sowie  von  der  entsprechenden  Ausrüstung 
des  Betriebes  und  der  fortwährenden  guten  Instandhaltung  in  jeder 
Beziehung  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen  und  den  Auftrag  zu  geben, 
dass  die  sich  zeigenden  Mängel  behoben  werden. 

Insbesondere  wird  dem  genannten  Ministerium  das  Recht  vorbe- 
halten, nach  Maassgabe  der  Zunahme  des  Verkehres  den  Concessionär 
zur  zeitweisen  Vermehrung  der  Verkehrsmittel   verhalten    zu  können. 

Das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  hat 
ferner  das  Recht,  durch  das  seinerseits  delegirte  Organ  die  Geschäfts- 
führung und  die  Bahnverwaltung  zu  prüfen  und  zu  controliren. 

§  21. 

Dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication 
steht  das  Recht  zu,  den  Concessionär  zur  Erfüllung  seiner  in  der 
gegenwärtigen  Concession surkunde  und  in  den,  deren  ergänzenden  Theil 
bildenden  Urkunden  festgestellten  Verpflichtungen,  desgleichen  der  auf 
Grund  der  den  Concessionär  bindenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instruc- 
tionen etc.  durch  die  Regierung  erlassenen  Verordnungen  durch  Auf- 
erlegung von  Geldstrafen  von  österr.  Währ.  fl.  100  bis  zu  österr.  Währ, 
fl.  10.000  zu  verhalten. 
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Die  auferlegte  and  bis  zu  der  durch  das  Ministerium  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  bestimmten  PrKclusivfrist  durch  den 
Concessionär  nicht  erlegte  Geldstrafe  wird  aus  irgend  welchem  Besitse 
der  Bahn  oder  aus  deren  Einkommen  im  einfachen  administrativen 
Wege  hereingebracht  werden. 

Wenn  eine  Verletzung  der  auf  der  Concessionsurkunde  oder 
sonstigen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Anordnungen  baairenden 
Verpflichtungen  seitens  des  Concessionärs  wiederholt  vorkommen  und 
eine  andere  Ahndungsverfttgung  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate 
führen  sollte;  desgleichen  wenn  die  im  obigen  §  3  festgesetzten  Termine 
bezüglich  der  Vorlage  der  Pläne,  der  Bauvollendung,  beziehungsweise 
bezüglich  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  würden  und 
die  Unterlassung  des  Einbaltens  dieser  Termine  im  Sinne  des  Punktes  b 
des  §  11  der  öfters  angeführten  Eisenbahnconcessionirungsvorschrift, 
namentlich  aber  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  nicht  gerecht- 
fertigt werden  könnte,  so  kann  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communication  die  vorstehende  Concessionsurkunde  wann  immer 
ausser  Kraft  setzen  und  für  erloschen  erklären,  ohne  dass  der  Con- 
cessionär —  hervorgehend  aus  dieser  Bestimmung  —  dem  Staate  gegen- 
über mit  irgend  einem  Schadenersatzansprüche  auftreten  könnte. 

Die  Entscheidung  darüber,  welcherlei  Verfügungen  im  Falle  des 
Ausserkraftsetzens  der  Concession  im  Interesse  der  Fortsetzung  des 
Bahnbaues  und  beziehungsweise  sowohl  in  diesem  als  auch  in  jenem 
Falle,  wenn  der  Concessionär  den  Betrieb  der  Bahn  unterbrechen  würde, 
im  Interesse  der  Weiterführung  des  Betriebes  zu  treffen  sind,  steht 
dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  zu,  und 
ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Schäden  und  Gefabren  dieser  Ver- 
fügungen ausschliesslich  den  Concessionär  treffen  werden. 

§  22. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession,  sowie  der 
einen  ergänzenden  Theil  derselben  bildenden  Urkunden  unterliegen 
einer  nur  mit  österr.  Währ.  1  fl.  bemessenen  Stempelgebühr. 

Budapest,  am  17.  September  1887. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Gabriel  Baross  m.  p. 

königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  and  Communication. 
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21.  Bedingnisse 

bezöglich  des  Baues  und  der  Betriebaeinrichtung  der  Localbahn  FelegThAza- 

Csongräd  mit  Locomotiv betrieb. 

t 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  Felegyhaza  bis  Csongräd  zu  führende  Eisenbahn  ist  als  eine  normal» 
spurige  Localbahn  mit  Locomotivbetrieb  im  Sinne  des  §  3  der  Coneessiomrarkunde 
ddo.  17.  September  1887  auf  Grupd  der  durch  das  königl.  ungarische  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communioation  vorher  zu  genehmigenden  Pläne  und  nach 
den  folgenden  Detailbestimmungen  auszubauen  und  derart  einzurichten,  daaa  die 
Züge  auf  der  ausgebauten  Bahn  mit  der  grössten  Geschwindigkeit  von  30  Kilo- 
meter per  Stunde  verkehren  können. 

Bei  dem  Baue  der  Bahn  hat  der  Concession&r  sich  den  in  Kraft  stehenden 
allgemeinen  und  ortsbehördlichen  Bau-  und  Polizcivorscliriften  zu  fügen. 

II. 

Unterbau. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  werden.  Die  Maximal- 
steigung oder  das  Maximalgefälle  wird  mit  5  pro  mille  festgestellt.  Die  Krümmungen 
dürfen  auf  offener  Bahn  keine  kleineren  Halbmesser  besitzen  als  300  Meter. 

Die  Normalkronenbreite  der  Bahn  soll  auf  der  Oberfläche  des  Unterbaues, 
d.  i.  in  der  Höhe  der  Fläche  des  Schotterbettes  gemessen,  wenigstens  4'0  Meter 
betragen. 

Bei  Krümmungen  ist  die  äussere  Seite  des  Dammes  der  Ueberhöhung  und 
Erweiterung  der  Schienen  entsprechend  zu  erbreitern. 

Die  Dämme  sind  mit  Böschungen  von  iy2  oder  V/t  Fuss  herzustellen,  die 
Böschungen  der  Einschnitte  hingegen  sind  nach  der  Qualität  des  Materiales  anzu- 
fertigen. 

Die  Böschung  des  Materialgrabens  darf  nicht  steiler  als  1  Fuss  sein,  und 
ist  zwisohen  dem  Fus«e  des  Dammes  und  der  Böschung  des  zu  eröffnenden 
Materialgrabt-ns  ein  wenigstens  1*0  Meter  breites  Banquett  zu  lassen;  überdies  sind 
die  Materialgräben  in  der  Weise  anzulegen,  dass  in  denselben  keine  schädlichen 
Wasse Häufe  entstehen  können. 

Die  zur  Abrutsohung  neigenden  Dämme  und  Einschnitte  sind  entsprechend 
zu  siohern.  Bei  Dämmen,  welche  Uber  Inundationsterrain  geführt  werden,  ist  das 
Bahnniveau  TO  Meter  ober  dem  höchsten  Hochwasser  zu  halten,  und  sind  die 
Böschungen  der  Dämme  an  solchen  Stellen  nach  Erforderniss  zu  siohern.  Von 
dieser  Bestimmung  wird  das  Inundationsgebiet  der  T heiss  ausgenommen,  in  welchem 
das  Bahnniveau  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Inundationsgebiet  mittelst  Wehren 
vollkommen  geschützt  ist,  auch  unter  dem  Niveau  des  Hochwassers  gehalten  werden 
kann.  Durchlasse  und  kleinere  Brücken  sind  in  der  Weise  herzustellen,  dass  zwischen 
der  unteren  Kante  der  Tragvonstruction  und  dem  Niveau  des  höchsten  Hochwassers 
eine  offene  Höhe  von  0  80  Meter  bleibe. 

An  allen  Orten,  wo  Flüsse  oder  Bäche  in  der  Nähe  der  Bahn  sich  befinden, 
sind  die  Ufer  gegen  Abtrennung  und  Abspülung  entsprechend  zu  siohern. 

Wasserlaufe,  Bäche  und  Flüsse  sind  vor  oder  nach  deren  Ueberbrückung 
gehörig  zu  reguliren  und  nach  Bedarf  mit  Uferschutzwerkeu  zu  versehen. 

Der  Oberbau  der  Strassenregulirungeu,  Wegumlegungen  und  Wegüber- 
setzungen ist  entsprechend  dem  ursprünglichen  Strassenoberbau  entweder  mit  Stein- 
grund und  Sehotter  oder  nur  aus  Schotter  herzustellen.  Bei  solchen  Strassen  jedoch, 
welche  überhaupt  nicht  geschottert  siud,  sind  die  Wegübersetzungen,  von  beiden 
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Schienensträngen  in  einer  Länge  von  je  8  Meter  in  einer  Hobe  von  15  Centimeter, 
weiter  aber  in  einer  Höhe  von  10  Centimeter  zu  beschottern. 

Unter  den  Parallelwegen  and  Wegübersetzungen  sind  nach  Bedarf  Brtioken 
oder  Durchlasse  mit  entsprechenden  Lichtweiten  herzustellen. 

Jene  Theile  der  Stationszufabrtsstrassen,  welche  die  Concessionare  herzustellen 
verpflichtet  sind,  gleichwie  auch  die  am  Stationsplateau  befindlichen  Wege,  sind 
mit  16  Centimeter  hohem  Steingrunde  und  ebenso  hoher  Schotterung  herzustellen. 

Zu  der  Bettung  des  Oberbaues  ist  Grubenschotter  zu  verwenden,  und  muss 
die  Einbettung  unter  dem  Fusse  der  Schienen  eine  Starke  von  0*25  Meter,  und  in 
der  Höhe  der  Sohienen  eine  Breite  von  3-0  Meter  haben. 

Stationsplätze  sind  mit  Ausnahme  der  Wege  mit  einer  10  Centimeter  dicken 
Sehotterschioht,  die  Wächterhausplateaux  aber  mit  einer  solchen  von  5  Centimeter 
zu  decken. 

Als  Reserve  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  per  Kilometer  40  Kubikmeter 
Einbettungsmateriale  aus  dem  Baufond  zu  beschaffen  und,  längs  der  Bahn  an 
geeigneten  Stellen  abgeladen,  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  im  Bahnkörper  liegenden  Objecto  sind  nach  den  für  die  Eisenbahn- 
gesellschaft durch  das  Ministerium  genehmigten  Normalplänen,  und  zwar  gemäss 
der  zur  Verfügung  stehenden  Constructionshöhe,  als  gedeckte  Durchlässe,  Wölbungen 
oder  offene  Objecto  zu  bauen. 

Sämmtliches  Mauerwerk  der  Eisenbahnobjeote  ist  aus  Ziegeln  oder  Beton, 
die  Tragconstruction  der  offenen  Objecte  hingegen  von  3  0  Meter  Lichtweite  an 
ans  Eisen  anzufertigen. 


III. 
Oberbau. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Geleisebreite  von  1*435  Meter  zu  bauen. 

Die  Schienen,  welche  aus  Stahl  herzustellen  sind,  dürfen  per  Currentmeter 
nicht  leichter  als  21*75  Kilogramm  sein  und  sind  mit  Anwendung  eines  sohwebenden 
Sohienenstosses  auf  so  dioht  gelegten  Schwellen  zu  elociren,  dass  ihre  Inanspruch- 
nahme unter  einem  Räderdrucke  von  4500  Kilogramm  per  Quadratoentimeter 
1000  Kilogramm  nicht  überschreite 

Die  Entfernung  der  Geleise  voneinander  soll,  von  Mitte  zu  Mitte  gemessen, 
in  den  Stationen  mindestens  4*5  Meter,  auf  offener  Strecke  aber  mindestens  3*5  Meter 
betragen. 

Der  ConoeBsionär  ist  verpflichtet,  l/2  Procent  des  Oberbaumaterials,  äussern- 
dem aber  noch  einen  vollständigen  Weohsel  und  eine  Kreuzung  sammt  den  er- 
forderlichen Sehwellen  als  Reserve  aus  dem  Baufonde  zu  beschaffen  und  dem 
Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

8eitens  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  kann 
die  Herstellung  von  1200  Currentmeter  Stationsnebengeleisen  verlangt  werden;  in 
dieser  Länge  sind  jedooh  die  in  der  Station  Felegyhaza  erforderlichen  Geleise- 
Umgestaltungen  und  Erweiterungen  nicht  inbegriffen. 

Die  Länge  der  gewöhnlichen  Sohwelleu  soll  wenigstens  2  20  Meter  betragen, 
auch  sind  die  Schwellen  der  Weichen  aus  Eichenholz  herzustellen. 

Der  Oberbau  ist  im  Uebrigen  nach  den  für  die  Linie  Garam-Ipolyvölgy 
(Gran-Eipenthal;  genehmigten  Normalien  herzustellen. 


IV. 

Gebäude. 

Auf  der  concessionirten  Bahn  sind  folgende  Gebäude  zu  errichten: 
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Ausser  den  in  den  Stationen  zu  errichtenden  Weichen  Wächterwohnungen 
sind  auf  der  offenen  Bahn  nur  dort  noch  Wächterhäuser,  eventuell  WIchterhütten 
au  erbauen,  wo  dies  mit  Rücksicht  auf  die  Bedienung  der  Wegsohranken  oder  auf 
die  öffentliche  und  Betriebssicherheit  sich  als  unumgänglich  nothwendig  er- 
weisen wird. 

Eine  Wartelocalität  ist  in  jeder  Station  zu  errichten,  und  wird  das  Mini* 
sterium  ffir  Öffentliche  Arbeiten  und  Communication  bestimmen,  in  welcher  Station 
mehr  als  eine  Wartelocalität  erbaut  und  eingerichtet  werden  soll. 

Für  öffentliche  Zwecke,  d.  h.  für  das  Gefälle,  die  Post,  den  Telegraphen,  die 
Polizei  etc.,  kann  der  Concesaionär  nur  gegen  separate  Entschädigung  zur  Herstellung 
von  Localitäten  verpflichtet  werden. 

Sämmtliohe  Gebäude  sind  naoh  den  für  die  Localbahn  Garam-Ipolyv<>lgy 
genehmigten  Normalplänen  herzustellen. 

Bei  der  Errichtung  der  Wasserstationen  wird  die  Anwendung  von  Pumpen 
mit  Handbetrieb,  hölzernen  Wasserreservoirs,  gebrannten  ThonwasserleitungsrOhren 
gestattet  und  kann  die  Locomotive  ihr  Wasser  eventuell  mit  Hilfe  des  Ejeotors 
oder  des  Pulsometers  unmittelbar  auch  aus  dem  Brunnen  schöpfen. 


Die  Umfriedung  der  Bahn  im  Allgemeinen,  die  Schutzdämme  und  Material- 
gräben inbegriffen,  hat  nur  auf  besonders  rücksichtswürdigen  Plätzen  und  dort 
stattzufinden,  wo  die  Bahn  unmittelbar  in  der  Nftbe  von  öffentlichen  Strassen  und 
Ortschaften  mit  bedeutenderem  Verkehr  und  durch  Ortschaften  führt. 

Die  zur  Absperrung  der  Strassen  nöthigen  Sohranken  sind  nur  bei  sehr 
frequenten  Btrassenübergängen  und  an  solchen  Orten  aufzustellen,  wo  der  Ver- 
kehr des  Zuges  von  dem  Strassenübergange  auf  eine  Entfernung  von  wenigstens 
200  Meter  nicht  wahrgenommen  werden  kann. 

Vor  den  mit  Sohranken  nioht  versehenen  und  in  einer  Entfernung  von 
200  Meter  nicht  wahrnehmbaren  Strassenübergängen  sind  Achtungssignale  auf- 
zustellen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  einen  Betriebstelegraphen  aufzustellen, 
mittelst  welchem  das  Telegraphiren  zwischen  den  Stationen  bewirkt  werden  kann. 

Optische,  akustische  und  Glockensignale  können  unterbleiben. 

Die  Handsignale  und  die  auf  den  Zügen  zu  verwendenden  Signalmittel  sind 
im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 


Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  der  auszubauenden  Bahn  —  ausser 
den  in  der  Station  Felegyhaza  etwa  nothwendig  werdenden  Erweiterungsbauten 
—  zwei  Stationen,  und  zwar  in  Kün-Kis-Szallis  eine  330  0  Meter  lange  und  in 
Csongrad  eine  400-0  Meter  lange  Station  zu  errichten. 

Ueberdies  kann  der  Concessionär  nach  Bedarf  auch  noch  weitere  Stationen, 
Ausweichen  und  Haltestellen  errichten;  zu  diesen  beabsichtigten  Nachtragsher- 
stellungen ist  jedoch  die  Bewilligung  des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communication  nnter  Vorlage  der  Pläne  vorerst  einzuholen. 

Die  Stationen,  Ausweichen  und  Haltestellen  sind  möglichst  in  einer  Hori- 
zontalen anzulegen ;  im  entgegengesetzten  Falle  darf  die  grösste  Steigung  der  Bahn 
in  den  Stationen,  Ausweichen  und  auf  den  Haltestellen  1-5  pro  mille  nioht  über- 
schreiten. 

Doch  sind  die  Stationen  so  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle  vergrössert 
werden  können. 


V. 


Bahnabsperrung  und  Signalisirung. 


VI. 


Stationen. 
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VII. 

Betriebsmittel. 

Der  Concessionär  kann  zwar  die  Betriebsmittel  unter  Aufrechthaltung  der  in 
den  §§  21  und  22  der  im  §  2  der  Concessionsurkunde  vom  17.  September  1887 
citirten  Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebeneu  Bestimmungen,  inwiefeme  selbe 
infolge  der  Bestimmungen  der  citirten  Concessionsurkunde  keine  Abänderung 
erleiden,  selbst  wählen,  ist  jedooh  verpflichtet,  die  Detailpläne  der  tu  beschaffenden 
Verkehrsmittel  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  cur 
Prüfung  und  Genehmigung  noch  vor  der  Bestellung  vorzulegen. 

VIII. 

Ausrüstung,    Inventars-    und    Einrichtungsgegenstände    Ond  Ver- 
brauchs materialien. 

Die  Ausrüstung«-,  Inventars-  und  Einriohtunpsgepenstände  sind  durch  den 
Concessionär  in  solcher  Quantität  und  Qualität  zu  beschaffen,  wie  dies  der  Bedarf 
der  gesammten  Dienstzweige  des  Bahnbetriebes  erfordert,  während  die  Verbrauohs- 
materialien,  dem  vierwöchentlichen  Bedarf e  entsprechend,  ans  dem  Baufond 
anzuschaffen  und  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen  sein  werden. 

Budapest,  am  17.  September  1887. 

Gabriel  Baross  m.  p. 

königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communication. 

22.  VI.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1890 

Aber  die   Concessionirung  der   Man  hthal-VlcInalbahiillnie,    sowie  der 

Zwelgllnle  Devenytö-Stomfa. 

(Sanotionirt  am  31.  März  1890,  kundgemacht  in  der  Landesgesetzsammlung  am 

4.  AprU  1890.) 

§  1. 

Das  Ministerium  wird  hiermit  ermächtigt,  der  priv.  österreichisch  - 
ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  für  eine,  von  einem  geeigneten 
Punkte  zwischen  der  Station  Lamäcs  der  Budapest-Marchegger  Linie 
und  der  Landesgrenze  abzweigende,  bis  an  die  Landesgrenze  bei  Sudo- 
mefitz  zu  bauende  Vicinalbahnlinie  und  für  eine  Zweiglinie  von  der 
Station  DeVenytö  bis  Stomfa  die  Bau-  und  Betriebscon  cession  unter  den 
im  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880  und  IV  vom  Jahre  1888  ent- 
haltenen Bedingungen  zu  ertheilen;  ferner  betreffs  des  Anschlusses  der 
Vicinalbahn  auf  mährischem  Gebiet  bei  Sudomefitz  an  das  Österreichische 
Netz  der  concessionirten  Bahn  die  nötbigen  Verfügungen  zu  treffen. 

§  2. 

Der  königl.  ungarische  Handelsminister  wird  über  die  erfolgte 
Conceesionirung  der  im  §  1  erwähnten  Eisenbahnlinien,  sowie  über  die 
bezüglich  des  Anschlusses  zu  Stande  gekommenen  Vereinbarungen  im 
Sinne  des  i>  1  des  Gesotzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  Bericht  erstatten. 
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§  3. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  des  Erscheinens  in  der  Laudesgesetz» 
Sammlung  ins  Leben,  und  werden  mit  der  Durchführung  desselben  die 
Minister  für  Handel  und  Finanzen  betraut. 

23.  Concessionsurkunde  vom  10.  April  1890 

bezüglich  der  Marchthal-Localbahn  mit  LocomotlTbetrieb. 

Das  königl.  ungarische  Ministerium  genehmigt  die  von  Devöny-Ujfalu 
(Theben-Neudorf)  bis  zur  ungarisch- mährischen  Landesgrenze  zu  führende 
Localbabn  mit  Locomotivbetrieb  und  die  Flügellinie  Devänytö-Stomfa 
dieser  Eisenbahn  auf  Grund  des  §  1  des  Gesetzartikels  VI  vom  Jahre 
1890  unter  nachstehenden  Bedingungen,  und  zwar: 

§  L 

Kraft  dieser  Urkunde  erhält  die  priv.  österreichisch  -  ungarische 
Staatseisenbahngesellschaft  die  Concession  und  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, eine  von  der  Station  DeVeny-Ujfalu  (Theben-Neudorf)  ihrer 
Hauptlinie  Budapest-Marchegg  bis  zur  Landesgrenze  gegen  Sudomiefitz 
in  Mähren  zu  führende  Localbahn  und  abzweigend  von  der  Station 
DeVefflytö  (Thebensee)  dieser  Bahn  eine  bis  Stomfa  (Stampfen)  sich  er- 
streckende Flügellinie  unter  nachstehenden  Bedingungen  zu  bauen  und 
dieselbe  während  der  Dauer  der  Wirksamkeit  der  vorstehenden  Con- 
cessionsurkunde ununterbrochen  in  Betrieb  zu  halten. 

§  2. 

Der  genannten  Gesellschaft  als  Concessionär  werden  im  Sinne  der 
vorstehenden  Concessionsurkunde  alle  jene  Rechte  und  Begünstigungen 
zugesichert,  welche  der  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880  und  der 
über  die  Ergänzung  und  Modificirung  desselben  lautende  Gesetzartikel  IV 
vom  Jahre  1888  für  die  Localbahuen  festsetzen;  dagegen  unterwirft  sich 
die  Gesellschaft  als  Concessionär  unbedingt  jenen  Bestimmungen  des 
soeben  erwähnten  Gesetzartikels,  welche  ihr  als  Concessionär  Ver- 
pflichtungen auferlegen. 

Die   Gesellschaft   als  Concessionär   ist   weiters  verpflichtet,  sich 
strenge  zu  halten: 

a)  an  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsurkunde; 

b)  an  die  durch  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
munication  am  20.  April  1868  unter  Zahl  4973  mit  Genehmigung 
des  Reichstages  erlassene  Eisenbahnconcessionsvorschrift,  sowie  an 
die  im  Artikel  VIII  des  mit  dem  Gesetzartikel  XX  vom  Jahre 
1878  inarticulirten  Zoll-  und  Handelsbtindnisaes  angenommene 
Eisonbahnbetriebsordnung  und  an  das  Betriebsreglement  insoweit, 
als  dieselben  infolge  der  in  der  vorstehenden  Concessionsurkunde 
festgestellten  einzelnen  Bestimmungen  und  der  auf  den  Verkehrs- 
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dienst  der  Local  bahnen  bezüglichen  Grundzüge  der  durch  das 
Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  am 
1.  Augußt  1883  erlassenen  Vorschriften  keine  Aenderong  erlitten 
haben,  und  endlich 
c)  an  alle  sonstigen»  bereits  in  Wirksamkeit  bestehenden  oder  später 
zu  schaffenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instructionen  und  Ver- 
ordnungen. 

§  3. 

Für  den  Bau  der  Bahn  und  die  Einrichtung  des  Betriebes  sind 
die  durch  den  Handelsminister  unter  Einem  hinausgegebenen  und  den 
ergänzenden  Theil  dieser  Concessionsurkunde  bildenden  Baubedingungen 
maassgebend  und  bleibt  dem  genannten  Minister  das  Recht  vorbehalten, 
von  diesen  Baubedingungen  in  einzelnen  Ausnahmsfällen  Abweichungen 
zu  gestatten. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  nach  den 
bestehenden  Vorschriften  angefertigten  Baupläne  (Längenprofil  und 
Situationsplan),  vom  Datum  der  vorstehenden  Concessionsurkunde  ge- 
rechnet, in  drei  Monaten,  die  übrigen  Detailpläne  aber  zu  solcher  Zeit 
in  zwei  Exemplaren  dem  Handelsminister  zu  unterbreiten,  dass  dieselben 
mit  Rücksicht  auf  den  für  die  Ausführung  weiter  unten  festgesetzten 
Termin  durch  den  Minister  zur  gehörigen  Zeit  geprüft  und  genehmigt 
werden  können. 

Die  Folgen  der  Verzögerung  fallen  allein  nur  dem  Concessionär 
zur  Last. 

Der  Handelsminister  lässt  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  vor- 
stehenden Concessionsurkunde  und  in  den,  einen  integrirenden  Theil 
derselben  bildenden  Baubedingungen,  oder  in  den  über  die  Coneeesions- 
verhandlung  am  17.  Juni  1889  aufgenommenen  Protokolle  enthaltenen 
Bestimmungen,  desgleichen  mit  Rücksicht  auf  die  Anforderungen  der 
Sicherheit  des  Betriebes,  die  vorgelegten  Pläne  überprüfen,  und  inwie- 
weit sich  von  den  erwähnten  Gesichtspunkten  keine  Bemerkung  ergeben 
sollte,  genehmigt  er  die  Pläne  und  ertheilt,  wenn  auch  sonstigen  gesetz- 
lichen Anordnungen  Genüge  geleistet  wurde,  die  Baubewilligung,  wobei 
die  dritten  Personen  nach  dem  Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1881 
zustehenden  Rechte  unberührt  gelassen  werden. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  ist  mit  Ausschluss  aller  Schaden- 
ersatz- und  sonstigen  Ansprüche  verpflichtet,  die  durch  den  Handels- 
minister während  des  Baues  der  Bahn  oder  wann  immer  auch  nachher 
aus  oben  erwähnten  Rücksichten  und  auf  Grundlage  derselben  gewünschten, 
und  wenn  auch  von  den  vorher  genehmigten  Plänen  abweichenden 
Modificirungen  und  Ergänzungen  durchzuführen. 

Hingegen  hat  die  Gesellschaft  als  Concessionär  zu  der  aus  welcher 
Rücksicht  immer  gewünschten  Abänderung   der  durch   den  Handele- 
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minister  bereits  genehmigten  Pläne  die  Genehmigung  des  genannten 
Ministers  stets  vorher  zu  erwirken. 

Den  Bau  der  Bahn  hat  die  Gesellschaft  als  Concessionär,  vom 
Tage  des  Datums  der  Concessionsurkunde  gerechnet,  binnen  zwei  Jahren 
zu  Tollenden  und  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehr  zu  übergeben. 

§  5- 

Zum  Zwecke  des  Baues  und  Betriebes  dieser  Bahn  wird  gemäss 
des  Gesetzartikels  XLI  vom  Jahre  1881  das  Enteignungsrecht  hiermit 
genehmigt. 

§  6. 

Anschlussverträge,  sowie  auf  die  gemeinsame  Mitbenutzung  (Pdage- 
recbt)  der  Stationen  oder  einzelner  Anschlussstrecken  bezügliche  Ver- 
träge kann  die  Gesellschaft  als  ConcessionKr  mit  anderen  Bahnen  nur 
auf  Grund  der  vorher  vom  königl.  ungarischen  Handelsminister  zu 
erwirkenden  Genehmigung  schliessen;  dagegen  ist  die  Gesellschaft  als 
Concessionär  verpflichtet,  mit  anderen  Bahnen  derartige  Verträge  zu 
schliessen,  wenn  deren  Anschluss  an  diese  Bahnen  der  Gesellschaft, 
beziehungsweise  die  gemeinsame  Benützung  der  Anschlussstationen  oder 
Strecken,  entweder  gemäss  der  ConcesBionsurkunde,  oder  aber  mittelst 
specieller  Genehmigung  des  königl.  ungarischen  Handelsministers  garan- 
tirt  wurde. 

Inwiefern  aber  sowohl  bezüglich  dieses,  als  auch  bezüglich  der 
Wagenentlehnung  und  aller  hiefür  entfallenden  Entschädigungen 
zwischen  den  betreffenden  Bahn  Unternehmungen  ein  Uebereinkommen 
nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  so  wird  die  Bedingungen  des  dies- 
bezüglich zu  schliessenden  Uebereinkommens,  bindend  für  die  betheiligten 

§  »• 

Das  zum  Bau  der  concessionirten  Bahn  und  zur  entsprechenden 
Einrichtung  des  Betriebes  nöthige  factische  Maximalcapital  wird  mit 
4,450.000  fl.,  sage  Vier  Millionen  viermalhundert  und  fünfzig  Tausend 
Gulden,  festgesetzt,  von  welchem  Capitale  zur  Anscbaflung  von  Ver- 
kehrsmitteln die  Gesellschaft  als  Concessionär  644.000  fl.  zu  ver 
wenden  hat. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Verkehrs- 
mittel, die  Schienen  und  sonstigen  beim  Baue  und  Betriebe  zu  ver- 
wendenden Materialien,  sowie  auch  die  Ausrüstungs-  und  Einrichtungs- 
gegenstände,  in  wieferne  dieselben  in  ihren  eigenen  Fabriken  nicht  her- 
gestellt werden  können,  im  Inlande  zu  beschaffen,  und  kann  eine  Aus- 
nahme dieser  Anordnung  nur  auf  Grund  einer  von  Fall  zu  Fall  vom 
Handelsminister  vorher  einzuholenden  Bewilligung  platzgreifen. 
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§  9- 

Die  technische  Collaudirung  der  Bahn  ordnet  der  Handelsminister  an. 

Inwiefern  e  es  die  Witterungsverhältnisse  gestatten,  wird  die 
technische  Collaudirung  der  Bahn  nach  gänzlicher  Beendigung  der 
Bauarbeiten  und  nach  Vorlage  der  Collaudirungspläne  über  Ansuchen 
des  Concessionärs  sofort  angeordnet  werden. 

§  10. 

Die  Fahr-  und  Fracbtgebilhren  werden  für  die  concessionirte 
Bahn  wie  folgt  bemessen: 

a)  Der  höchste  Tarifsatz  beträgt  per  Person  und  Kilometer 

in  der     I.  Classe  4  75  kr.  österr.  Währ,  in  Silber, 

n    n      II*      n  r>       n  n       n  n 

tj     n  n        2'37     n        „  n        n  * 

Die  Waggons  I.  und  II.  Classe  werden  gleich  den  auf  den 
Bahnen  eisten  Ranges  verwendeten  Wagen  II.  Kategorie  einge- 
richtet 

b)  Bei  Reisegepäck  kann  das  ganze  per  Billet  25  Kilogramm  über- 
schreitende Mehrgewicht  auf  Gewichtssätze  von  10  Kilogramm,  das 
Eilgut  hingegen  auf  Gewichtssätze  von  5  Kilogramm  abgerundet 
werden. 

Nach  jeden  10  Kilogramm  Gepäcksübergewicht  kann  per  Kilo- 
meter 0-211  kr.,  für  100  Kilogramm  Eilgut  Rber  per  Kilometer 
2- 11  kr.  in  Silber  gerechnet  werden. 

c)  Der  höchste  Tarifsatz,  welcher  beim  Gütertransport  in  Auwendung 
kommen  kann,  beträgt  per  Kilometer  und  100  Kilogramm  in  der 
I.  Stückgüterclasse  0  79  Kreuzer,  in  der  II.  ermässigten  Stück- 
güterclasse 0  53  Kreuzer  und  für  sperrige  Güter  l'Ofi  Kreuzer  in 
Silber. 

Steinkohle,  Eisenstein,  Salz,  Brenn-  und  Bauholz,  Dünger, 
Steine,  Kalk  und  Ziegel  sind  in  vollen  Wagenladungen  per  Kilometer 
und  100  Kilogramm  zu  einem  Frachtsätze  von  höchstens  0*41  Kreuzer 
zu  befördern. 

Für  sonstige,  iu  Wagenladungen  zur  Aufgabe  gelangende  Güter 
gilt  als  Maximaltarifsatz  der  obige  Satz  der  ermässigten  Stückgüterclasse. 

Hinsichtlich  der  Classification  der  Güter  und  der  übrigen  Trans- 
portsbestimmungen,  sowie  der  Manipulation«-  und  Nebengebühren  und 
endlich  auch  der  Frachttaxen  für  Leichen,  Equipagen,  lebende  Thiere, 
Separatzüge  etc.  sind  die  auf  den  Hauptlinien  der  Gesellschaft  als  Cun- 
cesäiouär  bestehenden  Bestimmungen  uud  Normen  anzuwenden. 

Sobald  das  Keinertragniss  der  eoncessiouirten  Bahn  durch  drei 
aufeinanderfolgende  Jahre  7  Procent  des  im  Sinne  des  nachstehenden  §  19 
nachzuweisenden  Anlageeapitales  überschreitet,  wird  der  Handelsminister 
berechtigt  sein,  unter  Einvernahme  der  Gesellrfchaft  als  Concessionär 
die  Tarife  entsprechend  herabzusetzen. 
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Falls  die  Legislative  die  Tarifangelegenheit  bezüglich  sämmtlicher 
vaterländischen  Bahnen  regeln  sollte,  wird  diese  Regelung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsarkunde  auch 
für  die  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  wird  den  Betrieb  der  Bahn  stets 
in  der  Weise  leiten,  dass  ihre  tarifarischen  Verfügungen  mit  den  Inter- 
essen der  vaterländischen  Industrie  und  des  Handels  im  Einklänge 
stehen.  Zu  diesem  Behufe  verpflichtet  sich  der  Concessionär  insbesonders : 

1.  Alle  jene  Begünstigungen,  welche  er  für  ausländische  Artikel 
gewährt,  gleichzeitig  auch  den  vaterländischen  Producten  zu  gewähren, 
wenn  diese  auf  den  eigenen  Linien  mindestens  auf  dieselbe  Entfernung 
befördert  werden,  wie  die  begünstigten  ausländischen  Artikel. 

2.  Für  ausländische  Artikel  nie  einen  niedrigeren  Frachtsatz  oder 
Frachtantheil  zu  gewähren,  als  für  die  nach  derselben  Bestimmungs- 
station beförderten  ähnlichen  vaterländischen  Artikel  von  einer  näher 
gelegenen  Station  eingehoben  werden. 

3.  Im  Verkehre  mit  den  Seehäfen  der  Adria  wird  die  Gesellschaft 
als  Concessionär  auf  ihren  vorstehend  concessionirten  Linien  Ermässigung 
bloss  zu  Gunsten  des  vaterländischen  Hafens  gewähren. 

4.  Auf  der  concessionirten  Bahn  hat  die  Gesellschaft  das  neue 
Personentarifsystem  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  im  Anschluss- 
verkehre mit  solchen  Bahnen,  auf  welchen  dieses  Tarifsystem  in 
Anwendung  kommt,  mit  Ausnahme  des  Verkehres  zwischen  den  eigenen 
Stationen,  einzuführen. 

5.  Die  Wirksamkeit  des  §  7  des  vom  8.  Juni  1882  datirten  und 
mit  dem  Gesetzartikel  XLV  desselben  Jahres  inarticulirten  Vertrages 
wird  auch  auf  die  vorstehend  concessionirte  Bahn  ausgedehnt. 

§ 

Die  im  Sinne  des  vorhergehenden  Paragraph  es  festgesetzten  Tarif- 
sätze können  durch  den  Concessionär  zeitweilig  im  Ganzen  oder  nur 
auf  einzelne  Gattungen,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen  der  Bahn, 
auf  alle  Tran  Sportentfernungen  gleichmässig  oder  mit  der  Zunahme  der 
Entfernung   in  steigendem  Masse  herabgesetzt  werden. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarifsätze  können  zwar  auf  das 
frühere  Mass  wieder  erhöht  werden,  doch  tritt  diese  Erhöhung  erst, 
vom  Tage  der  vorschriftsmässigen  Veröffentlichung  gerechnet,  binnen 
drei  Monaten  in  Wirksamkeit. 

Jede  Transportbegünstigung  ist  im  Sinne  der  bestehenden  Vor- 
schriften kundzumachen,  und  ist  dieselbe  auf  Grund  derselben  Bedin- 
gungen Jedermann  gleichmässig  zu  gewähren. 

§  12. 

Im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordentlichen  Ver- 
theuerung  der  Lebensmittel  steht  dem  Handelsminister  das  Recht  zu, 
die  Frachtgebühren  derselben  auf  die  Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte 
der  concessionsurkundlichen  Maximalfrachtsätze  herabzusetzen. 

Die  Rachtturkunden  der  JMcrr.  Kl.rnb.hnrn     I.  36 
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§  13. 

Das  Militär  und  die  Militärgüter  sind  zu  herabgesetzten  Preisen 
ku  befördern,  and  zwar  auf  Grund  des  am  15.  September  1877 
einerseits  zwischen  dem  gemeinsamen  kaiserl.  und  königl.  Kriegsminister 
und  dem  königl.  ungarischen  Landeevertheidigungsminister,  andererseits 
den  Bahnverwaltungen  abgeschlossenen  Uebereinkommens,  beziehungs- 
weise des  am  1.  Jänner  1878  in  Wirksamkeit  getretenen  Militärtrans 
porttarifes  und  seines  Anhanges. 

Die  bezüglich  des  Militärtransportea  zu  Stande  gekommenen,  oder 
zu  Stande  kommenden  und  für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen 
werden  auch  für  diese  concessionirte  Bahn  giltig  sein. 

Die  obigen  Bestimmungen  haben  ferner  auch  hinsichtlich  der 
Beförderung  der  Finanz-  und  Sicherheitswachorgane  und  endlich  der 
Sträflinge  in  Anwendung  zu  kommen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  eich  dem  auf  Militärtransporte 
bezüglichen  Regulativ  und  den  in  demselben  enthaltenen  Vereinbarungen 
und  Uebereinkommen  zu  fügen,  durch  welche  die  Beschaffung  und 
Bereithaltung  der  zum  Transporte  nöthigen  Auerüstungsgegenstände,  die 
Beistellung  der  Verkehrsmittel  und  des  Betriebspersonales,  die  gegenseitige 
Aushilfe  mit  Verkehrsmitteln  und  Betriebspersonale  und  die  Benützung  der 
zu  Militärsanitätszwecken  eingerichteten  Eisenbahnwagen  geregelt  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  sich  auch  jenen  Bestim- 
mungen und  Dienstvorschriften  zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Feld- 
eisenbahnabtheilungen und  deren  Verwendung  in  Friedenszeiten  zu 
Neubauten  oder  Erhaltungsarbeiten  vom  gemeinsamen  kaiserl.  und  könig). 
Kriegsministerium  erlassen  wurden  oder  festgestellt  werden. 

Im  Kriegs-  oder  Mobilisirungsfalle  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
die  Urlauber  und  Reservisten  auf  Grund  der  vorschriftsmässigen  Legiti- 
mation von  der  ihrem  Wohnorte  zunächst  gelegenen  Station  bis  zu  der 
ihrem  Bestimmungsorte  nächst  liegenden  Station  unter  Anwendung  des 
herabgesetzten  Militärtarifee  zu  befördern. 

Obige  auf  den  Militärtransport  bezüglichen  Bestimmungen  sind 
selbstverständlich  auch  für  die  im  Dienste  reisende  königl.  ungarische 
Landwehr  und  jene  Truppen  giltig,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  völkerrechtlichem  Schutze  stehen. 

Schliesslich  hat  sich  der  Concessionär  unbedingt  jenen  Bestim- 
mungen zu  fügen,  welche  bezüglich  der  Anstellung  der  ausgedienten 
Unterofficiere  der  Armee,  der  Kriegsmarine  und  der  Honv^ds  im  §  38 
«les  Gesetzartikels  XL  vom  Jahre  18G8  und  im  Gesetzartikel  II  vom 
Jahre  1H7.'>  festgesetzt  sind. 

§  14. 

Staatsaugestelite,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  überwachenden 
Behörden,  oder  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  auf  Grund  dieser 
Conceesionsurkunde,   oder  aus  Gefällszwecken   die  Bahn  benützen  und 
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sich  mit  dem  Auftrage  der  competenten  Behörde  ausweisen,  sind  sammt 
ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  zu  befördern. 

§  15. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  der  den 
Gegenstand  der  vorstehenden  Concessionsurkunde  bildenden  Linie,  oder 
auch  nur  auf  einzelnen  Theilen  derselben,  über  Verlangen  des  königl. 
ungarischen  Handelsministers,  die  königl.  angarische  Post  zu  befördern. 

Die  Bedingungen  der  Postbeförderung  wird  im  Sinne  des  Punktes  6) 
des  §  4  des  Gesetzartikels  IV  vom  Jahre  1888  der  königl.  ungarische 
Handelsminister  im  Verordnungswege  feststellen. 

Die  zwischen  der  Direction  der  Bahn  und  ihren  Untergebenen 
oder  zwischen  den  letzteren  untereinander  geführten  Correspondenzen 
dürfen  durch  die  Eisenbahnorgane  postportofrei  befördert  werden. 

§  16. 

Bezüglich  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  oder  in 
den  einzelnen  Stationen  nöthigen  Betriebstelegraphen,  Telephone  oder 
elektrischen  Signale  sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  XXXI 
vom  Jahre  1888  und  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  Verordnungen 
massgebend,  an  welche  sich  der  Concessionär  strenge  zu  halten  hat. 

Zur  Aufstellung,  Einrichtung  und  Inbetriebhaltung  der  Telegraphen, 
Telephone  und  elektrischen  Signale  ist  vom  Handelsminister  vorher 
eine  specielle  Bewilligung  zu  erwirken,  bei  welcher  Gelegenheit  die 
Bedingungen  des  Baues,  der  Einrichtung  und  der  Inbetriebhaltung  durch 
den  Handelsminister  im  Verordnungswege  festgestellt  werden;  der  Con- 
cessionär ist  verpflichtet,  sich  daran  zu  halten. 

Der  Concessionär  hat  nach  Erlangung  der  auf  die  Bahn  bezüg- 
lichen Bauconcession  um  die  Bewilligung  zur  Herstellung  der  Tele- 
graphen, Telephone  oder  elektrischen  Signale  zu  solcher  Zeit  beim 
H andelsminister  anzusuchen,  dass  die  in  Rede  stehenden  Einrichtungen 
gelegentlich  der  Inbetriebsetzung  der  Bahn  gleichfalls  schon  fertig 
gestellt  in  Verwendung  genommen  werden  können. 

Dem  königl.  ungarischen  Minister  bleibt  das  Recht  vorbehalten, 
den  Bau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  nöthigen  Betriebs- 
telegraphen- oder  Telephonleitungen  bis  zu  den  an  den  Aufnahms- 
gebäuden, eventuell  an  den  Wächterhäusern  der  Bahn  anzubringenden 
letzten  Isolatoren,  sowie  bis  zu  den  drehbaren  Distanzsignalen,  ent- 
sprechend den  bezüglich  der  Details  zwischen  der  betreffenden  Post- 
und  Telegraphendirection  und  dem  Concessionär,  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  des  Handelsministers,  protokollarisch  vereinbarten  Bedin- 
gungen durch  seine  eigenen  Organe  ausfuhren  zu  lassen. 

Für  den  Fall,  wenn  gleichzeitig  mit  den  Betriebstelegraphen-  oder 
Telephonleitungen  eine  Staatstelegraphen-  oder  Telephonleitung  nicht 
gebaut  werden  sollte,  hat  der  Concessionär  den  Gesammtpreis  der 
»Säulen  und  sonstigen  Baumaterialien  und  die  gesammten  Baukosten, 
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falls  jedoch  gleichseitig  auch  eine  Staatstelegraphen-  oder  Telephonleitang 
gebaut  würde,  den  Preis  der  Materialien  der  Betriebsleitung  und  den 
auf  die  Herstellung  der  Betriebsleitung  verwendeten  verhältnissmässigen 
Theil  der  Gesammtbaukosten  dem  Handelsminister  zu  ersetzen.  In 
beiden  Fällen  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  zum  Baue  nöthigen 
Beträge  bis  zur  nachträglichen  Verrechnung  zinsenfrei  vorzuschiessen 
und  die  Säulen  und  übrigen  Baumaterialien  längs  der  zu  erbauenden 
Bahn  in  der  durch  die  betreffende  Post-  und  Telegraphendirection 
bestimmten  Weise  und  Zeit  auf  dem  bereits  gelegten  Eisenbahngeleise 
auf  eigene  Kosten  vertheilen  zu  lassen. 

Dem  Handelsminister  steht  das  Recht  zu,  an  die  längs  der  Bahn 
bestehenden  Säulen  wann  immer  Staatstelegraphen-,  eventuell  Telephon- 
leitungen anbringen  zu  lassen;  in  diesem  Falle  jedoch  übergehen  die 
Säulen,  mit  der  Verpflichtung  zur  Erhaltung  auf  Staatskosten,  schon  zu 
dieser  Zeit  unentgeltlich  in  das  Eigenthum  des  Staates. 

Die  Betriebstelegraphen-,  Telephon-  und  elektrischen  Leitungen 
und  Einrichtungen  bilden  mit  ihreu  gesammten  Bestandteilen  ein 
ergänzendes  Zubehör  der  Bahn,  demzufolge  sie  in  den  im  §  21  der 
vorstehenden  Concessionsurkunde  festgesetzten  Fällen  und  gemäss  der 
daselbst  vereinbarten  Art  und  Weise  an  den  Staat  übergehen. 

Uebrigens  werden  die  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  XXXI 
vom  Jahre  1888,  sowie  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  oder  zu 
erlassenden  Ministerial Verordnungen,  ferner  die  Bestimmungen  des  mit 
den  vaterländischen  Bahnen  bezüglich  der  Telegraphen  im  Jahre  1877 
geschlossenen  Uebereinkommens,  auch  für  den  Concessionär  bindend 
bleiben  und  sein. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  sich 
derart  gesteigert  hat,  dass  die  Einführung  des  Nachtdienstes  wünschens- 
werth  oder  nothwendig  erscheint,  wird  der  Concessionär  verpflichtet  sein, 
auf  eigene  Kosten  alle  jene  Einrichtungen  zu  bewerkstelligen  und  alle 
jene  Sicherheitsmassregeln  zu  treffen,  welche  den  bestehenden  Vorschriften 
und  Instructionen  gemäss  nothwendig  sind,  und  beziehungsweise  welche 
seitens  des  fl  andelsministe  rs,  mit  Berufung  auf  jene  Vorschriften,  werden 
verlangt  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  über  Anordnung  des 
Handelsministers  ohne  jede  Entschädigung  ein  zweites  Geleise  in  dem 
Falle  zu  bauen,  wenn  auf  der  concessionirten  Linie  die  jährliche  Brutto- 
einnähme  per  Kilometer  österr.  Währ.  fl.  14.000  überschreitet. 

Die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  jedoch  nur  in  den  ersten 
70  Jahren  der  weiter  unten  festgesetzten  Concessionsdauer  vom  Con- 
cessionär verlangt  werden. 

§  18. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Rechnungen  über  den  Betrieb 
der  coticebsionirtcu  Bahn  nach   dem  durch   das  Ministerium   für  öffent- 
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liehe  Arbeiten  und  Oommunication  hinausgegebenen  Contirungsschema 
zn  führen,  und  die  abgeschlossene  Betriebsrechnung  sammt  der  Ver- 
mögenebilanz  und  dem  Gewinn-  und  Verlustconto  spätestens  bis  Ende  des 
dem  Jahre  der  Rechnungslegung  folgenden  Monates  Mai  dem  Handels- 
minister vorzulegen. 

Der  Concessionär  ist  weiters  verpflichtet,  einen  die  Resultate  des 
Verkeh  res  und  Betriebes  detaillirt  nachweisenden  Jahresbericht  zu 
verfassen,  kundzumachen,  und  von  den  Aufsichtsbehörden  verlangte 
statistische  Daten  aller  Art  zu  liefern. 

§  19. 

Gegenwärtige  Concession  erlischt  in  der  im  Schlusspunkte  des 
Artikels  2  des  zwischen  der  königl.  ungarischen  Regierung  und  der 
concessionirten  Gesellschaft  am  8.  Juni  1882  geschlossenen  und  mit 
dem  Gesetzartikel  XLV  vom  Jahre  1882  inarticulirten  Vertrages 
festgesetzten  Frist,  d.  b.  Ende  des  Jahres  1965. 

Desgleichen  werden  bezüglich  des  Zeitpunktes  des  Einlösungs- 
rechtes des  Staates  und  der  Modalitäten  der  Berechnung  des  Einlösungs- 
preise8  unter  Aurrechterhaltung  der  im  §  2  des  Gesetzartikels  XXXI 
vom  Jahre  1880,  beziehungsweise  im  §  2  des  Gesetzartikels  IV  vom 
Jahre  1888  enthaltenen  Bestimmungen  die  im  Artikel  2  des  oberwähnten 
Vertrages  aufgenommenen  Bestimmungen  auch  auf  die  gegenwartig 
concessionirte  Linie  anzuwenden  sein. 

Ebenso  werden  die  im  Artikel  2  des  erwähnten  Vertrages  ent- 
haltenen Bestimmungen  auch  für  den  Nachweis  des  Inveetitionscapitales 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  massgebend  sein  und  wird 
bemerkt,  dass  in  das  Baucapital  dieser  Linie  unter  dem  Titel  „Centrai- 
dienst, Bauleitung  und  Bauaufsicht,  Vor-  und  Bauproject,  sowie  allgemeine 
Verwaltung"  kein  höherer  Betrag  als  6  Procent  des  factischen  Bau- 
capitales,  unter  dem  Titel  „Intercalarzinsen"  aber  kein  höherer  Kosten- 
betrag als  auf  die  von  der  Ertheiluog  der  Baubewilligung  bis  zur 
Eröffnung  gerechnete  factische  Bauzeit  entfallende  5  Procent  der 
Hälfte  des  nachgewiesenen  Baucapitales  einbezogen  werden  kann. 

§  20. 

Die  Gesellschaft  als  Concessionär  wird  ermächtigt,  ihr  Investitions- 
capital  bis  zur  Höhe  einer  5  7$  Procent  entsprechenden  Annuität 
(Jahresrente)  jenes  Baucapitales  zu  erhöhen,  welches  (Baucapital)  im 
Sinne  des  vorhergehenden  §  19  —  abzüglich  der  seitens  der  Interessenten 
geleisteten  Baubeiträge  —  festgestellt  werden  wird. 

§  21. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte 
Einlösung  der  Bahn,  tritt  der  Staat  im  ersteren  Falle  unentgeltlich,  im 
letzteren  Falle  gegen  Zahlung  des  im  Sinne  des  obigen  §  19  bestimmten 
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Ablösungspreises,  oder  eventuell  gegen  Zahlung  der  auf  Grund  des 
§  2  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880,  beziehungsweise  des 
§  2  des  Gesetzartikels  IV  vom  Jahre  1888  festzusetzenden  Ablösungs- 
summe, in  den  lastenfreien  Besitz  und  Nutzgenuss  der  concessionirten 
und  in  gutem  Zustande  zu  übergebenden  Bahn,  insbesondere  übernimmt 
der  Staat  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstarbeiten, 
den  Ober-  und  Unterbau  mit  allem  Zugehör  als:  den  Verkehrsmitteln, 
Bahnhöfen,  Auf-  und  Abiadestellen,  sammt  den  zum  Bahnbetriebe 
gehörigen  Gebäuden,  Wächter-  und  Aufseherhäusern  auf  den  Abfahrts- 
und Ankunftsstellen,  allen  Einrichtungen,  Mobilien  und  Immobilien  in 
Besitz;  hingegen  behalten  die  Gesellschaft  als  Concessionär  oder  deren 
Rechtsnachfolger  den  aus  den  Erträgnissüberschüssen  während  des  von 
ihnen  geführten  Betriebes  gebildeten  etwaigen  Reservefond  und  die 
aushaftenden  Activforderungen,  sowie  jene  Baulichkeiten,  zu  deren  Er- 
werbung oder  Herstellung  sie  durch  die  Regierung  mit  dem  ausdrück- 
lieben Beifügen  ermächtigt  wurden,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der 
Bahn  bilden  werden. 

§  22. 

Der  Handelsminister  ist  hinsichtlich  der  Wahrung  der  Staats- 
interessen  berechtigt,  sich  sowohl  vom  Baue  der  Bahn,  als  auch  von 
der  entsprechenden  Ausrüstung  des  Betriebes  und  der  fortwährend  guten 
Instandhaltung  in  jeder  Beziehung  die  Ueberzeugung  zu  verschaffeu 
und  den  Auftrag  zu  geben,  dass  die  sich  zeigenden  Mängel  behoben 
werden. 

Insbesondere  wird  dem  genannten  Minister  das  Recht  vorbehalten, 
nach  Massgabe  der  Zunahme  des  Verkehres  die  Gesellschaft  als 
Concessionär  zur  zeitweisen  Vermehrung  der  Verkehrsmittel  verhalten 
zu  können. 

Der  Handelsminister  hat  ferner  das  Recht,  durch  das  seinerseits 
delegirte  Organ  die  Geschäftsführung  und  die  Bahnverwaltung  zu  prüfen 
und  zu  controliren. 

Der  durch  den  Handelsminister  delegirte  Commissär  ist  berechtigt, 
den  Sitzungen  der  Direction  und  der  aus  der  Mitte  derselben  etwa 
entsendeten  Specialcommissionen,  sowie  den  Generalversammlungen 
beizuwohnen,  ebenso  ungesetzliche,  den  öffentlichen  und  Staatsinteressen 
etwa  nachtbeilige,  der  Concessionsurkunde  zuwiderlaufende  Verfügungen 
zu  suspendiren  und  hierüber  dem  genannten  Minister  behufs  weitereu 
Verfahrens  Bericht  zu  erstatten. 

§  23. 

Dem  Handelsrninister  steht  das  Recht  zu,  die  Gesellschaft  als 
Concessionär  zur  Erfüllung  ihrer  in  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde und  in  den  deren  ergänzenden  Theil  bildenden  Urkunden 
festgestellten  Verpflichtungen,  desgleichen  der  auf  Grund  der  die  Gesell- 
schaft als  Concessionär  bindenden  Gesetze,  Vorschriften,  Instructionen  etc. 
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durch  die  Regierung  erlassenen  Verordnungen,  durch  Auferlegung  von 
Geldstrafen  von  fl.  100  bis  zu  fl.  10.000  zu  verhalten. 

Die  auferlegte  und  die  bis  zu  der  durch  den  Handelsminister  bestimmten 
Präklusivfrist  durch  die  Gesellschaft  als  Concessionär  nicht  erlegte 
Geldstrafe  wird  aus  irgend  welchem  Besitze  der  Bahn  oder  aus  deren 
Einkommen  im  einfachen  administrativen  Wege  hereingebracht  werden. 

Falls  die  auferlegte  Geldstrafe  von  der  noch  deponirten  Concessions- 
caution  abgezogen  würde,  hat  der  Concessionär  diese  Caution  bis 
zum  ursprünglichen  Betrage,  vom  Tage  des  Abzuges  der  Geldstrafe 
gerechnet,  binnen  14  Tagen  wieder  zu  ergänzen. 

Wenn  eine  Verletzung  der  auf  der  Concessionsurkunde  oder 
sonstigen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Anordnungen  basirenden 
Verpflichtungen  seitens  der  Gesellschaft  als  Concessionär  wiederholt 
vorkommen  und  eine  andere  Ahndungs  Verfügung  nicht  zu  dem  gewünschten 
Resultate  führen  sollte,  desgleichen  wenn  die  im  obigen  §  3  festge- 
setzten Termine  bezüglich  der  Vorlage  der  Pläne,  der  Bauvollendung, 
beziehungsweise  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  würden 
und  die  Unterlassung  des  Einhalten«  dieser  Termine  im  Sinne  des 
Punktes  6)  des  §  11  der  öfters  angeführten  Eisenbahnconcessionirungs- 
vorschrift,  namentlich  aber  durch  politische  und  finanzielle  Krisen 
nicht  gerechtfertigt  werden  könnte,  so  kann  der  Handelsminister  die 
vorstehende  Concessionsurkunde  wann  immer  ausser  Kraft  setzen  und 
für  erloschen  erklären,  ohne  dass  die  Gesellschaft  als  Concessionär  — 
hervorgehend  aus  dieser  Bestimmung  —  dem  Staate  gegenüber  mit 
irgend  einem  Schadenersatzansprüche  auftreten  könnte. 

Die  Entscheidung  darüber,  welcherlei  Verfügungen  im  Falle  des 
Ausserkrafteetzens  der  Concession  im  Interesse  der  Fortsetzung  des 
Bahnbaues  und  beziehungsweise  sowohl  in  diesem  als  auch  in  jenem 
Falle,  wenn  der  Concessionär  den  Betrieb  der  Bahn  unterbrechen  würde, 
im  Interesse  der  Weiterführung  des  Betriebes  zu  treffen  sind,  steht 
dem  Handelsminister  zu  und  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Haftung 
bezüglich  der  aus  diesen  Verfügungen  sich  ergebenden  Schäden  und 
Gefahren  aller  Art,  sowie  die  demzufolge  nothwendig  werdenden  Kosten, 
ausschliesslich  der  Gesellschaft  als  Concessionärin  zur  Last  fallen  werden. 

§  24. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession,  sowie  der 
einen  ergänzenden  Theil  derselben  bildenden  Urkunden  unterliegen 
einer  mit  fl.  1  bemessenen  8tempelgebühr. 

Budapest,  am  10.  April  1890. 

Im  Namen  des  königl.  ungarischen  Ministeriums: 

Gabriel  v.  Baross  m.  p. 

kf.nigl.  ungarischer  Handelsminister. 
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24.  Bedingnisse 

bezüglich  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  der  Marchthal-Localbabn 

mit  LoeomotiTbetrleb. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ton  Deve"ny-Ujfalu  (Theben-Neudorf)  bis  zur  ungarisch-mährischen 
Landesgrenze  zu  führende  Eisenbahn  und  deren  Flügellinie  Deveuytö-Stomfa 
(Thebensee-Stampfen)  sind  als  normalspurige  Localbahnen  mit  Locomotivbetrieb 
im  Sinne  des  §  3  der  Concessionsurknnde  vom  10.  April  1890  auf  Grund  der 
durch  den  Hsndelsminister  vorher  genehmigten  Pläne  nnd  nach  den  unten  folgenden 
Detailbestimmungen  zu  bauen  und  derart  einzurichten,  das«  die  Züge  auf  der 
Hauptlinie  mit  40  Kilometer,  auf  der  Flügelliuie  hingegen  mit  25  Kilometer 
Maximalgeschwindigkeit  per  Stnnde  verkehren  können. 

Bei  dem  Haue  der  Bahnen  hat  sich  der  Concessionär  den  in  Kraft  stehenden 
allgemeinen,  sowie  den  ortsbehördlichen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  fügen. 

II.  Unterbau. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  für  ein  Geleise  hergestellt  werden. 

Die  Maximalsteigung,  oder  das  Maximalgefälle  wird  zwischen  den  Stationen 
Deveny-Ujfalu  und  DeVenyto  mit  7  pro  mille,  darüber  hinaus  bis  zur  ungarisch- 
mährischen Landesgrenze  mit  5  pro  mille,  und  auf  der  Flügellinie  Devenytö- 
Stomfa  mit  15  pro  mille  festgestellt.  Die  Krümmungen  dürfen  in  der  currenten 
Bahn  auf  der  Hauptlinie  keine  kleineren  Halbmesser  als  500  Meter,  auf  dem  zur 
Verbindung  in  der  Richtung  gegen  Marchegg  dienenden  VerbinHungsbogen  und 
auf  der  Flttgellinie  Devenytö-Stomfa  aber  keinen  kleineren  Halbmesser  als 
300  Meter  besitzen. 

Die  Normalkronenbreite  der  Bahn  soll  auf  der  Oberflaohe  des  Unterbaues, 
d.  b.  in  der  Höhe  der  unteren  Fläche  des  Schotterbettes  gemessen,  auf  der  Haupt- 
linie und  auf  dem  gegen  Marchegg  führenden  Verbindungsbogen  bei  Aufdämmungen 
nicht  weniger  als  4*60  Meter,  bei  Einschnitten  nicht  weniger  als  4*825  Meter,  auf 
der  Flügellinie  Devenytö-Stomfa  aber  sowohl  in  der  Aufdämmung  als  im  Ein- 
schnitte nioht  weniger  als  4*0  Meter  betragen. 

Bei  Krümmungen  ist  die  äussere  Seite  dos  Dammes  der  Ueberhöhung  und 
der  Erweiterung  des  Geleises  entsprechend  zu  erbreitern. 

Dämme  sind  mit  1 '/lässigen  Böschungen  herzustellen,  die  Bösehungen  der 
Einschnitte  aber  nach  der  Qualität  des  Materiales  anzufertigen. 

Die  Böschung  des  Materialgrabens  darf  an  der  Seite  des  Bahnkörpers  nicht 
steiler  als  ll/2fÜ8sig,  au  der  äusseren  Seito  aber  nicht  steiler  als  lfüssig  sein, 
und  ist  zwischen  dem  Fusse  des  Dammes  und  der  Böschung  des  zu  eröffnenden 
Materialgrabens  ein  mindestens  1*0  Meter  breites  Bankett  zu  lassen,  überdies  sind 
die  Materialgräben  in  der  Weiso  herzustellen,  dass  in  denselben  keine  schädlichen 
Wasserflüsse  entstehen  können. 

Zur  Abrutschung  neigende  Dämme  und  Einschnitte  sind  entsprechend  zu 
sichern. 

Bei  Dämmen,  welche  über  Inundationsterrain  führen,  ist  das  Bahnuiveau 
mindestens  0*8  Meter  ober  dem  höchsten  Stande  des  Hochwassers  zu  halten  und 
sind  an  solchen  Stellen  die  Böschungen  der  Dämme  naoh  Erforderniss  zu  sichern. 

Durchlässe  und  kleinere  Brücken  sind  derart  herzustellen,  dass  zwischen 
der  unteren  Kant«  der  Tragconstruotion  und  dem  Niveau  des  höchsten  Hochwassers 
eine  offene  Höhe  von  0'60  Meter  bleibe;  bei  grösseren  Brücken  darf  die  Höhe 
zwischen  dem  Hochwasser  und  der  Construction  nicht  geringer  als  0  80  Meter 
sein.  An  allen  Stellen,  wo  Flüsse  oder  Bäche  in  der  Nähe  der  Bahn  sich  befinden, 
sind  die  Ufer  gegen  Abtrennung  oder  Abspülung  entsprechend  zn  ichern. 
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Wasserabflüsse.  Bäche  und  FlQsse  sind  vor  oder  nach  deren  UeberbrUckung 
gehörig  zu  regoliren,  und  nach  Bedarf  mit  Uferschutzwerken  zu  versehen. 

Der  Oberbau  der  Strassenregulirungen,  Wegumlegungen  und  Wegüber- 
setsungen  ist,  dem  Oberbau  der  ursprünglichen  Strasse  entsprechend,  entweder  mit 
Stein grund  und  Schotter,  oder  nur  mit  Schotter  herzustellen. 

Bei  solchen  Strassen  jedoch,  welche  Oberhaupt  nicht  geschottert  sind,  sind 
die  Wegübersetzungen,  Ton  beiden  Schienensträngen  gerechnet,  in  einer  LXnge  von 
je  8  Metern  in  der  Hohe  von  15  Centimeter,  darüberhinaus  aber  in  der  Hobe  von 
10  Centimetern  zu  beschottern. 

Unter  den  Parallelwegen  und  Wegübersetzungen  sind  nach  Bedarf  Brücken 
oder  Durohlasse  mit  entsprechenden  Lichtweiten  herzustellen. 

Jene  Theile  der  Ststionsznfahrtsstrassen,  welche  der  Conoessionär  herzu- 
stellen verpflichtet  ist,  gleich  wie  anch  die  am  Stationsplateau  befindlichen  Wege, 
sind  mit  0*15  Meter  hohem  Steingrunde  und  mit  ebenso  hoher  Beschotterung  her- 
zustellen. 

In  jeder  Station  ist  für  einen  Garten  mindestens  eine  Fläohe  von  400  Qua- 
dratmeter, und  bei  jedem  einzelnen  Wäohterhause  mindestens  eine  solche  von 
1000  Quadratmeter  zu  expropriiren. 

Zur  Bettung  des  Oberbaues  ist  Schotter  zu  verwenden,  und  muss  die  Ein- 
bettung unter  der  Unterkonto  der  Schienen  auf  der  Hauptlinie  und  auf  dem  gegen 
Marchegg  führenden  Verbindungsbogen  in  Aufdämmungen  eine  Stärke  von  0*30 
Meter,  und  in  Einschnitten  von  0  375  Meter,  auf  der  Flügellinie  Devenyto-Stomfa 
hingegen  in  Aufdämmungen  und  Einschnitten  gleichmässig  eine  Stärke  von  0*26 
Meter,  und  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  auf  der  Hauptlinie  und  auf  dem 
Marchegger  Verbindungsbogen  eine  Breite  von  3*10  Meter,  auf  der  Flügellinie 
Devenyto-Stomfa  hingegen  eine  Breite  von  2  80  Meter  haben. 

Stationsplätze  sind  mit  Ausnahme  des  für  den  Wagenverkehr  bestimmten 
Terrains  mit  einer  10  Centimeter  dicken  Schotterschioht,  die  Wäohterhänser- 
plateaux  aber  mit  einer  solchen  von  5  Centimeter  zu  decken. 

Als  Reserve  hat  der  Conoessionär  per  Bahnkilometer  auf  der  Hauptlinie  und 
auf  dem  gegen  Marchegg  führenden  Verbindungsbogen  100  Kubikmeter  Einbettungs- 
materiale,  auf  der  Flügellinie  Devenytö-Stomfa  aber  ein  solches  von  60  Kubik- 
meter aus  dem  Baufonde  zu  beschaffen  und  längs  der  Linie  an  geeigneten  Stellen 
abgeladen,  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  in  den  Bahnkörper  zu  bauenden  Wasserdurchlässe,  Uber  welche  An- 
schüttungen gemacht  werden,  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln  herzustellen;  während 
die  offenen  Objeote  mit  Widerlagsmauern  und  Pfeilern  aus  Stein  oder  Ziegeln  und 
von  einer  Spannweite  von  inclusive  1*50  Meter  aufwärts  mit  eisernen  Trag- 
eons truetionen  zu  erbauen  sein  werden. 

Die  Tragconstructionen  der  Bahndurchlässo  mit  geringerer  Spannweite  als 
1*50  Meter  können  aus  Eichenholz  angefertigt  werden. 

Das  Planum  der  Objeote  muss  eine  btnützbare  Breite  von  mindestens 
4-30  Meter  haben. 

Bei  grösseren  Brücken,  sowie  in  der  Nähe  der  Stationen,  und  zwar  auf 
beiden  Seiten  zwischen  der  Station  und  dem  Distanzsignale,  sowie  darüber  hinaus 
bis  auf  010  Kilometer,  sind  an  den  Objecten  Geländer  in  Anwendung  zu  bringen. 

In  der  Nähe  von  Haltestellen,  wo  Zugskreuzungen  nicht  vorkommen,  sind 
Geländer  an  den  Objecten  von  der  Mitte  der  Haltestelle  auf  beiden  Seiten  auf 
eine  Entfernung  von  0*1"  Kilometer  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Straasendurchlässe  und  Brücken  können  mit  hölzernen  Tragconstructionen 
versehen  werden. 

Die  Tragconstructionen  der  Eisenbahnobjeote  sind  auf  der  Hauptlinie  und 
auf  dem  Marchegger  Verbindungsbogen  auf  Grundlage  der  Looomotive  von  Bahnen 
I.  Ranges,  auf  der  Flügellinie  Devenyto-Stomfa  hingegen  auf  Grundlage  der  Looo- 
motive von  Localbahnen  zu  berechnen  und  zu  construiren. 
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III.  Oberbau. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Geleisebreite  von  1*435  Meter  zu  bauen. 

Die  Schienen,  welche  aus  Stahl  zu  erzeugen  sind,  dürfen  per  laufenden  Meter 
auf  der  Hauptlinie  und  auf  dem  Marchegger  Verbindungsbogen  nicht  leichter  als 
33*0  Kilogramm,  auf  der  Flügellinie  Devenyt<S-Stomfa  aber  nicht  leichter  als 
21*75  Kilogramm  sein  und  sind  bei  Anwendung  eines  schwebenden  Schienenatosses 
auf  so  dicht  gelegten  Schwellen  anzubringen,  dass  ihre  Inanspruchnahme  per 
Quadratoentimeter  1000  Kilogramm  nicht  überschreite. 

Die  Eutfernung  der  Geleise  voneinander  soll  von  Mitte  zu  Mitte  gemessen, 
in  den  Stationen  mindestens  4  5  Meter,  auf  offener  Strecke  aber  mindestens 
3*5  Meter  betragen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  ».',  Procent  des  Obsrbaumateriales  und 
ausserdem  für  die  Hauptlinie  drei,  für  die  Flügellinie  Dcvenyto-Stomfa  hingegen 
einen  vollständigen  Wechsel  und  Kreuzungen  sammt  den  nöthigen  Schwellen  aus 
dem  Baufonde  zu  beschaffen  und  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Seitens  des  Handelsministers  kann  die  Herstellung  von  10.G00  Meter  Stations- 
nebengeleisen auf  der  Hauptlinie,  und  solcher  von  450  Meter  auf  der  Flügellinie 
Devenyto-Stomfa  verlangt  werden,  in  welohe  Länge  jedoch  die  für  dio  Erweiterung 
der  Anschlussstation  „Deveny-Ujfalu"  speciell  vorhergesehene  Geleiselänge,  sowie 
auch  die  Längen  der  Wechsel  und  Kreuzungen  (Ausweichen)  nicht  einbezogen 
werden  können. 

Die  Länge  der  gewöhnlichen  Schwellen  soll  auf  der  Hauptlinie  und  auf 
dem  gegen  Marchegg  führenden  Verbindungsbogen  mindestens  2*5  Meter,  auf  der 
Flügellinie  Devenytö-Stomf  i  aber  mindestens  2*20  Meter  betragen  und  sind  diese, 
sowie  die  Schwellen  der  Ausweichen  aus  Eichenholz  herzustellen. 

Das  übrige  Matcriale  und  die  Coustruction  des  Oberbaues  bestimmt  der 
Handelsminister  auf  Grund  der  durch  den  Concessionär  zur  gehörigen  Zeit  vorzu- 
legenden Detailpinne. 

IV.  Gebäude. 

Auf  der  concessionirten  Bahn  sind  folgende  Gebäude  herzustellen.  (Siehe 
die  Tabelle  auf  Seite  67 2,  573.) 

Ausser  den  in  den  Stationen  herzustellenden  Weichenwächter-  und  Bahn- 
aufseherwohnungen wird  die  Anlage  von  Wächterhäusern  auf  der  offenen  Bahn  an 
den  durch  den  Handelsrainister  zu  bestimmenden  Stellen  iusolange,  als  der  Verkehr 
der  Züge  nur  auf  die  Tageszeit  beschränkt  bleibt,  und  deren  Fahrgeschwindigkeit 
keine  grössere  als  40  Kilometer  auf  der  Hanptlinie  und  25  Kilometer  per  Stunde 
auf  der  Flügellinie  Devenyto-Stomfa  sein  wird,  nur  dort  verlangt  werden,  wo  dies 
sich  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  und  Betriebssicherheit  oder  wegen  Bedienung 
der  entsprechend  den  Bestimmungen  des  weiter  unten  folgenden  Capitels  V  zu 
errichtenden  Wegschranken  al-s  nothwendig  erweisen  wird. 

Eine  Wartelocalität  ist  in  jeder  Station  herzustellen  und  wird  der  Handels- 
minister bestimmen,  in  welcher  Station  mehr  als  eine  Wartelocalität  erbaut  und 
eingerichtet  werden  soll. 

Zur  Herstellung  der  für  öffentliche  Zwecke,  und  zwar:  für  das  Gefälle,  die 
Post,  den  Telegraphen,  die  Polizei  etc.  erforderlichen  Localitäten  kann  der  Con- 
cessionär nur  gegen  separate  Entschädigung  verhalten  werden. 

Die  Aufnahmsgebäude,  Wohn-  und  Wäohterhäuser  sind  ganz  aus  Stein  oder 
Ziegeln,  die  Gütermagazine  mit  Stein-  oder  Ziegeluntermaueruug  und  Sockel  ans 
Holz,  die  Kampen  aus  Stein  oder  Ziegeln  gemauert,  die  Locomotivremisen,  die 
Wasserstationsjrebiiude  uud  alle  deren  Anbauten  aus  Stein-  oder  Ziegelmauern, 
oder  aber  mit  Stein-  oder  Ziegeluntermauerung  aus  Riegelwänden,  die  Steinkohlen-, 
Hand-  und  B:ihnerhaltungsmagazine  und  Nebengebäude  mit  Stein-  oder  Ziegel- 
untermauen*,ng  und  So.-kel  aus  TTolz  oder  aus  Riegelwanden  herzustellen. 
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Auf  der  Hauptlinie  müssen  die  Wasserstationsbrunnen  so  wasserhaltig  sein, 
dass  sie  für  je  15  in  jeder  Richtung  taglieh  verkehrende  Züge  mit  100  Achsen 
das  erforderliche  Quantum  Wasser  unter  allen  Umständen  abzugeben  vermögen. 


V.  Bahnabsohluss  und  Signalisirung. 

Die  Umfriedung  der  Bahn  im  Allgemeinen,  die  Schutsdamme  und  Material- 
graben  inbegriffen,  ist  nur  an  besonders  rücksichtswürdigen  Stellen  und  dort  noth- 
wendig,  wo  die  Bahn  in  unmittelbarer  Nähe  von  öffentlichen  Strassen  oder  solchen 
Ortschaften,  welche  einen  bedeutenden  Verkehr  vermitteln,  oder  durch  Ort- 
schaften führt 

Die  zur  Absperrung  der  Wegübersetzungen  dienenden  Schranken  sind  nur 
bei  sehr  frequenten  Wegübersetzungen  und  an  solchen  Stellen  anzubringen,  wo 
der  Verkehr  des  Zuges  von  der  Wegübersetzung  aus  auf  eine  Entfernung  von 
mindestens  100  Metern  nioht  wahrgenommen  werden  kann. 

Vor  den  mit  Schranken  nicht  versehenen  und  vom  Zuge  auf  eine  Entfernung 
von  150  Metern  nioht  wahrnehmbaren  Wegübersetzungen  sind  Warnungssignale  auf- 
zustellen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  einen  Betriebstelegraphen  aufzustellen,  auf 
welchem  das  Telegraphiren  zwischen  den  Stationen  bewirkt  werden  kann. 

Auf  beiden  Seiten  der  Stationen  (Stomfa  ausgenommen)  sind  drehbare 
elektrische  Distanzsignale,  vor  und  nach  den  Haltestellen  aber  „Langsamfahr- 
signale" in  Anwendung  zu  bringen.  In  der  Station  Dev6nyt6  ist  auch  in  der 
Richtung  gegen  Stomfa  ein  elektrisches  Distanzsignal  aufzustellen. 

Behufs  Stellung  und  Sicherung  des,  die  Einmündung  des  von  der  Station 
Devenytö  gegen  Marohegg  führenden  Verbindungsbogens  in  die  Hauptlinie  Budapest- 
Marchegg  vermittelnden  Wechsels  sind  die  nöthigen  Vorrichtungen  und  Ein- 
richtungen herzustellen,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  dieselben  mit  den  auf  der 
Linie  Pozsony-Marchegg  bereitstehenden  Block-  und  Sicherheitseinrichtungen  im 
gehörigen  Einklänge  und  Zusammenhange  stehen. 

Uebrigens  sind  auf  der  Hauptlinie  und  deren  Flügellinie  noch  die  nur  in 
der  Signalisirungsinstruction  vorgeschriebenen  optischen  und  akustischen  Signale, 
sowie  in  den  zur  Kreuzung  der  Züge  dienenden  beiden  Stationsgeleisen  die  vor- 
hergesehenen belenchtbaren  Wechselscheiben  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Handsignale  und  die  auf  den  Zügen  zu  verwendenden  Signalmittel  sind 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

VI.  Stationen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  den  auszubauenden  Bahnen  ausser 
den  Erweiterungsarbeiten  beim  Heizhause  in  Pozsony,  sowie  ausser  den  in  der  auf 
der  Hauptlinie  Budapest- Marohegg  gelegenen  Anschlussstation  Deveny-Ujfalu 
nöthigen  Erweiterungen  und  Adaptirungen,  noch  die  nachstehenden  Stationen  und 
Haltestellen  zu  errichten: 
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Anmerkung  (zur  Tabelle  auf  Seit©  672  u.  573):  ad  II,  b  und  XI,  b  im 
Waaserstationsgebäude  ein  Wasserreservoir  mit  60  Kubikmeter  Inhalt,  Dampfkessel 
und  Pulsometer. 

Ad  V,  b  und  VIII,  b  im  Waaserstationsgebäude  zwei  Wasserreservoirs  mit 
je  60  Kubikmeter  Inhalt,  Pumpe  und  Dampfmaschine  mit  zwei  Pferdekräften. 

Ad  II,  V,  VIII  und  XI,  20  Durohmesser  der  Waaserstationsbrunnen  = 
3  5  Meter. 

Ad  IV,  1,  Normales  Aufnahmsgebäude  III.  Claase  aber  ohne  Veranda. 
Ad  III,  1  und  4,  IX,  1  und  4,  X,  1  und  4  und  XIV,  1  und  4,  Aufnahms- 
gebäude III.  Classe  mit  Veranda  und  angebautem  Gütennagazin  mit  einem  Thore. 
Ad  II,  III,  IV,  VI,  IX,  X,  XII  und  XIV,  12,  Aborte  II.  Classe. 
Ad  V,  VIII  und  XI,  1?,  Aborte  I.  Claaae. 
Ad  I,  V,  VIII  und  XI,  2,  Aufnahmsgebäude  I.  Classe. 
Ad  H,  VI  und  XII,  1,  Aufnahmsgebäude  II.  Classe. 
Ad  II,  VI  und  XII,  4,  Gütermagazine  mit  einem  Thore. 
Ad  V,  VIII  und  XI,  4,  Gütermagazine  mit  zwei  Thoren. 


Abzweigend  von  der  Station  Dev£nyt«S  ist  behufs  Verbindung  der  Hauptlinie 
mit  der  Hauptlinie  Budapest-Marchegg  in  der  Richtung  gegen  Marchegg  eiu 
separates  Geleiae  anzulegen. 

Ueberdies  kann  der  Concessionär  nach  Bedarf  noch  weitere  Stationen,  Aua- 
weichen und  Haltestellen  errichten;  zu  diesen  beabsichtigten  Nachtragsberetellungen 
ist  jedoch  die  Bewilligung  des  Handelsministers  unter  Vorlage  der  Pläne  vorerst 
einzuholen. 

Die  Stationen,  Ausweichen  und  Haltestellen  sind  möglichst  in  einer  Horizon- 
talen anzulegen;  im  entgegengesetzten  Falle  darf  die  grtfsste  Steigung  in  den 
Stationen,  Ausweichen  und  Haltestellen  2  pro  raille  nicht  überschreiten. 

Doch  sind  die  Stationen  so  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfälle  vergrössert 
werden  können. 

VII.  Betriebsmittel. 

Der  Concessionär  kann  zwar  die  Betriebsmittel  unter  Aufrechterhaltung  der 
in  den  2  und  22  der  im  ^  2  der  Concessionsurkunde  vom  10.  April  1890 
eitirten  Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Bestimmungen,  inwiefern»  selbe 
infolge  der  Bestimmungen  der  erwähnten  Concessionsurkunde  keine  Aenderung 
erleiden,  selbst  wählen,  ist  jedoch  verpflichtet,  die  Detailpläne  der  zu  beschaffenden 
Verkehrsmittel,  sowie  einen  die  Gattung,  die  ziffermassige  Anzahl  und  den  Werth 
derselben  enthaltenden  Ausweis  dem  Handelsminister  zur  Prüfung  und  Genehmigung 
noch  vor  der  Best.  Illing  vorzulegen. 

VIII.  Ausrüstungs-,  Inventars-  und  Einrichtungsgegenstände  und  Ver- 
brauchsmaterialien. 

Die  AusrüstuDgs-,  Inventars-  und  Einrichtungsgegenstände  werden  auf  Grnnd 
eines  durch  den  Concessionär  behufs  Genehmigung  vorzulegenden  detaillirten  Aus- 
weises in  der  durch  den  Handelsminister  festzustellenden  Menge,  die  Verbrauchs- 
niaterialien   aber  dem  viurwöchentlichen  Bedarf e  entsprechend  aus  dem  Baufonde 

anzuschaffen  und  dem  Betriebe  zur  Verfügung  zu  .stellen  sein. 

Budapest,  am  ]ü.  April  IsyO. 

Gabriel  v.  Baross  in.  p. 

k  tii.'l.  unirariseher  Handelsininist«T. 
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d)  Uebereinkommen  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung 

vom  8.  Juni  1882. 


25.  XLV.  Oesetzartikel  vom  Jahre  1882 

Aber  die  Inarticulirung  des  mit  der  k.  k.  prlr.  österreichischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft am  8.  Juni  188:2  geschlossenen  Vertrages  und  der 
Im  Sinne  des  Art.  4  desselben  Vertrages  zu  erlassenden  Concesslonsurkuude. 

(Sanctionirt  am  18.  December  1882.  —  Kundgemacht  in  der  Landesgesetzaammlung 

am  20.  December  1882.) 

§  1. 

Der  mit  der  k.  k.  priv.  Staatseisenbahngesellschaft  am  8.  Juni 
1882  abgeschlossene  Vertrag  wird  genehmigt  nnd  hiermit  inarticulirt. 

§  2. 

Die  Kegierung  wird  ermächtigt,  im  Falle  die  im  Sinne  des  Art.  1 
des  soeben  erwähnten  Vertrages  zu  modificirenden  Statuten  wegeu 
Schwierigkeiten,  deren  Beseitigung  ausser  dem  Machtbereiche  der  ver- 
tragschlieBsenden  Gesellschaft  liegt,  mit  1.  Jänner  des  Jahres  1883 
nicht  ins  Leben  treten  könnten,  unter  Durchführung  der  übrigen 
Bestimmungen  des  Vertrages  und  Erlassung  der  von  der  Kegierung  für 
notbwendig  befundenen,  im  Wirkungskreise  der  Gesellschaft  liegenden 
administrativen  Vorschriften  einen  entsprechenden  Aufschub  für  das 
Inslebentreten  der  Statuten  zu  gewähren. 

§  3. 

Ebenso  wird  auch  die  Concessionsurkunde  bezüglich  des  Betriebes 
der  Pressburg-Trencsioer  Linie  der  Waagthalbahn  und  der  von  dieser 
abzweigenden  Flügelbahnen,  dann  bezüglich  des  Ausbaues  und  Betriebes 
der  Trencsin-Silleiner  Strecke  derselben  Bahn  genehmigt  und  hiermit 
inarticulirt.  —  Zugleich  wird  die  Regierung  ermächtigt,  die  Wirksamkeit 
dieser  Concessionsurkunde  unter  besonderer  Feststellung  der  Baubedin- 
gungen, auch  auf  eine  von  der  Waagthalbahn  durch  das  Vlarathal  bis 
an  die  Landesgrenze  zu  führende  Flügelbahn  auszudehnen  in  dem 
Falle,  wenn  die  Fortsetzung  dieser  Bahnstrecke  über  österreichisches 
Gebiet  genügend  gesichert  erscheint. 

§  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  nach  dessen  Kundmachung  sofort  in  Wirk- 
samkeit, und  mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communication  und  der  Finanzminister  beauftragt. 
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26.  Vertrag, 

welcher  zwischen  dem  königl.  ungarischen  Minister  für  Öffentliche  Arbeiten 
und  Couiiunnicntionen  und  dem  kouigl.  ungarischen  Finanzminister  in  Ter- 
tretnnjr  des  Staates  Ungarn  einerseits,  und  der  k.  k.  prir.  österreichischen 
StaatHcIsenbahngesellscbaft  andererseits,  wie  folgt  abgeschlossen  worden  ist. 

Artikel  1. 

Die  Statuten  der  Gesellschaft  werden  den  nachstehenden  Grund- 
lagen entsprechend  abgeändert,  und  die  abgeänderten  Statuten  treten 
mit  dem  1.  Jänner  1888  in  Wirksamkeit. 

a)  Der  Sitz  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenbahngesellschaft  wird  bezüglich 
aller  jener  Bahnlinien,  Berg-  und  Hüttenwerke,  Fabriken,  Domänen 
und  sonstigen  Unternehmungen,  welche  die  Gesellschaft  auf  dem 
ungarischen  Gebiete  derzeit  besitzt,  oder  in  der  Zukunft  besitzen 
wird,  in  Budapest  sein. 

b)  Die  Generalversammlung  der  Actionäre  wird  abwechselnd  in  einem 
Jahre  in  Wien  und  in  dem  anderen  Jahre  in  Budapest  abgebalten 
werden. 

c)  Zur  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  in 
Budapest  ein  Verwaltungsrath  und  eine  Direction  errichtet,  welche 
von  dem  Wiener  Verwaltungsräthe  vollkommen  unabhängig  sein 
werden.  Jeder  der  beiden  Verwaltungsräthe  muss  aus  einer  gleichen 
Anzahl  von  Hitgliedern  bestehen,  von  welchen  höchstens  die 
Hälfte,  welche  das  Pariser  Comite"  bilden,  in  dieser  Stadt  wohnen 
können,  während  mindestens  die  andere  Hälfte  der  Mitglieder  der 
beiden  Verwaltungsräthe  Inländer,  d.  h.  bei  dem  Wiener  Ver- 
waltungsräthe österreichische  und  bei  dem  Budapester  Verwaltungs- 
räthe ungarische  Staatsbürger  sein  müssen. 

Sowohl  bei  dem  Verwaltungsräthe  in  Wien,  als  auch  bei  dem- 
jenigen in  Budapest  können  die  Mitglieder  des  Pariser  Comites 
höchstens  über  die  Hälfte  der  Stimmen  verfügen. 

Der  gemeinsamen  Verhandlung  des  Wiener  und  des  Budapester 
Verwaltungsrathes  können  nur  diejenigen  Angelegenheiten  unter- 
zogen werden,  welche  in  den  geänderten  Statuten  speciell  ange- 
führt erscheinen. 

Diese  Angelegenheiten  müssen  in  gemeinsamen  Sitzungen  der 
beiden  Verwaltungsräthe  behandelt  werden,  welche  abwechselnd 
in  Budapest  und  in  Wien  abgehalten  werden. 

Der  Wirkungskreis  des  Pariser  Comites  wird  mit  den  aus  den 
obigen  Bestimmungen  sich  ergebenden  Aenderungen  gleichfalls  in 
dcu  Statuten  festgestellt  werden. 

d)  Der  von  der  ungarischen  Regierung  zu  ernennende  Regierungs- 
commissär  wird  an  den  Sitzungen  des  Budapester  Verwaltungs- 
rathes, an  den  gemeinschaftlichen  Sitzungen  des  Wiener  und  des 
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Budapester  Verwaltungsrathes  und  desgleichen  auch  an  den  General- 
versammlungen theilnehmen,  und  derselbe  übt  die  in  den  Stetuten 
vorbehaltenen  Hechte  aus. 

e)  Der  Investitions-  und  der  Betriebskonto  der  ungarischen  Linien 
muss  von  demjenigen  der  österreichischen  Linien  abgesondert 
geführt  werden,  sowie  euch  die  Fahrbetriebßmittel  der  ungarischen 
Linien  auszuscheiden  sind. 

In  der  Bilanz  der  Gesellschaft  wird  der  auf  die  ungarischen 
Linien  entfallende  Theil  des  Investitionscapitales  besonders  ersicht- 
lich gemacht  werden. 

Die  Ausscheidung  der  Fahrbetriebsmittel  wird  in  jenem  Ver- 
hältniese erfolgen,  in  welchem  die  durchschnittliche  Bruttoeinnahme 
per  Kilometer  der  ungarischen  Linien  während  der  letzten  fünf 
Jahre  zu  derjenigen  der  österreichischen  Linien  steht. 

f)  Die  in  Budapest  zu  errichtende  Direction  beginnt  ihre  Wirksam- 
keit mit  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages;  die  Aus- 
scheidung der  Fahrbetriebsmittel  und  des  Immobilien  conto,  sowie 
die  Errichtung  des  Investitionsconto  muss  spätestens  am  1.  Juli 
1883  erfolgen. 

Artikel  2. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisonbahngescllschaft  giebt 
ihre  Zustimmung,  dass  die  königl.  ungarische  Regierung  die  auf  unga- 
rischem Gebiete  liegenden  Eisenbahnlinien,  unabhängig  von  den  ausser- 
halb Ungarns  liegenden  Linien  der  Gesellschaft,  und  zwar  schon  nach 
dem  1.  Januar  1895  wann  immer  einlösen  könne. 

Zum  Zwecke  der  Feststellung  des  Einlösungspreises  wird  nach 
den  Bestimmungen  des  Artikels  14  der  Concessionsurkunde  vom 
1.  Jänner  1855,  jedoch  nur  unter  Zugrundelegung  des  Reinertrages  der 
ungarischen  Linien  der  Gesellschaft,  jene  Jahresrente  ermittelt,  welche 
der  Gesellschaft  für  die  Ablösung  der  Eisenbahnen  zu  zahlen  sein 
wird;  diese  Rente  kann  jedoch,  mit  Ausnahme  des  weiter  unten  ange- 
führten Falles,  nicht  geringer  sein,  als  5V5  Procent*)  desjenigen 
Capitales,  welches  laut  den  von  der  Gesellschaft  vorzulegenden 
und  von  der  ungarischen  Regierung  zu  genehmigenden  Nachweisungen 
im  Jahre  der  Einlösung  in  den  ungarischen  Linien  investirt  sein  wird. 

Dieser  mit  5y6*)  Procent  festgesetzte  Zinsfuss  ist  nur  dann  als 
endgiltig  festgestellt  zu  betrachten  und  nur  in  jenem  Falle  als  Grund- 
lage bei  Berechnung  der  als  Einlösungspreis  zu  zahlenden  Jahresrente 
zu  nehmen,  wenn  das  durchschnittliche  Reinerträgniss  des  ungarischen 
Bahnnetzes  der  Gesellschaft  während  der  von  dem  Inkraftreten  des 
gegenwärtigen  Vertrages  zu  rechnenden  drei  ersten  Jahre  5'/s*)  Procent 
des  investirten  Capitales  erreicht  oder  übersteigt. 


*)  In  der  Landesgesetzsamnilung  heisst  es  irrthümlich  5'/j  Procent. 
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In  jenem  Falle,  wo  das  Reinerträgniss  der  ungarischen  Bahnlinien 
während  der  vom  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  zu  rechnen- 
den drei  ersten  Jahre  eine  geringere  Verzinsung  als  5y5*)  Procent  des 
investirten  Capitales  ausweisen  sollte,  wird  das  Minimum  der  an  die 
Gesellschaft  zu  zahlenden  Jahresrente  das  von  dem  durchschnittlichen 
Erträgnisse  der  mehrerwähnten  drei  Jahre  und  von  dem  bis  dahin 
investirten  Capitale  berechnete  Percent  des  im  Jahre  der  Einlösung 
ausgewiesenen  Investitionscapitales  sein. 

Der  im  Sinne  des  §  1  des  gegenwärtigen  Vertrages  zu  errichtende 
Investitionsconto  und  alle  Aenderuogen  desselben  sind  der  Genehmigung 
der  ungarischen  Regierung  zu  unterbreiten. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wird  bestimmt,  dass  auch  die  Dauer  der 
Concessionen  der  Temesvar-Orsovaer,  der  Valkany-Perjamoser,  der 
Vojtek- Bogsauer,  der  Tötmegyer-Suranyer,  der  Surany-Neutraer  und 
der  Neutra-Tapolcsanyer  Bahnen  mit  Ende  des  Jahres  1965  abläuft. 

Artikel  3. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  Uber 
giebt  die  von  Uj-Szöny  bis  zur  ungarischen  Landesgrenze  fuhrende 
Theilstrecke  ihrer  Linie  Wien — Uj-Szöny  dem  ungarischen  Staate,  der 
uugarische  Staat  aber  übergiebt  seine  Waagthalliuie  und  deren  Zweig- 
linieu  Tyrnau-Szered  und  Ratzersdorf- Weinern  sammt  der  Pressburger 
Pferdebahn  im  Tauschwege  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft. 

Fahrbetriebsmittel  und  deren  Appertinentien  bilden  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Fahrbetriebsmittel  der  Pressburger  Pferdebahn  nicht  den 
Gegenstand  dieses  Tauschgeschäftes;  hingegen  sind  alle  übrigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Appertinentien,  namentlich  aber  die  vor- 
handenen Stationsinventargegenstände,  ferner  alle  für  die  genannten 
Eisenbahnlinien  uuter  welchem  Titel  immer  erworbenen  Grundstücke, 
ob  dieselben  bis  nun  zu  Bau-  oder  Betriebszwecken  verwendet  wurden 
oder  nicht,  beiderseits  zu  übergeben,  sowie  auch  die  Bau-  und  Grund- 
einlösungspläne  beider  Linien  beiderseits  zu  übergeben  sind. 

Inwieweit  die  auf  beiden  Linien  vorräthigen  Materialien  zu  über- 
nehmen sind,  wird  bei  Gelegenheit  der  Besitzübernahme,  beziehungsweise 
der  Detailubergabe  im  gegenseitigen  Einvernehmen  bestimmt  werden. 

Bezüglich  der  Uebernahme  oder  NichtÜbernahme  der  nicht  den 
Gegenstand  grundbücherlicher  Aufzeichnung  bildenden  vertragsmässigen 
Rechte  und  Pflichten  wird  in  einem  zwischen  der  Generaldirection  der 
k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  und  der  Direction 
der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  aufzunehmenden  Protokolle  eine 
Vereinbarung  getroffen  werden,  in  welcher  auch  jene  Bahn-  und  Weichen- 
wächtor  aufgezählt  werden,  welche  unier  Sicherung  ihrer  Bezahlung  und 

*)  In  iUt  Lan<lt  s£«'s»  t/s;unmluiig  h«.is*t  es  irrthlimlioh  ;)';2  l'rocent. 
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Neben  gebühren,  sowie  ihrer  Pensionsansprüche  zu  übernehmen  sein  werden. 
Das  übrige  Personal  der  beiden  Linien  wird  nicht  übernommen  werden. 

Die  gegenseitige  Besitznahme  wird  mit  1.  Jänner  1883  erfolgen, 
und  wird  von  diesem  Zeitpunkte  an  die  k.  k.  priv.  österreichische 
Staatseisenbahngesellechaft  die  Waagthallinie  unter  jenen  Bedingungen 
besitzen,  welche  in  der  dem  folgenden  Artikel  gemäss  auszustellenden 
ConcessioDSurkunde  bestimmt  werden. 

In  gegenseitigem  Einvernehmen  wird  bestimmt,  dass,  wenn  dies 
die  ungarische  Regierung  für  zweckmässig  erachten  sollte,  die  k.  k. 
priv.  österreichische  Staatseisenbabngesellschaft  verpflichtet  sein  wird, 
die  Linie  Uj-Szöny-Bruck  vom  1.  Jänner  1883,  d.  i.  vom  Tage  der 
Besitznahme  durch  die  ungarische  Regierung  bis  zum  thatsächlichen 
Ausbau  der  Linie  Budapest-Uj-Szöny  auf  deren  eigene  Rechnung  in 
Betrieb  zu  behalten. 

Die  Bedingungen  dieser  provisorischen  Verfügung  werden  durch 
die  vertragsch Messenden  Parteien  nachträglich  festgestellt  werden. 

Die  vertragschliessenden  Parteien  ermächtigen  einander,  bezüglich 
der  auf  Grund  dieses  Vertrages  ihnen  überlassenen  Eisenbahnlinien  ihr 
lastenfreies  Eigentumsrecht  in  dem  betreffenden  Eisenbahn-Centralgrund- 
buche  oder,  insoferne  einzelne  zu  übergebende  Immobilien  nicht  den 
Gegenstand  des  Eisenbahn-Centraigrundbuches  bilden  sollten,  in  den 
bezüglichen  anderen  Grundbüchern  ohne  weiteres  Befragen  der  anderen 
Partei  aufzeichnen,  beziehungsweise  einverleiben  zu  lassen.  —  Inso- 
ferne aber  die  den  Gegenstand  des  Tausches  bildenden  Eisenbahn- 
linien und  Immobilien  mit  Hypothekarschulden  belastet  sind  oder  sein 
sollten,  übernehmen  beide  Parteien  die.  Verpflichtung,  diese  Hypothekar- 
lasten innerhalb  längstens  eines  Jahres  von  der  Besitzübernahme  an 
gerechnet  löschen  zu  lassen. 

Der  Tauschwerth  der  beiden  oben  genannten  Linien  wird  auf 
Grund  des  dem  factischen  Zustande  derselben  entsprechenden  Schätzungs- 
preises durch  eine  aus  fünf  Mitgliedern  bestehende  Fachcommission 
bestimmt  werden,  von  welchen  zwei  die  königl.  uugarische  Regierung 
und  zwei  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft 
ernennen,  das  fünfte  Mitglied  aber  zugleich  als  Vorsitzenden  die 
übrigen  vier  Mitglieder  mit  Stimmenmehrheit  wählen  werden.  Wenn 
bezüglich  der  Präsidentenwahl  eine  Stimmenmehrheit  nicht  erzielt  werden 
sollte,  wird  das  Budapester  königl.  Handelsgericht  erster  Instanz  in 
einer  gemeinsamen  Eingabe  um  Ernennung  desselben  ersucht  werden. 

Den  von  der  auf  diese  Weise  gebildeten  Fachcommission  oder 
deren  Majorität  festzustellenden  Schätzungspreis  nehmen  beide  Parteien 
ohne  Widerspruch  an,  und  zahlt  denselben  jede  der  beiden  Parteien 
innerhalb  eines  Monates  vom  Tage  der  factischen  Betriebsübernahme 
der  betreffenden  Linie  gerechnet  der  anderen  Partei  in  baarem  Geldo 
ohne  Aufrechnung  von  Zinsen  aus. 

37* 
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Artikel  4. 

Der  ungarische  Staat  conceasionirt  der  k.  k.  priv.  Österreich ischen 
Staatseiaenbahngesellschaft  die  in  dem  vorigen  Artikel  erwähnte  Waag- 
thalbahn und  deren  Verlängerung  Trencsin-Sillein  im  Sinne  und  nach 
den  Bestimmungen  der,  gleichzeitig  mit  dem  Abschlüsse  dieses  Vertrages 
festgestellten  und  sammt  diesem  Vertrage  der  ungarischen  Legislative 
zur  Genehmigung  vorzulegenden  Concessionsurkunde. 

Artikel  5. 

%  Der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  wird 
die  principielle  Bewilligung  ertheilt,  zur  Alimentation  ihrer  Hauptlinien 
auf  Grund  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  über  die  Eisen- 
bahnen von  localem  Interesse  innerhalb  10  Jahren,  vom  1.  Jänner 
1888  au  gerechnet,  Localbahnen  in  der  Länge  von  200  Kilometer  zu 
bauen,  und  die  bisher  schon  Anderen  concessionirten,  in  ihre  Haupt- 
linien einmündenden  Localbahnen  zu  erwerben,  beziehungsweise  die 
auf  dieselben  bezögliche  Concession  auf  sich  übertragen  zu  lassen. 

In  gegenseitigem  Einvernehmen  wird  festgestellt,  dass  die  k.  k. 
priv.  österreichische  Staatseisenbahngeaellscbaft  Uber   ihr  diesfalls  an 
.  die  Regierung  zu  stellendes  Ansuchen  für  folgende  Localbahnen  je  eine 
Concession  erhalten  wird,  namentlich: 

a)  für  eine  von  Pressburg  nach  Szasz,  eventuell  mit  einer  Verlängerung 
gegen  Szerdahely  führende  Eisenbahn; 

b)  für  eine  bei  Gran-Nana  von  der  Hauptlinie  der  Gesellschaft  aus- 
gehende und  an  einem  geeigneten  Punkte  in  das  Eipel-  und 
Granthal  einerseits  bis  Ipolysag,  eventuell  bis  Balassa-Gyarmath, 
und  andererseits  bis  L6va  zu  führende  Eisenbahn; 

c)  für  die  Eisenbahnlinien  von  FeMegyhaza  bis  Csongrad  und  von 
da  am  Theissufer  bis  zu  dem  gegenüber  von  Szentes  gelegenen 
Punkte; 

d)  von  Verschetz  gegen  Alibunar; 

e)  von  Belincz  gegen  Facset; 

f)  von  Karansebes  im  Bistrathale  eventuell  bis  zur  Wasserscheide. 

Die  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staat6eisenbahngesellschaft 
ausser  den  erwähnten  noch  zu  bauenden,  beziehungsweise  der  Gesell- 
schaft zu  concessionirenden  Localbahnen  werden  durch  die  Regierung 
und  die  Gesellschaft  in  gegenseitigem  Einvernehmen  bestimmt  werden. 

Die  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  im 
Sinne  dieses  Artikels  zu  concessionirenden  Localbahnen  werden  in 
derselben  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  concessionirt  werden, 
wie  diese  welchem  immer  anderen  Unternehmer  concessionirt  werden 
würden;  die  Gesellschaft  wird  diese  Bahnen  im  Sinne  der  Bestimmungen 
des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1880  unter  denselben  Modalitäten 
besitzen  und  in  Betrieb  halten,  wie  welche  immer  andere  Unternehmer, 
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und  wird  das  Verhältniss  der  Gesellschaft  zur  Regierung  hinsichtlich 
dieser  Bahnen  dasselbe  sein,  wie  jenes  irgend  eines  anderen  Concessionärs 
einer  auf  Grund  desselben  Gesetzes  eoncessionirten  Localbahn. 

Artikel  6. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  verzichtet 
darauf,  zu  ihren  ungarischen  Linien  im  Interesse  der  Vermittlung 
des  orientalischen  Verkehres  unmittelbar,  z.  B.  bei  Bazias,  oder 
aber  durch  Vermittlang  des  rumänischen  Bahnnetzes  einen  besonderen 
Anschluss  zu  bewerkstelligen,  oder  durch  die  mit  ihr  in  Verbindung 
stehenden  Geldinstitute  einen  solchen  Anschluss  bewerkstelligen  zu 
lassen;  für  den  Fall  aber,  als  trotzdem  ein  solcher  Anschluss  zu  ßtande 
käme,  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  den  im  Wege  dieses  Anschlusses 
erzielten  Verkehr  in  Temesvar  nach  den  für  die  Verkehrstheilung  dort 
maaesgebeoden  Principien  mit  den  königl.  ungarischen  Staatseisenbahnen 
zu  theilen,  vorausgesetzt,  dass  derselbe  nicht  bereits  in  irgend  einer 
Vorstation  unter  die  beiden  Bahnnetze  getheilt  worden  ist.  Die  ungarische 
Regierung  versichert  die  Gesellschaft,  dass  sie  den  in  Semlin  auf  die 
Budapest-Semliner  Linie  kommenden  und  über  Budapest  hinaus  be- 
stimmten Verkehr  nach  den  in  Budapest  massgebenden  Principien  mit 
der  Gesellschaft  theilen  wird. 

Artikel  7. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  ver- 
pflichtet sich,  jene  Eisenbahnlinien,  welche  auf  Grund  dieses  Vertrages 
in  den  Besitz  der  Gesellschaft  übergehen  oder  durch  sie  erbaut  werden, 
zur  Concurrenz  gegen  die  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  nicht  zu 
benützen;  dagegen  verpflichtet  sich  die  ungarische  Regierung,  dass  die 
königl.  ungarischen  Staatsbahnen  durch  Vermittlung  der  oben  erwähnten 
Eisenbahnlinien  oder  von  den  Stationen  derselben  ebenfalls  keine  Con- 
currenz mit  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft 
aufstellen  werden,  namentlich,  dass  zwischen  jenen  Stationen,  deren 
Verkehr  derzeit  die  Linien  der  einen  vertragschliessenden  Partei 
vermitteln,  die  andere  vertragschliessende  Partei  mit  Hilfe  der  oben 
erwähnten  Eisenbahnlinien  keine  Concurrenztarife  aufstellen  wird. 

Bezüglich  jenes  Verkehres,  welcher  von  den  Linien  der  königl. 
ungarischen  Staatsbahnen  und  von  denjenigen  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Staatseisenbahngesellscbaft  in  gleicher  Weise  besorgt  werden 
kann,  wird  zwischen  den  Directionen  der  beiden  Bahnen  gleichzeitig 
mit  dem  Abschlusses  dieses  Vertrages  ein  Uebereinkommen  geschlossen 
werden,  welches  die  Theilung  und  Richtung  des  Verkehres  so  regeln 
wird,  dass  zwischen  den  beiden  Bahnen  jede  Concurrenz  ausge- 
schlossen sei. 

Artikel  8. 

Bezüglich  der  Regelung  der  Verkehrsverhältnisse  zwischen  dem 
königl.  ungarischen  Staatsbahnnetze  und  dem  Eisenbahnnetze  der  k.  k. 
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priv.  österreichischen  StaatseisenbabngeBellschaft,  sowie  mit  Rücksicht 
auf  das  öffentliche  Interesse,  wird  Nachfolgendes  bestimmt: 

a)  Die  k.  k.  priv.  Österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  ver- 
pflichtet Bich,  für  den  nach  den  Stationen  der  in  ihrem  Besitze 
verbleibenden  Linie  Wien-Bruck,  sowie  für  den  über  dieee  Linie 
nach  Wien  oder  nach  Stationen  über  Wien  hinaas  und  zurück  ge- 
richteten Frachtenverkehr  mit  den  königl.  ungarischen  Staatsbahnen 
directe  Anschlusstarifsätze  aufzustellen,  und  der  Aufstellung  der- 
selben nach  Stationen  fremder  Bahnen  beizustimmen. 

Die  aus  den  für  die  Linie  Budapest-Wien  oder  für  Zwischen- 
stationen derselben  aufgestellten  Tarifsätzen  resultirenden  Ein- 
nahmen werden  zwischen  den  beiden  Bahnen  im  Verhältnisse 
der  durch  die  Waare  factisch  zurückgelegten  Kilometerzahl 
getheilt  werden. 

Bezüglich  der  gemeinsamen  Benützung  der  Station  Bruck, 
sowie  bezüglich  der  Fahrordnung  der  durchlaufenden  Züge  wird 
gleichzeitig  mit  dem  Abschlüsse  dieses  Vertrages  zwischen  den 
Directionen  der  beiden  Eisenbahnen  ein  besonderes  Uebereinkommen 
geschlossen. 

b)  Wenn  die  Gesellschaft  zu  Gunsten  des  ungarischen  Importes 
Begtinstigungstarifsätze  bewilligt,  ist  dieselbe  verpflichtet,  diese 
auch  dem  ungarischen  Exporte  in  der  Weise  zu  bewilligen,  dass 
beim  Export  derselben  Waarengattung,  wenn  dieselbe  auf  den 
ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  eine  eben  solche  Distanz 
durchläuft,  der  Gebührenantheil  für  die  ungarische  Linie,  beziehungs- 
weise bei  grossen  Distanzen  der  Einheitstarifsatz  nicht  höher  sei, 
als  beim  Import. 

c)  Die  principielle  Bestimmung  des  §  24  der  Concessionsurkunde  der 
Temesvalr-Orsovaer  Bahn  über  das  Tarifsbildungsverh ältniss  zwischen 
dem  ungarischen  und  rumänischen  Verkehr  wird  in  der  Weise 
angewendet  werden,  dass  der  Import  der  rumänischen  Getreide- 
und  Mablproducte  nach  denjenigen  Einheitssätzen  bewerkstelligt 
werde,  wie  hieb  solche  auf  Gruud  des  Principes  und  des  Systemes 
des  bei  dem  Transporte  des  Getreides  und  der  Mahlproducte  in 
Ungarn  in  Anwendung  stehenden  Localtarifes  ergeben,  mit  der  Ein- 
schränkung jedoch,  dass  bei  dem  Transporte  der  rumänischen  Getreide- 
und  Mahlproducte  kein  niedrigerer  Einheitssatz,  als  der  durchschnitt- 
liche Einheitssatz,  wie  sich  solcher  aus  den  von  Marchegg  nach  den 
zwischen  Budapest  und  Orsova  gelegenen  Stationen  nach  dem 
Localtarifsysteme  aufzustellenden  Tarifsätzen  ergiebt,  in  Anwendung 
kommen  solle;  ebenso  wird  bei  der  Durchfuhr  der  rumänischen 
Producte  dasselbe  Tarifbildungssystem  in  Anwendung  kommen 
und  der  Einheitssatz  der  Durchfuhrgebühren  wird  nicht  niedriger 
s>iu,  als  der  Einheitsdurclischnitt  der  von  den  Stationeu 
unterhalb  Budapest  in  derselben  Transitorelation  bestehenden 
Tarifsätze. 
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Insoferne,  als  die  ungarischen  Prodnctions-  und  Transportcon- 
currenz  Verhältnisse  Abweichungen  von  den  Bestimmungen  des 
obigen  Punktes  6)  und  dieses  Punktes  c)  motiviren  sollten,  werden 
solche  auf  Grund  der  von  Fall  au  Fall  zu  erwirkenden  Zustimmung 
der  königl.  ungarischen  Regierung  zur  Geltung  kommen  können. 

d)  Zum  Zwecke  des  Ausgleiches  der  zwischen  den  einerseits  durch 
Budapest  und  andererseits  nach  und  von  Budapest  gebildeten  Tarifen 
etwa  vorkommenden  Differenzen  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet, 
den  gebrochenen  Verkehr  im  Wege  der  Bückvergütung  der 
directen  Exporttarifsätze  theilhaftig  werden  zu  lassen,  wenn  die 
betreffenden  Sendungen  aus  ihrem  eigenen  Lagerhause,  oder  aus 
irgend  einem  öffentlichen  Lagerhause  weiter  befördert  werden. 

Zur  Förderung  der  ungarischen  Industrie  sind  ferner  diese  Bück- 
vergütungen auch  zwischen  Rohproducten  und  aufgearbeiteten  Er- 
zeugnissen, z.  B.  zwischen  Getreide  und  Mehl,  Getreide  und 
Spirituosen,  in  Anwendung  zu  bringen,  iosoferne,  als  auch  die 
königlich  ungarischen  Staatsbahnen  diese  Art  der  Bückvergütung 
hinsichtlich  der  betreffenden  Waaren  auf  ihren  eigenen  Linien 
anwenden. 

Nach  Maassgabe  der  zwischen  der  Begierung  und  der  Gesell- 
schaft in  dieser  Beziehung  von  Fall  zu  Fall  zu  treffenden  Verein- 
barungen werden  ähnliche  Begünstigungen  auch  den  auf  dem 
Flachlande  zu  errichtenden  öffentlichen  Lagerhäusern  zu  bieten  sein. 

e)  Die  auf  die  Tarife  und  auf  die  Erleichterung  des  Frachtenver- 
kehres bezüglichen  übrigen  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Vertrages  sind  auf  die  Eisenbahnen  von  localem  Interesse  nicht 
anwendbar,  und  es  sind  auf  diesen  letzteren  hinsichtlich  des 
Frachtentransportes  die  auf  diese  Eisenbahnen  bezüglichen  Con- 
ceesionsurkunden  maassgebend. 

Artikel  9. 

Es  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  bestimmt,  dass  die  aus 
diesem  Vertrage  etwa  entstehenden  strittigen  Fragen  durch  den  Bnda- 
pester  königlichen  Gerichtshof  verhandelt  und  entschieden  werden. 

Artikel  10. 

Die  königl.  ungarische  Begierung  gewährt  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Staatseisenbahngesellschaft  für  diesen  Vertrag  und  dessen 
ergänzende  Bestandtheile,  sowie  für  die  anlässlich  der  Durchführung 
dieses  Vertrages  auezustellenden  Documente  jeder  Art  (Verträge,  Protokolle, 
Eingaben  nnd  deren  Beilagen,  Uebergabsverzeichnisse,  Inventare, 
Intabulirungs-  und  Extabulirungsbewilligungen,  Prioritätsübertragungen, 
Quittungen,  welche  über  zu  behebende  Zahlungen  auszustellen  sind 
u.  s.  w.),  ferner  hinsichtlich  der  ämtlichen  Procedur,  welche  mit  den 
grundbücherlichen  Uebertragungen  und  mit  den  durchzuführenden 
Intabulationen  verbunden  ist;    desgleichen  auch  anlässlich  der  gegeu- 
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w ärtigen  Finna&nderang,  hinsichtlich  der  Protokollirnng  der  geänderten 
Firma,  der  Firmaführer,  eventuell  der  Liquidatoren,  des  gesellschaft- 
lichen Vertrages  und  der  Hauptetabliseements  —  die  Stempel-  and 
Gebührenfreiheit. 

Artikel  11. 

Dieser  Vertrag  erlangt  fttr  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats - 
eisenbahngesellschaft  Rechtskraft,  sobald  die  Generalversammlung  der 
Actionftre  zu  jenen  Bestimmungen  desselben,  welche  nach  den  gesell- 
schaftlichen Statuten  dieser  Generalversammlung  vorbehalten  sind,  ihre 
Zustimmung,  beziehungsweise  Ermächtigung  ertheilt  hat;  fttr  den  unga- 
rischen Staat  aber  dann,  wenn  dieser  Vertrag  unter  die  Landesgesetze 
inarticulirt  sein  wird. 

Wenn  der  diesbezügliche  Beschluss  der  Generalversammlung  der 
Actionäre  bis  Ende  Juni  1.  J.  oder  aber  die  Genehmigung  der 
ungarischen  Legislative  bis  zum  letzten  Tage  des  laufenden  Jahres 
nicht  erwirkt  werden  sollte,  wird  dieser  Vertrag  als  nicht  bestehend 
betrachtet  werden. 

Artikel  12. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  zwei  Originalexemplaren  ausgefertigt, 
von  denen  eines  in  Händen  der  königl.  ungarischen  Regierung  bleibt, 
das  andere  aber  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn gesellschaft 
Übergeben  worden  ist. 

Urkund  dessen  die  nachfolgenden  Unterschriften. 

Budapest,  den  8.  Juni  1882. 

Graf  Julius  Szapäry  m.  p.  Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats- 

königl.  ungarischer  Finanaminister  eisenbahngesellschaft 

Paul  Ordödy  m.  p.  Freiherr  Moriz  y.  Wodlaner  m.  p. 

königl.  ungarischer  Minister  für  öffentliche  Mayrau  ra.  p. 

Arbeiten  und  Communicationen.  Edmund  Joubert  m.  p. 

Vor  uns  als  Zeugen: 
Koloman  Zähorszky  m.  p.  Alexander  Hollan  m.  p. 
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I.  Abschnitt. 

Zweck,  Name,  Sitz  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Staatseisenbahngesellschaft  ändert 
ihre  bisherige  Firma  in  „  Privilegirte  Österreichisch-ungarische  Staatseisen- 
bahngesellschaft" und  bildet  unter  dieser  Firma  eine  unter  dem  Schutze 
der  österreichischen  und  der  ungarischen  Gesetze  stehende  einheitliche 
Actiengesellschaft,  deren  eämmtliche  sowohl  in  den  im  Keichsrathe 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  als  auch  in  Ungarn  gelegene 
Eisenbahnlinien  und  sonstige  Besitzungen  ihren  Actionären  als  ein  ein- 
heitliches Vermögen  angehören. 

§  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

1.  Die  Vollendung  und  der  Betrieb  der  durch  die  Coneessions- 
urkunde  vom  1.  Jänner  1855  und  durch  spätere  Conceesionsurkunden 
fiberlassenen  Eisenbahnen ; 

2.  der  Bau,  die  Vollendung  und  der  Betrieb  aller  anderen  Eisen- 
bahnen und  Verbindungsstrassen,  welche  in  der  Folge  von  der  Gesell- 
schaft durch  Concession  erworben,  gepachtet  oder  eingelöst  werden: 

3.  jeder  Fuhrdienst  zu  Wasser  und  zu  Lande,  welcher  in  Ver- 
bindung mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen  oder  durch  sie  gepachteten 
Eisenbahnen  eingerichtet  wiid,  unbeschadet  aller  bereits  ertheilten 
Privilegien  und  Concessionen ; 

4.  die  Benützung  und  der  Betrieb  aller  Grundstücke,  Forste, 
Berg-   und  Metallwerke,   Maschinen-   und   anderen   Fabriken,  welche 
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gegenwärtig  oder  künftig  von  der  Gesellschaft  durch  Concession  erworben, 
gekauft  oder  gepachtet  werden. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  führt  den  Namen  deutsch:  „Privilegirte  öster- 
reichischen gar  igche  Staatseisenbahngesellschaft",  ungarisch:  „Szabadal- 
mazott  osztrak  magyar  allam  vasut  tarsasag",  französisch:  „Soci&e" 
autrichienne-hongroise  privilegiee  des  chemins  de  fer  de  l'Etat". 

• 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  bezüglich  aller  Angelegenheiten, 
welche  die  auf  österreichischem  Territorium  befindlichen  Eisenbahnen 
und  Unternehmungen  betreffen,  in  Wien;  bezüglich  jener  Angelegen- 
heiten, welche  die  in  Ungarn  befindlichen  Eisenbahnen  und  Unter- 
nehmungen betreffen,  in  Budapest,  und  bezüglich  aller  Angelegenheiten, 
welche  nicht  ausschliesslich  die  auf  dem  einen  oder  dem  anderen 
Territorium  befindlichen  Eisenbahnen  und  Unternehmungen  betreffen, 
in  Wien  und  in  Budapest. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  erlischt  am  31.  December  1965. 

II.  Abschnitt. 

Uebertragung  der  Concession. 

§  G. 

Die  Herren  Georg  Freiherr  von  Sina,  Chef  des  Grosshandlungs- 
hauses  S.  G.  Sina  in  Wien,  Daniel  Freiherr  von  Eskeles,  Chef  des 
GrosshandlungshanseB  Arnstein  &  Eskeles  in  Wien,  Isaak  Pereire, 
Präsident  des  Verwaltungsrathes  der  Sociöte"  generale  de  credit  mobilier 
in  Paris  und  Kafael  Herzog  v.  Galliera,  Gutsbesitzer  und  Verwaltungs- 
rath der  Societ6  generale  de  credit  mobilier  in  Paris,  haben  sowohl 
im  eigenen  Namen,  als  in  jenem  ihrer  Vollmachtgeber  der  Gesellschaft 
ohne  Ausnahme  und  Vorbehalt  alle  Rechte,  welche  sie  durch  die  Con- 
ce.-sionsurkunde  der  Eisenbahnen  ddo.  1.  Jänner  1855  und  durch  die 
Vertrags-  und  Concessiousurkunde  ddo.  1.  Jänner  1855  erworben  haben, 
abgetreten  und  übertragen. 

Infolge  dieser  Abtretung  und  Uebertragung  ist  die  Gesellschaft 
als  Rechtsnachfolger  an  deren  Stelle  getreten  mit  der  Verpflichtung, 
allen  aus  den  Concessionsurkunden  hervorgehenden  Bedingungen  und 
Verbindlichkeiten  Genüge  zu  leisten. 
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III.  Abschnitt 

Gesellschaftsfond,  Äctieu,  Einzahlungen. 

Der  Gesellschaftsfond  ist  auf  Hundertzehn  Millionen  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  oder  Zweihundertfünfundsiebzig  Millionen  fran- 
zösische Francs  (der  Gulden  gleich  zwei  ein  halb  Francs  französischer 
Währung  gerechnet)  bestimmt. 

Dieser  Fond  wird  durch  550.000  Actien,  jede  zu  zweihundert 
Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  oder  fünfhundert  Francs  französischer 
Währung  gebildet. 

§  ». 

Der  Fond  der  Gesellschaft  kann  mit  Zustimmung  der  Staatsver- 
waltung durch  Actien  oder  Obligationen  erhöht  werden,  wenn  die 
Bedürfnisse  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  diese  Erhöhung 
erfordern. 

Die  Bestimmung,  ob  die  gestattete  Vermehrung  des  Gesellschafts- 
fondes  auf  einmal  oder  nach  uud  nach  zu  geschehen  hat,  sowie  die 
Wahl  des  Zeitpunktes  bleibt  der  Gesellschaft  überlassen. 

Die  Actien  oder  Obligationen,  welche  für  diesen  Zweck  geschaffen 
werden,  sind  zu  der  Zeit  und  unter  den  Bedingungen  hinauszugehen, 
welche  die  Generalversammlung  bestimmen  wird. 

§  9- 

Jede  Actie  giebt  das  Hecht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unter- 
nehmung. 

§  10. 

Nach  geleisteter  Einzahlung  von  dreissig  Percent  werden  den 
Berechtigten  auf  den  Ueberbringer  lautende  Actien  erfolgt. 

Das  Eigenthum  derselbei  ^ird  durch  blosse  Uebergabe  übertragen. 

§  11- 

Die  Actien  werden  aus  einem  Juxtabuche  herausgeschnitten  und 
mit  dem  trockenen  Stämpel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift 
zweier  Verwaltungsmitglieder  oder  eines  Mitgliedes  und  eines  statuten- 
mäesig  hiezu  beauftragten  Beamten  der  Gesellschaft  verseben. 

Jede  Einzahlung  auf  eine  Actie  wird  auf  ihr  selbst  bestätigt. 

§  12. 

Der  vereinigte  Verwaltungsrath  kann  die  Bewilligung  zur  Hinter- 
legung und  Aufbewahrung  der  Actien  und  Obligationen  in  Wien  oder 
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Budapest  in  der  GeseilachaftBcassa  and  in  Paris  in  der  von  demselben 
bestimmten  Cassa  ertheilen. 

§  13. 

Die  Actien  sind  untheilbar,  die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actio  nur  einen  Eigenthümer  an. 

§  14. 

Der  Besitz  einer  Actie  bringt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten 
der  Gesellschaft  mit  sich. 

Die  Erben  und  Gläubiger  der  Actionäre  können  unter  keinem 
Verwände  die  Anlegung  der  Siegel  auf  die  Güter,  Gelder  und  Werth  - 
papiere  der  Gesellschaft  ansuchen,  noch  sich  auf  irgend  eine  Art  in  die 
Verwaltung  einmengen. 

Um  ihre  Rechte  auszuüben,  haben  sie  sich  auf  die  Inventare  der 
Gesellschaft  und  auf  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  zu 
berufen. 

§  15. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Actien  sind  in  Gold-  oder  Silbermünze 
in  Wien  oder  Budapest  an  die  Gesellschaftscassa  und  in  Paris  an  die 
vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  bestimmte  Cassa  unter  den  Bedin- 
gungen, welche  von  diesem  bestimmt  werden,  zu  leisten.  Keinesfalls 
darf  die  erstgeforderte  Einzahlung  dreissig  Percent  des  Capitalbetrage« 
der  Actie  übersteigen. 

Jede  weitere  Einzahlung  muss  wenigstens  Einen  Monat  vor  dem 
zur  Einzahlung  bestimmten  Zeitpunkte  in  Wien  in  der  österreichischen 
kaiserlichen  „Wiener  Zeitung",  in  Budapest  in  der  offiziellen  Ungarischen 
Zeitung  und  in  Paris  in  zwei  Zeitungsblättern,  welche  dazu  bestimmt 
sind,  die  amtlichen  Ankündigungen  im  Departement  der  Seine  zu  ent- 
halten, angekündigt  werden. 

Der  vereinigte  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  kann  gestatten, 
dass  Vorauszahlungen,  jedoch  auf  jede  Actie  ohne  Unterschied,  geleistet 
werden  dürfen. 

§  16. 

Bei  unterlassener  Einzahlung  zur  festgesetzten  Zeit  sind  die  Ver- 
zugszinsen mit  fünf  Percent  jährlich  zu  entrichten. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  jene  Actien,  auf  welche  die  Ein- 
zahlungen nicht  rechtzeitig  geleistet  werden,  zu  verkaufen. 

Zu  diesem  Ende  müssen  die  Nummern  dieser  Actien  unter  Bekannt- 
gebung der  mit  dem  Versäumniss  der  Zahlung  im  nachfolgend  bestimmten 
Schlusstermine  verbundenen  Folgen  in  den  im  §  15  erwähnten  Zeitungs 
blättern  dreimal  kundgemacht  werden.  Vier  Wochen  nach  dieser  gesetz- 
massig  zum  drittenmal  erfolgten  Veröffentlichung  ist  die  Gesellschaft 
ohne  Zustellung  oder  sonstige  weitere  Förmlichkeit  berechtigt,  durch 
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Börsemäkler  an  den  Börsen  in  Wien  oder  Budapest  und  Paris  Duplicate 
jener  Actien  auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Säumigen  auf  einmal  oder 
nach  und  nach  verkaufen  au  lassen. 

Die  alten  Scheine  derart  verkaufter  Actien  sind  ungiltig  und  es 
werden  den  Käufern  neue  Actienscheine,  welche  die  nämliche  Nummer 
wie  die  ungiltig  gewordenen  führen,  ausgefolgt. 

Actien,  auf  denen  nicht  die  ©rdnungsmässige  Bestätigung  aller 
verfallenen  Einsahlungen  angemerkt  ist,  sind  kein  Gegenstand  eines 
giltigen  Verkehres. 

Der  aus  dem  Verkaufe  erzielte  Erlös  wird  nach  Abschlag  der 
Kosten  und  Zinsen  zunächst  zur  Deckung  der  ältesten  verfallenen  Ein- 
zahlungsraten verwendet,  der  allfällige  Ueberschuss  fällt  dem  enteigneten 
Actionär  zu. 

Die  Actionäre  haften  nur  bis  zum  Belaufe  des  Capitales  der 
Actien;  darüber  hinaus  ist  jede  Anforderung  unzulässig. 

IV.  Abschnitt. 

Wiener  und  Budapester  Verwaltungsrath,   vereinigter  Ver- 
waltungsrath, Pariser  Comite\ 

§  18. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  besteht  aus  28  Mitgliedern,  getrennt 
in  zwei  besondere  Verwaltungsräthe,  von  welch  letzteren  der  eine  in 
Wien,  der  andere  in  Budapest  seinen  Sitz  hat. 

Der  Wiener  Verwaltungsrath  besteht  aus  14  Mitgliedern,  von 
denen  wenigstens  sieben  österreichische  Staatsbürger  sind. 

Der  Budapester  Verwaltungsrath  besteht  gleichfalls  aus  14  Mit- 
gliedern, von  welchen  ebenfalls  wenigstens  Bieben  ungarische  Staats- 
bürger sind. 

Die  andere  Hälfte  jedes  der  beiden  Verwaltungsräthe,  somit  zu- 
sammen 14  Verwaltungsrathsmitglieder,  können  in  Paris  wohnen,  woselbst 
sie  ein  ständiges  Comitd  bilden. 

Die  Gesammtheit  der  28  Verwaltnngsrathsmitglieder  bildet  einen  ver- 
einigten Verwaltungsrath,  welcher  in  den  im  §  22  demselben  vorbe- 
haltenen Angelegenheiten  entscheidet. 

Der  Wiener  Verwaltungsrath  ist  speciell  mit  der  Verwaltung  der 
gesellschaftlichen  österreichischen  Bahnlinien  und  der  mit  diesen  zu- 
sammenhängenden übrigen  Geschäfte,  sowie  mit  der  Vertretung  der  die 
Gesellschaft  in  Oesterreich  betreffenden  sonstigen  Angelegenheiten  betraut. 

Der  Budapester  Verwaltungsrath  verwaltet  hingegen  speciell  die 
ungarischen  Eisenbahnlinien  der  Gesellschaft  und  die  mit  denselben 
zusammenhängenden  übrigen  Geschäfte,  und  vertritt  die  Gesellschaft  in 
den  dieselbe  in  Ungarn  betreffenden  sonstigen  Angelegenheiten. 
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Der  Wiener  and  der  Budapester  Verwaltungsrath  sind  in  allen  zu 
ihretn  eigenen  Wirkungskreise  gehörigen  Angelegenheiten  voneinander 
unabhängig,  und  haben  und  üben  mit  Ausnahme  der  im  §  26  dem 
▼ereinigten  Verwaltungsrathe  vorbehaltenen  Angelegenheiten  alle  ihnen 
durch  die  gegenwärtigen  Statuten  übertragenen  Rechte  und  Vollmachten. 

Bezüglich  der  dem  vereinigten  Verwaltungsrathe  vorbehaltenen 
Angelegenheiten  besitzt  jeder  der  beiden  Verwaltungsräthe  das  Recht 
der  Initiative  und  ist  berechtigt  zu  verlangen,  dass  seine  darauf 
bezüglichen  Anträge  der  Beschlussfassung  des  vereinigten  Verwaltungs- 
rathes  unterzogen  werden. 

Die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  vereinigten  Verwaltungsrathes 
steht  dem  betreffenden  Verwaltungsrathe  innerhalb  seines  Wirkungs- 
gebietes zu. 

§  19. 

Die  Verwaltungsrathsmitglieder  erhalten  Anwesen  heitsmarken, 
deren  Werth  durch  die  erste  Generalversammlung  bestimmt  werden  wird. 

Ueberdies  kann  den  Verwaltungsrathsmitgliedern  eine  Antheils- 
quote  am  Ueberschusse  des  jährlichen  Reinertrages  (§  45)  zugewiesen 
werden,  deren  Höhe  auf  je  fünf  Jahre  durch  die  Generalversammlung 
bestimmt  werden  wird. 

§  20. 

Die  Verwaltungsrathsmitglieder  werden  durch  die  Generalver- 
sammlung auf  sieben  Jahre  gewählt. 

Jedes  Verwaltungsrathsmitglied  muss  Eigenthümer  von  hundert 
Actien  sein,  welche  während  seiner  Ausführung  unveräusserlich  bleiben; 
die  Actien  selbst  werden  in  den  im  §  12  bezeichneten  Caasen  aufbewahrt. 

Jedes  Jahr  wird  der  siebente  Theil  der  Verwaltungsrathsmitgliedrr 
durch  die  Generalversammlung  neu  gewählt. 

Jeder  Austretende  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  21. 

Beide  Verwaltungsräthe,  sowie  auch  der  vereinigte  Verwaltungs- 
rath und  das  Pariser  Comitö  wählen  jährlich  aus  ihrer  Mitte  je  einen 
Präsidenten  und  ausserdem  beide  Verwaltungsräthe  und  das  Pariser 
Comite*  je  einen  VicepTäsidenten,  der  vereinigte  Verwaltungsrath  aber 
zwei  Vicepräsidenten. 

Ein  jeder  derselben  kann  wieder  gewählt  werden.  Von  den  drei 
Vorsitzenden  des  vereinigten  Verwaltungsrathes  soll  der  eine  öster- 
reichischer, der  andere  ungarischer  Staatsbürger  und  der  dritte  Mitglied 
des  Pariser  Comics  sein.  Dieselben  können  gleichzeitig  auch  Präsidenten 
oder  Vicepräsidenten  des  betreffenden  Verwaltungsrathes,  beziehungs- 
weise des  Pariser  Comites  sein. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  der  Viceprä- 
sidenten kann  der  Voreitz  einem  der  anwesenden  Mitglieder  übertragen 
werden. 
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§  22. 

Der  Wiener  und  der  Budapester  Verwaltungsrath  und  das  Pariser 
Co  mite"  versammeln  sich  an  ihrem  Sitze,  auf  Einladung  ihres  Präsidenten 
so  oft  das  Interesse  der  Gesellschaft  es  erfordert,  zum  wenigsten  aber 
Einmal  in  jedem  Monat. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  per- 
sönlich oder  nach  Zulissigkeit  des  §  23  durch  Bevollmächtigte  anwesenden 
Mitglieder  gefasst;  bei  Gleichheit  der  Stimmen  giebt  jene  des  Präsidenten 
den  Ausschlag. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist  erforderlich,  daas  wenigstens 
vier  Mitglieder  zugegen  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  seien;  bei 
dieser  geringsten  Anzahl  ist  zur  Beschlussnahme  Stimmeneinhelligkeit 
erforderlich. 

Der  vereinigte  Verwaltungsrath  wird  durch  seinen  Präsidenten, 
so  oft  es  die  in  seinem  Wirkungskreis  gehörigen  Angelegenheiten 
erheischen,  abwechselnd  nach  Wien  und  nach  Budapest  einberufen. 

Diejenigen  Verwaltungsräthe,  welche  nicht  an  dem  Orte  wohnen, 
wo  die  Sitzungen  des  vereinigten  Verwaltungsrathes  abgehalten  werden, 
können  sich  bei  diesen  Sitzungen  durch  ein  Mitglied  ihres  Verwaltungs- 
rathes vertreten  lassen,  oder  aber  ihre  Stimme  auch  schriftlich  abgeben. 

Je  ein  anwesender  Verwaltungsrath  kann  in  diesen  Sitzungen  des 
vereinigten  Verwaltungsrathes  nur  je  Einen  abwesenden  Amtsgenossen 
vertreten  und  darf  mit  Inbegriff  seiner  eigenen  Stimme  nicht  mehr  als 
zwei  Stimmen  führen. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist  erforderlich,  daes  bei  diesen 
Sitzungen  des  vereinigten  Verwaltungsrathes  wenigstens  zwölf  Mitglieder 
zugegen  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  seien,  und  bei  Fassung 
und  Bekräftigung  von  Beschlüssen  ist  der  in  dem  gegenwärtigen  und 
im  §  24  angegebene  Vorgang  zu  beobachten. 

§  23. 

Das  Pariser  Comit6  bezeichnet  selbst  seine  zu  dem  Wiener  und 
dem  Budapester  Verwaltungsräthe  gehörigen  Mitglieder;  dasselbe  kann 
jedoch  in  keinem  der  beiden  Verwaltungsräthe  mehr  als  sieben 
Stimmen  fähren. 

Die  hierzu  bestimmten  Mitglieder  des  Pariser  Comite*s  können 
sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen. 

Jeder  dieser  Bevollmächtigten  muss  Eigenthümer  von  fünfzig  Actien 
sein,  welche  in  der  Gesellschaftscassa  hinterlegt  werden.  Die  Vollmacht 
gilt  nur  für  ein  Jahr,  kann  aber  erneuert  werden. 

Keiner  dieser  Bevollmächtigten  darf  in  dem  betreffenden  Ver- 
waltungsräthe mehr  als  eine  Stimme  führen. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  beiden  Verwaltungsräthe,  sowie 
des  vereinigten  Verwaltungsrathes,    wird  ein  Protokoll  aufgenommen, 
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welches  der  Präsident  und  zwei  andere  anwesende  Mitglieder,  und 
zwar  bei  dem  vereinigten  VerwaltungBrathe  je  ein  Mitglied  des  Wiener 
und  des  Budapester  Verwaltungsrathes  unterfertigen. 

Die  Protokolle  des  Wiener  Verwaltungsrathes  sind  in  deutscher 
Sprache,  die  Protokolle  des  Budapester  Verwaltungsrathes  in  ungarischer 
und  jene  des  Verwaltungsrathes  in  deutscher  und  ungarischer  Sprache 
zu  führen. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen,  um  Be- 
weiskraft zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  jenem  Mitgliede,  das 
dessen  Amt  versieht,  und  ausserdem  bei  dem  vereinigten  Verwaltungs- 
rathe  noch  von  je  einem  Mitgliede  der  beiden  Verwaltungsräthe  und 
bei  jedem  der  beiden  Verwaltungsräthe  von  noch  wenigstens  einem  Mit- 
gliede des  betreffenden  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 

§  25. 

Wenn  ein  Mitglied  stirbt  oder  austritt,  so  schreitet  der  vereinigte 
Verwaltungsrath  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  §§18  und  21 
zur  Besetzung  seiner  Stelle. 

Die  so  gewählten  Mitglieder  haben  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen; 
ihre  Amtsdauer  erlischt  mit  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  des  Vor- 
gängers geendet  hätte. 

Diese  Wahlen  sind  der  Bestätigung  der  nächsten  Generalver- 
sammlung zu  unterziehen. 

§  26. 

Dem  vereinigten  Verwaltungsräthe  sind  folgende  Angelegenheiten 
vorbehalten : 

1.  Anträge  und  Vorlagen  an  die  Generalversammlung  jeder  Art, 
insbesondere  Anträge  zur  Verlängerung  von  Eisenbahnen  oder  Errichtung 
von  Zweigbahnen,  zur  Vereinigung  oder  zu  Verträgen  mit  anderen 
Eisenbahnen  wegen  der  Uebernahme  der  Linien  derselben;  auf  Ver- 
längerung oder  Erneuerung  der  Concession,  auf  Verkauf  oder  Ver- 
pachtung von  gesellschaftlichen  Eisenbahnen,  Gütern,  Bergwerken,  Hütten- 
werken und  Fabriken,  auf  Aenderungen  der  Statuten  oder  neue  Be- 
stimmungen derselben,  auf  die  Vermehrung  des  Anlagecapitales  und 
Verlängerung  der  Wirksamkeit  der  Gesellschaft. 

2.  Fürsorge  bezüglich  der  Aufnahme  der  von  der  Generalver- 
sammlung beschlossenen  Anlehen,  der  Durchführung  der  Actienemissionen, 
sowie  der  Verwendung  der  aus  denselben  eingeflossenen  Gelder,  ins- 
besondere die  Verfügungen  bezüglich  des  Baues  neuer  Linien. 

3.  Beschlussfassung  bezüglich  der  Gebarung  des  gesellschaftlichen 
Reservefondes  und  der  Anlegung  der  verfügbaren  Gelder,  sowie  der 
Pensions-,  Provisions-  und  Untersttitzungsfonde. 

4.  Beschlussfassung  bezüglich  des  Verkaufes,  der  Ueberschreibung, 
Uebertragung  und  Einziehung  der  Werthpapiere,  Renten  und  Effecten 
der  Gesellschaft. 
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5.  Feststellung  der  gemeinsamen  allgemeinen  Verwaltungsauslagen. 

6.  Leitung  der  der  Gesellschaft  aU  Privateigenthum  angehörigen 
Besitzungen,  namentlich  der  Berg-  und  Hüttenwerke  und  Domänen. 

7.  Beschlus8fa8sung  über  alle  jene  Angelegenheiten,  welche  im 
Sinne  der  betreffenden  übrigen  Paragraphen  der  gegenwärtigen  Statuten 
dem  vereinigten  Verwaltungsrathe  zugewiesen  sind. 

Mit  den  eben  aufgezählten  Beschränkungen  ist  jeder  der  beiden 
Verwaltungaräthe  innerhalb  seines  Wirkungskreises  mit  den  aus- 
gedehntesten Vollmachten  versehen,  insbesondere: 

a)  Er  schliesst  ab  oder  genehmigt,  beziehungsweise  unterbreitet  im 
Sinne  der  gegenwärtigen  Statuten  zur  Genehmigung  Verträge, 
betreffend  die  Erwerbung,  den  Bau,  den  Verkauf,  die  Pachtung 
oder  Verpachtung  jeder  Eisenbahn,  Anstalt  oder  Unternehmung 
innerhalb  des  Zweckes  der  Gesellschaft;  er  genehmigt  oder  schliesst 
jeden  erforderlichen  Ankauf  oder  Verkauf  von  Grundstücken  und 
anderen  unbeweglichen  Sachen. 
/')  Er  Bchliesst  die  Verträge  über  Beziehungen  zu  anderen  Eisen- 
bahnen und  Fuhrunternehmungen  zu  Wasser  und  zu  Lande,  um 
das  Ineinandergreifen  der  Fahrten  zu  sichern. 
f)  Er  bestimmt  und  ändert  die  Tarifgebübren  und  deren  Erhebungs- 
art, fuhrt  die  darauf  bezüglichen  Verhandlungen,  erlässt  die  Ver- 
ordnungen über  die  Einrichtung  des  Dienstes  und  über  den  Betrieb 
der  Eisenbahnen  und  anderer  mit  denselben  zusammenhängenden 
Unterneb  mungen . 

d)  Er  verhandelt,  schliesst  Vergleiche  und  Verträge  bezüglich  aller 
Interessen  der  Gesellschaft. 

f.)  Er  bringt  bei  der  Staatsverwaltung  alle  Gesuche  ein  um  Ver- 
längerung von  Eisenbahnen  oder  Errichtung  von  Zweigbahnen, 
um  neue  Concessionen,  Eröffnung  und  Betrieb  von  Berg-,  Metall- 
und  allen  sonstigen  Werken. 

f)  Er  hat  die  Befugnis«,  die  Directoren  und  die  Subdirectoren  der 
Gesellschaft  zu  ernennen  und  zu  entlassen,  er  bestimmt  deren 
Bezüge  und  deren  Wirkungskreis. 
gj  Er  schliesst  behufs  der  Unterhaltung  und  des  Betriebes  der  Eisen- 
bahnen und  übrigen  Unternehmungen  der  Gesellschaft  Käufe  und 
Verkäufe,  sowie  Verträge  jeder  Art  ab;  er  bestimmt  die  Bevor- 
räthigungen,  er  bewilligt  den  Kauf  oder  Verkauf  aller  Materialien, 
Maschinen  und  anderer  zum  Betriebe  erforderlichen  oder  durch 
denselben  erzeugten  Gegenstände. 

h)  Er  nimmt  alle  an  die  Gesellschaft  zu  zahlenden  Summen  in 
Empfang  und  stellt  alle  Quittungen  aus,  insbesondere  auch  über 
den  Verkaufspreis  unbeweglicher  Sachen. 

i)  Er  sucht  die  Aufhebung  gerichtlicher  Verbote  und  die  Löschung 
grundbücherlicher  Einverleibungen  nach,  giebt  Verzichtserklkrungen 
auf  Privilegien  ab  und  stellt  einverleibungsfähige  Haupt-  und 
Verzichtungaquittungen,  sowie  auch  Löschungserklärungen  aus. 

Dia  Itpclitmtikundeti  der  B«Urr.  Ki»enb»tineo.  I.  38 
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k)  Er  stellt  alle  gerichtlichen  Klagen  an,  erwirkt  alle  Arten  Sicher- 
stellungen, schliesst  alle  Vergleiche,  untersieht  sich  schiedsrichter- 
lichen Aussprüchen. 

I)  Er  ernennt  und  entlässt  auf  Vorschlag  des  Directors  die  übrigen 
Beamten  und  Bediensteten,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  nnd 
ihre  Besoldungen,  gewährt  ihnen  besondere  Remunerationen,  und 
beschliesst  überhaupt  hinsichtlich  aller  gesellschaftlichen  Interessen. 

Ueber  die  dem  vereinigten  Verwaltungerathe  vorbehaltenen  Ange- 
legenheiten, sowie  auch  hinsichtlich  der  in  den  Absätzen  von  lit.  a) 
bis  einschliesslich  lit.  /)  bezeichneten,  zum  Wirkungskreise  der  beiden 
Verwaltungsräthe  gehörigen  Gegenstände  ist  das  Comite*  in  Paris  zu 
befragen,  und  es  können  erst  nach  Ablauf  von  zehn  Tagen,  den  Tag 
der  Aufgabe  auf  die  Post  eingerechnet,  darüber  giltige  Beschlüsse 
gefasst  werden. 

Die  Mitglieder  des  Pariser  Comites  haben  in  diesen  Fällen  das 
Recht,  ein  individuelles  Votum  einzusenden,  welches  im  Falle  des  Ein- 
langens  vor  Ablauf  der  obgedachten  zehn  Tage  so  zählen  wird,  als 
wäre  es  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  (§  23)  abge 
geben  worden. 

§  27. 

Das  Pariser  Comite*  ist  allein  befugt,  die  Functionen,  welche  die 
Geldgebarung  in  Paris  betreffen,  zu  besorgen,  als:  Uebernahme  und 
Verwendung  der  Einzahlungen,  Auszahlung  der  Zinsen  und  Divi- 
denden u.  s.  w. 

Jeder  der  beiden  Verwaltungsräthe  und  der  vereinigte  Verwaltungs- 
rath können  diesem  Comite  auch  andere  ihrer  Befugnisse  durch  specielle 
Delegation  übertragen. 

Innerhalb  dreier  Tage  nach  jeder  Sitzung  wird  dem  Comite*  eine 
beglaubigte  Abschrift  des  Sitzungsprotokolles  des  Wiener  und  des  Buda- 
pester, sowie  des  vereinigten  Verwaltungsrathes  eingesendet. 

§  28. 

Die  unmittelbare  Leitung  der  in  den  Wirkungskreis  des  Wiener 
Verwaltungerath  es  gehörigen  gesammten  Dienstesangelegenheiten  wird 
von  diesem  unter  dessen  eigener  Ueberwachung  einer  in  Wien  ihren 
Sitz  habenden  Direction,  und  die  unmittelbare  Leitung  der  in  den 
Wirkungskreis  des  Budapester  Verwaltungsrathes  gehörigen  gesammten 
Dienstesangelegenheiten  wird  von  diesem  Verwaltungsräthe  unter  dessen 
eigener  Ueberwachung  einer  in  Budapest  ihren  Sitz  habenden  Direction 
anvertraut. 

Die  Leitung  jeder  Direction  kann  auch  Einem  oder  mehreren 
Directoren  anvertraut  werden. 

Den  Wirkungskreis  der  Directoren  und  der  höheren  Beamten 
bestimmt  der  betreffende  Verwaltuugsrath. 
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§  29. 

Den  Verwaltungsrathsmitgliedern  erwächst  aus  ihrer  Amtsführung 
weder  eine  persönliche  noch  eine  ungetheilte  Haftung  hinsichtlich  der 
Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft. 

Sie  haften  nur  für  die  Ausübung  ihres  Amtes. 

§  80. 

Die  Urkunden  in  Betreff  der  Umschreibung  von  der  Gesellschaft 
gehörigen  Renten  und  Werthpapieren,  ferner  die  Urkunden  über  Er- 
werb, Verkauf  oder  Tausch  unbeweglichen  Eigenthums  der  Gesellschaft, 
die  Vergleiche,  Verträge  und  sonstigen  die  Gesellschaft  bindenden  Acte, 
die  Quittungen  und  Ueberweisungen,  sowie  die  Anweisungen  auf  die 
Bank  oder  auf  Inhaber  von  Geldern  der  Gesellschaft  müssen  von  einem 
Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  einer  vom  Verwaltungsrathe 
hierzu  bestimmten  Person  unterzeichnet  sein;  es  wäre  denn,  dass  der 
Verwaltungsrath  ein  einziges  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  oder  den 
Director  oder  sonst  Jemanden  ausdrücklich  damit  betraut  hätte,  in 
welch  letzterem  Falle  die  ertheilte  Procura  zu  protokolliren  ist. 

V.  Abschnitt. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

§  31. 

Die  ordnungsmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die  Ge- 
sammtheit  der  Actionäre. 

§  32. 

Die  Generalversammlung  besteht  aus  allen  jenen  Actionären,  die 
wenigstens  zwanzig  Actien  besitzen,  und  fasst  ihre  Beschlüsse  in  allen 
Fällen,  in  welchen  nach  diesen  Statuten  nichts  Anderes  verfugt  ist,  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden. 

Die  Actionäre  können  hierbei  nur  durch  solche  Personen  vertreten 
werden,  welche  selbst  Mitglieder  der  Generalversammlung  sind ;  die  Form 
der  Vollmacht  wird  vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  bestimmt  werden. 

Die  Generalversammlung  ist  ordnungsmässig  gebildet,  wenn  wenig- 
stens dreissig  Actionäre  zugegen  sind  und  den  zwanzigsten  Theil  der 
emittirten  Actien  vertreten. 


§  33. 


Wenn  nach  einmaliger  Einberufung  die  anwesenden  Actionäre  den 
im  §  32  aufgestellten  Bedingungen  zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen 
der  Generalversammlung  nicht  Genüge  leisten,  so  wird  diese  Versamm- 
lung vertagt,  und  zwar  auf  mindestens  fünfundzwanzig  Tage.  Die  zweite 
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Einberufung  geschieht  auf  die  im  §  35  vorgeschriebene  Weise;  jedoch 
wird  die  Zeit  zwischen  der  Kundmachung  und  dem  Zusammentritte  auf 
zwanzig  Tage  beschränkt.  Die  Generalversammlung  kann  bei  der 
zweiten  Zusammenkunft  nur  über  Gegenstände  beschliessen,  die  zur 
Tagesordnung  der  ersten  gehörten. 

Diese  Beschlüsse  sind  giltig,  wie  klein  immer  die  Zahl  der  Actio- 
näre und  der  vertretenen  Actien  sein  mag. 

§  34. 

Ueber  Anleihen  und  Uber  Abänderungen  der  Statuten  oder  Zusätze 
zu  denselben,  Uber  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes  durch  Hinaus- 
gabe neuer  Actien,  über  Verlängerung  oder  Auflösung  der  Gesellschaft 
vor  Ablauf  der  im  §  5  festgesetzten  Dauer  können  Beschlüsse  nur  in 
einer  Generalversammlung,  die  wenigstens  den  zehnteu  Theil  der  Actien 
vertritt  und  mindestens  vierzig  anwesende  Mitglieder  zählt,  mit  einer 
Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  gefasst  werden. 

§  35. 

Wenn  nach  einmaliger  Einberufung  die  anwesenden  Actionäre  den 
im  §  34  aufgestellten  Bedingungen  zur  Giltigkeit  der  Beschlussnabme 
nicht  Genüge  leisten,  so  wird  nach  dem  im  §  33  angegebenen  Ver- 
fahren zu  einer  zweiten  Einberufung  mit  der  Frist  von  einem  Monate 
geschritten. 

Die  ebenfalls  mit  Zweidrittelmajorität  der  Anwesenden  zu  fassen- 
den Beschlüsse  der  so  zum  zweitenmale   einberufenen  General versatnm 
lung  haben  volle  Giltigkeit,  wenn  dreissig  Actionäre  anwesend  sind  und 
wenigstens  den  zwanzigsten  Theil  der  Actien  vertreten. 

§  36. 

Die  Generalversammlung  tritt  jährlich  im  Monate  Mai  zusammen. 
Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als 
es  der  vereinigte  Verwaltungsrath  für  förderlich  hält.  Die  Generalver- 
sammlungen sind  abwechselnd  in  einem  Jahre  nach  Wien,  im  anderen 
Jahre  nach  Budapest  einzuberufen. 

§  37. 

Die  Einberufung  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  General- 
versammlungen geschieht  durch  eine  Kundmachung,  welche  wenigstens 
einen  Monat  vor  dem  Zusammentritte  in  die  im  §  15  erwähnten  Zeitungs- 
blätter von  Wien,  Budapest  und  Paris  eingerückt  wird. 

Wenn  die  Generalversammlung  zur  Beschlussnahme  über  die  im 
§34  angeführten  Gegenstände  zusammentreten  soll,  so  müssen  dieselben 
in  der  Kundmachung  ausdrücklich  aufgeführt  werden. 
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§  38. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zu 
dürfen,  wenigstens  vierzehn  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben 
ihre  Actien  entweder  in  der  Wiener  oder  Budapester  Hauptcassa  der 
Gesellschaft,  oder  in  Paris  bei  der  vom  vereinigten  Verwaltungsrathe 
bestimmten  Cassa,  oder  bei  einem  jener  Bankhäuser,  welche  in  der  Ein- 
ladung zur  Generalversammlung  bezeichnet  werden,  hinterlegen. 

8ie  erhalten  sodann  eine  Einlasskarte,  die  auf  den  Namen  lautet 
und  nur  für  die  bezeichnete  Person  gilt 

Die  Scheine  über  die  in  Gemässheit  des  §  12  depositirten  Actien, 
wenn  sie  über  zwanzig  oder  mehr  Actien  lauten,  geben  das  Recht  auf 
eine  Einlasskarte  zur  Generalversammlung,  wenn  die  Hinterlegung  der 
Actien  wenigstens  vierzehn  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  General- 
versammlung stattgefunden  bat. 

Jede  ausgefertigte  Einlasskarte  muss  die  Zahl  der  hinterlegten 
Actien  ausweiset). 

§  39. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
einer  der  Vizepräsidenten  des  vereinigten  Verwaltungsrathes,  oder  bei 
deren  Verhinderung  das  vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  zu  deren 
Ersetzung  bestimmte  Mitglied. 

Das  Amt  der  Stimmenzählung  wird  von  den  zwei  stärksten  Actio- 
nären,  die  bei  Eröffnung  der  Sitzung  zugegen  sind  und  es  annehmen, 
versehen. 

Den  Protokollführer  ernennt  der  Präsident. 

§  40. 

Die  Stimmen  in  der  Generalversammlung  sind  mit  Rücksicht  auf 
die  Bestimmung  des  §  41  zu  zählen. 

Bei  der  Wahl  der  Verwaltungsratbsmitglieder  findet  geheime  Ab- 
stimmung statt,  wenn  zehn  Mitglieder  es  verlangen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  giebt  jene  des  Präsidenten  den  Aus- 
schlag. 

§  41. 

Je  zwanzig  Actien  geben  das  Recht  auf  Eine  Stimme;  kein 
Actionär  kann  mehr  als  zwanzig  eigenberechtigte  Stimmen  in  sich  ver- 
einigen; als  Bevollmächtigter  kann  er  überdies  höchstens  vierzig  Stimmen 
übernehmen. 

§  42. 

Der  Generalversammlung  werden  die  Rechnungen  vorgetragen;  sie 
genehmigt  dieselben,  wenn  sich  keine  Anstände  ergeben. 

Sie  besetzt  die  Stellen  des  Verwaltungsrathes,  welche  durch  Ab- 
lauf der  Amtsdauer,  Rücktritt,  Tod  oder  andere  Ursachen  erledigt  sind. 
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8ie  beschliesst  innerhalb  der  Statuten  über  alle  Interessen  der 
Gesellschaft. 

Sie  ber&th  Aber  die  ihr  nach  §  26  erstatteten  Anträge  und  ertheilt 
die  diesfalls  erforderlichen  Vollmachten. 

§  48. 

Die  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
sind  für  alle  Actionäre  verbindlich. 

Ueber  die  Verhandinngen  der  Generalversammlung  wird  ein  Proto- 
koll in  deutscher  und  ungarischer  Sprache  aufgenommen,  welches  der 
Präsident,  ein  Stimmenzähler  und  der  Schriftführer  unterzeichnen.  Ab- 
schriften oder  Auszüge  der  Protokolle,  welche  Überall,  wo  nöthig,  bei- 
gebracht werden  können,  sind  von  dem  Präsidenten  des  vereinigten  Ver- 
waltungsratbes  oder  von  seinem  Ersatzmann  und  von  je  einem  Mitgliede 
der  beiden  Verwaltungsräthe  zu  unterfertigen. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  ein  Verzeichniss  der  anwesen- 
den Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der  von  Jedem  ver- 
tretenen Actienzahl,  sowie  auch  der  Vollmachten  beigeheftet.  Jenes  Ver- 
zeichniss wird  von  jedem  Actionär  beim  Eintritte  in  die  Versammlung 
gefertigt. 

VI.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Zinsen,  Dividende,  Reservefond. 

§  44. 

Während  der  ganzen  Dauer  des  Baues  der  verschiedenen  von  der 
Gesellschaft  unternommenen  Bahnstrecken  und  sonstigen  Werke  bis  zum 
Tage  der  Betriebseröffnung  können  von  dem  in  diese  Arbeiten  gelegten 
und  bis  dahin  unfruchtbringend  gebliebenen  Capitale  fünf  Percent  jähr- 
lich entnommen  und  zu  dem  Reinerträge  der  bereits  im  Betriebe  be- 
findlichen Bahnstrecken  und  Werke  hinzugeschlagen  werden. 

In  Betreff  der  Vollendung»-  und  Erhaltungsarbeiten  an  bereits  im 
Betriebe  befindlichen  Bahnstrecken  und  Werken  findet  eine  solche  Zinsen- 
herausnahme nicht  statt. 

§  45. 

Die  Bilanz  wird  am  31.  December  jeden  Jahres  abgeschlossen  und 
mit  allen  dazugehörigen  Rechnungen  und  Belegen  der  Generalversammlung 
vorgelegt. 

Aus  dem  Reinertrage,  d.  i.  nach  Abschlag  aller  Erhaltungs-  und 
Betriebsauslagen,  werden  zunächst  bestritten  die  Erfordernisse: 

1.  für  die  von  der  Gesellschaft  aufgenommenen  Anleben; 

2.  für  die  Zinsen  der  Actieneinlagen  mit  fünf  Percent ; 

3.  für  die  Tilgung  des  Gesellschaftscapitals ; 
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4.  für  die  Rückvergütung  der  von  dem  Staate  in  Folge  seiner  Ge- 
währleistung für  Zinsen  und  Tilgungsquote  etwa  geleisteten  Vorschüsse. 

Die  hiernach  noch  verfügbar  bleibende  Summe  bildet  den  Ueber- 
schuss  des  jährlichen  Reinertrages. 

Dieser  Ueberschuss  wird  nach  Abschlag  der  nach  §  46  dem  Re- 
servefond zuzuweisenden  Summe,  sowie  der  den  Verwaltungsrathsmit- 
gliedern  in  Gemäsaheit  des  §  19  durch  die  Generalversammlung  aner- 
kannten Antheilsquote  unter  alle  den  gesellschaftlichen  Fond  bildenden 
Actien  gleichmässig  vertheilt. 

Wenn  der  vereinigte  Verwalte ngsrath  über  die  in  einem  Halbjahr 
erzielten  Erträgnisse  hinreichende  Gewissheit  erlangt  hat,  kann  er  die 
frühere  Berichtigung  der  Actienzinsen  bis  zu  zwei  und  ein  halb  Percent 
der  auf  die  Actien  geleisteten  Einzahlungen  verfügen. 

§  46. 

Von  dem  Ueberschuese  des  jährlichen  Reinerträgnieses  (§  45)  wird 
ein  Betrag  von  wenigstens  fünf  Percent  zurückgelegt,  um  als  Reserve^- 
fond  für  unvorhergesehene  Auslagen  zu  dienen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  zwei  Millionen  Gulden 
erreicht  bat,  kann  diese  ZuxÜcklegung  gemindert  oder  ganz  unterlassen 
werden. 

Dieselbe  wird  aber  alsobald  wieder  aufgenommen,  wenn  der 
Reservefond  unter  den  Betrag  von  zwei  Millionen  Gulden  herabsinkt. 

§  47. 

Wenn  im  Laufe  eines  oder  mehrerer  Jahre  der  Reinertrag  der 
Unternehmung  zur  Tilgung  der  dazu  bestimmten  Actienzahl  nicht  hin- 
reichen sollte,  so  ist  die  zur  Ergänzung  des  Tilgungsfondes  nöthige 
Summe  aus  dem  Reservefonde  oder  nötigenfalls  aus  den  ersten  hierzu 
verwendbaren  Reinerträgen  der  folgenden  Jahre  zu  verwenden,  und 
zwar  vor  jeder  Dividendenzahlung  an  die  Actionäre. 

§  48. 

Die  Tilgung  der  Actien  wird  bis  31.  December  1965  beendet 
sein;  hierzu  wird  eine  im  richtigen  Verhältnisse  zu  dem  Nominalcapitale 
und  dem  Zinsenbetrage  der  nach  und  nach  zurückgezahlten  Actien 
stehende  Tilgungsquote  bestimmt. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  vereinigte  Verwaltungs- 
rath festsetzt,  öffentlich  in  Wien  oder  in  Budapest  stattfindet. 

Die  Besitzer  der  verlosten  Actien  erhalten  in  Baarem  das  wirklich 
einbezahlte  Actiencapital  nebst  Zinsen  und  Dividenden  bis  zu  dem  zur 
Einlösung  bestimmten  Tage,  und  ihre  ursprünglichen  Actien  werden 
gegen  besondere  auf  den  Ueber bringer  lautende  Genussscheine  umge- 
wechselt, welche  das  Recht  auf  einen  verhält nis6mäesigen  Antheil  an 
dem  Ueberscbusse  des  jährlichen  Reinertrages  (§  45)  geben. 
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Die  Besitzer  dieser  Genussscheine  haben  übrigens  mit  Ausnahme 
der  fünfpercentigen  ZiDsen  des  Actieneapitales,  auf  welche  ihnen  kein 
Anspruch  mehr  zusteht,  gleiche  Rechte  mit  den  Besitzern  der  nicht 
getilgten  Actien. 

Die  Nummern  der  zur  Tilgung  verlosten  Actien  werden  auf  die 
im  §  15  erwähnte  Art  kundgemacht. 

Die  Rückzahlung  dieser  Actien  geschieht  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft in  Wien,  beziehungsweise  in  Budapest  oder  in  Paris  bei  der 
vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  bestimmten  Cassa  vom  1.  Jänner  des 
folgenden  Jahres  angefangen. 

§  49. 

Die  Bezahlung  der  Zinsen  und  Dividenden  geschieht  halbjährig 
oder  ganzjährig,  je  nach  Entscheidung  des  vereinigten  Verwaltungsratbee 
an  dem  Sitze  der  Gesellschaft  in. Wien  und  in  Budapest  oder  in  Paria 
bei  der  vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  bestimmten  Cassa  und  zu 
der  von  diesem  festgesetzten  Zeit. 

•  Der  Zeitpunkt  der  Zinsen  und  Dividendenzahlungen  ist  auf  die 
im  §  15  erwähnte  Art  bekannt  zu  machen. 

Alle  Zinsen-  und  Divideodeobeträge,  welche  nicht  innerhalb  fünf 
Jahren  nach  dieeer  Bekanntmachung  erhoben  werden,  sind  der  Gesell- 
schaft verfallen. 

VII.  Abschnitt. 

Allgemeine  Anordnungen,  Aenderungen  der  Statuten,  Liqui- 

dirung. 

§  50. 

Wenn  die  Erfahrung  die  Zweckmässigkeit  einiger  Abänderungen 
der  Statuten  oder  Zusätze  zu  denselben  erkennen  läset,  so  ist  die 
Generalversammlung  berechtigt,  hiefür  nach  den  Bestimmungen  der  §§  34 
und  35  Sorge  zu  tragen. 

Ihre  Beschlüsse  hierüber  sind  nur  nach  Genehmigung  der  k.  k. 
österreichischen  und  der  konigl.  ungarischen  Staatsverwaltung  giltig. 

Der  vereinigte  Verwaltungsrath  hat  die  volle  Macht,  durch 
Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritteln  der  in  einer  eigens  dazu  berufenen 
Versammlung  anwesenden  Mitglieder  den  Aenderungen  beizupflichten, 
welche  die  Staatsverwaltung  oder  das  competente  Handelsgericht  an  den 
Beschlüssen  der  Generalversammlung  vorzunehmen  etwa  für  nothwendig 
erachten  sollte. 

§  51- 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Generalversammlung 
vom  vereinigten  Verwaltungsrathe  unverzüglich  einberufen  und  wird 
über  ießsen  Antrag  die  Art  und  Weise  der  Liquidirung  bestimmen. 
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VIII.  Abschnitt. 

Landesfürstlicher  Commissär. 
§  52. 

Sowohl  die  k.  k.  österreichische,  als  auch  die  köoigl.  ungarische 
Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch  einen 
von  ihr  zu  bestimmenden  Regierungscommissär  ausüben  lassen. 

Demselben  bleibt  es  vorbehalten,  in  die  Geschäftsgebarang  der 
Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen. 

Er  wohnt  den  Generalversammlungen,  sowie  den  Sitzungen  des 
vereinigten  und  des  Yerwaltungsrathes  jenes  Staatsgebietes  bei,  von 
dessen  Regierung  er  abgeordnet  ist. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Grenzen  ihrer 
Concessionen  nicht  überschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten, 
sowie  die  allgemeinen  Vorschriften  genau  beobachte. 

Nr.  16004. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  Stelle  der  unterm  26.  Jänner  1883,  Z.  165, 
bestätigten  Statuten  treten,  werden  genehmigt. 

Wien,  am  27.  October  1884. 

(L.  8)  TaafTe  m.  p. 


Anhang. 

Im  Betriebe  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft stehende  fremde  Bahnen. 

I.  In  Oesterreich. 

Die  Localbahn  Swolenowes-Suieena 

auf  Grund  des  Betriebs  vertrage»  vom  18.  Jänner  1886  mit  Nachtrag  vom  8.  April 
1886,  genehmigt  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  Mai  1886, 

Z.  15531. 

II.  In  Ungarn. 

1.  Die  Localbahn  Gross-Kikinda— Gross-Becskerek 

aui  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  26.  Mai  1883,  genehmigt  mit  Erlass  des 
königl.  ungarischen  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communioation  vom 

13.  October  1884,  Z.  37235. 

2.  Die  Torontaler  Loealbahnen 

(Gross-Becskerek  — Pardsluy  mit  Flügelbahn  Szecsany — Nagy-Margita)  auf  Grund  des 
Betriebsvertrages  vom  5./G.  April  1889,  genehmigt  mit  Erlass  de«  königl.  ungari- 
schen Ministeriums  flir  öffentliche  Arbeiten  und  Communication  vom  9.  April  1889, 

Z.  16656. 


C.  K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft, 

I.  Hauptnetz. 

1.  Protokoll,  aufgenommen  am  23.  September  1858  im  k.  k. 

Finanzministerium, 

Ober  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Concession  der  Hfl  dl)  ahn  er- 

theilt  wird. 

Um  zur  Erfüllung  des  zweifachen  Zweckes  zu  gelangen,  die 
Vollendung  des  Eisenbahnnetzes  der  auf  dem  rechten  Donanufer  gele- 
genen österreichischen  Gebiete  sicher  zn  stellen,  und  den  Betrieb  der 
einzelnen  Linien,  welche  dieses  Netz  bilden,  in  gegenseitigen  Einklang 
zu  bringen  und  zu  vervollkommnen,  wurde  es  als  zweckmässig  erkannt, 
alle  diese  Eisenbahnlinien,  mit  Ausnahme  der  West-  und  der  Raaber 
Bahn,  in  eine  einzige  Concession  zusammen  zu  fassen  und  behufs  des 
Ausbaues  und  Betriebes  derselben  eine  grosse  Gesellschaft  zu  bilden. 
Infolge  dessen  sind  Unterhandlungen,  die  Uebernahme  der  Eisenbahnen 
von  Wien  nach  Triest,  sammt  deren  Zweigbahnen,  dann  der  kroatischen, 
kärntnerischen  und  Tiroler  Bahnen  betreffend,  unter  der  Bedingung 
angeknüpft  worden,  dass  die  Concessionäre  es  übernehmen,  das  südliche 
Netz  zu  vollenden,  und  es  wurde  denselben  gestattet,  sich  mit  der 
k.  k.  lombardisch-venetianischen  und  der  k.  k.  Orientbahngesellscbaft 
zu  verständigen,  um  eine  Verschmelzung  des  gesammten  südlichen  Bahn- 
netzes zu  Stande  zu  bringen. 

Als  Resultat  dieser  Unterhandlungen  sind  die  in  dem  ange- 
schlossenen Bedingnisshefte  enthaltenen  Bestimmungen  der  zu  ertheilenden 
Concession  von  Seite  Ihrer  Excellenzen,  der  Herren  Minister  der 
Finanzen  und  des  Handels  mit  den  Herren: 

Sr.  Durchlaucht  Jobann  Adolph  Fürsten  zu  Schwarzenberg, 

Sr.  Durchlaucht  Max  Egon  Fürsten  zu  Fürstenberg, 
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K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 


Leopold  Ritter  v.  Lämel, 
in  ihrer  Eigenschaft  ale  Präsident  und  Verwaltungsräthe  der  k.  k.  priv. 
Österreichischen  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe  und  im  Auftrage 
derselben; 

Anselm  Freiherr  v.  Rothschild,  ftir  sich  und  die  Häuser:  Gebrüder 
Rothschild    in  Paris  und  N.  M.  v.  Rothschild  und  Söhne  in  London; 

Paulin  Talabot  in  Paris, 

Eduard  Blount  in  Paris, 

Samuel  Laing  in  London  und 

Matbew  TJzielli  in  London, 
verabredet  und  beschl  osse n  worden,  welche  Concession  jedoch  bloss 
unter  der  Bedingung  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  dass  die  einzu- 
berufende Generalversammlung  der  Actionäre  der  lombardisch-vene- 
tianiscben  Eisenbahngesellschaft  zu  der  projectirten  Verschmelzung  mit 
der  neu  zu  bildenden  Gesellschaft  die  Zustimmung  giebt  und  die  ange- 
schlossenen Concessionsbedingungen  die  Allerhöchste  Genehmigung  Seiner 
k.  k.  Apostolischen  Majestät  erhalten. 

Die  Zustimmung  der  Actionäre  der  lombardisch-venetianischen  Eisenbahn  - 
Gesellschaft  wurde  in  der  Generalversammlung  derselben  vom  18.  November  1858 
gegeben.  Die  Allerhöchste  Genehmigung  erfolgte  mit  den  Allerhöchsten  Er- 
schliessungen vom  30.  November  und  vom  9.  December  1858. 

Womit  das  Protokoll  geschlossen  und  allseitig  gefertigt  wurde. 
Freiherr  v.  Bruck  m.  p.,  Johann  Adolph  Fürst  zu  Schwarzenberg  m.  p. 


2.  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1858. 

Die  nachfolgende  Coucessionsui  künde,  deren  Bestimmungen  laut  des  Pro- 
tokolls vom  23.  September  1858  (Doc.  1)  mit  den  Concessionhren  vereinbart 
und  mit  den  Allerhöchsten  Erschliessungen  vom  30.  November  und  9.  December 
185h  endgiltig  genehmigt  wurden,  hätte  zufolge  des  Protokolle»  vom  8.  December 
1858  (Doc.  G)  mit  den  zum  Theile  in  Kraft  gebliebenen  Concessionen  der  mit  der 
Sfidbahn  fusionirten  älteren  Eisenbahnuntemehmungen  in  eine  einzige,  allein  giltige 
Concessionsurkunde  znsammeugefnsst  und  zur  Allerhöchsten  Unterzeichnung  unter- 
breitet werden  sollen,  wovon  jedoch  infolge  der  bald  darauf  eingetretenen  poli- 
tischen Ereignisse,  welche  auch  auf  die  Verhältnisse  der  Sitdbahn  von  wesent- 
lichem Einflüsse  waren.  Umgang  genommen  werden  musste. 


k.  k.  Finanzminister 


Max  Egon  Fürst  zu  Farstenberg  m.  p 

Leopohl  Ritter  v.  Lämel  m.  p. 

A.  S.  v.  Rothschild  in.  p. 

Paulin  Talabot  m.  p. 

Eduard  Blount  m  p. 

S.  Laing  m.  p. 

M.  Uzielll  m.  p. 


Ritter  v.  Toggenburg  m.  p 

k.  k.  Handelsminister. 
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Zar  leichteren  Uebersicht  wurden  in  der  nachfolgenden  Conoessionsurkunde 
diejenigen  Paragraphe,  welche  zugleich  für  die  von  dem  lombardisch-venetianischen 
Bahnnetse  herstammende  Linie  Nabresina— Cormons  gelten,  mit  f,  diejenigen, 
welche  zugleich  für  die  Linien  der  Kaiser  Franz  Josef-Orientbahn  (Pragerhof— 
Ofen,  Oedenburg — Kanisza,  Stuhlweissenburg — Uj-Szöny  und  Kanizsa — Barca) 
Anwendung  finden,  mit  *  bezeichnet. 

§  1. 

Das  k.  k.  Aerar  überläset  und  überträgt  den  Concessionären: 

1.  Die  k.  k.  südliche  Staatsbahn,  welche  die  Eisenbahn  von  Wien 
nach  Triest  sammt  ihren  Zweigbahnen  von  Mbdling  nach  Laxenburg, 
und  von  Wiener-Neustadt  nach  Oedenburg  in  sich  begreift. 

2.  Die  Eisenbahn  von  Marburg  nach  Klagenfurt,  mit  der  Ver- 
längerung bis  Villach. 

3.  Die  Eisenbahn  von  Steinbrück  über  Agram  nach  Sissek,  mit 
einer  Zweighahn  nach  Karlstadt. 

4.  Die  Tiroler  Eisenbahnen  von  Verona  bis  Ku  (stein  über  Bozen, 
Brixen  und  Innsbruck. 

Von  der  unter  1.  angeführten  südlichen  Staatsbahn  wurde  die  Linie  von 
Wien  bis  Gloggnitz  mit  den  Abzweigungen  von  MCdling  nach  Laxenburg  und 
von  Wiener- Neustadt  zur  ungarischen  Grenze  bei  Katzelsdorf  durch  die  Wien  — 
(rloggnitzer  Eisenbahngesellschaft  erbaut,  in  den  Strecken  Mödling — Wiener  Neu- 
stadt am  16.  Mai  1841,  Wien — Mödling  am  20.  Juni  1841,  Wiener  Neustadt — 
Nennkirchen  am  24.  Ootober  1841,  Neunkirchen —Gloggnitz  am  5.  Mai  1842, 
Mödliug— Laxenburg  am  28.  September  1845  und  Wiener  Neustadt— Katzelsdorf 
am  20.  August  1847  dem  Verkehre  übergeben  und  zufolge  des  Einlösungs- 
vertrages vom  4.  August  1858  mit  1.  October  1853  vom  Staate  erworben.  Die 
auf  ungarischem  Gebiete  gelegene  Strecke  von  der  Landesgrenze  bei  Katzelsdorf 
nach  Oedenberg  wurde  von  einem  Consortium  von  Grossgrundbesitzern  her- 
gestellt, am  20.  August  1847  im  Betriebe  der  Wien — Gloggnitzer  Eisenbahn 
eröffnet  und  mittelst  Vertrages  vom  31.  Juli  1854  vom  Staate  angekauft.  Die 
weitere  Linie  von  Gloggnitz  bis  Triest  wurde  vom  Staate  erbaut  und  gelangte 
in  den  Strecken  MUrzzuschlag  -  Graz  am  21.  October  1844,  Graz— Cilli  am 
2.  Juni  1846,  Cilli  -  Laibach  am  16.  September  1849,  Gloggnitz— Mürzzuschlag 
am  17.  Juli  1854  und  Laibach—Triest  am  28.  Juli  1857  zur  Eröffnung. 

Für  die  Linie  von  Marburg  nach  Klagenfurt,  beziehungsweise  Villach,  die 
sogenannte  Kärntner  Bahn,  war  bereits  unter  dem  9.  Jänner  1857,  H.  M  Ver. 
Bl  Nr  11,  die  Allerhöchste  Conoession  an  ein  Centralcomite,  an  dessen  Spitze 
Graf  Georg  Thum  v.  Valle-Sassina  stand,  ertheilt  worden.  Nachdem  jedoch 
dieses  Centralcomitä  das  erforderliche  Baucapital  nicht  aufzubringen  vermochte 
erklärte  sich  dasselbe  laut  eines  beim  k.  k.  Finanzministerium  am  23.  Sep- 
tember 1858  aufgenommenen  Protokolles*)  bereit,  auf  seine  Rechte  aus  der 
gedachten  Concession  zu  verzichten  und  die  letztere  ganzlich  zurückzulegen, 
wogegen  sioh  die  Concessionäre  der  Sflbbahn  filr  den  Fall  der  Erlangung  der 


*)  Vgl.  das  bezogene  Protokoll  in  der  Eisenbahn gesetzsammlung  II,  1, 

S.  194 


K.  k.  priv.  Südbahngesellsohaft. 


Concession  für  die  Kärntner  Bahn  verpflichteten,  alle  Aotiven  und  Passiven  des 
gedachten  Centralcomites  zu  übernehmen  und  (mit  Ausnahme  des  Verhältnisses 
zu  den  Actiensubscribenten)  in  alle  Rechte  cnd  Rechtsverbindliohkeiten  desselben 
einsutreten.  Die  Kärntner  Bahn  wurde  sohin  von  der  Südbahngesellschaft  aus- 
gebaut und  die  Strecke  Marburg — Klagenfurt  am  1.  Juni  1863,  die  8trecke 
Klagenfurt— Villach  am  30.  Mai  1864  in  Betrieb  gesetzt. 

Die  unter  3.  angeführte  sogenannte  Kroatische  Bahn  wurde  von  der  Süd- 
bahngesellschaft hergestellt  und  die  Linie  Steinbrück — Agram— Sissek  am  1.  Oc- 
tober  1862,  die  Linie  Agram— Karlstadt  am  1.  Juni  1865  dem  Verkehre  über- 
geben. Die  Linie  Agram — Karlstadt  wurde  seither  seitens  der  Sttdbahngescll- 
schaft  zufolge  des  Vertrages  vom  11.  März  1880,  ratificirt  durch  den  ungarischen 
Gesetzartikel  XLIV  vom  Jahre  1880  (Doc.  16)  an  den  ungarischen  Staat  ab- 
getreten. 

Die  unter  4.  behandelte  Tiroler  Bahnlinie  wurde  von  der  Südbahngesell- 
schaft in  den  Strecken  Kufstein— Innsbruck  am  24.  November  1858,  Trient — 
Verona  am  23.  Märe  1869,  Bozen— Trient  am  16.  Mai  1869  und  Innsbruck- 
Bozen  am  i7.  August  186?  eröffnet.  Die  Theilstrecke  an  der  Beichsgrenze  bei 
Ala  (Peri)  bis  Verona  wurde  in  der  Folge  zugleich  mit  den  anderen  auf  ita- 
lienischem Gebiete  gelegenen  Linien  der  Südbahngesellschaft  mit  1.  Juli  1876 
an  den  italienischen  Staat  veräussert. 

§  2. 

Die  Concessionäre  sind  ermächtigt,  mit  den  ihnen  lant  dem  vor- 
hergehenden Paragraphe  überlassenen  und  übertragenen  Eisenbahnen, 
sowohl  jene,  welche  der  k.  k.  priv.  lombardisch-venetianischen  Gesell- 
schaft, als  jene,  welche  der  k.  k.  priv.  Franz  Joseph- Orientbahn-Gesell- 
schaft  überlassen  und  übertragen  worden  sind,  unter  Zustimmung  der 
betreffenden  Gesellschaften  zu  vereinigen  und  für  dieses  Gesammtnetz 
eine  einzige  Gesellschaft  zu  gründen. 

Erfolgt  jene  Vereinigung,  so  wird  dem  lombardisch-venetianischen 
Eisenbahnnetze,  dessen  Bestand  übrigens  unverändert  bleibt,  die  Eisen- 
bahn von  Padua  nach  Rovigo  hinzugefügt,  und  das  Netz  der  Franz 
Joseph-Orientbahn  auf  die  Linien  Marburg-  (beziehungsweise  Pragerhof-) 
Ofen  über  Nagy-Kanizsa  und  Stuhlweissenburg,  Stuhlweissenburg  — Uj- 
Szöny,  Oedenburg-Kanizsa  beschränkt. 

Die  Vereinigung  mit  den  lombardisch-venetianischen  Bahnlinien  erfolgte 
durch  den  in  der  Generalversammlung  der  Actionäre  der  lombardisch-venetia- 
nischen Eisenbahngesellschaft  vom  18.  November  1858  genehmigten  Fusions- 
vertrag,*) demzufolge  die  neugebildete  „k.  k.  priv.  südliche  Staats-,  lombardisoh- 
venetianische  und  ceiural-italienische  Eisenbahngesellsohaft"  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  der  lombardisch-venetianischen  Eisenbahngesellschaft  eintrat. 
Von  den  sämmtliohen  zufolge  des  Uebereinkommens  vom  14.  März  1866  (Doc  4) 
der  letzteren  Gesellschaft  conoessionirten  Bahnlinien  befindet  sich  seit  1.  Juli 


*)  Vgl.  diesen  Vertrag  in  der  Eisenbahngesetzsammlung  II,  1,  S.  223. 
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1876  nur  mehr  die  am  1.  Ootober  1860  eröffnete  Linie  von  Nabrosina  bis  znr 
Reichsgrenze  bei  Cormons  im  Besitze  der  Sttdbahngesellsohaft 

Die  Fusion  mit  der  Kaieer  Franz  Josef- Orientbahngesellsohaft  erfolgte 
duroh  dal  anf  Grund  des  Beaebinaaes  der  Generalversammlung  der  genannten 
Gesellschaft  vom  10.  November  1858  abgeschlossene  Uebereinkommen  vom 
11.  December  1858,*)  demzufolge  die  neugebildete  Gesellschaft  sämmtliohe 
Rechte  und  Verpflichtungen  der  Kaiser  Franz  Joseph-Orientbahngesellschaft  über- 
nahm. Von  den  der  letzteren  Gesellschaft  zufolge  der  Allerhöchsten  Conoessions- 
urkunde  vom  8.  Ootober  1856  (Doc.  5)  coocessionirten  Bahnlinien  gelangten  die 
Strecken  Pragerhof— Kanisza  am  24.  April  1860,  Stuhlweissenbnrg— Uj-8zöny 
am  1.  Juni  1860,  Kanisza— Budapest  am  1.  April  1861  und  Oedenburg— Kanisza 
am  20.  September  1865  zur  Eröffnung. 

Wenn  von  den  Eisenbahnen  im  Banate  eine  Zweigbahn  bis  an 
einen  Punkt  des  linken  Donauufers  zwischen  Esseg  und  Vukovar 
geführt  werden  würde,  liegt  den  Concessionären  nach  Vollendung  der 
Linie  Oedenburg-Kanizsa  die  Verpflichtung  ob,  die  Eisenbahn  von 
Kanizsa  über  Esseg  bis  au  dem  gedachten  Punkte  zu  bauen,  und 
die  Hälfte  der  Kosten  des  Baues  einer  Donaubrfleke  daselbst  zu  tragen. 

Laut  g  1  des  Protokolls  vom  8.  December  1858  (Doc.  4)  sollte  ferner 
gleichzeitig  mit  dem  Baue  der  Eisenbahnstreoke  Kanisza — Esseg  eine  Ausästung 
nach  Fünfkirohen  zum  Anschluss  an  die  Fünfkirchen — Mohäoser  Bahn  her- 
gestellt werden.  Thatsachlioh  wurde  jedoch  statt  der  Linie  Kanisza — Esseg  und 
der  Abzweigung  nach  Fünfkirohen  nur  die  Linie  von  Kanisza,  beziehungsweise 
Mura-Keresstur  nach  Baros  zum  Anschlüsse  an  die  Fünfkirchen-Baroser  Eisen- 
bahn durch  die  SüdbahngeseUschaft  zufolge  Art.  II  des  Vertrages  vom  18.  April 
1867  (Doc  8)  hergestellt  und  am  1.  September  1868  dem  Verkehre  übergeben. 

Wenn  nach  Vollendung  der  Linie  Kanizsa-Esseg  die  Eisenbahnen 
der  Gruppe  der  Kaiser  Franz  Joseph- Orientbahn  und  der  kroatischen 
Bahn  durch  zwei  aufeinander  folgende  Jahre  mindestens  sieben  Percent 
des  auf  dieselben  verwendeten  Capitales  als  Reinertrag  abwerfen,  so  sind 
die  Concessionäre  verpflichtet,  insoferne  es  die  hohe  Regierung  verlangt, 
eine  Verbindungsbahn  zwischen  der  Linie  Agram-Sissek  und  der  Linie 
Kanizsa-Esseg  herzustellen. 

Die  Verpöichtung  der  Gesellschaft  zum  Ausbau  dieser  Linie  wurde  laut 
des  Separatprotokolles  vom  27.  Februar  1866**)  von  der  veränderten  Bedingung 
abhangig  gemacht,  dass  nach  Vollendung  der  Linie  Kanisza— Esseg  die  Eisenbahnen 
der  Gruppe  der  Kaiser  Franz  Joseph-Orientbahn  und  der  kroatischen  Bahn  durch 
zwei  aufeinander  folgende  Jahre  ein  Brnttoerträgniss  von  mindestens  70.000  fl. 
per  Meile  abwerfen.  Thatsächlich  wurde  aber  diese  Verbindung  durch  die  von 
der  königlich  ungarischen  Regierung  auf  Staatskosten  ausgeführte  Bahnlinie  von 
Zakäny  naoh  Agram  ersetzt. 

*)  Vgl.  dieses  Uebereinkommen  in  der  Eisenbahngesetzsaramlnng  II,  1, 

S.  248. 

**)  Vgl.  dieses  Separatprotokoll  in  der  Eisenbahngesetzsammlung  H,  1, 
8.  264. 


Digitized  by  Google 


608 


K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 


Nach  Ablauf  des  Jahres  1865  sind  die  Concessiouäre  verpflichtet, 
eine  Zweigbahn  von  St.  Peter  nach  Frame  und  die  Bahn  von  Villach 
nach  Brixen  herzustellen,  insoferne  ee  die  hohe  Regierung  verlangt, 
und  ein  Dritttheü  der  Herstellungskosten  des  Unter-  und  Oberbaues,  mit 
Inbegriff  der  Grundeinlösungen,  dieser  beiden  Eisenbahnen  tragt. 

Der  Bau  der  Linien  von  St.  Peter  nach  Fiume  und  von  Villach  nach 
Franzensfeste  (statt  Brixen)  wurde  duroh  das  Uebereinkommen  vom  27.  Juli  1869 
(Doc  11)  endgilüg  sichergestellt,  und  gelangte  die  Linie  Villach — Franxenafeste 
am  20.  November  1871,  die  Linie  St.  Peter— Fi  nme  am  20.  Juni  1873  zur  Er- 
öffnung. 

Zufolge  Art.  II  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8)  übernahm  die 
Gesellschaft  schliesslich  nooh  den  Ausbau  einer  Zweigbahn  von  Bruck  nach 
Leoben  und  brachte  dieselbe  am  1.  8eptember  1868  zur  Er«tTnnng. 

§  3.i  * 

Die  Dauer  der  Concession  aller  laut  der  §§  1  und  2  den  Con- 
cessionären  Überlassenen  und  übertragenen,  und  der  mit  diesen  ver- 
einigten Eisenbahnen  erstreckt  sich  auf  90  Jahre  von  dem  1.  Jänner 
1865  an. 

Die  Dauer  der  Concession  für  sftmmtliche  der  Südbahngesellschaft  con- 
eessionirten  Linien  wurde  im  Art.  XIII  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8) 
mit  99  Jahren  vom  1.  Jänner  1870  an  gerechnet  festgesetzt. 

§  4. 

Die  im  §  1  erwähnten  Eisenbahnen,  und  zwar  sowohl  die  im 
Betriebe  stehenden,  als  die  im  Baue  befindlichen,  werden  den  Concessio- 
nären  von  der  hohen  Regierung  mit  allen  ihren  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Zugehörungen  überlassen,  mit  Inbegriff  der  geflammten  im 
Gebrauche,  in  Reparatur,  im  Baue  oder  in  den  Remisen  befindlichen, 
der  Regierung  gehörigen  Betriebsmittel,  der  Vorräthe  und  Materialien 
jeder  Art,  der  neu  angeschafften  sowohl,  als  der  abgenützten,  sei  es, 
dass  sie  zu  Zwecken  des  Betriebes  oder  des  Baues  zu  dienen  bestimmt 
sind,  der  Telegraphenleitungen  für  den  Eisenbahnbetrieb  u.  s.  w., 
namentlich  aber  mit  Inbegriff  aller  unter  irgend  welchem  Titel  für 
die  gedachten  Eisenbahnen  erworbenen  Giundstücke,  gleichviel,  ob  die- 
selben bis  dahin  zu  Bau-  und  Betriebszwecken  verwendet  worden  sind 
oder  nicht. 

Hierzu  soll  ferner  die  Aerarial-Torfgewinnungsanstalt  bei  Laibacb 
earamt  den  dazu  gehörigen  Gebäuden,  Maschinen  und  Vorräthen  gehören . 

§  5- 

Die  Concessionäre  treten  ohne  besonderes  Entgelt  in  alle  Rechte 
und  Verbindlichkeiten,  welche  für  das  Aerar  aus  dem  Vertrage  mit 
der  Triestiuer  Wasserleitungs-Gesellschaft  (Societa  d' acquedotto  Aurisina), 
ddo.  5.  Octobcr  1857,  hervorgehen. 
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Das  Rechteverhältniaa  au  der  genannten  Waaaerleitungsgesellachaft  wurde 
durch  die  Protokolle  vom  23.  September  1858  und  vom  14.  December  1858*) 
dahin  geordnet,  das»  die  SUdbahngeaeUschaft  mit  1.  JInner  1858  alle  auf  die 
Wasserleitung  rar  Station  Trieet  besüglioben  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Waaserleitungageaellsohaft  übernahm. 

§  6. 

Mit  der  Erwerbung  und  dem  Rechte  der  Benützung  und  des  Be- 
triebes der  im  §  1  erwähnten  Eisenbahnen  gehen  auch  alle  dem  Staats- 
eisenbahn-Aerar  gegen  dritte  Personen  zustehenden  Rechte  an  die  Con- 
cessionäre über,  inaoferne  diese  Rechte  mit  dem  Betriebe  und  der  Be- 
ntttiuDg  der  gedachten  Eisenbahnen  verknüpft  sind. 

§  7. 

Die  Concessionäre  übernehmen  dagegen  anch  alle  wie  immer  ge- 
arteten, die  gedachten  Eisenbahnen  betreffenden  Verpflichtungen  nnd 
Leistungen,  und  die  Berichtigung  aller  noch  vorfallenden  Zahlungen, 
dieselben  mögen  sich  auf  Verhältnisse  der  Vergangenheit  oder  Zukunft 
beziehen. 

Vgl.  Protokoll  vom  23.  September  1858  (Doc.  3). 

§  8. 

Insoferne  an  den  übernommenen  Bahnen  einzelne  Objecto  noch 
im  Baue  befindlich  sind,  und  derlei  Bauführungen  an  bestimmte  Unter- 
nehmer vertragsmäßig  überlassen  wurden,  oder  Materiallieferungen  durch 
Unternehmer  noch  im  Zuge  sind,  treten  die  Concessionäre  gleichfalls 
in  alle  gegen  diese  Contrahenten  zustehenden  Hechte  und  in  die  ob* 
liegenden  Verbindlichkeiten  des  Aerars  und  es  werden  denselben  be- 
glaubigte Abschriften  der  bezüglichen  Contracte,  und  für  den  eintreten- 
den Fall  der  Nothwendigkeit  auch  die  Originalien  gegen  Empfangs- 
scheine und  seinerzeitige  Zurückstellung  zu  übergeben  sein. 

§  9. 

Ebenso  werden  den  Concessionären  alle  erforderlichen  und  ihnen 
nützlichen  Verhandlungsacten  in  Bezug  auf  Baulichkeiten,  Betrieb  und 
Lieferungen  binnen  drei  Monaten  nach  erfolgter  Allerhöchster  Genehmi- 
gung der  gegenwärtigen  Concession  zum  Gebrauche  übergeben;  sie 
müssen  jedoch  genau  verzeichnet,  als  erhalten  bestätigt  und  nach 
erfolgter  Benützung  wieder  zurückgestellt  werden,  insoferne  sie  nicht 
einen  nothwendigen  Bestandtheil  der  Archive  der  Concessionäre  bilden. 

§  10. 

Die  Uebergabe  der  Eisenbahnen  und  ihrer  Zugehörungen  soll 
längstens  einen   Monat   nach  der  Allerhöchsten   Genehmigung  dieser 

*)  Vgl.  den  Vertrag  vom  5.  October  1857,  sowie  die  bezogenen  Protokolle 
in  der  EUenbahngeaetaaammlung  II,  1,  S.  186.  1%  und  251. 

l>le  R«chUsrkBDd«n  dar  6-lerr.  KJionb»hi»tn.  I.  39 
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ConcesBionsurkunde  beginnen  nnd  ununterbrochen  so  schnell  als  thun- 
lich fortgesetzt  werden. 

Zum  Zwecke  der  Uebergabe  und  Uebernabme  wird  ein  genaues 
Inventar  errichtet  und  in  zweifacher  Ausarbeitung  von  den  cur  Ueber- 
gabe und  Uebernahme  Bestellten  unterfertiget. 

§  »1. 

Die  Conceseionäre  treten  mit  1.  November  1858  in  den  Gennas 
der  ihnen  überlassenen  Bahnstrecken,  mit  Ausnahme  der  eventuell  vor 
dem  1.  November  1858  au  eröffnenden  Strecken  der  Tiroler  Bahn, 
deren  Reinerträgnisse  von  dem  Tage  der  Eröffnung  den  Conceesionären 
zufallen. 

Dagegen  gehen  auch  von  diesem  Zeitpunkte  an  alle  die  fraglichen 
Bahnstrecken  betreffenden  Zahlungen  auf  Rechnung  der  Conceseionäre. 

Die  erste  Theilstrecke  (Kufstein— Innsbruck)  der  Tiroler  Babn  gelangte 
erst  am  24.  November  1858  zur  Eröffnung. 

§  12. 

Das  Aerar  ist  bloss  verpflichtet,  die  Eisenbahnen  und  ihre  Zu- 
gehörungen in  dem  Zustande  zu  Ubergehen,  in  welchem  sie  sich  zur 
Zeit  der  Uebergabe  befinden. 

Jedoch  sollen  von  dem  Tage  der  Unterzeichnung  dieser  Conces- 
sionsurkunde  bis  zur  Uebergabe  der  Bahnen  keine  Verkäufe  von 
Materialien  oder  Grundstücken  der  Bahnen  ohne  schriftliche  Zustimmung 
der  Concession&re  stattfinden  und  keine  neuen  Verträge  geschlossen 
werden,  deren  Wirksamkeit  sich  über  den  31.  December  1858  erstreckt. 

Sollten  während  dieser  Epoche  dennoch  Verkäufe  stattgefunden 
haben,  so  hat  der  diesfällige  Erlös  jedenfalls  den  Concessionären  zu- 
zufallen. 

§  13. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  verwaltet  vom  1.  November  1868  an 
die  im  §  1  ad  1  und  2  erwähnten,  im  Betriebe  stehenden  und  bis  dahin 
in  Betrieb  zu  setzenden  Bahnen  bis  zur  vollendeten  Uebernahme, 
d.  h.  längstens  bis  zum  1.  Jänner  1859,  für  Rechnung  der  Concessionäre. 

Sie  haftet  jedoch  in  dieser  Periode  für  keinen  wie  immer  gearteten 
Schaden  oder  Abgang;  indessen  wird  sie  allenfällige  Abgänge,  welche 
nach  erfolgter  Inventirung  bis  zur  Uebergabe  vorkommen  sollten,  von 
ihren  ersatzpflichtigen  Beamten  oder  Dienern,  insolange  dieselben 
nicht  aus  dem  Staatsdienste  getreten  sind,  im  administrativen  Wege 
hereinzubringen  suchen. 

ThaUachlich  dauert*  ^die  staatliche  Verwaltung  bei  der  s&dlichen  Staat*- 
babu  bis  30.  April  18f>y,  und  bei  der  Nordtiroler  Babn  bis  81.  August  1859. 
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§  14- 

Ueber  die  durch  die  Organe  des  Aerars  besorgte  Verwaltung  wird 
innerhalb  sechs  Monaten  nach  der  Beendigung  derselben  Rechnung  gelegt. 

Zum  Zwecke  der  leichteren  Abrechnung  wird  noch  festgesetzt, 
dass  auf  der  südlichen  Staatseisenbahn  alle  Gebühren,  welche  am 
letzten  October  dieses  Jahres  bereits  eingehoben  waren,  dem  Aerar 
verbleiben,  dagegen  alle  Gebühren,  welche  erst  vom  1.  November  dieseB 
Jahres  an  eingehen,  den  Concessionären  zuzukommen  haben. 

Während  der  durch  die  Organe  des  Aerars  besorgten  Verwaltung 
dürfen  ohne  schriftliche  Zustimmung  der  Concessionäre  keine  anderen 
als  solche  Auslagen  gemacht  werden,  welche  zum  ordnungsmäßigen 
Betriebe  der  Eisenbahnen  nothwendig  oder  sonst  unaufschiebbar  sind. 

§  15. 

Für  die  überlassenen  Bahnen  und  Bahnstrecken  wird  als  Ablösungs- 
betrag eine  Summe  von  Einhundert  Millionen  Gulden  österr.  Währ, 
festgesetzt,  welche  in  klingender  österreichischer  Silbermünze  zu  erlegen 
sein  wird. 

§  16.  . 

Die  Bezahlung  der  im  §  15  stipulirten  Hundert  Millionen  Gulden 
hat  folgendermaassen  stattzufinden: 

10  Millionen   1  Monat  nach  der  Allerhöchsten  Ge- 
nehmigung dieser  Concession. 
10  Millionen  am  1.  November  1859 

1860 


6 
W 
ti 
6 
6 
10 
10 


i»  r 


r 

n 


1861 
1862 
1868 
1864 

1865 
1866 


Von  der  Zahlung  der  am  1.  November  1866  verfallenden  Kate  wurden  die 
Concessionare  zufolge  des  Protokolls  vom  23.  September  1858  (Doc.  3)  enthoben. 

Die  noch  übrigen  Dreissig  Millionen  Gulden  sind  aus  der  Hälfte 
des  reinen  Erträgnisses  der  sämmtlichen,  den  Concessionären  über- 
lassenen, sowie  der  ihnen  nach  §  1  und  2  concessionirten  und  mit  den 
ihrigen  vereinigten  Eisenbahnen,  soferne  dieses  Erträgnis*  sieben  Percent 
des  Anlagecapitales  (§§  28  und  29)  übersteigt,  allmählich  vom  Be- 
triebsjahre  1870  beginnend,  zu  erlegen,  und  es  muss  die  Hälfte  des 
erwähnten  Ueberschusses  über  sieben  Percent  längstens  binnen  dreissig 
Tagen  nach  Feststellung  der  Jahresbilanz  seitens  der  Generalver- 
sammlung berichtiget  werden. 

89* 
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Diese  Bestimmung  wurde  duroh  Art.  XII  des  Vertrages  vom  13.  April 
1867  (Doc.  8)  und  sodann  duroh  §  2  des  Protokollar-Uebereinkommens  vom 
26.  Februar  1876  (Doo.  14)  wesentlich  modificirt. 

§  17. 

Insoferne  die  Conceseionäre  vor  dem  1.  November  1866  erklären, 
auf  Rechnung  der  im  vorhergehenden  Absätze  erwähnten  letzten  Dreimig 
Millionen  Gulden  österr.  Währ,  jeden  1.  November  der  Jahre  1871, 
1872,  1873  nnd  1874,  je  Fünf  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  bezahlen 
su  wollen,  ohne  Rücksicht  auf  das  reine  Erträgniss  der  Eisenbahnen, 
so  werden  sie  von  der  Zahlung  der  noch  erübrigenden  Zehn  Millionen 
Gulden  enthoben. 

Von  dem  vorstehenden,  übrigens  durch  Art.  "XTf  des  Vertrages  vom 
13.  April  1867  (Doo.  8)  einigermassen  modificirten  Rechte,  den  Kaufschillingsrest 
durch  eine  Pauschalzahlung  zu  begleichen,  wurde  von  Seiten  der  Bahngesellschaft 
thatsächlich  kein  Gebrauch  gemacht. 

§  18. 

Von  dem  im  §  15  stipulirten  Betrage  von  Einhundert  Millionen 
Gulden  österr.  Währ,  sind,  insoferne  die  in  den  §§  16  und  17  fest- 
gesetzten Zahlungstermine  pünktlich  eingehalten  werden,  keine  Zinsen 
zu  entrichten;  wogegen  in  dem  Falle,  als  die  Zahlung  in  der  bestimmten 
Frist  nicht  geleistet  würde,  sechspercentige,  vom  Tage  der  abgelaufenen 
Frist  zu  berechnende  Zinsen  vergütet  werden  müssen. 

§  19. 

Den  Concessionären  werden  die  Erträgnisse  der  Bahnen,  deren 
Verwaltung  nach  §  13  auf  ihre  Rechnung  besorgt  wird,  erst  nachdem 
die  ersten  Zehn  Millionen  Gulden  mit  den  etwa  abgelaufenen  Verzugs- 
zinsen vollständig  bezahlt  sind,  erfolgt  werden. 

§  20. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  denjenigen  mit  dem  Betriebe 
und  der  Instandhaltung  der  in  Rede  stehenden  Bahnen  beauftragten 
Staatsbeamten  und  Dienern,  welche  sie  nicht  in  ihrem  Dienste  behalten,  und 
binnen  sechs  Monaten  nach  Uebernabme  der  Bahnen  kündigen  wollen, 
insoferne  dieselben  mindestens  Ein  Jahr  im  Staatsdienste  zugebracht 
haben,  folgende  Entschädigungen  zu  leisten: 

1.  Allen  Jenen,  welche  dem  Staate  weniger  als  10  und  mehr 
als  20  Jahre  ununterbrochen  gedient  haben,  bis  zum  Tage  der  Kündigung 
ihre  unter  Aerarialverwaltung  genossenen  Bezüge  und  nach  der  Kündi- 
gung einen  secbsmonatlichen  Betrag  derselben. 

2.  Allen  Jenen,  welche  dem  Staate  mehr  als  10  und  weniger  als 
20  Jahre  ununterbrochen  gedient  haben,  die  unter  der  Aerarialverwaltung 
genossenen  Bezüge,  und  im  Falle  der  Kündigung  einen  sechsmonatlichen 
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Betrag  derselben;  nach  der  Kündigung  aber  und  insoferne  diese 
Beamten  und  Diener  bei  dem  Staate  keine  andere  Anstellung  erhalten, 
ihre  normalmMssigen  Ruhegenüsse. 

Laut  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  vom  15.  October  1859,  Z.  3524/H.  M.,  hat  die  Frist  zur  Kündigung 
nioht  schon  vom  Tage  der  Uebernahme  der  südlichen  Staatseisenbahn,  sondern 
erst  vom  21.  Äugast  1859  begonnen. 

Durch  den  Finanzministerialerlass  vom  21.  December  1859,  Z.  69799/540, 
wurde  die  angeregte  Frage,  bis  zu  welchem  Zeitpunkte  in  Fällen  der  An- 
wendung der  §§  20  und  21  dieser  Conoessionsurkunde  die  Staatsdienstceit  jener 
Beamten  und  Diener,  welche  mit  dem  Betriebe  und  der  Instandhaltung  der  con- 
cessionirten  Bahnen  beauftragt  sind,  zu  rechnen  sei,  im  Einvernehmen  mit  der 
Südbahngesellschaft  dahin  entschieden,  das«  die  Staatsdienstzeit  der  Beamten 
und  Diener  anf  der  südlichen  Staatseisenbahn  bis  inclusive  letzten  April  1859 
und  jener  anf  der  nordtiroler  Staatsbahn  bis  inclusive  15.  August  1859  zu  be- 
rechnen ist. 

Hinsichtlich  der  Behandlung  und  Unterbringung  jener  Staatsbeamten  und 
Diener,  welche  nicht  im  Dienste  der  Bahngesellschaft  verblieben,  wurden  laut 
des  Handelsministerialerlasses  vom  22.  März  1859,  Z.  576/H.  M.,  auf  Grund  der 
Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  23.  Februar  1859*)  besoudere  Grundsätze  fest- 
gesetzt. 

§  21. 

Diejenigen  Beamten  und  Diener,  welchen  nicht  hinnen  sechs 
Monaten  nach  Uebernahme  der  Bahnen  gekündigt  wird,  haben  im  Dienste 
der  Concessionäre  Anspruch  auf  jene  Bezüge,  welche  ihren  unter  der 
Staatsverwaltung  zuletzt  genossenen  gleichkommen,  und  es  wird  den- 
selben für  den  Fall  späterer  Entlassung  derjenige  Buhegenuss  zuge- 
sichert, auf  welchen  sie  bei  ihrem  Austritte  aus  dem  Staatsdienste  ein 
Anrecht  hatten,  insoferne  dieselben  nach  der  durch  die  Gesellschaft 
einzuführenden  Pensionsnorm  nicht  auf  eine  günstigere  Behandlung 
Anspruch  haben  sollten  und  sich  dieselben  ihre  Entlassung  nicht  durch 
Veruntreuung  oder  durch  schwere  Verletzungen  ihrer  Dienstpflichten 
zugezogen  haben. 

Laut  des  Finanzministerialerlasses  vom  19.  April  1860,  Z.  11711/651, 
wurde  das  zwischen  dem  Finanzministerium  und  der  Südbahngeaellschaft  in  Ab- 
sicht auf  die  Versorgungsansprüche  der  über  20  Jahre  dienenden,  im  Dienste 
der  Gesellschaft  verbleibenden  Staatsbeamten  und  Diener  der  südlichen  und 
Tiroler  Staatsbahnen  getroffene  Uebereinkoraraen,  wonach  zu  dem  einstigen 
Versorgungsgenusse  der  Betheiligten  das  Aerar  und  die  Gesellschaft  verhältniss- 
mässig,  und  zwar  die  Gesellschaft  bis  zu  zehn  in  ihrem  Dienste  zugebrachten 
Jahren  mit  einem  Dritttheile,  nach  einer  mehr  als  zehnjährigen  gesellschaft- 

*)  Vgl.  den  Wortlaut  der  bezogenen  Allerhöchsten  Entschliessung  in  der 
Eisenb.-Ges.-Samral.  II,  1.  8.  251. 
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liehen  Dienstzeit  aber  mit  der  Hälfte  des  nach  den  Aerarialnonnen  sieh  ergeben- 
den Ruhegenuases  beizutragen  hat,  mittelst  Allerhöchster  EntsohliessuDg  Tom 
24.  Febrnar  1860  genehmigt. 

Die  Concessionäre  werden  übrigeDS  bei  Anwendung  der  in  dem 
gegenwärtigen  nnd  vorhergehenden  Paragrapbe  festgesetzten  Grundsätze 
die  provisorischen  Beamten  und  Diener  den  definitiven  gleichstellen 
nnd  ihnen  daher  die  in  provisorischer  Eigenschaft  zugebrachte  Dienst* 
zeit  als  eine  definitive  anrechnen. 

Denjenigen  Beamten,  Eleven  und  Praktikanten,  welche  am  Tage 
der  Uebernahme  der  Bahnen  nicht  mindestens  schon  ein  Jahr  im 
Staatsdienste  Bich  befinden,  sind  die  Concessionäre  lediglich  dreimonatlich 
zu  kündigen  verpflichtet. 

Für  den  Fall,  dass  die  von  den  Concessionären  nicht  in  ihren 
Dienst  übernommenen  (unter  10  oder  über  20  Jahre  im  Staatsdienste 
befindlichen)  Beamten  während  der  Kündigungsfrist  dienstunfähig  werden, 
können  sie  von  den  Concessionären  keine  Kuhegen Üsse  ansprechen,  und 
es  müssen  auch  die  Pensionen  und  Provisionen  der  Witwen  und  Waisen 
der  nicht  in  den  Dienst  der  Concessionäre  eingetretenen  Beamten  und 
Diener  vom  Aerar  übernommen  werden. 

§  22.  * 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  die  ihnen  übertragenen,  ttber- 
lassenen  oder  in  dem  Falle  der  Verschmelzung  übernommenen  Bahnen 
binnen  der  in  dem  Anhange  Ä  festgesetzten  Fristen  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben. 

§  23.  f  * 

Den  Concessionären  wird  (unter  Vorbehalt  der  anderen  Eisen» 
bahugesellscbaften  bereits  ertheilten  ConcesBionsrechte)  die  Zusicherung 
gegeben,  dass  in  dem  Falle,  als  innerhalb  der  auf  dem  rechten  Donau- 
ufer  gelegenen  österreichischen  Gebiete  Zweig-  oder  Forteetzungs bahnen 
der  ihnen  tiberlassenen,  übertragenen  oder  der  mit  den  ihrigen  vereinigten 
Eisenbahnen  an  dritte  Personen  concedirt  werden  wollten,  den  Con- 
cessionären das  Vorrecht  gelassen  werde,  insoferne  sie  dieselben  Bedin- 
gungen eingehen,  unter  welchen  dritte  Personen  sich  zum  Baue  und 
zum  Betriebe  einer  solchen  Bahn  anbieten,  und  wenn  sie  sich  binnen 
längstens  vier  Monaten,  nachdem  ihnen  die  Bedingungen  mitgetheilt 
werden,  hierzu  rechtsverbindlich  erkläret). 

§  24.  f* 

Nicht  minder  wird  die  Staatsverwaltung  den  Concessionären,  in- 
soferne sie  selbst  die  Anlage  einer  Eisenbahn  innerhalb  der  in  den 
vorhergehenden  Paragraphen  angegebenen  Gränzen  für  angemessen 
erachten  würde,  die  Concession  zur  Anlage  und  zum  Betriebe  einer 
solchen  Bahn  anbieten  und  den  Bau  nur  dann  auf  Staatskosten  aus- 
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führen  oder  die  Concession  hierzu  nur  dann  einem  Dritten  verleihen, 
wenn  die  Concession äre  das  ihnen  gemachte  Anerbieten  und  bezüglich 
die  Bedingungen  desselben  binnen  vier  Monaten  nicht  ausdrücklich 
annehmen. 

Es  wird  den  Concessionfiren  übrigens  gestattet,  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  auch  andere  Eisenbahnen  mit  ihrem  Unternehmen 
ganz  oder  theilweise  in  Verbindung  zu  bringen. 

§  25.  f* 

Das  in  den  §§  23  und  24  verliehene  Vorzugsrecht  währt  die 
ganze  in  dem  §  3  angegebene  Dauer  der  Concession  hindurch. 

Es  wird  überdies  festgestellt,  dass  keine  neue  Bahn,  deren  Zweck 
es  ist,  zwei  Punkte  des  den  Concessionfiren  überlassenen,  übertragenen 
und  von  denselben  übernommenen  Eisenbahnnetzes  miteinander  zu  ver- 
binden, während  der  Dauer  der  gegenwärtigen  Concession  weder  con- 
cessionirt,  noch  hergestellt  werden  solle,  es  sei  denn,  dass  die  projectirte 
Bahn  neue,  ausserhalb  des  in  Rede  stehenden  Netzes  liegende  Punkte 
berühre,  welche  na«:h  dem  Ermessen  der  Staatsverwaltung  von  besonderer 
strategischer,  politischer  oder  commercieller  Wichtigkeit  sind. 

Laut  Art  XIII  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8)  erstreckt 
sich  die  daselbst  zugestandene  Verlängerung  der  Concessionsdauer  nicht  auf  die 
in  den  §§  23,  24  und  25  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  enthaltenen  Vor- 
rechte, und  erlöschen  daher  diese  Vorrechte  mit  dem  Ablaufe  der  ursprünglichen 
Concessionsdauer,  d.  i.  mit  dem  1.  Jfinner  1955. 

Vgl.  auoh  Art.  VI  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8)  nnd  §  1  des 
Vertrages  vom  10.  Juni  1874  (Doc.  13). 

§  26.  t* 

Sämmtliche,  den  Concessionfiren  überlassen e,  übertragene  oder 
von  ihnen  übernommene,  bereits  im  Betriebe  stehende,  auszubauende, 
anzulegende  nnd  zu  erbauende  Eisenbahnen  werden  von  denselben  mit 
allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  besessen  und  benützt,  welche  in 
dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl. 
Nr.  238)  und  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
(R.  G.  Bl.  Jahrgang  1852,  Nr.  1)  aufgeführt  sind,  insoferne  nicht  in 
dieser  Concessionsurkunde  ein  andere  Bestimmung  getroffen  worden  ist, 
oder  durch  nachträgliche  gesetzliche  Anordnungen  eine  andere  Bestimmung 
getroffen  wird. 

Insbesondere  sind  die  Coocessionäre  verpflichtet,  hinsichtlich  der 
Bestellung  aller  Beamten  und  Diener  vor  deren  Anstellung  bei  der 
Staatsverwaltung  über  deren  Vertrauungswürdigkeit  die  nöthige  Infor- 
mation einzuholen  und  derselben  gebührend  Rechnung  zn  tragen. 

§  27.  t* 

Sämmtliche,  den  Concessionfiren  ttberlassene,  übertragene  und  mit 
den  ihrigen  verschmolzene  Eisenbahnen  bilden  ein  untheilbares  Ganzes; 
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es  darf  daher  eine  theilweise  Abtretung  derselben,  sei  es  auch  nur  in 
der  Form  einer  Verpachtung,  nicht  stattfinden. 

Vgl.  bezüglich  der  Abtrennung  der  italienischen  Linien  Art.  VI  des 
Uebereinkommens  vom  20.  November  1861  (Doc  7),  Art.  XV  des  Vertrages  vom 
13.  April  1867  (Doc  8),  und  das  Gesetz  vom  6.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  36 
(Doc.  14). 

§  28.  t* 

Die  Staatsverwaltung  haftet  den  Concessionäreu  dafür,  dass  die 
sämmtlichen  ihnen  überlassenen,  übertragenen  und  infolge  der  gegen- 
wärtigen Concession  mit  den  ihrigen  verbundenen  Eisenbahnen  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  (§  3)  einen  Reinertrag  von  fünf  Percent 
an  Zinsen  und  ein  Fünftel  Percent  als  Amortisationsquote,  nach  Abzug 
aller  Verwaltnngs-  und  Betriebskosten,  tragen  werden. 

Diese  Haftung  umfasst  das  ganze  Anlagecapital,  welches  erforder- 
lich sein  wird: 

a)  Zur  Berichtigung  de3  in  den  §§15  und  16  festgesetzten  Ablösungs- 
betrages, welcher  in  Betreff  der  Staatsgarantie  lediglich  für  die 
südliche  Staatseisenbahn  in  Rechnung  zu  bringen  ist; 

b)  zum  Baue  sämmtlicher  in  der  vorliegenden  Concessionsurkunde 
C§§  1  und  2)  erwähnten  Eisenbahnen,  bis  zu  deren  Betriebs- 
eröffnung; 

c)  zur  Vervollständigung  der  Bauten  der  südlichen  Staats e isenbahn 
binnen  fünf  Jahren,  sowie  zur  Ausstattung,  Inbetriebsetzung  und 
zur  Vervollständigung  der  Bauten  der  übrigen  Eisenbahnen  während 
der  ersten  drei  Jahre  (bei  den  am  1.  Jänner  1859  im  Betriebe 
befindlichen  vom  Tage  der  Uebernahme,  bei  den  im  Baue  befind- 
lichen oder  zu  bauenden  vom  Tage  der  Eröffnung  der  vollständigen 
Linien  an  gerechnet); 

d)  zur  Entrichtung  der  im  §  29  angeführten  Zinsen  des  Baucapitales. 

Diese  Haftung  gilt  abgesondert  für  jede  einzelne  der  hiernächst 
angeführten  vier  Gruppen,  und  zwar  von  dem  Zeitpunkte  der  voll- 
ständigen Betriebseröffuung  jeder  derselben,  nämlich: 

1.  Die  k.  k.  südliche  Staatseisenbahn  von  Wien  nach  Triest  mit 
ihren  Zweigbahnen  von  Mödling  nach  Laxenburg  und  von  Wiener-Neu- 
stadt nach  Oedenburg  sammt  der  Linie  Marburg  nach  Villach  (so  lange 
die  Linie  von  Villach  nach  Brixen  nicht  ausgebaut  ist)  und  der  Linie 
von  Steinbrück  nach  Sissek  und  Karlstadt  (so  lange  diese  Linie  nicht 
mit  jener  von  Kanizsa  nach  Esseg  verbunden  sein  wird),  endlich  die 
Zweigbahn  von  St.  Peter  nach  Fiume,  wenn  solche  gebaut  werden  wird; 

2.  eventuell  das  Netz  der  lombardisch-venetianischen  Bahnen 
sammt  der  Strecke  Padua- Rovigo; 

3.  die  Tiroler  Bahn  sammt  der  Linie  von  Villach  nach  Brixen 
und  jener  von  Marburg  nach  Villach,  sobald  die  Linie  von  Villach  nach 
Brixen  ausgebaut  ist; 
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4.  eventuell  das  Netz  der  Kaiser  Franz  Joeeph-Orientbahn  und 
der  kroatischen  Linien  nach  der  Vereinigung  ihrer  beiden  Gruppen. 

Es  wird  mithin  für  jede  dieser  Gruppen  über  die  Anlage  und 
Betriebskosten,  mit  Inbegriff  der  nach  dem  Verhältniss  der  Länge  zu 
vertheilenden  allgemeinen  Verwaltungskosten,  gleichwie  über  die 
Betriebseinnahmen,  abgesonderte  Rechnung  geführt  werden,  und  inso- 
ferne  die  Reinertiägnisse  im  Laufe  eines  gesammten  Jahres  (vom 
1.  Jänner  bis  zum  31.  December)  fünf  zwei  Zehntel  Percent  des  zur 
Anlage  und  zur  Inbetriebsetzung  der  betreffenden  Gruppe  aufgewendeten 
Capitales  nicht  betragen  sollten,  wird  es  der  Staatsverwaltung  obliegen, 
die  betreffende  Differenz  zu  decken. 

Die  Bestimmungen  dieses,  sowie  der  nachfolgenden  §§  29,  30  und  81 
haben  durch  Art.  X  und  XI  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8)  eine 
wesentliche  Modification  erfahren. 

§  29.  f# 

Zu  dem  Bau-  und  Betriebscapitale  werden  auch  die  fünfpercentigen 
Zinsen  des  Baucapitales  jeder  Gruppe  (§  28)  bis  zur  vollständigen 
Betriebseröftnung  derselben  gerechnet,  und  es  werden  die  allgemeinen 
Verwaltungskosten  auf  die  verschiedenen  im  Baue  und  im  Betriebe 
befindlichen  Linien  nach  Maassgabe  der  Länge  derselben  vertheilt  werden. 

Jedoch  sollen  die  5percentigen  Zinsen  des  auf  die  einzeln  eröffneten 
Strecken  verwendeten  Baucapitales  aus  den  Betriebserträgnissen,  inso- 
ferne  sie  hinreichen,  gedeckt  werden. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  S  28. 

§  30.  f* 

Damit  aber  das  Aerar  wegen  der  in  den  §§  28  und  29  zuge- 
sicherten Haftung  für  eine  oder  mehrere  der  daselbst  angeführten  Gruppen 
in  Anspruch  genommen  werden  kann,  müssen  die  Baurechnungen  für 
jene  Gruppen  zur  Prüfung  vorgelegt,  sowie  überdies  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  desjenigen  Jahres,  für  welches  die  erwähnte  Haftung 
geltend  gemacht  werden  will,  längstens  drei  Monate  vor  dem  Eintritte  jenes 
Tages,  an  welchem  von  dem  Aerar  die  Zahlung  des  Abganges  von 
dem  festgesetzten  Erträgoisse  geleistet  werden  soll,  der  Staatsverwaltung 
überreicht  werden. 

In  dem  Maasse,  als  jene  Frist  von  drei  Monaten  überschritten  wird, 
ist  das  Aerar  berechtiget,  die  Zahlungsfrist  zu  verlängern. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  28. 

§  31.  t* 

Die  Summen,  welche  vorkommenden  Falles  die  Staatsverwaltung 
den  Concessionären  infolge  der  obgedachten  Haftung  (§§  28,  29  und 
80)  zu  bezahlen  haben  wird,  bilden  einen  mit  vier  Percent  verzinslichen 
Vorschuss,  welcher,  sobald  das  jährliche  Reinerträgniss  der  Gruppe,  für 
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welche  derselbe  geleistet  worden,  fünf  ein  Fünftel  Percent  übersteigen 
wird,  ans  den  Ueberschüssen  der  betreffenden  Jahre,  unter  Hintansetzung 
jeder  anderen  Verwendung,  erstattet  werden  soll. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  %  28. 

§  32.  f  * 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtiget,  durch  ein  von  ihr  abge- 
ordnetes Organ  Einsicht  in  alle  Gebarungen  zu  nehmen,  um  die 
Ueberzeugung  zu  erlangen,  dass  die  Verwaltung  und  Rechnung  nicht 
in  einer  Weise  geführt  wird,  welche  die  im  §  28  übernommene  Haftung 
ohne  rechtfertigenden  Grund  zur  Geltung  briugen  könnte. 

§  33. 

Den  Concessionären    wird   innerhalb   der   in   dem   Anbange  B 
bezeichneten  Gränzen  die  Befreiung  von  der  Hälfte  der  jeweiligen  Zoll- 
gebühr bezüglich  jener  Gegenstände   zugesichert,  welche   zum  Baue, 
Betriebe  und  zur  Vervollständigung  der  ihnen  übertragenen  und  über 
lassenen  Eisenbahnen  nothwendig  sind. 

Vgl.  Art.  IX  de»  Cebereinkommens  vom  20.  November  1861  (Doc.  7). 

§  34. 

Es  steht  den  Concessionären  das  Recht  zu,  mit  ihren  Zügen  die 
Wiener  Verbindungsbahn  zu  befahren,  und  zwar  gegen  ein  Entgelt  und 
unter  Bedingungen,  welche  nicht  lästiger  sein  oürfen  als  diejenigen, 
unter  welchen  diese  Befugnies  irgend  einer  anderen  Eisenbahngesellschaft 
eingeräumt  wird. 

§  35.  f* 

Bis  zum  letzten  December  des  Jahres  1868  sind  die  Concessionäre 
von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer  befreit. 

Vermöge  Art.  IX  des  Vertrages  vom  13.  April  18fi7  (Doc.  8)  wurde  die 
Gesellschaft  bis  znm  1.  Jänner  1880  von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
beiVeit.  Rücksichtlu  h  der  in  Ungarn  gelegenen  Linien  wurde  diese  Steuer- 
befreiung zufolge  des  ungarischen  Gesetzartikels  XL1V  vom  Jahre  1880 
(Doc.  I«)  bis  zum  31.  December  1889  verlängert. 

§  36.  f* 

Auch  wird  für  jene  Fälle,  in  welchen  zum  Zwecke  des  Baues 
und  Betriehes  der  Eisenbahnen  Grund  und  Boden  oder  Gebäude  ent- 
weder durch  gütliches  Uebereinkommen  oder  im  Wege  der  Expropriation 
erworben  werden,  die  Befreiung  von  der  in  dem  Allerhöchsten  Patente 
vom  9.  Februar  1*50  (R.  G.  Bl.  Nr.  50)  vorgeschriebenen  Ueber- 
tragung8gebühr  zugesichert. 
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§  37.  * 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken 
durch   die  Bediensteten  der  Verwaltung  anstandslos  befördert  werden. 

§  38.  t 

Den  Concessionären  wird  bewilliget,  Fabriken  oder  Werkstätten 
zu  errichten  oder  zu  erwerben,  Stein-  und  Braunkohlengruben,  Torf* 
Stiche  und  Waldongen  auszubeuten,  doch  immer  nur  unter  Beachtung 
der  diesfalls  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Gesetze,  und  mit 
der  weiteren  Bestimmung,  dase  bezüglich  dieser  Gegenstände,  die  in 
den  §§  28,  29,  33,  35  und  36  eingeräumten  Begünstigungen  nicht 
angesprochen  werden  können. 

Es  ist  übrigens  selbstverständlich,  dass  dieae,  alle  unabhängigen 
Unternehmungen  betreffende  Beschränkung  sich  nicht  auf  die  Eisen - 
bahnwerkstätten,  noch  auf  die  zu  dem  Betriebe  derselben  gehörigen 
Locomotiv-  und  Waggonbauanstalten  bezieht. 

§  39.  * 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actiengesell- 
schaft  mit  dem  Sitze  und  der  Centraiverwaltung  in  Wien  zu  bilden, 
und  zu  diesem  Zwecke  auf  Ueberbringer  oder  auf  bestimmte  Namen 
lautende  Actien  hinauszugehen,  deren  keine  auf  einen  geringeren  Betrag 
als  Zweihundert  Gulden  •  Österr.  Währ,  ausgestellt  werden  darf. 

Vor  der  Eröffnung  der  Actienemiesion  muss  jedoch  die  Genehmi- 
gung der  Gesellschaftsstatuten  erwirkt  werden. 

Die  dermassen  gebildete  Gesellschaft  wird  in  Beziehung  auf 
samnitliche,  aus  der  gegenwärtigen  Concession  hervorgehende  Rechte 
und  Pflichten  an  die  Stelle  der  Concessionäre  treten. 

§40.  t* 

Ausser  den  durch  die  Emission  von  Actien  zu  beschaffenden 
Geldmitteln  wird  auch  die  Erlangung  weiterer  Geldmittel  durch  die 
Emission  von  Obligationen  bis  zu  jenem  Betrage  und  bis  zu  jenem 
Zinsfusse  gestattet,  welcher  von  der  Staatsverwaltung  genehmigt  wer- 
den wird. 

Diese  Obligationen  können  auch  auf  Ueberbringer,  jedoch  nicht 
unter  Einhundert  Gulden  österr.  Währ,  lauten. 

Die  Zinsen  dieser  Obligationen  werden  aus  dem  im  §  28  von 
der  Staatsverwaltung  garantirten  Erträgnisse  der  Eisenbahnen  vorzugs- 
weise bestritten. 

§41.f* 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  in  österreichischer  Währung 
und  per  österreichische  Meile  zu  erheben: 
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Laut  des  Handekministerialerlassea  vom  4.  September  1859,  Z.  SS91/H.  M., 
wurde  in  Berücksichtigung  der  von  der  südlichen  Staats-,  lombardisch-vene- 
tianischen  und  oentral-italienischen  Eisenbahngesellschaft  übernommener  Ver- 
pflichtung,  den  Ablösungspreis  an  den  Staat  in  klingender  österreichischer  Silber- 
münze su  berichtigen,  mit  der  Allerhöchsten  Entschli  essung  vom  29.  August 
1859  genehmigt,  dass  der  g  11  der  Statuten  und  der  §  41  der  Concessions- 
urkunde  der  südlichen  Staats-,  lombardisch-venetianischen  uud  central- italienischen 
Eisenbahngesellschaft  dahin  abgeändert  werde,  dass  die  Actieneinzahlungen 
anstatt  in  Österreichisoher  Währung  in  effeetiver  Silbermünze  zu  erfolgen  haben, 
dagegen  aber  der  Oesellschaft  gestattet  werde,  anch  die  Tarifgebflhren  in 
Gold-  oder  Silbermünzc  (nach  dem  jeweiligen  Werthe  derselben 
in  der  Landeswährung)  abzunehmen. 

1.  Für  Reisende 

in  der    I.  Classe    .    .    .    .    fl.  0  36 
„     „    II.      „  „  0*27 

»  n  ni.    ,  „o-i8 

und  bei  den  Schnellzügen,  welche  nur  Wagen  der  ersten  oder  der 
ersten  und  zweiten  Classe  führen,  und  welche  mindestens  fünf  öster- 
reichische Meilen  mit  Inbegriff  der  Aufenthalte  in  einer  Stunde  durch- 
laufen, eine  um  20  Percent  erhöhte  Gebühr. 

2.  Für  Waaren 

bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  für  jeden  Zollcentner  und  jede  öster- 
reichische Meile 

in  der    I.  (höchsten)  Classe  .    .    .    fl  0*0375 
n     r     II-  »       .    •     .     „  0-0275 

n     r  HI-  n  0-0175 

Die  näheren  Bestimmungen  des  Tarifes  sind  in  dem  Anhange  C 
enthalten,  welcher  als  Bestandteil  dieser  Urkunde  gilt. 

Die  Ausfertigung  des  Anhanges  C  unterblieb,  weil  der  detaillirte  Con- 
cessionstarif  als  Beilage  des  Protokolles  vom  8.  Deeember  1858  (Doc.  4)  ge- 
nehmigt wurde.  Dieser  Tarif  hat  übrigens  durch  Art.  V  des  Vertrages  vom 
13.  April  1S67  (Doc.  8)  wesentliche  Modifikationen  erfahren. 

Die  oben  festgesetzten  Preise  bilden  eine  Grenze,  welche  die 
Concessionäre  keinesfalls  überschreiten  dürfen,  ohne  hiezu  durch  eine 
ausdrückliche  Bewilligung  der  Staatsverwaltung  ermächtiget  zu  sein. 
Sie  sind  jedoch  befugt,  sie  herabzusetzen  im  Ganzen  oder  nur  für 
einzelne  Gegenstände,  für  die  ganze  Ausdehnung  oder  nur  für  einzelne 
Strecken  der  Bahnen,  derart  z.  B.,  dass  die  Preise  für  die  Längenein- 
heit bei  grösseren  Entfernungen  abnehmen,  und  dass  sie  mit  der  Natur 
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der  Waaren  und  den  Erleichterungen,  welche  deren  Verfrachtung  aus 
den  Betriebsverhältnissen  erwachsen,  in  Einklang  gebracht  werden 
können. 

Die  herabgesetzten  Tarife  können  innerhalb  der  Grenze  des 
Maximums,  jedoch  mit  Ausnahme  der  in  dem  sub  C  anliegenden  Tarife 
festgesetzten  Begünstigungen  wieder  erhöhet  werden,  jedoch  nur  nach 
dreimonatlicher  Anwendung. 

Vgl.  Art  V  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc  8). 

Wenn  die  Concessionäre  einem  Versender  oder  Frachtenunter- 
nehmer unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Gebühren 
gewähren,  so  sollen  sie  gehalten  sein,  dieselbe  allen  Versendern  oder 
Frachtenunternehmern  zuzugestehen,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  derart,  dass  in  keinem  Falle  eine  persönliche  Bevorzugung 
stattfinden  darf. 

§  42.  * 

Die  Staatsverwaltung  ist  in  Fällen  ausserordentlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel  berechtigt,  die  Frachtpreise  für  dieselben  auf  die 
Hälfte  der  im  §  41  sub  2  für  Waaren  festgestellten  Maximalpreise 
herabzumindern. 

§  43.  * 

Die  Militärtransporte  müssen  von  den  Concessionären  nach  herab- 
gesetzten Tarifpreisen  besorgt  werden,  welche  für  Militärs  einzeln  oder 
in  Körpern  ein  Drittel,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgegenstände  und 
Kriegsmaterial  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen. 

Insoferne  zum  Kriegsmaterial  gehörige  Gegenstände  in  der  Classi- 
rung  nicht  ausdrücklich  genannt  sind,  so  werden  sie  zur  zweiten  Waaren- 
clasae  gewöhnlicher  Schnelligkeit  gerechnet. 

§  44. 

Staatebeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der,  die  Aufsicht 
Über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  aus  dieser  Concessionsurkunde  ent- 
springenden Interessen  des  Aerars  die  Eisenbahnen  benützen  und  sich 
mit  dem  Auftrage  ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  45.  f* 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Versendung  der  Post-  und 
Amtspackete,  sowie  die  Beförderung  der  dienstthuenden  Postbediensteten 
mit  den  gewöhnlichen  Personen-  und  gemischten  Zügen,  sowie  der 
Briefpost  auch  mit  den  Eilzügen,  unentgeltlich  zu  besorgen.  Die  Wagen 
der  fahrenden  Postbureaux  werden  von  der  Postverwaltung  herbeige- 
schafft und  unterhalten. 
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Falls  dieselbe  die  Verwendung  besonderer  Postwagen  aufgiebt, 
sind  die  Concessionlre  verbunden,  ibr  fUr  die  gewöhnlichen  Personen- 
und  gemischten  Züge  die  Hälfte  eines  achträdrigen  oder  einen  vier- 
rädrigen Wagen  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen.  So  oft  der 
Postdienst  mehr  als  den  Wagen  des  fahrenden  Postamtes  oder,  im 
Falle  die  Versendung  der  Post  in  den  Wagen  der  Concession&re  statt- 
findet, mehr  als  den  für  sie  oben  bestimmten  Raum,  d.  i.  die  Hälfte 
eines  achträdrigen  oder  einen  ganzen  vierrädrigen  Wagen  erfordert, 
erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  herbeizustellenden  vier- 
rädrigen Wagen  eine  Entschädigung  von  fl.  0*50  per  Österreichische  Meile. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  an  die  betreffenden 
Stationen  zu  befördern,  sowie  die  von  der  Postverwaltung  beigeschaflten 
und  benutzten  Eisenbahnwaggons  unentgeltlich  zu  verwahren  und  zu 
beaufsichtigen. 

Auch  ist  für  die  Besorgung  des  Postdienstes  in  den  Briefaufgabs- 
und Abgabsstationen  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der 
Eisenbahnen  auszumitteln  und  unentgeltlich  zu  überlassen. 

Sollte  sieb  die  Postanstalt  den  ausschliesslichen  Transport  der 
kleinen  Privatfahrpostsendungen  vorbehalten,  so  wird  sie  der  Unter- 
nehmung für  deren  Beförderung  auf  der  Eisenbahn  zwei  Drittel  des 
in  der  Anlage  C  festgesetzten  Tarifes  zu  vergüten  haben. 

§  46.  f 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  von  Parteien,  welche  die  Eisen- 
bahn ohne  vorausgegangene  Entrichtung  der  schuldigen  Fahr-  oder 
Frachtgebühr  benützen,  oder  durch  unrichtige  Angaben  der  Gattung 
oder  des  Gewichtes,  durch  Zusammenfassung  mehrerer,  verschiedenen 
Personen  gehörigen,  oder  an  verschiedene  Personen  gesendeten  Gegen- 
stände in  eine  Sendung,  oder  auf  was  sonst  immer  für  eine  Art  die 
Gebühr  zu  verringern  oder  ganz  zu  umgehen  versuchten,  den  drei- 
fachen  Betrag  der  tarifmäßigen  Gebühr  zu  erheben  nach  den  von  dem 
Handelsministerium  festzusetzenden  näheren  Modalitäten,  jedoch  muss 
das  Publicum  auf  die  Folgen  eines  die  Umgehung  oder  Verringerung 
der  Gebühren  bezielenden  Versuches,  durch  eine  der  Tarifkundmachung 
beigefügte  Warnung  aufmerksam  gemacht  werden. 

§  47.  f* 

Die  Staatstelegraphenleitung,  mit  Inbegriff  der  Pfähle  längs  der 
überlassenen  Eisenbahnen,  bleibt  selbstverständlich  Eigenthum  des  Aerars 
und  die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtiget,  ohne  Entgelt  Staats- 
telegraphen längs  der  Bahnen  auf  dem  zu  diesen  gehörigen  Grunde  und 
Boden  anzulegen,  oder  die  zu  der  Eisenbahnunternehmung  gehörigen 
Telegraphenpfähle  zu  benützen. 

Dagegen  haben  auch  die  Concessionäre  das  Recht,  für  ihren 
eigenen  Dienst  Telegraphen  zu  errichten  und  ihre  Drähte  an  die  Pfähle 
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der  Staatstelegraphen  zu  befestigen.  Bei  der  Benützung  ihrer  eigenen 
Telegraphen  sind  sie  aber  auf  die  den  commerciellen  and  technischen 
Betrieb,  die  Verwaltung  und  den  Baudienst  betreffenden  Mittheilungeu 
beschränkt  und  werden  daher  von  der  Staatsverwaltung  beaufsichtiget. 

§  48.  * 

Die  Eisenbahnunternehniung  ist  verpflichtet,  nicht  nur  die  längs 
der  Bahnen  schon  bestehenden,  oder  noch  zu  errichtenden  Staatstele* 
graphen  durch  die  Bahnwächter  unentgeltlich  beaufsichtigen,  sondern 
auch  die  von  der  Staatsverwaltung  längs  der  Bahnen  bereits  angelegten 
oder  von  ihr  anzulegenden  Baumpflanzungen  fortan  pflegen  zu  lassen 
und  jede  Beschädigung  der  telegraphischen  Vorrichtungen  oder  Baum- 
pflanzungen alsogleich,  und  zwar  die  ersteren  der  nächsten  Telegraphen- 
station, die  letzteren  aber  der  nächsten  politischen  Behörde  anzuzeigen. 

§  49.  t* 

Während  der  ganzen,  im  §  3  bezeichneten  Dauer  ist  das 
gesammte  Eisenbahnnetz  in  vollkommen  gutem  Stande  zu  erhalten, 
und  mit  den  dem  jeweiligen  Verkebrsbedürfhisse  entsprechenden  Betriebs- 
mitteln zu  versehen.  Es  können  jedoch  die  Concessionäre  nicht  ange- 
balten werden,  mehr  als  täglich  zwei  Personenzüge  auf  jeder  Linie  in 
beiden  Kichtungen  und  ausserdem  je  nach  Bedürfniss  Militär-,  Local- 
und  Separatzüge,  gleich  wie  Waarenztige  in  einer  den  Anforderungen 
des  Verkehres  entsprechenden  Anzahl  zu  entsenden.  Für  einen  der 
zwei  gedachten  Personenzüge  sind  die  Abfahrtestunden  und  die  Dauer 
der  Aufenthalte  im  Einverständnisse  mit  der  Postverwaltung  fest- 
zusetzen. 

§  50. 

Sollte  irgend  eine  in  dieser  Concessionsurkunde  festgesetzte  Ver- 
pflichtung nicht  erfüllt  werden,  so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtiget, 
im  Sinne  des  bestehenden  Eisenbahnconcessionsgesptzes  vom  14.  Sep- 
tember 1864  die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen,  und  ausserdem 
nötigenfalls  auf  Kosten  der  Eisenbahnunternehmung  die  entsprechende 
Abhilfe  anzuordnen. 

§  51.  t* 

Nach  Ablauf  der  in  dem  §  3  festgesetzten  Zeit  tritt  der  Staat 
sogleich  unentgeltlich  in  den  lastenfreien  Besitz  und  Genuas  der  im 
§  1  überlaasenen  und  aller  anderen  während  jener  Zeit  nach  Maassgabe 
dieser  Concessionsurkunde  gebauten  Eisenbahnen  mit  Grund  und  Boden, 
allen  Kunst-  und  Erdarbeiten,  dem  ganzen  Unter-  und  Oberbau  und 
namentlichen  Zugehörungen,  als:  Bahnhöfen,  Auf-  und  Abladeplätzen, 
Gebäuden  an  den  Stationen,  Wacht-  und  Aufsichtshäusern  mit  deren 
Einrichtungsstücken,  Wasserleitungen,  stehenden  Maschinen  etc.;  endlich 
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sämmtlichen  beweglichen  Zugehörungen,  als:  Locomotive,  Waggons, 
Wasser-  und  sonstige  Wägen,  Werkzeuge,  Brennstoff-  und  andere  Vorräthe. 

Dies  gilt  auch  von  jenen  beweglichen  und  unbeweglichen  Zuge- 
hörungen,  welche  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  im  §  1  über- 
lassenen  Bahnen  ausgeführt  wurden. 

Solche  Gebäude  aber,  welche  im  Eingänge  des  §  38  erwähnt 
sind,  fallen  dem  Staate  nicht  anheim. 

Im  Art  X  des  am  10.  November  1859  zwischen  Oesterreich,  Frankreich 
und  Sardinien  zu  Zürich  abgeschlossenen  Friedensvertrages  und  im  Art.  X  des 
am  3.  Octobcr  1866  zwischen  Oesterreich  und  Italien  zu  Wien  abgeschlossenen 
Friedensvertrages  wurde  die  k.  italienische  Regierung  in  alle  Reohte  und  Ver- 
bindlichkeiten eingesetzt,  welche  die  Österreichische  Regierung  bezüglich  der 
Eisenbahnstreoken  ihres  an  Italien  abgetretenen  Gebietes  durch  die  betreffenden 
Concessionen  erworben  hatte.  Infolge  dessen  ging  auch  das  Heimfallsrecht, 
welches  der  Österreichischen  Regierung  bezüglich  dieser  Eisenbahnstrecken  zu- 
stand, an  die  k.  italienische  Regierung  über. 

§  52.  t* 

Sollten  die  Eisenbahnen  mit  ihren  Zugehörungen  sich  nicht  im 
guten  Zustande  befinden,  so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtiget,  die 
Herstellung  auf  Kosten  der  Eisenbahnunternehmung  zu  besorgen,  oder 
diese  zu  deren  Herstellung  zu  verhalten.  Ueber  die  etwa  streitig 
gewordene  Beschaffenheit  der  Zugehörungen  ist  in  der  weiter  unten 
(§§  60  bis  62)  bezeichneten  Weise  zu  entscheiden. 

§  53.  f* 

Mit  dem  1.  Jänner  1955  hat  die  Staatsverwaltung  das  Recht, 
die  Eisenbahnen  in  Besitz  zu  nehmen  und  für  sich  zu  verwalten. 

Die  Eisenbahnunternehmung  ist  aber  auch  verpflichtet,  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Eisenbahnen  vom  1.  Jänner  1955  an  für  Rechnung 
der  Staatsverwaltung  noch  sechs  Monate  hindurch  in  gutem  Stande  und 
ordentlichem  Betriebe  erhalten  werden,  falls  die  Staatsverwaltung  sie 
nicht  schon  vor  Ablauf  der  sechs  Monate  in  Besitz  genommen  hat. 

Zufolge  Art.   XIII  des  Vertrages  vom  13.  April   1867  (Doo.  8)  gilt  nun- 
mehr der  31.  Deccmber  1968  als  Endtermin  der  Concessionsdauer. 

§  54.  t*  ' 

Ueber  die  für  das  Aerar  besorgte  Verwaltung  muss  binnen  drei 
Monaten  Rechnung  gelegt  werden. 

Wird  die  Rechnung  binnen  weiteren  drei  Monaten  nicht  bemängelt, 
so  iBt  sie  als  richtig  anzunehmen.  Wird  sie  binnen  sechs  Wochen  nach 
bekannt  gegebener  Bemängelung  nicht  erläutert,  so  sind  diejenigen 
Bemängelungen,  auf  welche  sich  die  geforderten  Erläuterungen  besiehen, 
als  begründet  zu  betrachten. 
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Dagegen  sind  die  Erläuterungen,  wenn  hierüber  binnen  sechs 
Wochen  keine  Erledigung  erfolgt,  als  vollkommen  rechtfertigend 
anzusehen. 

§55.  f* 

Nach  Ablauf  des  Jahres  1895  hat  die  Staatsverwaltung  wann 
immer  das  Recht,  die  den  Concessionären  oder  ihren  Rechtsnachfolgern 
überlasseoea,  übertragenen,  sowie  die  von  ihnen  mit  denselben  ver- 
bundenen oder  gebauten  Eisenbahnen  einzulösen,  ist  aber  verpflichtet, 
bis  zum  Ende  des  Jahies  1954  eine  jährliche  Rente  in  Semestrairaten 
zu  bezahlen. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  53. 

§  56.  f  * 

Hat  die  Staatsverwaltung  erklärt,  von  dem  Rechte  der  Einlösung 
Gebrauch  machen  zu  wollen,  so  sind  für  jede  einzelne  der  im  §  28 
eingeführten  Gruppen  die  Reinerträgnisse  der  letzten  sieben  Jahrgänge, 
welche  dem  Jahre,  in  welchem  die  Einlösung  stattzufinden  hat,  voraus- 
gehen, zu  entziffern,  uud  hiervon  das  Reinerträgniss  der  zwei  ungünstigsten 
Jahrgänge  abzuschlagen;  und  sonach  für  jede  einzelne  Gruppe  der 
durchschnittliche  Reinertrag  von  fünf  Jahrgängen  zu  berechnen. 

Dieser  durchschnittliche  Reinertrag  giebt  für  jede  einzelne  Gruppe 
die  betreffende  Ziffer  der  jäbtlich  zu  entrichtenden  Reute,  welche  aber 
jedenfalls  zum  mindesten  fünf  und  ein  Fünftel  Procent  des  Anlage- 
capiteles.  d.  i.  jenes  Reinerträgniss  erreichen  muss,  für  welches  die. 
Staatsverwaltung  nach  §  28  haftet. 

§  57.  f* 

Mit  1.  Jänner  desjenigen  Jahres,  welches  d-jr  von  der  Staats- 
verwaltung ausgesprochenen  Einlösungserkläruug  folgt,  tritt  das  A-rar 
in  den  Genuss  der  Erträgnisse  sämmtlicher  Eisenbahnlinien. 

In  Beziehung  auf  die  der  Eisenbahn  Unternehmung  obliegenden 
Verpflichtungen,  die  Eisenbahnen  mit  ihren  Zugehörungen  im  guten 
Zustande  zu  übergeben  und  einstweilen  dieselben  in  gutem  Stande  und 
ordentlichem  Betriebe  zu  erhalten,  und  in  Beziehung  auf  den  der  Staats 
Verwaltung  gebührenden  Ersatzanspruch  wegen  vorhandener  Gebrechen 
an  den  Eisenbahnen  und  ihren  Zugehörungen,  finden  die  Bestimmungen 
der  §§51  Iis  inclusive  54  mit  der  Modalität  Anwendung,  dass  die 
Wirksamkeit  dieser  Bestimmungen  nicht  mit  1.  Jänner  1955,  sondern 
mit  dem  1.  Jänuer  des  in  diesem  Paragraphe  beztichueteu  Jahres 
beginnt. 

§58.t* 

Die  Staatsverwaltung  hat  in  dem  Falle,  als  die  nach  §  39 
gebildete  Gesellschaft  noch  vor  Ablauf  des  Jahres  1954  sich  auflösen 
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sollte,  das  Recht,  in  allen  Beziehungen  so  vorzugehen,  wie  sie  mit 
Eintritt  des  1.  Jänner  1955  nach  dem  §  51  bis  inclusive  54  vorangehen 
befugt  ist. 

Vgl.  die  Anmerkung  zn  g  53. 

§  59.  f  * 

Insolange  «ine  Gesellschaft  im  Sinae  des  §  39  nicht  gebildet 
ist,  haften  die  Concessionäre  bezüglich  aller  in  dieser  Concessionsurkunde 
*iagegangenen  Verpflichtungen  zur  ungetbeilten  Hand. 

§  60.  f* 

Sollten  über  den  Sinn  dieser  Concessionsurkunde  in  ihrer  Durch- 
führung bezüglich  der  privatrechtlichen  Ansprüche  und  Verpflichtungen 
der  Concessionäre  sich  Streitigkeiten  ergeben,  so  sollen  dieselben  durch 
Schiedsrichter  endgiltig  entschieden  werden. 

Im  Falle  eines  solchen  Streiten  hat  der  fordernde  Theil  den  von 
ihm  gewählten  Schiedsrichter  seinem  Gegantheile  gerichtlich  und  mit 
dt*r  Einladung  bekannt  zu  geben,  dass  auch  dieser  einen  Schiedsrichter 
wähle,  und  dem  fordernden  Theile  namhaft  mache. 

Erfolgt  diese  Namhaftmachung  nicht  längstens  vierzehn  Tage, 
nach  der  erwähnten,  dem  Gegentheile  zugekommenen  Verständigung,  so 
ist  der  fordernde  Tbeil  berechtiget,  den  zweiten  Schiedsrichter  selbst 
zu  benennen,  und  bat  ihn  lediglich  dem  Gegentheile  anzuzeigen. 

§  61.  f* 

Sind  die  beiden  Schiedsrichter  nicht  einig,  so  ernennen  beide 
Theile,  und  —  wenn  aich  diese  nicht  vereinigen  —  die  beiden  Schieds- 
richter eiuen  dritten.  W^nn  auch  die  beiden  Schiedsrichter  in  der  Wahl 
des  dritten  nicht  übereinstimmen,  so  wird  dieser  unter  den  von  den 
Schiedsrichtern  benannten  durch  das  Loos  gewählt,  welches  von  d  em 
fordernden  Theile  gezogen  wird. 

§  62.  f* 

Dem  Ubereinstimmenden  Ausspruche  der  beiden,  oder  dem  Aus- 
spruche des  dritten  Schiedsrichters  haben  sich  beide  Theile  zu  fügen, 
Hoch  gilt  dies  von  dem  Ausspruche  des  dritten  Schiedsrichters  nur 
insoweit,  als  die  Entscheidung  desselben  nicht  über  die  Grenze  der 
Aussprüche  der  beiden  Schiedsrichter  geht. 

§  63.  t* 

Die  Concessionäre  oder  die  an  ihre  Stelle  tretende  Actiengesell- 
schaft  gemessen  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  irgendwelcher  Ueber- 
tragungsgebtihr,  welche  sich  auf  die  Uebernahme  oder  den  Rückkauf 
einer  der  iu  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  angeführten  Eisen- 
bahnen bezieht. 
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Sie  sind  desgleichen  ermächtiget,  provisorische  Actien  und  Obli- 
gationen bis  zu  deren  vollständiger  Einzahlung  stempelfrei  Aaszugeben. 

§  64.* 

Die  ConcessionÄre  oder  die  an  ihre  Stelle  tretende  Gesellschaft, 
unterstehen  in  Allem,  was  die  Durchführung  dieser  Concession  betrifft, 
dem  k.  k.  Handelsministerium. 

ürkund  dessen  wurde  diese  Concessionsurkunde  in  zwei  Exemplaren, 
in  deutscher  und  eines  in  französischer  8prache,  und  zwar  das  eine 
deutsche  Exemplar  nur  mit  einer  Stempelmarke  von  Einem  Gulden 
verseben,  ausgefertigt,  und  es  wurde  festgesetzt,  daHH  der  deutsche  Text 
als  Urtext  zu  betrachten  und  allen  vorkommenden  Entscheidungen  zu 
Grunde  zu  legen  sei 

So  geschehen,  Wien  am  23.  September  Eintausend  achthundert 
acht  und  fünfzig. 

Freiherr  ▼  Bruck  m.  p.  Johann  Adolph  Fflrst  zu  Schwarzenberg  m.  p. 

k.  k.  FinanzminiHter.  Max  EgQn  Förgt  m  Feienberg  m.  p. 

Ritter  v.  Toggen  bürg  m.  p.         Leopold  Ritter  v.  LSmel  m.  p. 
k.  k.  Handelsminister.  A  &  y  Rothschild  m.  p. 

Paulin  Talabot  m.  p. 
Eduard  Blount  m.  p. 
8.  Lalng  m.  p. 
M.  Uzielli  m.  p. 

Anhang  A. 

Baufristen  zn  §  22  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1868. 

Baufristen. 

Epoche 
der 
Vollendung 

Steinbrück- Sissek   1861 

Marburg-  ^Pragerhof-)  Kanizsa   1861 

Kanizsa-Stuhlweissenburg-Ofen   1862 

Agram-Karlstadt    1862 

Stuhl  weissenburg-Uj-Szöny   1863 

Marburg-Klagenfurt-  Villach   1864 

Padua- Rovigo    1864 

Oedenburg-Kanizsa   1865 

Bozen-Innebruck   1868 

Diese  Baufristen  wurden  durch  Punkt  8  des  Protokolle«  vom  8.  December 
1868  (Doc.  6),  sowie  durch  Artikel  X  des  Uebereinkommens  rom  20.  November 
1861  (Doc  7)  theilweise  abgeändert. 
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Vgl.  hinsichtlich  der  thatsächliohen  Eröffnung  die  Anmerkungen  zu  den 
§§  1  und  2  der  gegenwärtigen  Conoessionsurkunde. 

Der  Bahnhof  zu  Triest  wird  bU  zum  Schlüsse  des  Jahres  1860 
den  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Plänen  gemäss  vollendet 
werden. 

Für  sämmtliche  hier  angeführten  und  in  der  Conoessionsurkunde 
noch  erwähnten  Bahnen  haben  Grunderwerbungeu  gleich  in  der  Breite 
für  zwei  Geleise  stattzufinden. 

Bei  diesen  Bahnen,  insoferne  dieselben  nicht  schon  mit  einem 
zweiten  Geleise  versehen  sind,  braucht  der  Bahnkörper  erst  danu  auf 
zwei  Geleise  hergestellt,  und  dasselbe  gelegt  zu  werden,  wenn  der  Roh- 
ertrag der  betreffenden  Strecke  per  österreichische  Meile  fl.  160.000 
österr.  Währ,  überschreitet. 


Anhang  B. 

Zollbegünstigungen  zu  §  88  der  Concessionsurkunde  vom  28.  September  1858. 

A.  Für  Kunstbauten. 

Guss-  und  Schmiedeisen  für  Brückeu  und  andere  Kunstbauten, 
ferner  Eisenbleche,  Zinkbleche  und  Bleiplntten,  sämmtlich  bis  zur  Hälfte 
des  Bedaries,  nach  Maassgabe  des  Fortschrittes  der  Bauausführungen 
der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Bauprojecte. 

Di«  andere  Hälfte  dieses  jährlichen  Bedarfes  wird  durch  die 
inländische  Industrie  gedeckt  werden,  insoferne  sie  den  betreffenden 
Bedürfnissen  zu  geuügeu  im  Stande  sein  wird. 

Ii.  Für  den  Oberbau. 


Schienen  sammt  Zugeliör     .   .  . 

Wechsel  

Drehscheiben  von  allen  Formen 
und  Schlitten  

Waaserkraniche  

Ulechreservoirs  

Speisemaflchinen  

Wa»serleitungt*rüt,ren  ... 

Stabile  Kraniche  für  Bahnhof«, 
Werkstätten  und  Locomotiv- 
Schoppen   


7000 

;•<> 
:jo 

K» 
4 
2 

150 


Metrische  Tonnen 
Vorrichtungen 

Stücke 


5  Pferdekraft 
Metrische  Ton  neu 


Stücke 


b  IL 


sü 


o<  v  .  a 


- 


o>  a 


o  JA 
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Für  die  zur  Reconstruction  und  Auswechslung  nothwendigen  Ober* 
baumaterialien  wird  den  Concessionären  keine  Herabsetzung  des  Zolles 
zugestanden. 

C.  Fahrbetriebsmittel  und  Werkstätteneinrichtung. 


Locomotive   

Tender  

Personenwagen  

Räder,   Achsen,   Federn,  Guss- 
stücke, Eisenbpstandtheile  jeder 
Gattung  zur  Herstellung  von  . 

Locomotive  und  Wagen,  Räder 
und  Achsen,  Schmierbüchsen, 
Cylinder  nnd  andere  Aus- 
wechslnugsstücke  för  Fracht- 
und  Personenwagen  ... 

Stehende  Maschinen  für  den 
Werkstätten-  und  Waarendienst 

Drehbänke,  Hilfsmaschinen  für 
den  Werkstättendienst  .... 


60.000 
10 


LaBtwägen 


Gulden 
V0  bis  30 
Pferdekraft; 

nach  BedArf 


! 


für  je  10 
Meilen 

für  je  1 
Meile 


für  10 
Bsterr. 
Meilen 

im  Ganzen 


Die  gesammte  Anzahl    der   obigen  Lastwagen   soll   im  Inlande 
gebaut  werden. 

Insoferne   dieses   Bedürfniss   im   Inlande   nicht  gedeckt  werden 
könnte  und  mithin  ein  Theil  vollendeter  Lastwagen  gegen  die  zuge- 
standene ZollbegünBtigung  eingeführt  werden  müsste,  wird  das  Quantum 
der  obenerwähnten  Bestandtheile  um   eine  den  angeführten  Lastwagen 
entsprechende  Menge  herabgesetzt  werden. 

Die  angeführten  Zollbegünstigungen  haben  in  dem  Falle  der  Ver- 
einigung mit  den  lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen  und  der 
Erwerbung  der  Kaiser  Franz  Joseph- Orientbahn  auf  diese  Bahnen  keine 
Anwendung,  indem  für  dieselben  die  bereits  zugestandenen  Zollbegünsti- 
gungen in  Wirksamkeit  verbleiben. 

Vgl.  bezüglich  der  für  die  lombardiach-venetianisohen  Eisenbahnlinien 
zugestandenen  Zollbegünstigungen  §  38  des  Uebereinkommens  vom  14.  März 
1856  (Doc.  4). 

Für  die  Kaiser  Franz  Joseph-Orientbahn  wurde  laut  des  Handelsministerial- 
erlasses  vom  26.  August  1866,  Z.  8226/H.  M.,  die  Befreiung  von  der  Hälfte  der 
jeweiligen  Zollgebühr  bezüglich  derjenigen  aus  dem  Auslande  zn  besiehenden 
Gegenstände  bewilligt,  welche  zum  Baue  und  zum  Betriebe  der  gesammten  con- 
cessionirten  Eisenbahnstrecken  nothwendig  sind  und  als  solche  von  den  dnroh 
die  Staatsverwaltung  bestellten  Organen  schriftlich  bescheiniget  werden.  Bei 
Materialvorrathen  erstreckte  sich  diese  Befreiung  jedooh  bloss  auf  jene  Quantität, 
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welche  während  der  festgesetzten  Bauzeit  oder  höchstens  drei  Monate  über  diese 
Dauer  hinaus  zum  Betriebe  der  Eisenbahnen  als  erforderlich  bescheiniget  wird. 
Auf  die  Eisenbahnschienen  und  das  Zubehör  des  Geleises  hatte  diese  Begünstigung 
bloss  bis  zur  Gesammtmeuge  -von  Einer  Million  Wiener  Centner  Anwendung. 

Vgl.  übrigens  bezüglich  aämmtlicher  Zollbegünstigungen  Artikel  IX  des 
Uebereinkommens  vom  20.  November  1861  (Doo.  7). 

3.  Protokoll,  aufgenommen  im  k.  k.  Finanzministerium  am 

23.  September  1858, 

wegen  Ue hernähme  der  rückständigen  Verpflichtungen  des  Staates. 

Mit  Beziehung  auf  die  §§  7  und  8  der  Concessionsurkunde  über- 
nehmen die  Concessionäre  alle  noch  zur  Sprache  kommenden  Aus- 
gleichungen und  Berichtigungen  aus  Anlass  der  Grundeinlösungen,  aus 
Anlass  der  bereits  vollendeten  oder  zu  vollendenden  Bauten,  sowie  aus 
Anlass  von  Leistungen  oder  sonstigen  Bestellungen. 

Dieselben  Verpflichtungen  übernehmen  die  Concessionäre  mit  dem 
Termine  vom  17.  April  1856,  im  Falle  der  Verschmelzung  mit  den 
lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen,  auch  rücksichtlich  der  letzteren. 

Insoferne  sich  jedoch  dieße  Zahlungen  auf  Bauleistungen  beziehen, 
welche  an  den  lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen  vor  dem  16.  April 
1856,  rücksichtlich  der  übrigen  überlasseuen  und  übertragenen  Bahn- 
strecken aber  (mit  Ausnahme  der  Kärntner  Bahn  von  Marburg  nach 
Villach),  welche  bereits  vor  dem  1.  November  1858  hergestellt  waren  oder 
Liefe  rungsobjecte  betreffen,  welche  vor  den  gedachten  Terminen  bereits 
eingeliefert  worden  sind,  oder  Grundeinlösuugen  von  Objecteu  zum 
Gegenstande  haben,  welche  vor  den  erwähnten  Zeitpunkten  schon  in 
Besitz  genommen  wurden,  sind  die  ConceKsiouäre  berechtigt,  diese* 
Zahlungen  der  Staatsverwaltung  in  Rechnung  zu  bringen 

Als  Entgelt  hiefür  (versteht  sich  mit  Inbegriff  der  Zahlungen  für 
die  lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen)  werden  die  Concestionäre, 
das  Endresultat  der  Liquidirung  möge  wie  immer  ausfallen,  von  der 
Zahlung  der  im  November  1866  verfallenden  Bäte  des  im  §  16  fest- 
gesetzten Einlösungsbetrages  im  Belange  von  Zehn  Millionen  Gulden 
österr.  Währung  entbunden. 

Ueber  diese  Zahlungen  ist  eine  besondere  Rechnung  zu  führen. 
Sollte  sich  nach  vollständigem  Abschlüsse  dieser  Rechnung  herausstellen, 
dass  die  geleisteten  Zahlungen  ohne  Interessen  mehr  als  Zehn  Millionen 
Gulden  österr.  Währung  betragen,  so  ist  der  Mehrbetrag  von  der  Regierung 
den  Concessionären  zu  vergüten. 

Vgl.   Art.   XII   des  Uebereinkommens   vom  20.  November   1861  (Doc.  7) 
und  Art.  16  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc.  8). 

Die  Liquidirung  mit  den  Gläubigern  wird  den  Concessionären 
überlassen. 
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Insofern©  sich  hierbei   Streitigkeiten  ergeben   sollten,    haben  die 
Concessionäre  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  anzurufen. 

Die  Cautionen  der  Unternehmer,  deren  Forderungen  am  1.  No- 
vember 1858  noch  nicht  vollständig  ausgeglichen  sind,  werden  von  den 
Aerarialbehörden  bloss  mit  Zustimmung  der  Concessionäre  ausgefolgt 
werden. 

Rücksichtlich  der  Kärntner  Bahn  von  Marburg  nach  Villach  sind 
die  Concessionäre  nicht  berechtigt,  der  Staate  Verwaltung  irgend  eine 
Auslage  in  Rechnung  zu  bringen. 

Insoferne  die  im  §  2  der  Concessionsurkunde  vorgesehene  Ver- 
einigung der  durch  die  Concession  überlassenen  und  übertragenen  Eisen- 
bahnen mit  jenen  der  k.  k.  priv.  lombardisch-venetianischen  und  central - 
italienischen  Eisen  bahn  gesellschaft  stattfinden  sollte,  werden  von  jentui 
Zeitpunkte  an  die§§  3,  23  bis  inclusive  32,  35,  36,  38,  40,  41,  45,  46,  47, 
49,  51  bis  inclusive  63  der  gegenwärtigen  Concesbion  anch  auf  dieselben 
Anwendung  finden,  wogegen  die  Artikel  31  bis  inclusive  37,  39,  40, 
42,  44,  45,  49,  50,  51,  55  bis  inclusive  66  des  Uebereinkommens  vom 
14.  März  1856  gleichzeitig  hinwegfallen  werden. 

Die  Aitikel  2  und  3  des  Uebereinkommens  vom  14.  März  1856 
werden  durch  die  Bestimmungen  des  §  7  der  gegenwältigen  Concession 
erläutert  und  modificirt,  indem  der  gedachte  §  7  ebenfalls  auf  die 
lombardiscb-venetianischen  Eisenbahnen  nach  dem  Inhalte  desselben  An* 
wendung  findet. 

Wenn  ferner  die  im  §  2  vorgesehene  Erwerbung  der  Kaiser  Franz 
Josephs- Orientbahn  stattfinden  sollte,  werden  von  jenem  Zeitpunkte 
an  die  §§  3,  22,  23  bis  inclusive  26,  27,  28  bis  inclusive  32,  35  bis 
inclusive  37,  39  bis  inclusive  43,  45,  47,  48,  49,  51  bis  inclusive  64 
der  gegenwärtigen  Concession  auch  auf  dieselbe  Anwendung  finden,  wo- 
gegen aus  der  Concessionsurkunde  lür  die  Kaiser  Franz  Josephs- Ürient- 
bahn  vom  8.  Öctober  1856  der  §  1  (mit  Ausnahme  des  auf  die  Fest- 
setzung der  Trace  sich  beziehenden  Absatzes),  dann  die  §§  2  bis  in- 
clusive 9,  11  bis  inclusive  15  gleichzeitig  hinwegzufallen  haben. 

Dieses  Protokoll  hat  einen  integrii enden  Bestand theil  der  Con- 
cessionsurkunde zu  bilden. 

Freiherr  v.  Bruck  m.  p.       Johann  Adolph  Fürst  zu  Schwarzenberg  ra.  p. 
k.  k.  FinanzminiHler.         Mrx  Eg<m  %n  FÜJ.gtenberg  m  p 

Kitter  v.  Toggenburg  m.  p.    Leopold  Ritler  v.  Lämel  m.  p. 
k.  k.  Handelsmuster.       A  y  Rothschild  m  p. 

Paulin  Talabot  m.  p. 
Eduard  Blount  m.  p. 
8.  Laing  ra.  p. 
M.  Uzielli  m.  p. 


Digitized  by  Google 


G32 


K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 


4.  Uebereinkommen  vom  14.  März  1856, 

betreffend  die  Uebernnlune,  dann  den  Dan  und  Betrieb  der  lombardisch- 

Yenetianischcn  Eisenbahnen. 

Von  den  sämmtlichen  den  Gegenstand  dieses  Uebereinkommen»  bildenden 
Eisenbahnen  befindet  sich  s*it  dem  1.  Juli  1876  nur  mehr  die  Linie  von 
Nabresina  zur  Reichsgrenze  bei  Cormons  noch  im  Besitze  der  SQdbabn.  Auf 
diese  Linie  finden  daher  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkomroens, 
insoferne  dieselben  nicht  durch  das  Protokoll  vom  23.  September  1858  (Doc.  3t 
ausdrücklich  aufgehoben  erscheinen,  und  ausserdem  die  §§  2,  23  bis  inclusive 
32,  35,  36,  38,  40,  41,  45.  46,  47,  49  und  51  bis  inclusive  63  der  Concessions- 
nrkunde  vom  23.  September  1858  (Doc  2)  Anwendung. 

Nachträgliche  Abänderungen  und  Ergänzungen  des  nachfolgenden  Ueberein« 
kommens  fanden  nun  insoferne  Berücksichtigung,  als  dieselben  die  obenbe- 
zeichnete Linie  von  Nabresina  zur  Reichsgrenze  bei  Cormons  oder  überhaupt  das 
Verhältniss  zum  österreichischen  Staate  betreffen. 

Damit  das  lombardisch-venetianische  Eisenbahnnetz  im  Interesse 
des  allgemeinen  Verkehres  sobald  als  möglich  vervollständiget,  zugleich 
aber  auch  der  Betrieb  und  die  Verwaltung  der  dem  k.  k.  Aerar  ge- 
hörigen, einen  Bestandtheil  jenes  Eisenbahnnetzes  bildenden  Eisenbahnen 
thunlicbst  vereinfacht  werde,  ist  zwischen  den  k.  k.  Ministem  der  Finanzen 
und  des  Handels  einerseits,  und  den  Herren,  nnd  zwar: 

in  Wien: 

Sr.  Durchlaucht  Johann  Adolph  Fürsten  zu  Schwarzenberg, 
Präsidenten  der  k.  k.  priv.  österr.  Creditanstalt  für  Handel  und  Ge- 
werbe; 

Sr.  Ezcellenz  Grafen  Franz  Zichy  jun.,  Vicepräsidenten  der  k.  k. 
priv.  österr.  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe; 

Freiherrn  A.  S.  von  Rothschild,  Vicepräsidenten  der  k.  k.  priv. 
österr.  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe; 

dem  Wechselhause  S.  M.  von  Rothschild; 

in  Italien: 

Herzog  Raphael  von  Galliera  in  Bologna; 
Herzog  Lodovico  von  Melzi  in  Mailand; 

Grafen  Joseph  von  Archinto  in  Mailand,  Letzterer  vertreten  durch 
Herrn  Sebastian  Mondolfo  &  Ch.  F.  Brot; 
Peter  Bnstogi  in  Livorno; 

in  Frankreich  : 

Gebrüder  Rothschild  in  Paris,  vertreten  durch  das  Wechselhaus 
S.  M.  von  Rothschild  in  Wien; 

E.  Blount  &  Comp,  in  Paris; 
Pauliu  Talabot  in  Paris; 
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in  England: 

N.  M.  von  Rothschild  und  Söhne  in  London,  vertreten  durch  das 
Wechselhaus  8.  M.  von  Rothschild  in  Wien; 
Samuel  Laing  in  London; 

Mathew  Uzielli  in  London,  vertreten  durch  S.  Laing; 

andererseits,  unter  Vorbehalt  der  Allerhöchsten  Genehmigung  Seiner 
k.  und  k.  Apostolischen  Majestät,  nachfolgendes  Uebereinkommen  abge- 
schlossen worden: 

§  1. 

Das  k.  k.  Aerar  überlaset  den  genannten  Herren  die  k.  k.  lom- 
bardisch-venetiaoischen  Staatseisenbahnen  —  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Strecke  von  Verona  bis  zur  Grenze  von  Südtirol  —  sammt  allen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörungen,  zum  Betriebe  und  zur 
Benützung  für  die  Dauer  von  neunzig  Jahren. 

§  2. 

Mit  dem  Rechte  zum  Betriebe  und  zur  Benützung  der  k.  k.  lom- 
bardisch-venetianischen  Staatseisenbahnen  gehen  auch  alle  dem  Aerar 
gegen  dritte  Personen  zustehenden  Rechte  und  obliegenden  Pflichten  an 
die  Eingangs  genannten  Herren  über,  insoferne  diese  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten mit  dem  Betriebe  und  der  Benützung  der  Staatseisenbahnen 
verknüpft  sind,  sich  auf  Grund  und  Boden  beziehen,  oder  in  der  Er* 
haltung  oder  Herstellung  von  Brücken,  Wegen  u.  dgl.  bestehen. 

Die  §§  2  und  3  dieser  Concessionsurkunrie  wurden  laut  des  Protokolles 
vom  23.  September  1858  (Doc.  3)  duroh  den  §  7  der  Concessionsurkunde  vom 
23.  Stpteinber  1858  (Doc.  2)  erläutert  nnd  modificirt. 

§  3. 

Zu  den  von  den  Eingangs  genannten  Herren  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten gehören  aber  auch  solche,  die  in  Leistungen  an  die  Be- 
sitzer der  expropriirten  oder  von  den  Eisenbahnen  durchschnittenen 
Gründe  bestehen,  und  die  nicht  schon  vor  der  Allerhöchsten  Genehmi- 
gung dieses  Uebereinkommens  zu  erfüllen  waren,  da  das  Aerar  über- 
haupt alle  wie  immer  Namen  habenden  Leistungen,  welche  vor  dem 
Tage  der  Allerhöchsten  Genehmigung  des  Uebereinkommens  fällig  ge- 
worden sind,  zu  erfüllen  sich  verpflichtet. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  2. 

§  *• 

Insoferne  von  den  k.  k.  lombardischvenetianischen  Staataeiaen- 
b ahnen  irgend  eine  Strecke,  wie  namentlich  jene  von  Coccaglio  nach 
Bergamo,  im  Baue  begriffen,  und  die  Bauführung  an  bestimmte  Unter- 
nehmer vertragsmässig  überlassen  worden  ist,  so  treten  die  Eingangs 
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genannten  Herren  vom  Tage  der  Allerhöchsten  Genehmigung  dieses 
Uebereinkommens  gleichfalls  in  alle  gegen  diese  Unternehmer  anstehenden 
Rechte  nnd  obliegenden  Verbindlichkeiten,  nnd  es  werden  den  Eingangs 
genannten  Herren  beglaubigte  Abschriften  der  bezüglichen  Contractu, 
nnd  für  den  eintretenden  Fall  der  Noth wendigkeit  auch  die  Originalien 
gegen  Empfangsschein  und  seinerzeitige  Zurückstellung  überlassen. 

§  5. 

Ebenso  werden  den  Eingangs  genannten  Herren  alle  auf  den  Bau 
der  das  lombardisch-venetianische  Eisenbahnnetz  bildenden  Eisenbahnen 
bezugnehmenden  Vorarbeiten  und  Verhandluogsacten  der  Behörden 
zur  Benützung  übergeben;  sie  müssen  jedoch  genau  bezeichnet,  als 
empfangen  bescheiniget  und  nach  erfolgter  Benützung  wieder  zurück- 
gestellt werden. 

§  6. 

Die  Uebergabe  der  Eisenbahnen  und  ihrer  Zugehörungen  wird 
längstens  binnen  einem  Monate  nach  erfolgter  Allerhöchster  Genehmi- 
gung des  Uebereiukomiuens  besinnen,  und  ununterbrochen  so  schnell 
als  tbunlich  fortgesetzt  werden.  Zum  Behufe  der  Uebergabe  und  Ueber- 
nahme  wird  ein  genaues  Inventar  verfasst  und  in  zweifacher  Ausfertigung 
von  den  Bestellten  des  Uebergebers  und  der  Uebernehmer  unterzeichnet. 

§  7. 

Längstens  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1856  iat  die  Uebergabe 
der  Eisenbahnen  als  vollendet  zu  betrachten,  wonach  die  Eingangs 
genannten  Herren  spätestens  am  1.  Jänner  1857  in  den  Besitz  der 
Eisenbahnen  und  ihrer  Zugehörungen  treten  und  deren  Verwaltung  selbst 
übernehmen. 

§  »• 

Das  Aerar  ibt  bloss  verpflichtet,  die  Eisenbahnen  und  ihre  Zu- 
gebörungen  in  dem  Zustande  zu  tibergeben,  in  welchem  sie  sich  eben 
zur  Zeit  der  Uebergabe  befinden;  es  haftet  daher  für  keinen  wie  immer 
gearteten  Schaden  o  ler  Abgang.  Jedoch  wird  die  Staatsverwaltung 
allfällige  Abgänge,  welche  nach  erfolgter  lnventirung  bis  zur  Uebergabe 
vorkommen  sollten,  von  ihren  ersatzpflichtigen  Beamten  oder  Dienern, 
infeolange  dieselben  nicht  schon  aus  dem  Staatsdienste  getreten  sind,  im 
administrativen  Wege  hereinzubringen  Buchen. 

S  9. 

o 

Die  Staatsverwaltung  wird  die  Eisenbahnen  noch  vor  dem  im 
§  7  festgesetzten  Uebergabstermine  für  Rechnung  der  Eingangs  ge- 
nannten Herren  verwalten.  Diese  Verwaltung  beginnt,  wenu  die  Aller- 
höchste Genehmigung  des  Uebereiiikommeos  noch   vor  dem  fünfzehnten 


Digitized  by  Google 


Haupt  netz. 


635 


Monatstage  herablangt,  vom  ersten  Tage  des  nächsten,  sonst  aber  vom 
ersten  Tage  des  zweiten  darauf  folgenden  Monates,  und  endet  mit 
Schlues  des  Jahres  1856,  wolerne  die  Eingangs  genannten  Herreu 
nicht  selbst  noch  vor  dem  im  §  7  angegebenen  Termine  die  Ver- 
waltung übernehmen. 

§  10. 

Ueber  die  durch  die  Organe  des  Aerars  besorgte  Verwaltung 
wird  Rechnung  gelegt  und  es  werden  die  gewonnenen  reinen  Erträg- 
nisse au  diese  Eingangs  genannten  Herten  abgefühit  werden,  sofeine 
ihnen  solche  nach  der  Bestimmung  des  §  17  gebühren. 

§  U. 

Während  der  durch  die  Organe  des  Aerars  besorgten  Verwaltung 
dürfen,  ohne  schriftliche  Zustimmung  der  Eingangs  genannten  Herreu 
oder  des  von  ihnen  namhaft  gemachten  Bestellten,  keine  anderen  als 
nur  solche  Auslagen  gemacht  werden,  welche  zum  ununterbrochenen 
Betriebe  der  Eisenbahnen  unerläßlich  nothwendig  sind  oder  in  solchen 
Verpflichtungen  beruhen,  deren  Erfüllung  ihnen  im  Sinne  der  §§  2  bis  4 
obliegt. 

§  12. 

Für  die  überlasseuen  loinbardisch-venetianischen  Staatseisenbahuen 
wird  ein  Betrag  von  hundert  Millionen  L.  a.  festgesetzt,  welcher, 
nach  der  Wahl  des  Aerars,  entweder  in  klingender  österreichischer 
Silber-  oder  in  österreichischer  Goldmünze  zu  erlegen  sein  wird.  In 
dem  Falle  aber,  als  der  Werth  des  Goldes  zum  Silber  an  dem  jeweiligen 
Zahlungstage  das  Verhältniss  von  fünfzehn  ein  halb  zu  Eins  Übersteigen 
sollte,  sind  die  Eingangs  genannten  Herren  berechtiget,  den  Differenz- 
betrag von  der  Summe  abzuziehen,  deren  Zahlung  in  Gold  verlangt 
wird;  wogegen  aber  in  dem  Falle,  als  der  Werth  des  Golde*  zu  jenem 
des  Silbers  unter  das  oben  bemerkte  Verhältniss  sinken  würde,  das 
Aerar  berechtiget  wäre,  die  Zahlung  in  dem  um  die  Differenz  erhöhten 
Betrage  zu  verlangen. 

§  13. 

Die  Bezahlung  der  im  §  12  stipulirten  hundert  Millionen  L.  a.  hat  in 
der  Art  zu  geschehen,  dass  ein  Betrag  von  zwanzig  Millionen  L.  a. 
binnen  drei  Monaten  nach  erfolgter  Allerhöchster  Genehmigung  des 
Uebereinkommens  erlegt  wird.  Die  Zahlung  von  fünfzig  Millionen  L.  a. 
ist  in  fünf  Katen  zu  zehn  Millionen  zu  leisten.  Die  erste  dieser  Raten 
verfällt  ein  Jahr  nach  dem  Verfallstage  der  ebeu  erwähnten  zwanzig  Mil- 
lionen L.  a.,  und  jede  weitere  Jahresrate  nach  dem  Verfallstage  der 
vorausgehenden. 

Die  Allerhöchste  Genehmigung  des  Uebereinkommens  erfolgte  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  Tom  17.  April  1856. 
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§  H. 

Die  noch  übrigen  dreißig  Millionen  L.  a.  sind  ans  der  Hälfte 
des  reinen  Ertragnisses  der  sämmtlichen,  den  Eingangs  genannten 
Herren  tiberlassenen,  sowie  der  im  §  20  ihnen  concessionirten  Eisen- 
bahnen —  sofern e  dieses  Ertragnis*  sieben  Percente  des  Bau-  und 
Anlagecapitales  (§§  33  und  34)  übersteigt  —  allmählich  zu  erlegen, 
und  es  muss  die  Hälfte  des  erwähnten,  sieben  Percente  übersteigenden 
Erträgnisses  längstens  binnen  dreissig  Tagen  nach  Feststellung  der 
Jahresbilanz  berichtiget  werden. 

Die  vorstehende  Bestimmung'  wurde  durch  Art.  V  des  Uebereinkommens 
vom  20.  November  1801  (Doc.  7.:,  dann  durch  das  Uebereinkommen  vom 
13.  April  1867  (Doc.  9)  und  schliesslich  durch  g  2  des  Protokollarüberein- 
kommens  vom  25.  Februar  1876  (Doc.  14)  wesentlich  raodificirt. 

§  16. 

Wenn  die  Eingangs  genannten  Herren  vor  oder  bei  Erlag  der 
fünften  Jahresrate  sich  bereit  erklären,  die  im  §  14  stipulirte  Zahlung 
von  dreissig  Millionen  in  Raten  zu  zehn  Millionen  L.  a.  mit  Ablauf  jedes 
der  beiden  folgenden  Jahre,  ohne  Rücksicht  auf  das  reine  Erträgnis6 
der  sämmtlichen  Eisenbahnen,  bezahlen  zu  wollen,  so  werden  sie  von 
der  Zahlung  der  letzten  zehn  Millionen  L.  a.  enthoben. 

Von  diesem  Rechte,  einen  Pauschalbetrag  an  Stelle  der  jährlichen 
Zahlungen  zu  entrichten,  wurde  seitens  der  Bahngesellschaft  kein  Gebrauch 
gemacht. 

§  16-  • 

Von  dem  im  §  12  stipulirten  Betrage  von  hundert  Millionen  L.  a. 
sind,  wenn  die  in  den  §§  13,  14  und  15  festgesetzten  Zahlungstermine 
pünktlich  zugehalten  werden,  keine  Zinsen  zu  entrichten,  wogegen  in 
dem  Falle,  als  die  Zahlung  in  der  bestimmten  Frist  nicht  geleistet 
wird,  secbspercentige,  vom  Tage  der  abgelaufenen  Frist  zu  berechnende 
Zinsen  vergütet  werden  müssen. 

§  17. 

Die  Eingangs  genannten  Herren  haben  auf  das  Erträgniss  der 
Bahnen,  deren  Verwaltung  nach  §  9  auf  ihre  Rechnung  besorgt  wird, 
erst  dann  einen  Anspruch,  nachdem  die  ersten  zwanzig  Millionen  mit 
den  etwa  aufgelaufenen  Verzugszinsen  vollständig  bezahlt  sind. 

§  18. 

Die  Eingangs  genannten  Herren  verpflichten  sich,  denjenigen 
Staatsbeamten  und  Dienern,  welche  sie  nicht  in  ihrem  Dien9te  behalten 
wollen,  binnen  sechs  Monaten  nach  Uebernahme  der  Bahnen  zu  kündigen 
und  ihnen  noch  durch  sechs  Monate  nach  erfolgter  Kündigung  ihre 
norm%lmägsigen  Bezüge  zu  leisten.    Für  den  Fall  aber,  dasa  solche 


Digitized  by  Google 


Hauptnetz.  637 

Beamte  binnen  der  Kündigungsfrist  dienstunfähig  würden,  können  sie 
keinen  Rnhegenuss  ansprechen  und  es  müssen  auch  die  Pensionen  oder 
Provisionen   der  Witwen  und  Kinder  vom  Aerar  übernommen  werden. 

§  19- 

Die  Eingangs  genannten  Herren  bind  verpflichtet,  die  ihnen  im 
§  1  überlasseneu,  schon  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahnen  zu  vervoll- 
ständigen, und  die  noch  nicht  ausgebauten  Strecken  binnen  den  im 
§21  festgesetzten  Zeiträumen  zu  bauen  und  dem  allgemeinen  Verkehre 
zu  übergeben. 

Zu  diesen  Strecken  gehören  : 

a)  jene  von  Coccaglio  über  Bergamo  nach  Monza,  mit  der  Zweigbahn 
nach  Lecco ; 

b)  jene  von  Casarsa  über  Udine,  Cormons  und  Nabresina  zum  An- 
schlüsse au  die  südliche  Staatseisen  bahn,  und 

c)  jene  von  S.  Antonio  di  Mantova  Iis  zum  linken  Po  Ufer  bei 
Borgoforte. 

§  20. 

Ausser  den  im  §  19  bezeichneten  Strecken  verpflichten  sich  die 
genannten  Herreu  zur  Anlage  und  zum  Ausbaue  von  Eisenbahnen,  und 
zwar  in  der  Richtung: 

uj  von  Mailand  über  Lodi  bis  Piacenza  zum  Anschlüsse  au  die 
italienische  Centraibahn,  mit  eiuer  Ausästung  von  Meieguano  nach 
Pavia  zum  Anschlüsse  an  die  sardinische  Bahn  von  Genua; 
b)  von  Mailand  nach  Buffalora  bis  an  die  sardiuische  Grenze  zum 
Anschlüsse  au  die  sardiuisehe  Bahn  nach  Turin  mit  der  Aus- 
ästung nach  Sesto  Calende  zum  Anschlüsse  an  die  Schiffahrt  aul 
dem  Lsgo  maggiore. 

§  21. 

Von  den  in  den  l'J  und  20  bezeichneten  Strecken  muss  jene 
von  Coccaglio  über  Bergamo  nach  Monza  binnen  zwei,  jene  nach  Lecco 
binnen  drei  und  ebenso  jene  von  Casarsa  nach  Nabresioa  binnen  drei 
.laliren  vollendet  sein  und  dem  Betriebe  übergeben  werden.  Für  den 
Bau  der  Linien  von  Mailand  nach  Piacenza  und  Pavia,  sowie  jener 
vou  Mailand  nach  Buffalora  und  nach  Sesto  Calende  wird  ein  Zeitraum 
von  fünf  Jahien  gewährt. 

In  Betreff  der  Fortsetzung  der  jetzt  im  Betriebe  stehenden  Bahn- 
strecke von  Mailand  nach  Treviglio  sind  die  Eiugangs  erwähnteu 
Herren  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  im  Laufe  des  Jahres  1857 
ihre  Anträge  über  die  weitere  Benützung  derselben  vorzulegen,  obnu 
vorerst  deren  Ausbau  unternehmen  zu  müssen. 

Vgl.  bezüglich  der  thatsäehüchen  Eröffnung  der  Linie  Nabresina -Cormons 
die  Anmerkung  zu  §  2  Absatz  2  der  Concessionsurkuude  vom  23.  September 
1858  (Doc.  2). 
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§  22. 

Wegen  des  Anschlusses  an  die  sardinische  Bahn  bei  Buffalora  und 
hei  Pavia  haben  die  genannten  Herren  sich  den  zwischen  der  k.  k. 
nsterreicbiHcheo  und  k.  sardinischen  Regierung  vereinbarten  Bestim- 
mungen eu  fügen.  Uebrigens  wird  die  Anlegung  Eines  Geleises  auf  der 
Brücke  bei  Buffalora  —  soweit  die  Bahn  innerhalb  der  österreichischen 
Grenze  zu  bauen  ist  —  gestattet,  sowie  die  Verwendung  zugesichert, 
damit  auch  die  k.  sardinische  Regierung  eine  gleiche  Erleichterung 
gewähre. 

§  23. 

Was  die  Brücke  bei  Piacenza  über  den  Po  anbelangt,  so  muss 
diese  von  Stein  oder  Eisen  erbaut  und  das  darauf  bezügliche  Bau- 
project  binnen  einem  Jahre  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  werden.  Von  den  zur  Erbauung  dieser  Brücke  aufgewendeten 
Kosten,  soweit  dieselben  nicht  die  Legung  des  Eisenbahngeleises  be- 
treffen, wird  das  Aerar,  nach  Mass  des  fortschreitenden  Baues,  von 
drei  zu  drei  Monaten  die  jedesmal  entfallende  Hälfte  den  Eingangs 
genannten  Herren  vergüten. 

§  24. 

Die  in  dem  §  21  festgesetzten  Fristen  sind  vom  1.  Jänner  18&7 
zu  berechnen. 

§  25. 

Da  die  Grundfläche,  welche  zur  Herstellung  des  Bahnhofes  hei 
Bergamo  und  zum  Baue  der  Eisenbahn  zwischen  Coccaglio,  Bergamo 
und  Monza  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude  erforderlich  sein  wird, 
von  der  Provinz  und  von  der  Stadt  Bergamo  dem  Aerar  unentgeltlich 
abgetreten  werden  will,  so  werden  die  hieraus  erwachsenden  Rechte 
den  Hmgat  gs  genannten  Herren  überlassen,  und  die  Staatsverwaltung 
vernichtet  sich,  ihre  Vermittlung  eintreten  zu  lassen,  wenn  wegen  der 
unentgeltlichen  Erwerbung  jener  Grundflächen  Schwierigkeiten  erhoben 
werden  sollten. 

§  26. 

Die  Staatsverwaltung  gestattet  den  genannten  Herren  die  unent- 
geltliche Betahrung  der  Strecke  der  südlichen  Staatseisenbahn  von 
Nabresina  bis  Triest  und  die  Mitbenützung  der  Bahnhöfe  in  Nabresina 
und  Trieat.  Dagegen  wird  aber  auch  der  Staatsverwaltung  die  unent- 
geltliche Benützung  der  Bahnhöfe  in  Verona  und  die  unentgeltliche 
Befahrung  der  nothwendigen  Strecke  zur  Einfahrt  in  dieselben  für 
den  Betrieb  der  südtirolischen  Staatseisenbahn  vorbehalten.  Die  näheren 
Bestimmungen  hierüber  werden  in  einem  besonderen  Reglement  verein- 
bart werden. 
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§  27. 

Den  Eingangs  genannten  Herren  wird  auch  das  Recht  eingeräumt, 
um  Mailand  eine  Verbindungsbahn  anzulegen  und  einen  Hauptbahnhof 
zu  erbauen. 

§  28. 

Den  Eingangs  genannten  Herren  wird  die  Zusicherung  gegeben, 
dass  in  dem  Falle,  als  eine  Zweig-  oder  Fortsetzungsbahn  im  Gebiete 
des  lombardisch- venetianischen  Königreiches  von  dritten  Personen  gebaut 
werden  wollte,  Jenen  das  Vorrecht  gelassen  werde,  wenn  sie  dieselben 
Bedingungen  eingehen,  unter  welchen  dritte  Personen  sich  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  solchen  Bahn  anbieten,  und  wenn  sie  sich  hierzu 
längstens  binnen  drei  Monaten  —  nachdem  ihnen  die  Bedingungen  be- 
kannt gegeben  worden  —  rechtsverbindlich  erklären. 

§  29. 

Nicht  minder  wird  die  Staatsverwaltung,  wenn  sie  selbst  die  An- 
lage einer  Eisenbahn  im  Gebiete  des  lombardiscb-venetianischen  König- 
reiches für  angemessen  erachten  würde,  den  Eingangs  genannten  Herren 
die  Concession  zur  Anlage  und  zum  Betriebe  einer  solchen  Bahn  an- 
bieten und  den  Bau  nur  dann  auf  Staatskosten  ausführen,  oder  die 
Concession  hierzu  nur  dann  einem  Dritten  verleihen,  wenn  sie  das  ihnen 
gemachte  Anerbieten  binnen  drei  Monaten  nicht  ausdrücklich  annehmen. 

Es  wird  ihnen  überdies  gestattet,  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung auch  andere  Eisenbahnen  mit  ihrer  Unternehmung  ganz 
oder  theilweise  in  Verbindung  zu  bringen. 

§  30. 

Sämmtliche,  den  Eingangs  genannten  Herren  überlassenen,  bereits 
im  Betriebe  stehenden  und  die  noch  nicht  ausgebauten  oder  erst  an- 
zulegenden und  zu  erbauenden  Eisenbahnen  werden  von  ihnen  mit 
allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  besessen  und  benützt,  welche  in 
dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  (R.-G.-Bl. 
Nr.  238)  und  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
(R.-G.-Bl.,  Jahrgang  1852,  Nr.  l)  aufgeführt  sind,  insoferne  nicht  in 
diesem  Uebereinkommen  eine  andere  Bestimmung  getroffen  ist  oder  durch 
nachträgliche  gesetzliche  Anordnungen  eine  andere  Bestimmung  getroffen 
werden  wird. 

Die  §§  31  bis  inclusive  37  haben  durch  das  Protokoll  vom  23.  September 
1868  (Doc.  8)  ihre  Giltigkeit  verloren. 

§  38. 

Den  Eingangs  genannten  Herren  wird  während  der  Dauer  der  in 
den  §§  21  und  24  bestimmten  Bauzeit  die  Befreiung  von  der  Hälfte 
der  jeweiligen  Zollgebühr  bezüglich  derjenigen  Gegenstände  zugesichert, 
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welche  zum  Baue  and  zum  Betriebe  der  gesamtuten  Eisenbahnstrecken 
nothwendig  sind,  und  als  solche  von  dem  durch  die  Staatsverwaltung 
bestellten  Organe  schriftlich  bescheiniget  werden.  Diese  Befreiung  be- 
schränkt sich  aber  nur  auf  jene  Quantität  von  Material vorräthen,  welche 
während  der  Dauer  der  festgesetzten  Bauzeit  und  höchstens  für  drei 
Monate  über  diese  Dauer  hinaus  zum  Betriebe  der  Eisenbahn  als  er- 
forderlich bescheiniget  wird. 

Vgl.  Art.  IX  des  Ueboreinkommens  vom  20.  November  1861  (Doc.  7). 

Die  §§  39   und  40  sind  laut  des  Protokolls  vom  23.  September  1858 
(Doc.  3)  hiuweggefallen. 

§  4L 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  geführt  werden,  dürfen  auf  deu  bezüglichen  Bahnstrecken 
durch  die  Bediensteten  der  Verwaltung  anstandslos  befordert  werden. 

§  42  ist  durob  das  I  rotokoll  vom  23.  Sep  eraber  1868  (Doc.  3)  ausser 
Kraft  gesetzt  worden. 

§  43. 

Den  Eingangs  genaunten  Herren  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine 
Actiengesellschaft  mit  dem  Sitze  in  Wien  zu  bilden  und  zu  diesem 
Zwecke  auf  Ueberbringer  oder  auf  bestimmte  Namen  lautende  Actien 
hiu auszugeben,  deren  keine  auf  einen  geringeren  Botrag  als  Sechshundert 
L.  a.  ausgestellt  werden  darf.  Vor  der  Eröffnung  der  Actien-Emission 
muss  jedoch  die  Genehmigung  der  Gesellschaftsstatutea  erwirkt  werdeu. 

Die  hiernach  gebildete  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  eingangs  genannten  Herren- 

An  Stelle  der  von  den  Concessionären  gebildeten  „k.  k.  priv.  lorubardisch- 
venetianischen  und  oentralitalicnischen  Eiseubahngesellschaft"  trat  zufolge  des 
Fusionsvertrages  vom  1«.  November  1858  die  neugebildete  „k.  k.  priv.  südliche 
Staats-,  lombardiscb-venetiauische  und  centralitalienischo  Kisenbabngesellschaft". 

Die  §£  44  und  45  sind  zufolge  des  Protokolls  vom  23.  September  1858 
(Doc.  3)  ausser  Kraft  getreten. 

§  40. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  in  dem  Falle,  wenn  das 
Reiuerträgniss  15  Procent  Ubersteigt,  eine  angemessene  Herabsetzung 
der  Preise  im  Sinne  des  §  10,  lit.  e)  des  Coucessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854  eintreten  zu  machen. 

Auch  ist  die  Staatsverwaltung  berechtiget,  in  Fällen  ausserordent- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel  die  Frachtpreise  auf  die  Hälfte  des 
Maximalpreises  herabzumindern. 


Digitized  by  Google 


Hauptnets. 


641 


§  47. 

Von  einzelnen  reisenden  Militärparteien,  vom  Feldwebel  abwärts, 
kann  in  der  letzten  Wagenclasse  nur  die  Hälfte  des  tarifmässigen 
Preises  gefordert  werden.  Wenn  aber  zum  Behufe  des  Transportes  von 
Truppen  oder  zur  Versendung  von  Militärgut  von  den  Eisenbahnen 
Gebrauch  gemacht  wird,  so  ist  nur  ein  Drittel  der  tarifmäßigen  (nach 
den  verschiedenen  Wagend  aasen  entfallenden)  Fahr-  oder  Frachtgebühr 
zu  bezahlen. 

Für  Frachtstücke,  welche  in  keiner  Tarifelasse  aufgeführt  sind, 
wird  die  Fracht  nach  der  für  Waaren  zweiter  Classe  bestehenden 
Gebühr  bezahlt. 

§  48. 

Staatsbeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde  oder  zur  Wahrung  der  aus  diesem  Uebereinkoramen  ent- 
springenden Interessen  des  Aerars  die  Eisenbahnen  benützen  und  sich 
mit  dem  Auftrage  ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

Dio  §§  49,  60  und  51  sind  laut  des  Protokolls  vom  23.  September 
(Doc.  3)  nicht  mehr  giltig. 

§  52. 

Die  Eisenbahnunternehmung  ist  verpflichtet,  nicht  nur  die  länge 
der  Bahnen  schon  bestehenden  oder  noch  zu  errichtenden  Staatstele- 
graphen durch  die  Bahnwächter  unentgeltlich  beaufsichtigen,  sondern 
auch  die  von  der  Staatsverwaltung  längs  der  Bahnen  bereits  angelegten 
oder  von  ihr  anzulegenden  Baumpflanzungen  fortan  pflegen  zu  lassen 
und  jede  Beschädigung  der  telegraphischen  Vorrichtungen  oder  Bauin  - 
Pflanzungen  alsogleich,  und  zwar  die  ersteren  der  nächsten  Telegraphen- 
station, die  letzteren  aber  der  nächsten  politischen  Behörde  anzuzeigen. 

,    .  §  53. 

Während  der  ganzen,  im  §  31  bezeichneten  Dauer  ist  das  ge- 
rammte lombardisch- venetianische  Eisenbahnnetz  in  vollkommen  gutem 
Stande  zu  erhalten  und  mit  den,  dem  jeweiligen  Verkehrsbedürfnisse 
entsprechenden  Betriebsmitteln  zu  versehen. 

§  54. 

Sollte  irgend  eine  in  diesem  Uebereinkommen  festgesetzte  Ver- 
pflichtung nicht  erfüllt  werden,  so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtiget, 
im  Sinne  des  bestehenden  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen,  und  ausserdem 
nöthigenfalls  auf  Kosten  der  Eisenbahnunternehmung  die  entsprechende 
Abhilfe  anzuordnen. 

Die  RecbUurkuadoii  der  öfterr.  fcl»eub»btien    I.  ^ 
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Die  §§  65  bis  inclusive  66  sind  nach  dem  Protokolle  vom  23.  September 
1868  (Doe.  3)  ausser  Kraft  getreten. 

§  67. 

Die  Eingangs  genannten  Herren  oder  die  an  ihre  Stelle  tretende 
Gesellschaft  unterstehen  in  Beziehung  auf  das  vorliegende  Ueberein- 
kommen  dem  k.  k.  Handelsministerium,  von  welchem  die  Weisungen 
und  Entscheidungen  im  Wege  des  lombardisch-venetianischen  General- 
gouvernements ausgehen,  und  an  welches  in  demselben  Wege  oder 
unmittelbar  alle  Eingaben  zu  richten  sein  werden. 

Urkund  dessen  wurde  dieses  Uebereinkommen  in  zwei  Exemplaren, 
in  deutscher  und  in  französischer  Sprache,  und  zwar  das  eine  Exemplar 
nur  mit  einer  Stempelmarke  von  1  fl.  versehen,  ansgefertiget,  und  es 
wurde  festgesetzt,  dass  der  deutsche  Text  als  Urtext  zu  betrachten  und 
allen  vorkommenden  Entscheidungen  zu  Grunde  zu  legen  sei. 

So  geschehen  Wien  am  vierzehnten  März  des  Jahres  Eintausend 
Achthundert  Fünfzigsechs. 

Freiherr  v.  Bruck  m.  p.  Ritter  v.  Toggenburg  m.  p. 

k.  k.  Finanzminister.  k.  k.  Handelsroinister. 

Johann  Adolph  Fürst  zu  Schwarzenberg  m.  p.      Franz  Graf  Zichy  m.  p. 

A.  S.  v.  Rothschild  m.  p.  S.  M.  v.  Rothschild  m.  p. 

Herzog  Raphael  v.  Galliera  m.  p.         Herzog  Ludwig  v.  Melzl  m.  p. 

Für  Seine  Exoelleni  den  Herrn  Grafen  Joseph  v.  Archinto: 
Sebastian  Mondolfo  m.  p.  Ch.  F.  Brot  m.  p. 

Für  Gebrüder  Rothschild  in  Paris:    Für  N.  M.  v.  Rothschild  &  Söhne  in  London: 
S.  M.  v.  Rothschild  m.  p.  S.  M.  v.  Rothschild  m.  p. 

£.  Blount  &  Comp.  m.  p.      Samuel  Laing  m.  p.      Peter  Bastogi  m.  p. 

Paulin  Talabot  m.  p. 
Für  Mathew  Uzielli  in  London: 
Samuel  Laing  m.  p. 

5.  Concessionsurkunde  vom  8.  October  1856,  H.  M.  Vdc.  Bl. 

Np.  81, 

für  die  Kaiser  Franz  Joseph-Orientbahn. 

Die  Beatimmungen  dieser  Concessionsurkunde  finden,  insoferne  sie  nicht 
durch  das  Protokoll  vom  23.  8eptember  1858  (Doc.  3)  ausdrücklich  aufgehoben 
wurden,  laut  §  2  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1858  (Doc.  2)  auf 
die  Linien  Pragerhof-Ofen,  Oedenburg-Kanixsa,  Stuhlweissenburg — Uj-Szöny  und 
Kanizsa-,  (respective  Mura-Keresztur)Barcs  Anwendung.  Ausserdem  gelten  für  die 
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genannten  Linien  nooh  die  §§  3,  22  bis  inclusive  32,  35  bis  inclusive  37,  39 
bis  inclusive  43,  45,  47,  48,  49,  51  bis  inclusive  64  der  Concessionsurkunde 
vom  23.  September  1658  (Doc.  2). 

Wir  Franz  Joseph  I.,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich ; 
König  von  Ungarn  and  Böhmen,  der  Lombardei  und  Venedigs,  von 
Dalmatien,  Kroatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien; 
Grossb  erzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer, 
Kärnten,  Krain,  Ober-  und  Nieder-Schlesien  und  der  Bukowina;  Gross- 
ftirst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren,  gefürsteter  Graf  von 
Habsburg  und  Tirol ;  Grosswoy  wode  der  Woy  wodschaft  Serbien  etc.  etc. 

Nachdem  die  nachbenannten  Bittsteller,  nämlich: 

Edmund  Graf  Zichy  im  eigenen  Namen  und  im  Namen  dos 
Georg  Grafen  Apponyi,  Carl  Grafen  Apponyi,  Georg  Grafen  Kdrolyi, 
August  v.  Festetics,  Carl  Grafen  Eitz,  Anton  Grafen  Khuen,  Gustav 
Freiherrn  v.  Prandau,  Peter  Grafen  Pejacsevics,  Johann  Grafen  Wald- 
stein, Dominik  Grafen  Zichy  und  Franz  Kreuther; 

Georg  Graf  Festetics  im  eigenen  Namen  und  im  Namen  des 
Philipp  Fürsten  Battbyäny,  Paul  Fürsten  Eszterhäzy,  Alexander  Grafen 
Erdödy,  Heinrich  Grafen  Zicby,  Gustav  Biedermann  und  Edmund 
Tschuri; 

Feldmarschall-Lieutenant  Franz  Freiherr  v.  Cordon  im  eigenen 
Namen  und  im  Namen  des  Pasquale  Revoltella; 

Joseph  Anton  Forsboom-Brentano;  Simon  G.  Sina,  Arnstein  & 
Eskeles  und  Moritz  Wodianer;  endlich  Ernest  Andre*  im  eigenen  Nameu 
und  im  Namen  des  Emile  Pereire,  Benedict  Fould,  Isaak  Pereire, 
Hippolyte  Bieeta,  August  Thurneissen,  Marc  Ged<>on  des  Arts,  Charles 
Auguste  Louis  Joseph  Grafen  Morny,  Jo6e"  Louis  de  Abaroa,  Kasimir 
Salvador,  Fräd^ric  Grieninger,  Florentin  Achille  Freiherr  v.  Seiliiere, 
Charles  Mallet  und  Adolphe  d'Eichthal  bei  Uns  die  Bitte  vorgebracht 
haben,  ihnen  die  Bau-  und  Betriebsconcession  für  das  in  Unserem 
Königreiche  Ungarn  zwischen  der  Donau  und  der  südlichen  Staatseisen- 
bahn  herzustellende  Eisenbahnnetz  zu  ertheilen,  so  haben  Wir  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  und  über  Antrag  Unseres 
Handelsministers  Uns  bewogen  gefunden,  den  genannten  Bittstellern  die 
definitive  Bau-  und  Betriebsconcession  für  nachbenannte  Eisenbahnstrecken 
mit  Folgendem  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  demnach  den  genannten  Concessionären  die  Be- 
willigung zu  den  Vorarbeiten,  sowie  die  Concession  zum  Baue  und  Be- 
triebe nachstehender  Locomotiveisenbahnen :  a)  Einer  Bahn  von  Wien 
über  Oedenburg  und  Gross-Kanizsa  nach  Esseg.  b)  Einer  Bahn  von 
Neu-Szöny  über  Stublweissenburg  nach  Esseg.  Insoferne  durch  diese 
ad  o)  und  b)  erwähnten  Linien  Fünfkirchen  nicht  berührt  werden 
sollte,  ist  zur  Verbindung  dieser  Stadt  eine  Zweigbahn  herzustellen. 

41* 
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c)  Einer  Bahn  von  Ofen  über  Gross-Kanizsa  zum  Anschlüsse  an  die 
südliche  Staatseisenbahn  in  der  Nahe  von  Pöltechach.  d)  Einer  Bahn 
von  Esseg  nach  Semlin. 

Die  nähere  Festsetzung  der  Trace  für  sämmtliche  angeführte 
Linien  hat  über  Vorschlag  der  Ooncessionäre  und  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  in  militärischer  Beziehung  noth wendigen  Anforderungen 
von  der  Staatsverwaltung  zu  erfolgen.  Sollte  für  die  Anlage  eines  abge- 
sonderten Bahnhofes  in  Wien  für  die  ad  a)  erwähnte  Bahn  kein  ge- 
eigneter Platz  ausgemittelt  werden  können,  oder  die  Führung  der  abge- 
sonderten Linie  in  der  Nähe  des  Bahnhofes  besonderen  Schwierigkeiten 
unterliegen,  so  wird  den  Concessionären  gestattet,  die  genannte  Linie 
an  einem  über  ihren  Vorschlag  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestim- 
menden Punkte  in  eine  der  schon  bestehenden  Bahnen  einmünden  zu 
lassen. 

Für  den  Fall,  als  die  Ooncessionäre  zur  Vervollständigung  dieses 
Eisenbahnnetzes  die  Eisenbahn  von  Fünfkirchen  nach  Mondes  an  sich 
bringen  würden,  soll  auch  diese  Bahn  Gegenstand  der  vorliegenden 
Ooncession  sein,  dermassen,  dass  alle  Bestimmungen  derselben  auch  auf 
diese  Bahn  Anwendung  finden. 

Die  Grundflächen,  die  Erd-  und  Kunstarbeiten  müssen  auf  zwei 
Geleise  hergestellt  werden;  die  Ooncessionäre  sind  aber  erst  dann  ver- 
pflichtet, das  zweite  Geleise  zu  legen,  wenn  der  einjährige  Ruhertrag 
150.000  fl.  per  Meile  Überschreitet.  Die  Ooncessionäre  haben  die  Pflicht,  die 
conceBsionirten  Eisenbahnen  während  der  Dauer  der  Ooncession  in  voll- 
kommen gutem  und  betriebsfähigem  Zustande  auf  ihre  alleinigen  Kosten 
ohne  allen  Beitrag  von  Seite  der  Staatsverwaltung  zu  erhalten  und 
jederzeit  die  Betriebsmittel  mit  dem  Bedarfe  des  öffentlichen  Verkehres 
in  Verhältniss  zu  bringen. 

Das  Kecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
falligen  gesetzlichen  Vorschriften  (also  auch  mit  Berücksichtigung  der 
in  der  Militärgrenze  in  Betreff  der  Grunderwerbung  gesetzlich  bestehenden 
besonderen  Normen)  wird  ertheilt. 

Zufolge  de»  Protokolls  vom  23.  September  18'>8  (Do:\  3;  ist  der  vor- 
stehende Paragraph  mit  Ausnahme  des  auf  die  Festsetzung  der  Trace  sich 
beziehenden  Absatzes  ausser  Kraft  getreten. 

Die  £i  2  bis  inclusive  9  sind  nach  dem  Protokolle  vom  23.  September 
18.">8  (Doc.  3)  gleichfalls  hinwcggcfallen. 

§  10. 

Die  Ooncessionäre  sind  berechtigt,  von  Parteien,  welche  die  Eisen- 
bahn ohne  vorausgegangene  Entrichtung  der  schuldigen  Fahr-  oder 
Frachtgebtihr  benützen  oder  durch  unrichtige  Angaben  der  Gattung 
oder  des  Gewichtes,  durch  Zusammenfassung  mehrerer,  verschiedenen 
Personen  gehöriger  oder  an  verschiedene  Personen  gesendeter  Gegen- 
stände in  eine  Sendung  oder  auf  was  sonst  immer  für  eine  Art  die 
Gebühr  zu  verringern  oder  ganz  zu  umgehen  versuchten,  den  dreifachen 
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Betrag  der  tarifmäßigen  Gebühr  nach  den  von  Unserem  Handelsmini- 
sterium festzusetzenden  näheren  Modalitäten  zu  erheben,  jedoeh  mues 
das  Publicum  auf  die  Folgen  eines  die  Umgehung  oder  Verringerung 
der  Gebühren  bezielenden  Versuches  durch  eine  der  Tarifkundmachung 
beigefügte  Warnung  aufmerksam  gemacht  werden. 

Die  §§11  bis  inclusive  15  sind  durch  das  Protokoll  vom  23.  September 
18fi8  (Doc.  3)  aufgehoben  worden. 

§  16. 

Sollte  irgend  eine  in  dieser  Concession  festgesetzte  Verpflichtung 
nicht  erfüllt  werden,  so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  im  Sinne 
des  bestehenden  Eisenbahnconcestionegesetzes  vom  14.  September  1854 
die  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen,  und  ausserdem  nötigenfalls 
auf  Kosten  der  Eisenbahnunternehmung  die  entsprechende  Abhilfe  an- 
zuordnen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium 
entgegen  zu  handeln  und  den  Ooncessionären  das  Recht  einräumen, 
wegen  das  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messenen Befehl,  über  dieses  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

ZuUrkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
k Ai serlieben  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichs- Haupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  8.  Monatetage  October  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  acht- 
hundert fünfzig  sechs,  Unserer  Reiche  im  achten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ritter  v.  Toggenburg  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät: 

(L.  8.)  Dr.  Vincenz  Maly  m.  p. 

6.  Protokoll,  aufgenommen  im  k.  k.  Finanzministerium  am 

8.  December  1858, 

Ober  einige  Äenderunfen  der  Concession  vom  23.  September  1858. 

In  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  80.  November, 
betreffend  das  mit  ihren  Excellenzen  den  Herren  Finanz-  und  Handels- 
ministern am  23.  September  über  den  Verkauf  der  südlichen  Staatababn 
abgeschlossene  Uebereinkommen,  erklärt  der  Unterzeichnete,  dass  er  sich 
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kraft  der  ihm  von  den  Unterzeichnern  des  obgedachten  Uebereinkommens 
ertheilten  Vollmacht  in  deren  Namen  verpflichtet: 

1.  Von  der  Eisenbahnstrecke  Kanizsa-Esseg  gleichzeitig  mit  dem 
Bau  derselben  eine  Auslastung  nach  Fünfkirchen  zum  Anschlnss  an  die 
Fünfkirchen- Mobäcser  Bahn  zu  den  Bedingungen  zu  erbauen,  welche 
von  der  hohen  Staatsverwaltung  für  die  Franz  Joseph- Orientbahn  bewilligt 
worden  sind. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  2  Absatz    8  der  Concesiionsurkunde  vom 
23.  September  1858  (Doc.  2). 

2.  Nach  Ausführung  der  Bahnstrecke  Padua-Rovigo  und  im  Falle 
eine  Bahn  von  Bologna  nach  Ferrara  erbaut  werden  würde,  mit  den 
Concessionären  der  letzteren  über  den  Anschlnss  dieser  beiden  Linien 
und  namentlich  rücksichtlich  des  Baues  der  Brücke  über  den  Po  zu 
verbandeln,  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  hohen  Staatsver- 
waltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

3.  Den  begonnenen  Bau  der  Bahnen  von  Marburg  nach  Klagenfurt 
und  von  Pragerhof  und  Marburg  über  Kanizsa  und  Stuhlweissenburg 
nach  Ofen  und  Uj  Szöny  unaufhaltsam  fortzusetzen  und  mit  der  mög- 
lichsten Beschleunigung  zu  vollenden,  sowie  die  Bahnstrecke  Klagenfurt- 
Villacb  und,  insoferne  es  die  finanziellen  Verhältnisse  gestatten,  auch 
die  Bahnstrecke  Oedenburg-Kanizsa  bis  Ende  1863  auszuführen. 

4.  Die  der  Franz  Joseph-Orientbahn-Gesellschaft  für  das  ursprünglich 
concessionirte  Bahnnetz  ertheilten  Begünstigungen  bezüglich  der  Einfuhr 
von  Bau-  und  Betriebematerialien  nach  Masßgabe  der  nunmehr  be- 
schränkten Ausdehnung  desselben  zu  ermassigen. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  Anhang  C  der  Concessionsurkunde  vom  23.  Sep- 
tember 1858  (Doc.  2j. 

5.  Den  beiliegenden  Tarif  einzuführen. 

Dieses  Protokoll  soll  als  ein  integrtrender  Theil  der  Concessions- 
urkunde  vom  23.  September  angeschen  werden,  welche  von  Seiner 
Excellenz  dem  Herrn  Handelsminister  mit  den  früheren  Concessionen 
der  lombardisch- venetianischen,  der  Franz  Joseph-Orient-  und  der 
Kärntner  Bahnen  in  eine  einzige,  allein  giltige  Concessionsurkunde 
zusammen gefasst  und  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  zur  Aller- 
höchsten Unterzeichnung  unterbreitet  werden  wird,  damit  jene  Concessionen 
und  die  darauf  bezüglichen  Statuten  aufgehoben  und  ausser  Kraft 
gesetzt  werden  können. 

Freiherr  v.  Bruck  m.  p.  Paulin  Talabot  m.  p. 

k.  k.  Finanzminister. 
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Tarif  der  .  südlichen  Staats-,  lombardisch  -  venetianischen 
und  central  italienischen  Eisenbahn  Gesellschaft. 

Tarif  Nr.  I. 
Reisende. 

In  der  österreichischen  Wahrung  zu  entrichten: 

I.  Classe  per  Kopf  und  österreichische  Meile  36  kr. 

II«      0       v      v       *  n  ■   27  „ 

»  V        7)         r  »  r   18  n 

Kioder  unter  zwei  Jahren,  die  auf  dem  Schosse  gehalten  werden, 
eind  frei. 

Rinder  von  2  bis  10  Jahren  zahlen  die  halbe  Fahrgebühr. 

Bei  Schnellzügen,  welche  nur  Wagen  der  I.  und  II.  Classe  führen, 
können  die  Fahrpreise  um  20  Procent  erhöht  werden,  unter  der  Be- 
dingung jedoch,  dass  deren  Fahrgeschwindigkeit,  die  Aufenthalte  mit 
inbegriffen,  nicht  unter  5  österreichischen  Meilen  per  Stunde  sei. 

Die  grösste  Fahrgeschwindigkeit  darf  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  §  6  der  Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  bei  keinem  Zuge 
7  österreichische  Meilen  per  Stunde,  die  Aufenthalte  mit  inbegriffen, 
übersteigen. 

Mit  dem  Handelsministerialerlasse  vom  16.  Jänner  1862,  Z.  116-16,  wurde 
die  zulässige  Maximalgeschwindigkeit  für  Personenzüge  von  7  auf  10  Meilen 
in  der  Stunde  erhöht. 


Tarif  Nr.  II. 
Reisegepäcke. 

Jedem  Reisenden  gebührt  ein  Freigewicht  von  50  Zollpfunden 
des  Reisegepäckes,  insoferne  derselbe  einen  ganzen,  und  die  Hälfte  des 
Freigewichtes,  insoferne  er  nur  einen  halben  Platz  bezahlt  hat. 

Für  das  Reisegepäcksübergewicht  ist  per  österreichische  Meile  und 
für  jede  durch  20  Zollpfunde  untheilbare  Fraction  eine  Gebühr  von 
1*5  kr.  zu  entrichten. 

Die  Gebühr  ist  doppelt  zu  entrichten  für  Gegenstände,  welche  bei 
einem  Umfange  von  1  Kubikfuss  weniger  als  15  Zollpfunde  wiegen. 

Jede  Sendung  von  Reisegepäck  unterliegt  der  allgemeinen  Ver- 
sicherungegebühr  (siehe  Tarif  Nr.  X)  von  7  kr.  per  Person  ohne 
Unterschied,  ob  Letztere  die  ganze  oder  eine  ermässigte  Fahrgebühr 
bezahlt  hat. 

Für  die  Aufbewahrung  des  Reisegepäckes,  welches  nicht  binnen 
24  Stunden  nach  dem  Einlangen  abgeholt  wird,  sind  an  Lagerzins  für 
das  Stück  und  den  Tag  6  kr.  zu  entrichten. 
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Der  Ausdiuck  „Reisegepäck"  findet  nur  auf  jene  Colli  Anwendung, 
welche  die  zum  eigenen  persönlichen  Gebrauche  des  Reisenden  dienen« 
den  Effecten  enthalten.  Waarencolli,  von  was  immer  für  einer  Art, 
welche  ein  Rexsender  mit  sich  führen  will,  können  nicht  als  Reise- 
gepäck angesehen  werden,  dieselben  können  zwar,  insoferne  die 
Verhältnisse  des  Dienstes  es  gestatten,  mit  demselben  Zuge,  welchen 
der  Reisende  benützt,  befördert,  jedoch  nur  als  Eilgüter  und  als  solche 
nach  ihrem  Gesammtgewichte,  ohne  Abzug  eines  Freigewichtes  taxirt 
werden  (siehe  Tarif  Nr.  III).  Das  Gepäck  wird  beim  Einlangen  des 
Zuges  gegen  Vorweisung  des  bei  der  Abfahrt  erhaltenen  Gepäcksscheines 
zurückgestellt. 

Die  Rückstellung  dieses  Gepäcksscheines  enthebt  die  Eisenbahn- 
verwaltung von  jeder  weiteren  Haftung. 

Tarif  Nr.  III. 
Ei  lgüter. 

Gebühr  per  österreichische  Meile  und  per  20  Zollpfunde    .   .   .1*5  kr. 

Die  geringste  Gebühr  besteht,  die  allgemeine  Assecuranz  (siehe 
.  Tarif  Nr.  X)  mit  inbegriffen,  in  dem  Betrage  von  20  kr. 

Dieser  Tarif  findet  Anwendung  auf  alle  Waaren,  deren  Beför- 
derung mit  den  Personenzügen  verlangt  wird,  sowie  auf  alle  Sendungen 
von  frischen  Früchten,  Milch,  Eiern,  Fischen  und  Austern,  welche  in 
jedem  Falle  mit  den  Personenzügen  befördert  werden. 

Sämmtliche  hier  speciell  aufgeführte  Artikel  erscheinen  zugleich  auch  in 
der  bei  Tarif  Nr.  V  abgedruckten  Waarenclassification  für  Frachten. 

Für  die  als  Eilgut  beförderten  Gegenstände,  welche  nicht  binnen 
48  Stunden  nach  dem  Einlangen  behoben  werden,  ist  an  Lageizins 
für  das  Stück  und  den  Tag  zu  entrichten  6  kr. 

Mit  dem  Handelsministeiialerlasse  vom  7.  Februar  1860,  Z.  20220-1301, 
wurde  der  Gesellschaft  die  Genehmigung  ertheilt,  die  Bestimmung  des  Tarife« 
Nr.  II  (Reisegepäck),  nach  welcher  „für  voluminöse  Gegenstände,  d.  i.  für 
solche,  deren  Gewicht  per  Kubikfuss  weniger  als  16  Pfund  beträgt,  die  doppelte 
Taxe  eingehoben  wird'',  auch  in  den  Tarif  III  (Eilgüter)  aufzunehmen. 

Tarif  Nr.  IV. 

Baarschaften  und  Pretiosen. 

Von  0—300  fl.  für  jede  durch  100  untheilbare  Fraction    .   .   .0  8  kr. 
Ueber  300  bis  5000  fl.  für  jede  durch  500  untheilbare  Fraction  2  4  „ 
Von  5000  fl.  für  jede  durch  1000  untheilbare  Fraction  ....  3  2 

Mit  dem  Handelsministerialerlasse  vom  7.  Februar  1860, 
Z.  20220-1301,  wurde  die  Styliairung  dieser  Tarifbestimmung  dahin 
geändert,  dass  es  nunmehr  zu  heissen  hat:  „übrr  5000  fl.  für  jeden 
weiteren  Betrag  bis  1000  fl.  die  Gebühr  von  3-2  kr." 
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Geringste  Gebühr,  die  Versicherungsgebühr  mit  inbegriffen    .   .  20  „ 
Lagerzins  für  jede  durch  500  fl.  untheilbare  Fraction  per  Tag  .    5  „ 
insoferne  diese  Sendungen  nicht  binnen  24  Stunden  nach  dem  Einlangen 
abgeholt  werden. 

Tarif  Nr.  V. 
Frachtengüter. 

I.  Classe  für  jeden  Zollcentner  und  jede  österreichische  Meile  1-70  kr. 

,Jf*     nun  »         n     n  »  n      2'60  » 

HL  n       9  n      .  n  n      8*50  „ 

Die  verschiedenen  Waarengattungen  werden  nach  der  beiliegenden 
Classification  der  Frachten  behandelt. 

Die  bezogene  Frachtenclaswfication  folgt  anschliessend  an  den  gegen- 
wärtigen Tarif  Nr.  V. 

Alle  Waaren,  deren  Transport  unverpackt  zugelassen  wird,  werden 
ohne  Haftung  verführt. 

Waaren  jeder  Gattung,  die  von  Triest  oder  Fiume  nach  Brixen 
versendet  werden,  geniessen  für  diese  Strecke  eine  Ermässigung  von 
20  Percent  des  Tarifes. 

Ausnahmsweise  werden  die  nachstehend  bezeichneten  Waaren  eine 
Preisermässigung  geniessen,  und  zwar 

per  Zollcentner  und  österreichische  Meile: 

1.  Kohlen,  Getreide,  Erdäpfel,  Hülsenfrüchte  bis  zu  10  Meilen  1-50  kr. 

ohne  dass  die  Frachtgebtthr  12V2        übersteigen  darf, 

von  10  bis  20  Meilen   1*25  „ 

ohne  dass  die  Fracbtgebübr  20  kr.  übersteigen  darf,  und 

über  20  Meilen  1-00  „ 

77 

Vgl.  die  Anmerkungen  zu  den  Artikeln  Kohlen  und  Getreide  in  der 
nachfolgenden  Frachtenclaasification  (L  Classe). 

2.  Eisenbahnfahrbetriebsmittel,  welche  auf  eigenen  Rädern 

laufen  1*00  kr. 

3.  Roheisen    in    Flossen,    dann   Bau-   uud    Werkholz  unter 


Vgl.  die  Anmerkung  zum  Artikel  Eisen  und  Eisenwaaren  in  der  nach- 
folgenden Fraohtenclassification  (I.  Clasae). 


Laut  HandelsmmisterialeriaMM  vom  6.  August  1862,  Z.  5411,914  ex  1861, 
wurde  zugestanden,  dass  dem  Artikel  Oel  der  begünstigte  Tarif  nur  bei  der 
Aufgabe  in  Triest,  respective  in  St  Peter  zuzukommen  hat    Bezüglich  des 


10  Meter  Länge 


1-50  „ 


4.  Oele  und  Hadern 


1-25  kr. 
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Artikels  Hadern  vgl.  die  Anmerkung  zu  dem  Artikel  Abfälle  in  der  nach- 
folgenden Fraohtenclassification  (I.  Classe). 

5.  Blau-,  Gelb-  und  Rothholz,  dann  Zwilch  und  Segeltuch  1*25  kr. 

Vgl.  die  Anmerkung  «u  dem  Artikel  Farbhölzer  in  der  nachfolgenden 
Fraohtenclassification  (I.  Classe). 

Bei  nachstehenden  Waaren  wird  die  Frachtgebühr  nach  der  ersten 
und  niedrigsten  Tarifcla9se  berechnet  und  eingehoben,  wenn  dieselben 
in  Triest  selbst  oder  ans  Fiume  in  der  Station  St.  Peter  zur  Beför- 
derung in  der  Richtung  nach  Wien  aufgegeben  werden,  und  zwar: 

6.  Flachs,  Hanf  und  Werg  in  nicht  einballirten,  jedoch  mit  Stricken 

verschnürten  Ballen. 

Vgl.  die  Bemerkung  zu  dem  Artikel  Flachs,  Hanf,  Werg  in  der  nach- 
folgenden Frachtenclaasincatiou  (I.  Classe). 

7.  Arznei  und  Parfümeriewaareo,  weun   sie    in  verschnürten  Ballen 

verpackt  sind. 

8.  Baumwolle  und  Baumwollabfülle  in  gepressten  Ballen. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  dem  Artikel  Baumwolle  in  der  nachfolgenden 
Fraohtenclaasification  (II.  Classe). 

9.  Cacaobohnen,  Indigo,  Kaffee,  gemeine  Schaffwollloden,  Carobbe  und 

rohe  Ochsenhäute,  letztere  in  Ballen  gebunden. 

Vgl.  die  Anmerkungen  zu  den  Artikeln  Farben  und  Farbstoffe,  feine,  dann 
Kaffee  und  Felle  und  Häute  in  der  nachfolgenden  Fraohtenclassification  (U.  Classe). 

Diese  Tarifermässigung  findet  bei  Fiume  Anwendung,  wenn  die 
unter  Post  4  und  9  aufgeführten  Artikel  zu  Land  von  Finme  nach 
St.  Peter  gegangen  und  in  dieser  Station  in  der  Richtung  nach  Wien 
aufgegeben  worden  sind,  und  zwar  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Eröffnung 
der  Eisenbahnlinie  Fiume-St.  Peter. 

Auf-  und  Abladegebühr  per  Zollcentner  1*5  kr. 

Versender  oder  Etnpf&ager,  welche  aus  besonderen  Ursachen  das 
Auf-  und  Abladen  ihrer  Sendungen  auf  eigene  Kosten  selbst  besorget), 
haben  hierdurch  keinen  Anspruch  auf  irgend  eine  Raduction  dieser  Auf- 
oder Abladegebühr. 

Laut  des  Tarifanhanges  zu  Artikel  6  des  Vertrages  vom  13.  April  1867 
(Doc.  8)  wurden  die  laut  Concessionstarif  flir  Frachten  bestehenden  Neben- 
gebQhreu  rücksiohtlich 

a)  der  allgemeinen  Yersicheruugsgebühr  im  Betrage  von  1-8  kr.  per  Zollcentner, 

b)  der  Auf-  und  Abladegeböhr  im  Betrage  von  15  kr.  per  Zollcentner,  unter 

der  Bezeichnung:  „Manipulationsgebuhr''  vereinigt  und  auf  den  Gesammt- 
betrag  von  2  kr.  per  Zollcentner  festgestellt. 

Diese  Manipulationsgebuhr  ist  in  den  Tarifeinheiten  nicht  enthalten  und 
wird  dem  Frachtbetrage  in  allen  Fällen  zugeschlagen. 
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Ausnahmsweise  sind  von  der  Entrichtung  der  MauipulationsgebÜhr  jene  Güter, 
welche  in  der  nachfolgenden  Frachtenolassi6oation  mit  t  nnd  mit  ff  bezeichnet 
erscheinen,  nnd  für  welche  volle  Wagenladungen  bedungen  sind,  unter  der  Be- 
dingung befreit,  dass  das  Auf-  und  Abladen  seitens  des  Versenders  und  Em- 
pfängers binnen  der  ihnen  von  der  Gesellschaft  vorgeschriebenen  Frist  stattfindet. 

Soll  das  Auf-  und  Abladen  auf  ausdrückliches  Verlangen  des  Versenders 
im  Frachtbriefe  durch  die  Gesellschaft  besorgt  werden,  so  wird  für  diese  Ver- 
richtungen die  Hälfte  der  ob  gedachten  Manipulationsgebtthr,  d.  i.  1  kr.  per 
Zollcentner,  berechnet  und  eingehoben. 

Frachten,  welche  nicht  binnen  drei  Tagen  nach  ihrem  Einlangen 
abgeholt  werden,  zahlen  für  den  Zollcentner  und  für  den  Tag  einen 


Lagerzins  von  0*8  kr. 

Für  Bauholz,  Bausteine,  Ziegel,   Erden    und  Erze  beginnt  die 
Entrichtung  des  Lagerzinses  erst  nach  sechs  Tagen  und  wird  derselbe 

auf  O  l  kr. 

ermässigt. 


Die  geringste  Gebühr  für  eine  Expedition  kann,  die  allgemeine 
Aesecuranzgebtihr  mit  inbegriffen,  nie  weniger  sein  als    .  .  .   .  20  kr. 

Jede  Frachtenexpedition  unter  einem  halben  Zollcentner  wird  für 
einen  halben  Zollcentner,  und  das  darüber  hinausgehende  Gewicht  von 
einem  halben  bis  zu  einem  Zollcentner  wird  je  nach  1/.0  Zollcentner 
berechnet,  wobei  jedes  angefangene  Zehntel  für  voll  angenommen  wird. 

Waaggebtibr,  wenn  das  Abwiegen  von  dem  Versender  oder  Em- 
pfänger ausdrücklich  verlangt  wird, 

für  Einen  Zollcentner  1-5  kr. 

und  für  Kohlen  und  Erze  0*5  „ 

Die  Frachtgebühren,  sowohl  für  Eil-  als  für  Frachtgüter,  können 
nach  Wahl  der  Versender  entweder  bei  der  Aufgabe  berichtigt,  oder  an 
den  Empfänger  zur  Zahlung  angewiesen  werden,  jedoch  unter  folgenden 
Ausnahmen: 

Nur  gegen  sofortige  Entrichtung  der  Bahngebühren  bei  der  Auf- 
gabe werden  angenommen: 

Alle  Waaren,  deren  Werth  die  für  Beförderung  entfallenden  Bahn- 
gebühren nicht  augenscheinlich  übersteigt;  alle  Waaren,  die  ihrer  Natur 
nach  der  Gefahr  unterliegen,  während  ihrer  Verführung  ihren  Werth 
ganz  oder  zum  Theil  zu  verlieren;  alle  Eilgüter,  welche  mit  „im 
Bureau  zu  beheben"  bezeichnet  sind. 

Alle  Sendungen,  bei  welchen  der  Versender  zugleich  der  Empfänger. 

Die  Gattung  der  Waaren  muss  auf  dem  Frachtbriefe  bezeichnet 
sein,  widrigenfalls  für  das  Gesammt  gewicht  die  Gebühr  der  höchsten 
Classe  in  Anwendung  gebracht  wird. 

Alle  Colli,  welche  laut  Erklärung  Waaren  enthalten,  die  ver- 
schiedenen Tarifclassen  angehören,  werden  nach  der  höchsten  Waaren- 
classe  bezeichnet. 

Alle  Frachtgegenstände,  deren  Gewicht  unter  15  Zollpfunden  per 
Eubikfass  ist,  zahlen  die  doppelte  Gebühr. 
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Alle  jene  Waareo,  welche  in  einem  Zustande  überbracht  werden, 
der  eine  Beschädigung  während  der  Verführung  befürchten  lägst,  werden 
nur  auf  Gefahr  des  Versenders  aufgenommen  und  gegen  eine  vom 
Letzteren  unterzeichnete  Erklärung,  welche  die  Bahnunternehmung  von 
jeder  Verantwortung  loszählt. 

Für  die  Beträge  der  bei  der  Uebernahme  ausbezahlten  Auslagen 
wrrd  eine  Provision  von  2  Percent  eiugehoben,  wobei  es  jedoch  der 
Eisenbahnunternehmung  freisteht,  die  Vorauszahlung  der  in  den  ihr 
vorgewiesenen  Frachtbriefen  unter  dem  Titel  „Auslagen"  aufgeführten 
Beträge  zu  verweigern. 

Die  von  der  Eisenbahnunternehmung  für  Zoll*  und  Verzehrungs- 
eteuerauelagen  bestrittenen  Vorschüsse  unterliegen  ebenfalls  der  Ein- 
hebung einer  Provision  von  2  Percent. 

Für  die  Beträge  der  nach  Eingang  zurückzuzahlenden  Spesen, 
welohe  die  Aufgabsstation  an  die  versendende  Partei  zu  zahlen  hat, 
nachdem  dieselben  beim  Abgabsamte  vom  Empfänger  entrichtet  worden 
sind,  wird  die  Provision  mit  x/2  Percent  eingeboben. 

Die  Eisenbahnunternehmung  nimmt  nur  solche  Frachtbriefe  an, 
welche  mit  dem  von  ihr  festgesetzten  Foimulare  gleichlauten;  dim 
Publicum  steht  es  frei,  eich  dieselben  auf  eigene  Rechnung  anzuschaffen, 
jedoch  immer  dem  vorgeschriebenen  Foimulare  entsprechend. 

Für  jeden  über  Verlangen  des  Versenders  im  Eisenbahnamte  aus- 
gefertigten Frachtbrief  ist  eine  Gebühr  von  2  kr.  zu  entrichten,  wobei 
der  Preis  der  Drucksorte  nicht  mit  inbegriffen  ist,  für  welche,  wenn 
dieselbe  von  der  Eisenbahnunternehmung  geliefert  wird,  ebenfalls  2  kr. 
entfallen. 

Classification  der  Frachten 

(zu  Tarif  Xr.  V). 

In  der  nachfolgenden  Frachtenclassification  erscheinen  zugleich  die  auf 
Grund  des  Tarifanhanges  zu  Artikel  V  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doo.  8) 
eingetretenen  Modifikationen  ersichtlich  gemacht;  insbesondere  wurden  laut  des 
bezeichneten  Tarifanhanges  nachfolgende  Maximalgebührensütze  eingeführt: 

aj  fUr  die  mit  *  bezeichneten  Artikel 

1*7  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  40  Meilen  und 
1  5  „      n  „  „       „    über  40  Meilen; 

b)  für  die  mit  **  bezeichneten  Artikel 

1-7  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  20  Meilen, 

1-5  „  „  „  „  über  20  bis  40  Meilen  und 

1*25  »  m  m  ■       n       n    *0  Meilen; 

c)  für  die  mit  ***  bezeichneten  Artikel 

l  f»  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  15  Meilen, 

1-25  „       „  „  „       n    übe*  15  bis  30  Meilen  und 

1  0   „  ,  „    30  Meilen; 
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<ij  für  die  mit  7  bexeichneten  Artikel  iu  Wagenladungen 

1-25  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  10  Meilen. 

1-0     r  ,  „       ,.     über  10  bis  2D  Meilen  und 

0  75    r      „  r  r  .20  Meilen; 

e)  für  die  mit  77  bezeichneten  Artikel  in  Wagenladungen 

1*26  kr.  per  Zollcentner  und\Meile  bis  10  Meilen; 

1-0     r  .          „           „            über  10  bis  20  Meilen, 

0  75    „  r            „      r       ,      20  bis  40  Meilen  und 

0  6     r  r          „            „      „       „     40  Meilen. 

1.  Ciasse. 

Abfälle,  als:  Metallascbe,  Metallspäne,  Hammerschlag,  Scherben,  Unter - 
laugen  von  Färbereien  und  Seifensiedereien,  Dünger  |,  Düngsalz  f, 
Hefe,  Häckerling,  Kleien  ***,  Spülicht,  Träber,  Trester,  Holzabfälle, 
Holzasche,  Rohrabfälle,  Seilenden,  Hadern,  Blut,  Därme,  Hörner  und 
Hom8pitzen,  Klauen  f,  Knochen  f,  Knochenmehl  (Spodium)  f,  Leder- 
abschnitte und  Leimleder  j  (alle  diese  verpackt),  Heu,  Stroh  (mittelst 
Maschinen  gepresst),  Bast  (gepresBt),  Lein-  und  Oelkuchen,  dann 
Schlacken  ff»  Loh-  und  Torfziegel,  Bruchglas. 

Hadern  geniessen  nach  Punkt  4  des  Tarifes  Nr.  V  den  Tarifsatz  von 
1*25  kr.  per  Zollcentner  und  Meile;  ferner  geniessen  dieselben,  sowie  auch  kurze, 
als  Bindemittel  nicht  mehr  verwendbare  Stücke  alter  Stricke  und  Seile  (in  Ballen  ge- 
bunden oder  verpackt)  nach  dem  Tarifanhange  zu  Artikel  5  des  Vertrages  vom 
13.  April  1867  (Doc.  8)  bei  einem  Transporte  über  30  Meilen  den  Tarifsatz  von 
1  kr.  per  Zollcentner  und  Meile. 

Anmerkung.  Heu  und  Stroh,  nicht  mit  Maschinen  gepresst,  nur  nach 
ganzen  Wagenladungen,  und  zwar  mit  einem  Rechnungsgewichte 
von  60  Centner  für  einen  vierr äderigen  und  120  Centner  für  einen 
achträderigen  Wagen. 

Die  Rechnungsgewichtc  wurden  durch  den  Handclsministerialerlass  vom 
28.  October  1861,  Z.  668-107,  auf  70,  respective  135  Zollcentner  richtiggestellt. 

Barchent,  roher,  ohne  Emballage,  jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutzung. 
Brot,  weisses  und  schwarzes,  auch  Militärzwieback  (verpackt). 
Cichorien wurzel  und  Kaffeesurrogatc. 

Cottone,  rohe,  ohne  Emballage,  jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutzung. 
Drainage-  (Entwäaserungs)  Röhren  aus  Thonf- 

Eisen  und  Eisen waaren,  mit  Ausnahme  der  in  anderen  Classen  genannten, 
dann  zerlegte  Oefen  und  Kochgeschirre,  eiserne  Bettbestandtheile 
(Cavalet),  patentirte  feuer-  und  einbrucbslchere  Geldcassen.  Loco- 
motiv-,  Tender-  und  Eisenbahn  Wagenräder  (auch  auf  Achsen  be- 
festigt^, ebenso  Hohlwaaren  aus  Gusseisen. 

Tfohcisen  in  Flossen  geniesst  nach  Punkt  3  des  Tarifcs  Kr.  V  den  Tarif- 
sat« v«n  V't  kr.  per  Zollcentner  und  Meile,  Eisen  und  Stahl  aller  Art,  in  Stäben, 
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Blechen,  Drähten,  Köhren,  Kugeln,  Platten  etc.  (nicht  über  eine  Wagenlänge) 
die  Tarifbegünstigung  sub  •**  und  Roheisen  in  Wagenladungen  jene  sub  ff. 

Altes  Eisen,  Brucheisen  und  Bruchstahl  gemessen  ebenfall«  die  sub  ff 
angeführte  Begünstigung. 

Farbhölzer,  Wurzeln,  Rinden,  Kräuter,  nicht  in  anderen  Clasaen  ge- 
nannte, ganz  oder  auch  geraspelt,  geschnitten  und  gemahlen,  z.  B. 
Brasil,  Bimasholz,  Aleanna,  Krapp,  Curcumä,  Quercitron**,  Sumach**, 
Waid**,  Wau  (verpackt,  das  Holz  auch  in  Blöcken). 

Blau-,  Gelb-  und  Rothholz  hat  nach  Punkt  5  des  Tarifes  Nr.  V  den  Tarif- 
satz ron  1*25  kr.  per  Zollcentner  und  Meile;  ferner  gemessen  Farbhölzer  in 
Stücken  und  Blöcken  nach  dem  Tarifanhange  zum  Artikel  5  des  Vertrages  vom 
13.  April  18G7  (Doc.  8)  diesen  Satz  bis  30  Meilen,  über  30  Meilen  aber  den 
Tarifsatz  von  1  kr.  per  Zollcentner  und  Meile. 

Farben  und  Farbenstoffe,  gemeine  **,  als:  Bergblan,  Berlinerblau,  Blei- 
weiss,  Druckerschwärze,  Eschel,  Schmälte  und  Ultramarin,  Eisen- 
beize, blausaures  Kali,  Grünspan,  Ofenbruch  (Tutie),  Russe  aller 
Art,  Schuttgelb,  Waidblau  (verpackt). 

Fette  aller  Art**,  z.  B.  Unschlitt,  Elain,  Stearin,  Gänsefett,  Schmeer, 
Schmiere,  Tbran,  Wallrath,  Wichse  (verpackt). 

Flachs,  Hanf,  Werg  (verpackt  in  Emballage). 

Flachs,  Hanf,  Werg,  auch  unverpackt,  jedoch  gepresst,  d.  i.  per  Kubikfuss 
mindestens  18  Zollpfunde,  gemesst  die  Tarifbegilnstigung  sub  **.  "Vgl.  auch 
Punkt  6  des  Tarifes  Nr.  V. 

Gerbestoffe  aller  Art,  z.  B.  Ackerdoppen,  Bablachbohnen,  Dividivi, 
Eicheln,  türkische  (Vallonea  ***),  Eichenrinde,  Galläpfel,  Knoppern***, 
Lohe  (verpackt). 

Getränke,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  als:  Bier,  Branntwein 
(auch  Spiritus),  Cider,  Essig,  Meth,  Most,  Wein,  Melissengeist  (in 
Fässern  und  Kisten). 

Bier  in  Fässern  und  Kisten  geniesst  ausser  der  sub  *  angeführten  Be- 
günstigung noch  den  Tarifsatz  von  1*25  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  im  Exporte 
Uber  die  österreichische  Grenze  hinaus. 

Spiritus  in  Fässern  bat  ausser  der  sub  *  angeführten  Begünstigung  den 
Tarifsatz  von  125  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  im  Exporte  über  die  öster- 
reichische Grenze  hinaus,  sowie  für  den  Consum  in  Triest  und  dem  Küstenlande. 

Wein-,  Bier-  und  Holzessig  in  Fässern  geniesst  die  sub  *  angeführte  Be- 
günstigung. 

Wein  in  Fässern  und  Kisten  geniesst  ausser  der  sub  *  angeführten  Be- 
günstigung noch  den  Tarif  von  1*25  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  im  Exporte 
über  die  österreichische  Grenze  hinaus,  sowie  für  den  Consum  in  Triest  und  im 
Kttstenlande. 

Gemüse   aller  Art,    auch   Futterkräuter,   Anis,   Fenchel,  Koriander, 
Kümmel,  Knoblauch,  Zwiebeln,  Paprika,  Senf,  Buchecker,  Eicheln, 
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Wachholderbeeren,  essbare  Schwämme  und  Pilze,  roh  und  einge- 
macht (verpackt),  Rankelrüben  ***  (auch  unverpackt). 
Getreide    aller    Art,    auch   Erdapfel,    Hülsenfrüchte    und  Kleesame 
(verpackt). 

Getreide,  Erdäpfel  and  Hülsenfrüchte  gemessen  nach  Punkt  1  des  Tarife» 
Nr.  V  den  Tarifsatz  von  1*5  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  zu  10  Meilen, 
von  l"2b  kr.  von  10  b's  20  Meilen  und  von  1  kr.  Uber  20  Meilen. 

Dem  Getreide  in  Wagenladungen  wurde  überdies  der  Satz  von  0*75  kr. 
per  Zollcentner  und  Meile  für  solche  Sendungen  eingeräumt,  welche  von  einer 
fremden  Bahn  auf  die  Südbalin  im  directen  Verkehre  übergehend,  mindestens 
100  Meilen  durohlaufen,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  hierbei  be- 
theiligten fremden  Bahnen  den  gleichen  Einheitstarif  bewilligen. 

Glas  und  Glaswaaren  aller  Art,  auch  belegte  Spiegelgläser  ohne 
Rahmen. 

Gypsf  (verpackt),  dann  roher  Gyps  in  Stücken. 

Haize,  gemeine,  als:  Colophonium ***,  Pech***,  Theer***,  Terpentin*** 
(verpackt),  dann  Asphalt. 

Asphalt  (verpackt)  geniesst  die  sub  ***  angeführte  Tarifbegünstigung. 

Holz,  als:  Bau-,  Brenn-,  Tischler-  und  Werkholz,  gemeines  und  edles, 
auch  Fournierhölzer,  Fassreife.  Beim  Brennholz  in  Scheitern  wird 
die  Klafter  gerechnet: 

3    schubiges  hartes  zu  24.  Centner 

21/  22 

3         n       weiches  „   20  n 

2'/,      „  »18  „ 

Bau-  und  Werkholz,  unter  10  Meter  Länge,  ist  nach  Punkt  3  des  Tarife» 
Nr.  V  durch  den  Satz  von  15  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  begünstigt.  Schnitt-, 
Spalt-  und  Sägeholz,  auch  Schwellen  und  Fassdauben  in  Wagenladungen  (nicht 
über  eine  Wagenlänge)  geniessen  die  sub  ***  angeführte,  und  Brennholz  nach 
dem  effectiven  Gewichte  die  sub  f  angeführte  Tarifbegünstigung. 

Die  Rechnungsgewichte  wurden  laut  Handelsministerialerlass  vom  28.  Oo- 
tober  1861,  Z.  668-107,  auf  27,  beziehungsweise  24  5,  22  5  und  20  Zolloentner 
richtiggestellt 

Holzschwämme,   roh   und  ungeheizt,  jedoch   von   Holztheilen  befreit 

(verpackt). 
Japanische  Erde  (Catechu),  (verpackt)**. 
Kalkj  (verpackt). 

Kardätschen,  dann  Kratzen  und  Stahlkämme  (verpackt). 
Kerzen  (mit  Ausnahme  der  Wachskerzen)  **,  dann  Seifen  (verpackt)  und 
Fackeln. 

Kohlen,  als:  Stein-  und  Braunkohlen,  dann  Coaks  ff. 
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Kohlen  gemessen  nach  Punkt  1  des  Tarifes  Nr.  V  den  begünstigten  Tarif 
von  15  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  bis  au  10  Meilen,  von  1-25  kr.  von  10 
bis  20  Meilen  und  von  1  kr.  über  20  Meilen;  ausserdem  sind  sie  in  Wagen- 
ladungen nach  dem  sub  ff  erwähnten  Satze  zu  tarieren. 

Kotzen  aus  Schafwolle,  Rindshaaren  und  Abfällen,  ohne  Emballage, 

jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutzung. 
Leim,  thierischer,  Fisch-  und  Vogelleim,  Haosenblasen. 
Leinwand,  rohe,  dann  Rupfen**,   ohne  Emballage  und  leere  Säcke, 

jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutiung. 
Mehl  und  Gries***  (verpackt). 

Mehl  aus  Getreide,   ferner  Granpen  und  Polenta  gemessen  die  sub  *** 
angeführte  Tarifbegünstigung. 

Messing  und  andere  unedle  Metallcompositionen,  roh,  dann   in  Platten, 

Blechen,  Drähten,  Bohren. 
Metalle,  unedle,   nicht   in  anderen  Classen  genannte,   roh,   dann  in 

Platten,  Blechen,  Drähten,  Kugeln,  Köhren,  Kanonenrohren,  Mörser 

ohne  Laffetten,  dann  Granaten. 

Rohblei  (in  Platten  und  Tafeln)  und  Zink  (in  Platten  und  Tafelu)  ge- 
messen die  sub  ***  angeführte  Tarifbegünstigang. 

Mineralien,  rohe,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  z.  B.  Alaun, 
Antimon,  Arsenik,  Auripigment,  Bleiglanz  tt  (Hafnererz,  Alquifour), 
Blei-  und  Silberglätte,  Bleizucker,  Borax,  Chlorkalk*  Chromerz  ft, 
Chromkali,  Fliegenstein,  Galmei  ft>  Glasgalle,  Glaubersalz 
Kleesalz,  Kobalt,  Mennig,  Köthel,  Kothkalk,  Salmiak,  Vitriol, 
Wasserglas,  Weinstein,  Zinnbeize,  Zinnsalz,  Zuckersäure  (alle  diese 
verpackt),  dann  Braunstein,  Erden  f,  Erze,  rohe  ft,  Federweiss,  Fluss- 
spath,  Glimmer,  Graphit  ff,  Kiesel  t  und  Kiese,  Kreide,  Mergel  j, 
Mörtel  f  und  Cement  f,  Sand  f,  Schwerspath,  Schmergel,  Trippel. 

Mennig  (Bleizucker)  verpackt,  geniesst  als  feine  Farbe  die  sub  *  angeführte 
Begünstigung. 

Mineralwässer  (in  Fässern  und  Kisten). 
Mörserschleifen. 

Obst,   frisch   und   gedörrt,    zerrieben   und  gepresst,    Obstkerne,  auch 
Powidl  (verpackt). 

Zwetschken,  gedörrte  (verpackt;,  gemessen  die  sub  **  angeführte  Tarif- 
begünstigung. 

Oele,  fette,  zum  Genüsse  und  technischen  Gebrauche  (in  Fässern)**. 

Vgl.  Punkt  4  des  Tarifes  Nr.  V. 

Oelsaat,    als:    Hanf-,    Lein-,    Repa-,    Mohn-    und  Vogeldotter6amen 
(verpackt  ) 
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Papier,   auch  Maculatur,  Pappendeckel    und  Pressspäne  (wenn  nich 
emballirt,  ohne  Haftung  für  Bescbmntznng). 

Papier  und  die  weiter  genannten  Artikel  gemessen  ausser  der  sub  *  an- 
gefahrten Tarif begünstigung  im  Exporte  Aber  die  Österreichische  Grenze  hinaus 
den  Tarifsat*  von  125  kr.  per  Zolloentner  und  Meile. 

Für  Cigarettenpapier  (verpackt)  gilt  der  Tarifsatz  von  17  kr.  per  Zoll- 
oentner und  Meile. 

Perlmutterscbalen  (verpackt),  Polzen  für  Geschütze. 
Pottasche  (verpackt  i  ***. 

Quecksilber  (in  Seronen  und  eisernen  Flaschen,  Kisten  und  Lagein). 

Reis  (verpackt)  ***. 

Rosinen  und  Weinbeeren  (verpackt). 

Rosinen  und  Weinbeeren  gemessen  als  Südfrüchte  die  sub  *  angeführte 
Tarifbegünstigung  und  ausserdem  im  Transito  den  Tarifsatz  von  1  kr.  per  Zoll- 
centner  und  Meile  unter  der  Bedingung,  dass  die  übrigen  hierbei  betheili^ten 
österreichischen  Bahnen  den  gleichen  Einheitstarif  bewilligen. 

Salz  (verpackt  oder  in  Blöcken). 

Salz,  als:  Sud-.  Stein-,  Seesalz,  auch  Glaubersalz  (verpackt  oder  in 
Blöcken)  peniesst  die  sub  ***  und  Viehsalz  die  sub  t  angeführte  Tarif- 
begünstigunpr. 

Salpeter         auch  Chiliaalpeter  (verpackt). 

»Säuren,  flüssige,  zum  technischen  Gebrauche*,  z.  B.  Bleiessig,  Holz- 
essig, Salpeter,  Salz-  und  Schwefelsäure  (Vitriol),  Scheidewasser 
(verpackt),  dann  Weinsteinsäure,  Weinsäure,  essentielle*  Wein- 
steinsalz, Limoniensaft. 

Bezüglich  Holzessig  vgl.  die  Anmerkung  zu  Artikel  Getränke. 

Schmelztiegel  (verpackt). 
Schwefel  (verpackt). 

Schwefel  und  Scbwefelblüthe  (verpackt  oder  unverpackt,  letztereufalls  in 
Wagenladungen»  gemessen  die  snb  ***  angeführte  Tarifbegünstigung. 

Seilerarbeiten  (verpackt). 

Soda  und  Natron  (verpackt)  ***. 

Stärke.  Haarpuder,  Kleister,  Pappe  (verpackt). 

Sttssholzwurzeln  (verpackt  **  oder  in  Bündeln). 

Steine,  als:  Bau- f  und  Bruch  f,  Schleif- f  und  Wetz-,  Feuer,  Mühl-  f 
und  8chiefersteine  f,  Rechentafeln,  Griffeln,  Schiefer- f,  Platten- f, 
Röhren- f,  dann  Achat-,  Alabaster-,  Basalt-,  Granit-,  Malachit-, 
Marmor-  f,  Serpentin-,  Kiesel-  f,  Speck-  und  Talgsteinblöcke,  roh 
und  geschliffen,  Bimsstein  und  Lava. 

Kalksteine,  Pflastersteine  und  Schotter  geniessen  die  sub  f  angeführte 
Begünstigung. 

Dl.  R«ebUurkt>nd«D  der  ö.tarr.  El.enb.bn««>  I.  42 
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Tabakblätter,  Stengel  und  Abfalle  (verpackt). 

Tabakblätter,  Stengel  und  Abfülle  (verpackt)  gen i essen  ausser  der  sub  * 
erwähnten  Tarifbegünstigung  im  Exporte  über  die  Osterreichische  Grenze  hin- 
aus den  Tarifsatz  von  125  kr.  per  Zollcentner  und  Meile. 

Tinte  und  Tintenpulver  (verpackt). 

Thierische  Producte  cum  Genüsse:  Butter  **,  frische  und  gesalzene, 
Schmalz  **,  Eier,  Fleisch,  frisches  und  zubereitetes,  Honig,  Käse  ** 
Milch,  Schinken,  Speck,  Würste  (verpackt). 

Wacbsleinwand  (verpackt). 

Ziegel  f. 

Zucker,  Caodis  und  Syrup  (verpackt). 

Zucker,  roh  und  raffinirt  (verpackt),  geniesst  ausser  der  sub  *  erwähnten 
Tarifbegünstigung  den  Tarifsatz  von  1  kr  per  Zollcentner  und  Meile  im  Ex- 
porte über  die  österreichische  Grenze  hinaus,  auoh  für  den  Consum  in  Triest 
und  im  Küstenlande. 

II.  Classe. 

Arrak,  Liqueurs,  Rum  und  andere  versüsste  und  geistige  Flüssigkeiten 
(in  Fässern  oder  Kisten). 

Arznei-  und  Parfumeriewaaren,  als:  Blüthen,  Blätter,  Rinden,  Wurzeln, 
Kräuter,  Hölzer,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  riechende  Wässer, 
Oele,  Essig,  Geister,  Bibergail,  Bisam,  Moschus,  Kantbariden, 
Kampfer,  Milchzucker,  Quecksilberprsparate,  Aetzmittel,  Arzneisalze, 
Kräuterthee,  Pflaster  und  Salben,  zusammengesetzte  Arzneien  und 
Parfüms  (in  Fässern  un<!  Kisten). 

Vgl.  auch  Punkt  7  des  Tarifes  Nr.  V. 

Balsame,  natürliche,  Gummen  **  und  Harze,  nicht  in  anderen  Classen 

genannte  (verpackt) 
Baumwolle  und  Baum  wollahfälle  (verpackt) 

Baumwolle,  rohe,  und  Baumwol  lab  fälle  (in  Ballen  gepresst}  gemessen  die 
sub  **"  angeführte  Tarifbegünstigung  und  ausserdem  den  Tarifsatz  von  1  kr. 
per  Zollcentner  und  Meile  ab  Triest  Uber  Lundenburg  und  St.  Pölten  hinaus, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  übrigen  hierbei  betheiligten  österreichischen 
Bahnen  den  gleichen  Einheitstarif  bewilligen. 

Vgl  auch  Punkt  8  des  Tarifes  Nr.  V. 

Baumwollwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Beinstreu  (verpackt). 

Bernstein  (verpackt). 

Besen  aller  Art. 

Bleistifte  (verpackt). 

Boraten  und  Haare  (verpackt). 

Hüretenbinderarbeiten  (verpackt). 

Bücher,  Bilder  auf  Papier,  Landkarten.  Musikalien  (verpackt). 
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Cacao  und  Chocolade  (verpackt). 

Cbemiscbe  Producte,  feuergefährliche,  z.  B.  comprimirte  Gase,  Knallgold, 
Knalleilber,  Phosphor,  Schiesspulver,  Zündhölzchen,  bestrichene 
Zündhütchen  und  andere  Zündwaaren  (verpackt). 

Colonialwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Decken  und  Matten  von  Bast,  Rohr,  Schilf,  Stroh. 

Drechslerarbeiten  aller  Art  (verpackt). 

Elfenbein,  geraspelt  und  in  Stücken. 

Farben  und  Farbestoffe,  feine*  als:  Bezetten,  Cochenille,  Cudbear, 
Indigo,  Persio,  Karmin,  Kermes,  Orlean,  Orseille,  Kreuzbeeren, 
Safflor,  Safran,  Schminke,  Sepia,  Zinnober,  Firnisse,  Lacke,  Tusche, 
Farbenextracte,  Farbenkästcben  und  Farbenmuscheln  (verpackt). 

Vgl.  bezüglich  Indigo  auch  Punkt  9  des  Tarife«  Nr.  V. 
Federn  und  Federkiele  (verpackt). 

Felle  und  Häute  (in  Ballen  gebunden  oder  verpackt)  **,  dann  Pelzwerk 
(verpackt)  und  rohe  Häute**. 

Vgl.  bezüglich  des  Artikels  Oohsenhäute  auch  Punkt  9  desTarifes  Nr.  V. 

Feuerschwämme  (verpackt). 
Fischbein  und  Fischbarten. 

Fische  und  andere  Wasserthiere,  Schalthiere  und  Muscheln  (verpackt). 

Fische,  getrocknet,  geräuchert,  gesalzen  und  marinirt,  letztere  in  Fässern, 
gemessen  den  sub  **  angeführten  Tarif. 

Fortepiano  (verpackt). 

Garne  aller  Art,  auch  Dochte  und  Zwirne  (verpackt)  **. 
Gewürze,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 
Haare  aller  Art  (verpackt). 

Hanf-  und  Leinenwaaren,  in  der  I.  Classe  nicht  genannte  (verpackt), 
dann  ordinäre  weisse  Leinwand**  und  Zwilch,  auch  ohne  Emballage, 
jedoch  ohne  Haftung  bei  Beschmutzung**. 

Zwilch  und  Segeltuoh  geniesst  naoh  Punkt  5  des  Tarifes  Nr.  V  den  Tarif- 
satz von  1*26  kr.  per  Zollcentn  er  und  Meile. 

Hohlwaaren  von  Eisenblech,  wenn  solche  in  mehr  als  drei  Stücken  in- 
einander gedeckt  zur  Aufgabe  gelangen*. 

Holzwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  mit  Ausnahme  der 
Hohlwaaren  (verpackt),  auch  Holzkohlen,  dann  Siebreife,  ferner 
Bau-  und  Nutzhölzer,  welche  wegen  ihrer  Länge  mehr  als  einen 
einzigen  achträderigen  Wagen  in  Anspruch  nehmen.  Insoweit  die 
Ermittlung  des  Gewichtes  durch  die  Abwäge  nicht  zulässig  ist,  wird 
der  Kubikfuss  bei  den  harten  Hölzern  zu  56  Pfund,  bei  den  weichen 
zu  38  Pfund  angenommen. 

Die  Rechnungsgewichte  wurden  mit  Handelsminiaterialerlas»  vom  28.  Oo- 
tober  1861,  Z.  668-107,  auf  62,  respective  42  Zollpfund  richtiggestellt. 

42* 
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Hopfen  (verpackt). 

Hüte  aller  Art,  auch  Kappen  und  Mützen  (verpackt). 
Kaffee  (verpackt)  **. 

Kaffee  (verpackt)  geniesst  ausserdem  den  Tarifsatz  von  1  kr.  per  Zoll- 
centner und  Meile  ab  Triest  über  Lundenbnrg  und  St.  Pölten  hinaus  unter  der 
Bedingung,  das«  die  übrigen  hierbei  betheiligten  österreichischen  Bahnen  den 
gleichen  Einheitstarif  bewilligen.  Vgl.  auch  Punkt  9  des  Tarifes  Nr.  V. 

Kanonen  auf  Lafetten,  mit  abgezogenen  Rädern. 
Kardendisteln  (verpackt). 
Kleider,  Bettzeug  und  Wäsche  (verpackt). 
Korkholz  und  Korkholzarbeiten  (verpackt). 

Krämerei-    und  Galanteriewaaren,    nicht  in    anderen  Ol  aasen  genannte. 

auch  Harmoniken,  kleine  Bilder  uud  Judenmaass-Spiegel  (verpackt). 
Lafetten  mit  abgezogenen  Rädern. 

Leder,  verpackt  oder  in  Ballen  gebunden  **,  dann  Lederarbeiten  **, 
z.  B.  Handschuh-,  Kürschner-.  Riemer-,  Sattler-,  Schuhmacher-  und 
Taschnerarbeiten  (verpackt). 

Manufacte,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Maschinenbestandtheile,  zerlegt,  mit  Ausnahme  der  in  die  III.  Claase 
gehörenden  Hohlwaaren. 

Für  zerlegte  Maschinen  darf  nach  dem  Tarifsnachhange  vom  13.  April 
1867  nur  mehr  eine  Gebühr  von  1*7  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  eingehoben 
werden. 

Meerschaum  und  Meerschaumarbtiten  (verpackt). 

Mehlspeisen  und  überhaupt  Teigwerk  und  Zwieback  (verpackt). 

Für  Teige  (verpackt)  darf  nach  dem  Tarifanhange  vom   13.  April  1867 
nur  mehr  der  Tarif  von  1*7  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  eingehobeu  werden. 

Metallwaaren,  unedle,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  mit  Ausnahme 

der  Hohlwaaren;  auch  Kupfergeld  (verpackt). 
Mnnitionskarren  und  leere  hölzerne  Brandröhren. 

Obst,  candirt,  eingelegt  und  eingesotten,  Conserven,  Marmeladen  u.  dgl. 

(verpackt). 
Oblaten  und  Siegelwachs  (verpackt). 

Gele,  fette,  zum  Genüsse  und  technischen  Gebrauche  in  Flaschen  und 


Für  Petroleum  in  Fässern  gilt  die  sub  **  angeführte  Tarif  begünstigung. 

Palmzweige  (verpackt). 

Pflanzen  und  Bäume,  lebende  (verpackt). 

Sämereien,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 

Schafwolle  und  Schaf wollabfälle  (verpackt). 

Für  Schafwolle  (verpackt)  gilt  der  ermässigte  Tarifsatz  von  17  kr.  per 
Zollcentner  und  Meile. 


Kisten. 
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Schaf woll  waaren,  dann  Kotzen  von  feiner  Schafwolle  (verpackt). 
Schiebtruhen. 

Schmucksteine,  echte  and  nachgemachte,  mit  Ausnahme  der  Edelsteine 

(verpackt). 
Seiden  und  Seidenabf&lle  (verpackt). 
Seidenwaaren  (verpackt). 
Sennesblätter  (verpackt). 

Speeerei-   und   Materialwaaren,   nicht    in  anderen   Ciaseen  geoannte 

(verpackt). 
Speisen,  zubereitete  (verpackt). 
Spielkarten  (verpackt). 
Stahl  waaren  (verpackt)*. 
Stein  metzarbeiten,  feine  (verpackt). 

Südfrüchte,  nicht  in  anderen  Classen  genannte,  z.  B.  Adams-  und 
Paradiesäpfel,  Citronen  und  Limonien,  Cocesnüsse,  Datteln,  Feigen, 
Kastanien,  Mandeln  und  Pomeranzen  (verpackt). 


Südfrüchte  (verpackt)  gemessen  ausser  dem  sub  •  angeführten  Tarife 
noch  den  Tarifsatz  von  1  kr.  per  Zolloentner  und  Meile  im  Transit  unter  der 
Bedingung,  dass  die  übrigen  hierbei  betheiligten  Österreichischen  Bahnen  den 
gleichen  Einheitstarif  bewilligen. 

Tabakfabrikate  und  Tabakmehl  (verpackt). 
Tapeten  aller  Art  (verpackt). 
Thee  (verpackt). 

Thon  waaren,  auch  Fayence,  Steingut  und  Porzellan  (verpackt). 
Thiere,  todte,  z.  B.  Vieh,  Geflügel,  Wildpret 

Tischlerarbeiten,  mit  Ausnahme  der  Hohl  waaren  und  der  nicht  in 
Kisten  oder  in  Fässern  verpackten  Möbel,  dann  emballirte  Bett- 
un d  Kastentheile. 

Wachs*  und  Wachsfabrikate  (verpackt). 

Waffen. 

Für  Waffen  und  Waffenbestandtheile  (verpackt)  gilt  der  ermassigte  Tarif- 
satz von  1*7  kr.  per  Zolloentner  und  Meile. 

Wagenflechten. 

Webe-  und  Wirkwaaren,  nicht  in  anderen  Classen  genannte  (verpackt). 
Zuckerbäckerwaaren  (verpackt). 

Zuckerformen  von  Blech,  Eisen  oder  Thon,  in  Kisten  oder  Fässern 
verpackt,  jene  von  Blech  und  Eisen  auch  in  Packe  gebunden. 

Zuckerformen  aas  Blech  geniessen  als  Bleohwaare  die  sub  *  angeführte  Be- 
günstigung. 


Gegenstände  der  Claas e  I,  bei  denen  die  Verpackung  ausdrücklich  vor- 
geschrieben ist,  wenn  sie  unverpackt  oder  in  anderer  als  der 
vorgeschriebenen  Verpackung  vorkommen  und  in  diesem  Zustande 
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überhaupt  verführt  werden  dürfen.  Auch  wird  in  diesem  Falle  für 
Beschädigung  und  Abgänge  nicht  gehaftet. 

Gegenstände,  welche  unter  die  in  den  Classen  I  und  III  aufgezählten 

nicht  eingereiht  werden  können. 
Waaren,  diverse,  d.  h.  nicht  näher  bezeichnete,  falls  sie  nicht  in  die 

III.  Classe  gehören. 

Für  Blechwaaren  (verpackt)  mit  Ausnahme  der  Hohlwaaren,  wenn  letztere 
nioht  in  mehr  als  drei  Stück  ineinandergesteekt  zur  Aufgabe  gelangen,  ferner  für 
Eiaenwaaren  in  Verbindung  mit  anderen  unedlen  Metallen  oder  mit  Holz,  Olaa, 
Horn,  Bein  eto.,  z.  B.  Werkzeug,  Requisiten  mit  Heften  oder  Stielen  (verpackt), 
gilt  die  sub  *  angeführte  Tarif be^ünstigung. 

III.  Classe. 

Alterthümer,  wissenschaftliche  Sammlungen,  Kunstwerke,  nicht  in  anderen 
Classen  genannte. 

Bildhauerarbeiten,  Binderarbeiten,  unzerlegt. 

Buchbinder-,  Papiermache*-  uud  Papparbeiten. 

Federn,  als  Schmuckfedern  und  Federnschmuckarbeiten. 

Gefasse,  leere,  als:  Fässer,  Kisteo,  Körbe,  Butten  etc.  Kommen  diese 
Gegenstände  als  Bückfracht  vor,  so  wird  die  Gebühr  für  dieselben 
unter  Beobachtung  der  in  den  Bestimmungen  über  den  Frachten- 
verkehr enthaltenen  Vorschriften  nach  der  Classe  I  berechnet. 

Gemälde  und  Bilder  auf  anderen  Stoffen  als  Papier  oder  in  Rahmen. 

Hirschgeweihe  (ganze). 

Hohlwaaren,  mit  Ausnahme  jener  aus  Gusseisen,  als:  Kannen,  Kessel, 
Krüge,  Spar-  und  andere  Oefen,  Bäder,  Wagenkasten,  Lafetten 
mit  unabgezogenen  Bädern,  Munitionskasten  und  Protzen,  Hauch- 
fänge, Bahmenformen  (unzerlegt). 

Hohlwaaren,  wenn  solche  in  mehr  als  drei  Stücken  ineinander  gesteckt 
zur  Aufgabe  gelangen,  gemessen  die  sub  *  angeführte  Begünstigung. 

Instrumente,    musikalische,    mit   Ausnahme   der   Fortepiano   und  der 

Harmoniken,  optische,  mathematische  und  physikalische. 
Korb-  und  Siebmacherarbeiten,  nicht  in  anderen  Classen  genannte. 
Lampen  und  Lüster. 
Maschinen  und  Modelle  (unzerlegt). 

Von  unzerlegten  Maschinen  darf  nur  die  Gobühr  von  2*6  kr.  per  Zoll- 
oentner  und  Meile  eingehoben  werden. 

Möbel  und  Hausgeräthe,  nicht  in  Kisten  oder  Fässern  verpackt. 
Putzwaaren,  auch  künstliche  Blumen. 
Spiegel  in  Bahmen. 
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Stroh,  Bast«  and  Schilfarbeiten,  nicht  in  anderen  Classen  genannte. 
Theaterdecorationen. 

Thier«,  lehende  (in  Käfigen  und  Steigen). 
Uhren  und  Uhrenbestandtheile. 

Gegenstände  der  Classe  II,  bei  denen  die  VerpackuDg  ausdrücklich 
vorgeschrieben  ist,  wenn  sie  unverpackt  oder  in  anderer  als  der 
vorgeschriebenen  Verpackung  vorkommen  und  in  diesem  Zustande 
überhaupt  verführt  werden  dürfen.  Auch  wird  in  diesem  Falle  für 
Beschädigung  und  Abgänge  nicht  gehaftet. 


Tarif  Nr.  VI. 
Wagen. 

A.  Als  Eilgut. 

Per  öBteirreichicche  Meile: 
I.  Classe,     bepackte    Reisewagen    und    Landauer,    leere  Omnibus- 

Diligencen   2  fl. 

II.  Classe,  viersitzige  Wagen    mit  Vor-  und  Rücksitss,  zweispännige 

Fracht-  und  Packwagen,   leere    1  fl.  75  kr. 

III.  Classe,  Wagen  ohne  Rücksitz  mit  einer  Sitzbank  für  zwei  Personen  im 
Innern,  einspännige  Packwagen  u.Fuhrwerke,  leere  .  .  .  .  lfl.50kr. 

B.  Als  Frachtgut. 

Die  Eintheilung  in  die  drei  Classen  wie  oben  bei  der  Beförderung 
als  Eilgut  per  österreichische  Meile: 

I.  Claste    .    .    .    .    1  fl.  20  kr. 

n        ••■■*»  n 
III.      „        ....  —   „   80  „ 

Die  von  der  Postanstalt  beige  schaffen  Postambulanzwagen  werden 
im  Dienste  mit  den  gewöhnlichen  Personen-  und  Lastzügen  unentgeltlich 
befördert.  Leere  Postwagen  müssen  mit  den  Lastzügen  zu  50  kr.  per 
Meile  und  Stück  befördert  werden. 

Beladene  Pack-,  Fracht-  und  Uebersiedlungswagen  zahlen  für  das 
1  Zollcentner  übersteigende  Ladungsgewicht  nach  dem  für  Frachtgüter 
II.  Classe  festgesetzten  Tarife. 

C.  Nebengebühren. 

Auf-  und  Abladegebühr  für  das  Stück    .    .    .    .  50  kr. 
Lageizins  für  das  Stück  und  für  den  Tag  .    .    .  50  „ 
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Tarif  Nr.  VII. 
Pferde  und  Vieh. 
A.  Pferd« 

Als  Eilgut  für  ein  Pferd  per  österreichische  Meile    .  —  6.  90  kr. 

Für  zwei  Pferde  „  „  w       .    1    „  30  „ 

wenn  drei  oder  mehrere  Pferde  auf  einmal  aufgegeben  werden, 
per  Meile  und  per  Stück  60  kr. 

Als  Frachtgut,  wenn  mehr  als  ein  Pferd  aufgegeben  wird,  per 
Stück  und  österreichische  Meile  25  kr. 

Für  ein  einzeln  aufgegebenes  Stück  per  österreichische  Meile  50  kr. 
Auf-    und  Abladegebühr,   die  Beförderung  mag  als  Eil-  oder  Fracht- 


gut statthaben,  per  Stück  20  kr. 

Stallwagen  köonen  nur   für  Pferde,  welche  als  Eilgut  befördert 
werden,  erlangt  werden. 

B.  Hunde  als  Eilgut. 

Per  Stück  und  österreichische  Meile  6  kr. 

Geringste  Gebühr  I8r 

C.  Vieh  und  Heerden  als  Frachtgut. 

I.  Kategorie,    Ochsen.  Stiere,  Kühe,  Maulthiere,  Zug- 
thier e,  wenn  mehr  als  sechs  Thiere  auf  einmal  versendet  werden: 

per  Stück  und  österreichische  Meile  —  fl.  12  kr. 

Ein  einzelnes  Stück  per  österreichische  Meile  ...  —  „  40  „ 

2  Stück  per  österreichische  Meile   .  —   „  60  „ 

3  r         „  r>  n         ••         .         ...  „    76  „ 
»»            *                     «                      "                                                               T»    90  79 

^  7)  B  *  7?  1      7>  » 

6       n        r>  n  n   1     r»  20  » 


Mit  dem  Handelsministerialerlasse  vom  7.  Februar  1860,  Z.  20220-1301, 
wurde  dieser  Tarif  geändert  und  es  hat  der  Satz: 

„wenn  mehr  als  sechs  Thiere  auf  einmal  versendet  werden,  per  Stück  und 
österreichische  Meile  12  kr."  hier  wegzubleiben,  wogegen  es  am  Schlüsse  statt 
der  Bestimmung: 

„sechs  Stück  per  österreichische  Meile  fl.  1.20"' 

tu  heiseeu  hat: 

„sechs  bis  au  zehn  Stück  per  Österreichische  Meile  fl.  1.20.  Wenn  mehr  als 
zehn  Stück  auf  einmal  versendet  werden,  per  Stück  und  österreichische  Meile 
12  kr." 

Jedes  Stück  Vieh  dieser  Kategorie,  welches  im  Wagen  liegend 
verführt  werdeu  muss,  per  österreichische  Meile  80  kr. 

II.  Kategorie,  Kälber,  Esel,  Schweine  u.  s.  w.,  für  das 
Stück  per  österreichische  Meile  6  kr. 
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III.  Kategorie,  Schöpse,  Lämmer,  Ziegen,  Schafe  per 
Stück  und  österreichische  Meile  3  kr. 

Findet  eine  Expedition  von  Thieren  der  beiden  letsteren  Kate- 
gorien statt,  welche  eine  geringere  Anzahl  als  20  Stück  umfasst,  so 
sind  die  oben  festgesetzten  Frachtpreise  zu  verdoppeln,  jedoch  ohne 
die  Gebühr,  welche  für  20  Stück  entfallen  würde,  zu  überschreiten. 

Die  Art  der  Beförderung  mag  was  immer  für  eine  sein,  so  leistet 
die  Bahnunternehmung  keinerlei  Entschädigung,  weder  für  Thiere, 
welche  durch  ihre  Begleitung  beschädigt  wurden  oder  sich  selbst  ver- 
wundet hätten,  noch  für  solche,  die  aus  dem  Wagen  entspringen  würden. 

Das  beförderte  Vieh  muss,  wenn  es  das  Aufnahmsbahnamt  ver- 
langt, von  Wärter  oder  Treibern  begleitet  werden,  welche  einen  Platz 
III.  Classe  zu  zahlen  haben. 

* 

Als  Eilgut. 

Die  Thiere  dieser  obigen  drei  Kategorien,  wenn  sie  als  Eilgut 
befördert  werden,  zahlen  das  Doppelte  der  für  die  Beförderung  mit 
gewöhnlicher  Geschwindigkeit  festgesetzten  Gebühren. 

Nebengebühreu. 

Auf-  und  Abladegebühr  für  jedes  Stück  der    I.  Kategorie    10  kr. 


n        »  »  n      n       *       »  n  2  „ 

Tarif  Nr.  VIII. 
Leichen. 

Als  Eilgut  per  Leiche  und  österreichische  Meile  4  fl. 

Als  Frachtgut  per  Leiche  und  österreichische  Meile  2  „ 

Tarif  Nr.  IX. 

Separatzüge. 

A.  Mit  Personenzugsgeschwind igkeit. 

Für  die  erste  Meile  82  fl. 

Für  jede  weitere  Meile  15  n 


Für  die  Rückfahrt,  wenn  dieselbe  innerhalb  12  Stunden  nach 
dem  Eintreffen  stattfindet,  per  österreichische  Meile  11  fl. 

Separatzttge  können  nur  in  den  Stunden  abgehen,  in  welchen  es 
die  Diensteseintheilung  gestattet. 

Für  jede  halbe  Stunde,  welche  über  die  festgesetzte  Abfahrtszeit 
zugewartet  wird,  42  fl. 
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B.  Güterzüge. 
Für  jede  österreichische  Meile  30  fl. 

In  den  Fällen,  als  die  gewöhnlichen  Tarife  auf  die  mit  den 
Separatzflgeo,  seien  es  nun  Zöge  mit  Personenzugs-  oder  mit  gewöhn- 
licher Geschwindigkeit,  beförderte  Anzahl  von  Personen,  auf  die  Tbiere 
oder  sonstigen  Beförderungsgegenstftnde  angewendet,  eine  höhere  Gebühr 
ergeben,  als  die  obfestgeselzte,  so  wird  diese  höhere  Gesammtgebtthr 
als  Taxe  eingehoben. 

Tarif  Nr.  X. 
Allgemeine  nnd  besondere  Versicherungsgebflhren. 

Assecuranzgebtthr  darf  für  Coaks,  Kohlen,  Erze,  KoheiseD,  Bau- 
und  Bruchsteine,  Ziegeln,  Schotter,  Sand,  Erde  nur  dann  berechnet 
werden,  wenn  solche  verlangt  wird. 

Alle  anderen  auf  der  Eisenbahn  beförderten  Gegenstände  von  was 
immer  für  einer  Art  weiden  einer  allgemeinen  Versicherung  unterzogen 
und  können  überdies  nach  Belieben  des  Versenders  für  den,  den  allge- 
meinen Versicherungswerth  tibersteigenden  Mehrwerth  besonders  ver- 
sichert werden. 

Die  Piämien  der  allgemeinen  Versicheiung  jedenfalls  und  jene 
der  besonderen  Versicherung  dann,  wenn  letztere  stattfindet,  werden 
zugleich  mit  den  anderen  Bahngebühren  eingehoben  und  in  Ueberein- 
stiminuDg  mit  den  in  der  nachstehenden  Tabelle  enthaltenen  Andeutungen 
berechnet,  welche  auch  die  Entschädigungsweithe  zeigt,  welche  in  Ver- 
lust- oder  Beschädigungafallen  auf  Grundlage  des  betreffenden  kund- 
gemachten Reglements  rückvergütet  werden. 


Benennung 
der 
Linien 

Prämie  der  allgemeinen  Versicherung 

|  Besondere 
Versicherung 

 .  _ —  

per  Zoll-       £  x         -*         *  * 
centner         a=      %  2      jo  ®      »  3 

'SÄ-  *"•->  f  1  ■  s  1     l  al 

Werden  vergütet  mit 

für  je  50  fl. 
»sterr.  Währ. 

für  je  100  fl. 
österr.  Wahr. 

So  fl.  pei 

Zoll- 
tenln#r 

100  fl. 
p'-rZoll 
emtnor 

1   fl.  p*T 

Zoll- 

100  fl. 

50  fl 

j0  g      des  Mehr- 
werthes 

kr. 

kr. 

kr. 

kr. 

kr. 

kr. 

k,. 

für  dio  Aufnahrusbabn 

08 

5  1 

1 

7 

7 

7 

2 

1 

j  für  jede  der  folgenden  i 

• 

0, 

2 

7 

1 

7 

7  i 

2 
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Für  lebende«  Vieh  (Tarif  Nr.  VII,  0)  wurde  mit  Handelsministerialerlass 
vom  16.  Jinner  1859,  Z.  984/95,  die  allgemeine  Versicherungsgebühr  in  der 
Weise  festgesetzt,  dass 

fiir  Thiere  der    I.    Kategorie   eine  Gebühr  von  5  kr. 
i»        »       n    II.        „  „        „        B    2*5  „ 

»i  n         i»  HI»  m  f»  i»  n     1  n 

per  Stück  einzohebeu  ist 

Dagegen  übernahm  die  Bahngesellsehaft  in  der  Eingabe  vom  12.  October 
1859,  Z.  SOijCB,  die  Verpflichtung,  im  Falle  des  Verluste»  die  nachfolgenden 
Entschädigungsbetifige  zu  leisten: 

Für  Thiere  der    I.  Kategorie   100  fl.  per  Stück 

rr  t>  n      IL  H  80    „     „  r 

»     HI»  -  10      „  „ 

Die  allgemeine  Versicherungsprämie  wurde  laut  des  Tarifanhanges  zu 
Artikel  V  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doc  8)  aufgehoben,  beziehungs- 
weise mit  der  Auf-  und  Abladegebühr  zu  einer  einheitlichen  Mauipulatious- 
gebühr  vereinigt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Wenn  die  ganze  zu  durchlaufende  Entfernung  weniger  als  eine 
österreichische  Meile  beträgt,  so  ist  die  Gebühr  für  eine  österreichische 
Meile  einzugeben. 

Bei  grösseren  Entfernungen  sind  die  Fractionen  unter  einer  halben, 
jedoch  über  eine  Viertelmeile  als  eine  halbe  Meile,  und  jene  über  eine 
halbe  Meile  als  eine  ganze  Meile  zu  berechnen. 

Die  Militärtransporte  müssen  von  den  Concessionären  nach  herab- 
gesetzten Tarifpreisen  besorgt  werden,  welche  für  Militärs,  einzeln 
oder  in  Körpern,  ein  Drittel,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgegenstände 
und  Kriegsmaterial  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen. 

In  sofern  e  zum  Kriegsmaterial  gehörige  Gegenstände  in  der  Clasei- 
ncirnng  nicht  ausdrücklich  genannt  sind,  so  werden  sie  zur  zweiten 
Waarenclasse  gewöhnlicher  Schnelligkeit  gerechnet. 

Auf-  und  Abladegebühr  für  Militärpferde  ist  keine  zu  entrichten. 

7.  Uebereinkommeii  vom  20.  November  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  113, 

abgeschlossen  von  dem  k.  k.  Finanzministerium  mit  dem  VerwaHungsrathe 
der  südlichen  Staats-,  lombardisch'Tenetianischen  und  centraMlalieni sehen 
Eisenbalmirespllschaft,  über  die  Infolge  des  Züricher  Friedens  nothwendig 
gewordenen  und  einige  andere  Aenderungen  in  der  Concession  und  den 

Statuten  der  Gesellschaft. 
Infolge  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  26.  September  1861. 

Nachdem  durch  die  infolge  des   Züricher  Friedens  erfolgte  Ab- 
tretung eines  Theiles  der  Lombardie  an  die  sardinische  Regierung  einige 
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Aenderungen  in  der  Concessionsurkunde  und  in  den  Statuten  der  süd- 
lichen Staate-.  lombardisch- venetianisehen  und  central-italienischen 
Eisenbahngesellscbaft  sich  erforderlich  darstellen,  und  nachdem  sich 
über  die  Interpretation  dieser  Concessionsurkunde  überhaupt  einige 
Differenzen  ergeben  haben,  deren  Ausgleichung  wtinschenswerth  erscheint, 
so  wurde  iu  beiden  Besiehungen  folgendes  TJebereinkonimen  verabredet. 

Artikel  I. 

Die  in  dein  Züricher  Friedensverträge  rücksichtlich  der  lombar- 
dischen Eisenbahntitrecken  getroffenen  Verfügungen  sind  selbstverständlich 
auch  für  die  südliche  Staats-,  lombardisch-venetianiscbe  und  central- 
italienische  Eisenbahngesellschaft  verbindlich,  und  dieselbe  verpflichtet 
«ich,  nach  diesen  Bestimmungen  sich  su  benehmen. 

Artikel  II. 

Die  von  der  gedachten  Eisenbahngesellschaft  mit  der  königl. 
sardinischen  Regierung  rücksichtlich  der  lombardischen  (infolge  des 
Züricher  Friedensvertrages  auf  dem  abgetretenen  Gebiete  gelegenen) 
E  isenbahnstrecken  abgeschlossene  Convention  vom  25.  Juni  1860  wird 
unter  den  Bedingungen  des  gegenwärtigen  TJebereinkommeus  genehmiget. 
Dagegen  werden  die  von  der  genannten  Eisenbahngesellscbaft  mit  der 
königl.  sardinischen  Regierung  rücksichtlich  der  central-italienischen 
Eisenbahn  getroffenen  Verabredungen  von  der  österreichischen  Staats- 
verwaltung mit  Verwahrung  des  Rechtspunktes  lediglich  als  ein  factisch 
bestehendes  Verbältniss  zur  KenntniBB  genommen. 

Artikel  III. 

Die  südliche  Staats-,  lombardisch  -  venetianische  und  central- 
italienische  Eisenbahngesellschaft  verzichtet  übrigens,  insolange  die 
früheren  Rechteverhältnisse  rücksichtlich  der  central-italienischen  Eisen- 
bahn nicht  wieder  hergestellt  werden,  gegenüber  der  österreichischen 
Regierung  auf  alle  wie  immer  gearteten  Ansprüche,  welche  ihr  aus  der 
Concessionsurkunde  für  die  central-italienische  Eisenbahn  vom  17.  März 
1856  und  beziehungsweise  aus  der  Convention  zu  Rom  vom  1.  Mai 
1851  erwachsen  sind  oder  noch  erwachsen  könnten;  also  namentlich 
auch  auf  die  in  den  §§  18  bis  21  der  erwähnten  Concessionsurkunde 
stipulirte  Haftung  der  österreichischen  Regierung  für  ein  gewisses  jähr- 
liches Erträgnies  der  fraglichen  Bahnlinien. 

Artikel  IV. 

Die  von  der  österreichischen  Staatsverwaltung  in  dem  §  33  der 
Concessionsurkunde  vom  14.  März  1856  und  im  §  28  der  Con- 
cessionsurkunde vom  23.  September  1858  übernommene  Zinsen-  und 
Amortisationsgarantie  hat  rücksichtlich  des  lombardisch- venetianischen 
Eisenbahnnetzes  (alB  der  zweiten  in  der  letztgedachten  Concessionsurkunde 
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erwähnten  Gruppe)  in  der  Folge  bloss  auf  diejenigen  Linien  Anwendung, 
welche  nach  dem  Züricher  Friedensverträge  auf  dem  österreichischen 
Territorium  verblieben  sind. 

Zur  Ermittlung  des  Anlagscapitals  dieser  Linien  (für  welche  diese 
Zinsen-  und  Araortisationsgarantie  eintritt)  wird  der  im  §  12  der  Con- 
cesaionsurkunde  vom  14.  März  1856  festgesetzte  Ablösungspreis  auf 
die  innerhalb  des  österreichischen  Gebietes  verbliebenen  und  auf  die 
nunmehr  auf  sardinischem  Staatsgebiete  liegenden  Strecken  nach  Ver- 
bältniss  der  Längen  jener  Linien  vertheilt,  welche  sich  am  14.  März 
1856  in  jeder  der  beiden  Sectionen  im  Betriebe  befanden. 

Diese  Bestimmung  wurde  durch  den  Artikel  10  des  Vertrages  vom 
13.  April  1807  (Doc.  8)  ausser  Kraft  gesetzt 

Artikel  V. 

Die  Bestimmungen  der  §§  14  und  15  der  Conpessionsurkunde 
vom  14.  März  1856,  sowie  der  §§  16  und  17  der  Concessionsurkunde 
vom  23.  September  1858,  wornach  die  sieben  Percent  überschreitenden 
reinen  Einkünfte  zur  Bezahlung  des  noch  rückständigen  Ablösungs- 
preises verwendet  werden  müssen,  haben  bloss  auf  jene  der  Gesellschaft 
concedirten  Linien  Anwendung,  welche  auf  österreichischem  Territorium 
gelegen  sind. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  wurden  durch  das  Cebereinkommen 
vom  IM.  April  1867  (Doc.  9)  und  sodann  durch  §  2  des  Protokollarttberein- 
kommens  vom  25.  Febrnar  187fi  (Doc.  14)  wesentlich  modificirt,  beziehungs- 
weise ausser  Kraft  genetzt. 

Artikel  VI. 

Vom  1.  Jänner  1862  angefangen  kann  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  jeder  Zeit  die  Trennung  der  Gesellschaft  in  zwei  getrennte  und 
voneinander  unabhängige  Gesellschaften,  für  das  österreichische  Netz 
einerseits  und  für  das  ausseröeterreichiscbe  italienische  Netz  andererseits, 
verlangen,  und  die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  diese  Trennung  binnen 
Jahresfrist  von  dem  Zeitpunkte  der  an  sie  gestellten  Aufforderung  an 
gerechnet  durchzuführen.  Die  Modalitäten  dieser  Trennung  sind  selbst- 
verständlich der  k.  k.  österreichischen  Regierung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Vgl.  Artikel  XV  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (Doo.  8)  and  $  7  des 
Protokollarllbereinkomroens  vom  26.  Februar  1876  (Doo.  14). 

Artikel  VII. 

Bis  zu  dieser  Theilung  der  Gesellschaft  (§  6)  versammelt  sich 
die  Generalversammlung  der  Actionäre  in  Paria.  Die  Beschlüsse  dieser 
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in  Paris  abzuhaltenden  Generalversammlung  werden  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  vorgelegt  nnd  unterliegen,  nach  Maassgabe  der 
Vorschrift  der  Statuten,  der  Genehmigung  derselben. 

Der  Verwaltungsrath  wird  bis  zur  erfolgten  Theilung  der  Gesell- 
schaft in  zwei  voneinander  unabhängige  Abtheilungen  getrennt,  von 
denen  die  eine  mit  der  ausschliesslichen  Verwaltung  der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  liegenden  Bahnen,  die  andere  mit  der  ausschliess- 
lichen Verwaltung  der  aasserösterreichisch-lombardischen  und  central- 
italienischen  Bahnstrecken  betraut  ist.  Jede  der  beiden  Abtheilungen 
des  VerwaHungsrathe8  bildet  für  die  betreffende  Section  des  Gesammt- 
netzes  einen  besonderen  unabhängigen  Verwaltungsrath,  welcher  alle 
für  die  Verwaltung  dieses  Theiles  des  Netzes  erforderlichen  Vollmachten 
in  sich  vereinigt. 

Artikel  VIII. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  infolge  dieser  Bestimmungen 
erforderlichen  Abänderungen  der  Statuten  der  Genehmigung  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  zu  unterbreiten. 

Zufolge  dieser  unter  dem  20.  Juni  18G2  genehmigten  geänderten  Statuten 
nahm  die  Gesellschaft  die  Firma  „ Vereinigte  südösterreichische,  lombardische 
und  centralitalienische  Eisenbahngesellschaft"  an. 

Artikel  IX. 

Die  südliche  Staats-,  lombardiech  venetianische  und  central  italienische 
Eisenbahngesellscbaft  verzichtet  für  die  Zukunft  auf  die  Zollbegünsti- 
gungen, welche  ihr  im  §  33  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September 
1858  (und  beziehungsweise  in  dem  Anhange  B  derselben),  dann  in  dem 
§  38  der  Concessionsurkunde  vom  14.  März  1856  und  nach  der  (für 
die  Kaiser  Franz  Joseph* Orientbahn  erfolgten)  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  24.  August  1856  in  Betreff  der  Einfuhr  von  Bau-  oder  Betriebs- 
gegenständen  zugesichert  wurden.  Ausnahmsweise  bleibt  jedoch  die  Be- 
günstigung der  Gesellschaft  zur  Entrichtung  des  jeweiligen  halben 
Zolles  noch  für  die  in  dem  beigeschlossenen  Ausweise  näher  bezeich- 
neten, grossentheils  bereits  bestellten  Gegenstände  und  unter  den  daselbst 
ausgedrückten  Bedingungen  in  Wirksamkeit. 

Artikel  X. 

Die  genannte  Eisenbahngesellschaft  macht  sich  verbindlich,  die 
Tracirungsarbeiten  für  die  Strecke  Innsbruck- Bozen  sobald  als  möglich 
zu  beginnen  und  den  Bau  dieser  Strecke  so  zeitig  zu  Ende  zu  führen, 
dass  dieselbe  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1866  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben  werde. 
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Artikel  XI. 

Rttcksichtlich  der  Strecke  von  Kufstein  bis  zur  österreichisch - 
bayeriecben  Grenze  wird  der  südlichen  Staats-,  lombardigch-venetianißchon 
und  central- italienischen  Eisenbahngesellscbaft  für  die  Concessionsdauer. 
und  vom  1.  Jänner  1861  angefangen  der  Bezug  des  Zinses  eingeräumt, 
welchen  die  königl.  bayerische  Regierung  nach  Artikel  41  (beziehungs- 
weise 28  bis  40)  des  8taatsvertrages  vom  21.  Juni  1851  für  die  Mit- 
benützung des  Bahnhofes  zu  Kufstein  und  beziehungsweise  für  die 
Betriebsbenützung  der  Strecke  von  Kufstein  bis  zur  Laudesgrenze  zu 
leisten  hat. 

Dagegen  ist  die  concessionirte  Gesellschaft  verpflichtet,  rücksichtlich 
des*  Bahnhofes  zu  Kufstein  und  der  gedachten  Strecke  von  Kufstein  bis 
zur  österreichischen  Grenze  alle  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  welche 
die  österreichische  Regierung  gegenüber  der  königl.  bayerischen  Re- 
gierung in  dieser  Beziehung  eingegangen  hat. 

Ueberhaupt  hat  die  concessionirte  Gesellschaft  die  Pflicht,  sich 
bei  dem  Betriebe  der  Tiroler  Bahn  nach  den  Bestimmungen  des  ge- 
dachten Staatsvertrages  und  der  infolge  desselben  etwa  noch  zu  treffeu- 
den  Verabredungen  der  k.  k.  österreichischen  mit  der  königl.  bayerischen 
Regierung  zu  benehmen.  —  Auch  bleibt  die  Geltendmachung  der  Be- 
ziehungen aus  dem  erwähnten  Staatsvertrage  gegenüber  der  königl. 
bayerischen  Regierung  lediglich  der  österreichischen  Staatsverwaltung 
vorbehalten,  an  welche  sich  daher  auch  die  concessionirte  Gesellschaft 
in  solchen  vorkommenden  Fällen  zu  wenden  hat. 

Artikel  XII. 

Ueber  die  von  der  Gesellschaft  infolge  der  §§  7  und  8  der  Con- 
ceasionsurkunde  und  des  Separatprotokolles  vom  23.  September  1885 
auf  Rechnung  des  Aerars  geleisteten  Zahlungen,  wurde  eine  Liquidirnng 
eingeleitet.  Ergiebt  sich  aus  dem  Resultate  dieser  Abrechnung,  dass  die 
bisher  von  der  Gesellschaft  geleisteten  und  nach  dem  erwähnten  Separat 
Protokolle  dem  Aerar  in  Rechnung  zu  bringenden  Zahlungen  die  Summe 
von  10  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  nicht  erreichen,  so  ist  der 
fehlende  Betrag  von  der  Gesellschaft  an  das  Aerar  baar  abzuführen. 
Stellt  sich  dagegen  eine  Ueberschreitung  der  Summe  von  10  Millionen 
Gulden  österr.  Währ,  durch  die  von  der  Gesellschaft  dem  Aerar  in 
Rechnung  zu  bringenden  Zahlungen  heraus,  so  wird  der  Gesellschaft  der 
Betrag,  um  welchen  die  obige  Summe  überschritten  ist,  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  binnen  Jahresfrist  und  ohne  Berechnung  der  Zinsen 
ersetzt. 

In  beiden  Fällen,  wenn  nämlich  die  Gesellschaft  den  auf  10  Mil- 
lionen Gulden  noch  fehlenden  Betrag  ersetzt  hat  oder  sich  eine  Ueber- 
schreitung dieser  Summe  aus  der  Liquidirung  ergeben  hat,  wird  die 
Gesellschaft   von    weiteren    solchen  Zahlungen,   welche   dieselbe  dem 
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Aerar  in  Rechnung  bringen  kann,  befreit,  und  werden  diese  Zahlungen 
von  dem  Aerar  selbst  zu  leisten  sein. 

Auch  übernimmt  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  dem  bezeichneten 
Zeitpunkte  an  die  Liquidirung  mit  den  Gläubigern  des  Aerar«.  —  Die 
übrigen  Bestimmungen  des  obenerwähnten  Separatprotokolles,  welche  sich 
auf  den  Erlass  der  im  Jahre  1866  fälligen  Ablösungsrate  beziehen,  bleiben 
in  Kraft. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  in  welcher  Weise  bei  obiger  Liquidirung 
die  theilweise  in  8ilber,  theilweise  in  Banknoten  geleisteten  Zahlungen 
in  Rechnung  zu  stellen  seien,  bleibt  einem  besonderen  Uebereinkomraen, 
und  im  Falle  ein  solches  nicht  erzielt  würde,  dem  Ausspruche  eines 
nach  §§  60  bis  62  der  Concessionsurkunde  zu  berufenden  Schiedsgerichtes 
vorbehalten. 

Vgl.  Artikel  X  des  Uebereinkommens  vom  27.  Juli  1869  (Doc.  11). 

Artikel  XIII. 

Der  südlichen  Staats-,  lomh&rdiscb-venetianischen  und  central- 
italienischen  Eisenbahngeaellscbafc  wird  die  Bewilliguu^  ertheilt,  die 
Actien,  Prioritätsobligationen  und  Coupons  ungestempelt  hinauszugeben, 
und  die  hiefür  entfallende  Stempelgebühr  unmittelbar  zu  berichtigen. 

Nachdem  sich  jedoch  ein  Theil  des  durch  diese  Actien  und 
Prioritätsobligationen  repräsentirten  Vermögens  auf  ausserösterreichischem 
Gebiete  befindet,  so  hat  die  genannte  Gesellschaft  von  den  bis  znr 
eventuellen  Tbeilung  (Artikel  6)  hinauszugebenden  Actien,  Prioritäts- 
obligationen und  Coupons  lediglich  zwei  Dritttheile  der  nach  dem 
Stempelgesetze  entfallenden  diesfälligen  Gebühr  an  die  österreichische 
Finanzverwaltung  zu  bezahlen. 

Diese  Bestimmung  wurde  durch  Artikel  IX  des  Vertrages  vom  13.  April 
1867  (Doc.  8)  und  sohin  durch  §  6  des  ProtokollarOboreinkommens  vom  25.  Fe- 
bruar 1876  (Doo.  14)  wosentlich  modificirt. 

Artikel  XIV. 

Die  südliche  Staats-,  lombardisch- venetianische  und  central- 
italienische  Eisen bahngesellschaft  wird  von  der  Bezahlung 

a)  der  noch  ausständigen  Kosten  für  die  Befestigungsarbeiten  in 
Kufstein; 

b)  der  noch  ausständigen  Zollgebühren  für  die  vor  dem  1.  November 
1858  von  der  damaligen  Aerarialbetriebsverwaltung  der  südlichen 
Staats-  und  Nordtiroler  Bahn  aus  dem  Auslande  eingeführten 
Gegenstände  befreit. 

c)  Auch  wird  der  genannten  Gesellschaft  gestattet,  das  in  dem  bei- 
geschlossenen Verzeichnisse  näher  specificirte  alte,  auf  den  lom- 
bardischen Strecken  verwendet  gewesene  Oberbaumateriale  zollfrei 
einführen  zu  dürfen. 
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Urkund  dessen  wurde  das  vorliegende  Uebereio  kommen  in  zwei 
gleichlautenden  Exemplaren,  und  zwar  mit  Allerhöchster  Genehmigung 
stempelfrei  ausgefertigt. 

Wien,  am  20.  November  1861. 

Plener  m.  p.,  Mit  Rücksiebt  auf  die  Zustimmung  der  am 

k.  k.  Finanzminister.  30.  April  d.  J.  abgehaltenen  Generalver- 

sammlung der  Aotionäre 

(L.  S.) 

K.  k.  priv.  südl.  Staats-,  lomb.-venet.  und 
oentral-ital.  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Frans  Graf  Zichy  m.  p. 

G.  de  Lapeyriere  m.  p. 

(L.  S.) 

Beilage  A 

zu  Artikel  IX  des  l  ebereinkommens  rom  20.  NoTember  1861. 

Ausweis 

über  diejenigen  Gegenstände,  fUr  welche   die  der  Gesellschaft  laut 
Conoessionsurkunde    vom  23.  September    1858    zugestandene  Zoll- 
begünstigung in  Kraft  bleibt. 

A.  Gegenstände,    welche    im    Auslande   bestellt   und  theilweise 
bereits  bezogen  sind: 

Zolloentner 

1.  20  Locomodve  sammt  Tender  (Kessler)  ä  800  Centner  .  16.000 

2.  2  Locomotive  sammt  Tender  (Frankreich)  a  1000  Centner  2.000 

3.  210  Tyres  aus  Gussstahl  für  35  im  Inlande  zu  erzeugende 


Locomotive   1.336 

4.  Verschiedene  Tyres  aus  Gussstahl  für  Locomotive    .   .   .  6.000 

5.  Gussstahlfedern  für  Locomotive  und  Tender   1.000 

6.  120  Kurbeln  aus  Gussstahl  für  Locomotive   220 

7.  30.000  stählerne  Feuerrohrringe  für  Locomotive  ....  90 

8.  25  Personenwagen  I.  Ciasse 

9.  40  „  II.  „ 


10.  Werkzeugmaschinen  für  Werkstätten  und  stabile  Dampf- 
maschinen   3.000 

11.  Formen  und  Modelle  aus  Gusseisen  zur  Herstellung  von 
Lagerbüchsen   26 

B.  Personenwagen  I.  und  II.  Classe,  Tyres  und  Federn  aus 
Gussstahl,  Hilfdmaschinen,  bis  zu  einer  Menge,  für  welche  der  nachzu- 
sehende halbe  Eingangszoll  in  Summa  150.000  fl.  beträgt,  nach  vor- 
läufig  erfolgter  Prüfung   und  Beurtheilung   des  Befundes   durch  die 
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Organe  der  Staatsverwaltung,  insoferne  diese  Gegenstände  aar  Zeit  des 
Bedarfes  im  Iulande  nicht  in  der  erforderlichen  Quantität  oder  Qualität, 
oder  nicht  ohne  unverhältnissmässig«  Geldopfer  angeschafft  werden 
können. 

Beilage  B 

zu  Artikel  XIV  des  Uebereinkommens  rom  20.  Norember  1861. 

Aus  wei  8 

über  das  alte  Oberbaumateriale  der  lombardiscben  Linien,  dessen 
«ollfreie  Einfuhr  in  das  Venetianische  gestattet  ist. 


1 

Nr. 

1 

Gegenstand 

j  Stückzahl 

Gewicht 

1  * 
Zollpfunden 

1 

I 

Schienen,     Gegenschienen,  Weichen- 
zungen und  bewegliohe  Schienen  . 

i 

12.000 

j  4,320.000 

2 

120.000 

110.400 

8 

12.000 

76.800 

4 

12.000 

104.640 

5 

24.000 

129.600 

6 

1 

48.000 

31.680 

7 

50 

7.000 

8.  Vertrag  vom  13.  April  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  69, 

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  einerseits 
und  der  k.  k.  prir.  Südbahngesellsckalt  andererseits,  Aber  einige  Aende- 
rungen  der  Concessiun  und  der  Statuten. 

Infolge  Allerhöchster  Ermächtigungen  vom  30.  Juni  1866  uod 
vom  9.  April  1867  ist  auf  Grand  des  vorläufigen  Uebereinkommens 
vom  27.  Februar  1866  und  auf  Grund  der  Artikel  X,  XI  und  XII 
des  zwischen  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  Seiner  Majestät  dem 
König«  von  Italien  am  3  October  1866  geschlossenen  Friedenstractates 
folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden. 

Artikel  1. 

Die  Sudbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  den  Hafenbau  in  Triest 
nach  dem  beiliegenden,  von  beiden  contrahireuden  Theilen  unterfertigten 
Projecte  auszuführen. 
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Die  betreffenden  Arbeiten  sind  nach  der  seitens  der  Staatsver- 
waltung geschehenen  Genehmigung  des  von  der  priv.  Südbahngesell- 
schaft sofort  zu  verfassenden  Detail-Bauprojectes  au  beginnen  und  bis 
zum  31.  December  1873  au  beenden. 

Diese  Frist  wurde  durch  §  2  des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  (Doc,  13) 
bis  zum  31.  December  1878  und  sodann  duroh  Artikel  III  des  Vertrages  vom 
23.  Jänner  1878  (Doc.  15)  bis  zum  31.  December  1880  verlängert 

Artikel  2. 

Die  Slidbahngesellbchaft  macht  sich  ferner  anheischig,  die  nach- 
folgenden Eisenbahnlinien  aufzuführen: 
o)    eine  Linie  von  einem  Punkte  zwischen  Kottori  und  Kanizsa  nach 
Bar  cd; 

o)    eine  Zweigbahn  von  Bruck  nach  Leoben. 

Dagegen  wird  die  Gesellschaft  von  der  ihr  nach  §  2  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  23.  September  1858  obliegenden  Verpflichtung 
zum  Baue  der  Strecke  Marburg  Pettau  entbunden,  selbstverständlich 
unter  dem  Vorbehalte,  da>s  die  jetzt  bestehende  Berechnung  der  Bahn- 
gebühren zwibchen  Marburg  und  Pettau  nach  der  directen  Entfernung 
beider  Orte  auch  fernerhin  in  Kraft  bleibe. 

Die  im  §  2  der  Concedsions Urkunde  vom  23.  September  1858 
wegen  Ueberlassung  der  k.  k.  südlichen  Staatsbahn  und  der  anderen  in 
derselben  bezeichneten  Eisenbahnen  von  Seite  de«  Aerars  au  die  auf 
dieser  Urkunde  unterfertigten  Concessionäre,  dann  in  dem  bezüglichen 
Separatprotokolle  vom  8.  December  1853  enthaltenen  Verpflichtungen 
der  Gesellschaft  bleiben,  insoweit  sie  im  vorliegenden  Vertrage  nicht 
ausdrücklich  aufgehoben  oder  modificirt  wurden,  vollständig  aufrecht 
erhalten. 

Artikel  3. 

Die  oben  bezeichneten  Eisenbahnen  sind  bis  zu  den  folgenden 
Terminen  zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergeben: 

die  Linie  von  Kottori-Kauizsa  nach  Bares  bis  zum  1.  Juli  1868; 
die  Linie  von  Bruck  nach  Leoben  bis  zum  1.  Juli  1870. 

Vgl.  bezüglich  der  thatsächlicben  Eröffnung  der  Linien  die  Anmerkungen 
zu  §  2  der  Concessionsnrkunde  vom  23.  September  1858  (Doc.  2). 

Artikel  4. 

Alle  im  Artikel  2  aufgeführten  Linien  werden  mit  einspurigem 
Unterbaue  angelegt,  die  Grundeinlödung  hat  jedoch  sogleich  für  zwei 
Geleise  zu  erfolgen. 

Die  Constructionsweise  dieser  Bahnen  kann  eine  ihrer  Bestimmung 
entsprechende  einfache  und  ökonomische  sein. 

Sftmmtliche  in  der  Concessionsnrkunde  vom  23.  September  1853 
enthaltenen  allgemeinen  Bedingungen  finden,  insofern  dieses  Ueberein- 
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kommen  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  bestimmt,  auch  auf  die  hier 
erwähnten  Eisenbahnen  Anwendung. 

Artikel  5. 

Die  Südbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  diejenigen  Veränderungen 
ihres  Concessionstarifes  einzuführen,  welche  in  dem,  diesem  Ueberein- 
kommen  angeschlossenen,  von  den  contrahirenden  Theilen  unterfertigten 
Verzeichnisse  enthalten  sind. 

Die  neuen  Tarifsätze,  welche  mit  dem  1.  November  1866  in  Kraft 
getreten  sind,  bleiben  für  die  ganze  Dauer  der  Concession  in  Geltung 
und  können  nur  mit  ausdrücklicher  Bewilligung  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung erhöht  werden. 

Die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmung  eingetretenen  Modificationen 
des  Concessionstarifes  erscheinen  bereits  in  der  dem  Protokolle  vom  8.  De- 
cember  1868  (Doc.  6)  zu  Tarif  Nr.  V  beigefügten  Frachtenclassification  ersicht- 
lich gemacht. 

Artikel  6. 

Die  Sudbahngesellschaft  verzichtet  für  die  Dauer  vou  sieben 
Jahren,  vom  1.  Jänner  1867  an  gerechnet,  auf  das  ihr  in  den  §§  23 
und  24  der  mehrerwäbnten  Coticessionsurkuude  vom  23.  September  1858 
eingeräumte  Vorrecht  bezüglich  aller  auf  dem  rechten  Douauufer  ioner- 
halb  der  Gränzeu  der  Königreiche  Ungarn.  Croatien  uud  Slavonien 
auszuführenden  Zweig-  und  Fortsetzungsbahnen. 

Lediglich  hinsichtlich  der  Linie  Barcs-Esseg  bleiben  die  Bestim- 
mungen des  §  23  in  Kraft. 

Die  Gesellschaft  erklärt  ferner  im  Vorhinein,  dass  sie  von  dem 
ihr  in  den  §§  23  und  24  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1858 
eingeräumten  Vorrechte  keinen  Gebrauch  machen  wird  bezüglich  einer 
Bahn,  welche  von  einem  Punkte  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  über 
Leoben  und  Villach  nach  Udine  oder  Görz  oder  etwa  bis  zum  Meere 
geführt  werde,  sowie  bezüglich  der  Bahn,  welche  vou  einem  Punkte 
der  Tiroler  Linie  gegen  Vorarlberg  oder  gegen  die  bayerische  Gränze 
geführt  werden  sollte. 

Es  wird  daher  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zustehen,  die  Concession 
dieser  Linien  innerhalb  des  bezeichneten  Zeitraumes  ohneweiters  ent- 
weder an  Dritte  zu  verleihen,  oder  die  bezeichnete  Linie  ganz  oder 
theilweise  selbst  auszuführen. 

Diese  Vei ziehte  sollen  jedoch  nur  bezüglich  derjenigen  Linien  eine 
Wirkung  haben,  für  welch«  bei  Ablauf  der  sieben  Jahre  die  zur  Aus- 
führung erforderlichen  Geldmittel  sichergestellt  sein  werden  und  deren 
Bau  vor  diesem  Zeitpunkte  begonnen  haben  wird. 

Artikel  7. 

a)  Zur  Beseitigung  möglicher  Zweifei  wird    ausdrücklich  bestimmt, 
dass  die  Südbahngesellscbaft  rücksichtlich  der  im  Artikel  1  er- 
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wähnten  Hafenbauten  in  Triest  lediglich  wie  ein  Bauunternehmer 
anzusehen  sein  wird,  welcher  den  Bau  für  Rechnung  des  Staates 
führt. 

M  Alle  ausserhalb  der  Bahnhofgränzen  ausgeführten,  zum  Hafenbaue 
gehörigen  Arbeiten  gehen  daher  unmittelbar  in  das  Eigenthum 
des  Staates  über  und  es  steht  der  SUdbabngesellscbaft  nicht  zu, 
darüber  zu  verfügen,  oder  sie  ausschliesslich  für  sich  zu  benutzen. 

c)  Da  die  Südbahngesellscbaft  die  Ausführung  des  gesammten  Hafen- 
baues gegen  eine  im  Vorhinein  festgesetzte  Pauschalsumme  Uber- 
nimmt, so  fallen  ihr  alle  wie  immer  gearteten  Ausgaben  zur  Last, 
welche  die  vollständige  Durchführung  der  betreffenden  Arbeiten 
erheischt.  Sie  trägt  daher  die  Kosten  der  Detailprojectirung,  der 
Grundeinlösung,  dann  der  Anschaffung  aller  Baumaterialien  u.  s.  w. 
Sie  trägt  insbesondere  auch  alle  Gefahr  bezüglich  der  Arbeiten 
und  der  beigeschafften  Materialvorräthe  bis  zur  gänzlichen  Voll- 
endung des  Baues  und  dessen  Uebergabe  an  die  Staatsverwaltung. 

<i)  Die  Südbahngesellschaft  ist  nicht  verpflichtet,  für  diejenigen  ära- 
rischen Grundflächen,  welche  zum  Baue  des  Hafens  und  zur  An- 
lage des  Bahnhofes  bleibend  oder  vorübergehend  erforderlich  sind, 
mögen  dieselben  gegenwärtig  durch  öffentliche  Wege,  Gebäude, 
Wasserflächen  oder  was  immer  eingenommen  sein,  irgend  eine 
besondere  Vergütung  zu  leisten,  da  auf  die  Entschädigung  für 
dieselben  bei  Festsetzung  der  oberwähnten  Pauschalsumme  bereits 
Rücksicht  genommen  wurde. 

<•)  Die  Südbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  längs  der  Quais  des  neuen 
Hafens  die  für  den  Waarenverkebr  erforderlichen  Bahngeleise 
herzustellen  und  den  Betrieb  auf  denselben  auszuüben.  Diese 
Geleise  bleiben  dem  öffentlichen  Gebrauche  vorbehalten  und  können 
besonderen  Etablissements,  wie  Entrepfits  u.  dg].,  in  keinem  Falle 
ausschliesslich  zugewiesen  werden. 

f)  Die  Sudbahngesellschaft  wird  mit  Zustimmung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung diese  Geleise  auch  längs  der  Quais  des  alten  Hafens 
verlängern  können. 

g)  Sollten  Geleiseanlagen  von  Seite  Dritter  gemacht  werden,  um 
innere  Stadttheile  oder  einzelne  Uferstellen  mit  dem  Bahnhofe  in 
Verbindung  zu  setzen,  so  ist  die  Südbahngesellschaft  verpflichtet, 
die  Verbindung  derselben  mit  ihren  Geleisen  nach  den  von  ihr 
entworfenen,  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Plänen 
zu  gestatten. 

h)  Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  die  Ausführung  der  von 
der  Gesellschaft  herzustellenden  Arbeiten  durch  ihre  hierzu  be- 
stimmten Organe  überwachen  zu  lassen,  um  sich  sowohl  von  der 
Güte  der  Arbeit  und  der  zur  Verwendung  kommenden  Materialien, 
als  von  der  Einhaltung  der  genehmigten  Projecte  die  Ueberzeugung 
zu  verschaffen. 
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Artikel  8. 

Die  Pauschalsumme,  welche  die  k.  k.  Staatsverwaltung  an  die 
Stidbab.nge8ellscb.aft  als  Entgelt  für  die  laut  Artikel  1  auszuführenden 
Arbeiten  zu  entrichten  bat,  wird  ein  verständlich  auf  dreizehn  Millionen 
fünfhunderttausend  (13,500.000)  Gulden  österr.  Währ,  festgesetzt.  Diese 
Summe  wird  von  der  k.  k.  Staatsverwallung  in  zwölf  gleichen  Jahres- 
raten erlegt.  Die  Zahlung  dieser  Jahresraten  einschliesslich  der  ver- 
fallenen Zinsen  erfolgt  in  klingender  Münze  nacb  dem  beiliegenden,  von 
beiden  contrahirenden  Theilen  unterfertigten  Zahlungsplane. 

Immerbin  hat  jedocb  die  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht,  die 
Zahlungen  ganz  oder  theilweise  gegen  Berechnung  eines  fünfprocentigen 
Eecompte  im  Voraus  zu  leisten. 

Vgl.  §  3  des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  (Doc.  13)  und  Artikel  IV  des 
Vertrages  vom  28.  Jänner  1878  (Doc.  15). 

Artikel  9. 

Die  Südbabngesellschaft  wird  bis  zum  1.  Jänner  acbtzebnhundert 
achtzig  (1880)  von  der  Entrichtung  der  Einkummensteuer  befreit.  Die 
gleiche  Befreiung  kommt  ihr  bezüglich  aller  directen  Steuern  zu,  welche 
etwa  bis  zu  Ende  dieses  Zeitraumes  neu  eingeführt  werden  könnten. 

Bezüglich  der  in  Ungarn  gelegenen  Linien  wurde  zufolge  des  ungari- 
schen Geseteartikels  XLIV  vom  Jahre  1880  (Doc.  16)  die  Steuerfreiheit  bis  nun 
31.  Deeember  1889  verlängert. 

Die  im  Artikel  XIII  des  Uebereinkommens  vom  20.  November 
1861  getroffene  Bestimmung  wird  mit  Rücksicht  auf  das  geänderte  Ver- 
bältniss  des  durch  die  beiden  Netze  der  Oesellschaft  repräsentirten 
Capital  es  dahin  abgeändert,  dase  die  Südbabngesellschaft  vom  1.  Jänner 
1867  ab  von  den  bereits  ausgegebenen  oder  bis  zur  eventuellen  Theiluug 
der  Gesellschaft  hinauszugebenden  Actien,  Prioritätsobligationen  und 
Coupons  einstweilen  nur  die  Hälfte  der  nach  den  österreichischen 
Stempelgesetzen  entfallenden  Gebühr  an  die  österreichische  Finanzver- 
waltung zu  entrichten  hat,  wobei  sich  voi behalten  wird,  nach  erfolgter 
Trennung  der  Gesellschaft  die  auf  die  österreichischen  Linien  nach 
Maaspgabe  des  in  demselben  repräsentirten  Anlagecapitales  entfallende 
Stempelgebühr  zifTermässig  ausmitteln  zu  lassen,  und  auf  dieser  Grund- 
lage für  die  Vergangenheit  vom  1.  Jänner  1867  angefangen  die  förm- 
liche Abrechnung  und  Ausgleichung  zu  pflegen. 

Diese  Bestimmung  wurde  durch  §  6  des  Protokollarübereinkommens  vom 
25.  Februar  1876  (Doc.  14)  näher  präciairt. 

Artikel  10. 

Die  Bestimmungen  der  §§  28,  29,  30  und  31   der  Concessions- 
ur künde  vom  23.  September  1858  werden  in  den  Gränzen  des  Ueber- 
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einkommens  vom  20.  November  1861  (R.  G.  Bl.  Nr.  113,  Jahr  1861) 
wie  folgt  abgeändert: 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  garantirt  der  Sfidbahngesellschaft  für 
die  ganze  Dauer  ihrer  Conceasion  und  für  die  Gesammtheit  ihrer  auf 
österreichischem  Gebiete  jeweilen  im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  ein 
Bruttoerträgniss,  welches  für  das  Jahr  1866  91.000  fl.  österr.  Währ, 
per  Heile  und  für  jfdes  folgende  Jahr  insolange  1000  fl.  mehr  beträgt, 
bis  es  die  Ziffer  von  100.000  fl.  per  Meile  erreicht  hat,  welcher  Betrag 
dann  ftir  den  ganzen  Rest  der  Conceasionsdauer  zu  gelten  hat. 

Das  Bruttoerträgni88  der  österreichischen  Linien  per  Meile  wird 
in  Uebereinstimmung  mit  den  analogen  Bestimmungen  in  dem  zwischen 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  Seiner  Majestät  dem  Könige 
von  Italien  am  3.  October  1866  geschlossenen  Friedensvertrage  in  der 
Weise  berechnet,  dass  das  wirkliche  jährliche  Bruttoerträgniss  der  öster- 
reichischen Linien  mit  dem  Bruttoerträge isae  der  bis  zum  Jahre  1866 
unter  der  Verwaltung  des  Wiener  Verwaltungsrath  es  gestandenen 
italienischen  Linien  zu  einer  Gesammtsumme  vereiniget  und  durch  die 
Gesammtmeilenanzahl  dieser  Bahnen  getheilt  werde,  so  dass  der  sich 
hierbei  ergehende  Quotient  als  Bruttoerträgniss  Einer  Meile  der  öster- 
reichischen Bahnen  zu  gelten  haben  wird. 

So  oft  in  einem  Betriebsjahre  die  betreffende  Ziffer  des  garantirten 
Bruttoerträgnisses  nicht  erreicht  wird,  wird  die  Differenz  zwischen  dem 
wirklichen  und  dem  garantirten  Erträgnisse  nach  Abzug  der  auf  die- 
selbe entfallenden  Betriebskosten quote  von  der  Staatsverwaltung  an  die 
Gesellschaft  baar  ausgezahlt. 

Als  Betriebskostenqnote  gilt  derjenige  Betrag,  welcher  zu  dem  an 
dem  garantirten  Erträgnisse  fehlenden  Betrage  in  demselben  Verhält- 
nisse steht,  in  welchem  dieser  Betrag  zu  dem  garantirten  Erträgnisse  steht. 

Wenn  daher  der  an  dem  garai;  tuten  Erträgnisse  fehlende  Betrag 
ein  Zehntel  der  garantirten  Summe  ausmacht,  so  wird  Von  demselben 
ein  Zehntel  abgezogen ;  wenn  der  fehlende  Betrag  ein  Viertel  des  garan- 
tirten beträgt,  so  wird  von  jenem  ein  Viertel  abgerechnet  u.  s.  f.,  welches 
immer  das  Verbältni&s  sei. 

Die  Summen,  welche  die  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  infolge  der 
gedachten  Garantie  gezahlt  haben  wird,  bilden  einen  mit  4  Percent  zu 
verzinsenden  Vorschuss,  welcher  mittelst  Zahlung  eines  Viertels  jener 
Betrüge  rückgeznhlt  wird,  um  welche  die  Bruttoerträgnisse  der  Gesell- 
schaft die  Summe  von  jährlich  100.000  fl.  per  Meile  tibersteigen. 

Für  den  Fall,  als  die  Gesellschaft  vom  1.  Jänner  1880  die  Ein- 
kommensteuer zu  zahlen  haben  sollte,  wird  ihr  diese  Zahlung  nur  in 
dem  Maasse  obliegen,  ala  dieselbe  aus  dem  die  garantirte  Jahresziffer 
übersteigenden  Bruttoerträgnisse  nach  Abzug  von  zwei  Fünfteln  desselben 
(für  die  Betriebskosten)  bestritten  werden  kann. 

Die  vorstehende  Bestimmung  wurde  «ufolge  §  2  des  ProtokollarÜberein- 
kommens  vom  25.  Februar  1876  (Doc.  14)  neuerlich  modificirt. 
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Artikel  11. 

Die  im  vorgehenden  Artikel  stipulirte  Garantie  findet  vom  1.  Jänner 
1868  an  Anwendung.  Die  Ausweise  über  die  Bruttoeinnahmen  in  einem 
jeden  Monate  sind  dem  k.  k.  Ministerium  im  Laufe  des  zweitfolgenden 
Monats  mitzutheilen. 

Die  Prüfung  nnd  Richtigstellung  derselben  wird  derart  erfolgen, 
dass  die  Zahlung  des  für  ein  Betriebujahr  entfallenden  Garantiebetrag** 
spätestens  am  1.  März  des  nächstfolgenden  Jahres  statthaben  kann. 

Artikel  12. 

Die  Bestimmungen  im  letzten  Absätze  des  §  IG  der  Ooncessions- 
urkunde  vom  23.  September  1858  werden  in  folgender  Weise  abge- 
ändert: 

Der  Restbetrag  der  laut  §  16  der  erwähnten  Concession  zu 
zahlenden  Ablösungssumme  wird  mit  einem  Zehntel  des  Bruttoerträg- 
nisses, soweit  dasselbe  107.000  fl.,  beziehungsweise  mit  einem  Viertel 
des  Bruttoerträgnisses,  soweit  dasselbe  110.000  fl.  österr.  Währ,  per 
Meile  und  Betriebejahr  übersteigt,  allmählich  erlegt. 

Falls  die  Gesellschaft  vom  1.  Jänner  1880   ab  die  Einkommen- 
steuer zu  zahlen  haben  sollte,  so  findet  die  Zahlung  des  obigen  Zehntels, 
respective  Viertels  an  den  Staat  insolange  und  in  dem  Maasse  nicht  statt, 
als  dasselbe  zur  Entrichtung   der  Einkommensteuer  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  mtisste. 

Die  Zahlung  des  Restbetrages  der  Ablösungssumme  in  der  ange- 
gebenen Weise  beginnt  mit  dem  Betriebsjahre  1870.  Die  der  Gesellschaft 
im  §  17  der  Concessionsurkunde  bewilligte  Frist  zur  Geltendmachung 
des  dort  erwähnten  Wahlrechtes  wird  bis  zum  1.  Jänner  1872  verlängert. 
Erklärt  sich  die  Gesellschaft  binnen  dieser  Frist  zum  Erläge  von 
20  Millionen  Gulden  bereit,  so  ist  dieser  Betrag  in  vier  gleichen  Raten 
am  1.  November  der  Jahre  1873,  1874,  1875  und  1876  zu  zahlen.  In 
diesem  Falle  werden  die  Beträge,  welche  die  Gesellschaft  etwa  bereits 
aus  den  Ergebnissen  der  Jahre  1870  und  1871  an  den  Staat  gezahlt 
hat,  als  ä  Conto-Zahlungen  in  die  erst  fällige  Rate  eingerechnet. 

Die  vorstehende  Bestimmung  wurde  zufolge  des  g  2  des  Protokollar- 
übereinkoromens  vom  25.  Februar  1876  (Doc   14)  ueuerlich  modificirt. 

Von  dem  Rcohte,  zur  Tilgung  des  Kaufschillingsrestes  eine  Pauschal- 
zahlung von  20  Millionen  Gulden  zu  leisten,  wurde  thatsfichlich  kein  Gebrauch 
gemacht. 

Dagegen  hat  die  Siidbahnpesellschaft  für  die  Betriebsjahre  1870  bis  ein- 
schliesslich 1879  Abschlagszahlungen  auf  den  Kaufschillingsreat  in  der  Gesammt- 
htthe  von   6,10 «.40 :»  fl.  3">  kr.  österr.  Wahr.  Silber  und  für  das  Betriebsjahr 
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1889  eine  Abschlagszahlung  von  264.588  fl.  72  kr.  österr.  Währ.  Silber 
geleistet. 

Artikel  18. 

Die  Dauer  der  Concession  für  sämmtliche  der  Südbahngesellschaft 
concedirten  Linien  wird  auf  neunundneunzig  (99)  Jahre,  vom  1.  Jänner 
1870  angerechnet,  festgesetzt.  Die  hiermit  ausgesprochene  Verlängerung 
der  im  §  3  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1858  auf 
90  Jahre  vom  1.  Jänner  1865  an  festgesetzt  gewesenen  Concessions- 
dauer  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  in  den  §§  23,  24  und  25  ent- 
haltenen Vorrechte. 

Vgl.  die  Anmerkungen  zu  §  3  und  zu  §  25  der  Conoessionsurkunde  vom 
23.  September  1858  (Doo.  2). 

Artikel  14. 

Die  Südbahngesellschaft  leistet  Verzicht  auf  die  ihr  von  Seite  der 
Staatsverwaltung  gebührende  Verzinsung  der  Herstellungskosten  für  das 
zwischen  Nabreeina  und  Monfalcone  ausgeführte  zweite  Geleise  und  den 
bei  Rivio  di  Duino  eingelegten  Verbindungswechsel,  sowie  auf  sonstige 
aus  dieser  Herstellung  entspringende  Ansprüche. 

Artikel  15. 

Die  im  Artikel  6  des  Uebereinkommens  vom  20.  November  1861 
festgesetzte  Trennung  der  Gesellschaft  in  zwei  selbständige  und  von 
einander  unabhängige  Gesellschaften  soll  am  1.  Jänner  1867  durch- 
geführt werden. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  wird  die  Verwaltung  des  österreichischen 
Netzes  von  der  des  italienischen  Netzes  gänzlich  getrennt  sein,  derart, 
dass  insbesondere  auch  die  Generalversammlung  der  das  erst  er  e  repräaen- 
tirenden  Gesellschaft  in  Wien  stattfindet,  und  ihr  allein  die  Festsetzung 
der  das  österreichische  Netz  betreffenden  Bilanz  zusteht. 

Behufs  der  finanziellen  Auseinandersetzung  wird  der  Gesellschaft 
ein  Zeitraum  von  fünf  Jahren,  vom  1.  Jänner  1867  angefangen,  be- 
willigt, innerhalb  dessen  die  Festsetzung  des  ein  jedes  der  beiden 
Netze  betreffenden  Actien-  und  Obligationencapitales,  dann  der  Aus- 
tausch der  bisherigen  Actien  gegen  die  Actien  der  beiden  neu  zu 
bildenden  Gesellschaften  zu  erfolgen  bat. 

Die  Obligationen,  welche  nach  Maassgabe  des  §  40  der  Concessions- 
urkunde und  statutenmäßig  entweder  schon  emittirt  6ind,  oder  behufs 
Vollendung  der  beiden  Netze  in  ihrem  Bestände  im  Augenblicke  der 
Trennung  noch  emittirt  werden  müssen,  bleiben  in  der  Art  gemeinsam, 
fiass  beide  Gesellschaften  solidarisch  für  dieselben  zu  haften  haben. 
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Die  einzelnen  Bestimmungen  über  die  Durchführung  der  Trennung 
und  über  die  infolgedessen  in  den  Statuten  vorzunehmenden  Aende- 
rungen,  dann  das  Uebereinkommen  der  Gesellschaft  über  den  gemein- 
samen Dienst  der  Anlehen  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung. 

Die  hier  festgesetzte  Trennung  wurde  thatsKchlioh  er*t  durch  die  mit 
1.  Juli  1876  in  Kraft  getretene  verkaufsweise  Abtretung  der  sKmmtlicben  auf 
italienischem  Gebiete  gelegene  Linien  der  Oesellschaft  an  den  italienischen 
Staat  bewerkstelligt.  Vgl.  hierüber  das  Protokollarübereinkommen  vom  25.  Fe- 
bruar 1876  (Doc.  14). 

Artikel  16. 

Die  beiden  c od trahir enden  Theile  verpflichten  sich,  die  bereits  im 
Zuge  befindliche  commiesionelle  Liquidirung  der  zwischen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  und  der  Gesellschaft  noch  schwebenden  gegenseitigen 
Forderungen  ihunlichst  bald  zu  Ende  zu  fuhren. 

Artikel  17. 

Dieses  Uebereinkommen  ist  für  die  priv.  Sttdbahngesellschaft  am 
30.  Juni  1866  verbindlich  geworden. 

Artikel  18. 

Das  Original  dieses  Uebereinkommens,  welches  stempelfrei  aus- 
gefertigt wird,  bleibt  in  den  Händen  der  k.  k.  Staatsverwaltung.  Der 
Sttdbahngesellschaft  wird  eine  amtlich  beglaubigte  Abschrift  desselben 
eingehändigt. 

Wien,  am  13.  April  1867. 

(L.  8.)    Wallerstorf  m.  p. 

Für  das  k.  k.  Finanzministerium  K.  k.  priv.  Südbabngesellschaft 

in  Vertretung  des  Ministers  Hopfen  m.  p. 

Lakenbacher  m.  p.  Elio  de  Morpurgo  m.  p. 

Beilage  zu  Artikel  8. 
Plan 

über  die  Zahlung  der  Jahresraten,  welche  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
nach  Artikel  8  des  Uebereinkommens  vom   13.  April  1867    an  die 
k.  k.  priv.  Stidbahngesellscbaft  zu  entrichten  bat. 
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Fälligkeitstermin 


Jahresrate 


Zinsen 


Totalechuldigkeit 


1.  Juli  1867 

1.  „  1868 

1.  „  1869 

1.  „  1870 

1.  „  1871 

1.  n  1872 

1.  „  1873 

1.  „  1874 

1.  „  1875 

1.  „  1876 

1.  n  1877 

1.  „  1878 


1,125.000 
1,125  000 
1,125  000 
1,125.000 
1,125.000 
1,125.000 
1,126.000 
1,125.000 
1,125.000 
1  125.000 
1,125  000 
1.125000 


21.250 
50.000 
106.250 
187.600 
281.250 
225.000 
168.750 
112  500 
56.250 


6.000 


1,125.000 

1,130.000 

1,146.250 

1,175.000 

1,231.250 

1,312.500 

1,406.250 

1,350.000 

1,293.750 

1,237.500 

1,181.250 

1,125.000 


13,500.000 


1,213.750 


14,713.750 


9.  Uebereinkommen  vom  13.  April  1867, 


über  die  Modalitäten  der  Bezahlung  des  Restbeträge«  der  Ablösungssumme 
der  ehemaligen  lombardiseh-renetianlschen  Eisenbahnen. 

In  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  -vom  9.  April  1867  wird 
zwischen  den  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  einer- 
seits, dann  der  vereinigten  südösterreicbiscben,  lombardisch-venetianischen 
nnd  central-italienischen  Eisenbahn  Gesellschaft  andererseits,  folgendes 
Uebereinkommen  abgeschlossen. 

Nach  dem  §  14  der  Concessionsurknnde  vom  14.  März  1856,  und 
dem  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  modificirenden  Artikel  V 
des  Uebereinkommens  vom  20.  November  1861  ist  die  vereinigte  süd- 
österreichische,  lombardisch-venetianische  und  central-italieniscbe  Eisen- 
bahn-Gesellschaft verpflichtet,  den  noch  rückständigen  Theil  des  Ab- 
lösungspreises  für  die  der  Gesellschaft  überlassenen  lombardisch-venetia- 
nischen Eisenbahnen  im  Betrage  von  30  Millionen  L.  a.  mit  der  Hälfte 
des  sieben  Procent  des  Bau-  und  Anlagecapitals  übersteigenden  Ertrag 
nisses  derjenigen  Bahnen  allmälig  zu  bezahlen,  welche  der  Gesell- 
schaft innerhalb  der  Gränzen  des  auf  Grund  des  Züricher  Friedens  hei 
Oesterreich  verbliebenen  Theiles  des  ehemaligen  lombardisch-vene- 
tianischen Königreiches,  laut  der  §§  1  und  20  der  ober  wähnten 
Concessionsui künde  vom  14.  Märs  überlassen  und  concedirt  waren. 

Durch  den  zwischen  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  und  Seiner 
Majestät  dem  Könige  von  Italien  am  3.  October  1866  abgeschlossenen 
Friedenstractat  ist  das  ausschliessliche  Recht  der  k.  k.  österreichischen 
Regierung  auf  obigen  Betrag  nach  Maassgabe  der  bestehenden  Stipulationen 
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ausdrücklich  anerkannt  worden.  Nachdem  es  aber  nunmehr  mit  Rücksicht 
auf  die  eingetretene  Trennung  der  italienischen  Linien  von  dem  öster- 
reichischen Netze,  sowie  mit  Rücksicht  auf  die  zwischen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  und  der  k.  k.  priv.  Südbahngeselluchaft  bezüglich  des 
österreichischen  Netzes  vereinbarten  analogen  Bestimmungen  als  unan- 
gemessen erkannt  worden  ist,  einen  bestimmten  Reinertrag  als  maasa- 
gebend  für  die  Zahlung  des  obigen  Kaufschill  in  garcstes  auch  fernerhin 
gelten  zu  lassen,  es  vielmehr  angemessen  geschienen  hat,  der  Ziffer 
des  Reinertrages  eine  Ziffer  des  Bruttoertrages  zu  suhstituiren,  und 
nachdem  zu  dieser  Modifikation  laut  der  angeschlossenen  Vollmacht  vom 

19.  März  d.  J.  die  specielle  Zustimmung  des  Turiner  Verwaltungarathes 
ertheilt  worden  ist,  so  haben  sich  die  beiden  hier  contrahirenden 
Tbeile  dahin  geeinigt,  die  einschlagenden  Bestimmungen  der  Concee- 
sionsurkunde  vom   14.  März   1856,   dann   des  Uebereinkommens  vom 

20.  November  1861  in  folgender  Weise  abzuändern: 

Der  Restbetrag  der  laut  des  §  12  der  Concessionsurkunde  vom 
14.  März  1856  zu  zahlenden  Ablösungssumme  wird  mit  einem  Zehntel 
des  Bruttoerträgnisses,  soweit  dasselbe  107.000  fl.,  beziehungsweise  mit 
einem  Viertel  des  Bruttoerträgnisses,  soweit  dasselbe  110.000  fl. 
österr.  Währ,  pro  Meile  und  Betrieopjahr  übersteigt,  allmälig  erlegt. 

Die  Zahlung  des  Restbetrages  der  Ablösungssumme  beginnt  mit 
dem  Betriebsjahre  1870. 

Die  vorstehende  Bestimmung  wurde  durch  §  2  Absatz  4  des  Protokollar- 
übereinkommens  vom  2f>.  Februar  1876  (Doc.  14)  wesentlich  modificirt,  be- 
ziehungsweise ausser  Kraft  gesetzt. 

Das  Original  dieses  Uebereinkommens,  welches  stempelfrei  aus- 
gefertigt wird,  bleibt  in  den  Händen  der  k.  k.  Staatsverwaltung. 

Der  Südbahngesellschaft  wird  eine  beglaubte  Abschrift  desselben 
eingehändigt. 

Wien,  am  13.  April  1867. 

Wüllerstorf  m.  p.  Vereinigte  südösterreichische,  lomb.-ven.  und 

central-it.ilienische  Eisenbahngesellschaft 
Für  das  k.  k.  Finanzministerium  Hopfen  m.  p. 

in  Vertretung  des  Ministers 

Lakenbacher  m.  p.  Elio  de  Morpurgo  m.  p. 

10.  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  85, 

in  Betreff  der  Herstellung  der  Eisenbahnen  von  St.  Peter  nach  Flame  und 

von  Villach  nach  Franzensfeste. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  zu 
verordnen,  wie  folgt: 
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Artikel  I. 

Der  Staatsverwaltung  wird  die  Ermächtigung  er tb eilt,  die  Südbahn- 
Gesellschaft  von  der  ihr  gemäss  §  2  der  Concessionsurkunde  vom 
23.  September  1858  obliegenden  Verpflichtung,  „die  Eisenbahnen  von 
St.  Peter  nach  Fiume  und  von  Villach  nach  Brixen  (Franzensfeste) 
gegen  einen  staatlichen  Beitrag  von  einem  Dritttheile  der  Kosten  des 
Unter-  und  Oberbaues,  dann  der  Grundeiolöaung  beizustellen,"  zu 
entheben. 

In  diesem  Falle  ist  die  Staatsverwaltung  zur  Sicherstellung  der 
beiden  genannten  Linien  nach  den  im  Artikel  II  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  vorgezeichneten  Bestimmungen  ermächtigt. 

Artikel  II. 

1.  Bei  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der 
Locomotiveisenbahnen  von  St.  Peter  in  der  Richtung  gegen  Fiume  bis 
an  die  Landesgränze,  dann  von  Villach  nach  Franzensfeste  kann  vom 
Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  fünfpercentigen  Reinerträgnisses  in 
Silber  von  dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Anlagecapitale,  welches  jedoch  im  Durchschnitte  den  Nominalbetrag  bei 
der  erstgenannten  Bahn  von  1,450.000  fl.  osterr.  Währ,  und  bei  der  zweit- 
genannten Bahn  von  1,250.000  fl.  osterr.  Währ,  für  die  Meile  nicht 
überschreiten  darf,  nebst  der  erforderlichen  Tilgungsquote  zugesichert 
werden. 

Die  Garantie  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  jeder  der  genannten 
Eisenbahnen  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

2.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgniss  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staats- 
verwaltung nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisalionsplane, 
demzufolge  das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

3.  Der  von  der  Staataverwaltun g  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligatiouencoupons  nach  Maassgabe  des  auf  Grund  dea 
Ertraggpräliminars  richtig  gestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  die  ConcesBionäre  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben  werden.  Wenn  nach 
endgiltiger  Feststellung  der  Jabiesrechoung,  welche  spätestens  binnen 
drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein  wird,  sich 
herausstellen  sollte,  daas  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemeßsen  worden  sind, 
so  haben  die  Concensionäre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung 
von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
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Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebs] ahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staats- 
verwaltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staats- 
verwaltung statutenmäßig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reserrefond 
zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der 
Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  der 
Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

5.  Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  und  nach 
gänzlichem  Ausbaue  derselben  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Plänen  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Baucoutos  werden  geschrieben: 

a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Project Verfassung; 

b)  die  Kosten  für  die  definitive  Herstellung  uud  Errichtung  der 
Bahn,  die  Iutercalarzinsen  des  B*ucapitales,  sowie  sonstige  Aus- 
lagen, welche  aus  Anläse  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung 
der  Bahn  nothwendig  bestritten  werden  müssen; 

c)  Die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  de« 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  durch- 
schnittlichen Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  Gelderforder- 
nistes  durch  Hinausgabe  von  Actien  und  Prioritätsobligationen. 

6.  Für  die  oben  angeführten  Eisenbahnen  wird  die  Befreiung  von 
der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Couponsstempelgebühren, 
sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze 
eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre  vom  Tage 
der  Betriebseröffuung  zugestanden.  Die  allfälligen  Kosten  der  Kotirung 
der  Effecten  auf  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf 
von  neun  Jahren  von  der  Unternehmung  zn  leistenden  Steuern  dürfen 
in  die,  Betriebsrechnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich 
der  Couponsstempelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig.  Für  die  Staats- 
zuschüsse ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommensteuer  zu 
bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationeu  mit  Einscbluss  der  I uteri msscheine  Stempel-  und 
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gebührenfrei  stattfinde;  desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei 
den  Grundeinlösungen  auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  St&mpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  cum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Iostruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
erste  Betriebsrechnung  aufgenommen  werde. 

7.  Bezüglich  des  Tarifes  nnd  der  sonstigen  Bedingungen,  unter 
welchen  die  Concession  verliehen  wird,  hat  die  Staatsverwaltung  solche 
Bestimmungen  zu  treffen,  welche  den  entsprechenden  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56  ex  1868)  möglichst 
gleichkommen. 

8.  Bei  der  Verleihung  der  Concessionen  für  den  Bau  und  Betrieb 
der  genannten  Eisenbahnen  ist  Sorge  zu  tragen,  dass  die  von  der 
Südbahngesellschaft  für  die  Projectirung  und  den  Bau  derselben  bereits 
bestrittenen  und  gehörig  nachzuweisenden  Auslagen  von  den  Con- 
cessionären  vergütet  werden. 

9.  Die  Concessionsverleihung  für  diese  Eisenbahn  von  St  Peter 
in  der  Richtung  gegen  Fiume  bis  an  die  Landesgränze  darf  nur  daun 
stattfinden,  wenn  von  Seite  der  ungarischen  Regierung  die  Zusicherung 
über  die  Concessionirung  der  Fortsetzung  von  der  Landesgränze  bis 
nach  Fiume  vorliegt. 

Artikel  III. 

1.  Im  Falle,  als  die  Staatsverwaltung  von  der  im  Artikel  I  er- 
theilten  Ermächtigung  keinen  Gebrauch  zu  machen  und  auf  der  Er- 
füllung der  concessionsmässigen  Verpflichtung  der  Südbahngesellechafc 
zu  beharren  findet,  wird  sie  ermächtigt,  jeue  Geldmittel,  welche  zur 
Tragung  des  dritten  Theiles  der  Kosten  de*  Unter-  und  Oberbaues 
der  Zweigbahn  von  St.  Peter  in  der  Richtung  gegen  Fiume  bis  an  die 
Landesgränze,  dann  der  Bahn  von  Villach  nach  Franzensfeste  mit 
Inbegriff  der  Gruodeinlösungen  erforderlich  sind,  im  Wege  des  öffent- 
lichen Credites  aufzubringen. 

Der  ärarische  Beitrag  kann  auch  pauschalst  werden,  doch  darf 
diese  Pauschalsumme  den  Betrag  von  dreizehn  Millionen  Gulden  österr. 
Währ,  in  Baarem  nicht  überschreiten. 

2.  Für  das  zur  Herstellung  genannter  zwei  Bahnen  wirklich  auf- 
gewendete und  gehörig  nachgewiesene  Anlagecapital  kann  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  fünfpercentigen  Reinerträgnisses  in  Silber 
uebst  der  erforderlichen  Tilgungsquote  zugesichert  werden. 

3.  Im  Falle  der  Uebernahme  dieser  Garantie  auf  den  Staat  darf 
aus  dem  Titel  dieser  Garantie  den  Staatsfinanzen  vom  Zeitpunkte  der 
Eröffnung  jeder  dieser  beiden  Linien    keioe  grössere   pecuniäre  Be 
lastung  erwachsen,   als  welche  dieselbe  auf  Grund  der  Bruttoertrags- 
garantie für  sämmtliche  Linien  des  österreichischen  Netzes  der  Südbahn 
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bereits  betrifft.  Ferner  ist  in  diesem  Falle  von  Seite  der  Südbakn- 
gesellschftft  die  Erklärung  abzugeben,  dass,  wenn  die  Staatsfinanzen  in* 
folge  der  gemäss  Artikel  III,  2  übernommenen  Haftung  zu  irgend 
einer  Zahlung  für  Rechnung  der  Gesellschaft  herangezogen  werden 
sollten,  der  Staatsverwaltung  zur  Einbringung  der  gezahlten  Beträge 
sammt  Nebengebühren  alle  aus  einem  gewöhnlichen  Bürgschafts Verhältnisse 
zustehenden  Regressrechte  an  dem  Vermögen  und  Einkommen  der 
Gesellschaft  gewahrt  und  vorbehalten  bleiben. 

4.  Bezüglich  der  Tarife  und  sonstigen  Transportbedingungen 
gelten  die  von  der  Staatsverwaltung  für  die  übrigen  Linien  des  öster- 
reichischen Netzes  der  Südbahn  genehmigten  Bestimmungen. 

5.  Die  Südbahngesellschaft  kann  für  jene  Fahrzeuge,  welche  den 
Transport  des  zum  Bau  des  Triester  Hafens  erforderlichen  Steinmateriales 
besorgen,  von  der  gesetzlichen  Tonnengebühr  befreit,  und  können  ihr 
die  bereits  bezahlten  Tonnengebühren  zurückerstattet  werden,  beides 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Gesellschaft  auf  ihr  Guthaben 
aus  der  schwebenden  Abrechnung,  welche  den  Gegenstand  der  Zuschrift 
des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  5.  Mai  1867,  Z.  1430-F.  M.,  an 
die  Gesellschaft  bildet,  Verzicht  leistet. 

6.  Die  Staatsverwaltung  wird  im  Falle  der  Ertb eilung  der  Be- 
willigung zum  Baue  und  Betriebe  der  beiden  Bahnen  an  die  Südbahn - 
gesellscbaft  ermächtigt,  die  im  Artikel  II,  6,  Alinea  1,  2,  3  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  aufgeführten  finanziellen  Begünstigungen  zuzusichern . 

Artikel  IV. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Voll- 
zuge des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  20.  Mai  1869. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taade  ra.  p.       Plener  m.  p.       Brestel  m.  p. 

11.  Uebereinkommen  vom  27.  Juli  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  138, 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20«  Mal  1869  zwischen  dem  k.  k. 
Handelsministerium  und  dem  Finanzministerium  in  Vertretung  des  k.  k. 
Aerars  einerseits  und  dem  Verwultuntrsrathe  der  k.  k.  prir.  SDdbahn- 
gesellscbaft  andererseits  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Eisenbahnlinien 
VUlach-Franzensfeste  und  St.  Peter-Flunie  abgeschlossen  worden  Ist. 

Artikel  I. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die  Eisen- 
bahnlinien Villach-FranzenBfeste  und  St.  Peter- Fiume,  und  zwar  erstere 
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bis  1.  September  1872  und  letztere  bis  1.  Juli  1872  zu  bauen  und  in 
Betrieb  zu  Betzen. 

Vgl.  bezüglich  der  ^tatsächlichen  Eröffnung  die  Anmerkung  zu  §  2  Ab- 
satz 5  der  ConcessionBurkunde  vom  23.  September  1858  (Doc.  2). 

Artikel  II. 

Die  gedachten  Eisenbahnen  werden  als  einspurige  Bahnen  gebaut, 
die  Grunderwerbung  hat  jedoch  sogleich  für  zwei  Geleise  zu  erfolgen. 
Pie  Constructionsweise  der  Bahn  kann  eine  einfache  und  ökonomische 
sein ;  bei  Brücken  und  Hochbauten  können  Provisorien  zur  Anwendung 
kommen;  die  Steigungs-  und  Krümmungsverhältnisse  dürfen  die  der 
übrigen  Linien  der  Gesellschaft  sein. 

Artikel  III. 

Die  Gesellschaft  wird  ermächtigt,  das  zum  Baue  der  gedachten 
zwei  Linien  nöthige  Capital  durch  ein  Specialanlehen  aufzubringen, 
dessen  Verzinsung  und  Amortisirung  vom  Staate  garantirt  wird.  Bezüg- 
lich der  Form  der  auezugebenden  Obligationen,  auf  welchen  die  Staats- 
garantie in  entsprechender  Weise  ersichtlich  gemacht  werden  wird, 
dann  bezüglich  der  Verzinsung,  des  Emissionscurses  und  der  Amorti- 
sationsfrist ist  die  Genehmigung  des  k.  k.  Finanzministeriums  einzuholen. 

Aus  dieser  Haftuog  darf  der  k.  k.  Staatsverwaltung  keine  grössere 
pecuniäre  Belastung  erwachsen,  als  welche  dieselbe  auf  Grund  der 
Bruttoertragsgarantie  bereits  trifft,  welche  dem  Staate  für  sammtliche 
Linien  des  österreichischen  Netzes  der  Südbahn,  dessen  integrirende 
Bestandteile  die  gedachten  zwei  Linien  vom  Zeitpunkte  ihrer  Inbe- 
triebsetzung zu  bilden  haben  werden,  bereits  obliegt« 

Sollte  die  k.  k.  Staatsverwaltung  infolge  dieser  Haftung  wider 
Erwarten  dennoch  zu  irgend  einer  Zahlung  für  Rechnung  der  Gesell- 
schaft herangezogen  werden,  so  werden  zur  Einbringung  der  gezahlten 
Beträge  sammt  Nebengebtihren  dem  Aerar,  gegenüber  der  Gesellschaft 
alle  aus  einem  gewöhnlichen  Bürgschafts Verhältnisse  zustehenden  Regress- 
rechte an  dem  Vermögen  und  Einkommen  der  Gesellschaft  gewahrt  und 
vorbehalten. 

Artikel  IV. 

Der  im  §  2  der  ConcessionBurkunde  vom  23.  September  1858 
zugesicherte  Beitrag  des  Staates  zu  den  Baukosten  dieser  Linien  wird 
pauschal  irt  und  hiermit,  was  immer  die  von  der  Süd  bahn  Gesellschaft 
verausgabte  Summe  sein  mag,  auf  13,000.000,  sage  dreizehn  Millionen 
Gulden  Österr.  Währ,  festgesetzt. 

Diese  Summe  ist  zahlbar  in  sieben,  mit  2.  Jänner  1870  beginnen- 
den, halbjährigen  Raten,  wovon  die  ersten  sechs  Raten  mit  zwei  Mil- 
lionen jede  und  die  siebente  mit  Einer  Million  Gulden  zu  erlegen  sind . 

Di«  BechUnrkunden  der  ötterr.  EUenbahnsn.  I.  44 
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Artikel  V. 

Es  bleibt  der  freien  Wahl  der  Staatsverwaltung  anheimgestellt, 
im  Falle  derselben  die  Leistung  des  Baubeitragspauschals  nicht  con- 
veniren  sollte,  zu  verlangen,  dass  das  im  Artikel  III  besprochene  Anleben 
der  Stidbahngesellschaft  um  denjenigen  Betrag  erhöht  werde,  der  erforder- 
lich ist,  um  ein  effectives  Ergebniss  von  dreizehn  Millionen  Gulden 
österr.  Währ,  zu  erzielen,  und  die  k.  k.  Staatsverwaltung  verpflichtet 
sich,  für  diesen  Fall  den  auf  diesen  Betrag  entfallenden  Theil  der  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Anlehens  zu  tragen.  Die  näheren  Modali- 
täten dieser  Theilnahme  am  Anlehen  bleiben  einem  besonderen  Ueber- 
kommen  vorbehalten. 

Zu   dieser    Bestimmung  wurde   mit    dem   Finanzministerialerlassc  vorn 
30.  Jänner  1870,  Z.  216-F.-M.,  nachfolgender  Zusatzartikel  ausgefertigt: 

Zur  Aufbringung  des  im  Art.  IV  des  Ue-bereinkommens  vom  27.  Juli 
1S69  festgesetzten  Pauschalbeitrages  des  Staate«  zu  den  Baukosten  der  Kisen- 
hahnlinien  Villaeh-Fran/ensfeste  und  St.  l'eter-Fiume  von  13,0000(0,  d.  i  drei- 
zehn Millionen  Gulden  osterr.  Währ.,  wird  auf  Grund  des  Art.  V  dieses  Ueber- 
einkommens  das  Anlehon,  zu  dessen  Aufnahme  die  k.  k.  priv.  Südbahngesell- 
schaft im  Art.  III  des  l'ebereinkommcns  ermächtigt  ist,  um  denjenigen  Betrag 
erhöht  werden,  der  zur  Erzielung  eines  effectiven  Ergebnisses  von  13  000.000  fl. 
erforderlich  ist. 

Uiiber  die  Hohe  der  Anlehensquoteu,  welche  zur  theilweisen  Aufbringung 
dieses  Pauschalbetrages  aufzunehmen  sein  werden,  und  über  die  näheren  Moda- 
litäten der  einzelnen  Theilemissionen  wird  zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium 
und  der  k.  k.  priv.  SüdbahngesellsehM't  von  Fall  zu  Fall  eine  besondere  Ver- 
einbarung getroffen  werden. 

Auf  Grund  dieser  Vereinbarung  wurde  von  der  Südbahngesellsehaft  ein 
fiinfpercentiges.  innerhalb  85  Jahren  von  1870  angefangen  rückzahlbares  Priorität*- 
anlehen  im  Nominalbeträge  von  50  Millionen  Gulden  emittirt,  zu  dessen  Ver- 
zinsung und  Tilgung  die  k.  k.  Staatsverwaltung  einen  Jahresbeitrag  von 
762.047  fl.  4ii  kr.  osterr.  Währ,  in  Silber  leistet. 

Artikel  VI. 

Die  Staatsverwaltung  gestattet,  daes  die  erste  Ausgabe  der  im 
Artikel  III  erwähnten  Specialobligationen  mit  Eiuschluss  der  Interims- 
scheine  Stempel-  und  gebührenfrei  stattfinde;  ferner  wird  die  Südbahn- 
gesellcchaft  während  der  Bauzeit  und  durch  0  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebtieröffnung  der  beiden  Linien  gerechnet,  von  der  Entrichtung  der 
Stempelgebühren  für  die  Coupons  der  gedachten  Specialobligationen 
befreit,  und  wird  im  Falle  des  Artikels  V  nach  Ablauf  dieser  Periode 
diese  StempHgebühr  nur  von  dem  für  Rechnung  der  Gesellschaft  aus- 
gegebenen Theile  des  Anlehens  zu  zahlen  sein. 
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Artikel  VII. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Iostruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  bewilligt. 

Artikel  VIII. 

Da  die  zwei  neuen  Linien  einen  integrirenden  Bestandtheil  des 
österreichischen  Netzes  der  Südbahngesellschaft  zu  bilden  haben,  so 
haben  bezüglich  der  Tarife  und  sonstigen  Transportbedingungen  die 
von  der  Staatsverwaltung  für  die  übrigen  Linien  des  österreichischen 
Netzes  der  Südbahn  genehmigten  Bestimmungen  zu  gelteu. 

Ebenso  findet  die  der  Südbahngesellschaft  für  ihre  alten  Linien 
bis  1.  Jänner  1880  zugestandene  Befreiung  von  der  Einkommensteuer, 
sowie  von  jeder  während  dieser  Zeit  etwa  neu  einzuführenden  directen 
Steuer,  dann  von  der  bei  den  Grundeinlösungen  vorkommenden  Ueber- 
tragungsgebühr  auch  auf  die  zwei  neuen  Linien  Anwendung. 

Artikel  IX. 

Da  die  Linie  St.  Peter- Fiume  auf  einer  kurzen  Strecke  auf  unga- 
rischem Gebiete  liegen  wird,  so  wird  die  Feststellung  des  Ungarn 
treffenden  Theiles  der  Staatssubvention  den  Gegenstand  einer  Special - 
Verhandlung  zwischen  den  beiden  Ministerien  zu  bilden  haben,  bei 
welcher  die  Südbahngesellschaft  nicht  zu  interveniren  haben  wird. 

Wenn  übrigens  die  ungarische  Regierung  wider  Vermuthen  auf 
eine  angemessene  Pauschalirung  des  nach  den  Bestimmungen  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  23.  September  1858  zu  zahlenden  Staatsbeitrages 
nicht  eingehen  sollte,  so  wird  schon  dermalen  festgesetzt,  dass  in  diesem 
Falle  die  nach  Artikel  IV  dieses  Uebereinkommens  von  der  k.  k. 
Regierung  zu  zahlende  Staatssubvention  von  13  Millionen  um  jenen 
Betrag  vermindert  wird,  welcher  für  den  in  Ungarn  liegenden  Theil  der 
Linie  von  der  ungarischen  Regierung  nach  der  Concession  vom  Jahre 
1858  zu  zahlen  sein  wird.  Der  Südbahngesellechaft  bleibt  es  übrigens 
in  diesem  Falle  unbenommen,  ihre  Vorstellungen  direct  bei  der  unga- 
rischen Regierung  einzubringen. 

Vgl.   den  ungarischen  Gesetzartikel  XXXVII  vom  Jahre  1870  (Doc.  12). 

Artikel  X. 

Die  im  Artikel  XII  des  Uebereinkommens  vom  20.  November 
1861  erwähnten  und  alle  soustigen,  gegenseitigen  Ansprüche  der  Süd- 
babngesellscbaft  und  des  Aerars  aus  der  schwebenden  Abrechnung, 
welche  den  Gegenstand  der  Zuschrift  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom 
5.  Mai  1867,  Z.  U30-F.-M.,  an  die  Gesellschaft  bilden,  werden  der- 
gestalt vollständig  aufgelassen   und  beglichen  erklärt,  dass  .  weder  das 
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k.  k.  Aerar,  noch  die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  aus  diesem  Au- 
lasse  eine  Zahlung  zu  leisten  haben  wird. 

Artikel  XI. 

Die  Südbabngesellschaft  wird  für  jene  Fahrzeuge,  welche  den 
Transport  des  zum  Baue  des  Triester  Hafens  erforderlichen  Stein- 
materiales  besorgen,  von  der  gesetzlichen  TonnengebUhr  befreit,  und  es 
werden  ihr  die  bereits  gezahlten  Tonnengebühren  zurückerstattet  werden. 

Artikel  XII. 

Dieses  Uebereinkommen  wurde  in  zwei  gleichlautenden,  unge- 
stempelten Exemplaren  ausgefertigt,  wovon  jedem  contrahirenden  Theile 
Ein  Exemplar  ausgefolgt  worden  ist. 

Wien,  am  27.  Juli  1869. 

Plener  m.  pM  K.  k.  priv.  Siidbahngesellschaft 

k.  k.  Hand<dsmini»ter,  im  eigenen  und 

im   Namen   des   Herrn   k.  k.  Finanz-  Hopfen  m.  p.      Winterstein  m.  p. 
minister». 

(L.  3.)  (L-  S') 

12.  XXXVII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1870, 

über  den  Ausbau  der  auf  dem  Gebfete  der  ungarischen  Krone  liegenden 
Theilstrecke  der  Linie  St.  Peter-Fitime. 

(Sanctionirt   am   9.  Juli    1870,  kundgemacht  in   der  Landesgesetzsammlung  am 

28.  Juli  1870). 

§  i- 

Der  Ausbau  der  von  der  Granze  des  Gebietes  der  ungarischen 
Krone  bis  zum  Fiumaner  Bahnhofe  der  Alföld-Fiumaner  Bahn  reichenden, 
circa  1700  Klafter  langen  Theilstrecke  der  Linie  St.  Peter-Fiume  wird 
im  Concessionswege  und  gegen  Zinsengarantie  angeordnet  und  der  k.  k. 
priv.  Sudbahngesellschaft  die  Concession  zur  Bauausführung  und  zum 
Betriebe  dieser  Bahnstrecke  ertheilt. 

§  2. 

Die  im  Besitze  der  Concession  befindliche  Gesellschaft  ist  be- 
züglich der  Erbauung  und  des  Betriebes  der  conceasionirten  Bahnstrecke 
verpflichtet,  sich  an  den  Inhalt  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  ferner  an 
die  am  20.  April  1868  von  Seite  des  königl.  ungarischen  Ministers  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  unter  Nr.  4973  erlassene 
und  durch  den  Reichstag  gutgeheisseue  provisorische  Eisenbahnconces 
Bionsvorschrift,  sowie  auch  an  die  im  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Handels- 
vertrages vom  Jahre  1867  provisorisch  angenommene  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung insolange  zu  halten,  bis  anstatt   diesen   provisorischen  Ver- 
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Ordnungen  neuere  Gesetze  und  durch  die  Regierung  hervorgerufene 
Bestimmungen  ins  Leben  treten,  welchen,  60wie  auch  allen  bis  zur  Ein- 
führung derselben  an  den  gegenwärtigen  Vorschriften  seitens  der  Regierung 
vorzunehmenden  Abänderungen  sich  die  Gesellschaft  zu  fügen  und  unbe- 
dingt zu  unterwerfen  hat. 

§  3- 

Die  im  Besitze  der  Conce6sion  befindliche  Gesellschaft  ist  ver- 
pflichtet, diese  Theilstrecke  bis  zum  1.  Juli  1872  fertig  zu  bauen  und 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Bezüglich  der  Bauausführung  hat  es  zur  Richtschnur  zu  dienen, 
dass  diese  Bahnstrecke  zwar  nur  für  ein  Geleise  zu  erbauen,  die 
Grunderwerbung  jedoch  schon  im  Vorhinein  für  zwei  Geleise  zu  erfolgen 
haben  wird. 

Das  Maximal-Steigungsverhältuiss  soll  1  :  40  sein;  die  Bögen  dürfen 
keinen  kleineren  Radius  als  1000  Fuss  besitzen. 

§  4. 

Bezüglich  der  Postvereendung  und  Aufstellung  der  Telegraphen- 
leitung sind  auch  für  diese  Bahnstrecke  jene  Verordnungen  giltig, 
welche  in  den  §§11  und  12  der  laut  Gesetzartikel  V  vom  Jahre  1869 
inarticulirten  Concessionsurkunde  der  ungarischen  Westbahn  festgestellt 
worden  sind. 

§  ö. 

Die  Eisenbahnlinie  St.  Peter-Fiuine  wird  in  Fiume  in  den  Bahn- 
hof der  Alföld-Fiumaner  Bahn  geleitet  werden.  Wegen  der  gemein- 
schaftlichen Benützung  dieses  Bahnhofes  wird  zwischen  der  im  Besitze 
der  Concession  befindlichen  Gesellschaft  und  der  Regierung  ein  eigener 
Vertrag  geschlossen  werden. 

Insofern  in  diesem  Bahnhofe  neue  Bauten  im  Interesse  der  con- 
eessionirten  Linie  erforderlich  sein  sollten,  sind  die  hierauf  Bezug 
nehmenden  Plane  und  Kostenvoranschläge  zur  Revision  derselben  der 
Regierung  zu  unterbreiten,  in  deren  Rechte  es  sein  wird,  zu  entscheiden, 
ob  und  in  welchem  Masse  die  projectirteu  Bauten  benöthigt,  und  iu 
welchem  Verhältnisse  die  Kosten  derselben  von  den  Betreffenden  zu 
bestreiten  sein  werden. 

§  6. 

Das  Expropriationsrecht  wird  der  im  Besitze  der  Concession 
befindlichen  Gesellschaft  im  Sinne  des  Gesetzartikels  LV  vom  Jahre  1868 
bewilligt. 

§  t- 

Zu  den  Kosten  der  Erbauung  für  die  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen 
Krone  liegende  Theilstrecke  der  Linie  St.  Peter-Fiume  wird  von  Seite 
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des  königl.  ungarischen  Staatsschatzes  ein  die  Summe  von  185.000  H. 
Bankvaluta  nicht  übersteigender  Beitrag  geleistet  werden. 

Eine  Erhöhung  dieser  Summe  kann  auch  dann  nicht  gefordert 
werden,  wenn  die  auf  königl.  ungarischem  Gebiete  entfallende  Bahn- 
strecke mehr  als  1700  Klafter  betragen  würde,  wogegen  bei  einer 
geringeren  Länge  als  1700  Klafter  eine  verhältnissmässige  Herab- 
minderuog  der  Summe  platzgreifen  wird. 

§  8. 

Für  die  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  liegende  Theilstrccke 
der  Linie  St.  Peter-Fiume  wird  ein  Bruttoerträgniss  von  43.000  fl.  in 
der  Weise  garantirt,  dass  im  Falle  die  Bruttoeinnahme  der  ganzen 
Linie  St.  Peter-Fiume  die  hiefür  von  Seite  der  im  Reicbsrathe  ver- 
tretenen Länder  für  ihr  Territorium  garantirte  Bruttoeinnahme  von 
100.000  fl.  per  Meile  nicht  erreichen  sollte,  der  ungarische  Staat  zur 
Ergänzung  des  auf  die  oberwähnte,  von  ihr  zugesicherte  Einnahme 
fehlenden  Abganges  in  dem  Verhältnisse  beitragen  wird,  in  welchem 
die  Länge  der  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  liegenden 
Theilstrecke  der  Linie  St.  Peter-Fiume  sich  zur  ganzen  Länge  der 
vorbenannten  Linie  befindet. 

Die  Summe  darf  jedoch  den  Betrag  von  43.000  fl.  in  Silber  nicht 
überschreiten. 

§  »• 

Diejenige  Summe,  welche  der  Staat  infolge  der  Übernommenen 
Garantie  bezahlt,  ist  nur  als  ein  jährlich  mit  4  Percent  verzinslicher 
Vorschuss  zu  bebandeln. 

Wenn  diejenige  Summe,  welche  von  der  Bruttoeinnahme  der 
ganzen  Linie  verhältnissmässig  auf  die  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen 
Krone  zu  erbauende  Bahnstrecke  entfällt,  die  im  Obigen  zugesicherte  Maxi- 
maleinnahme per  Jahr  übersteigt,  so  ist  die  Hälfte  des  betreffenden  Plu6 
auf  Abschlag  der  erhaltenen  Vorschüsse  und  der  Interessen  bis  zu  deren 
vollständiger  Tilgung  der  Regierung  sofort  zu  übergeben. 

Die  Begleichung  der  fälligen  Interessen  für  die  Vorschüsse  hat 
der  Rückzahlung  des  Vorschussbetrages  voranzugehen. 

Diejenigen  Forderungen  des  Staates  an  Vorschuss  oder  Interessen, 
welche  bis  zum  Erlöschen  der  Concession  noch  nicht  rückerstattet 
worden  sind,  werden  aus  dem  ersparten  Vermögen  der  Unternehmung 
zu  begleichen  sein. 

§  10. 

Betreffs  der  infolge  der  Zinßengarantie  allenfalls  zu  zahlenden 
Ersätze,  dann  der  Steuer-,  Stempel-  und  Gebührenfreibeit  der  Unternehmung 
(so  auch  der  Ablösung  der  Bahn  nach  Ablauf  von  dreissig  Jahren  und 
der  Uebergabe  derselben  bei  Eintritt  dieser  Ablösung  oder  nach  Ablauf 
der  ConceBsion  in  das  Eigenthum  des  Staates)  haben  die  Bestimmungen  der 
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Concessionsurkunde  der  ungarischen  Westbahn,  namentlich  die  in  den 
§§  26,  29,  31  und  32  enthaltenen  Bestimmungen  auch  für  diese 
Bahn  zu  gelten. 

4 

§  IL 

Die  Dauer  der  Concession  wird  mit  dem  im  §  9,  Pnnkt  b  der  im 
§  2  erwähnten  Eisenbahnconcessionsverordnung  ausgesprochenen  Schutze 
gegen  die  Erbauung  neuer  Bahnen  auf  neunzig  Jahre  festgestellt, 
erlischt  nach  Ablauf  dieser  Zeit;  sie  beginnt  mit  1.  Juli  1872. 

Die  Concession  erlischt  auch  in  dem  Falle,  wenn  der  zur  Bau- 
vollendung und  zur  Betriebseröffnung  festgesetzte  Termin  nicht  einge- 
halten wird,  oder  wenn  die  im  Besitze  der  Concession  befindliche  Gesellschaft 
ungeachtet  vorangebender  Mahnungen  ihre  im  gegenwärtigen  oder 
anderen  Gesetzen  und  Anordnungen  der  Regierung  enthaltenen  Ver- 
pflichtungen wiederholt  verletzen  oder  nicht  erfüllen  würde. 

§  12. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wird  der  Minister 
für  Öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der  Finanzminister 
betraut. 

Laxenburg,  am  i».  Juli  1870. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Julius  Graf  Andrässy  in.  ]». 


13.  Gesetz  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  84, 

betreffend  die  theilweise  Acnderung  und  Ergänzung  des  Ucbereinkommens 
mit  der  priv.  Sttdbahngesellsclinft  vom  18.  April  1807,  H.  G.  Hl.  Nr.  09. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  in  theilweiser  Aenderung  und 
Ergänzung  des  seitens  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels 
mit  der  priv.  Südbahngesellschaft  am  13.  April  1867  getroffenen  Ueber- 
einkommens  über  den  Hafenbau  in  Tricst  und  den  Bau  der  dort  ge- 
nannten Eisenbahnen  den  beiliegenden  Vertrag  mit  der  genannten 
Gesellschaft  abzuschliessen. 
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Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dieseB  Gesetzes  sind  der  Handels-  und  der 
Fiuauzrainister  beauftragt. 

Budapest,  am  19.  Mai  1874. 

(L.  S.)  Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Banhans  in.  p  Pretis  m.  p 

Vertrag, 

welcher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  Namens 
der  Staatsverwaltung'  einerseits,  dann  der  k.  k.  priv.  Sttdhulingcsellscliaft 
andererseits.  Iii  tlieilweiser  Aeitderung  und  Ergänzung  des  Ueberein- 
koutuicus  vom  18.  April  18«7,  R.  t».  III.  Nr.  <>9,  abgeschlossen  wurde, 

wie  folgt: 

§  1. 

Der  im  Uebereinkommen  vom  13.  April  1867,  Artikel  6,  seitens 
der  Sudbahngesellschaft  ausgesprochene  Verzicht  auf  das  ihr  in  den 
23  und  24  der  Concessionsurkunde  vom  23.  September  1858  ein- 
geräumte Vorrecht  bezüglich  einer  Bahn,  welche  von  einem  Puukte 
der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  nach  Görz  oder  nach  TrieBt,  oder  nach 
einem  anderen  Punkte  am  Meere,  sowie  bezüglich  einer  Bahn,  welche 
von  einem  Punkte  der  Tiroler  Linie  gegen  Vorarlberg  oder  gegen  die 
bayexische  Grenze  geführt  würde,  wird  auf  die  Dauer  von  weiteren 
sieben  Jahren,  vom  1.  Jänner  1874  an  gerechnet,  erstreckt. 

§  2- 

Der  Termin  zur  Vollendung  des  Tricster  Hafenbaues  wird  bis 
zum  31.  December  1878  verlängert. 

Die  iu  dem  Uebereinkommen  vom  13.  April  18»i7  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  Zahlung  der  Pauschalsumme  von  13  '/2  Millionen 
für  den  'Priester  Hafenbau  bleiben  jedoch  aufrecht. 

Wenn  aber  in  dem  Fortschreiten  des  Hafenbaues  eine  Verzögerung 
t:iutritt,  welche  nach  dem  Ermessen  der  Staatsverwaltung  nicht  in  der 
Beschaffenheit  des  Baues  oder  in  anderen  ausserordentlichen  Umständen 
ihre  Kechtfertiguug  ündet,  so  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  mit 
den  vertra-rsniässigen  Katenzahlungen  iiiKolange  innezuhalten,  bis  die 
Verzögerung  eingebracht  ist. 

V-l.  ArtiUl  III  des  Vertrags  vom  23.  Jänner  1*7*  (Doe.  15... 
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§  3. 

Das  infolge  der  angeordneten  Kürzung  des  Molo  IV  erzielte  Bau- 
koBtenersparniss  von  150.000  fl.  wird  von  der  letzten,  am  1.  Juli  1878 
fälligen  Jahresrate  in  Abzug  gebracht. 

Vgl,  Artikel  IV  des  Vertrages  vom  23.  Jänner  1878  (Doo.  15). 

Die  Wassertiefe  hat  unmittelbar  neben  der  unterseeischen  Block- 
niauer  der  Moli,  Quais  und  der  inneren  Seite  des  Hafendammes  und 
Über  der  vorspringenden  Krone  des  unter  denselben  befindlichen  Stein - 
wurfes  sechs  Meter  zu  betragen,  sodann  aber  nach  Maassgabe  der  pro 
jectmässigen  Böschung  dieses  Steinwurfes  zuzunehmen,  so  zwar,  dass 
sie  in  einer  Entfernung  von  sieben  Meter  vom  oberen  Rande  der 
Blockmauer  wenigstens  8*5  Meter  beträgt  und  kein  Punkt  des  neuen 
Hafenraumes,  welcher  vom  gedachten  Mauerrand«  mehr  als  sieben 
Meter  entfernt  liegt,  eine  geringere  Tiefe  als  jene  von  8'5  Meter 
haben  darf. 

§  *• 

Für  die  vertragsmäsoige  Ausführung  des  Hafeubaues,  überhaupt 
für  die  genaue  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten,  welche  die  Südbahu- 
gesellschaft  in  Absicht  auf  den  Trieeter  Hafenbau  in  dem  Ueberein- 
kommen  vom  13.  April  1867,  in  den  diesem  nachgefolgten  Vereinbarungen 
und  im  gegenwärtigen  Vertrage  übernommen  hat  oder  noch  künftig 
übernehmen  wird,  erlegt  die  Südbahngesellschaft  bei  Abschluss  dieses 
Vertrages  eine  Caution  im  Betrage  von  Einer  Million  Gulden  in 
Wechseln  der  Gesellschaft,  welcbe  von  sechs  zu  sechs  Monaten  zu 
erneuern  sind. 

Wenn  die  Staatsverwaltung  erkennt,  dass  die  Gesellschaft  zum 
Ersätze  eines  aus  der  Nichterfüllung  oder  ungenauen  Erfüllung  des 
Bauvertrages  dem  Staate  zugegangeneu  Schadens,  oder  zur  Beseitigung 
etwaiger  während  der  Haftzeit  au  den  Bauobjecten  hervorgekommenen 
Mangel  und  Gebrechen  verpflichtet  sei  so  ist  sie  berechtigt,  deu  ent- 
sprechenden Ersatzbetrag  durch  Begebung  oder  Einklaguug  der  Wechsel 
hereinzubringen. 

Nach  gänzlichem  Ablaufe  der  unter  §  0  festgesetzten  Haftzeiten 
wird  die  Caution,  beziehungsweise  der  verbliebene  Rest,  der  Südbahn 
gesellschaft  zurückgestellt. 

Die  Staatsverwaltung  wird  jedoch  über  Einschreiten  der  Südbahu- 
gesellschaft  schon  vor  diesem  Zeitpunkte  einen  Theil  der  Caution, 
welcher  dem  partiellen  Erlöschen  der  Haftung  entspricht,  ausfolgen, 
vorausgesetzt,  dass  in  Hinsicht  auf  das  Fortschreiten  deB  Baues  kein 
Bedenken  dagegen  obwaltet. 
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§  6. 

Vor  der  Uebergabe  der  vollendeten  Bauten  an  difc  Staatsverwaltung 
bat  eine  Collandirung  derselben  stattzuGnden. 

Die  Collaudirung  und  Ueb  er  nähme  der  Hafenbauten  kann  auch 
vor  der  Vollendung  des  ganzen  Werkes,  successive  nach  einzelnen  Ob- 
jecten,  das  ist  Hafendamm,  Moli,  Quais,  Anschüttungsflächen,  Bassins, 
Martesin  und  Klutschcanal,  stattfinden. 

Für  jene  Objecte,  welche  bei  der  Collaudirung  vollkommen  ver- 
tragsmäßig hergestellt  befunden  wurden,  wird  eine  dreijährige  Haftzeit 
vom  Tage  der  Uebernahme  bedungen. 

Für  solche  Objecte  aber,  welche  zufolge  des  genehmigten  Collau- 
dirungsbefundes  zwar  den  mit  der  Staatsverwaltung  getroffenen  Verein- 
barungen nicht  vollkommen  entsprechend  geliefert,  aber  zur  provisorischen 
Uebernabme  geeignet  erklärt  werden,  soll  die  Haftzeit  fünf  Jahre  vom 
Tage  der  Uebernahme  dauern. 

Die  Sudbahngesellschaft  hat  vermöge  der  übernommenen  Haftung 
für  die  Vertragsmässigkeit  und  Dauerhaftigkeit  der  ausgeführten  Hafen- 
bauten dergestalt  einzustehen,  dass,  wenn  während  der  Haftungszeit 
irgend  welche  Mängel  oder  Gebrechen  infolge  nicht  entsprechender 
Qualität  der  Materialien  oder  durch  mangelhafte  Arbeitsleistung  sich 
zeigen  sollten,  die  Gesellschaft  verpflichtet  ist,  diese  Mängel  oder  Ge- 
brechen ohne  Verzug  auf  ihre  Kosten  zu  beheben,  widrigen»  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  sein  soll,  derlei  Schäden  auf  Kosten  der  Gesell- 
schaft und  mit  Verwendung  der  Caution  (§  5)  auf  jede  ihr  beliebige 
Weise  und  durch  wen  immer  beheben  zu  lassen. 

VR]   Artikel  V  de»  Vertrages  vom  23.  Jänner  1*78  (Doc.  15). 

§  T. 

Das  Cebereinkomraen  vom  13.  April  18*57  bleibt  in  allen  seinen 
Bestimmungen  aufrecht,  insoferne  es  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag 
nicht  ausdrücklich  abgeändert  wird,  einschliesslich  der  der  Südbahn- 
gesellschaft obliegenden  Verpflichtung  der  Trennung  der  Gesellschaft 
in  zwei  selbständige  und  voneinander  unabhängige  Gesellschaften. 

§  8. 

Es  steht  der  Staatsverwaltung  frei,  alle  jene  Maassregeln  zu  er- 
greifen, welche  zur  unaufgehaltenen  Erfüllung  des  Vertrages  führen, 
wogegen  auch  der  Sudbahngesellschaft  der  Rechtsweg  für  alle  Ansprüche, 
die  sie  auß  dem  Contracte.  machen  zu  können  glaubt,  offen  stehen  soll. 

Das  Original  dieses  Vertrages,  welches  stämpelfrei  ausgefertigt 
wird,  bleibt  in  den  Händen  der  Staatsverwaltung. 

Der  Südbahngesellschaft  wird  eine  amtlich  beglaubigte  Abschrift 
desselben  eingehändigt. 

Die  formelle  Austertiennp  «los  vorstehenden  Vertrages   erfolgte  unter  dem 
10.  Juni  1*74. 
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14.  Gesetz  vom  6.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  36, 

womit  dem  Protokollarö hereinkommen  vom  25.  Februar  1870,  betreffend 
die  theilweise  Abänderung:  und  Ergänzung  der  mit  der  SHdbahngesell- 
scliAft  abgeschlossenen  Verträge,  die  Genehmigung  ertheilt  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  dee  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  oachfolgende,  zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels 
und  der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Regierung  unter  Beitritt  der 
königl.  ungarischen  Regierung  einerseits  und  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft  andererseits  zu  Wien  am  25.  Februar  1876  vereinbarte 
Protokollarttbereinkommen,  betreffend  die  bei  Genehmigung  des  Ver- 
kaufes der  italienischen  Südbahnlinien  eintretende  theilweise  Aenderung 
und  Ergänzung  der  zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  Süd- 
bahngesellschaft  abgeschlossenen  Verträge,  insbesondere  des  Vertrages 
vom  13.  April  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  sowie  des  am  gleichen  Tage 
abgeschlossenen  Uebereinkommens  Uber  die  Modalitäten  der  Bezahlung 
des  Restbetrages  der  Ablösungssumme  der  ehemaligen  lombardisch- 
venetianischen  Eisenbahnen  wird  genehmigt. 

Die  Genehmigung  wird  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  1.  Juli 
1876  als  der  im  §  1  des  Uebereinkommens  bezeichnete  Zeitpunkt  zu 
betrachten  sei,  und  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte  ertheilt,  dass 
hierdurch  der  Anspruch  bezüglich  derjenigen  Abschlagszahlungen  des 
Kaufschilliogsrestes  für  die  lombardisch-venetianischen  Linien  nicht 
aufgegeben  werde,  auf  deren  Forderung  das  Recht  bis  Ende  1875 
erwachsen  ist. 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  unbe- 
schadet des  früheren  Eintrittes  der  Verbindlichkeit  des  Uebereinkommens 
für  die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,  wird  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Gödöllö,  am  6.  April  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  in  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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Protokollarübereiitkomiiieii, 

abgeschlossen  zn  Wien  am  25.  Februar  1876,  «wischen  den  k.  k.  Ministerien 
des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Regierung  einerseits 
unter  Beitritt  der  königl.  ungarischen  Regierung,  und  der  k.  k.  prir. 
Sudbahngesellschaft  andererseits,  betreffend  die  bei  Genehmigung  des 
Verkaufes  der  italienischen  Slidhuhnliuien  eintretende  theilweise  Armierung 
und  Ergfinzung  des  Vertrages  toui  13.  April  18tt7,  K.  (i.  Bl.  Nr.  Üfl. 

Nachdem  zwischen  der  Vereinigten  südösterreichischen,  lombardi- 
schen und  centralitalienischen  Eisenbahngesellschaft  einerseits  und  der 
königl.  italienischen  Regierung  andererseits  zu  Basel  am  17.  November 
1875  ein  Vertrag  und  zu  Wien  am  25.  Februar  1876  eiu  Nachtrags 
vertrag  behufs  verkaufsweiser  Abtretung  der  sämmtlichen  auf  italienischem 
Territorium  der  genanuten  Gesellschaft  bisher  eigentümlich  gehörigen 
Eisenbahnlinien  nebst  Zugehör  abgeschlossen  worden  ist,  und  nachdem 
die  k.  k.  priv.  Südbahngesellscbaft  diese  Verträge  mit  dem  Ansuchen 
um  Ertheilung  der  im  Artikel  33  des  erstereu  ausdrücklich  vorbehaltenen 
Genehmigung  der  kaiserlich  königlichen  Regierung  unterbreitet  hat,  so 
wird  von  Seite  der  kaiserlich- königlichen  Regierung  die  obige  Ge- 
nehmigung unter  den  im  gegenwärtigen  Protokollarübereinkommen  fest- 
gestellten Bedingungen  und  Vorbehalten  ertheilt  und  werden  diesfalls 
zum  Behufe  der  infolge  der  verkauf»wei*en  Abtretung  der  italienischen 
Südbahnlinieu  erforderlichen  theilweisen  Aenderung  und  Ergänzung  des 
zwischen  der  kaiserlich-königlichen  Staatsverwaltung  uud  der  k  k.  priv. 
Südbahnge«ellschaft  abgeschlossenen  Vertrages  vom  13.  April  1807, 
R.  G.  Bl.  Nr.  69,  sowie  des  am  gleichen  Tage  abgeschlossenen  Ueber- 
«'inkommens  über  die  Modalitäten  der  Bezahlung  des  Restbetrages  der 
Ablösungssumme  der  ehemaligen  lotnbardisch-venetianiscben  Eisenbahnen 
unter  Beitritt  der  königl.  ungarischen  Regierung  die  nachstehenden 
Vereinbarungen  getroffen: 

§  1. 

Von  (lern  Zeilpunkte  angefangen,  iu  welchem  der  Betrieb  der 
abzutretenden  Eisenbahnlinien  an  die  königl.  italienische  Regierung 
übergeht  uud  demnach  nicht  mehr  für  Rechnung  der  vereinigten  süd- 
österreichischen,  lombardiscbeu  und  centralitalienischen  Eiseubahn- 
gesellscbaft,  beziehungsweise  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  geführt 
wird,  unterwirft  sich  die  genannte  Gesellschaft  einer  Abänderung  der 
im  Artikel  10  des  Vertrages  vom  13.  April  1807,  R.  G.  Bl.  Nr.  (J9, 
enthaltenen  Bestimmungen  über  die  cumulative  Berechnung  des  Brutto- 
erträgnisses ihrer  im  Gebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
gelegenen  Linien  in  der  Weise,  dass  als  Bruttoerträgniss  der  öster- 
reichisch ungarischen  Linien  per  Meile,  beziehungsweise  nunmehr  per 
Kilometer  jener  Betrag  zu  gelten  haben  wird,  welcher  eich  bei  der 
Theilung   des  wirklichen  jährlichen  Bruttoerträgnisses  der  sämmtlichen, 
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im  Betriebe  befindlichen  österreichisch-ungarischen  Linien  durch  die 
Gesammtmeilenzabl,  beziehungsweise  Gesammtkilorneterzahl  dieser  Linien 
rechnungsmässig  als  Quotient  ergiobt. 

Bei  der  künftig  in  Kilometern  stattfindenden  Bruttoertragsgarantie- 
berechnung ist  die  Ziffer  des  garantirten  Bruttoerträgnisses  statt  mit 
100.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  mit  dem  Betrage  von  13.182  fl. 
österr.  Währ,  per  Kilometer  zu  Grunde  zu  legen. 

§  2. 

Bei  Berechnung  der  Bruttoerträgniss-Ueberschussanthcile,  welche 
kraft  Artikel  12  des  oben  citirten  Vertrages  vom  13.  April  1867  zur 
Tilgung  des  derzeit  noch  mit  27,446.892  fl.  75  kr.  Österr,  Währ.  Silber 
aushaftenden  Restbetrages  der  Ablösungssumme  für  die  Linie  Wien- 
Triest  etc.  allmählich  zu  erlegen  sind,  ist  das  wirkliche  jährliche  Brutto- 
erträgniss  der  säramtlichen  im  Betriebe  befindlichen  österreichisch- 
ungarischen  Südbahnlinien,  sowie  die  Gesammtkilorneterzahl  dieser 
Linien  zu  Grunde  zu  legen.  Dabei  ist  dem  Brottoerträgnisse  von 
107.000  fl.  per  Meile  und  Betriebsjahr  ein  solches  von  14.100  fl.  per 
Kilometer  und  Betriebsjahr,  und  einem  Bruttoerträgnisse  von  110.000  fl. 
per  Meile  und  Betriebsjahr  ein  solches  von  14.500  fl.  per  Kilometer 
und  Betriebsjahr  gleichzuachten. 

Die  Bestimmung  des  dritten  Alinea  des  Artikels  12  des  Vertrages 
vom  13.  April  1867,  lautend:  „Falls  die  Gesellschaft  vom  1.  Jänner 
1880  ab  die  Einkommensteuer  zu  zahlen  haben  sollte,  so  findet  die 
Zahlung  des  obigen  Zehntels,  respective  Viertels  an  den  Staat  insolange 
und  in  dem  Maasse  nicht  statt,  als  dasselbe  zur  Entrichtung  der  Ein- 
kommensteuer in  Anspruch  genommen  werden  müsste,"  wird  durch 
dieses  Uebereinkommen  nicht  berührt. 

Dio  den  Eingang  des  gegenwärtigen  Paragraphen  bildende  Be- 
stimmung hat  von  dem  im  §  1  bezeichneten  Zeitpunkte  angefangen, 
jedoch  schon  für  dasjenige  Betriebsjahr,  innerhalb  dessen  dieser  Zeit- 
punkt eintritt,  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  Artikel  XII  des  Vertrages  vom  13.  April  1867 
(Doo.  8). 

Desgleichen  hat  die  obige  Bestimmung  zum  Zwecke  des  den 
Gegenstand  des  Uebereinkommens  vom  13.  April  1867  bildenden  all- 
mählichen Erlages  des  Restbetrages  von  30  Millionen  Lire  der  für  die 
ehemaligen  lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen  zu  zahlenden  Ab- 
lösungssumme derart  Anwendung  zu  finden,  dass  nach  vollständiger 
Tilgung  des  Kaufschillingsrestes  der  ^ien-Triester  Linie  die  Zahlung 
der  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  berechneten  UeberschuBs- 
antheile  des  Bruttoerträgnisses  der  österreichisch-ungarischen  Südbahn- 
linien als  Abzahlung  auf  den  Kaufschillingsrest  der  lombardisch-vene- 
tianischen Linien  zu  gelten  hat,  und  bis  zur  vollständigen  Tilgung 
dieses  Kaufschillingsrestes  fortzusetzen  ist. 
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§  3. 

Die  k.  k.  priv.  Slidbahngesellschaft  erklärt,  aus  den  in  den 
Bestimmungen  des  Wiener  Friedenstractates  vom  3.  October  1866, 
R.  G.  Bl.  Nr.  116,  über  die  Staategarantie  eintretenden  Abänderungen, 
welche  infolge  der  verkaufsweisen  Abtretung  der  italienischen  Südbahn- 
linien  an  die  königl.  italienische  Regierung  mit  dieser  letzteren  von 
der  kaiserlichen  und  königlichen  österreichisch-ungarischen  Regierung 
vereinbart  werden,  desgleichen  aus  der  bezüglich  der  Kaufschillinga- 
restzahlungen eintretenden  Aenderung  der  Verhältnisse  keinerlei  An- 
sprüche gegen  die  kaiserlich-königliche  oder  die  königl.  ungarische 
Regierung  ableiten  zu  können. 

§  4- 

Die  k.  k.  priv.  Stidbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die  ihr  auf 
Grund  des  oben  citirten  Vertrages  vom  17.  November  1875  von  Seite 
der  königl.  italienischen  Regierung  als  Kaufschillingsantheil  in  Baarem 
oder  in  italienischen  Rententiteln  zum  Courswerthe  zukommenden 
Zahlungen  in  erster  Linie  zur  Berichtigung  sämmtlicher  schwebenden 
Schulden  und  zur  Einlösung  sämmtlicher  im  Umlaufe  befindlichen  Bous, 
den  sobin  etwa  verfügbar  bleibenden  Betrag  aber  zur  Bildung  einet) 
speciellen  Fondes  zu  verwenden.  Dieser  Fond  soll  zu  den  auf  den 
österreichisch-ungarischen  Linien  nothwendigen  Capitalsanlagen  (Stations- 
bauten, Geleiseanlagen  u.  s.  w.)  verwendet  werden  und  ist  hierzu  die 
besondere  Genehmigung  der  kaiserlich-königlichen  Regierung  einzuholen. 

Eine  Vertheilung  dieses  Fondes  unter  die  Actionäre  bleibt  inso- 
lange  ausgeschlossen,  als  die  Gesellschaft  mit  Prioritäts-  oder  anderen 
Schulden  belastet  ist. 

Die  an  die  Gesellschaft  als  restlicher  Kaufschilling  nach  dem 
obigen  Vertrage  von  der  königl.  italienischen  Regierung  alljährlich  baar 
gezahlten  Beträge  haben,  sowie  die  Erträgnisse  des  oben  erwähnten 
Fondes,  insolange  solche  vorhanden  sind,  vor  jeder  anderweitigen  Ver- 
wendung zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  gesellschaft- 
lichen Obligationsschuld  zu  dienen  und  unterwirft  sich  die  Gesellschaft 
in  dieser  Hinsicht  der  speciellen  Controle  der  kaiserlich-königlichen 
Regierung.  Die  Gesellschaft  ist  ausserdem  verpflichtet,  alle  Einleitungen 
zu  treffen,  welche  zu  dem  Zwecke  erforderlich  6iad,  um  das  den 
Obligationsbesitzern  an  den  obigen  Annuitätenzahlungen  zustehende 
ausschliessliche  Pfandrecht  im  gerichtlichen  Wege  durch  Anmerkuug  im 
Eisenbahnbuche  zur  Geltung  zu  bringen  und  ersichtlich  zu  machen. 

Nach  den  Bestimmungen  der  Convention  ddo.  Hasel,  17.  November  1875, 
und  des  Zusatzvertrage»  ddo.  Wien,  25.  Februar  1870,  erhält  die  Südbahn - 
gesellschaft  als  Entgelt  für  die  Abtretung  ihrer  siimmtlichen  auf  italienischem 
Gebiete  gelegenen  Linien  ausser  einer  einmaligen,  dem  Weithe  des  Betriebs- 
materiales  entsprechenden  Zahlung  von  139,123.139  Francs  86  Centimes  eine 
Jahresrente,  welelie  bis  zum  Ende  des  Jahres  1954  (nach  Abzug  der  Einkommen- 
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Steuer)  29,569.887  Francs  12  Centimes  und  vom  1.  Jänner  1955  bis  Ende  1968 
(nach  Abzug  der  Einkommensteuer)  12,774.161  Francs  26  Centimes  beträgt. 

§  5. 

Die  k.  k.  ptiv.  Südbahngesellschaft  verpflichtet  Bich,  die  von  ihr 
unter  der  Firma:  „Vereinigte  südösterreicbische,  lombardische  und 
centralitalienische  Ei8enbahugesell8cbaft,\  beziehungsweise  „k.  k.  priv. 
südliche  Staats-,  lombardiscbvenetianische  und  centralitalienische  Eisen- 
bahngesellschaft"  ausgegebenen  Titel  der  dreipercentigen  Obligationenschuld 
über  Verlangen  der  Regierung  sobald  nur  immer  thunlich,  jedenfalls 
aber  aus  Anlass  des  Abiaufens  der  an  den  Obligationen  derzeit  haftenden 
Coupons  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen  und  diese  Titel,  insoweit  dieselben 
nicht  durch  Rückkauf  oder  Tilgung  bleibend  ausser  Verkehr  gesetzt  werden, 
auf  dem  Wege  des  Umtausches  durch  Hinausgabe  neuer  Obligationen- 
titel zu  ersetzen,  welche  ausser  der  diesfalls  in  Aussicht  genommenen 
Firma-Aenderung  die  ausdrückliche  Zusicherung  zu  enthalten  haben,  das* 
für  ihre  Einlösung  und  Verzinsung  auch  die  oben  bezeichneten  Annui- 
tätenzahlungen (§  4)  haften. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  bezüglich  der  bei  Hinausgabe  der 
neuen  Obligationen  einzuhaltenden  Förmlichkeiten,  wie  überhaupt  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 
betreffend  die  Anlegung  von  Eisenbahnbüchern  etc.,  beziehungsweise 
des  ungarischen  Gesetzartikels  I  vom  Jahre  1868,  Anwendung  zu 
finden  haben. 

§  6- 

Für  die  gemäss  des  4j  5  stattßndende  erste  Ausgabe  der  neuen 
Obligationen  und  für  deren  bücherliche  Eintragung  wird  die  Stempel- 
und  Geb  Uhren  fr  eiheit  gewährt. 

Sogleich  nach  Eintritt  der  Rechts  Wirksamkeit  dieses  Uebereiukommens 
ist  die  im  Artikel  9  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  vorbehaltene 
Abrechnung  und  Ausgleichung  zu  pflegen,  wobei  das  in  den  öster- 
reichisch-ungarischen Linien  repräsentirte  Anlagecapital  uuter  Anwen- 
dung der  Werthberechnuugsgrundlage  des  Vertrages  ddo.  Basel 
17.  November  1875  ermittelt  wird. 

Den  Couponstempel  für  die  bisher  ausgegebenen  Actien  und 
Obligationen,  dann  für  die  gemäss  des  §  5  neu  auszugebenden  Titres 
hat  die  Gesellschaft  auch  künftighin  nur  mit  jener  Quote  zu  entrichten, 
welche  auf  das  wie  oben  ermittelte,  in  den  österreichischen  Linien 
repräsentirte  Anlagecapital  entfallt. 

Auf  andere  von  der  Gesellschaft  etwa  zur  Vermehrung  ihres 
gegenwärtigen  Capitals  künftig  auszugebende  Actien  oder  Obligationen 
haben  die  vorstehenden  Bebtiuamungen  keine  Anwendung. 

§  7- 

Die  k.  k.  priv.  Südbalingesellsehaft  verpflichtet  sich,  jene  Statuten- 
änderungen u,nd  sonstigen  Einrichtungen  durchzuführen,  welche  mit  der 
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durch  Abtretung  der  italienischen  Linien  vollzogenen  Trennung  der 
österreichisch- ungarischen  Linien  von  den  bisherigen  auswärtigen  Be- 
standteilen des  Unternehmens  zusammenhängen  und  durch  die  hiernach 
eintretende  Umwandlung  der  Gesellschaft  in  eine  ausschliesslich  dem 
Gebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  angehörige  Unter- 
nehmung mit  dem  Sitze  in  Wien  bedingt  sind. 

§  8- 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  ist  an  das  gegenwärtige 
Uebereinkommen  vom  Tage  der  zustimmenden  Beschlussfassung  der 
für  den  28.  Febrnar  1876  einberufenen  Generalversammlung  an  ge- 
bunden. 

Für  die  k.  k.  Regierung  tritt  das  Uebereinkommen  erst  dann  in 
Kraft,  wenn  die  zu  einzelnen  Bestimmungen  desselben  erforderliche 
Zustimmung  des  Reichsrathes  erfolgt. 

§  9. 

Die  königl.  ungarische  Regierung  erklärt  durch  ihren  mitunter- 
zeichneten Vertreter,  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen,  insoweit 
dasselbe  die  Rechtsverhältnisse  der  im  Gebiete  der  königl.  ungarischen 
Krone  gelegeneu  Südbahulinien  berührt,  mit  Vorbehalt  der  legislativen 
Genehmigung  beizutreten. 

§  10. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  ungestempelten 
Parien  ausgefertigt,  von  welchen  das  eine  in  Händen  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung verbleibt  und  das  andere  der  königl.  ungarischen  Regierung 
übermittelt  wird. 

Der  k.  k.  priv.  Siidbahngesellschaft  wird  eine  amtlich  beglaubigte 
Abschrift  ausgefolgt. 

Wien,  25.  Februar  1876. 


Für  die  k.  k.  Ministerien  des  Handels 
und  der  Finanzen: 

ChlumecUy  m.  Pretis  m.  p. 

AI»  Vertreter    der   königl.  ungarischen 
Regierung : 

Alexander  v.  RIbary  m.  p. 


Für  .lie  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft: 

Franz  Baron  Hopfen  m.  p. 
Albert  Baron  Rothschild  m.  p. 


Dr.  Heinrich  R.  v.  Wittek  m.  p. 
k.  k,  Seetionsrnth,  als  Protokollsführer 
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15.  Gesetz  vom  6.  Jänner  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  10, 

betreffend  die  thellwcise  Aenderung  des  Ueberelnkommens  mit  der  priv. 
Sünbahngesellschaft  rom  1».  April  1867  (K.  G.  Bl.  Nr.  09)  und  des  mit  der- 
selben am  10.  Juni  1874  abgeschlossenen  Vertrages  (It.  G.  III.  Nr.  84). 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  ReichsratheB  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  in  theil weiser  Aenderung  des 
seitens  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  mit  der  priv. 
Südbahngesellschaft  am  13.  April  1867  getroffenen  Uebereinkommens 
und  des  mit  derselben  am  10.  Juni  1874  abgeschlossenen  Vertrages 
betreffend  den  Hafenbau  in  Triest  und  den  Bau  der  dort  genaunten  Bahnen, 
den  beiliegenden  Vertrag  mit  der  genannten  Gesellschaft  abzuschliessen. 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handels-  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  (5.  Jänner  1878. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersper^  m.  p  Chlumecky  in.  \k  Pretis  m.  ji. 

Vertrag, 

welcher  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  zwischen  den  k.  k. 

Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  namens  der  Staatsverwaltung: 
einerseits,  dann  der  k.  k.  priv.  Slldhahngesellschaft  andererseits  in  theil- 
weiser  Aenderunt;  des  Uebereinkoiiimeus  towi  III.  April  1S07  ( R.  G.  Bl. 
Nr.  ««>)  und  des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  (lt.  G.  Bl.  Nr.  Sl)  abgeschlossen 

wird,  wie  folgt: 

Artikel  l. 

Das  im  Grunde  des  Uebereinkommens  vom  13.  April  18(17  und 
des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  in  Ausführung  begriffene  Project 
des  Triester  Hafeubaues  wird  in  folgender  Weise  abgeändert: 

Der  Bau  soll  in  südlicher  Richtung  mit  der  Herstellung  des 
Molo  III  und  dessen  Verbindung  mit  der  zu  verlängernden  Auesenseite 
des  Molo  Kluc  abgeschlossen  werden. 

Dagegen  hat  die  Südbahngesellschaft  an  der  Nordseite  des  Molo  I 
der  neuen  Hafenanlage  ein  Bassin  nach  dem  beigehefteten,  aus  dem 
Situations-    und    Profilsplane   Ay    dann    der  Baubeschreibung  I.  Theil 

Die  RflmurkiulTi  der  iinleir.  Kinrulialmr»-  I  4f) 
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bestehenden,  von  beiden  contrahirenden  Theilen  unterfertigten  Projecte 
auszuführen. 

Die  äussere  Flucht  des  Molo  Klu£  ist,  soweit  dieselbe  durch  die 
Anschüttung  der  Darsena  aus  der  im  Protokolle  vom  16.  Juli  1877 
constatiiten  Richtung  gedrängt  wurde,  zu  reconstruiren. 

Ausserdem  verpflichtet  sich  die  Südbahugesellschaft,  an  der  ober- 
seeischen  Aussenfläche  des  Molo  Klue  Restaurirungen  vorzunehmen. 

Auch  ist  die  gegenwärtige  Wassertiefe  daselbst,  im  Falle  sie 
durch  die  Hafenbauarbeiten  vermindert  würde,  wiederherzustellen. 

Für  die  diesbezüglichen  Arbeiten  ist  die  Baubeschreibung  II.  Theil 
maassgebend. 

Der  Kluccanal  ist  an  der  Wurzel  des  gleichnamigen  Molos  nach 
dem  beigehefteten,  aus  dem  Situations-  und  Profilsplane  B,  dann  der 
Baubeschreibung  III.  Theil  bestehenden,  von  beiden  contrahirenden 
Theilen  unterfertigten  Projecte  abzulenken. 

Artikel  II. 

Zum  Zwecke  der  Herstellung  einer  entsprechenden  Vorbindung 
der  Hafenanlage  mit  der  Stadt  Triest  überlässt  die  Südbahngesellschaft 
von  der  ihr  eigentümlichen  Grundfläche  das  an  der  Wurzel  des  Molo 
Klui  gelegene,  in  dem  beigeschlossenen  Plane  C  mit  cc,  ß,  y  bezeichnete 
Dreieck  im  Ausmaese  von  rund  3000  Quadratmetern  an  die  Staats- 
verwaltung, wogegen  der  Südbahngesellschaft  ärarische  Grundflächen  im 
gleichen  Ausmaasse  zur  Ergänzung  der  Bahnhoffläche  oder  an  anderer 
Stelle,  und  zwar  nach  einer  besonders  zu  treffenden  Vereinbarung,  im 
Tauschwege  abgetreten  werden  sollen. 

Artikel  III. 

Der  Tei min  zur  Vollendung  des  'Priester  Hafeubaues  wird  bis 
zum  Hl.  December  1880  verlängert.  Sollte  dieser  Termin  aus  Gründen, 
welche  nicht  in  einem  Verschulden  der  Bauunternehtnung  liegen,  nicht 
ei  u  gehalten  werden  können,  so  wird  das  Handelbministerium  eine 
angemessene  weitere  Vollendungsfrist  zugestehen. 

Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  VIII  des  Ueboreinkommens  vom  13.  April  lb67 
vereinbarte  Pauschalsumme  von  13,500.000  fl.  österr.  Währ,  wird  mit 
Rücksicht  auf  die  im  Artikel  1  dos  gegenwärtigen  Uebereinkommens 
festgesetzte  Aenderung  des  HafenbauprojecteB  um  230.000  n\,  sage 
Zweihuudertdreissigtausend  Gulden  vermindert,  wonach  der  noch  uu- 
berichtigte,  in  Gemässheit  des  Zahlungsplanes  am  1.  Juli  1878  fällige 
Rest  im  Betrage  von  1,125.000  fl.  sich  auf  S05.000  fl.  herabmindert. 
Dieser  Restbetrag  soll  jedoch  nicht  am  1.  Juli  1878,  sondern  in  drei 
Raten,  und  zwar  am  31.  December  1878  und  187!»  mit  je  300,000  fl., 
und  am  31.  December  ISMO  mit  20.5000  fl.  berichtigt  werden. 
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Sollte  die  Südbahngesellschaft  den  Bau  des  Hafens  aus  was  immer 
für  Gründen  bis  zum  31.  December  1880  nicbt  vollenden,  so  ist  die 
Staatsverwaltung  berechtigt,  von  der  letzten  am  31.  December  1880 
falligen  Rate  per  295.000  fl.  jenen  Betrag,  welcher  dem  Werthe  der 
noch  unausgeführten  Arbeiten  entspricht,  insolange  zurückzubehalten, 
bis  der  Bau  vollendet  ist.  Durch  diese  Bestimmung  wird  übrigens  an 
dem  der  Staatsverwaltung  im  dritten  Absätze  des  §  2  des  Vertrages 
vom  10.  Juni  1874  vorbehaltenen  Rechte  nichts  geändert. 

Artikel  V. 

Zum  §  6  des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  wird  noch  Folgendes 
festgesetzt: 

Die  Collaudirung  hat  binnen  längstens  drei  Monaten  nach  dem 
von  der  Hafenbauleitung  an  die  k.  k.  Seebebörde  gestellten  bezüglichen 
Ansuchen  zu  beginnen.  Dieses  Ansuchen  muss  mit  dem  Bauvollendungs- 
certificate  der  k.  k.  Hafenbauinspection  belegt  sein. 

Sobald  der  Collaudirungsbefund  auf  Uebernahme  des  Objectes 
lautet  und  genehmigt  wird,  hat  als  Tag  der  Uebernahme  der  Bauobjecte 
im  Sinne  des  dritten  und  vierten  Absatzes  des  §  6  des  Vertrages  vom 
10.  Juni  1874  jener  Tag  zu  gelten,  an  welchem  das  Collaudirungs- 
protokoll  abgeschlossen  wird. 

Artikel  VI. 

Das  Uebereinkommen  vom  13.  April  1867  und  der  Vertrag  vom 
10.  Juni  1874  bleiben  in  allen  ihren  Bestimmungen  aufrecht,  insoferne 
sie  durch  gegenwärtiges  Uebereinkommen  nieht  abgeändert  werden. 

Das  Original  dieses  Uebereinkommens,  welches  stempelfrei  aus- 
gefertigt wird,  bleibt  in  den  Händen  der  Staatsverwaltung. 

Der  Südbahngesellschaft  wird  eine  amtlich  beglaubigte  Abschrift 
desselben  eingehändigt. 

Der  vorstehende  Vertrag  wurde  unter  dem  23.  Jänner  1878  formell  aus 
gefertigt. 

16  XLIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1880 

über  die  Inarticullrnng  des  Vertrages»  betreffend  den  Ankauf  der  Agrum 

(  arlstädter  Eisenbahn. 

(Sanctionirt  am  18.  Juni   1880.    Verlautbart  iu  beiden  Häusern  des  Reichstages 

am  21.  Juni  1880.) 

§  1- 

Der  in  Angelegenheit  des  Ankaufes  der  Agram-Carlstädter  Eisen- 
bahn am  11.  März  1880  abgeschlossene  Vertrag  wird  genehmigt  und 
inarticulirt. 

45* 
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§  2. 

Mit  der   Vollziehung    dieses  Gesetzes  werden  der  Minister  für 
öflentliche  Arbeiten  und  Communication  und  der  Finanzminister  betraut. 


Vertrag, 

welcher  am  unten  angesetzten  Tag«  zwischen  dem  königl.  ungarischen 
Minister  fiir  öffentliche  Arbelten  und  Communlcatlonen,  sowie  dem  königl. 
ungarischen  Finanzminister  einerseits  nnd  der  k.  k.  prir.  Südbahmresell- 
schaft  andererseits  abgeschlossen  worden  Ist,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  überlast  und  überträgt  dem 
ungarischen  Staat«  und  dieser  übernimmt  das  Eigenthum  und  den  Besitz 
der  Agrain-Carlstädter  Eisenbahn,  das  ist  derjenigen  Linie,  welche  sich 
von  der  Eisenbahnlinie  Agraro-Sissek  bei  Kilometer  Nr.  79*299  abzweigt 
und  bis  zum  Ende  der  Station  Carlstadt  reicht. 

Artikel  2. 

Die  im  Artikel  1  bezeichnete  Eisenbahn  wird  der  königl.  unga- 
rischen Regierung  mit  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör, 
mit  den  vorhandenen  Stations-Inventar-Gegenständen  und  Verbrauchs- 
mnterialien,  ferner  mit  Inbegriff  aller  unter  irgend  welchem  Titel  für 
die  gedachte  Eisenbahn  erworbenen  Grundstücke,  gleichviel  ob  dieselben 
bis  dahin  zu  Bau-  oder  Betriebszwecken  verwendet  worden  sind  oder 
nicht,  in  jenem  Zustande  übergeben,  in  welchem  sie  sich  bei  Vor- 
aussetzung einer  normalen  Instandhaltung  sowohl  des  Bahnkörpers,  als 
auch  dessen  obbezeichneten  Zubehörs,  zur  Zeit  der  Uebergabe  befindet. 

Von  der  Uebergabe  sind  jedoch  die  sämmtlichon  Fahrbetriebs- 
mittel mit  den  zu  denselben  gehörigen  Ausrüstungsgegenständen  ausge- 
schlossen. 

Artikel 

Die  königl.  ungarische  Regierung  tritt,  im  Falle  der  gegenwärtige 
Vertrag  vor  dem  2i>.  eines  Monats  für  die  königl.  ungarische  Regierung 
rechtswirksam  wird  12),  mit  dem  1.  des  darauffolgenden,  falls  aber 
die  Rechtswirksamkeit  erst  atn  oder  nach  dem  20.  eintritt,  mit  dem 
1.  des  zweitnächstfolgenden  Monats  in  den  Besitz  der  genannten  Bahn. 
Die  factische  Uebergabe  bat  sofort  nach  der  Besitzergreifung  zu  beginnen 
und  soll  sobald  als  möglich  beendigt  werden.  Zum  Zwecke  der  Ueber- 
nahme  ist  ein  genaues  Inventar  in  zweifacher  Ausfertigung  zu  errichten, 
welches  von  den  zur  Uebergabe  und  Uebernahmo  berufenen  Organen 
gefertigt  wird. 

Mit  der  Bahn  werden  der  königl.  ungarischen  Regierung  auch 
die  vorhandenen,  auf  die  Linie  Agram- Carlstadt  Bezug  habenden  Bau- 
und  Grundoinlösungspläne   in   je   einem  Exemplare   übergeben  werden. 
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Von  dem  Tage  der  Besitzergreifung  an  fallen  der  königl.  unga- 
rischen Kegieruug  alle  Einnahmen  der  gedachten  Linien  au;  dieselbe 
Übernimmt  dagegen  auch  alle  Lasten  und  Ausgaben,  und  zwar  sowohl 
diejenigen,  welche  sich  auf  den  Betrieb,  als  auch  solche,  welche  sieb 
auf  Neubauten  jeder  Art,  welche  allenfalls  noch  im  Zuge  sein  sollten, 
beziehen. 

Alle  Zahlungen  jedoch,  welche  für  Leistungen  (Bauten,  Lieferungen, 
Käufe)  vor  dem  Tage  der  Besitzergreifung  fällig  geworden  sind,  mit 
denen  sich  daher  die  Gesellschaft  im  Rückstände  befindet,  bleiben  zu 
Lasten  derselben. 

Dagegen  bleibt  ihr  auch  das  Eigenthumsrecht  an  jenen  Forderungen 
gewahrt,  welche  vor  dem  Tage  der  Besitzergreifung  entstanden  sind. 

Die  obangeführten  Grundsätze  haben  auch  auf  jene  vertrags- 
raässigen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  Auwenduog,  welche  auf  die 
Agram- Oarlstädter  Linie  Bezug  haben,  mit  der  Beschränkung  jedoch, 
dass  auf  den  ungarischen  Staat  nur  jene  Verträge  übergehen,  welche 
in  einem  am  heutigen  Tage  zwischen  den  Vertretern  der  k.  k.  priv. 
Südbahngesellschaft  und  jenen  der  Direction  der  königl.  ungarischen 
Staatsbahnen  aufgenommenen  Protokoll  verzeichnet  erscheinen. 

Artikel  4. 

Die  königl.  ungarische  Regierung  verpflichtet  sich,  mit  dem  Tage 
der  Besitzergreifung  die  auf  der  abgetretenen  Linie  in  Verwendung 
stehenden,  in  dem  der  Direction  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen 
übergebenea  Verzeichnisse  namentlich  angeführten  Bahnaufseher,  Bahn- 
und  Weichen  Wächter  in  die  Dienste  der  köoigl.  uugarischen  Staats- 
bahnen zu  übernehmen  und  garantirt  denselben  ihre,  sowohl  in  Bezug 
auf  den  Gehalt  und  die  Nebenbezüge,  als  auch  in  Beziehung  auf  die 
Pensionsausprüche  erworbenen  Rechte,  wogegen  sich  die  k.  k.  priv. 
Sudbahngesellschaft  verpflichtet,  die  vou  den  und  für  die  bezeichnetet! 
Personen  an  das  Pensionsinstitut  geleisteten  Einzahlungen  der  Direction 
der  königl.  uugarischen  Staatsbahnen  auszufolgeu. 

Artikel  5 

Als  Kaufpreis  verpflichtet  sich  die  königl.  ungarische  Regierung, 
an  die  k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft  vom  23.  December  1880  au 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  dieBer  Gesellschaft,  d.  i.  bis 
zum  31.  December  1968,  eine  fixe  und  unwandelbare,  keinerlei  gegen- 
wärtigen oder  zukünftigen  Steuer  unterliegende  Annuität  von  fl.  240.000 
österr.  Währ.  Gold,  in  Worten:  zweihundertvierzigtausend  Gulden 
österr.  Wäbr.  Gold  in  zwei  gleichen  halbjährigen,  am  23.  Juni  und 
23.  December  eines  jeden  Jahres  fällig  werdenden  Raten  von  je 
fl.  120.000  österr.  Währ.  Gold,  in  Worten:  einhundertzwanzigtausend 
Gulden  Gold  in  effectiven  österreichisch-ungarischen  oder  gleichwerthigen 
ausländischen  Goldstücken  bei  der  königl.  ungarischen  Staatscentralcassa 
in  Budapest  zu  bezahlen  und  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  die 
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Verlängerung  der  vou  derselben  auf  Grund  des  Artikels  9  des  Vertrages 
vom  13.  April  1867  bis  zum  1.  Jänner  1880  genossenen  Steuerbefreiung 
auf  die  Dauer  von  weiteren  zehn  Jahren,  d.  i.  vom  1.  Jänner  1880 
bis  zum  31.  December  1889,  zuzugestehen. 

Was  die  Zahlung  der  oben  stipulirten  Annuität  anbelangt,  so  wird 
die  am  23.  December  1880  fällige  Rate  per  fl.  120.000  nur  dann  in 
>lem  vereinbarten  Betrage  zu  leisten  sein,  wenn  die  Bahn  am  1.  Juli 
1880  übergeben  wird. 

Ist  jedoch  diese  Uebergabe  vor  oder  nach  dem  1.  Juli,  aber  noch 
innerhalb  des  Jahres  1880  geschehen,  so  ist  die  am  23.  December  1880 
zu  leistende  Zahlung  pro  rata  temporis  zu  berechnen. 

Sollte  die  Uebergabe  eist  am  oder  nach  dem  1.  Jänner  1881  er- 
folgen, so  wird  die  erste  Annuitätsrate  am  23.  Juni  1881  fällig  und 
haben  für  deren  Berechnung  die  eben  angeführten  Grundsätze  zu  gelten. 

Artikel  6. 

Die  k.  k.  priv.  Stidbahngesellschaft  räumt  der  königl.  ungarischen 
Regierung  das  Recht  der  Mitbenutzung  der  3*614  Kilometer  langen, 
von  dem  Bahnhofe  in  Agram  bis  zur  Abzweigung  des  Carlstädter 
Flügels  reichenden  Theilstreoke  der  Linie  Agram-Sissek  gegen  dem 
ein,  dass  sich  die  königl.  ungarische  Regierung  verpflichtet,  an  die 
k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  für  jede  über  diese  Strecke  beförderte 
Person  ohne  Unterschied  der  benützten  Wagenclasse  eine  Gebühr  von 
5  Kreuzer  österr.  Währ.,  in  Worten:  fünf  Kreuzer  österr.  Währ.,  und 
für  jede  über  diese  Strecke  beförderte  Nettotonne  eine  Gebühr  von 
4*5  Kreuzer  österr.  Währ.,  in  Worten:  vier  ganze  und  fünf  Zehntel 
Kreuzer  österr.  Währ,  zu  bezahlen,  beziehungsweise  durch  die  Direction 
der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  bezahlen  zu  lassen. 

Diese  Zahlung  hat  auf  Grund  der  von  der  Südbahnstation  Agram 
und  den  Organen  der  königl.  ungarischen  Staatsbahn  geführten  Auf- 
schreibungen im  vorschriftfrmassigen  Abrechnungswege  zu  geschehen. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  gestattet  ferner  der  königl. 
ungarischen  Regierung  die  Benützung  ihres  zwischen  dem  Bahnhofe  in 
Agram  und  dem  erwähnten  Abzweigungspunkte  befindlichen  Grund- 
eigenthumes  in  der  Weise  unentgeltlich,  dass  es  der  letzteren  freistehen 
soll,  unter  Anlehnung  an  den  bestehenden  Bahnkörper,  beziehungsweise 
an  die  besteheude  und  in  diesem  Falle  von  der  königl.  ungarischen 
Regierung  auf  eigene  Kosten  zu  verbreiternde  Savebrücke  von  dem 
besagten  Abzweigungspunkte  bis  zum  Agramer  Bahnhofe  auf  eigene 
Kosten  ein  für  ihren  ausschliesslichen  Gebrauch  bestimmtes  Geleise 
herzustellen.  Die  königl.  ungarische  Regierung  übernimmt  jedoch  die 
Haftung  dafür,  dass  durch  die  Legung  dieses  Geleises,  beziehungsweise 
durch  die  zu  diesem  Ende  erforderlichen  Bestellungen  die  Südbahn- 
linie weder  in  ihrem  Bestände,  noch  in  dem  Betriebe  gefährdet  werde 
und  dass  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  aus  diesem  Anlasse  keine 
wie  immer  gearteten  Kosten  erwachsen.  Auch  hat  die  königl.  ungarische 
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Regierung  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  an  dem  Bahnkörper  des  neu 
zu  legenden  zweiten  Geleises  alle  jene  Herstellungen  und  Anlagen  zur 
Ausführung  gelangen,  welche  durch  den  Bestand  des  Bahnkörpers  der 
Südbahn  bedingt  werden. 

Vor  der  Inangriffnahme  der  die  Herstellung  dieses  zweiten 
Geleises  betreffenden  Arbeiten  wird  zwischen  der  königl.  ungarischen 
Regierung  und  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  das  Einvernehmen 
hinsichtlich  jener  Maassregeln  zu  pflegen  sein,  welche  zur  Sicherung  des 
Bahnbetriebes  auf  der  Südbahn  getroffen  werden  müssen. 

Im  Falle  der  Herstellung  der  obbezeichneten  eigenen  Verbindung 
mit  dem  Agramer  Bahnhofe  hat  das  oben  dem  ungarischen  Staate  ein- 
geräumte Mitbenützungsrecht  des  im  Eingange  dieses  Artikel*  be- 
zeichneten Geleises  und  damit  auch  die  dafür  vereinbarte  Vergütung 
zu  entfallen.  Dasselbe  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Verbindung 
der  also  getrennten  Staatsbahnlinien  auf  eiue  andere  Art,  ohne  Inan- 
spruchnahme des  oberwähnten  Servitutsrechtes  erfolgen  sollte. 

Artikel  7. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die  Total- 
frachtsätze für  die  von  ihren  ungarischen  Stationen  nach  Triest  zu  be- 
fördernden Sendungeu,  und  zwar  sowohl  jene,  welche  auf  Normaltarife 
basirt  sind,  als  auch  jene,  welche  unter  gewissen  Bedingungen  im  Wege 
der  Ermässigung  zugestanden  werden,  nie  niedriger  zu  stellen  als  jene 
Totalfrachtsätze,  welche  für  die  von  den  genannten  Stationen  auf  ihren 
Linien  via  St.  Peter  nach  Fiume  beförderten  Sendungen  zur  Einhebung 
gelangen.  Diese  Bedingung  ist  als  Ergänzung  der  concessionsmässigen 
Tarif bestimmungen  zu  betrachten. 

Artikel  8. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellscbaft  verpflichtet  sich  zu  veranlassen 
und  jedenfalls  noch  vor  Ablauf  des  Jahres  1881  durchzuführen,  dass 
auf  Grund  des  gegenwärtigen  Vertrages  die  im  Artikel  1  desselben 
bezeichnete  Linie  Agram- Carl6tadt  aus  dem,  die  auf  dem  Gebiete  der 
ungarischen  Krone  gelegenen  Südbahnlinien  betreffenden  Centralgrund- 
buche  zu  Budapest  lastenfrei  ausgeschieden,  dass  weiters  für  diese 
Linie  ein  abgesondertes  Centralgrundbuch  eröffnet  und  dass  in  diesem 
letzteren  das  Eigenthumsrecht  des  königl.  ungarischen  Aerars  an  der 
abgetretenen  Linie  eingetragen  werde,  wogegen  die  königl.  ungarische 
Regierung  die  Einwilligung  gibt,  dass  unter  Einem  in  dem  Belastungs- 
blatte des  für  die  abgetretene  Linie  neu  zu  eröffnenden  Centralgrund- 
buches zu  Gunsten  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellscbaft  die  vou  der 
königl.  ungarischen  Regierung  vom  23.  December  1880  angefangen 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1 1>*1S  in  zwei  gleichen  halbjährigen  Raten 
a  fl.  120.000  am  23.  Juni  und  23.  December  eines  jeden  Jahres  in 
affectiven  österreichisch-ungarischen  oder  in  gleichwertigen  ausländischen 
Goldstücken  zu  zahlende  KaufschillingsanLuität  von  240.000  fl.  österr. 
Währ.  Gold  primo  loco  einverleibt  werde. 
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Gleichzeitig  wird  die  k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft  veranlassen, 
dass  das  dem  ungarischen  Staate  im  Artikel  6  dieses  Vertrages  ein- 
geräumte Recht  der  Mitbenützung  der  3*614  Kilometer  laugen,  vom 
Bahnhofe  in  Agram  bis  zum  Abzweigungspunkte  der  Agram-Carlstädter 
Linie  reichenden  Theilstrecke  der  Linie  Agram-Sissek,  sowie  das  der 
königl.  ungarischen  Regierung  eventuell  eingeräumte  Recht,  die  zwischen 
dem  Dahnhofe  in  Agram  und  dem  obenerwähnten  Abzweigungspunkte 
gelegene,  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  gehörige  Grundfläche  unter 
Anlehnung  an  den  bestehenden  Bahnkörper  zur  Errichtung  eines  für 
ihren  ausschliesslichen  Gebrauch  bestimmten  Geleise«  unentgeltlich  zu 
benützeu,  bei  der  betreffenden  Einlage  Laducs-Sissek  im  Belaslungs- 
blatte  des  über  die  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  gelegenen 
Linien  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  in  Budapest  geführten  Central- 
grundbuches eingetragen  werde. 

Selbstverständlich  ertheilt  die  königl.  ungarische  Regierung  schon  im 
Vorhinein  ihre  Zustimmung  zur  Eintragung  der  Löschung  des  obbesagten 
Mitbenutzung»  und  Servitutsrecbtes  für  den  Fall,  als  die  Verbindung 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Staatsbahnlinieu  auf  die  im  letzten 
Alinea  des  Artikel  6  angedeutete  Weise  erfolgt. 

Artikel  9. 

Die  königl.  ungarische  Regierung  gesteht  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft  für  alle  aus  Anlass  der  Abtretung  der  Linie  Agram-Carl- 
htadt  auszufertigenden  Urkunden,  Verträge,  Protokolle,  Eingaben,  Bei- 
lagen, Uebergabsverzeichnisse,  Inventarien,  Aufsandungen,  Löscbungs- 
bewilligungen,  Satzweiebungen  und  dergleichen,  insbesondere  aber  für 
die  über  die  Zahlung  der  vereinbarten  Annuitätsraten  auszustellenden 
Quittungen,  ferners  für  die  mit  der  centralgrundbücherlichen  Uebertraguug 
und  den  vorzunehmenden  Einverleibungen  verbundenen  Amtshandlungen 
die  Stempel-  und  Gebühreni'reiheit  zu. 

Artikel  10. 

Die  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  wird  von  sämmtlichen  für  die 
abgetreteue  Linie  zu  entrichtenden  Steuern  sammt  Zuschlägen,  öffent- 
lichen und  Gemeindeabgaben  vom  Tage  der  Uebernahme  an  enthoben, 
und  zwar  derart,  dass  der  Gesellschaft  jene  Quoten  der  bereits  gezahlten 
Steuern  sammt  Zuschlägen,  Öffentlichen  und  Gemeindeumlagen,  welche 
über  den  vorgedachten  Termin  hinaus  entfallen,  von  der  königl.  unga- 
rischen Regierung  zurückvergütet  werden. 

Artikel  11. 

Es  wird  einverständlich  festgesetzt,  das«  alle  aus  dem  gegen- 
wärtigen Vertrage  etwa  entspringenden  Rechtsstreitigkeiten  von  dem 
durch  den  jeweiligen  Kläger  frei  zu  wählenden  königl.  Bezirksgerichte  iu 
Budapest  nach  dem  summarisch-müudlichen  Verfahren  im  Sinne  des  Gesetz- 
artikels LIV  vom  Jahre  18<;8  verhandelt  und  entschieden  werden  sollen. 
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Artikel  12. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  für  die  k  k.  priv.  Südbahngesell- 
schaft  nach  der  durch  die  Generalversammlung  ihrer  Actionäre  erfolgten 
Genehmigung  und  nach  geschehener  Zustimmung  der  k.  k.  bsterreichichen 
Regierung,  für  die  königl.  ungarische  Regierung  aber  erst  dann  rechts- 
verbindlich, wenn  derselbe  durch  die  ungarische  Legislative  genehmigt 
sein  wird. 

Der  vorstehende  Vertrag  wird  in  einem  Originale  in  ungarischer 
Sprache  stempelfrei  ausgefertigt,  welches  in  den  Händen  der  köuigl. 
ungarischen  Regierung  verbleibt,  während  eine  authentische  Uebersetzung 
der  k.  k.  priv.  SüdbahngesellschaH  ausgefolgt  wird. 

Urkund  dessen  nachstehende  Fertigungen: 

Budapest,  am  11.  März  1880. 

Thomas  v.  Pechy  m.  p.  K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft: 

königl.  ungar.  Minister  itir  öffentliche       Hopfen  in.  p.    j».  p.  Schüler  m.  p. 
Arbeiten  und  Coinmunicatiouen. 

Julius  Graf  Szapäry  m.  p. 
königl.  ungar.  Finaneminister. 

17.  Gesetz  vom  8.  April  1884,  R.  G.  III.  Nr  52, 

betreffend  die  Amortisation  der  Kau-  und  Erhalt  uitgskostcii  für  die 
Rctrlebseiiiriclitungcn  im  Hafcti  von  Triest. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Rcichsrathcs  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Amortisation 
der  mit  dem  Gesaramtbetrag  von  siebcnhundertsecbsundfün'zigtausend 
(7.r)G.()00)  Gulden  österr.  Währ  veranschlagten  Bau-  uud  Erhaltungs- 
kosten der  von  der  priv.  Sudbahngesellschaft  für  Rechnung  der  Staats- 
verwaltung hergestellten  uud  noch  herzustellenden  Betripbseinrichtuugeu 
(Geleise,  Strassen,  Krahne  u.  dgl.)  im  Hafen  von  Triest  an  die  ge- 
nannte Gesellschaft  Ratenzahlungen  im  Betrage  von  jährlich  fünfund- 
zwanzigtausend (25. (Mio)  Gulden  österr.  Währ,  bis  zur  vollständigen 
Tilgung  der  obenerwähnten,  unverzinslich  vorgeschossenen  Bau-  und 
Erhaltungskosten  zu  leisten. 

Die  näheren  Pestimmungen  über  die  Herstellung,  die  Erhaltung  und  den 
Betrieb  der  Geleisranlagen  und  Krahne  im  Hafen  von  Triest  erscheinen  in  dem 
«wischen  der  k.  k.  Staatsbahnverwaltung  und  der  k.  k.  priv.  Südbahugesellschaft 
abgeschlossenen  Vertrage  vom  12.  August  1«79  nebst  dem  zugehörigen  Proto- 
kolle vom  gleichen  Datum,  sowie  in  dem  Nachtragsübereinkommen  vom 
27.  Februar  1SM  festgestellt. 
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Artikel  II. 

Zur  Bedeckung  des  Erfordernisses  für  die  bereits  fällig  gewordenen 
Ratenzahlungen  für  die  Jahre  1880,  1881  und  1882,  sowie  der  Raten- 
zahlung für  das  Jahr  1883  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1884 
ein  ausserordentlicher  Credit  von  hunderttausend  (100.000)  Gulden 
österr.  W&hr.  in  Noten  eingeräumt,  welcher  im  Erfordernisse  des 
Handelsministeriums  beim  .Hafen-  und  Seesanitätsdienst"  unter  einem 
besonderen  Paragraph  mit  der  Bezeichnung  „Hafengeleise  in  Triest" 
zu  verrechnen  ist. 

Artikel  HI. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Handelsminiater  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  8.  April  1884. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

18.  Gesetz  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  228, 

betreffend  die  Betriebsflbernahme  der  Triester  Hafengeleise  durch  den 

Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

In  Abänderung  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  52) 
wird  die  Regierung  ermächtigt,  der  Südbahngesellschaft  nebst  der  dort 
vorgesehenen  Buccessiven  Amortisation  der  Bau-  und  Erhaltungskosten  für 
Betriebseinrichtungen  (Geleise,  Strassen,  Krahne  u.  d.  gl.)  im  Hafen 
von  Triest,  bezüglich  des  hievon  jeweilig  aushaftenden  Capitalsrestes 
eine  Verzinsung  zu  leisten,  wogegen  der  Betrieb  der  hergestellten  Bahn- 
anlagen fortan  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  führen  ist. 

Die  Verzinsung  darf  höchstens  vier  Percent  jährlich,  nachhinein 
entrichtet,  betragen  und  hat  mit  dem  Zeitpunkte  zu  beginnen,  wenn 
die  Betriebsübernahme  der  bezeichneten  Anlagen  durch  die  Staatseisen- 
bahnverwaltung erfolgt. 

Artikel  II. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  den  28.  December  1890. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p 
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II.  Localbahnen. 

1.  Concessionsurkunde  vom  21.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  116, 

für  die  LoconiotlTeisenbahn  von  Liesing  nach  Kaltenleutgeben. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Südbahngesellscbaft  die  Bitte  um  Ertheilung 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der 
Station  Liesiog  der  Wien-Triester  Linie  nach  Kaltenleutgeben  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf 
Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl. 
Nr.  50),  wie  folgt  zu  ertbeilen: 

§  1- 

Wir  verleihen  der  priv.  Südbahngesellschaft  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Loco- 
motiveisenbahn  von  der  Südbahnstation  Liesiog  über  Perchtoldsdorf 
und  Rodauu  nach  Kaltenleutgeben. 

Die  Eröffnung  der  Localbahn  fand  am  18.  August  1SS3  statt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  und  Sichcrstellung  der  Capitals- 
verziusung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnurg,    sowie  für  jene  bezüglich    der  Grunderwerbung,  des 
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Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einscbluss  der 
Interimsscheine  und  lür  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concessiou  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebübren  und  Taxen; 

rf)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreißig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Südbabngesellscbaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn 
sofort  zu  beginnen  und  bis  längstens  1.  Juli  1883  zu  vollenden,  die 
fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der 
ganzen  Conceßsionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten.  Für 
die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesellschaft  über 
Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  angemessenen  Oaution 
in  baarem  Gelde  oder  in  aur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Werth effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Der  Südbabngesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  conceseionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jeuer  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

Die  Südbahngesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedinguissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dein  Eisenbahnconceasionsgesetze 
vom  14.  Sejjtember  1>">4,  K.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsorduuug  vom  lti.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1H52,  danu  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 
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In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermäßigte 
Maximalgescbwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsmini- 
sterium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Soferne  die  Südbahngesellschaft  für  die  den  Gegenstand  dieser 
Conceesionsurkunde  bildende  Localbahn  Actien  und  Prioritätsobligationen 
ausgeben  sollte,  unterliegt  sowohl  der  Nominalbetrag,  als  auch  das 
Formular  der  auszugebenden  Actien  und  Prioritätsobligationen  der 
besonderen  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv.  Süd- 
bahngesellschaft jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf  die  gegen- 
wärtig concessionirte  Localbahn  insoweit  Anwendung  zu  finden,  als  deren 
Erfüllung  nach  Maassgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und 
der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Aus- 
rüstung und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem 
Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  HeereB,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b  des  Eisenbahu- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1968  festgesetzt  und  sie  erlischt 
mit  diesem  Zeitpunkte. 

Die  ConceBsion  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Volleudung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesotzes  und  nament- 
lich durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§ 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  die  Gesellschaft  zu  leistende  Baarentschädigung  einzulösen. 
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Zur  Bestimmung  deB  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervon  die  Rein- 
erträgnisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig 
ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein- 
lösungspreises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt.  Letzteres 
gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  de* 
siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung 
entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimal- 
erträgnisse gleichkommenden  Rente,  welche  der  Gesellschaft  während 
der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner  und  am 
I.  Juli  jedes  JahreB  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder 
in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher  dem  auf 
Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mässigcn  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

Die  Ziffer  des  effectiven  Anlagecapitale3  unterliegt  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung. 

Hierbei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daas  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  sowie  für 
die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  effectiv  verwendeten  und  ge- 
hörig nachgewiesenen  Kosten,  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit 
factisch  bezahlten  höchstens  fünfpercentigen  Intercalarzinsen  keine  wie 
immer  gearteten  Auslagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffaugskosten  in 
Anrechnung  zu  bringen  sind. 

Sollten  jedoch  im  Sinne  des  §  6  dieser  Concessionsurkunde  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung  zur  Beschaffung  des  effec- 
tiven Anlagecapitale  Actien  oder  Prioritätsobligationen  ausgegeben 
werden,  so  dürfen  dem  vorbin  festgesetzten  effectiven  Einlösungspreise 
die  etwa  nachweisbar  aufgelaufeneu  Geldbeschaffungskosten,  und  zwar 
bis  zum  Betrage  von  höchstens  zehn  Percent  des  effectiven  Anlage 
capitales,  zugerechnet  werden. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 


Digitized  by  Google 


Localbahnen. 


719 


Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezablung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss» 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  be* 
weglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
nnd  der  Materialvorräthe  *(§  9). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  etwa  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie 
kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf  die 
Hintanbaltung,  rücksichtlicb  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser 
Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  Stid- 
bahngesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die 
Gebarung  zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn 
betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird  die  Ge- 
sellschaft von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12- 

Die  Südbahugesellschaft  verpflichtet  sich,  für  die  den  Gegenstand 
der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Bahn  eine  getrennte  Bau- 
und  Betriebsrechnung  zu  führen. 
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Zur  Vermeidung  der  mit  der  selbstständigen  Aufstellung  der  ge- 
trennten Betriebsausgabenrecbnnng  verbundenen  Schwierigkeiten  wird 
jedoch  gestattet,  die  Betriebsausgaben  nach  einem  vom  Handelsmini- 
sterium 'zu  genehmigenden  Schlüssel  auf  Grund  des  Durchschnittes  aus 
dem  gesammten  Südbabnnetze  einzustellen. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Siidbahngesellschaft 
das  Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichs-Haupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  einundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausendachthundertzweiundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Vicr- 
unddreisslgsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTf  in   ]i.  Pino  in.  i..  Dunajewski  in.  p. 


2.  CoiicPssionslMMlinjsnisse 

für  «Ii«  i.Hcüllmlin   von  Mesliur  micli   KMltonlf»nt!r<'heti  (V.    Hl.  Xr.  105 

e\ 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgenn-inc  Mo  s  t  i  m  m  u  n  u'  <' »' . 

Dio  pmjeetirte  Locomotn-eisenbahn  von  der  Station  Liesinjr  der  k.  k. 
priv.  Südbabng-esullsebaft  nach  Kaltenleut^eben  i»t  mit  einer  Spurweite  von 
l-4:i  »  Meter  als  Localbabu  mit  blossem  Tajfvorkchr  für  eine  Maximalpeschwindigkeit 
von  2.'i  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Dio  Ausführung  dos  Baues  und  dor  Metruibseinriclitunpfen  hat  nach  Maaas- 
p'ibt;  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigend'  n  D'-tailprojeete  und  der 
naebsteliendeii  terbnischen  Medinpnisse  staUzninid.-n. 
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Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen,  und  die  ans  diesem  Anlasse,  sowie 
Oberhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Hau-  und  Polizei- 
vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trasse. 

Die  zu  erbauende  circa  sieben  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der 
Station  Liesing  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  ab,  führt  in  vorherrschend 
westlicher  Richtung  über  Perchtoldsdorf,  Rodann  in  das  Thal  des  Kaltenleutgeben- 
Baches  und  findet  ihren  Endpunkt  in  der  Projects-Station  Kaltenleutgeben. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrasse  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Einmündung  von  Indüstrie-Schleppbahnen. 

Di«;  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieuntemehmungen 
znm  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  Bollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  zwischen  den  betreifenden  Bahnunternehmungen  dio  Bedingungen 
für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  eurrenten  Strecke  werden  2">  Pro- 
mille      1  :  40  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2  5  Promille  — 
1  :  400  betragen  soll 

Der  Abstand  der  Goleiso  soll  in  den  Stationen  von  Mitto  zu  Mitte  min- 
destens 4*3  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*75  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  eurrenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtuugs-  und  Steigungsverhältnisse  sind  die  von  der 
k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums genehmigten  und  im  Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiff- 
fahrt der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10,  ange- 
führten „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen 
und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen''  genau 
durchzuführen. 

Es  wird  jedoch  gestattet,  bei  den  sehr  schwierigen  Partien  nächst  Kilo- 
meter 2°/!  (Wiener  Hochquellenleitung)  und  Kilometer  33  (dürre  Mühle) 
die  Uebergangscurven  auszulassen  und  die  Gerade  zwischen  dem  reinen  Bogen- 
aufang  und  Bogenende  mit  10  Meter  Länge  anzulegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreito  von  4*0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten.  Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Auf- 
dimmungen  sind  haltbar  und  mindestens  mit  dem  Bösohungsvcrhältnisse  1  :  s/4 
herzustellen  und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

nie  BechLurkonden  der  JUlerr.    Kli*nb»hii«n.  I.  40 
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Alle  Brücken  und  Durohlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzu- 
stellen und  muss  das  Brückenplan  um  eine  benützbare  Minimalbreite  von  43  Meter 
erhalten. 

Sämmtliche  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  vou  0  6  Kilometer 
von  dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  liegen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  sind  Eisencon- 
struetionen  zu  vorwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückencoustruc- 
tiouen  ist  die  durch  die  faotischvcrkehrendeu  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zufällige 
Last  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eiscnconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheilc  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu  700 
Kilogramm  per  Quadrateentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hoch- 
wasserstand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Höh  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  sehwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  230  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
schwellendistanz  von  0*0  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Falls  es  die  Südbabngesellschaft  für  angezeigt  erachten  sollte,  können  auch 
altbrauchbare  Schienen  der  Hauptbahn  (ihres  Systems  VII)  in  Verwendung 
gebracht  werden 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 
Länge  2-2  Meter,  obere  Breite  015  Meter,  untere  Breite  0  20  Meter,  Höhe 
0-1  f>  Meter. 

Die  Vorwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  300  Meter  Radius  inclusive  angefangen  werden  beide 
Schienenstränge  doppelt  genagelt  und  erhalten  auch  eine  entsprechende  Ver- 
mehrung der  Unterlagsplatten. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schieneuuntcrkante  eine  Kronen- 
breite  von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  30  Meter  auf  Dämmen  und  in  den 
Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  dem  jeweiligen  factisehen 
Bedürfnisse   entsprechen   und  mindestens  sieben  Percent  der  Bahnlänge  betragen. 

G.  H  o  c  h  b  a  u  t  e  u. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  l'ersonendienst  den  looalen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  iu  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
maucruug  aus  Riegelwändcn  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  ver- 
sehen zu  sein. 

Die  Hochbauanl  igen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Kicgelmaueru  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedooh  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localeu  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliehe  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  1*7  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärtorhäusern  in  der  eurrenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unt» tI- leiben  und  ist  nur  auf  jene  Stollen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
seizungon  bosumh-rs  frequenter  Strassen  vorkommen. 
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Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Station«-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

T.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  eine  telegraphisohe  Signnlisirung  einzu- 
führen :  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben 

Für  den  Betrieb  sind  indes«  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die 
durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Um  die  fflr  den  Betrieb  dieser  Localbahn  geeigneten  Typen  der  Fahr- 
betriebsmittel feststellen  zu  können,  wird  der  Südbahngesellschaft  gestattet,  im 
ersten  Jahre  des  Betriebes  auf  dieser  Localbahn  die  Fahrbetriebsmittel  ihrer 
Hauptbahn  zn  verwenden;  sie  ist  jedoch  verpflichtet,  im  zweiten  Jahre  des 
Betriebes  mindestens  anzuschaffen: 

2  Tenderlocomotiven  mit  einer  Maximalachsenbelastung  von  9  5  Tonnen; 

8  Personenwagen  und 

2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen). 
Die  Lastwagen  können  aus  dem  Fahrparke  der  Südbahngesellschaft  ent- 
nommen werden. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eino  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  seitens  des  Handelsministeriums 
insofern  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung,  beziehungs- 
weise Bestellung,  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in 
der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleiohen  Bedingungen  hin- 
sichtlich des  Preises,  der  Qualität  xind  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassifioation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nehenbestimmnngen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  diu  öffentlichen 
RUoksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnuntjrnehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  geset/.lichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bilm  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rain- 
er trägniss  von  mindestens  sieben  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann 
das  Handelsministerium  eine  verhältnissmäisige  Herabsetzung  d-r  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsä'ze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewähnlioher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Xutzthiere  in  den  im  lit-i -hsratli  -  vert-otenen  Königreichen 
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und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die  einschlägigen 
Fahrpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
de«  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung; 

Die   priv.   Südbahngesellschaft  ist  verpflichtet,   die   Post  und   die  Post- 
bediensteten mit  allen  fahrplaumässigen  Personen-   und   gemischten  Zügen   sn  • 
befördern. 

Für  diese  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellende« 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweiligen  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Käumliohkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzeu,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  S  taat  stelegraph  e  nan  stal  t. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung,  oder  durch  Vermittlung  der  Staatatelegraphen- 
ant*talt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gesell  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staat«-  und  Privat- 
eorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
•ler  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  beuützten  Grund  und 
Boden,  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Hahnbetriehsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Babnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelographenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  uud  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  uud  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  schliesslich,  «ich  bezüglich  der  concessio- 
nirten Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den 
Lncalbahnen  zu  unterwerfen. 

.">.   Unentgeltliche   Beförderung  von  Staatsbediensteten   bei  Dienst- 
reisen. 

Stiiatsheanite,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung   und   den  botrieb   der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
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zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Ge- 
fallsrücksicbten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
mHssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zweoke  der  Staatspferdezuohtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  6.  August  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Plno  m.  p. 

3.Concessionsurkunde  vom  23.  August  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  131, 
für  eine  Eisenbahn  von  Mödling  nach  Yorderbrtthl. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich»  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Südbahngesellschaft  die  Bitte  um  Ertheilung 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der  Station 
Mödling  der  Wien-Triester  Linie  nach  Vorderbrühl  eventuell  nach 
Hinterbrühl  gestellt  hat,  so  rinden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  priv.  Südbabngesellachaft 
diese  Concession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl. 
Nr.  56)  und  in  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  de«  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  288) 
wie  folgt  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Südbahngesellschaft  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Eisen- 
bahn mit  elektrischem  Betriebe  von  der  eigenen  Station  Mödling  durch 
die  Stadt  Mödling  und  über  Klausen  nach  Vorderbrübl  mit  eventueller 
Fortsetzung  in  die  Hinterbrühl. 

Zur  Eröffnung  gelangten  die  Strecken  Mödling-Klausen  am  22.  October 
1883,  Klausen- Vorderbrflhl  am  6.  April  1884  und  VorderbrUhl-Hinterbrühl  am 
14.  Juli  1885. 
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§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Conceasionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen.  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaflung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffoung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Eioschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragung8gebühr ; 

<;)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

cZ)    die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,   welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Südbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn 
von  Mödling  in  die  Vorderbrühl  sofort  zu  beginnen  und  bis  längsten» 
15.  Juli  1883  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  un- 
unterbrochenen Betriebe  zu  erhalten.  Für  die  Einhaltung  des  vorstehen- 
den Bautet  min  es  bat  die  Gesellschaft  über  Verlangen  der  Staatsver- 
waltung durch  Erlag  einer  angemessenen  Cautiou  in  baarem  Gelde  oder 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertherlecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

§  4. 

Der  Südbahngesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als 
im  öffentlichen  Iotere-se  gelegen  erkannt  werden  sollte. 
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§  5. 

Die  Südbahngesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852).  insoweit  die  bezüglichen  Bestimmungen  mit  Rücksicht  auf  das 
gewählte  Betriebs-  und  Constructioneystem  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  anwendbar  erscheinen,  dann  nach  den  etwa  künftig 
zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6. 

Soferne  die  Südbahngesellschaft  für  die  den  Gegenstand  dieser 
Conceseionsurkunde  bildende  Localbabn  Actien  und  Prioritätsobligationen 
ausgeben  sollte,  unterliegt  sowohl  der  Nominalbetrag  als  auch  das 
Formular  der  auszugebenden  Actien  und  Prioritätsobligationen  der  be- 
sonderen Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  Südbahn- 
geaellschaft  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf  die  gegenwärtig 
concessionirte  Localbabn  insoweit  Anwendung  zu  finden,  als  deren  Er- 
füllung mit  Rücksicht  auf  das  für  diese  Bahn  gewählte  Constructions- 
und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handels- 
ministerium die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Stidbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von 
Dienstposten  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  TR.  G.  Bl. 
Nr.  60)  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und 
der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Ooncession  mit  dem  im  §  9,  lit.  bj  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1968  festgesetzt,  und  sie 
erlischt  mit  diesem  Zeitpunkte. 

Die  Cnncession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  6)  deß  Eieenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt 
werden  könnte. 
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§  9- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  die  Sudbahngesellschaft  zu  leistende  Baarentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffeit,  hievon  die  Reineiträgnisse 
der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Rein- 
ertrag nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur 
fünfpercentigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der  Con- 
ceßsionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das 
der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Rein- 
erträgniss  festgesetzt.  Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Ein- 
lösung der  Bahn  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  t  iner  dem  obigen  Durchschnitts  ,  beziehungsweise 
Minimalerträgnihse  gleichkommenden  Rente,  welche  der  Südbahngesell- 
schaft während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am 
1.  Jänner  und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu 
erfolgen  ist,  oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  be- 
stehen, welcher  dem  auf  Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu 
ermittelnden  rechnungsmässigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe 
der  Concessionsdauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  effectiven  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Hierbei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projects Verfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  sowie  auf 
die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  mit  Einscbluss  der  während  der  Bauzeit  faclisch 
bezahlten,  höchstens  fünfpercentigen  Intercalarzinsen  keine  wie  immer 
gearteten  Auslageo,  namentlich  keine  Geldbeschaffungsko&ten  in  An- 
rechnung zu  bringen  sind. 

Sollten  jedoch  im  Sinne  des  §  6  dieser  Concessionsur künde  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung  zur  Beschaffung  des  effec- 
tiven Anlagecapitales  Actien  oder  Prioritätsobligationen  ausgegeben  werden, 
so  dürfen  dem  vorhin  festgesetzten  effectiven  Einlösungspreise  die  etwa 
nachweisbar  aufgelaufenen  Geldbeschaffungskosten,  und  zwar  bis  zum 
Betrage  von  höchstens  10  Percent  des  effectiven  Anlagecapitales,  zu- 
gerechnet werden. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Botriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
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können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zn  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinricbtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe  (§  9). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  9)  behält  die  Südbahngesellschaft  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  etwa  gebildete.) 
Reservefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  sie  kein  Zugebör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  U. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf  die 
Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser 
Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  Stid- 
bahn  bestellten  landesfürstlichen  Commifsär  Einsicht  in  die  Gebarung 
zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  betriflt. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten,  ebenso  wird  die  Ge- 
sellschaft von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852)  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 
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§  12. 

Die  Südbahngeaellscbaft  verpflichtet  sich,  für  die  den  Gegenstand 
der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Bahn  eine  getrennte 
Bau-  und  Betriebsrechnung  zu  führen. 

Zur  Vermeidung  der  mit  der  selbständigen  Aufstellung  der  ge- 
trennten Betriebs-Ausgabenrechnung  verbundenen  Schwierigkeiten  wird 
jedoch  gestattet,  die  Betriebsausgaben  nach  einem  vom  Handelsministerium 
zu  genehmigenden  Schlüssel  auf  Grund  des  Durchschnittes  aus  dem 
gesammten  Südbahnnetze  einzustellen. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Con- 
cession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Südbahngesellschaft  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämratlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Infüegel  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
dreiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertzweiundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Vierunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

4.  Conccssionsbedingnisse 
für  die  Loealbahn  tou  Mödllng  nach  Vorderbröhl.  (C.  Bl.  Nr.  188  ex  1*82.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Eilenbahn  von  «1er  Station  M<">dling  der  k.  k.  priv.  Siid- 
bahngesellsohaft  nach  Vorderbrühl  eventuell  Hinterbrfibl  ist  mit  einer  Spurweite 
von  10  Meter  als  Loealbahn  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximalgeschwindig- 
keit von  20  Kilometer  per  Stund«  anzulegen  und  auszurüsten. 
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Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Maass- 
gäbe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  filr  den  Bau  und  die  Ausrtlstang  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Südbahngesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Tra  sse. 

Die  zu  erbauende,  circa  drei  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der  Station 
Mödling  der  k.  k.  priv.  8üdbahngesellschaft  ab,  führt  in  vorherrschend  westlicher 
Richtung  durch  die  Stadt  Mödling  Uber  Klausen  naoh  der  Vorderbrühl  und  findet 
vorläufig  ihren  Endpunkt  in  der  Station  dieses  Namens  nichst  dem  Gasthofe  „zu 
den  Raben",  von  wo  eventuell  eine  Verlängerung  bis  in  die  HinterbriJhl  hergestellt 
werden  soll. 

Abänderungen  der  genehmigten  Rahntrasse  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Einmündung  von  Industrie« Sohleppbahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternebmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  zwischen  den  betreffenden  Bahnunternehmungen  die  Bedingungen 
für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Unterbau. 

Dio  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Strecke  werden  15  Promille 
=  1  :  flß-66  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  Promille  —  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Goleise  soll  in  den  Stationen,  wo  solche  ausgeführt  werden, 
von  Mitte  zu  Mitte  mindestens  3*0  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
30  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  3*7  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  de  i  Einschnitten  zu  erhalten-,  wenn  jedoch  Stütz-,  beziehungsweise  Grabenmauern 
bis  in  das  Niveau  der  Schienenunterkante  aufgeführt  werden,  ist  eine  Kronenbreite 
von  3*0  Meter  im  letztgenannten  Niveau  zulassig. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brücktnplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  8  0  Meter 
erhalten. 

Sämmtliche  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  der  Station  Mödling  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 
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Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeeten  sind  Eisenconstructionen 
zu  verwenden. 

Den  Berechnungen  für  di<»  auf  der  Bahn  vorkommenden  BrückenconBtruc- 
tionen  ist  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetricbsmittel  erzeugte  zu- 
fällige Last  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exklusiv«  der  Nieten  bis  zu  9'»0,  und  für  die  Nieten  bis  su 
700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Tbeile  der  Trageonstruction  sind  bei  Flüasen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hoch- 
wasserstand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen.  Die 
Sohienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per 
laufendes  Meter  13  75  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalschwellendistanz 
von  0-94  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 
Lange  16  Meter,  obere  Breite  012  Meter,  untere  Breite  015  Meter,  Höhe 
01 2  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  B»gen  von  inclusive  und  unter  150  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  2  5  Meter  und  eine  Tiefe  von  <>"8  Meter  zu  erhalten. 

Nebengeleise  werden  nur  in  der  Station  Alödling  ausgeführt;  deren  Lange 
soll  dem  faotischen  Bedürfnisse  für  die  Rangirung  der  Fahrbetriebsmittel  ent- 
sprechen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindere  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden,  oder  auch  ganz  ans  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagie:aborten  ver- 
sehen iu  sein 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Zugförderungsdienst  können  aus  Fachwerk  und 
Riegelmaucrn  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermaucrung  errichtet  werden. 
Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  1*63  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  WKrterhfiusern,  beziehungsweise  Signalhütten,  in  der  currenten 
Strecke  kann  im  Allgemeinen  unterbleiben  und  ist  nnr  auf  jene  Stellen  zu 
beschränken,  wo  Uebersetzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  eutweder  aus  Ziegelu  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Station«-  und  Bahneinfriedungen.  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  eine  telegrapbische,  eventuell  telephonische 
Signalisirung  einzuführen. 
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Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben. 

Für  den  Betrieb  sind  indess  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die 
durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optisohen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  Öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 


An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  drei  Personenwagen  mit  je  einer 
elektrischen  Kraftübertragungsmaschine  und  einem  Fassungsraume  für  je  18  Sitz- 
plätze anzuschaffen. 

Als  dazu  gehörige  stabile  Einrichtung  sind  in  der  Station  Mödling  ein 
Dampfmotor  von  mindestens  40  Pferdekräften  und  zwei  elektrische  Stromerzeugungs- 
maschinen aufzustellen. 


Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestatidtheile.  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  seitens  des  Handelsministeriums 
insofern e  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung,  beziehungs- 
weise Bestellung  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in  der 
Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsiohtlich 
des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen 
Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


Die  Tarife  für  die  Personenbeförderung  unterliegen  der  Genehmigung  des 
Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  anderer- 
seits auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens  Bedacht  genommen 
werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahrpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur  in  der 
jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  sieben  Perceut  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann 
«las  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 


Bezüglioh  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  ö6j  folgende  Bestim- 
mungen zur  Anwendung: 

Die  k.  k.  priv.  Siidbahnßesellschaft  ist  verpflichtet,  der  k.  k.  Post  für  die 
Beförderung  von  Geld-  und  Werthsendungen  einen  verschliessbaren  Raum  mit 
einem  Rauminhalt  von  O  l  Kubikmeter  zur  Verfügung  zu  stellen  und  die  diene 
Sendungen  begleitenden  Postbedieimteten  mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu 
befördern. 

Für  die  Beförderung  der  Postbediensteten,  sowie  für  weitergehende  Leistungen 
zu  Zwecken  der  Postaustalt  kann  die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der 
Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
durch  die  Organe  der  Sudbahngesellschaft  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahqdäne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolpen. 


8.  Fahrbetriebsmittel. 


9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 


II  Betrieb. 


1.  Porsouentarife. 


2.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 
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Correspondenaen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung'  und 
ihren  untergeordneten  Orgauen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

3.  Leistungen  für  die  8t aatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  Ubernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegrapheu- 
anstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondensen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  der 
Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und  Boden 
ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den 
Stutzpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinieu,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  schliesslich,  bezüglich  der  concessionirten 
Bahn  sich  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführen- 
den Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegrapbenanstalt  zu  den  Localbahueu 
zu  unterwerfen. 

4.  Une  ntgel  tliche  Beförderung   vou  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefälls 
rüoksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  unentgeltlich  befördert  werden. 

Wien.  11.  September  1SH2. 

Der  k.  k  Handelsminister 
Pino  m.  p. 


5.  Concessionsiirkunde  vom  2.  Juni  1884,  K.  Ii.  Bl.  Xr.  120, 

für  die  Locomotlvelsenbahn  von  Spielfeld  nach  Radkersburg. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Sudbahngesellschaft  die  Bitte  um  Eitheilung 
der  Concession  zum  Haue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der  Station 
Spielfeld  der  Wien-Tiiester  Linie  nach  Radkersburg  gestellt  bat,  so 
rinden  Wir  Uub  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
EisoitbahnconceBHionsgesetzes  vom  1 4.  September  1  854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238), 
eowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  und  vom 
26.  December  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180)  wie  folgt,  zu  ertheilen: 


Digitized  by  Google 


Localhabnen. 


735 


§  1- 

Wir  verleiben  der  priv.  Südbahngesellschaft  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Loco- 
motiveisenbahn  von  der  Südbahostation  Spielfeld  über  Murek  nach 
Radkersburg. 

Die  Looalbahn  wurde  am  14.  Juli  1885  dem  Betriebe  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

■i)  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbe6chaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  fUr  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr ; 

•;  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concesäionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

dj  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Südbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen  und  bis  längstens  1.  Juli  1885  zu  voll- 
enden, die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und 
wahrend  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bantermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  angemesseneu 
Cantion  in  baarem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  ge- 
eigneten Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Der  Südbahngesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriatiou  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlicbeu  Vorschriften  ertbeilt. 
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Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Südbahngesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirteu  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs  - 
ordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Soferne  die  Südbahngesellschaft  für  die  den  Gegenstand  dieser 
ConcessionBurkunde  bildende  Localbahn  Actien  und  Prioritätsobligationen 
ausgeben  sollte,  unterliegt  sowohl  der  Nominalbetrag,  als  auch  das 
Formular  der  auszugebenden  Actien  und  Prioritätsobligationen  der 
besonderen  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7- 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Südbahngesellschaft  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf  die 
gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  insoweit  Anwendung  zu  finden, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  dif  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

Bezüglich  der  concessionirteu  Localbahn  liegt  der  Gesellschaft 
weiter  die  Verpflichtung  ob,  im  MobilUirungs-  oder  Kriegsfalle  den 
Bahnverkehr  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so 
lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder 
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sonstigen  militärischen  Operationen  auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten 
Strassen  nach  Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  8. 

D.e  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b)  dee  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  auegesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  bis  zum  31.  December  1968  festgesetzt  und  sie  erlischt 
mit  diesem  Zeitpunkte. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b)  des  EisenbahuconcessionsgeBetzes  und  namentlich 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  »• 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
au  die  Gesellschaft  zu  leistende  Baarentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspt  eisea  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievou  die  Reinerträgnisse 
der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  j.-docb  der  eo  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
efleetiven  Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig 
ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein- 
lösuugspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt.  Letzteres 
gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  des 
siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschuitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Reute,  welche  der  Gesellschaft 
während  der  übrigeu  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  eiuer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden 
rechnuugsmässigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Coucessions- 
dauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  efleetiven  Anlagecapitales  unterliegt  der  Ge- 
nehmig ing  der  Staatsverwaltung 

!>■•  Recl>t«orkundon  drr  8»terr  Kl«eob»bnen     I.  ^ 
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Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  sowie  für 
die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  effectiv  verwendeten  und  ge- 
hörig nachgewiesenen  Kosten,  mit  E'nschluss  der  während  der  Bauzeit 
factisch  bezahlten  höchstens  fünfpercentigen  Intercalarzinsen  keine  wie 
immer  gearteten  Auflagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffuogskosten  in 
Anrechnung  zu  bringen  sind. 

Sollten  jedoch  im  Sinne  des  §  6  dieser  Conceasionsurkunde  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung  zur  Beschaffung  des  effec- 
tiven  Anlagecapitales  Actien  oder  Prioritätsobligationen  ausgegeben 
werden,  so  dürfen  dem  vorbin  festgesetzten  eff^ctiven  Einlösungs- 
preise die  etwa  nachweisbar  aufgelaufenen  Geldbeschaffungskosten,  und 
zwar  bis  zum  Betrage  von  höchstens  10  Percent  des  effectiven  An 
lagecapitales,  zugerechnet  werden. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betrifbsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseiuiichtung*-n  vermehrt  werden,  so 
könneu  die  diet-fälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  E  ltgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg 
liehen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrptrkes  und 
der  Materialvorräthe. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eg'nthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorräthe  ,§  9) 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Ertragnisse  der  Unternehmung  etwa  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  j 'ner  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  E-bauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  n 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  uud  solid  ausgeführt  werden  und  auf  die 
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Hintanhaltung,  rticksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser 
Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Südbahngesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in 
die  Gebarung  zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte 
Bahn  betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten,  ebenso  wird  die  Ge- 
sellschaft von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852)  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefallsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12. 

Die  Südbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  für  die  den  Gegenstand 
der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Bahn  eine  getrennte 
Bau-  und  Betriebsrechuung  zu  führen. 

Zur  Vermeidung  der  mit  der  selbständigen  Aufstellung  der  ge- 
trennten Betriebs- Ausgabenrechnung  verbundenen  Schwierigkeiten  wird 
jedoch  gestattet,  die  Betriebsausgaben  nach  einem  vom  Handelsministerium 
zu  genehmigenden  Schlüssel  auf  Grund  des  Durchschnittes  aus  dem  ge- 
dämmten Südbahnnetze  einzustellen. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Conceßsion  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarneu,  den  Bestimmungen 
dieser  Concessiou  entgegen  zu  handeln  und  der  Südbahngesell^chaft  das 
Recht  einräumen,  w»gen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die 
es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
zweiten  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtzigundvier,  Unserer  Reiche  im  Sechsunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

47« 
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6.  Concessiousbedingnisse 

für  die  Localbahn  v^n  Spielfeld  nach  Ridkerubnrg  (('.  IN.  Xr.  89  ex  1*H4). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Loeomotiveisenbahn  von  der  Station  Spielfeld  der  k.  k. 
priv.  Südbahugesellsehatt  (Iber  Murek  nach  Radkersburg  ist  mit  einer  Spurweite 
▼on  1*435  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximalfahr- 
geschwindigkeit von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Maass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
Überhaupt,  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  alleu  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  b  nohmen. 

2.  Trasse. 

Die  zu  erbauende,  circa  31  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  an  der  Nordseite 
der  Ststion  Spielfeld  der  Hauptlinie  Wion-Triest  der  Südbahn  ab,  wendet  sich 
unmittelbar  darauf  nordöstlich  und  führt  n<ch  Uebersetzung  des  Murflusses,  tinter 
Berührung  der  Orte  Weitersfeld,  Murek,  Gosdorf,  Purkla.  Halbenrein  und  Humers- 
dorf,  in  vorwiegend  östlicher  Richtung  nach  Radkersbnrg,  woselbst  nördlich  von 
der  genannten  Stadt  die  Endstation  a-tgeleg'  wird. 

Abnnderungon  der  genehmigten  Bahntrasse  können  nur  mit  Genehmigun  z 
der  Staat«Yerualtung.  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch 
dieselben  die   vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird 

3.  Einmündung  von  Industrie- S  ch  lepphah  n  cn. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbin(lungst»ahnen. 
welche  von  den  an  der  concessionirlen  Bahn  gelegenen  lndustrieunternehniung^n 
zum  Behuf«-  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriehe  mindest  lastige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Rocht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  zwischen  den  betreffendnu  Kahnunternehmungen  die  Bedingungen 
für  die  Einmündung  solcher  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung  durchzuführen. 

AI-  grosse  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  10*5  Promille  —  1  :  51*28  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Mahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  Promille  =  1:400 
beiragen  soll. 
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Der  Abstand  der  GeleiBe  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4"0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3  5  Meter  betragen. 

Die  Minimal- Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  nnter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  sind  die  von  der 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k.  Haodels- 
ministeriums  genehmigten  und  im  Centralblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampfschif- 
fahrt der  oMterreichisch-ungarischen  Monarchie  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr  10)  an- 
geführten .Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnhellette  in  Maximalneigungen 
und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscuiven  zwischen  Geradeu  und  Bögen' 
genau  durchzuführen. 

Es  wird  jedoch  gestattet,  die  Uebergangscurven  in  der  Krümmung  zwischen 
der  Station  Spielfeld  und  der  Murbrücke  bei  Kilometer  0.0/0.4  wegzulassen,  um  ein 
Uebergreifen  des  Bogens  auf  die  BrUckeuconstruction  zu  vermeiden. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  2  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aiifdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiteruug  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aiifdämmungen  sind  haltbar  herzusteilen 
und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  definitiver 
Weise  »herzustellen  und  inu»s  das  Brück enplanuui  eine  benützbare  Minimalbreite 
von  4  3  Meter  erhalten. 

Säramtliihe  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*4  Kilometer  von 
dem  Endpunkte  einer  Station  und  von  i'-l  Kilometer  von  der  Mitte  einer  Halte- 
stelle liegen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Für  die  Eisenconstructionen  der  Eisenbahnbrücken  sind  die  Bestimmungen 
der  Verordnung  vom  3<>.  August  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  114)  maassgebend,  jedoch 
wird  für  die  statische  Berechnui  g  die  Erhöt  uug  der  im  §  3  dieser  Verordnung 
normirten  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle  Constructionstheile,  exclusive  der 
Nieten,  bis  zu  90«)  Kilogramm  und  für  die  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  per 
Qnadratcentimeter  zugelassen. 

Bei  Holzconstructionen  der  Eisenbahnbrüoken  sind  der  Berechnung  dieselben 
beweglichen  Lasten  zu  Grunde  zu  legeu,  wie  bei  den  oben  erwähnten  Eiseneon- 
struetiouen. 

Für  h&lzerue  Tragconstructionen  jeder  Art  darf  die  äusserst«  Inanspruch- 
nahme dts  Holzes  80  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  nicht  übersteigen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
stand zu  legen. 

Uebertährten  können  aus  Holz  aut  gem.iuert  n  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  nach  der  von  der  technischen  Conferenz  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vorgeschlagenen  und  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
80.  Mai  1882,  Z.  14681,  für  Looalbahnen  genehmigten  Typs  aus  Flusastahl  zu 
erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  23  Kilogramm  bei 
Anwendung  einer  Maximalachwellendistan»  von  0  9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte 
betragen. 

Fall«  es  die  Südbahngesellschaft  für  angezeigt  erachten  sollte,  können  auch 
altbrauchbare  Schienen  der  Hauptbahn  (ihres  Systems  VII)  in  Verwendung 
gebracht  werden. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 
Länge  2-3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 
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Die  Verwendung  vou  halbrunde»!  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Die  Befestigung  der  Schiene  auf  den  Schwellen  in  der  geraden  Bahn,  sowie 
auch  in  den  Bögen  wird  gleichfalls  nach  der  oben  bezeichneteu  Type  durchgeführt. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3*0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*3  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  dem  jeweiligen  factiscben 
Bedürfnisse  entsprechen,  jedoch  mindestens  sieben  Percent  der  Balmlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst,  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  ver- 
sehen zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderuugsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermaaeiung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  1  inklange  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens 
5*5  Kilometer  zu  betragen 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellea  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen.  Dieselben  können  entweder 
ans  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen  Blockwänden  hergestellt  werden. 
Stations-  und  Bahneinfriedungen,  WegBchranken  und  ähnliche  Anlagen  an  der 
Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebsei  nrichtn ngen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann,  insoweit  nicht  besondere  Fälle 
dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betriob  sind  indess  ausser 
der  Telegraphenleilung  und  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  S;gnal- 
ordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsst«  llen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetrieb8ttiitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 
3  Tendermasohinen, 
7  Personenwagen. 

3  combinirte  Conducteur-  und  Postwagen, 
30  Lastwagen  verschiedener  Gattung, 
1  Schneepflug. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fabrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheilc,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  ans  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  seitens  des  Handelsministeriums 
insoferne  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung,  beziehungs- 
weise Bestellung,  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in 
der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hin- 
sichtlich des  Preises,  der  (Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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II.  Betrieb. 


1.  Personen-  und  Gütertarife. 


Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Kück>ichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunteraehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  A^iozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgnias  von  mindestens  sieben  Percent  des  Anlagecapitalcs  geliefert  hat.  kann 
das  Handelsministerium  eine  verhältnisamXssige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 


In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordeiniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 


Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  v<  m  25.  Mai  1880  (R.  G.  BI.  Nr.  66)  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Die  priv.  Südbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  <lie  Post- 
bediensteten  mit  allen  fahrplanmnssigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu 
befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  rostanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgeu. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localithten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Ve- waltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bedien.-teten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 


Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung,  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
eorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 


2.  Nothstandstarife. 


3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postanstalt. 


4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt 
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Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  eingelösten  oder  son»t  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessiouirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  na«h  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der  concess'o- 
nirten  Bahu  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungawege  durchzu- 
führenden Regelung  der  Beziehungen  der  8taatstelegraphenanstalt  zu  den  Looal- 
bahnen  zu  unterwerft- n. 

f».  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angebellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession,  oder  aus  Get'älls- 
rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Riiek- 
fabrt.  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  don  eompetenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatsp  erdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  or- 
mäsM»ten  Tarifsatze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  24.  Juni  1SW4. 

Der  k.  k.  Handclsminister : 
Pino  m.  p. 
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HL  Statuten. 

I.  Abschnitt. 

Zweck,  Name,  Sitz  und  Datier  der  Gesellschaft. 

Artikel  1. 

Die  Gesellschaft  hat  zum  Zwecke: 

u)  Die  Anlage,  den  Ausbau  und  den  Betrieb  sowohl  derjenigen 
Eisenbahnen,  welche  ihr  durch  die  Concessionsurkunde  vom 
23.  September  1858  abgetreten  und  concessionirt  worden  sind,  als 
derjenigen,  deren  Concession  dieselbe  durch  die  Ueb  er  ei  d  kommen 
mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  vom  13.  April  1867  und 
27.  Juli  1869  und  durch  den  ungarischen  Gesetzartikel  XXXVII 
vom  Jahre  1870  erhalten  hat; 

h)  die  Anlage  und  den  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  künftighin  der  Gesellschaft 
abgetreten  oder  concessionirt  oder  von  derselben  gepachtet  oder 
gekauft  werden  könnten,  und  insbesondere  derjeiigen,  worauf  ihr 
die  Concession  vom  23.  September  1858  ein  Vorzugsrecht  einräumt; 

v)  die  Ausführung  deijenigen  Etablissements,  Arbeiten  und  Unter- 
nehmungen, wozu  sie  durch  die  Artikel  2  und  38  der  erwähnten 
Concession  ermächtigt  worden  ist; 

d)  die  Durchführung  des  am  17.  November  1875  und  25.  Februar 
1876  zwischen  der  königl.  italienischen  Regierung  und  der  Ge- 
sellschaft über  die  Abtretung  der  oberitalienischen  Eisenbahnen 
und  ihres  Zubehörs  abgeschlossenen  Vertrages,  sowie  aller  in 
demselben,  dann  in  den  Zusatzverträgen  vom  11.  und  17.  Juni 
1876  übernommenen  Verpflichtungen  und  erworbenen  Rechte; 

<)  den  Betrieb  jeder  Art  von  Transportunternehmung  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  im  Anschlüsse  an  die  der  Gesellschaft  gehörigen 
oder  von  ihr  gepachteten  Eisenbahnen  mit  behördlicher  Geneh- 
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migung  eingerichtet  werden  könnte,  jedoch  nnbeschadet  aller 
bereits  an  dritte  Personen  ertheilten  Privilegien  nnd  Concessionen. 

Artikel  2. 

Die  Gesellschaft  führt  den  Namen:  „K.  k.  priv.  Südbahngesell- 
schaft",  in  ungarischer  Sprache:  „Ca.  kir.  ezab.  deli  vaspalya-tarsasag". 
Diese  Firma  wird  in  gesetzlicher  Weise  protokollirt. 

Artikel  3. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  bis  zum  31.  December  1968  bestimmt. 

Artikel  4. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftsc apital,  Actien. 
Artikel  5. 

Das  Gescllschaftscapital  beträgt  375  Millionen  Franken  und  ist  in 
750.000  Actien,  jede  zu  500  Franken  oder  200  Gulden  österr.  Währ, 
iu  Silber  oder  20  Pfund  Sterling,  getheilt. 

Die  Actien  werden  so  abgefasst,  dass  sie  in  Oesterreich,  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England  umgesetzt  werden  können. 

Eine  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales,  sei  es  durch  die 
Creiiung  neuer  Actien,  sei  es  durch  die  Emission  von  Obligationen, 
kann  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Generalversammlung  und 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  stattfinden,  wie  dies  im  Artikel  18 
bestimmt  wird. 

Artikel  <J. 

Jede  Actio  giebt  das  Hecht  auf  einen  gleichen  Antbeil  an  dem 
Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  des  Unternehmens. 

Jeder  Actienbesitzer  ist  als  solcher  den  durch  die  Statuten  auf- 
gestellten Verpflichtungen  unterworfen. 

Artikel  7. 

Die  Actien  werden  von  einem  Verwaltungsrathe  und  einem  zu 
diesem  Zwecke  delegirten  Beamten  unterzeichnet.  Sie  sind  mit  dem 
Siegel  der  Gesellschaft  versehen  und  werden  einem  Juxtenbuche  ent- 
nommen. 

Jede  Actie  ist  mit  Coupons  verseheD,  gegen  welche  die  Dividenden 
ausgezahlt  werden. 
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Artikel  8. 

Die  Actien  und  Coupons  lauten  auf  den  Inhaber. 

Die  Gesellschaft  erkennt  nur  den  Inhaber  als  Eigenthümer  au. 

Der  Verwaltungsrath  kann  die  Deponirung  der  Actien  und  Obli- 
gationen in  bestimmten,  zu  diesem  Zwecke  bezeichneten  Gassen  gestatten. 
In  diesem  Falle  kann  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden  gegen 
Vorzeigung  des  Depositenscheines  erfolgen. 

Dem  Ver waltun gsrathe  steht  es  zu,  auf  Verlangen  der  Actionäre 
auch  auf  Namen  lautende  Actien  auszustellen. 

Artikel  9. 
Jede  Actio  oder  Obligation  ist  untheilbar. 

Die  Gesellschaft  erkennt  nur  Eine  Person  als  Eigenthümer  einer 
Actio  oder  Obligation  an. 

Artikel  10. 

Die  Einzahlungen  auf  Actien  geschehen  in  effectiver  Gold-  oder 
Silbermünze,  und  zwar  in  Paris  in  Franken,  in  London  in  Pfunden 
Sterling,  in  Wien  in  Banknoten  österr.  Währ,  nach  dem  amtlich 
notirten  Wechselcours  auf  London  vom  Tage  der  Einzahlung  und  in 
den  anderen  Städten,  welche  von  dem  Verwaltungsrathe  bezeichnet 
werden,  bei  den  Cassen  und  unter  den  Bedingungen,  welche  der  Ver- 
waltungsrath bestimmen  wird.  Die  Einzahlungen  werden  auf  den 
Interimsscheinen  bestätigt,  welche  erst  nach  vollständiger  Einzahlung 
gegen  Actien  umgetauscht  werden. 

Jede  Aufforderung  zu  einer  Einzahlung  muss  mindestens  einen 
Monat  vor  dem  festgesetzten  Tage  der  Einzahlung  öffentlich  bekannt 
gemacht  werden,  und  zwar  in  Wien,  Triebt,  Budapest,  Paris  und  Berlin 
durch  die  amtlichen  Blätter, 

in  London  durch  die  „Time*",  und 

in  Frankfurt  a.  M.  durch  das  „ Frankfurter  Journal". 

Auch  jede  andere  die  Actionäre  augehende  Kundmachung  wird 
durch  die  genannten  Blätter  erfolgen. 

Artikel  11. 

Nach  Ablauf  der  für  eine  Einzahlung  festgesetzten  Frist  ist  die 
Gesellschaft  berechtigt,  diejenigen  Actieninterimsscheine,  auf  welche  die 
Einzahlung  nicht  geleistet  wurde,  verkaufen  zu  lassen.  Doch  müssen 
vorerst  die  Nummern  dieser  Actieninterimsscheine  unter  Angabe  der 
Folgen  der  unterlassenen  Einzahlung  in  den  im  Artikel  10  bezeichneten 
öffentlichen  Blättern  dreimal  bekannt  gemacht  werden. 

Wenn  der  säumige  Actionär  binnen  30  Tagen,  von  der  letzten 
Einschaltung  in  die  bezeichneten  Blätter  an  gerechnet,  die  rückständige 
Einzahlung  sammt  fünf  Percent  Verzugszinsen  nicht  geleistet  hat,  dann 
«st  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  ohne  weitere   Mahnung  und  ohne 


Digitized  by  Google 


748 


K.  k.  priv.  Südbahngesellschaft. 


irgend  eine  gerichtliche  Förmlichkeit  Duplicate  jener  Actieninterima- 
scheine  durch  Börsenmakler  an  den  Börsen  von  Wien,  Paria  und 
London,  je  nach  der  Wahl,  auf  Rechnung,  Kosten  und  Qefahr  des 
säumigen  Actionära,  auf  einmal  oder  nach  und  nach  verkaufen  zu 
lassen. 

Artikel  12. 

Die  früher  ausgegebenen  Interimsach  eine  derart  verkaufter  Actien 
sind  ungiltig  und  es  werden  den  Käufern  neue  Actieniuterimsscheine 
unter  den  gleichen  Nummern  auBgefolgt. 

Der  aus  dem  Verkaufe  erzielte  Erlös  wird  nach  Abzug  der 
Kosten  und  Zinsen  zunächst  zur  Deckung  der  nicht  geleisteten  Ein- 
zahlungen verwendet.  Ein  etwaiger  Ueberschues  wird  zur  Verfügung 
des  enteigneten  Actionära  in  der  Gesellschaftscasse  depouirt. 

Artikel  13. 

Actieninterimsscheine,  welche  nicht  die  ordnungsmässige  Bestätigung 
aller  verfallenen  Einzahlungen  enthalten,  sind  kein  Gegenstand  eines 
giltigen  Verkehres. 

Artikel  14. 

Die  ActionSre  haften  nur  bis  zur  Höhe  des  Betrages  ihrer  Actien. 
Nachzahlungen  können  gegen  den  Willen  eines  Actionära  nicht 
gefordert  werden. 

Artikel  15. 

Wenn  ein  Actieninterimsschein,  eine  Actie  oder  Coupon  verloren, 
entwendet  oder  vernichtet  wird,  so  ist  die  Amortisation  dieser  Urkunde 
von  dem  Betheiligten  bei  dem  competenten  Gerichtshofe  in  Wien 
nachzusuchen. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 

Artikel  16. 

Die  Gesellschaft  wird  vertreten: 

a)  Durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre, 
6)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  die  im  Artikel  44  erwähnten  leitenden  Beamten. 

.1.  Generalversammlung. 
Artikel  17. 

Die    statutengemass    constituirte    Generalversammlung  beschließt 
über  alle  Angelegenheiten,   deren  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vor- 
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behalten  worden  ist,  oder  welche  ihr  vom  Verwaltungsrathe  vorgelegt 
werden. 

Die  Beschlüsse,  welche  sie  in  Uebereinstimmung  mit  den  all- 
gemeinen Gesetzen  unl  den  Statuten  fasst,  sind  fttr  alle  Actionäre 
bindend. 

Artikel  18. 

Folgende  Gegenstände  bleiben  der  Entscheidung  der  General- 
versammlung ausschliesslich  vorbehalten: 

a )  Die  Wahl  der  Verwaltungsrathe,  die  Bestätigung  der  nach  Artikel  34 
Gewählten,  und  die  Festsetzung  der  Bezüge  derselben; 

b)  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Jahret>rechnungen ; 

c)  die  Bestimmung  der  jährlichen  Dividende; 

d)  die  Entscheidung  über  Erwerbung.  Concessionirung  oder  Pachtung 
neuer  Linien,  dann  über  die  Erneuerung  bestehender  Betriebs- 
vertiäge; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  durch  die  Emission 
neuer  Actien  oder  durch  Anlehen; 

/)  die  Trennung  oder  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Eilöschen  der 
Concession  oder  deren  Fortdauer  über  diesen  Zeitpunkt  hinaus, 
sowie  die  hierbei  in  Anwendung  kommenden  Modalitäten; 

p)  die  Verfüguug  über  den  Reservefond  im  Falle  der  Auflösung 
der  Gesellschaft  vor  Erlöschen  der  Concession,  sowie  im  Falle 
des  Rückkaufes  der  Bahnen  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
Ablauf  des  Jahres  1895; 

h)  Änderungen  der  Statuten  oder  Zusätze  zu  denselben. 

Zur  Ausführung  der  sub  d,  e,  /  und  h  erwähnten  Beschlüsse  ist 
die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  erforderlich. 

Artikel  19. 

Die  Generalversammlung  tritt  alljährlich  vor  dem  31.  Mai  in 
Wien  zusammen.  Sie  vereinigt  sich  ausserdem,  so  oft  es  der  Verwaltungs- 
rath für  nuthwendig  erachtet. 

Artikel  20. 

D.e  Einberufung  der  iu  Wien  zusammentretenden  Generalver- 
sammlung geschieht  mindestens  30  Tage  vor  dem  Zeitpunkte  des  Zu- 
sammentrittes durch  den  Verwaltungsrath. 

Die  betreffende  Kundmachung  wird  in  den  im  Artikel  10  bezeich- 
neten Blättern  inserirt. 

Artikel  21. 

Die  Generalversammlung  kann  nur  über  jene  Gegenstände  giltig 
Beschluss  fassen,  welche  in  dir  Einberufuugskundmachung  bekannt 
gemacht  worden  sind.  Hiervon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in 
einer  Generalversammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  ausgenommen. 
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Artikel  22. 

Der  Generalversammlung  dürfen  nur  jene  Actionäre  beiwohnen, 
welche  mindestens  40  Actieninterimsscheine  oder  Actien  besitzen. 

Zur  Theilnahme  berechtigt  sind  nur  diejenigen  Actionäre,  welche 
ihre  Actieninterimsscheine  oder  Actien  spätestens  14  Tage  vor  dem 
Zusammentritte  bei  den  von  dem  Ver  waltun  garathe  bezeichneten  Cassen 
hinterlegt  haben. 

Artikel  23. 

Diejenigen  Actionäre,  welche  an  der  BeschluEsfassung  theilnehmen 
wollen,  müssen  der  Generalversammlung  entweder  in  Person  beiwohuen 
oder  sich  durch  einen  Actionär  vertreten  lassen,  der  selbst  das  Recht 
der  Theilnahme  hat  und  schriftlich  bevollmächtigt  ist. 

Die  Form  dieser  Vollmacht  wird  bei  der  Einberufung  der  General- 
versammlung durch  den  Verwaltungsrath  bestimmt. 

Nur  die  gesetzlichen  Vertreter  von  Minderjährigen  oder  unter 
Curatel  Stehenden,  dann  die  Vertreter  von  Gemeinden,  öffentlichen 
Anstalten  und  Corporationen  können,  ohne  selbst  Actionäre  zu  sein,  an 
der  Generalversammlung  als  Bevollmächtigte  theilnehmen. 

Artikel  24. 

Die  Abstimmung  geschieht  öffentlich,  es  sei  denn,  dass  20  Mit- 
glieder geheime  Abstimmung  verlangen. 

Wahlen  geschehen,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht  selbst 
etwas  Anderes  bestimmt,  mittelst  Stimmzettel. 

Artikel  25. 

Der  Besitz  von  je  40  Actien  gicbt  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

Kein  Actionär  kann  jedoch  mehr  als  10  Stimmen  aus  eigenem 
Rechte  und  mehr  als  20  Stimmen  aus  eigenem  Rechte  und  als  Bevoll- 
mächtigter anderer  stimmberechtigter  Actionäre  in  sich  vereinigen. 

Artikel  2G. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  in  allen  Fällen, 
iu  welchen  diese  Statuten  nicht  anders  bestimmen,  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst. 

Sie  sind  nur  giltig,  wenn  in  der  Generalversammlung  mindestens 
50  Actionäre  anwesend  sind,  und  wenn  die  von  letzteren  repräsen- 
tirten  Actien  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  Actiencapitales 
ausmachen. 

Artikel  27. 

Wenn  die  Bedingungen,  von  welchen  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  2(5  die  Giltigkeit  der  Beschlüsse  der  Genoralversammlung  ab- 
hängt, nicht  erfüllt  sind,  so  wird  eine  neue  Generalversammlung  ein- 
berufen, deren  Beschlüsse  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesenden 
Actionäre  und  der  dnrch  sie  vertretenen  Actien  Giltigkeit  haben. 
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Diese  zweite  Generalversammlung  kann  jedoch  nur  über  solche 
Gegenstände  Beschluss  fassen,  welche  sich  auf  der  Tagesordnung  der 
ersten  befanden. 

Die  Einberufung  der  zweiten   Generalversammlung  geschieht  in 
der  durch  den  Artikel  20  festgesetzten  Weise  und  mit  dem  Beifügen, 
lass  die  neue  Generalversammlung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
anwesenden  Actionäre  und   der  durch  sie  vertretenen  Actien  Beschluss 
fassen  werde. 

Die  Zeit  zwischen  der  Kundmachung  und  dem  Zusammentritte 
wird  für  diesen  Fall  auf  20  Tage  beschränkt. 

Artikel  28. 

Handelt  es  sich  um  die  Beschlussfassung  über  einen  der  im 
Artikel  18,  sub  </,  e,  /  und  /<  angeführten  Gegenstände,  so  müssen 
in  der  Generalversammlung  gleichfalls  mindestens  50  Actionäre  an- 
wesend sein,  welche  zusammen  wenigstens  ein  Zehntel  des  Actien- 
capitales  vertreten. 

Wenn  die  auf  die  erste  Einberufung  hin  erschienenen  Actionäre 
die  Bedingungen  nicht  erfüllen,  welche  der  vorige  Absatz  für  die 
Giltigkeit  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  fordert,  so  wird 
unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Artikels  20  zu  einer  zweiten 
Einberufung  geschritten. 

Die  Beschlüsse  der  infolge  der  zweiten  Einberufung  zusammen- 
getretenen Generalversammlung  sind  giltig,  insofern c  mindestens  50  Actio- 
näre daran  theilnehmen,  welche  wenigstens  den  zwanzigsten  Theil  des 
Actiencapitales  repräsentiren. 

Kommt  auch  auf  diese  zweite  Einberufung  hin  eine  beschlussfäbige 
Generalversammlung  nicht  zu  Stande,  so  wird  nach  den  Bestimmungen 
des  Attikel  27  eine  dritte  einberufen,  deren  Beschlüsse  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre  oder  der  durch  sie  vertretenen 
Actien  Giltigkeit  haben. 

Die  Beschlüsse  über  die  im  Artikel  18,  sub  d,  e,  f  und  h  an- 
geführten Gegenstände  müssen  mit  einer  Majorität  von  zwei  Dritttheilen 
gefasst  werden. 

Artikel  29. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes. 

Ist  der  Präsident  verhindert,  so  vertritt  ihn  der  Vicepräsident, 
und  wenn  auch  dieser  verhindert  ist,  führt  das  vom  Verwaltungsrathe 
bestimmte  Mitglied  den  Vorsitz. 

Das  Amt  der  Stimmenzähler  wird  von  den  beiden  stärksten 
Actionären,  und  im  Falle  der  Nichtannahme  von  den  nächststärksten, 
welche  annehmen,  versehen. 
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Artikel  30. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  beurkundet  durcb 
ein  von  dem  Schriftführer  verfasstes,  von  dem  Vorsitzenden,  den  Stimm- 
sählero,  dem  Schriftführer  und  dem  landesfürsilichen  Commissär  unter- 
zeichnetes Protokoll. 

Der  der  Generalversammlung  erstattete  Bericht,  sowie  die  durch 
dieselbe  gefassten  Beschlüsse  werden  durch  den  Druck  veröffentlicht. 

B.  Verwaltungsrath  und  Comite*  in  Paris. 
Artikel  31. 

Die  Oberleitung  der  gesellschaftlichen  Angelegenheiten  steht  dem 
Verwaltungsrathe  zu. 

Der  VerwaltungRrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Siune 
der  Artikel  227  bis  242  H.  G.  B. 

Artikel  32. 

Der  VerwaltungRrath  besteht  aus  21  Mitgliedern,  und  zwar: 

1.  aus  13  in  Oesterreich- Ungarn  wohnenden  und 

2.  aus  8  in  Pari»  oder  Londou  wohnenden  Mitgliedern. 

Von  den  21  Mitgliedern  des  Verwaltuug-trathes  müssen  wenigstens 
12  Augehörige  der  österreichisch-ungarischen  Mouarchie  sein. 

Die  in  Paris  und  London  wohnenden  Mitglieder  bilden  ein  stän- 
diges Comite*  des  Verwaltungsrathes  mit  dem  Sitze  in  Paris,  dessen 
Befugnisse  in  den  Artikeln  35,  36  und  37  geregelt  werden. 

Der  Bestand  dieses  Comites  in  Paris  hat  aufzuhören,  wenn  die 
Zahl  der  in  Paris  wohnenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  nicht 
wenigstens  fünf  beträgt. 

Artikel  33. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werdeu  durch  die  General- 
versammlung ernannt.  Ihre  Functionen  dauern  fünf  Jahre. 
In  jedem  Jahre  tritt  ein  Fünftel  aus. 

Die  Austretenden  werden  in  der  ordentlichen  Gjneralver  sainmluug 
durch  das  Lob  bestimmt. 

Wenn  die  Zahl  der  Verwaltuugsräthe  durch  fünf  nicht  theilbar 
ist,  so  wird  durch  das  Los  eutscbiedeu,  iu  welchem  der  nächsten  fdnf 
Jahre  die  nach  der  Theilung  durch  5  erübrigende  Zahl  der  Ver- 
waltuugsräthe auszutreten  habe. 

Die  austretenden  Mitglieder  sind  wieder  wählbar. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  Eigenthümer  von  100  Actieu  sein. 
Diese  Actien  sind  während  der  Dauer  seiner  Functionen  unveräusserlich 
und  werden  in  dun  im  Artikel  10  bezeichneten  Cassen  aufbewahrt. 
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Artikel  34. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  im  Laufe  des  Jahres 
sein  Amt  zu  bekleiden  aufhört,  so  wird  dasselbe  durch  den  Verwaltungs- 
rath  unter  Beobachtung  der  im  Artikel  33  enthaltenen  Vorschriften 
und  Bedingungen  provisorisch  ersetzt. 

Diese  Wahl  wt  der  nächsten  Generalversammlung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Functionen  eines  derart  ernannten  Verwaltungsrathea  dauern 
nur  so  lange,  als  die  seines  Vorgängers  noch  gedauert  haben  würden. 

Artikel  35. 

Der  Verwaltungsrath,  sowie  das  Pariser  Comite  wählen  alle  zwei 
Jahre  einen  Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten. 

Die  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  sind  nach  Ablauf  ihrer  Amts- 
dauer wieder  wählbar. 

Bei  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  des  Vicepräsidenten  überträgt 
der  Verwaltungsrath  oder  das  Comitö  einem  seiner  Mitglieder  den  Vorsitz. 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes  werden 
aus  jenen  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  gewählt,  welche  Angehörige 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  sind. 

Artikel  36. 

Wenn  über  eine  der  im  Artikel  18  aufgezählten  oder  über  andere 
Fragen,  welche  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  zu  unter- 
breiten sind,  berathen  werden  soll,  ferner  wenn  es  sich  um  ausser- 
ordentliche Fragen  von  besonderer  Wichtigkeit,  sowie  wenn  es  sich  um 
Aufstellung  des  Budgets  handelt,  so  ist  das  Votum  der  Mitglieder  des 
Comites  in  Paris  einzuholen,  und  kann  erst  nach  Ablauf  von  14  Tagen, 
den  Tag  der  Aufgabe  der  Einladung  auf  die  Post  eingerechnet,  darüber 
giltiger  Beschluss  gefasst  werden.  Die  Mitglieder  des  Pariser  Comites 
haben  in  diesen  Fällen  das  Hecht,  ihr  Votum  schriftlich  abzugeben. 

Artikel  37. 

Das  Pariser  Comitä  versammelt  sich  wenigstens  einmal  monatlich. 
Dasselbe  besorgt  namens  des  Verwaltungsrathes  die  die  Geldgebarung 
in  Paris  betreffenden  Geschäfte,  als:  Ueb  er  nähme  der  Einzahlungen, 
Auszahlung  der  Zinsen  und  Dividenden  u.  s.  w. 

Der  Verwaltungsrath  wird  dem  Comitd  Abschriften  seiner  Sitzungs- 
protokolle, und  zwar  innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Genehmigung 
jedes  Protokolle*,  übersenden. 

Binnen  des  gleichen  Terminea  sendet  auch  das  Pariser  Corait^ 
dem  Verwaltungsrathe  Abschriften  seiner  Sitzungsprotokolle. 

Artikel  38. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  seine  Vollmachten  auf  eines 
oder  mehrere  seiner  Mitglieder,  oder  auf  Beamte  der  Gesellschaft  oder 
wen  immer  zu  übertragen. 

In  diesem  Falle  ertheilt  er  entweder  specielle  Vollmachten  oder 
er  bestimmt  das  Vertretungsrecht  auf  dem  Wege  der  Dienstvorschriften. 

Die  Rechtaurkundea  dar  ftttarr.  KlienbahnM.  I.  48 
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Artikel  39. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  wird  entweder 

a)  von  2  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 

b)  von  einem  Verwaltungsrathe  und  von  einem  vom  Verwaltungsrath e 
hierzu  speciell  ermächtigten  GesellBchaftsheamten,  und  zwar  von 
Letzterem  mit  dem  Beisatze  „per  procura"  in  der  Weise  gezeichnet, 
dass  die  berechtigten  Firmafdhrer  zu  der  mit  Stampiglie  gedruckten 
oder  von  wem  immer  geschriebenen  Firma  (Artikel  2)  ihre  Unter- 
schrift hinzufügen. 

Artikel  40. 

Diejenigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  des  Comics, 
welche  nicht  an  dem  Sitze  derselben  wohnen,  können  sieb,  wenn  sie 
den  Sitzungen  nicht  persönlich  beiwohnen,  durch  ein  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  oder  des  Comites  vertreten  lassen,  oder  ihr  Votum 
schriftlich  einsenden. 

Ein  anwesendes  Mitglied  kann  immer  nur  Ein  abwesendes  Mit- 
glied als  Bevollmächtigter  vertreten. 

Artikel  41. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Präsidenten, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  mindestens  aber 
zweimal  im  Monate. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Im 
Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Präsidenten  oder 
seines  Stellvertreters  den  Ausschlag. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  ist  in  der  Regel  die  Anwesenheit 
von  fünf,  zur  Giltigkeit  der  im  Artikel  36  erwähnten  Beschlüsse  aber 
vun  J*  Mitgliedern  erforderlich. 

Artikel  42. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  zu  allen  Sitzungen 
spätestens  5  Tage  vorher  eingeladen. 

In  dringenden  Fällen  kann  die  Zusammenberufung  durch  den 
Präsidenten  auch  in  kürzerer  Frist  erfolgen. 

In  Fällen,  wo  es  sich  um  die  im  Artikel  36  erwähnten  Beschlüsse 
handelt,  muss  die  Einladung  14  Tage  vorher  erfolgen. 

Die  Sitzungsprotokolle  des  Verwaltungsrathes  werden  von  dem 
Präsidenten,  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  dem  Schrift- 
führer unterzeichnet. 

Artikel  43. 

Von  dem  Reinettrage  des  gesammten  Netzes  werden  nach  Abzug 
der  im  Artikel  4<l  aufgezählten  Lssten  füuf  Percent  für  die  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  und  die  leitenden  Beamten  vorweg  behoben. 
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Ein  Drittel  dieses  Betrages  wird  den  leitenden  Beamten  zugewiesen 
und  vom  Verwaltungsrathe  unter  dieselben  vertheilt. 

Zwei  Drittel  werden  unter  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es 
vertheilt. 

C.  Leitende  Beamte. 
Artikel  44. 

Die  Ausführung  der  Verwaltungsrathsbeschlüsse,  sowie  die  specielle 
Leitung  der  gesellschaftlichen  Angelegenheiten  innerhalb  der  durch  jene 
Beschlüsse  gesogenen  Grenzen  liegt  den  leitenden  Beamten  unter  ihrer 
Verantwortlichkeit  ob. 

Der  Verwaltungsrath  ernennt  und  entlässt  dieselben,  unbeschadet 
der  diesfalls  der  Staatsverwaltung  im  §  26  der  Concessionsurkunde  vom 
23.  September  1858  vorbehaltenen  Etnflussnahme,  er  bestimmt  ihren 
Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge. 

Die  leitenden  Beamten  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltung« - 
rathes  mit  berathender  Stimme  bei. 

Sie  sind  die  Vorgesetzten  aller  Beamten  und  Diener  und  bean- 
tragen bei  dem  Verwaltungsrathe  deren  Ernennung  und  Entlassung, 
sowie  deren  Bezüge  und  Gratifikationen. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Zinsen,  Dividenden,  Reservefond,  Tilgung. 

Artikel  45. 

Die  aus  den  Einzahlungen  auf  Actien  und  aus  der  Emission  von 
Obligationen  herrührenden  Fonds  werden  verwendet: 

1.  Zur  Erfüllung  der  in  den  Concessionsurkunden  vom  14.  März 
1856  und  vom  23.  September  1858  festgesetzten  Zahlungsverbindlieh- 
keiten; 

2.  zur  Bestreitung  der  Bau-  und  Inbetriebsetzungskosten  der  ihr 
concessionirten  Eisenbahnen; 

3.  zur  Zahlung  der  fünfpercentigen  Zinsen  des  auf  jede  Linie 
verwendeten  Baucapitales  wäbrend  der  Dauer  des  Baues. 

Artikel  46. 

Die  Jahresrecbnung  wird  am  31.  December  jedes  Jahres  abge- 
schlossen und  mit  allen  Belegen  der  Generalversammlung  zur  Prüfung 
und  Genehmigung  vorgelegt. 

Das  Reinertragniss  wird  verwendet: 

1.  In  erster  Linie  zur  Verzinsung  und  Einlösung  der  emittirten 
Obligationen ; 

2.  zur  Tilgung  des  Actiencapitales; 

3.  zur  Vertheilung  einer  fünfpercentigen  Dividende  an  die  Action&re. 

48* 
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Artikel  47. 

Die  Tilgung  der  Actien  beginnt  mit  dem  Jahre  1878  and  wird 
in  der  Art  fortgesetzt,  dass  während  der  Concessione  datier  Bämmtlicbe 
Actien  rückgezablt  werden. 

Artikel  48. 

Die  Bezeichnung  der  zu  tilgenden  Actien  erfolgt  alljährlich  durch 
öffentliche  Verlosung,  deren  Zeitpunkt  und  Form  durch  den  Verwaltungs- 
rath festgesetzt  wird. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden  auf  die  im  Artikel 
10  angegebene  Art  veröffentlicht. 

Artikel  49. 

Die  Eigenthümer  der  gezogenen  Actien  erhalten  ausser  dem 
wirklich  eingezahlten  Capital  eine  auf  Inhaber  lautende  Genussactie, 
welche  ihnen  auf  den  Ueberschuss  des  jährlichen  Reinertrages  nach 
Abzug  eines  der  fünfpercentigen  Verzinsung  des  Actiencapitales  ent- 
sprechenden Betrages,  gleiche  Rechte  mit  den  Inhabern  nicht  getilgter 
Actien  gibt. 

Artikel  50. 

Von  dem  Ueberschusse  des  Reinerträgnisses,  wie  derselbe  sich 
nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  43  und  46  ergibt,  wird  eine  Summe 
von  mindestens  fünf  Percent  zur  Bildung  eines  Reservefondes  vorweg 
genommen. 

Artikel  51. 

Wenn  der  Reservefond  auf  10  Millionen  Franken  augewachsen 
ist,  so  kann  jene  Rücklage  ausgesetzt  werden. 

Sie  mus8  aber  wieder  aufgenommen  werden,  sobald  der  Reserve- 
fond unter  die  genannte  Summe  gesunken  ist. 

Artikel  52. 

Der  Reservefond  ist  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  aller  Art 
bestimmt,  welche  nicht  als  einfache  Betriebsauslagen  betrachtet  werden 
können,  z.  B. : 

Ausgaben  für  Vermehrung  der  Fahrbetriebsmittel, 

Erneuerung  des  Oberbaues, 

Reconstruction  von  Kunstbauten  u.  8.  w. 

Artikel  53. 

Die  Summe,  welche  nach  Abzug  aller  in  den  vorstehenden  Artikeln 
erwähnten  Lasten  verfügbar  bleibt,  wird  als  Superdividende  unter  die 
Eigenthümer  der  getilgten  und  nicht  getilgten  Actien  gleich  vertheilt. 

Artikel  54. 

Durch  die  in  den  vorstehenden  Artikeln,  insbesondere  in  den 
Artikeln  43,  46,  47,  50  und  53  enthaltenen  Bestimmungen  über  die 
Verwendung    des  Reinerträgnisses   werden    die  Verpflichtungen  nicht 
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berührt,  welche  der  Gesellschaft  gegenüber  der  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  Uebereinkummen  vom  13.  April  1867  und  27.  Juli  1869, 
dann  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXVII  vom  Jahre  1870  bezüg- 
lich der  Bückerstattung  von  Garantievor  Schüssen  und  der  Zahlung  von 
Ablösungssummen  für  die  überlassenen  ehemaligen  Staatebahnen  obliegen. 

Artikel  55. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden,  die  Auszahlung  der 
verlosten  Actien  und  die  Ausfolgung  der  Genussactien  geschieht  bei  den 
im  Artikel  10  bezeichneten  Caasen. 

Artikel  56. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen  fünf  Jahren 
behoben  werden,  dann  der  Capitalsbetrag  gezogener  Actien,  die  Genuss- 
actien und  die  nach  Artikel  12  hinterlegten  Beträge,  welche  nicht 
binnen  30  Jahren  reclamirt  werden,  verfallen  der  Gesellschaft. 

V.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Aufsicht. 
Artikel  57. 

Alle  Streitigkeiten  zwischen  Actionären  und  der  Gesellschaft  über 
die  Anwendung  und  Ausführung  der  gegenwärtigen  Statuten  und  über 
die  aus  denselben  fliessenden  Verpflichtungen  der  Actionäre  werden 
durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 

Artikel  58. 

Das  schiedsrichterliche  Verfahren  findet  nach  den  Bestimmungen 
der  Concesaionsurkunde  vom  23.  September  1858  statt. 

Artikel  59. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Obei aufsichtsrecht 
durch  einen  Commissär  aus. 

Der  Commi8sär  hat  das  Recht,  von  der  Geschäftsgebarung  der 
Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  wird  darüber  wachen,  dass  die 
Gesellschaft  die  Grenzen  ihrer  Conceosion  nicht  Uberschreite,  und  dass 
dieselbe  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  die  allgemeinen  Gesetze 
und  Verordnungen  genau  beobachte. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  dann  in  dem  Falle, 
als  dies  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  für  erforderlich  erkannt  wird, 
auch  den  Sitzungen  des  Pariser  Coniites  beizuwohnen  und  etwaige  dem 
Staatsinteresse  nachtheilige,  sowie  den  Gesetzen  oder  Statuten  wider 
sprechende  Verfügungen  zu  sistiren. 
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Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  mit  Rücksicht  anf  die  hiermit  verbundene  Geschäfts  - 
last  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Berücksichtigung  geeigneter  Militärpersonen  bei  Besetzung 

der  DiensteBstellen. 

Artikel  60. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstesstellen 
auf  ausgediente  Unterofficiere  des  k.  k.  Heeres,  der  Kriegsmarine  und 
der  Landwehr  in  Gemassheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Bedacht 
zu  nehmen. 

Vorübergehende  Bestimmung. 
Artikel  61. 

Zur  Abwicklung  der  Geschäfte  in  Italien  aus  Anlas*  des  Ver- 
kaufes der  italienischen  Linien  an  die  königl.  italienische  Regierung, 
sowie  zur  Leiturg  und  Ueberwachurg  des  mit  den  Zusatzverträgen  ddo. 
Paris  11.  Juni  1876  und  Rom  17.  Juni  1876  pachtweise  übernommenen 
Betriebes  dieser  Linien  bis  zum  1.  Juli  1878,  wird  ein  Liquidations- 
comite"  eingesetzt,  welches  seinen  Sitz  in  Mailand  hat  und  aus  den 
Herren: 

1.  Carl  Marquis  d'Adda, 

2.  Eneas  Bignami, 

3.  Carl  Brot, 

4.  Stefan  Castagnola, 

5.  Horaz  Landau, 

6.  Alexander  Graf  Porro, 

7.  Franz  Resteiii  und 

8.  Johann  Bapt.  Tasca 

besteht. 

Dem  Verwalturgsrathe  bleibt  vorbehalten,  im  Falle  als  durch 
Austritt  oder  Tod  die  Zahl  der  Comite^mitglieder  unter  fünf  herabsinken 
sollte,  das  Comitej  durch  Vornahme  einer  Nachwahl  zu  ergänzen. 

Der  Wirkungskreis  dieses  Comitös,  sowie  dessen  Stellung  zu  dem 
Verwaltungsratbe  der  Gesellschaft  wird  durch  eine  besondere  Instruction 
geregelt. 

Nr.  11700. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  Stelle  der  unterm  25.  Jänner 
1882,  Nr.  13509,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Aller- 
höchster Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  27.  August  1884. 

TaafYe  m  p. 
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Anhang. 

Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  stehende 

fremde  Bahnen. 

Mit  1.  Jäuner  1891  beiluden  f»ieh  im  Betriebe  der  k.  k.  priv. 
Sttdbabngesellschaft  die  nachfolgenden  fremden  Bahnen: 

Leoben-Vordernberger  Eisenbahn  (Uebereinkommen  vom 
5.  16.  Jänner  1872  nebst  NachtragsbestimmuDgen  vom  9  /15.  Jänner 
1881); 

Wien- Pottendorf- Wr. -Neustäd  ter  Bahn  (Pachtvertrag  vom 
21  /22.  Jnni  1874); 

Graz-Köflacher  Eisenbahn  (Betriebsvertrag  vom  9.  Sep- 
tember 1878); 

ferner  die  Localbahnen: 

Gtins-Ste inamanger  (Betriebt>vertrag  vom  2<>.  Juli  1883); 

Bares- Pakracz  nebst  Flügelbahnen  nach  Slatina  und  Zdenci 
(Veitrag  vom  10.  Mai  1884)  und 

Radkersburg- Lutten  berg  (Vertrag  vom  19.  Juli,  beziehungs- 
weise 4.  August  1890). 
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I.  Hauptlitie. 

1.  Concessionsurkunde  vom  26.  Juni  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 

zum  Bau  und  Betrieb  einer  an  die  k.  k.  wrir.  Theisg-  und  Kaiser  Ferdinands- 
Kordbahn  anschliessenden  Locomotirelsenbahn  von  Kaschan  nach  Oder- 
berg, mit  einer  Zweigbahn  nach  Eperies. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  und  Böhmen,  König  der  Lombardie  und 
Venedigs,  von  Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien 
und  IUyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau; 
Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnten,  Krain,  Bukowina, 
Ober-  und  Niederschlesien;  Grossfürst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von 
Mähren;  gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol;  Grosswojwod  der 
Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Gebrüder  Riehe  &  Comp.,  Bauunternehmer  aus 
Brüssel,  in  Verbindung  mit  Anton  Grafen  Forgach  die  Bitte  um  die 
Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  an  die  k.  k.  priv.  Theies-  und 
Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von 
Kaschau  nach  Oderberg,  mit  einer  Zweigbahn  nach  Eperies,  gestellt 
haben,  so  finden  Wir  Uns,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens,  nach  Anhörung  Unseres  Ministerrates  bewogen,  den 
genannten  Bittstellern  diete  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahn- 
concesaionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  L 

Wir  verleihen  den  Concessiouären  das  Recht  zum  Bau  und 
Betrieb  einer  an  die  k.  k.  priv.  Theiss-  und  Kaiser  Ferdinands- Nord  - 
bahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von  Kaschau  nach  Oderberg, 
mit   einer  Zweigbahn   nach  Eperies.    Die  Hauptbahn   ist  von  Kaschau 
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durch  das  Hernathtbal  über  Abos  und  Poprad,  von  da  über  Suogawa 
durch  das  Thal  der  schwarzen  Waag  nach  Hradek  und  im  Waagthale 
weiter  bis  Sillein,  und  von  da  über  Jablunkau,  T eschen,  Karwin, 
Orlau  nach  Oderberg  zu  führen.  Die  Zweigbahn  nach  Eperies  hat  von 
Abos  auszugeben. 

Zufolge  Erlasses  des  königl.  ungarischen  Coiumnuieationsrainisterioms 
vom  7.  Janner  1870,  Z.  14411,  wurde  die  Verlegung  der  Trasse  zwischen  Poprad 
und  Hradek  in  das  Thal  der  weissen  Waag  unter  der  Bedingung  genehmigt, 
dass  hierdurch  die  Staategarantie  nicht  erhöht  werde. 

Zur  Eröffnung  gelangten  die  strecken:  Oderberg— Tescheu  am  1.  Februar 
1869,  Kaschau — Abo»— Eperies  am  1.  September  1&70,  Teschen — Sillein  am 
8.  Jänner  187!,  Sillein— Poprad  am  8.  December  1871.  Poprad—  Iglö  am  1?.  De- 
cember  1871  und  Iglö— Abos  am  18.  März  1872. 

§  2. 

Die  Bauarbeiten  müssen  im  Verlaufe  von  Einem  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  gerechnet,  begonnen,  und  binnen  sechs  Jahren,  vom 
nämlichen  Tage  gerechnet,  vollendet,  und  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  übergeben  werden.  Die  Concessionäre  hahen  fü*  die 
Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  der  Staatsverwaltung  in  der  von  ihr 
zu  bestimmenden  Art  und  Weise   entsprechende  Sicherheit  zu  leisten. 

§  3. 

Es  wird  gestattet,  dass  der  Unterbau  der  Bahn,  inclusive  der 
vorkommenden  Tunnels,  Brücken  und  sonstigen  Bauobjecte,  auf  die 
AubführuDg  für  die  Anlage  nur  eines  Geleises  mit  den  erforderlichen 
Ausweicbgeleisen  beschränkt  werde. 

Den  Unterbau  für  ein  zweites  Geleise  herzustellen  und  dieses 
Geleise  zu  leg<  n,  sind  die  Concessionäre  erst  dann  verpflichtet,  wenn 
der  jährliche  Rohertrag  der  Bahn  während  zwei  aufeinanderfolgender 
Jahre  die  Ziffer  von  Einhundert  fünfzigtausend  Gulden  in  Silber  per 
Meile  erreicht. 

Sämmtliche  grössere  Brücken,  sowie  auch  jene  kleineren  Unter- 
bauobjecte  der  currenten  Bahn,  bei  welchen  die  Bahuhöhe  eine  Ein- 
wölbung  nicht  zulasst,  können  mit  Ausnahme  der  Widerlager  oder 
Landpfeiler  aus  Holz  hergestellt  werden. 

Die  Kronenbreite  des  Unterbaues  darf  in  der  Schienenfusshobe 
auf  zwölf  Fuss  beschränkt  werden;  nur  an  jenen  Punkten,  wo  die  Bahn 
zwischen  Stützmauern  zu  liegen  kommt,  ist  dieselbe  mit  dreizehn  Fuss 
Kxonenbreite,  und  wo  sie  von  Parapetmauern  oder  Geländern  begrenzt 
wird,  mit  der  Lichtweite  von  vierzehn  Fuss  herzustellen.  , 

Die  Tunnels  müßsen  mit  vierzehn  Fuss  Lichtweite  iu  der  Schienen- 
höhe und  mit  zwanzig  Fuss  Lichthöhe  ausgeführt  werden. 

Die  Bahnhofgebäude  sind  gleich  ursprünglich  aus  Stein  und 
Ziegeln   herzustellen;   jedoch  können  ausnahmsweise  mit  Genehmigung 
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des  Handelsministeriums  die  ebenerdigen,  lediglieh  als  Warteale 
Restaurationen  und  Magazinskanzleien  zu  benützenden  Bahnhofgebäude 
aus  Fach-  oder  Biegelwänden,  die  Magazine  ganz  aus  Holz  und  die 
Wächterhäuser  aus  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Die  Anlage  der  Stationen  und  Wächterhäuser  hat  übrigens  nach 
den  von  der  Staatsverwaltung  festgesetzten  Normalplänen  zu  geschehen. 

Die  Keconstructionskosten  der  vorerwähuten  provigorUchen  Her- 
stellungen dürfen  in  die  Betriebsrecbnung  als  Aufgabe  eingestellt  werden. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  auf  den  österreichischen  Hauptbahnen 
angewendeten  Systeme  herzustellen. 

Die  Fahrbetriebsmittel  sind  in  der  von  der  Staatsverwaltung  fest- 
gesetzten Anzahl  und  nach  den  von  ihr  aufgestellten  Lieferungsbeding- 
nissen beizustellen. 

Die  Stationsbauten  und  die  Fahrbetriebsmittel  können  successive 
nach  Maassgabe  des  thatsächlichen  Verkehrsbedürfnisses  (worüber  selbst- 
verständlich die  Staatsverwaltung  zu  entscheiden  hat)  hergestellt  und 
beziehungsweise  angeschafft  werden. 

Zu  dem  Ende  hat  die  Unternehmung  bei  Ei  Öffnung  des  Bahn- 
betriebes einen  eigens  für  diesen  Zweck  bestimmten  Reservefond  zu 
bilden,  dessen  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der 
g  es  am  inten  projectirten  Stationsbauten  und  präliminirten  Fahrbetriebs- 
mittel zu  dem  Kostenpreise  der  bereits  wirklich  hergestellten,  rück- 
sichtlich angeschafften,  zu  bestimmen  sein  wird. 

Der  Reseivefond  ist  fruchtbringend  zu  machen,  und  sind  dessen 
Zinsen  in  die  Betriebsrechnung  als  Einkommen  einzustellen. 

Wenn  mit  den  Gesellschaften  der  k.  k.  priv.  Thei6s-  und  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  unter  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ein 
Uebereinkommen  über  die  Mitbenützung  dts  Kaschauer  und  beziehungs- 
weise des  Oderberger  Bahnhofes  zu  Stande  kommt,  so  haben  die  Con- 
cessionäre  nur  die  Kosten  für  die  auf  diesen  Bahnhöfen  erforderlichen 
Erweiterungsbauten  zu  tragen. 

Die  für  die  Mitbenützung  dieser  Bahnhöfe  zu  zahlende  Rente 
darf  in  der  Betriebsrechnung  unter  den  Betriebsspesen  verrechnet  werden. 

Die    vorstehenden    Baubedingnisse    wurden    durch    das   Protokoll  vom 
21.  April  1869  (Doc.  7)  in  vielen  wesentlichen  Punkten  modificirt. 

Das  der  Ausführung  zu  Grunde  zu  legende  Bauproject  und  die 
Detailpläne  sind  noch  vor  dem  Beginne  des  Baues  der  Staatsverwaltung 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzulegen,  wobei  nach  dem  Eisen- 
bahnconcessionsgesetze  vorgegangen  und  das  Interesse  des  öffentlichen 
Verkehres  sowohl  bei  der  Festsetzung  der  Bahnlinie,  ihrer  Krümmungen 
und  Steigungen,  als  auch  in  Betreff  der  Construction  der  Bahn  gewahrt 
werden  wird. 

Beim  Baue  ist  sich  genau  nach  den  behördlich  genehmigten 
Plänen,  nach  den  Anforderungen  des  Handelsministeriums   und  nach 
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den  bestehenden  allgemeinen  Bau«  und  polizeilichen  Vorschriften  zu 
benehmen. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bau-ökonomischen  oder 
Betriebsriicksicbten  eine  Abänderung  der  Bahntrasse  oder  der  Detail- 
pläne als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  werden 
darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  von  den  Concessiooären 
die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

§  5. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
ffilligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§  6. 

Die  Coocessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  dieser  Concessionsurkunde,  sowie 
nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich 
nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  und 
der  Eisen babnbetiiebsordnung  vom  16.  November  1851,  dann  uach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  7- 

Ausser  dem  Falle  eines  Uebereinkommens  bestimmt  die  Staats- 
verwaltung die  Bedingungen  Air  die  Einmündung  von  Privatbahnen, 
deren  Betrieb  und  die  Verleihung  der  Hauptbahnwagen  an  die  Flügel- 
bahnen. 

§  8. 

Die  Concessionäre  haben  die  Post  und  die  Postbediensteten  nach 
Vorschrift  dt-s  §  08  der  gedachten  Eisenbahnbetriebsordnung  unentgeltlich 
zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen  von  jeder  Endstation 
täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit 
für  jede  Richtnng  zu  bestimmen  befugt  ist.  So  oft  der  Postdienst  mehr 
als  Einen  achträderigen  oder  zwei  vierräderige  Wagen  erfordert,  erhalten 
die  Concesaionare  für  jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen  eine  zu 
vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambu- 
lante Post,  wie  sie  auf  den  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht, 
einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vierräderigen 
gewöhnlichen  Wagen  acht-  oder  vierräderige,  nach  den  Anforderungen 
der  Postverwaltung  eingerichtete  Postambulancewagen  von  den  Con- 
cessionären ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Ab- 
gangsstationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der 
Eiseiibahn  unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung 
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etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  fttr  diesen  Zweck  wird  eine 
besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen,  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

CorrespondeDzen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Ver  waltun  gsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  9- 

Die  Concessionäre  baben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraph  en- 
verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten,  jedoch  hat  sich  die  Telegraphenverwaltung  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen;  ferner  haben 
die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitungen  durch 
ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte 
für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  die  Privatdepeschen  nicht  eine  besondere 
Uebereinkunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb 
betreffenden  Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung 
unter  dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

§  10. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  concessionirte  Balm 
wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarife  per  österreichische  Meile,  und  zwar:  Bei  Reisendeu 
die  Person 

für  die   I.  Classe  36  kr., 

»    »  n.     „   27  „ 

«    „HI.      „   18  „  und 

„    „  IV.      „      (im  Stehwagen)    9  „    österr.  Währ. 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  erster  und  zweiter 
Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen 
österreichischen  Eisenbahnen. 
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Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per 
Zollcentner: 

I.  Classe  2      kr.  österr.  Währ. 

r»  ~'A     »>        n  n 

I".       n  3'/,     „  „ 

Ausnahmsweise  für  Getreide  1*9,  Holz  17  per  Zollcentner  bei 
Verführung  über  10  Meilen;  für  Erze,  Eisenflossen  und  Bausteine  1  Vi  kr. 
per  Zollcentner  bei  Verführung  über  10  Meilen,  und  1  kr.  per  Zoll- 
centner bei  Verführung  über  30  Meilen;  ferner  bei  Mineralkohle: 

für  die  ersten  10  Meilen  ....  0  9  kr.  per  Centner  und  Meile, 
„      n    zweiten  10    „  ....    08   n      r        „  „ 

„   alle  weiteren       „  ....    0  7   n      „        „  „ 

Ueber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  ist  der  Tarifsatz  für 
Mineralkohle,  mit  Ausnahme  jener  für  die  ersten  10  Meilen,  auf 
0  6  kr.  herabzusetzen. 

Sämmtlicbe  hier  festgesetzte  Ansnahmstarife  haben  nur  bei  vollen 
Wagenladungen  zu  gelten. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung der  Nebengebtihren,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die 
diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  oder 
listiger  Bein  dürfen,  als  auf  der  k.  k.  priv.  Theiss-Eisenbahn. 

§  IL 

£4  wird  gestattet,  dass  die  nach  §  10  für  die  concessionirte  Bahn 
zu  erhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Silbermünze 
bemessen  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Cours- 
werthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung  angenommen  wer- 
den muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  sowie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

§  12. 

Die  Tarife  können  unter  die  im  §  10  festgesetzte  Maximalhöhe 
herabgemindert  werden,  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gattungen 
von  Gegenständen,  für  die  ganze  Ausdehnung  oder  nur  für  einzelne 
Strecken  der  Bahn  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen  für  alle  Trans- 
portentfernungen gleich  oder  mit  der  Zunahme  derselben  im  erhöhten 
Masse. 

Die  dergestalt  herabgeminderten  Tarife  können  innerhalb  der 
Grenzen  der  im  §  10  festgesetzten  Maximalhöbe  wieder  erhöbt  werden, 
jedoch  erst  nach  dreimonatlicher  Anwendung. 
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Wenn  einem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begün- 
stigung allen  Versendern  oder  Frachtuntemehmern,  welche  die  näm- 
lichen Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden,  derart,  dass  in 
keinem  Falle  eine  persönliche  Bevorzugung  stattfinden  darf. 

Eine  Aenderung  der  Tarife  kann  nur  mit  Genehmigung  oder 
über  Anordnung  der  Staatsverwaltung  eintreten,  und  es  können  auch 
einzelnen  Versendern  oder  Frachtunternehmern  die  Herabsetzung  der 
Frachtpreise  oder  andere  Begünstigungen  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  gewährt  werden. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise, 
sowie  der  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jeden- 
falls zu,  sobald  das  Reinerträgnis*  der  letzten  zwei  Jahre  die  Garantie- 
summe um  50  Percent  übersteigt. 

Sollten  spätere  Gesetze  die  Fahr-  und  Frachttarife  der  Eisen- 
bahnen regeln,  so  finden  dieselben  auf  die  Kascbau-Oderberger  Bahn 
Anwendung. 

§  13. 

Die  Militär  transporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  zwischen  dem  Kriegsministerium 
und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staatseisenbahngeaellschaft, 
der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der  galizischen  Carl  Ludwig- 
Bahn,  der  Tbeiss-Bahn  und  der  Südnorddeutschen  Verbindungsbahn  am 
10.  December  1860  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestim- 
mungen einen  integrirenden  Theil  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  mit  «ler  Mehrzahl  dieser  Bahnen 
für  die  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart 
würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  gegenwärtig  concessionirte  Eisen- 
bahn Geltung  erhalten.  Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die 
militärisch  organisirte  Finanz-  und  Skherheitswaihe  Anwendung. 

Die  Concessionäre  sind  auch  vei  pflichtet,  dem  bestehenden  Ueber- 
einkommen der  österreichischen  Bahnverwalturgen  rücksichtlich  der 
gegenseitigen  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte  beizutreten. 

§  H. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  Über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in- 
folge der  Concession  oder  aus  Gefällsrticksichten  die  Eisenbahn  bentitzen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörden  ausweisen,  müssen  sammt 
ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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§  15. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  herab- 
zumindern. 

§  16. 

Die  Concessionäre  sind  ermächtigt,  noch  andere  Genossen  als 
Mitglieder  des  Unternehmens  aufzunehmen,  welche  mit  ihnen  gleiche 
Rechte  erwerben,  aber  auch  gleiche  Verbindlichkeiten  zu  übernehmen 
verpflichtet  sind. 

§  17. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
Sesellschaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Priori- 
tätsobligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  Concesaion  für  die  Kasohau-Oderberger  Eisenbahn  wurde  zunächst 
seitens  der  ursprünglichen  Concessionäre  Gebrüder  Riehe  &  Comp,  und  Anton 
Graf  Forgach  zufolge  des  Protokolles  vom  7.  September  1867  (Doe.  4)  an  die 
Banque  de  credit  foncier  et  industriel,  und  sohin  von  dieser  letzteren  zufolge  der 
Uebereinkunft  vom  29.  April  1868  (Doc.  5)  an  die  Soci6te  de  credit  foncier  inter- 
nationale übertragen,  welche  letztere  sodann  die  Bildung  der  Aotiengesellschaft 
,k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft"  durchführte. 

Der  Betrag  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligatiouen  soll  den 
Betrag  der  emittirten  Actien  nicht  tiberschreiten. 

Laut  Art.  9  des  Additional-Uebereinkommens  vom  22.  Juni  1867  (Doc.  3) 
wurde  gestattet,  dass  der  Betrag  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  den 
doppelten  Betrag  des  Actiencapitals  erreichen  darf. 

Die  Bezüge  des  Verwaltungsrathes  dürfen  nicht  in  die  Betriebs- 
auslagen eingestellt  werden. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre;  sie  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten  bleibt. 

§  18. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  oder  Auslände 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  oder  zu  Land  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften 
einzurichten. 

§  19. 

Für  die  im  §  1  erwähnte  Eisenbahn  sammt  Zweigbahn  garantirt 
der  Staat  ein  jährliches  Reinerträgniss  von  zwei  Millionen  Sechshundert 
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Achtzigdreitausend  Zweihundert  (2,683.200)  Gulden  österr.  Währ,  in 
Silber  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Bahnlinie 
an,  und  so  lange  die  Concession  dauert,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jähr- 
liche Reinerträgniss  der  Bahn  obigen  Betrag  oder  die  entsprechend 
demselben  nach  dem  Course  der  österreichischen  Währung  in  Silber  zu 
einer  ausländischen  Gold-  oder  Silberwährung  in  solcher  Währung  fest- 
zusetzende Summe  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staats 
Verwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  ein  Betrag  in 
runder  Summe  von  Drei  und  Dreissigtausend  Dreihundert  (33.300) 
Gulden  österr.  Währ,  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden. 

Der  diesfällige  Amortisationeplan,  demzufolge  das  emittirte  Capital 
während  der  Dauer  der  Concession  getilgt  wird,  ist  der  Staatsverwaltung 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Nachdem  bereits  durch  das  Uebereinkommen  vom  3<>.  Juni  1866  (Doc.  2 
dk  Erfolgung  von  Vorschüssen  auf  Rechnung  des  garantirten  Reiuerträgnisse* 
im  Falle  der  früheren  Betriebseröffnung  auf  einzelnen  .Strecken  zugesichert 
worden  war,  wurde  mit  dem  Additionalübereinkommen  vom  22.  Juni  1867  (Doc.  3) 
das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  auf  2,948.390  fl.  erhöht  und  der  nach 
Abzug  der  iu  dieser  Summe  enthaltenen  Tilgungsquote  von  36.500  Ü.  verbleibende 
Rest  dieses  garantirten  Erträgnisses  auf  die  in  dem  Uebereinkommen  vom 
30.  Juni  1866  genannten  Theilstrecken  vertheilt. 

In  Gemässheit  des  Protokolle*  vom  23.  Decembtr  1876  (Doc  8»  entfällt 
von  dieser  Gesammtgarantie  von  2,948.390  fl.  Silber  der  Theilbetrag  von  540.000  11. 
Silber  auf  die  österreichische  Strecke  und  der  Rest  von  2,408.39«»  fl.  Silber  aut 
die  ungarische  Strecke. 

Die  auf  die  österreichische  Strecke  entfallende  Garantiequote  wurde 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1879,  R.  G.  Bl.  Nr,  92.  (Doc.  1H  um 
61.118  fi.  54  kr.  Silber  und  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1888, 
R.  G.  Bl.  Nr.  106,  (Doc.  13)  um  weitere  232.778  fl.  37  kr.  erhöht,  so  dass 
dieselbe  dermal  833.8^6  fl.  91  kr.  beträgt. 

Die  auf  die  ungarische  Strecke  entfallende  Garautiequote  wurde  zufolge 
des  Vertrages  vom  8.  April  1876  (Doc.  12)  um  193.577  fl.  59  kr.  Silber,  dem- 
uach  auf  2,214.812  fl.  41  kr.  Silber  herabgesetzt,  dagegen  gleichzeitig  eine 
Specialgarantie  von  346.618  fl.  85  kr.  Gold  gewährt;  ferner  wurde  für  die 
ungarische  Strecke  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  auf  Grund  der  Gesetzartikel 
XLI  vom  Jahre  1875  und  XI  vom  Jahre  1876  eine  Specialgarantie  von 
125.505  fl.  07  kr.  Gold  und  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XVII  vom  Jahre  1888 
eine  weitere  Specialgarantie  von  362.292  Reichsmark  47  Pfennig  zur  Deckung 
der  Verzinsung  und  Tilgung  der  auf  diese  Strecke  entfallenden  Antheile  an  den 
beiden  vereinigten  Investitionsanleihen  der  ungarischen  Eisenbahnen  vom  Jahre 
1876  und  vom  Jahre  1888  gewährleistet. 

Zuzüglich  der  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XIV  vom  Jahre  1871  („Eperies- 
Tarndwer  Bahn"  Doc.  1)  für  die  Eperies-Tarnower  Eisenbahn  (ungarischer 
Theil)  zugestandenen  Garantie  im  Betrage  von  362.236  fl.  16  kr.  Silber  beläuft 
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sich  dermal  das  garantirte  Rcinerträgniss  für  sämmtliohe  ungarische  Linien  der 
Gesellschaft  auf  2,577.048  fl.  66  kr.  Silber,  472.123  fl.  92  kr.  Gold  und 
362  292  Reichsmark  47  Pfennige. 

§  20. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschues  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnung  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Die  Grundsätze  für  die  Aufstellung  abgesonderter  Betriebsrechnungen  für 
die  österreichische  und  für  die  ungarische  Strecke  wurden  im  Artikel  II  des 
Protokolles  vom  23.  December  1875  (Doc.  8)  einverständlich  festgestellt. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  and  Obligationencoupons  nach  Maassgabe  des  auf  Grund  eines 
Ertragspräliminars  richtiggestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrechnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  die  Concefsionäre  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansuchen  gestallt  haben  werden. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jabresrechnung,  welche 
spätestens  drei  Monate  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein 
wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen 
worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehrbetrag 
mit  Zurechnung  von  sechspercentigen  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  Eines  Jahres  nach  Ablauf  eines  Betriebs- 
jahres erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§  21. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  und  welcher  in  keinem  Jahre  den  Betrag 
von  2,683.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  tiberschreiten  darf,  ist  lediglich 
als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher  Vorschuss  an  die  Eisen- 
bai) nunternehmung  zu  behandeln. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  19. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  jeder  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen,  und  zwar  zunächst  der 
letzteren  an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Im  Artikel  II  Punkt  13  des  Protokolles  vom  23.  December  1875  (Doc.  8} 
wurde  vereinbart,  dass  Betriebsübersehüsse,  welche  auf  der  Bahnlinie  eine* 
Gebictfltheiles  sich  ergeben,  in  erster  Linie  zur  Hefundirung  geleisteter  Garantie- 
vorschüs«e  sammt  den  aufgelaufenen  vierpercentigen  Zinsen  dieses  Gebiets- 
teiles in  zweiter  Linie  jedoch  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  dass 
bereits  alle   geleisteten  Vorschüsse  dieses  Gebietsteiles  refundirt  wurden,  zur 
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Ausfallsergänzung  für  di«  Bahntheile  der  anderen  Streoke  und  endlich  in  dritter 
Linie  zur  Refundirung  von  Garantievorschüssen  des  anderen  Staatsgebietes  zu 
verwenden  sind. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Conceasion  oder  Einlösung  der 
Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aas  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  22. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantie  für  die  Staats- 
verwaltung entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  sich  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebs- 
einrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  sAid  ausgeführt  werden, 
und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten 
und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen.  Der  von  der  Staatsver- 
waltung bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es 
für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  sowie  allfällige  dem  Staats- 
interesse nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren  und  hierüber  dem  Mini- 
sterium zur  weiteren  Veranlassung  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung 
der  Gebarung  in  ökonomischer  Beziehung  derart  stattfindet,  dass  es 
bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnungen  in  der  Kegel  nur  mehr  einer 
ziffermässigen  Ueberprtifung  bedarf. 

§  23. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Eisenbahn  wird  durch  zwei  Jahre, 
vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  concessionirten  Bahn 
gerechnet,  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
zugestanden. 

Die  nach  Ablauf  dieser  Frist  von  der  Unternehmung  zu  ent- 
richtende Einkommensteuer  darf  in  die  Betriebsrechnung  als  Au?gabs- 
post  eingestellt  werden. 

Bezüglich  der  Couponstempelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  bezahlen. 

Vgl.  Artikel  S  und  Artikel  10  des  Additionalübereinkommens  vom  22.  Juni 
1867  (Doc.  3J. 

§  24. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juli  1865  (R.  G.  Bl.  XVIII.  Stück, 
Nr.  55),  Attikel  3,  Punkt  6,  und  beziehungsweise  durch  die 
Verordnung   des  Finanzministeriums   vom  16.  Jänner  1866  normirte 
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Bestimmung,  dass  die  Gebühren  von  den  Actien  theilveise  im 
Verhältnisse  der  geforderten  Einzahlungen  zur  Zeit  der  Fälligkeit 
einer  jeden  derselben  entrichtet,  dagegen  die  Urkunden  über  Theil- 
zablungen  der  Actieneinlage  gebührenfrei  ausgefertigt  werden,  findet 
auch  auf  die  von  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbabnunternebmung  zu 
emittirenden  Prioritätsobligationen  gleichmässige  Auwendung. 

Vgl.  Artikel  8  des  Ädditionalübereinkommens  vom  22.  Juni  1867  (Doc.  8). 

§  25. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen - 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Ta^e  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Eisenbahn  festgesetzt,  und  sie 
erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Colicesgion  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  2  festgesetzten 
Termine  für  den  Beginn,  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des 
Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §11,  lit.  6  des  Eis^nbahnconcesBionsgesetzes,  mH  nament- 
lich auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  26. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
Bahn  diese  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösnugspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisae  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervou  die  R^inerträgoiBse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  das 
garantirte  Reinerträgniss  betragen  darf,  ist  den  Concessionären  als 
.Jahresreote  bis  zum  Ablaufe  der  febtgesetzteu  Concessionsdauer  zu 
bezahlen. 

§  27. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  Falle  gegen  die  Leistung  der  im  vorigen  Punkte  festgesetzten 
Jahresrente  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  Bahn, 
namentlich  des  Grundes  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des 
ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  de«  sämtntlichen  Zugehörs, 
als:  Fahrbetriebsmittel,  Bahnhöf«,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an 
den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  samnit 
allen  Einrichtungen  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen. 
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Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  nach  geschehener  Rückzahlung 
aller  vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  das  Eigenthum 
der  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  errichteten  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen 
Geräthen,  öpeicher,  Docks  etc.,  za  deren  Erbauung  bie  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurden,  dass 
sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bildeu. 

§  28. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  und 
Nichtbefolguug  der  in  der  Coucessiousurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Maasoregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  er- 
klären. 

§  2&. 

Den  Concessionären  wird,  unbeschadet  der  von  anderen  Eisenbahn- 
gesellschafteu  etwa  schon  erworuenen  Rechte,  auf  die  Dauer  von  fünf 
Jahren  für  den  Bau  einer  Bahn  von  Sillein  Über  Komorn  zum  An- 
schlüsse an  die  k.  k.  priv.  Wien-Neu-Szönyer  Bahn,  dann  von  Eperies 
nach  PrzemySl  zum  Anschlüsse  au  die  k.  k.  priv.  Carl  Ludwig- Bahn, 
der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  eingeräumt  werden,  wenn  sie  die- 
selben Bedingungen  wie  diese  eingeben,  und  sich  hierzu  längstens 
binnen  drei  Monaten,  nachdem  ihnen  die  Bedingungen  bekannt  gegeben 
worden,  rechtsverbindlich  erklären. 

Dieses  Vorrecht  ist  sohon   zufolge  Punkt  II  der  Uebereinkunft  vom 
29.  April  1868  (Doe.  6)  ausser  Kraft  getreten. 

§  30. 

Die  Concessionäre  müssen  sich  für  sich  und  ihre  Rechtsnachfolger, 
insbesondere  eine  au  ihre  Stelle  tretende  Actiengesellschaft,  Boweit  es 
sich  um  die  ihnen  zustehenden  Rechte  und  obliegenden  Pflichten  in 
Ansehung  der  ihnen  concessionirteu  Eisenbahuunternehmung,  und  was 
damit  im  Zusammenhange  hiebt,  frägt,  den  österreichischen  Gesetzen 
und  Gerichts-  wie  anderen  Behördeu  unterwerfen. 

§  81. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Beetimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
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Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiege],  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
sechsundzwanzigrten  Juni  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  achthundert 
sechzig  und  sechs,  Unserer  Reiche  im  Achtzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Richard  Graf  Belcredl  m.  p.  Georg  v.  Majläth  m.  p. 

Bernhard  Freiherr  v.  Wüllerstorf  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Seiner  k.  k.  apostolischen  Majestät: 

Johann  Pfeiffer  m.  p. 
k.  k.  Sectionsrath. 

2.  Uebereinkommeu  vom  30.  Juni  1866, 

betreffend  die  Erfolgnng  von  GarantieTorschlissen  för  Theilstrecken. 

Uebereinkommen,  welches  infolge  Allerhöchster  Entschliessuug  vom 
26.  Juni  1866  zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k. 
Ministerium  für  Handel  und  Volkswirtschaft  einerseits,  —  und  dem 
Bevollmächtigten  der  Concessionäre  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn, 
Herrn  Samuel  v.  Szontagh  andererseits,  in  Betreff  der  Erfolgung  von 
Vorschüssen  auf  Rechnung  des  garantirten  Reiucrträgnisses  im  Falle 
der  früheren  Eröffnung  des  Verkehrs  auf  einzelnen  Theilstrecken  am 
heutigen  Tage  abgeschlossen  worden  ist. 

Artikel  1. 

Insofern  die  Concessionäre  der  Kaechau-Odei  berger  Locomotiv- 
bahn  beabsichtigen  sollten,  noch  vor  Herstellung  und  Vollendung  der 
ganzen  concessionirten  Eisenbahn  einzelne  Theile  derselben,  und  zwar 
die  Strecken: 

1.  Kaschau- Abos-Eperies, 

2.  Abos- Poprad, 

3.  Poprad-Sillein, 

4.  Sillein-Teschen, 

5.  Teschen- Oderberg 

im  Anschlüsse  an  eine  bereits  im  Betriebe  befindliche  Eisenbahnstrecke 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  bleibt  es  denselben  anheim- 
gestellt, zur  etwa  erforderlichen  Ergänzung  der  fünfpercentigen  Ver- 
zinsung des  Anlagecapitals  für  die  betreffenae,  dem  öffentlichen  Verkehr 
iibergebene  Theilstrecke,  —  jedoch   nur  innerhalb  der    im  §  2  der 
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Concession  festgesetzten  Bauzeit  und  Aufrechnung  des  für  die  ganze 
Bahn  gewährleisteten  Reinerträgnisees  von  der  Staatsverwaltung  einen 
VorschusB  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Vgl.  Artikel  6  des  Additionalübereinkommens  vom  22.  Jnni  1867  (Doc.  3). 

Artikel  2. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  die  jährliche  Garantiesumme  mit  Aus- 
schluss der  Tilgungsquote  (§  19  der  Concession)  für  die  einzelnen 
Strecken  wie  folgt  festgesetzt: 

österr.  Währ. 

1.  für  die  Strecke  Kaschau-Abos-Eperies  mit  dtm  Betrage  von     210.940  fl. 

2.  „     „      „       Abos-Poprad  „  „       „       titiO.160  „ 

3.  „     „      „       Poprad- Sillein  „      „  n     1,020.500  „ 

4.  „     „      „       Sillein-Teschen  »71        «»       n  491.200 

5.  „     r      „      Teschen- Oderberg         „      -        •       „       237.100  „ 

Vgl.  Artikel  6  de»  Additionalübereinkommens  vom  22.  Juni  1867  (Doc.  3). 

Artikel  3. 

Die  Genehmigung  derartiger  Vorschüsse  wird  an  die  Bediugung 
geknüpft,  dass  die  Rückerstattung  derselben,  sammt  fünfpercentigeu 
Interessen,  in  zwei  gleichen  Capitalsraten  von  dem  Betrage  der  ganzen 
Bahn  während  der  beiden  ersten  Betriebfjahre  geleistet  werde,  beziehungs- 
weise: dass  diese  Vorschüsse  sammt  fünfpercentigen  Interessen  von  den 
im  Grunde  der  Staatsgarantie  (§  19  der  Concession)  während  der 
beiden  ersten  Betriebsjahre  nach  Herstellung  der  ganzen  Bahn  etwa  zu 
erfolgenden  Vorschüssen  in  Abrechnung  gebracht  werden. 

Hierbei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  zurückgezahlten  Vor- 
schüsse eine  Ausgabspost  der  Betriebsrechnung  nicht  bilden  dürfen. 

Vgl.  Artikel  6  des  Additionaliibereinkommens  vom  22.  Juni  1867  (Doo.  3). 

Artikel  4. 

Dieses  Uebereinkommen  wurde  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren 
ausgefertigt,  hiervon  ein  Pare  den  Herren  Concessionären  ausgefolgt^ 
das  zweite  Pare  aber  bei  dem  k.  k.  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft in  Aufbewahrung  genommen. 

Wien,  am  30.  Juni  1866. 

Larisch  m.  p.  Wßllerstorf  m.  p. 

Samuel  v.  Szontägh  m.  p. 

als  Bevollmächtigter  der  Herren 
Riehe  Freres  iu  Brüssel. 
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3.  Additionalübereinkommen  vom  22.  Juni  1867,  C.  Bl. 

Nr.  44, 

betreffend  die  Erfolgimg  eines  Staatsvorschusscs  znm  Bau  der  Kaschan- 
Oderberger  Eisenbahn  und  weitere  Begünstigungen. 

Additionalübereinkommen,  welches  zur  Concessionsurkunde  bezüglich 
des  Baues  und  Betriebes  einer  Locomotiveiseobahn  von  Kaschau  nach 
Oderberg,  mit  einer  Zweigbahn  von  Abos  nach  Eperies  vom  26.  Juni 
1866  und  zu  dem  Uebereinkommen  vom  30.  Juni  1366  in  Gemässheit 
der  Allerhöchsten  Erschliessung  vom  14.  Mai  1867  zwischen  dem 
k.  k.  Finanzministerium  mit  Zustimmung  des  königl  ungarischen  Landee- 
Finanzministeriums  in  Vertretung  des  k.  k.  Aerars  einerseits,  und  den 
Concessionären  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  andererseits  zum 
Zwecke  der  Sicher  Stellung  der  Anlage  dieser  Eisenbahn  vereinbart 
worden  ist. 

Artikel  1. 

Die  Staatsverwaltung  verpflichtet  sich,  den  Concessionären  zum 
Bau  der  Kaschau-Oderberger  Haupt-  und  Abos-Eperieser  Flügelbahn 
Vorschüsse  bis  zum  Betrage  von  5,000.000  fl.  österr.  Währ,  in  Staats- 
noten nach  Maassgabe  des  eintretenden  Bedarfes  aus  em  Staatsschätze 
flüesig  zu  machen. 

Vgl.  Punkt  II  d«s  Protokolls  vom  7.  September  1867  (Duc.  4). 

Artikel  2. 

Dies©  Bauvorschüsse  werden  auf  Grundlage  detaillirter  Erforderniss- 
aufeätze  zu  Händen  der  Concessionäre  oder  ihres  mittelst  einer  legalen 
Vollmacht  ausgewiesenen  Bevollmächtigten  flüssig  gemacht.  Nach  er- 
folgter Constituirung  der  Actiengesellschaft  werden  die  Bauvorschüsse 
dieser  letzteren  zur  Verfügung  gestellt. 

Vgl.  Punkt  II  des  Protokolle«  vom  7.  September  1867  (Doc.  4). 

Artikel  3. 

Der  Staatsverwaltung  wird  für  die  von  ihr  in  Gemässheit  de9 
Artikel  1  geleisteten  Bauvorschüsse  auf  alle  Bauten  der  Kaschau-Oier- 
foerger  und  Abos-Eperieser  Bahn,  sowie  auf  alle  zum  Zwecke  des  Baues 
beigeschafften  Materialien   das  erste  und  ausschliessliche  Pfandrecht  mit 
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dem  Vorrechte  vor  allen,  aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden 
Forderungen  für  bo  lange  Zeit  eingeräumt,  bis  ihr  der  Nachweis  über 
die  wirkliche  Aufbringung  der  zum  Ausbau  der  Bahn  nothwendigen 
Geldmittel  geliefert  wird. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  7.  September  1867  (Doc.  4). 

Artikel  4. 

Wird  nach  Vollendung  einer  der  im  Uebereinkommen  vom 
30.  Juni  1866,  Artikel  1  und  2  genannten  Theilstrecken  der  Bau  der 
noch  nicht  hergestellten  übrigen  nicht  sogleich  fortgesetzt,  so  sind  in 
der  Zwischenzeit  bis  zur  Inangriffnahme  des  Baues  in  einer  weiteren 
Strecke  die  bereits  geleisteten  Aerarialvorschüsse  mit  Fünf  vom  Hundert 
jährlich  zu  verzinsen. 

Ausser  diesem  Falle  bleibt  der  in  Gemässheit  des  Artikels  1  ge- 
leistete Staatsvorschuss  bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
Ausdehnung  der  concessionirten  Eisenbahnstrecken  Kaechau-Oderberg 
und  Abos-Eperies  unverzinslich. 

Die  Refundirung  desselben  hat  sofort  nach  Vollendung  und  In- 
betriebsetzung beider  Eisenbahnstrecken  in  Actien  dieser  Bahnen  zum 
Paricourse  zu  erfolgen. 

Artikel  5. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauaus- 
führung in  technischer  und  ökonomischer  Beziehung  controliren,  sowie 
die  ganze  Gebarung  streng  und  namentlich  zu  dem  Zwecke  überwachen 
zu  lassen,  damit  die  geleisteten  Aerarialvorschussbeträge  nur  zur  Bau- 
ausführung und  zur  Inbetriebsetzung  der  Bahn  verwendet  werden.  Die 
Bauverträge  sind    der  Staatsverwaltung    zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Concessionäre  werden  bei  Verfassung  der  Gesellschaftestatuten 
darauf  Bedacht  nehmen,  dass  darin  der  Staatsverwaltung  das  Recht  ein- 
geräumt wird,  so  lange  sie  durch  geleistete  Vorschüsse  oder  durch  den 
Besitz  von  Actien  bei  dem  Unternehmen  der  Kaschau-Oderberger  Bahn 
unmittelbar  betheiligt  ist,  im  Verwaltungsrathe  durch  zwei  von  ihr  zu 
ernennende  Mitglieder  desselben  sich  vertreten  zu  lassen. 

Artikel  6. 

Das  nach  §  19  der  Concessionsurkunde  vom  26.  Juni  1866  zir 
Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagecapitales  vom  Staate  garantirte 
jährliche  Reinerträgniss  wird  mit  2,948.390,  d.  i.  Zwei  Millionen  neun» 
hundertachtundvierzig  Tausend  dreihundertneunzig  Gulden  österr.  Währ, 
in  Silber  festgesetzt  und  nach  Abzug  der  in  demselben  enthaltenen 
Tilgungsquote  von  3G.500  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  wird  der  ver- 
bleibende  Rest   von   2,911.890   fl.   österr.   Währ,   in  Silber   auf  die 
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in  dem  Uebereinkommen  vom  30.  Juni  1866  genannten  Theiletrecken, 
und  zwar  einzeln  auf 

österr.  Währ. 

aj  die  Strecke   Ka6chau-Abos-Eperies  mit  ....     264.770  tt. 

b)  „         „        Abos-Poprad  mit   725.400  n 

c)  „        „        Poprad-Sillein  mit   1,121.360  n 

d)  „         „        Sillein-Teschen  mit   539.820  „ 

„        „        Teschen-Oderberg  mit   260.540  „ 

vertheilt. 

Die  Staatsgarantie  beginnt  am  Tage  der  Eröffuung  des  ßetriebes 
auf  jeder  einzelnen  vorerwähnten  Theilstrecke,  jedoch  nur  fUr  die  fttnf- 
percentige  Verzinsung  des  auf  die  eröffnete  Theilstrecke  entfallenden 
Nominalbau-  und  Instruirangscapitals,  für  letzteres,  wenn  es  verwendet 
worden  ist. 

Im  Falle  der  Ei  Öffnung  einer  Theilstrecke  ist  daher  von  dem 
Theilbetrage  des  garantirten  jährlichen  Gesammterträgnisses,  welcher 
uach  der  vorstehenden  Vertheilung  auf  die  eröffnete  Strecke  entfällt, 
die  in  demselben  enthaltene  Iutercalarzinsenquote  und  wenn  die  eröffnete 
Strecke  mit  Betriebsmitteln  nicht  instruirt  worden  ist,  auch  die  inbe- 
griffene  Summe  des  Inetruirungscapitals  dieser  Strecke  in  Abzug  zu 
bringen  und  nur  der  nachherige  Ueberrest  als  der  staatlichen  Zinsen- 
garantie  zu  unterziehendes  Anlagecapital  der  bezüglichen  Strecke  zu 
behandeln. 

Zu  diesem  Behufe  wird  ein  tabellarischer  Ausweis  über  die  Be- 
standteile des  Anlagecapitals  und  des  garantirten  jährlichen  Reinertrages 
nach  den  einzelnen  Theilstrecken  diesem  Uebereinkommen  als  inte- 
grirender  Theil  desselben  beigeheftet. 

Erst  nach  Vollendung  aller  Theilstrecken  beginnt  mit  dem  Tage 
der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirteu  Bahnlinie 
eine  Garantie  des  Staates,  bezüglich  des  ganzen  jährlichen  Reinerträg  - 
uisses  von  2,948.390  6.  österr.  Währ,  in  Silber. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  19  der  Concessionsurkunde  vom  26.  Juni  1866 
(Doc.  1). 

Artikel  7. 

Sollte  der  Betrieb  einer  oder  mehrerer  eröffneten  Theilstrecken 
verpachtet  werden,  so  behalt  Bich  die  Staatsverwaltung  die  Genehmigung 
der  bezüglichen  Pachtverträge  vor. 

Artikel  8. 

Die  im  §  23  der  Concessionsurkunde  vom  28.  Juni  1866  zuge- 
standene Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  den  Couponstempel- 
gebühren wird  von  zwei  auf  neun  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes    auf  der   ganzen   concessionirten  Bahn   gerechnet,  erstreckt. 
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Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und  gebühren- 
frei stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Artikel  9. 

In  theil weiser  Abänderung  des  §  17  der  Concessionsurkunde 
vom  2ti.  Juni  186&  wird  bestimmt,  dass  der  Betrag  der  zu  emittirenden 
Prioritätsobligationen  den  doppelten  Betrag  des  Actiencapitals  er- 
reichen darf. 

Wiewohl  die  Berichtigung  der  Zinsen  während  der  Bauzeit,  für 
welcha  in  den  Baugeldern  vorgesorgt  ist,  aus  diesen  von  der  Unter- 
nehmung zu  leisten  ist,  so  wird  doch  die  staatliche  Zinsengarantie  für 
die  emittirten  Prioritätsobligationen  vom  Tage  der  Ausfertigung  der- 
selben unter  der  Bedingung  zugestanden,  dass  für  die  Berichtigung  der 
Zinsen  während  der  Bauzeit  in  erster  Linie  die  Unternehmung  der 
Kaschau-Oderberger  Bahn  zu  haften  hat. 

Artikel  10. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Vertrage, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  im  Artikel  6  erwähnten  Bahn- 
strecken, wird  eine  Frist  bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  be- 
züglichen Strecke  bewilligt.  Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte 
dieser  Gebühren   in  die  nächste  Betriebsrechnung  aufgenommen  werde. 

Artikel  11. 

Dieses  Uebereinkommen  wurde  in  zwei  gleichlautenden  unge- 
stempelten Exemplaren  ausgefertigt,  wovon  jedem  contrahirenden  Theile 
ein  Exemplar  ausgefolgt  worden  ist. 

Wien,  am  22.  Juni  1857. 

Für  das  k.  k.  Finanzministerium:  Die  ConeessionRre 

der  Minister;  Leiter  des  Finanz-         der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn 
ministeriums:  Anton  Graf  Forgäch  m.  p. 

Becke  m.  p.  Samuel  v.  Szontägh  m.  p. 

als  Bevollmächtigter  der  Herren 
<Ij-  **.)  Riehe  freres  K  Comp,  in  Brüssel. 
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4.  Protokoll  vom  7.  September  1867,  C.  ßl.  Nr.  44, 

betreffend  den  Hau  y  ertrag  mit  den  Unternehmern  Gebröder  Riehe  und  die 
Geldbeschaffung  dnreh  die  Banque  de  credit  foncier  et  industriel. 

Coinmib8ion8glieder  die  ain  Schlüsse  Gefertigten. 

Gegenstand:  Bauvertrag  und  Geldbeschaffung  für  die  Kaschau- 
Oderberger  Bahn. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  im  Finanzministerium  in  Wien 
am  13.  August  1867  über  diesen  Gegenstand  zwischen  den  Vertretern 
des  k.  k.  und  königl.  ungarischen  Finanzministeriums  unter  Zuzieburg  der 
Concessionäre  gepflogenen  commissionellen  Verhandlungen  ist  beschlossen 
worden,  von  der  im  Artikel  3  des  Additionalübereinkommens  vom 
22.  Juni  1867  enthaltenen  Bestimmung  des  von  den  Concessionären 
zu  liefernden  Nachweises  über  die  wirkliche  Aufbringung  des  gesammten, 
zum  Ausbau  und  zur  Instruirung  der  ganzen  Bahn  erforderlichen 
Capitals  abzugehen  und  den  Concessionären  die  Bedingung  zu  stellen, 
lediglich  deu  Nachweis  zu  liefern,  dass  sämmtliche  Actien  dieses  Unter- 
nehmens im  Gesammtbetrage  von  19,412.600  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  laut  Artikel  1  und  4  des  oben  be- 
rufenen Uebereinkommens  zur  seinerzeitigen  RefundiruDg  des  bewilligten 
StaatsvorschuBses  von  5,000.000  fl.  österr.  Währ,  im  gleichen  Nominal- 
betrage reservirt  zu  bleiben  haben,  im  sohinigen  Nominalrestbetrage 
von  14,412.600  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  feste  Rechnung  begeben, 
oder  subscribirt  und  30  Percent  dieses  Nominalbetrages  einbezahlt 
worden  seien. 

Zugleich  wurden  die  Concessionäre  aufgefordert,  in  dem  Bauver- 
trage, welcher  in  der  vorgelegten  Fassung  zur  Genehmigung  nicht 
geeignet  befunden  wurde,  mehrere  Bestimmungen  zu  streichen,  welche 
sich  auf  die  Erfolglassung  beträchtlicher  Summen,  und  zwar:  von 
750.000  fl.  in  Baarem  und  von  3,750.000  fl.  in  Actien  uud  Obli- 
gationen an  den  Bauunternehmer  Riehe  zur  freien  Verfügung  vor  Inan- 
griffnahme des  Baues  beziehen;  auch  wurde  die  Bestimmung  des  Bau- 
vertrages nicht  gebilligt,  dass  aus  dem  lediglich  zur  Bestreitung  eigent- 
licher Bauauslagen  bestimmten  Aeraxialvorschusse  eine  Vergütung  von 
250.000  fl.  an  die  Concessionäre  bezahlt  werden  soll. 

Endlich  sollte  das  unverträgliche  Verbältniss  beseitigt  werden, 
«Jass  der  Bauunternehmer  Hector  Riehe,  Chef  des  Hauses  Gebrüder 
Riehe,  zugleich  der  Hauptconcessionär  ist. 

Iu folge  dieser  von  der  Commission  erhobenen  Anstände  und 
Bedenken  haben  nun  die  Concessionäre  mittelst  Eingabe  an  den  kgl. 
ungarischen  Finanzminister  de  praea.  3.  September  1867  nacherwähnte 
Schriftstücke  vorgelegt,  und  zwar: 
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a)  eine  von  dem  Herrn  Andre  Langrand-Dumonceau  als  Directeur 
geVant  der  Banqae  de  credit  foncier  et  indu?triel  namens  der- 
selben zu  Wien  am  31.  August  1867  ausgestellte  Urkunde,  wonach 
diese  Bank  die  ganze  Geldbeschaffung  für  die  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn,  sowie  auch  die  Herstellung  derselben,  die  Bildung  der 
Actiengesellschaft  im  Sinne  der  Concession  und  demzufolge  alle 
begebbaren  Actien  im  Nominalbetrage  von  14,412.600  fl.  österr. 
Währung  in  Silber  auf  feste  Rechnung  übernimmt  und  sich  ver- 
pflichtet, die  erste  Einzahlung  mit  30  Percent  dieses  Actien- 
Nominalcapitals  binnen  längstens  sechs  Monaten  auszuweisen,  den 
Bau  aber  alsogleich  auf  eigene  Kosten  zu  beginnen  und  ohne 
Unterbrechung  fortzusetzen,  wenn  ihr  dagegen  nach  erfolgter  Ein- 
zahlung dieser  30  Percent  aus  dem  bewilligten  Staatsvorschusse 
von  5,000.000  fl.  die  Hälfte  mit  2,500.000  fl.  sofort,  der  Rest 
aber  in  Raten,  welche  dem  fortschreitenden  Bau  entsprechend  ein- 
zutheilen  sind,  ausgezahlt  wird;  ferner: 

b)  die  Baubedinguisse  sammt  Adnexen  A  bis  II; 

c)  eine  Instruction  für  die  Administration  während  der  Bauzeit. 
Diesen  Vorlagen  haben  die  Couce9sionäre  die  Bitte  beigefügt: 

1.  dass  hierdurch  der  im  Artikel  3  des  Additional-Uebcreinkommens 
vom  22.  Juni  1867  geforderte  Nachweis  über  die  Aufbringung 
der  zum  Baue  der  Bahn  erforderlichen  Geldmittel  als  geliefert 
angenommen ; 

2.  dass  die  sub  b  sammt  Adnexen  A  bis  H  unterbreiteten,  dem  vor- 
gelegten Bauvertrage  vom  28.  Juni  1867  entnommenen  Bau- 
bedingniese  unter  Zurückweisung  dieses  Vertrages,  sowie  auch  die 
sub  c  beigebrachte  Instruction  genehmigt,  und 

3.  aus  dem  bewilligten  Staatsvorschusse  von  5,000  000  fl.  nach  er- 
folgter Einzahlung  von  30  Percent  auf  das  Actien-Nominalcapital 
von  14,412.600  fl.  sofort  die  Hälfte  mit  2.500.000  fl.,  der  Rest 
aber  in  nach  Maassgabe  der  Baufortschritte  einzutheilenden  Raten 
flüssig  gemacht  werde. 

Nachträglich  haben  die  Concessionäre  auch  das  im  Eingange  der 
Urkunde  sub  a  angedeutete,  zwischen  ihnen  und  der  unter  der  Firma 
Andre"  Langrand-Dumonceau  et  Comp."  in  Brüssel   etablirten  Banque 
de  credit  foncier  et  industriel  zu  Wien  am  31.  August   1867  abge- 
schlossene Uebereinkommen  in  notariell  vidimirter  Abschrift  vorgelegt. 

Mittelst  dieses  Uebereinkommens  wird  das  den  Concessionären 
zum  Bau  und  Betrieb  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  verliehene  Recht 
(Artikel  1)  sammt  dem  zugestandenen  Vorzugsrechte  auf  die  Linien 
Eperies-Przemysl  und  Sillein-Comorn  (Artikel  2)  der  contrahirenden 
Bank  überlassen,  welche  dagegen  die  Verpflichtung  übernimmt  (Artikel  3); 
die  erforderlichen  Geldmittel  zu  beschaffen,  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden,  alle  Kosten  der  Constituirung  und  Administration  derselben,  ein- 
schliesslich der  Anfertigung«-  und  Einissionsauslageu  für  Actien  und 
Prioritäten,  sowie  auch   die  Zinsen   für  die  gesellschaftlichen  Weith- 
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papiere  während  der  Bauzeit  zu  bezahlen  and  alle  Lasten  zu  tragen, 
welche  aus  der  Concession  und  den  mit  der  Staatsverwaltung  bereits 
abgeschlossenen  oder  noch  abzuschließenden  Uebereinkommen  hervor- 
gehen. 

Diese  Bank  übertragt  ferner  (Artikel  4)  die  vollständige  Her- 
stellung und  Instruirung  der  Bahn  an  die  Herren  Riehe  freres  gegen 
die  vereinbarte  Pauschalentlohnung  von  36,000.000  fl.  österr.  Währung 
in  baarein  Oelde,  und  verpflichtet  sich  (Artikel  5),  auf  Abschlag  dieser 
Entlohnung  400.000  fl.  vorschussweise,  den  sohinigen  Rest  aber  vom 
1.  October  1.  J.  ab  gegen  Verdienstcertificate  den  Bauaußführenden 
gegen  dem  baar  zu  bezahlen,  dass  sich  dieselben  (Artikel  6)  anheischig 
machen,  alle  einzelnen  Theilstrecken  innerhalb  festgesetzter  Fristen  und 
die  ganze  Bahn  während  der  concessionsmässigen  Bauzeit  zu  vollenden. 

Zur  Sich  erstell  ung  der  übernommenen  Herstellungsverbindlichkeiten 
haben  die  Herren  Riehe  freres  (Artikel  7)  10  Percent  von  jeder  Zah- 
lungsleistung bis  zur  Maximalhöhe  von  1,000.000  fl.  als  Caution  zurück- 
zulassen und  einen  Theilbetrag  von  800.000  fl.  dieser  ihrer  Cautions- 
leistung  erst  nach  erfolgter  Eröffnung  der  ganzen  Bahn,  und  den  Rest 
per  200.000  fl.  aber  erst  nach  Ablauf  der  Haftzeit  von  zwei  Jahren 
nach  erfolgter  Betriebeeröffnung  in  Empfang  zu  nehmen. 

Artikel  8  enthält  rücksichtlich  der  Behandlung  der  Verdienst- 
certificate die  geeigneten  Bestimmungen. 

Auf  Grund  diecer  Vorlagen  werden  nachstehende  Beschlüsse 
gefasst: 

1.  Der  Inhalt  der  vom  Herrn  Andre  Langraud-Dumonceau  namens 
der  Banque  de  credit  foncier  et  indr.striel  abgegebenen  Erklärung  vom 
31.  August  1867,  sowie  des  nachträglich  beigebrachten  Uebereinkommens 
von  demselben  Datum,  soll  mit  dem  Beifügen  genehmigend  zur 
Kenntniss  genommen  werden,  dass  der  Nachweis  über  die  wirkliche 
Begebung  aller  Actien  auf  feste  Rechnung,  und  über  die  thatsächliche 
Aufbringung  der  gesammten  Gelderfordernisse  zum  Bau  und  zur  In- 
struirung der  Bahn  erst  dann  als  wirklich  geliefert  angenommen  werden 
wird,  wenn  die  genannte  Bank  die  in  obiger  Erklärung  übernommenen 
und  durch  eine  Caution  von  700.000  fl.  in  Werthpapieren  nach  dem 
Wiener  Börsencourse  oder  bankfähigen  Effecten  sicherzustellenden  Ver- 
bindlichkeiten factisch  erfüllt  haben  wird.  Zur  Lieferung  dieser  Nach- 
weisung wird  die  von  den  Concessionären  angesprochene  sechsmonat- 
liche Frist  mit  dem  Beifügen  zuzugestehen  sein,  dass  die  Nichtein- 
haltung den  Verfall  der  Caution  und  die  Einziehung  der  Concession 
zur  Folge  haben  würde. 

Vgl.  die  Anmerkung  am  Schlüsse  dieses  Protokolle». 

2.  Der  Bauvertrag  mit  Herrn  Hector  Riehe  ddo.  28.  Juni  1867 
ist  als  zur  Genehmigung  nicht  geeignet  zurückzuweisen,  dagegen  werden 
die  von  den  Concessionären  nachträglich  vorgelegten  allgemeinen  Bau- 
bedingnisse  vom  3.  September  1867  sammt  Adnexen  A  bis  //,  sowie 
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die  Instruction  für  die  Administration  während  der  Bauzeit  vom  gleichen 
Datum  zu  genehmigen  und  diese  Vorlagen  mit  der  entsprechenden 
Genehmigungsclausel  versehen,  den  Concessionären  gegen  Einlegung  von 
Abschriften  auszufolgen  sein. 

Vgl.  Punkt  III  der  Uebereinkunft  am  21».  April  16G8  (Doc.  5)  und  Punkt  II 
de»  Protokolles  vom  21.  April  1869  (Doc-.  7). 

In  theilweiser  Abänderung  der  Artikel  1  und  2  des  Additional- 
übereinkommens  vom  22.  Juni  1867  endlich  ist  den  Concessionären  die 
Zusicherung  dahin  zu  geben,  dass  aus  dem  bewilligten  Aerarialvor- 
schusse  von  5,000.000  fl.  nach  erfolgter  Einzahlung  von  30  Percent 
auf  das  Actiencapital  von  14,412.600  fl.,  die  Hälfte  mit  2,500.000  fl. 
UDter  gleichzeitiger  Zurückstellung  der  erlegten  Caution  sofort,  und 
nachdem  die  Verwendung  dieses  Betrages  zu  Bauzwecken  ausgewiesen 
sein  wird,  der  Rest  von  2,500.000  fl.  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  2  des  Additionalübereinkommens  nach  Maassgabe  der  Baufort- 
schritte der  Actiengosellschaft  flüssig  gemacht  werden  wird. 

Für  das  kbnigl.  ungarische  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten: 

E.  Hollän  m.  p. 

Für  das  königl.  ungarische  Finanzministerium: 
Gust.  v.  G  ranzenstein  m.  p., 

Sectionschef. 

Für  das  k.  k.  Finanzministerium: 
Kduard  v.  Lackenbacher  m.  p.,  Moriz  Dobler  in.  p., 

k.  k.  Soction*chcf.  Si-itn>ii*ratli. 

Vorstehendes  Protokoll  wurde  vom  köuigl.  ungarischen  Finanzministerium 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  österreichischen  Finanzministerium  mit  dem 
Erlasse  vom  12.  September  1867,  Z.  3363,  mit  der  Modifikation  genehmigt,  daas 
der  Nachweis  über  die  thatsächliche  Aufbringung  der  gesammUn  Gelderforder- 
nisse dann  als  wirklioh  geliefert  angenommen  werde,  wenn  die  l^anquc  de  credit 
i'oncier  et  industriel  die  diesbezüglich  übernommenen  Verbindlichkeiten  tactisch 
erfüllt  haben  wird.  Zur  Lieferung  dieser  Nachweisung  wurde  die,  von  den  Con- 
ceseionnren  angesprochene  sechsmonatliche  Frist  bis  letzten  Februar  1868  mit 
dem  Beifügen  zugestanden,  dass  die  obgedachte  Bauk  verpflichtet  wurde,  von 
den  übernommenen  14,412.600  fl.  in  Actien  fünf  Percent  bis  15.  October  1867, 
und  die  restlichen  25  Percent  binnen  sechs  Monaten  bei  der  Landeshauptcaase 
in  Ofen  zu  erlegen. 

5.  Uebereinkunft  vom  29.  April  1868,  C.  Bl.  42, 

betreffend  die  Uebertragung  der  Concesslon  der  Kaschau-Oderberger  Elsen- 
bahn auf  die  Socleto  de  credit  foncier  internationale. 

Uebereinkunft,  welche  in  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn- 
angelegenheit zwischen  den  Herren  Riehe  freres  &  Comp,  in  Verbindung  mit 
dem  Herrn  Anton  Grafen    Forgach   einers»eit*,  der  Banque  de  credit 
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foncier  et  industriel  andererseits,  und  der  Soci&e'  de  credit  foncier 
internationale  dritterseits  am  unten  angesetzten  Ort  und  Tag  in  Fol- 
gendem zu  Stande  gekommen  ist: 

I. 

Die  Herrn  Riehe  freres  &  Comp,  in  Verbindung  mit  dem  Herrn 
Anton  Grafen  Forgach  willigen  hiermit  in  die  Cession  des  zwischen 
ihnen  und  der  Banque  de  credit  foncier  et  industriel  zu  Wien  am 
31.  August  1867  abgeschlossenen,  seitens  der  betreffenden  k.  k.  öster- 
reichischen und  königl.  ungarischen  Finanzministerien  am  12.  Septem- 
ber 1867,  Z.  3363,  genehmigten  Vertrages  und  demzufolge  auch  in  die 
Uebertragung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  der  Kascbau-Oder- 
berger  und  Abos- Eperieser  Eisenbahn  ddo.  Wien  am  26.  Juni  1866  sammt 
den  zugehörigen  Additionalübereinkommen  vom  30.  Juni  1866  und 
22.  Juni  1867  an  die  Soci&e*  de  credit  foncier  internationale  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sowohl  das  k.  k.  österreichische  als  auch  das  königl. 
ungarische  Ministerium  die  Sociöte"  internationale  als  Cessionärin  der 
Banque  de  credit  foncier  et  industriel  in  diesem  Rechtsgeschäfte  und 
als  Concessionär  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  unbedingt  anerkennt, 
mit  der  Verpflichtung  seitens  der  Sociöte*  internationale,  die  Concession 
an  niemand  Anderen  als  an  die  in  möglichst  kurzer  Frist  zu  bildende 
Actiengesellschaft  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  zu  übertragen. 

II. 

Die  übereinkommenden  Theile  erklären  einverständlich  dem  mittelst 
Concessionsnrkunde  vom  26.  Juni  1866,  §  29,  erhaltenen  Vorrecht  zum 
Bau  der  Eisenbahnen  von  Eperies  nach  Przeiny^l  und  von  Sillein  nach 
Komorn  zu  entsagen. 

III. 

An  den  von  den  betreffenden  k.  k.  österreichischen  und  königl. 
ungarischen  Finanzministerien  genehmigten  allgemeinen  Bau-  und 
Lieferungsbedingnissen  und  deren  Adnexer.  von  A  bis  i7,  sowie  an  der 
Instruction  für  die  Administration  während  der  Bauzeit  werden  von  der 
Staatsverwaltung  einerseits  und  von  der  Socie*te  de  credit  foncier  inter- 
nationale und  den  Herren  Riehe  freres  andererseits  im  gemeinschaftlichen 
Einverständnisse  die  nothwendig  erscheinenden  Verbesserungen  und  Ab- 
änderungen, sobald   dies  die  Regierung  wünscht,  vorgenommen  werden 

Vgl.  Punkt  II  des  Protokolle»  vom  21.  April  1869  (Doc.  7). 

IV. 

Dieses  Uebereinkommen  ist  auf  die  Voraussetzung  begründet,  dass 
die  Staatsverwaltung    dasselbe    in   thunlichst  kurzer  Frist  genehmigen 

Ol«  R«chUurkond*n  d«r  (Uurr.   Kiionbshncn.  I.  50 
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und  auch  die  Statuten  der  Knscbau-Oderberger  EißenbahngeBellschaft 
ehebaldigst  der  Revision  unterziehen  und  feststellen  werde. 

Pest,  am  29.  April  1868. 

Riehe  freres  &  Comp. 

Samuel  v   Szontägh  m.  p., 
aU  KevnlliuHchligter  <it>»  Grafen  Ant  >n  Forffäch. 

In  meinen  beiden  Eigenschaften 
1.  als  delepirter  G«-ner;il<!irect  r  der  Banqne  de  credit  foncier  et 
industriel  Firnin:  Andre  Lnugrand  Dumoticeau; 

2.  als  Adminbtrator  1ür  Oesterreich  der  Societe  de  credit  foncier 

internationale 
r erdina  d  Kitter  v.  Schäfer  m  p. 

Au  nom  de  la  societe  de  credit  foncier 
internationale     cmnme.  Administrateur 
fonde  de  pnuvoir.s  le  ministre  d'Etat 
Dechamps  m  j». 

Die  vorstehende  Uebereinkunft  wurde  zufolge  Allerhöchster  Kntschliessung 
von  1<».  August  1>68  unter  dem  21.  August  18G8,  Z.  10  123,  vom  kftuigl.  unga- 
rischen Commuiiicauoiisminis'erium  genehmigt. 

6.  Reglement  vom  1.  Mai  1808,  C.  Bl.  Xi\  42, 

für  die  Herstellung  und  liistruiinng  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn 
und  die  Beschaffung  der  hierzu  erforderlichen  Geldmittel. 

Zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen,  welche  die  Couceseionsurkunde 
ddo.  26.  Juni  18^6.  <iani-  die  A  ditionalübereinkommen  vom  30.  Juni 
1866  und  22.  Juni  1867  •  e 1 1  <  ,\>nce«sionären  vorschreiben,  erklären  die 
Unterfertigten  nunmehr  taut  !<  in  I'e'-ereinkomineu  ddo.  29.  April  1868 
rechtmässigen  ( 'oncessionäie  der  Kasi  hau  ( Merberger  Eisenbahn,  die  k.  k. 
piiv.  Kaschau-Ü  >erbeiger  Ei-e  bah«. gesell  chaft  nach  den  folgendeu 
Grundsätzen  zu  coi^titu  r>  n  und  das  Verhältniss  dieser  Gesellschaft  zu 
den  unterfei tigten  L'unco^ionüreii  regeln  zu  wollen. 

§  1. 

Die  Sucidte"  de  ciodit  fungier  international«  in  ihrer  Eigenschaft 
als  alleiniger  (  oncessiunä '  der  K  >h>  hau  Oderherger  Bahn  übernimmt 
di>?  Vei      el  tung,    den  m.d    die    Inbetriebsetzung    der  Kaschau 

Odciherger  Haupt  i;inl  Abo*  Kpei i.  s-t  Eli  gelbahn  unter  gleichzeitiger 
Bildung  i'in.-r  A<  tiei  ges' 11-cliaft  :i,  Gemäss!  eit  der  in  diesen  Bestim- 
mungen •  nihaltei.en  <«r.ii(l  ätze  und  der  zur  Genehmigung  der  Regie- 
rung  in  Voilage   zu  bring'-mb-n  Statuten   mit  genauer  Einhaltung  der 
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bezüglichen  Festsetzungen  der  berufenen  Concessionsurkunde  und  beider 
Addittonalübereinkommen  zu  bewerkstelligen. 

Zufolge  des  Protokolle»  vorn  21.  April  1869  (Doc.  7)  worden  die  aus 
diesem  Reglement  entspringenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  8ociete  de 
orädit  foneier  internationale  au  die  Anglo-österreichisehe  Hank  übertragen. 

§  2. 

Um  diesen  Verpflichtungen  entsprechen  zu  können,  wird  die 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  folgende  gesellschaftliche  Wert- 
papiere creiren  und  der  Sociale'  de  credit  foneier  internationale  gemäss 
der  unteu  festgesetzten  Bedingungen  uud  Modalitäten  einhändigen: 

a)  97.063  Actien,  wovon  jedoch  25.000  Stück  für  die  Regierung 
reservirt  bleiben,  mithin  factisch  nur  72.063  Stück  Actien  im 
Nominal werthe  von  14,412.600  fl.; 

b)  194.126  Stück  Prioritätsobligationen  im  Nominalwerthe  vou 
38,825. 200  fl. 

Zusammen  266.189  Titrea,  im  Nominalwerthe  von  53,237.800  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber. 

§  3. 

Die  Kaschau-Oderberger  Eiseubahogesellschaft  wird  ferner  der 
Societe  de  credit  foneier  internationale  jene  Zinsen  zurechnen,  welche 
sämmtliche  Gelder  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngescllschaft  durch 
ihr  Placement  auf  kurze  Zeit  bei  einem  inländischen  Institute  abwerfen 
werden.  Ebenso  sind  die  Zinsen  der  bei  der  ungarischen  Staatscentrai- 
casse  schon  hinterlegten  4  323.780  fl.  zu  Gunsten  der  Societe"  de  crödit 
foneier  internationale  zu  verrechnen. 

§  4- 

Ebenso  wird  die  gedachte  Eisenbahngesellschaft  auch  jene  Beträge, 
welche  im  Sinne  des  Additionalübereinkommens  vom  22.  Juni  1867 
auf  Grund  der  staatlichen  Zinsengarautie  für  jede  einzelne  Bahnsection 
vom  Tage  ihrer  Inbetriebsetzung  bis  zur  Eröffnung  der  ganzen  Linie 
vom  Staate  etwa  geleistet  werden,  der   Soci&e"  internationale  zuweisen. 

§  5. 

Die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  übergibt  endlich 
der  Sociale"  de  credit  foneier  internationale  die  von  der  Staatsverwaltung 
zum  Bau  der  Kaschau-Oderberger  Haupt-  uud  Abos-Eperieser  Flügel- 
bahn bewilligten  Vorschüsse  in  dem  Gesammtbetrage  von  fünf  Millionen 
Gulden  österr  Währ,  in  Staatsnoten.  Diesen  Staatsvorschuss  wird  das 
k.  k.  österreichische  Reichsfinanzministerium  aus  den  gemeinsamen 
Reichsactiven  derart  flüssig  machen,  dass  drei  Millionen  Gulden  für 
Rechnung  des  königl.  ungarischen  Finanzministeriums,  zwei  Millionen 
Gulden  aber  für  Rechnuug  des  k.  k.  österreichischen  Landesfinanz- 
ministeriums ausgefolgt  werden;  die  hiefür  dem  Staate  zukommenden 
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25.000  Stück  Actien  hat  die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesel  lschaft 
dem  k.  k.  österreichischen  Reichsfinanzministerium  zu  übermitteln. 

§  6. 

Die  erste  Hälfte  des  Staatsvorachusses  mit  2,500.000  fl.  wird  von  dem 
k.  k.  österreichischen  Reichsfinanzministerium  nach  erfolgter  Genehmigung 
der  gegenwärtigen  Bestimmungen  sogleich,  diezweite  Hälfte  aber  erst  dann 
flüssig  gemacht  werden,  wenn  die  gänzliche  Verwendung  der  bei  der 
gewesenen  kgl.  ungarischen  Landeshauptcasse  zu  Ofen  deponirten,  nun- 
mehr in  der  kgl.  ungarischen  Staatscentralcasse  in  zinsentragenden  Caase- 
anweisungen  verschiedener  inländischer  Creditinstitute  erliegenden  Gelder 
im  Betrage  von  4,323.780  fl.  erfolgt  sein  wird. 

Die  Socie*te  de  credit  foncier  internationale  ist  jedoch  verpflichtet, 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Additional-Uebereinkommens  vom 
22.  Juni  1867  die  geleisteten  Aerarialvorschüsse  nur  zur  Bauausführung 
und  zur  Inbetriebsetzung  der  Bahn  zu  verwenden. 

§  7. 

Auch  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Regierung  die  erste  Hälfte 
des  Aerarialvorschusses  Hüssig  gemacht  haben  wird,  können  über  Ein- 
schreiten der  Socidte*  de  credit  foncier  internationale  zu  Lasten  der  laut 
§  6  deponirten  Gelder  Zahlungen  für  Arbeiten  und  Lieferungen  vom 
kgl.  ungarischen  Finanzministerium  auf  Grundlage  der  im  Wege  des 
kgl.  ungarischen  Cominunications-Ministeriums  einlangenden  detaillirten 
Erfordernissaufsätze  bewilligt  werden. 

Nach  Erschöpfung  der  ersten  Hälfte  des  Staatsvorschusses  und 
der  bezeichneten  dep.nirten  Gelder  wird  die  Flüssigmachung  der  anderen 
Hälfte  des  Staatsvorschusses  nach  Maa9sgabe  des  eintretenden  Bedarfes 
in  der  vorerwähnten  Art  mit  voller  Aufrechthaltung  der  Verpflichtungen 
der  Soci&e"  de  credit  foncier  internationale  in  Bezug  anf  die  Verwendung 
dieser  Gelder  zu  den  festgesetzten  Zwecken  erfolgen. 

Hierbei  wird  bemerkt,  dass,  sowie  die  k.  k.  priv.  Kaschau-Oder- 
berger EiBenbahngesellschaft  concessionirt  sein  wird,  alle,  somit  auch 
die  in  diesem  Paragraphe  bezeichneten  Zahlungen  an  die  Casse  der 
Eisenbahugesellschaft  erfolgen. 

§  8. 

Alle  Gelder,  welche  uoter  was  immer  für  einem  Titel  der  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahngesellschaft  zufliesseu,  dürfen  nur  zu  den  Zwecken 
der  Kaschau-Oderberger  Eiseubahn  verwendet  werden. 

§  9« 

l)ie  Actien  und  Prioritäten  der  Kaschau-Oderberger  Eiseubahn 
werden  durch  die  demnächst  zu  constituirende  k.  k.  priv.  Eisenbahu- 
gesellschaft  an   die  Societe   internationale  nach   folgenden  Grundsätzen 

auegefol^t: 
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a)  betreffend  den  Staatsvorschuss  von  5,000.000  fl.,  für  welchen  zu 
Gunsten  der  Staatsverwaltung  25.000  Stück  Actien  liberirt  werden, 
ist  die  Soctete"  internationale  berechtigt,  sofort  nach  den  von  der 
Regierung  geleisteten  Einzahlungen  nach  Maassgabe  der  hierdurch 
liberitten  Actien  die  doppelte  Anzahl  von  Prioritätsobligationen 
zu  erheben.  Für  jede  von  der  Societe"  internationale  zu  erhebende 
Prioritätsobligation  ist  ein  Betrag  von  116  fl.  46  kr.  österr.  Wäh- 
rung in  Bank-  oder  Staatsnoten  an  die  Casse  der  Eisenbahngesell- 
schaft einzuzahlen; 

6)  betreffend  die  von  Seite  der  Society  internationale  bei  der  Landes- 
bauptcasse  in  Ofen  erlegten  4,323.780  fl.  werden  der  Socie'te'  inter- 
nationale sofort  nach  Ausfertigung  der  Stücke  liberirte  Actien  zum 
Durch8chnitt6course  von  116  fl.  46  kr.  österr.  Währung  in  Bank- 
oder Staatsnoten  per  Stück  berechnet,  ausgefolgt; 

c)  betreffend  die  weiteren  Einzahlungen,  welche  die  Socie'te'  de  credit 
foncier  internationale  an  die  Casse  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oder- 
berger  Eiseubabngesellschaft  zu  leisten  bat,  sowie  für  jene  Zah- 
lungen, welche  von  der  Sociale"  internationale  für  Arbeiten  und 
Lieferungen  geleistet  werden,  wird  die  Socie'te  internationale 
jedesmal  liberirte  Actien  und  Prioritäteobligationen  in  dem  Ver- 
hältnisse von  '/3  Actien  und  2/3  Prioritäten,  beide  zum  Durch- 
schnittscourse  von  116  fl.  46  kr.  österr.  Währung  in  Bank-  oder 
Staatsnoten,  per  Stück  berechnet,  von  der  Eisenbahngesellschaft 
empfangen. 

§  10. 

Die  Social 6  internationale  ist  verpflichtet,  die  Zinsen  der  in  Umlauf 
gebrachten  Actien  und  Prioritätsobligationen  im  Sinne  des  Additional- 
Uebereinkommens  vom  22.  Juni  1867  während  der  Bauzeit  bis  zur 
Betriebseröffnung  der  ganzen  Linie  aus  Eigenem  zu  bestreiten. 

§  IL 

Als  Caution  für  die  pünktliche  Erfüllung  aller  laut  diesen  Be- 
stimmungen von  der  Soci&e  internationale  in  Absicht  auf  die  Bildung 
einer  Actiengesellschaft  und  auf  die  Geldbeschaffung  zum  Bau  und  In- 
betriebsetzung der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten wird  dieselbe  zwei  Millionen  Gulden  österr.  Währung, 
und  zwar  l/„  in  Actien  und  '-/3  in  Prioritätsobligationen,  zum  Nomiual- 
werthe  berechnet,  in  der  Casse  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn 
belassen. 

Diese  Caution  wird  gebildet,  indem  fünf  Percent  jener  Beträge, 
welche  der  Societe'  internationale  nach  gelieferten  Arbeiten  und  Mate- 
rialien zukommen  bei  der  Gesellschaft  zurückbehalten  werden. 

Diese  Caution  wird  nach  Inbetriebsetzung  der  ganzen  Eisenbahn- 
linie der  Sociöte'  internationale  zurückgestellt. 
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§  12. 

Es  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  ge  8  a  turnten  Verwaltungs- 
aaslagen der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  EisenbabngeeeDscbaft  wäh- 
rend der  Bauzeit  bis  zur  Betriebseröffnung  der  ganzen  Linie  die  Socie'te' 
internationale  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten  hat,  und  kann  die  Re- 
fundirung  dieser  Beträge  in  Titres  nicht  beansprucht  werden. 

§  13. 

Alle  in  den  gegenwärtigen  Bestimmungen  aufgezählten  Weithe  in 
Baarem  oder  Werthpapieren,  welche  während  der  Bauzeit  und  bis  zum 
Tage  der  Betriebseröffnung  der  ganzen  Bahnlinie  an  die  Soctete"  inter- 
nationale nicht  ausgefolgt  werden,  tind.  nachdem  die  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahngesellfchaft  allen  ihren  Verpflichtungen  nachgekommen 
sein  wird,  welche  derselben  anderen  als  der  Socie'te"  de  credit  foncier 
internationale  gegenüber  durch  den  Bau  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn 
erwachsen,  das  ausschliessliche  Eigenthum  der  Soci&e"  de  credit  foncier 
internationale. 

§  14. 

Der  Socie'te1  internationale  steht  nicht  das  Recht  zu,  an  die  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbabngesellschaft  welch  immer  Namen  führende  For- 
derung zu  stellen,  durch  welche  die  festgesetzte  Maxiroalziffer  von  Titres 
Uberschritten  würde. 

Pest,  den  1.  Mai  1868. 

Au  nom  de  la  Soeiete  de  credit  foncier 
internationale  et  comme  Administrateur 
fonde  de  ponvcirs: 
C.  Dechamps  m.  p. 

Das  vorstehende  Reglement  wurde  vom  königl.  ungarischen  Finanz- 
ministerium unter  dem  16.  October  1868  mit  dem  Bemerken  zur  Kenntnis»  ge- 
nommen, dass  ausser  den  in  der  bezogenen  Concessionsurkunde  und  in  den 
Additionalübereinkommen  zugesagten  Ansprüchen  keine  anderen  an  das  Aerar 
gestellt  und  dass  vom  Staate  keine  weiteren  Begünstigungen  für  die  Unter- 
nehmung gefordert  werden  können. 

Zugleich  wurde  bemerkt,  dass  die  Staatsvorschiisse  im  Sinne  der  Artikel  I 
und  II  des  Uebereinkommens  vom  22.  Juni  1867  werden  ausgefolgt  werden, 
und  dass  bezüglich  der  Ausfolgung  von  Actien  und  Prioritütsobligationen 
der  £  9  dieses  Finanrreglements  strenge  einzuhalten  ist,  sowie  dass  diese  Aus- 
füllung immer  auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Verwaltnngsrathes  unter  der  Con- 
trole  des  Tiegierungseommissärs  zu  geschehen  hat. 
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7.  Protokoll  vom  21.  April  1869,  C.  Bl.  Nr.  37, 

betreffend  die  Uebertragung  des  aas  der  Concessionirung  der  K aschau» 
Oderberger  Eisenbahn  resultirenden  Rechtsverhältnisses   an  die  Anglo* 

Oesterrelcliische  Bank. 

Aufgenommen  in  den  Localitäteu  der  königl.  ungarischen  Eisenbahnbau- 

direction  in  Pest. 

Gegenwärtig  die  Gefertigten. 

Gegenstand: 

Die  Uebertragung  des  aus  der  Concessionirung  der  Kaschau- 
Oderberger  Bahn  resultirenden  Rechtsverhältnisses  der  Soci^tö  de  credit 
foncier  internationale  an  die  Anglo-Oesterreichiscbe  Bank. 

I. 

Laut  der  von  der  Societe  de  credit  foncier  internationale  an  den 
Verwaltungsrath  der  Kaschau- Oderberger  Eisenbahngesellschaft  gerich- 
teten officiellen  Mittbetlungen  ddo.  Wien  12.  Februar  1869  und  Paris 
17.  März  1869,  welche  Mittheilungen  dem  königl.  ungarischen  Mini- 
sterium zur  Kenntnis  gebracht  wurden,  hat  obige  Sociäte*  alle  auf  Grund  der 
Convention  vom  29.  April  1868  (geuehmigt  am  21.  August  1868  unter 
Z.  10.123  einveiständlich  mit  dem  k.  k  Ministerium  durch  das  königl. 
ungarische  Communicationsministerium)  ihr  übertragenen,  aus  der  Con- 
ceesion  der  Kaschau-Oderbcrger  Bahn  resultirenden,  ferner  in  dem 
finanziellen  Reglement  ddo.  Pest  1.  Mai  1868  (zur  Kenntniss  genommen 
vom  königl.  ungarischen  Finanzministerium  am  16.  October  1868) 
und  schliesslich  in  den  Statuten  der  Kaschau-Oderbcrger  Eisenbahn- 
gesellschaft festgesetzten  Rechte  und  Verbindlichkeiten  an  die  Anglo- 
Oesterreichische  Bank  übertragen. 

Die  gefertigten  Ministerien  genehmigen  diese  Uebertragung  auf 
Grund  der  hier  getroffenen  Vereinbarungen,  und  die  durch  Vollmacht 
sub  A  vertretene  Anglo-Oesterreichische  Bank  erklärt  sich  mit  allen  an 
diese  Uebertragung  geknüpften,  in  diesem  Protokolle  und  dessen  Adnexen 
enthaltenen  Bedingungen  einverstanden. 

II. 

In  Bezug  auf  die  Bauverwaltung  und  Bauausführung  der  Kaschau- 
Oderberger  Haupt-  und  Abos-Eperieser  Flügelbahn  haben  statt  den  im 
Artikel  3  der  bereits  bezogenen  Convention  vom  29.  April  1868  be- 
zeichneten Bau-  und  Lieferungsbedingnissen  sammt  Adnexen,  sowie  der 
Instruction  für  die  Administration  während  des  Baues,  die  diesem 
Protokolle  als  Beilage  sub  B  angehefteten  allgemeinen,  die  Concessions- 
urkunde  ergänzenden  Bestimmungen  zu  gelten. 
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III. 

Die  Anglo-Oesterreichische  Bank  erklärt,  da 88  sie  die  Ausführung 
des  Baues  und  die  Inbetriebsetzung  der  Eisenbahn  an  die  mit  Vollmacht 
sub  C  vertretenen  Herren  Ignaz  Deutsch  und  Sohn,  Adolf  Tafler,  Heinrich 
Kohner  und  Brüder  Fischel,  Heinrich  Brüll  &  Söhne,  Wahrmann  &  Söhne 
und  Friedrich  Müller,  welche  durch  Cession  der  bisherigen  Subbau- 
unternehmer  Kiche  freres  &  Comp,  in  alle  Rechte  und  Pflichten  der 
Letzteren  getreten  sind,  übertragen  haben,  und  die  Bauunternehmer 
verpflichten  sich  solidarisch,  die  in  den  beigeschlossenen  allgemeinen 
Bestimmungen  enthaltenen  Bauverpflichtungen  zu  erfüllen  und  deren 
Ausführung  sogleich  in  Angriff  zu  nehmen. 

Zur  Sicherstellung  ihrer  sämmtlichen  Verpflichtungen  haben  die 
Bauunternehmer  bei  Fertigung  dieses  Vertrages  die  ans  den  fünfper- 
centigen  Rticklässen  der  bisher  ausgezahlten  Verdienstcertiticate  gebil- 
dete Caution  sogleich  auf  600.000  fl„  d.  i.  Sechsmalhunderttausend 
Gulden  österr.  Währ,  zu  ergänzen,  uud  es  sind  ausserdem  künftig  von 
jedem  Verdienstcertiticate  10  Percent  insolange  in  Abzug  zu  bringen, 
bis  die  Caution  die  Höhe  von  Einer  Million  Gulden  erreicht  haben 
wird. 

Die  baare  in  die  Casse  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesell- 
schalt  zu  hinterlegende  Caution  kanu  jederzeit  gegen  börsemässige 
Werth eftecten,  zum  Tagescourse  gerechnet,  umgetauscht  werden. 

IV. 

Die  Anglo- Oesterreichische  Bank  übernimmt  dio  Verpflichtung, 
alle  ihr  zu  Gebote  stehenden  legalen  Mittel  anzuwenden,  um  eine  Neu- 
bildung des  Verwaltungsrathes  der  Kaschau-Üderberger  Eisenbahngesell- 
schaft unter  allfälliger  Aenderung  der  betreffenden  Bestimmungen  der 
Statuten  schleunigst  herbeizuführen. 

V. 

Nachdem  die  Anglo- Oeeterreichische  Bank  der  Rechtsnachfolger 
der  Societe"  de  credit  foncier  internationale  geworden  ist,  so  erklären 
die  Unterfertigten  als  Bevollmächtigte  der  Anglo-Oesterreicbischen  Bank, 
dass  die  Sodete*  de  credit  foncier  internationale  auf  Grund  des  zwischen 
ihr  einerseits  und  der  k.  k.,  respective  königl.  ungarischen  Regierung 
andererseits  früher  bestandenen  Verhältnisses  gegen  die  Regierung 
unter  dem  erwähnten  Kechtstitel  nie  eine  wie  immer  geartete  Forderung 
stellen  kann,  und  wenn  dennoch  solche  aus  der  Concessionirung  der 
Kaschau-Oderberger  Bahn  resultirende  Forderungen  gestellt  würden,  so 
Übernimmt  die  Änglo-Oehterreichische  Bank  gegen  solche  Ansprüche 
die  vollkommene  Evictiou  und  Vertretungsleistung. 

VI 

Durch  die  hier  getroffenen  Bestimmungen  sollen  die  Beziehungen 
zwischen  der  Anglo-Oes-terreichischen    Bank   und   den  Bauunternehmern, 
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wie  solche  durch  die  zwischen  ihnen  abgeschlossenen  Verträge  fest- 
gestellt  sind,  insofern  sie  den  hier  enthaltenen  Rechten  der  Regierung 
und  der  Kaschau  Oderberger  Eisenbahngesellechaft  nicht  entgegenstehen, 
nicht  berührt  werden. 

ra 

Ueber  die  Fructificirung  der  von  der  Anglo-  Oesterreichischen 
Bank  für  Actien  und  Prioritäten  im  Sinne  des  Finanzreglements  ein- 
bezahlten Gelder,  deren  Zinsen  der  Anglo-Oesterreichischen  Bank  ge- 
hören, wird  zwischen  dieser  und  dem  Verwaltungsrathe  eine  besondere 
Vereinbarung  getroffen  werden. 

VIII. 

Mit  den  hier  getroffenen  Vereinbarungen  erklärt  sich  der  mitge- 
fertigte Herr  Dr.  Falk  auf  Grund  der  ihm  vom  Verwaltungsrathe  der 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  ertheilten  und  hier  im 
Originale  sub  D  angeschlossenen  Vollmacht  namens  dieser  Gesellschaft 
einverstanden. 


Von  Seite  des  kftnigl.  ungarischen 
Ministeriums  flir  ttffentliche  Arbeiten 
und  C'ommunicationeu: 
Oskar  Fackh  m.  p., 
Ministrrialrntli, 

Joseph  Nyiri  m.  p., 

Nictionitratti. 

Von  Seite  de»  kfinigl  ungarischen 
Finanzministeriums : 
Johann  Rohrmüller  m.  p., 

Si-ctlonnrath. 

Die  Vertreter  der  Anglo- 
Oesterrt  ichischen  Bank: 
Adolf  Seidler  m.  p. 
Dr.  Weissl  m  p. 


FUr  das  k.  k.  österreichische 
TTandels-  und  Finanzministerium: 
Carl  Ritter  v.  Pusswald  m.  p., 

k.  k.  fefetioniratb. 

Für  den  Verwaltungarath  der 
Kaschau-Oterberger  Eisenbahn- 
Gesellschaft: 
Der  Bevollmächtigte 
Dr.  Max  Falk  m.  p. 

In   unserem  eigenen   und   in  Vollmacht 
der  in  obiger  Urkunde  benannten 
Mitglieder  unse-es  Baueonsortiums: 
Adolf  Tafler  tu.  p. 
Wahrmann  &  Sohn  m.  p. 
Fritz  Müller  m  p. 


Beilage  B. 

Allgemeine,  die  l'onccssionsurkunde  ergänzende  liest  immun  gen  in  Bezug 
auf  KaiiYeruultnng  und  Bauausführung  der  Kasebau-Oderberger  Bahn. 

1.  Bauverwaltung. 

Die  Kaschau- Oderberger  Bahngesellschaft  wird  in  Bezug  auf  alle 
den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  betreffenden 
Angelegenheiten    durch  den  Verwaltungsrath  vertreten. 

Alle  Verhandlungen  der  Kaschau-Oderberger  Bahngesellschaft  mit 
Behörden  und  mit  Parteien  in  Btzug  auf  Bauangelegenheiten  der 
Kaschau-Oderberger  Bahn  werden  daher  vom  Verwaltungsrathe  aus- 
gehen. 
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Demgemäss  regelt  der  Verwaltuogsrath  alle  Verhältnisse  zu  Bau- 
unternehmern. 

Der  Verwaltuogsrath  ißt  verpflichtet,  einen  Director  zur  Leitung 
der  Bauten  aufzustellen,  dessen  Wahl  der  Bestätigung  durch  die  köoigl. 
ungarischen  und  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltungen  unterliegt. 
An  diesen  Director  kann  der  Verwaltungsrath  einen  Tbeil  seiner  Befug- 
nisse abtreten. 

Alles  mit  der  Leitung  der  Bauten  betraute  Personal  uniersteht 
dem  Director,  respective  dem  Verwaltungsrathe. 

Unmittelbar  nach  Festsetzung  des  Gesammtprojectes  hat  der  Ver- 
waltungsratb  auf  Grundlage  des  Bauvertrages  eine  Kostenberechnung  im 
Einverständnisse  mit  der  Bauunternehmung  und  der  Anglo  Austrian- 
Bank  aufstellen  zu  lassen. 

Diese  Kostenberechnung,  deren  Schlusssumme  selbstverständlich 
dem  Gesammtbetrage  entsprechen  inuss,  welchen  die  Unternehmung  zu 
beanspruchen  hat,  ist  den  hohen  Staatsverwaltungen  zur  Genehmigung 
vorzulegen  und  hat  sodann  als  Basis  für  die  den  Unternehmern  zu 
leistenden  Zahlungen  zu  dienen.  Diese  Kostenberechnung  ist  binnen 
sechs  Monaten  zu  vollenden.  Inzwischen  wird  die  Anweisung  der  Bau- 
certificate  nach  der  bisherigen  Gepflogenheit  erfolgen.  Der  Verwaltungsrath 
ist  aber  unter  eigener  Verantwortlichkeit  verpflichtet,  im  Falle  mangel- 
hafter Ausführung  von  Bauten,  die  deren  Minderwerth  entsprechenden 
Abzüge  zu  machen,  welche  eventuell  zu  Gunsten  der  Gesellschaft,  respec- 
tive der  Staatsverwaltung  verfallen  und  zur  Bildung  eines  Reservefondes 
zu  verwenden  pind,  insofern  vorgefundene  Mängel  an  den  Bauarbeiten 
nicht  verbessert  werden  könnten. 

2.  Bauausführung. 
a)  Grundeinlösung. 

Die  Grundeinlösung  ist  für  die  Erfordernisse  einer  eingeleisigen 
Bahnanlage  und  ihrer  Nebenanlagen,  als:  Stationen,  Wegumlegungen 
u.  s.  w.  auszuführen. 

Nur  zwischen  Ruttek  und  Teschen  ist  die  Grundeinlösung  inso- 
weit für  ein  Doppelgeleise  auszuführen,  als  sich  aus  den  Bestimmungen 
der  lit.  b  über  die  constructive  Anlage  dieser  Bahnstrecke  folgerichtig 
ergibt. 

b)  Unterbauarbeiten. 

Der  Unterbau  der  Bahn  und  ihrer  Nebenanlagen  ist  nach  der  von 
der  Staatsverwaltung  für  die  Ausführung  der  königl.  ungarischen  Staats- 
eisenbahnen  aufgestellten  Typen  über  eingcleisige  Bahnen  mit  4  Meter 
Kronenbreite  mit  dem  Unterschiede  herzustellen,  dass  die  Kronenbreite 
auf  Schienenunterkante  12  Wiener  Fuss  statt  4  Meter  betragen  darf. 

Dabei  wird  noch  festgesetzt: 

1.  Diese  Kronenbreite  ist  zwischen  Wand-  und  Stützmauern,  dann 
zwischen  Parapete.n  auf  4  4  Meter  zu  erhöhen. 


Digitized  by  Google 


Hauptlinie. 


795 


2.  Tun d eis  haben  auf  Schwellenhöhe  eine  Breite  von  4*4  Meter 
und  eine  lichte  Höhe  von  6'0  Meter  tu  erhalten. 

3.  Die  grösste  Steigung  soll  betragen : 


zwischen  Ka  schau  und  Iglö   1  :  180 

„  Iglo  und  Poprad   1  :  100 

„  Poprad  und  Suujova   1  :  70 

oder  durchlaufend: 

zwischen  Iglö  und  Sunjova,  maximal   1  :  80 

„  8unjova  und  St.  Miklos   1  :  100 

„  St.  Miklos  und  Ruttek   1  :  166 

„  Ruttek  und  Czacza   1  :  200 


„        Czacza  und  der  Jablunkaer  Wasserscheide  ....    1  :  70 

4.  Der  kleinste  Krümmungshalbmesser  darf  900  Fuss  betragen. 

5.  Die  bereits  in  Angriff  genommenen  Strecken  sind  nach  dem 
diesfalls  genehmigten  Plane  zu  vollenden. 

6.  Zwischen  Ruttek  und  Teschen  ist  die  Bahn  als  eine  zwei- 
geleisige zu  trassiren  und  zu  projectiren.  Es  ist  jedoch  vorerst  der  Bahn- 
körper nur  für  ein  Geleise  auszuführen,  derart  aber,  dass  der  Bahn« 
körper  für  das  zweite  Geleise  künftig  angebaut  werden  kann,  ohne  dass 
ausgeführte  Bauten  beseitigt  werden  mössten,  und  ohne  dass  der  Betrieb 
bebindert  wird. 

Es  sind  daher  WächterhÄuser,  Weg-  und  Flussumlegungen,  Mauer- 
und  Materialgraben  u.  dgl.  auf  jener  Seite,  auf  welcher  das  zweite 
Geleise  zu  liegen  käme,  in  solcher  Entfernung  von  dem  erstauszuführen- 
den Geleise  anzulegen,  dass  sie  auch  für  die  doppelspurige  Bahn  bei- 
behalten werden  können,  respective  deren  Anlage  nicht  behindern. 

Diese  Bestimmungen  haben  auf  die  Strecke  Jablunka- Teschen  nur 
insofern  Anwendung,  als  es  die  alldort  in  Angriff  genommenen  Arbeiten 
noch  ermöglichen. 

Es  bleibt  den  hohen  Staatsverwaltungen  ganz  speciell  vorbehalten, 
diesfalls  das  Erforderliche  anzuordnen. 

7.  im  Sinne  der  Concessionsurkunde  sind  alle  Brücken,  soweit 
die  Constructionshöhe  es  gestattet,  gewölbt  oder  mit  Steinplatten  gedeckt 
auszuführen. 

Brücken  und  Durchlässe,  welche  wegen  ungenügender  Höhe  nicht 
gewölbt  oder  mit  Steinplatten  gedeckt  werden  können,  dürfen  im  Sinne 
Her  Concessionsurkunde  auf  der  Strecke  Kaschau- Eperies  und  Abos- 
Ruttek  mit  Holz  überbaut  werden.  Auf  der  Strecke  Ruttek-Teschen  ist 
dagegen  Holzüberbau  nur  für  solche  Objecto  von  weniger  als  60  Fuss 
gesammter  Lichtöffoung  zulässig. 

Objecto  grösserer  Gesammtlichtweite  müssen  aus  Stein  und  Eisen 
hergestellt  werden. 
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Nachdem  jedoch  von  der  Kascbau-Oderberger  Bahn  mitgetheilt 
wird,  dass  die  Holzmaterialien  für  sämmtliche  Brücken  zwischen  der 
Jablunkaer  Landesgrenze  und  Teschen  bereits  fertig  zugerichtet  seien, 
so  wird  unter  dem  Vorbehalte,  dass  diese  Thatsache  bei  einer  vorzu- 
nehmenden commissionellen  Erhebung  sich  als  richtig  erweist,  von  d**r 
Forderung  eiserner  Brückenconstruction  für  diese  Theilstrecke  abge- 
standen und  diese  Forderung  nur  auf  die  Theilstrecke  Ruttek- Jablunkaer 
Landesgrenze  beschränkt. 

Mittelst  Vertrages  vom  25.  November  1870  übernahm  die  Kaschau-Oder- 
berger  Balm  nachtraglich  Cte  Verpäichtung,  die  in  der  Strecke  Abos-Ruttek 
erforderlichen  15  Brücken  statt  an»  Holz  aus  Stein  und  Eisen  herzustellen, 
wogegen  ihr  zugestanden  wurde,  dass  die  zur  sechspercentigeu  Verzinsung  und 
zur  Tilgung  der  hieraus  erwachsenden,  mit  480.000  fl.  Silber  pauschalsten  Mehr- 
kosten innerhalb  25  Jahren  erforderlichen  Beträge  in  die  Betriebsrechnung  der 
ungarischen  Strecke  eingestellt  werden  dürfen.  Auf  Grund  dieser  Bewilligung 
gab  sohin  die  Gesellschaft  25  auf  den  Ueberbrin^er  lautende  sechspercentige 
Brückenbauobligationen  aus,  von  denen  je  eine  in  den  Jahren  1872  bis  1896 
fällig  werden  sollte.  Thatsächlich  wurden  jedoch  aus  dem  Erlöse  der  zufolge 
des  Vertrag,  s  vom  8.  April  1876  (Doc.  12)  emittirten  Prioritätsatileihe  von 
ti.S28.000  fl.  Gold  sämmtliche  noch  nicht  fällige  Brückenbau- Obligationen 
zurückgezahlt, 

r)  Oberbau. 

Der  Oberbau  mit  alleu  seinen  Nebenanlagen,  als:  Wechsel, 
Kreuzungen,  Drehscheiben  u.  s.  w.,  ist  nach  den  von  der  Staatsver- 
waltung für  die  Ausführung  der  königl.  ungarischen  Staatseisenbahnen 
aufgestellten  Typen,  und  zwar  des  stärkeren  Systems  mit  Eisenschienen 
von  22l/2  Zollpfund   per  laufenden  Wiener  Fuss  Gewicht  herzustellen. 

Dabei  wird  noch  festgesetzt: 

1.  Schienen.  Die  auf  Grundlage  älterer  Verträge  bereits  abge- 
lieferten, wie  die  in  den  Werken  bis  jetzt  fertig  fabricirten  Schienen 
von  20  Zollpfund  Gewicht  dürfen  verwendet  werden,  und  zwar  zuerst 
zur  Herstellung  der  Stationsgeleise,  der  verbleibende  Rest  in  den  nach- 
träglich zu  bestimmenden  Strecken.  Das  Quantum  bereits  fertig  fabri 
cirter  Schienen  inuss  sofort  nach  erfolgter  Ratification  und  Annahme 
dieser  Bestimmungen  commissionell  festgesetzt  werden.  Alle  diese  Be- 
stimmungen gelten  auch  für  die  Schieuenbefestigungsmittel. 

Für  Bahnstrecken  mit  derartigen  leichteren  Schienen  wird  jedoch 
eine  separate  engere  Schwelleneintheilung  gefordert  werden. 

2.  Schwellen.  Schwellen  sind  au«  Eichen-  und  Lärchenholz  beizu- 
stellen. Die  tlieilweise  Verwendung  von  Fichten-  und  Buchenschwellen 
wird  nur  mit  dem  Vorbehalte  gestattet,  dass  dieselben  nach  dem  er- 
probtesten  Systeme    impnignirt    werden.     Extraholzer    dürfen   nur  aus 
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Eichen-  oder  Läicbenholz  oder  impragnirtem  Buchenbolz  beigestellt 
werden. 

3.  Die  Dispositionen  der  Stationsgeleise  and  ihrer  Nebenanlagen, 
als  Drehscheiben  etc.,  unterliegen  der  Genehmigung  durch  die  Staats- 
verwaltung. Das  Maximum  der  Länge  aller  Nebengeleise  in  den  Stationen 
darf  jedoch  15  Percent  der  Länge  des  currenten  Hatiptgeleises  der 
ganzen  Linie  nicht  überschreiten. 

d)  Hochbauten. 

Zahl,  Charakter  und  Grösse  der  zur  Ausführung  kommen  leo  Hoch- 
bauten und  ihrer  mechanischen  festen  und  mobilen  Ausrüstung  werden 
nach  den  Ergebnissen  der  Bestimmungen  der  Begehun-rscommission  über 
Wegübergänge  und  Stationsanlagen  und  nach  den  Erfordernissen  des 
Dienstes  durch  die  Staatsverwaltungen  festgesetzt. 

Alle  Hochbauten,  mit  Ausnahme  der  Waarenmagazine  der  kleineren 
(Zwischen-)  Stationen  und  einer  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmen- 
den Zahl  von  Wärterhäusern,  sind  definitiv  gemauert  herzustellen. 

Die  Zahl  der  Bahnstationen  verschiedener  Giösse  und  Ausrüstung 
darf  32  nicht  Uberschreiten. 

e)  Bahnabschluss,  Vermarkung,  Distanzirung,  Signale,  Betriebseinrichtung. 

Alle  in  diese  Kategorien  sich  eintheilenden  Arbeiten  und  Liefe- 
rungen sind  nach  den  Typen  der  königl.  ungarischen  Staatsverwaltung 
und  in  der  durch  den  Betriebsdienst  sich  erforderlich  erweisenden  Aus- 
dehnung zu  liefern  und  auszuführen. 

f)  Betriebsmittel. 

Der  Werth  der  für  die  ganze  Bahn  beizustellenden  Betriebsmittel 
(Locomotive.  Waggons  und  Schneepflüge)  wird  auf  die  Summe  von 
4,160.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt.  Die  Classification  der  ver- 
schiedenen Betriebsmittel  unterliegt  der  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung. 

ff)  Beconstruction  der  bis  nun  in  den  österreichischen  Reichsgebieten 
und  auf  der  Strecke  Kaschau-Eperies  bereits  ausgeführten  Arbeiten. 

Die  auf  dem  österreichischen  Gebiete  ausgeführten  Bauten  sind 
nach  den  vom  hohen  k.  k.  österreichischen  Handelsministerium,  laut 
Schreiben  desselben,  Zahl  0886-1112  vom  3.  April  1.  JM  an  den  Ver- 
waltungsrath der  Kaschau-Oderberger  Eiseubabngesellschaft  gestellten 
Anforderungen  zu  verbessern. 
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Die  Reconetruction  der  bereits  in  Betrieb  gesetzten  Strecke  Oder- 
berg-Tescben  ist  uumittelbar  in  Angriff  zu  nehmen  und  in  thunlichst 
kürzester  Frist  zu  vollenden. 

Die  auf  der  Kaschau  Eperieser  Linie  auszuführenden  Verbesserungen 
und  Aenderungen  werden  mit  Bezug  auf  die  zwischen  der  königl.  unga- 
rischen Baudirection  uud  der  bisherigen  Administration  der  Kaschau- 
Oderberger  Bahn  gepflogenen  Correspoodenz  von  ersterer  angeordnet 
werden. 

h)  Bahnhöfe  Kaschau  und  Oderberg. 

Der  in  Oderberg  errichtete  separate  Bahnhof  der  Kaschau  Oder- 
berger  Bahn  ist  in  einer  von  der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung 
zu  bestimmenden  und  dem  Inhalte  der  mit  der  Kaiser  Ferdinands 
Nordbahn  über  den  Umbau  ihres  Bahnhofe*  abgeschlossenen  Verträge 
entsprechenden  Weise  und  Ausdehnung  derart  zu  vergrössern,  dass  er 
einen  selbständigen  Güter-  und  Zugförderungsbahuhof  bildet. 

In  Kaschau  hat  die  Kaschau-Oderberger  Bahn  einen  sepaiaten 
Zugforderungsbahnhof  sammt  den  für  diese  beiden  Dienstbranchen  er- 
forderlichen Nebenanlagen  zu  errichten.  Dagegen  kann  der  Personen- 
bahnhof gemeinschaftlich  mit  der  Theissbahn  bleiben. 

i)  Qualität  der  Arbeiten  und  allgemeine  Ausrüstung  der  Bahn. 

In  Bezug  auf  die  Qualität  der  Arbeiten  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  für  die  Inbetriebsetzung  haben  die  t>ub  lit.  /,  §  5  der  Cunce*- 
siousurkunde  der  ungarischen  Ostbalingesellschaft  enthaltenen  Bestim- 
mungen auch  auf  die  Kaschau-Oderberger  Bahn  Anwendung  und  Geltung 
zu  finden. 

Der  be/.ogono  §  f>,  lit  /,  bat  nachfolgenden  Wortlaut: 

Was  überhaupt  die  Qualität  der  auszuführenden  Arbeiten  und  Lieferungen 
anbelangt,  so  haben  die  Coneessionare  sicii  zur  liirhtschnur  zu  nehmen,  dass 
alle  zur  Herstellung  und  Instruirung  der  conecssionirten  Hahn  erforderlichen 
Arbeiten  und  Lieferungen  mindestens  gh-ichwerthig  mit  analogen  Arbeiten  und 
Lieferungen  der  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommenen  Linien  ausgeführt,  be- 
ziehungsweise geliefert  weiden  müssen  —  Was  ferner  die  Qualität  der  aus- 
zuführenden Arbeiten  betrifft,  in  dieser  Beziehung  sind  die  Concessiouare  ver- 
]  fliehtet,  die  von  ihnen  auszuführenden  Linien  und  Stationen  in  einer  solchen 
Weise  herzustellen,  d  tmit  dieselben  allen  jenen  Anforderungen  entsprechen, 
welche  ein  zweckmässig  und  sparsam  veiwal  eter  Beirieb  an  sie  stellt.  —  Selbst- 
verständlich müssen  die  Conees.sionare  aus  dem  Baufonde  auch  alle  jene  Arbeiteu 
und  Materialien  ausführen,  beziehungsweise  liefern,  welche  in  den  vo: erwähnten 
Bestimmungen  zwar  nicht  angeführt,  welche  aber  behufs  vollständiger  und  be- 
triebsfähiger Herstellung  und  Anstiftung  der  Bahn,  sowie  zu  deren  Iubctrieb- 
setznng,  ferner  zur  Lnterbringung  ihrer  Bediensteten,  endlich  zur  Einrichtung 
ihrer  Betriel.sloealität-n  und  Magazine  erforderlich  sind. 
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Ebenso  sind  die  Conces.sio.nKre  verpflichtet,  für  die  einer  schnelleren 
Abnützung  unterworfenen  Bestandteile  der  Betriebsausrüstung  und  ebenfalls  für 
die  anderen  Ausrüstungsfahrnisse  und  Gerätschaften  aus  dem  Baufonde  eine 
Reserve  und  Ersatzstücke  in  einem  solchen  Verhältnisse  anzuschaffen,  in  welchem 
deren  Anschaffung  bei  anderen  im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  gebräuchlich  ist. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  der  zur  Inbetriebsetzung  nöthigen  Verbranchs- 
materialien. 

Endlich  wird  bemerkt,  dass,  inwiefern  hei  der  gegenwärtigen  Concession 
in  Bezug  auf  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  die  Normalpläne  der  königl. 
ungarischen  Staatsbahnen,  somit  die  bestehenden  präcisen  Bestimmungen  nicht 
ausreichen  sollten,  für  die  Ausführung  und  Ausrüstung  der  gegenwärtig  con- 
cessionirten  Bahn  sowohl  in  qualitativer  als  auch  in  quantitativer  Hinsioht  die 
Ofon-Pragerhofer  Linie  als  Richtschnur  zu  dienen  hat. 

Der  Bauunternehmer  bleibt  für  die  Solidität  und  Dauerhaftigkeit 
der  bergt  stellten  Bauobjecle,  wie  Tunnels,  Gebäude,  Brücken,  Viaducte. 
Durchlässe,  Strapsenübersetzungen.  Wand-  und  Stützmauern,  Holz-  und 
Kisenbestandtbeile,  noch  während  zweier  nacheioauderfolgender  Jahre 
vom  Tage  der  erfolgten  Uebergabc  und  Uebernahme  des  vollen- 
deten Bauobjectes  insofern  verantwortlich,  als  er  alle  jene  Gebrechen, 
welche  infolge  erweislicher  Baumängel  an  Baugegenständen  vorgefunden 
weiden,  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  zu  beseitigen  und  die  schad- 
haften Gegenstände  in  vollkommen  brauchbarem  Zustande  herzustellen 
hat,  wozu  er  von  Fall  zu  Fall  mit  Bekanntgabe  einer  angemessenen 
Frist,  schriftlich  von  dem  Verwaltungsrathe  der  Kaschau-Oderberger 
Bahngesellschaft  aufzufordern  ist. 

Dammsetzungen  und  Abrutschungen,  die  bei  der  Collaudirung 
nicht  bemängelt  werden,  6ind  von  der  Verantwortlichkeit  des  Bauunter- 
nehmers ausdrücklich  ausgeschlossen,  ebenso  auch  allo  jene  Gebrechen 
und  Abnützungen  der  BaugegeiiBtäude,  welche  durch  den  Gebrauch  der- 
selben oder  aus  Ursachen  entstanden  sind,  die  ausserhalb  seines  Ver- 
schuldens liegeu. 

Von  der  nach  §  3  des  beigeschlossenen  Protokolles  vom  21.  April 
von  den  Unternehmern  zu  leistenden  Gesammtcaution  von  1  Million 
Gulden  wird  den  Letzteren  ein  Theilbetrag  von  800.000  fl.  österr. 
Währ,  bei  Eröffnung  der  ganzen  concessionirten  Bahnlinie,  der  Rest 
von  200.000  fl.  österr.  Währ,  aber  erst  nach  Ablauf  der  vorstehen  1 
bezeichneten  Haftungszeit  ausgefolgt. 

3.  Allgemeine  Schlussbemerkungen. 

Selbstverständlich  wird  durch  vorstehende  Bestimmungen  weder 
die  Pflicht  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  zur  Vorlage  aller  Plane  uni 
Projecte  an  die  hohen  Staatsverwaltungen,  noch  das  Recht  der  Letzteren 
im  Sinne  der  Concessionsurkunde  alle  diese  Pläne  und  Projecte  zu 
prüfen  und  eventuell  zu  modificiren,  irgendwie  alterirt. 
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Ebenso  behalten  sich  die  hoben  Staatsverwaltungen  das  Recht 
vor,  die  nach  den  staatlichen  Hoheitsrechten  und  concessionsgemäss  ihnen 
zustehende  Ueberwachung  der  Bauausführung  durch  eigene  Organe  ein- 
zuleiten und  es  hat  die  Kaschau-Oderberger  Bahn  die  Kosten 
Ueberwachung  den  Staatsverwaltungen  zu  ersetzen. 


Pest,  den  21.  April  1869. 


Von  Seite  des  königl.  ungarischen 
Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communicationen: 
Oskar  Fackh  m.  p., 

Minimerlalrath. 

Joseph  Nyiri  m.  p.. 
Spctionnratb. 

Von  Seite  dts  königl.  ungarischen 
Finanzministeriums : 
Johann  Rohrmüller  m.  p., 

Sectlon*rath. 

Die  Vertreter  der  Anglo- 
Oesterreichischen  Hank : 
Adolf  Seidler  tn.  p. 
Dr.  Weissl  m.  p. 


Für  das  k.  k.  österreichische 
Handels-  und  Finanzministerium: 
Carl  Ritter  v.  Pusswald  m.  p., 

k.  k.  Sectlounraib. 

Fflr  den  Verwaltnngsrath  der 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahn- 
Gesellschaft: 
Der  Bevollmächtigte : 
Dr.  Max  Falk  m.  p. 

In  unserem  eigenen  Namen  und  in  Voll- 
macht der  in  obiger  Urkunde  benannten 
Mitglieder  unseres  Bauconsortiums : 
Adolf  Tafler  m.  p. 
Wahrmann  &  Sohn  m.  p. 
Fritz  Müller  in.  p. 


8.  Protokoll  vom  23.  Demnber  1875, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium,  betreffend  die  Vertheil  ung  der 
Uarantielast  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Bahn  auf  die  beiden  Staats- 
gebiete der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  und  die  damit  zusammen- 

hangenden  Betriebsrechnungeu. 

Anwesend : 

Von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung : 
Herr  königl.  ungarischer  Ministerialrat!)  v.  Ril>ary, 
Herr  köuigl.  ungarischer  Sectionsrath  Eugeu  Szabö, 
Herr  königl.  ungarischer  Oberrechnungsrath  Sujau, 
sämmtlicb  in  Vertretung  des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für  Com- 
municationen und  öffentliche  Arbeiten. 

Herr  königl.  ungarischer  Ministerialsecretär  Beretvas  als  Vertreter 
des  köuigl.  ungarischen  Finanzministeriums. 
Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der  Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens,  Herr 
k.  k.  Scctionschef  v.  Nördling. 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  J.  Bayer,  in  Vertretung  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums. 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  Dr.  Heinrich  Ritter  v.  Wittek  als  Referent. 
Als  Protokollführer:  Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  Ludwig  Wrba. 
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Zum  Zwecke  der  th  eil  weißen  Ausführung  der  im  Artikel  VII  des 
Gesetzes  vom  24.  December  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  3  vom  Jabre  1868, 
respective  der  im  §  7  des  ungarischen  Gesetzartikels  XV  vom  Jahre 
1867  enthaltenen  Anordnung,  sind  von  den  unterzeichneten,  in  Gemäss- 
heit  der  Zuschriften  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  12.  August 
1875,  Z.  21786,  und  des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Commnnicationen  vom  30.  August  1875,  Z.  13075, 
zu  einer  commissionelleu  Verhandlung  zusammengetretenen  Regierun  gs- 
vertretern,  und  zwar  von  den  Abgeordneten  des  k.  k.  Handels-  und 
des  k.  k.  Finanzministeriums  einerseits,  und  von  den  Abgeordneten 
des  königl.  ungarischen  Communications-  und  des  königl.  ungarischen 
Finanzministeriums  andererseits  die  nachstehenden  Grundsätze  für  die 
Vertheilung  der  Garantielast  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Bahn 
auf  die  beiden  Staatsgebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
und  die  damit  zusammenhängenden  Betriebsrechnungen  einveretündlich 
aufgestellt  und  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  beiden  Regierungen 
beiderseits  angenommen  worden: 

Artikel  I. 

Die  auf  Grund  der  §§  19,  20  und  21  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  für  die  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  vom 
26.  Juni  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  91,  vom  Staate  übernommene.  Garantie- 
last, welche  zufolge  Artikel  VI  des  Additionalübereinkommens  vom 
22.  Juni  1867  mit  einem  jährlichen  Reinerträgnisse  von  zwei  Millionen 
neunhundert  vierzigachttausend  dreihundertneunzig  (2,948.390)  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt  ist,  wird  auf  die  beiden  Staatsgebiete 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  in  der  Art  vertheilt,  dass  die 
concessionsmüssige  Garantie  bezüglich  des  Tbeilbetrages  von  fünfhundert 
vierzigtausend  J540.0OO)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  für  die  öster- 
reichische Strecke  der  genannten  Bahn  von  den  Reicbsrathsländern, 
bezüglich  des  Restbetrages  von  zwei  Millionen  vierhundert  und  acht- 
tausend dreihundertneunzig  (2,408.390)  Gulden  österr.  Wahr,  in  Silber 
aber  für  die  ungarische  Strecke  von  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  übernommen  wird. 

Nachdem  die  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  auf  die 
Reichsrathsländer  entfallende  Garantiequote  von  540.000  fl.  mit  Rücksicht 
auf  die  auf  der  österreichischen  Theilstrecke,  insbesondere  am  Mosty- 
tunnel  entstandenen  Bauschäden  mit  einem  höheren,  als  dem  nach  dem 
Verhältnisse  der  Bahnlänge  auf  die  österreichische  Theilstrecke  ent- 
fallenden Betrage  von  511.598  fl.  festgesetzt  wurde,  verpflichtet  sich 
die  königl.  ungarische  Regierung,  die  aus  dem  Titel  von  Bauschäden 
erhobenen  Entschädigungsansprüche  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn- 
gesellschaft, beziehungsweise  deren  Bauunternehmung,  und  zwar  in  dem 
ungarischerseits  in  Aussiebt  genommenen  Pauschalbetrage  von  2,521.000  fl. 
österr.  Währ,  mit  Einscbluss  der  aufgelaufenen  Intercalarzinsen  aus- 
schliesslich auf   die    ungarische  Theilstrecke    zu   übernehmen,    so  dasi 

Dl«  Recbt»iirknnd«n  -ler  <j«l<rr.  Kiimbiliiitn.  I. 
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aus  diesem  Anlasse  eine  weitere  Belastung  des  österreichischen  Staats- 
Schatzes  in  keinem  Falle  stattfinden  darf. 

Die  Kosten  des  Fabrparkes  eind  in  den  vorstehenden  Ziffern  mit- 
enthalten,  und  zwar: 

Für  die  österreichische  Strecke  mit    ....      40.800  fl. 
„      „   ungarische  „         „  1Ü5.200  „ 

zusammen  mit       236.000  fl. 
Vgl.  Punkt  I,  II  und  III  de«  Protokolle*  vom  5.  August  1876  (Doc.  10). 

Artikel  II. 

Für  die  beiderseitigen  Getietstheile  werden  behufs  Ermittlung  der 
G arantievorsthüsse  getrennte  Betrit  bsreebnungen  geführt.   Bezüglich  der 
Fühlung  diiser  Betiit bsrechnur gen    haben   die  nachstehenden  Grund- 
sätze zu  gelten: 

1.  Die  auf  jeder  der  beiden  Strecken  ei  zielten  Einnahmen  werden 
der  Betriebsrecbnung  dieser  Strecke  zu  Gute  gebracht,  ebenso  werden 
die  auf  schliesslich  für  die  eine  oder  für  die  andere  Strecke  gemachten 
Auslagen  der  BetriebBiechnung  jener  Strecke  zur  Last  gelegt,  bezüglich 
welcher  sie  erwachsen  sind. 

2.  lusoferne  gewisHe  Transport- Biuttoeinnabmen  beide  Strecken 
betreffen,  und  auf  Grund  einheitlicher  Verrechnungsdocnmente,  wie  ins- 
besondere derartiger  Frachtbriefe  zur  Verrechnung  gelangen,  werden 
diese  Einnahmen  nach  den  zurückgelegten  Transportdistanzen  auf  beide 
Strecken  vertheilt. 

3.  Die  gemeinsamen  Verwaltungsauslagen,  als:  Gesnmmtkosten 
der  allgemeinen  Verwaltung,  Centraileitungskosten  für  Bahuaufbicht  und 
Bahnerhaltur  g,  für  Verkehrs-  und  commereiellen  Dienst,  für  ZugförderungH 
uud  Wetketatteudienst  sind  im  Verhältnisse  des  atithmetischen  Mittels 
zwischen  dem  Percentsatzo  der  Bahnlärjge  der  bezüglichen  Strecken  und 
dem  Percentsatze  der  auf  denselben  zurückgelegten  Zugskilometer  zu 
vertheilen. 

4.  Die  Au>lageu  für  den  Fahr  und  Zugförderungsdienst,  sowie 
die  Reparatur«-  uijd  Erhaltungskosten  der  Fahrbetriebsmittel  sind  im 
Verhältnisse  des  arithmetischen  Mittels  zwischen  dem  Percentsatze  der 
auf  btiden  Puhl  .streckeu  zurückgelegten  Zugskiloineter  und  dem 
Percentsatze  der  auf  beiden  Bahnstrecken  erzielten  Bruttoeinnahmen  zu 
verth  eilen. 

5.  Nach  demselben  Schlüssel  sind  auch  die  Zinsen-  und  Tilgungs- 
raten dt's  Fabrparkes  zu  vertheilen. 

Zu  diesem  Behufe  wird  im  Nachhange  zum  Artikel  I  folgendes 
Verfahren  festgestellt: 

Sollte  beispielsweise  der  durchschnittliche  Percentsatz  auf  der 
Hi  h!e- ischeu  Streike  ÖD,  auf  der  ungarischen  Strecke  70  Perceut  be- 
trafen, hiiite  die  österteichUche  Theilstiecke  23b*. ooo  tl.  V  <)  30  =  70.SOO  fl. 
zu  trugen,  wahren»!  oieseli^e  infolge  der  im  Artikel  I  vorgenommenen 
(j;iraiitietlu«iliiijg  nur  mit  -h.>.8»iO  tl.  belastet  ist. 
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Um  die  Differenz,  die  sich  im  angenommenen  Falle  auf  30.000  fl. 
beläuft,  auszugleichen,  wird  dieselbe  unter  dem  Titel  „Interne  Wagen- 
miethe"  die  österreichische  Betriebsrechnung  belasten,  und  der  unga- 
rischen BetriebsrechnuDg  gutgeschrieben  werden. 

Als  Consequenz  dieses  Verfahrens  dürfen  in  Zukunft  Vermehrungen 
des  Fahrparkes,  soferne  dieselben  beide  Betriebsrechnungen  belasten 
sollen,  nur  im  vorhergehenden  Einvernehmen  der  beiderseitigen  Regie- 
rungen vorgenommen  werden. 

6.  Die  externe  Wagenmiethe,  sowohl  die  active  als  die  passive, 
wird  gleichfalls  nach  dem  sub  4  aufgestellten  Schlüssel  vertheilt. 

7.  Ersatzleistungen  für  Verluste  und  Beschädigungen  au  Gütern,  so- 
ferne die  Strecke  nicht  zu  ei  mittein  sein  sollte,  auf  welcher  der  Verlust 
oder  die  Beschädigung  stattgefunden  hat,  was  insbesondere  bezüglich 
der  Assecuranzgebübren  angenommen  werden  soll,  werden  nach  dem 
sub  3  für  die  gemeinsamen  Verwaltungsauslagen  aufgestellten  Schlüssel 
vertheilt. 

8.  Die  Kosten  der  Wiederherstellung  ausserordentlicher  Beschädi- 
gungen durch  Entgleisungen,  Zusammenstösse,  Achsbrüche  u.  s.  w. 
sind  von  der  Vertheilung  ausgeschlossen  und  stets  der  Unfallsstrecke 
anzulasten. 

9.  Etwaige  Beiträge  zum  Pensions-  und  Provisionsfonde  der  Be- 
diensteten sind,  insoweit  dieselben  von  den  beiderseitigen  Regierungen 
einverständlich  als  Betriebsauslagen  anerkannt  werden,  nach  dem  sub  3 
für  die  gemeinsamen  Verwaltungsauslagen  aufgestellten  Schlüssel  zu 
vertheilen. 

10.  Activ-  oder  Passivzinsen  aus  Creditoperationen  mit  den  Betriebs- 
geldern, desgleichen  Provisionen  und  Coursdifferenzeu  bei  der  Coupons- 
einlösuug  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  nicht  eingestellt  werden. 

11.  Dasselbe  gilt  von  den  Zinsen  der  Materialvorräthe. 

12.  Für  die  Benützung  der  Localitäten  im  gesellschaftlichen 
Directionsgebäude  in  Budapest  für  die  österreichische  Theilstrecke  ist 
in  der  Betriebsrechnung  der  letzteren  ein  angemessener  Miethzins  ein- 
zustellen, dessen  Betrag  nach  Einvernehmung  der  Gesellschaft  einver- 
ständlich festzustellen  sein  wird. 

Vgl.  Artikel  III  des  Protokolls  vom  22.  Jänner  1876  (Doc.  9). 

13.  Betriebsüberschüsse,  welche  auf  der  Bahnlinie  eines  Gebiets- 
theiles  sich  ergeben,  sind  in  erster  Linie  zur  Refundirung  geleisteter 
Garantievorschüsse  sainmt  den  aufgelaufenen  vierpercentigen  Zinsen 
dieses  Gebietsteiles,  in  zweiter  Linie,  jedoch  unter  der  ausdrücklichen 
Bedingung,  dass  bereits  alle  geleisteten  Vorschüsse  dieses  Gebietstheiles 
refundirt  wurden,  zur  Ausfallsergänzung  für  die  Bahntheile  der  anderen 
Strecke,  und  endlich  iu  dritter  Linie  zur  Refundirung  von  Garantie- 
vorschüssen des  anderen  Staatsgebietes  zu  verwenden. 

Vgl.  Punkt  III  Scblusssatz  des  Protokolle»  vom  5.  August  1876  (Doc.  10;. 

51* 
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14.  Der  im  Sinne  der  vorstehenden  Beatimmungen  in  Betracht  zu 
siehende  Percentsatz  der  Bahnläoge  der  beiden  Theilstrecken  wird 
folgendermaßen  festgesetzt: 

Für  die  österr.  Strecke  mit      63  752  Kilom.  gleich  17  3  Percent 
„      „    ungar.      „         „      303-718      „  „  82'7 

zusammen  367  470  Kilom.  gleich  100  Percent 
Vgl.  Punkt  III,  Z.  2  des  Protokolles  vom  5.  August  1876  (Doc.  10). 

Artikel  III. 

Auf  Grund  der  in  den  Artikeln  I  und  II  dieses  Protokolles  ver- 
einbarten Bestimmungen  sollen  die  Betriebsrechnungen  für  die  Betriebs- 
jahre 1872  bis  1874  neuerlich  überprüft  und  in  der  Kaschau-Oderberger 
Bahn  von  den  beiderseitigen  Regierungen  bereits  geleisteten  Garantievor- 
schüsse ehestens  richtig  gestellt,  beziehungsweise  ergänzt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  erst  am  18.  März  1872  mit  der  Eröffnung 
der  letzten  Theilstrecke  Igl6- Abos  erfolgte  Inbetriebsetzung  des  ge- 
sammten  Netzes  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  soll  jedoch  bezüglich 
des  Jahres  1872  die  Vertheilung  der  Garantielast  für  die  Kaechau- 
Oderberger  Bahu  auf  die  beiden  Staatsgebiete  der  österreichisch  unga- 
rischen Monarchie  in  der  Art  erfolgen,  dass  die  von  den  Reicbsraths- 
ländern  zu  übernehmende  Garantie  für  die  österreichische  Theilstrecke 
mit  dem  Betrage  von  527.103  fl.,  Fünfhundert  zwanzig  siebentausend 
Einhundert  und  drei  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber,  und  die  von  den 
Ländern  der  königl.  ungarischen  Krone  zu  tragende  Garantie  für  die 
ungarische  Theilstrecke  mit  dem  Betrage  von  2,244.645  fl.,  Zwei 
Millionen  zweihundert  vierzigviertausend  sechshundert  vierzig  fünf  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt  wird. 

Die  in  den  obigen  Ziffern  mitenthaltenen  Kosten  des  Fahrparkes 
für  das  Jahr  1872  betragen  für 

die  österreichische  Theilstrecke  39.800  fl. 

für  die  ungarische  „   1*2.500  „ 

zusammen  222.300  fl. 
mit    Worten    Zweihundert    zwanzig    zweitausend    dreihundert  Gulden 
österr.  Wiibr. 

Artikel  IV. 

Die  unterzeichneten  Vertreter  der  k.  k.  Regierung  einerseits  und 
der  königl.  ungarischen  Regierung  andererseits  erklären  ihre  Bereitwilligkeit, 
die  vorbehaltene  Genehmigung  des  vorstehenden  Uebereinkommens  durch 
Ihre  Excellenzen  den  Herren  k.  k.  Handelsminister  einerseits  und  den 
königl.  ungarischen  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Gummlin  Nationen 
andererseits,  längstens  bis  15.  Jänner  1S7G  einzuholen. 

Im  Falle  der  Genehmigung  des  vorstehenden  Uebereinkommens 
durch  die  beiderseitigen  Regierungen   soll   die   etwa  erforderliche  legis- 
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lative  Genehmigung  desselben  jedenfalls  im  Laufe  der  gegenwärtigen 
Session  der  beiderseitigen  Reicbsvertretungen  erwirkt  werden. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  92  (Doc.  11),  und 
Gesetzartikel  XXXV1U  vom  Jahre  1879  (Doc.  12). 

Hiermit  wurde  das  vorstehende,  in  zwei  Parien  ausgefertigte  Pro- 
tokoll geschlossen,  verlesen  und  allseitig  gefertigt. 

Wien,  23.  December  1875. 

Für  die  königl.  ungarische  Regierung:  Für  die  k.  k.  Regierung: 

A.  v.  Ribäry  m.  p.  W.  Nördling  m.  p. 

Eugen  Szabö  m.  p.  J.  Bayer  m.  p. 

F.  Sujan  m.  p.  Heinrich  R.  v.  Wittek  m.  p. 

Beretväs  m.  p. 

Ludwig  Wrba  m.  p., 

k.  k.  Miniaterinltecretär,  «N  Protokollfahrer. 

9.  Protokoll  vom  22.  Jänner  1876, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium,  betreffend  eine  fflr  die 
Knschau-Oderberger  Eixenbahn^  s«  llschaft  zu  erwirkende  Staatsgarantie- 

Erhöhung. 

Gegenwärtig: 
Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der  Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  Herr 
k.  k.  Sectionschef  v.  Nördling. 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  J.  Bayer  als  Vertreter  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums. 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  Dr.  Heinrich  Ritter  v.  Wittek  als  Referent. 
Ministerialsecretär  L.  Wrba  als  Protokollführer. 

Von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung: 

Herr  königl.  ungarischer  Ministerialrath  v.  Ribäry. 

Herr  königl.  ungarischer  Sectionsrath  E.  Szabo. 

Herr  königl.  ungarischer  Oberrechnungsrath  F.  Sujan;  alle  Drei 
in  Vertretung  des  königl.  ungarischen  Ministeriums  für  Communicationen 
und  öffentliche  Arbeiten. 

Herr  königl.  ungarischer  Ministerialsecretär  Beretväs  als  Vertreter 
des  königl.  ungarischen  Finanzministeriums. 

Von  Seite  derk.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbabngesellscbaft: 

Herr  Verwaltungsrath  Dr.  Peter  Busbach. 
Herr  Verwaltungsrath  Dr.  Eduard  Loiscb. 
Herr  Oberbuchhalter,  Oberinspector  Heinrich  Falk. 
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Bei  Beginn  der  Verhandlung  wird  den  anwesenden  Herren  Ver- 
tretern der  k.  k.  priv.  Kascbau-Oderberger  Bahn  eröffnet,  dass  am 
23.  December  1875  zwischen  den  Vertretern  des  k.  k.  Handels-  und 
des  k.  k.  Fioanzminibteriums  einerseits,  daun  des  königl.  ungarischen 
Communicationsministeriums  und  des  königl.  ungarischen  Finanz- 
ministeriums andererseits  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  beiden 
Regierungen  eine  Vereinbarung  über  die  Vertheilung  der  Garantielast 
der  Kaschau-Oderberger  Bahn  auf  die  beiderseitigen  Reichsgebiete  und 
über  die  damit  zusammenhängende  Führung  der  Betriebsrechnungen 
dieser  Bahn  getroffen  worden  sei,  bei  welchem  Anlasse  auch  Über  die 
von  der  Kaschau-Oderberger  Bahn,  beziehungsweise  deren  Bauunter- 
nehmung aus  dem  Titel  von  Bauschäden  erhobenen  Ansprüche  eine 
Einigung  zwischen  den  Vertretern  der  beiden  Regierungen  in  der  Art 
erzielt  worden  sei,  dass  die  Austragung  und  eventuell  die  Befriedigung 
derartiger  Entschädigungsansprüche,  auch  inso  ferne  dieselben  die  öster- 
reichische Theilstrecke  (insbesondere  den  Mostytunnel)  betreffen,  aus- 
schliesslich von  der  königl.  ungarischen  Regierung  übernommen  wer- 
den soll. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens  soll  eine 
Ueberprüfung,  beziehungsweise  Richtigstellung  der  Betriebsrechnungen 
und  Garantieabrechnungen  für  die  vorhergegangenen  Betriebsjahre  vom 
Jahre  1872  an  vorgenommen  werden.  Um  nun  die  Gesellschaft  in  die 
Lage  zu  versetzen,  die  in  der  Zukunft,  das  ist  vom  1.  Jänner  1876 
an  erforderlichen  Auslagen  für  Materialvorräthe,  Vermehrung  des  Fahr- 
parkes und  Erweiterungsbauten  mit  Vermeidung  von  schwebenden 
Schulden  aufbringen  zu  können,  sind  die  beiden  Regierungen  im 
Principe  bereit,  der  Gesellschaft  eine  staatliche  Unterstützung  zu  den 
angegebenen  Zwecken  zu  erwirken,  und  zwar  soll  zu  diesem  Behufe 
von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung  im  Sinne  des  Investitions- 
gesetzes (Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  187o)  vorgegangen  werden, 
während  von  Seite  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit  Vorbehalt 
der  erforderlichen  legislativen  Genehmigung  die  Bildung  eines  Reserve- 
fondes  in  neu  zu  creirenden  Effecten  der  Gesellschaft  in  Aussicht 
genommen  wird,  welche  Effecten  nach  Maassgabe  der  nachweisbar  zu 
den  obigen  Zwecken  gemachten  Auslagen  in  Verkehr  gesetzt  und 
behufs  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  mit  staatlicher  Garantie  aus- 
gestattet werden  sollen. 

Die  Feststellung  des  Umfange*  und  der  näheren  Bedingungen  für 
die  der  Kascbau-Oderberger  Bahn  zu  den  bezeichneten  Zwecken  von 
Seite  der  beiden  betheiligten  Regierungen  zu  erwirkende  staatliche 
Unterstützung   bildet  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Verhandlung. 

Eß  werden  wohin  zwischen  den  anwesenden  Vertretern  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  einerseits  und  der  königl.  ungarischen 
Regierung  andererseits  mit  Vorbehalt  der  Zustimmung  Ihrer  Excellenzen 
des  Herrn  k.  k.  Handelsmusters  und  des  Herrn  königl.  ungarischen 
Ministers   für    öil'entliche  Arbeiten    und    Communicationen,    sowie  der 
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erforderlichen  legislativen  Genehmigung  unter  Beitritt  der  anwesenden 
Herren  Vertreter  der  k  k.  priv.  Kaschau  Oderberger  Eisenbahngesell- 
schaft  nachstehende  Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  I. 

Der  in  der  nächsten  Zukuuft  mit  Rücksicht  auf  die  bisherigen 
Verkehrsergebnisse  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  zu  bedeckende  Bedarf 
für  Anschaffung  von  Materialvorräthen,  Vermehrung  des  Fahrparkes 
und  Erweiterungsbauten  wird  in  folgender  Weise  festgastellt: 

1.  Die  Kosten  des  Material vorrathes  werden  mit  Rücksicht  auf 
die  bei  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  und  bei  anderen  Bahnen  dies- 
falls gemachten  Erfahrungen  und  im  Hinblicke  auf  den  grösseren  Bedarf 
der  österreichischen  Strecke  mit  nachstehenden  effectiven  Pauschal- 
beträgen besiffert: 

Für  die  österr.  Theilstrecke  mit  128.000  fl.  od.  ungefähr  2000  fl.  per  Kilom. 

t>      n  u«gar-  n  »   486.000  „     p        „       1600  „     „  „ 

Zusammen  mit  614.000  fl.  für  nie  ganze  Bahn. 

2.  Die  in  der  nächsten  Zukunft  zu  bestreitenden  Auslagen  für 
Vermehrung  des  Fahrparkes  werden  auf  Grund  der  Angaben  der  an- 
wesenden Vertreter  der  Gesellschaft  folgenderraaassen  ermittelt: 

Auf  Grund  der  concessionsmässigen  Verpflichtungen  wurde  ursprüng- 
lich ein  Fahrpark  von  32  Locomotiven,  73  Personen-  und  769  Last- 
wagen angeschafft. 

Mit  Rücksicht  auf  die  schon  in  der  ersten  Betriebsperiode  sich 
herausstellende  Zunahme  des  Verkehres  sah  sich  die  Gesellschaft,  um 
den  sehr  erheblichen  Auslagen  für  die  Benützung  fremder  Wagen  zu 
entgehen,  schon  im  Jahre  1872  zu  einer  neuerlichen  Anschaffung  von 
Fahrbetriebsmitteln  genöthigt,  welche  im  Laufe  des  Jahres  1873  zur 
Ablieferung  gelangten. 

Die  Kosten  dieser  Fahrparksvermehrung  werden  mit  nachstehenden 


Beträgen  angegeben: 

Für  19  Locomotiven  zu  je  35.500  fl.  mit   674.500  fl. 

„    36  Lastwagen,  und  zwar: 

„    20  Langholzwngen  zu  je  1695  fl   33.900  r 

„    16  von  der  Bauunternehmung  übernommene  Schotter- 
wagen a  500  fl   6.400  n 

n    Reparaturskosten  der  letzt  angeführten  Schotterwagen,  rund    1.200  n 

„    zwei  Postambulancewagen   17. 800  „ 

Der  hiernach  sich  ergebende  Gesammtkostenbetrag  von    .    .  733.800  fl. 


wurde  von  der  königl.  ungarischen  Regierung  bereits  anerkannt,  wäre 
aber  von  den  Organen  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  einer 
Ueberprüfung  zu  unterziehen. 

Bei    dem    stetig   zunehmenden  Verkehre,    insbesondere   auf  der 
österreichischen  Theilstrecke,  hat  sich  jedoch  seither  eine  neuerliche 
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Vermehruog  des  Fahrparkes  als  nothwendig  herausgestellt,  und  werden 
von  den  Vertretern  der  Gesellschaft  für  die  nächste  Zukunft  nach- 
stehende auf  den  dringendsten  Bedarf  reducirte  Anschaffungen  an 
Fahrbetriebsmitteln  als  unerlässlich  bezeichnet : 

5  Locomotive  ä  30.000  fl.         .  .  150.000  fl. 

10  Gepäckswagen  a  2000  fl.  .   .  .    20.000  „ 

100  Kohlenwagen  a  1614  fl.     .    .  .  161.400  „ 

50  Lowries  ä  1500  fl   .    75-000  „ 

Zusammen  .    .  406.400  fl. 

Der  Gesammtaufwand  für  die  von  der  Gesellschaft  über  die  con- 
cessionsmässige  Verpflichtung  hinaus  theils  bereits  angeschafften,  theils 
in  der  nächsten  Zukunft  anzuschaffenden  Fahrbetriebsmittel  betrügt 
sonach  für  beide  Theilstrecken  1,140.200  fl.,  welcher  Betrag  jedoch 
bei  den  bevorstehenden  Anschaffungen  eine  kleine  Ermässigung  erfahren 
dürfte. 

In  Betreff  der  Vertheilung  der  Kostensumme  für  die  in  Rede 
stehende  Fahrparksvermehrung  auf  die  beiden  Theilstrecken  wird 
zwischen  den  Vertretern  der  beiden  Regierungen  eine  Vereinbarung 
dahin  getroffen,  dass  diese  Vertheilung  nicht  wie  für  die  Kosten  de» 
concessionsinääBig  angeschafften  ursprünglichen  Fahrparkes  nach  dem 
Verhaltnisse  der  Bahnlängen,  sondern  im  Verhältnisse  zu  dem  erheblich 
stärkeren  Verkehre  auf  der  österreichischen  Theilstrecke  erfolgen  solle. 

Nachdem  uuu  im  Jahre  1874  die  Bruttoeinnahmen  per  Kilometer 
auf  der  ungarischen  Strecke  6100  tl  ,  auf  der  österreichischen  Theil- 
strecke aber  13.800  fl.,  somit  ungefähr  zweimal  so  viel  als  auf  der 
ungarischen  Strecke  betrugen,  sollen  die  Kosten  der  Fahrparksvermehrung 
zu  1,123.200  fl.  angenommen  und  auf  die  beiden  Theilstrecken  in  der 
Art  vertheilt  werden,  dass  der  Theilbetrag  von  332.800  fl.,  ent- 
sprechend einem  durchschnittlichen  Kostenbetrage  von  5200  fl.  per 
Kilometer,  auf  die  österreichische  Theilstrecke  und  der  Betrag  von 
71)0.400  fl.,  entsprechend  einem  durchschnittlichen  Kostenbeträge  von 
2600  fl.  per  Kilometer,  auf  die  ungarische  Theilstrecke  übernommen 
werde. 

Vgl.  Punkt  IV  des  Protokolle*  vom  5.  August  1ST6  (Doc.  10). 

3.  Bezüglich  der  Erweiterungsbauten  wird  vereinbart,  dass  die 
Kosten  derselben  »ussehliesslieh  jener  Bahnstrecke  zur  Last  gelegt 
werden,  auf  welcher  solche  {Herstellungen  nothwendig  werden. 

Auf  der  österreichischen  Theilstrecke  sind  nach  den  Angaben  der 
anwehenden  Vertreter  der  Gesellschaft  nachstehende  Kostenbeträge  für 
Erweiterungsbauten  theils  bereits  verausgabt,  theils  in  der  nächsten 
Zukunft  zu  verausgaben: 
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a)  Für  von  dem  k.  k.  Handelsministerium  bereits  genehmigte,  mit 
Vorbehalt  der  einstigen  Refundirung  in  die  Betriebsrechnung  ein- 
gestellte Kostensummen   50.821  fl. 

b)  in  die  Betriebsrechnung  ohne  Vorbehalt  eingestellte  Posten    7.633  „ 

c)  weitere,  erst  in  jüngster  Zeit  genehmigte  Investition    .    20.295  r 

d)  für  die  nächste  Zukunft  präliminirte  Kosten  für  Erweite- 
rungsbauten in  Teschen,  Jablankau,  Orlau,  Dombrau, 
Karwin,  Oderberg  u.  s.  w.,  ursprünglich  mit  dem  Gesammt- 
betrage  von  424.500  fl.  veranschlagt,  in  der  Folge  aber 
auf  den  dringendsten  Bedarf  reducirt  im  abgerundeten 
Betrage  von   .  330.000  „ 

Zusammen  .    .  408.749  fl. 

Der  in  der  Zukunft  bezüglich  der  österreichischen  Theilstrecke 
der  Kaschau-Oderberger  Bahn  voraussichtlich  zu  bedeckende  effective 
Bedarf  beträgt  sonach: 

1.  Für  Materialvorräthe   128.000  fl. 

2.  „    Fahrparksvermehrung  ....  332.800  „ 

3.  „     Erweiterungsbauten     ...  408.749  „ 

Zusammen  .    .  8(?9.ö49  fl. 

welches  effective  Erforderniss  mit  Rücksicht  auf  die  beabsichtigte 
Bedeckung  durch  Ausgabe  neu  zu  creirender  Effecten  der  Gesellschaft 
bei  Annahme  eines  approximativen  Begebungscurses  von  75  Percent 
einem  Nominalbetrage  von  rund  1,200.000  fl.  entspricht. 

Dagegen  entfallt  auf  die  ungarische  Theilstrecke  ein  effectives 
Erforderniss : 

1.  Für  Materialvorräthe  im  Betrage  von  436.000  fl. 

2.  „    Fahrparksvermehrung  ...  790.400  „ 

3.  endlich  für  Erweiterungsbauten  in  den  von  Fall  zu  Fall  fest- 
zustellenden effectiven  Kostenbeträgen.  * 

Artikel  II. 

Behufs  Bedeckung  der  im  Sinne  der  vorstehenden  Auseinander- 
setzung auf  die  österreichische  Theilstrecke  entfallenden  Auslagen  soll 
ein  Reservefond  in  neu  zu  creirenden  Obligationen  der  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahngesellschaft  im  obigen  Nominalbetrage  von  1,200.000  fl. 
begründet  werden,  aus  welchem  der  im  Artikel  I,  Punkt  1,  für  An- 
schaffung von  Materialvorräthen  auf  der  österreichischen  Theilstrecke 
bestimmte  effective  Pauschalbetrag  von  128.000  fl.,  dann  die  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  inuerhalb  der  im  Artikel  I, 
Punkt  2  und  3  angegebenen  Maximalgrenzen  nachweisbar  ausgegebenen 
Beträge  für  Fahrparksvermehrung  und  Erweiterungsbauten  auf  der 
österreichischen  Strecke  zu  bestreiten  sein  werden. 
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Die  Vertreter  der  k.  k.  Regierung  erklären  ihre  Bereitwilligkeit, 
der  k.  k.  priv.  Kaecbau-Oderberger  Eisenbabngesellschaft  im  legislativen 
Wege  eine  Erhöhung  der  im  Sinne  des  Uebereinkommens  vom  23.  De- 
cember  1875  auf  die  ReichBrathßländer  entfallenden  Quote  des  dieser 
Gesellschaft  concessionsmässig  garantirten  Reinerträgnisses  um  den 
Betrag  der  Zinsen-  und  Tilgungequote  der  zu  den  angegebenen  Zwecken 
von  Fall  zu  Fall  dem  obigen  Reservefond  bis  zum  Maximalbetrage  von 
1,200.000  fl.  entnommenen  Summen  zu  erwirken. 

Dieses  Zugeständniss  wird  jedoch  von  den  Vertretern  der  k.  k. 
Regierung  ausdrücklich  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  der  Gesell- 
schaft von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung  auf  Grund  des 
Investitionsgesetzes  (Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1875)  und  eventuell 
durch  weitere  im  legislativen  Wege  zu  erwirkende  Zugeständnisse  die 
Möglichkeit  geboten  werde,  die  erforderlichen  Geldmittel  zur  Anschaffung 
der  auf  die  ungarische  Tbeilstrecke  entfallenden  Materialvorräthe  und 
zur  Vermehrung  des  Fahrparkes  in  den  im  Artikel  II,  Punkt  1  und  3 
angegebeneu  Beträgen  von  436.000  fl.  und  790.400  fl.,  sowie  zur 
Bestreitung  der  Kosten  für  die  auf  den  ungarischen  Theilstrecken  noth- 
wendig  werdenden  Erweiterungsbauten  ohne  weitere  Belastung  der 
Reichsratbslander  aufzubringen. 

Die  Modalitäten  der  von  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  im  Sinne 
dieses  Uebereinkommens,  sowie  behufs  der  Bedeckung  des  Baudeficites 
durchzuführenden  Geldbeschaffung  werden  von  der  königl.  ungarischen 
Regierung  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung 
testgesetzt  werden. 

Artikel  III. 

Der  im  Artikel  II,  Punkt  12  des  Prctokolles  vom  23.  December 
1875  erwähnte  Mietbzins  für  die  Benützung  der  Localitäten  im  gesell- 
schaftlichen Directionsgebäude  in  Budapest  wird  mit  rückwirkender 
Kraft  bis  1.  November  1872  mit  dem  Betrage  von  15.000  fl.  ange- 
nommen und  davon  der  bei  Anwendung  des  für  die  Vertheilung  der 
Verwaltungskosten  im  Artikel  II,  Punkt  3  des  Protokolles  vom  23.  De- 
cember 1875  aufgestellten  Schlüssels  auf  die  österreichische  Tbeilstrecke 
entfallende  Betrag  dieser  Strecke  belastet. 

Sollte  die  Ausdehnung  der  Amtslocalitäteu  in  der  Zukunft  eine 
wesentliche  AenderuDg  erfahren,  so  wäre  die  fragliche  Miethe  im  Ein- 
vernehmen  der  beiden    Regierungen   einer    Revision    zu  unterzieheu. 

Artikel  IV. 

Die  unterzeichneten  Vertreter  der  k.  k.  Regierung  einerseits  und 
der  königl.  ungarischen  Regierung  andererseits  erklären  ihre  Bereit- 
willigkeit, die  vorbehaltene  Genehmigung  der  vorstehenden  Vereinbarungen 
durch  Ihre  Excellenzen  den  Herrn  k.  k.  Handelsminister  einerseits  und 
den  Herrn  königl.  ungarischen  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communicationen  andererseits  längstens  bis  2'K  Jänner  1876  einzuholen. 
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Im  Falle  der  Genehmigung  der  vorstehenden  Vereinbarungen 
durch  die  beiderseitigen  Regierungen  soll  die  etwa  erforderliche  legis- 
lative Genehmigung  derselben  jedenfalls  im  Laufe  der  gegenwärtigen 
Session  der  beiderseitigen  Reichsvertretungen  erwiikt  werdeu. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  92  (Doo.  11)  und  die 
Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1875,  XI  vom  Jahre  1876  und  XXXVIII  vom 
Jahre  1879  (Doo.  12). 

Hiermit  wurde  das  vorstehende  in  drei  Parien  ausgefertigte  Pro- 
tokoll geschlossen,  verlesen  und  allseitig  gefertigt. 

Wien,  am  22.  Jänner  1876. 

W.  Nördling  m.  p.  v.  Ribäry  ra.  p. 

Beretväs  m.  p. 

Dr.  Heinrich  R.  v.  Wittek  m.  p.,  Szabö  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath. 

Sujan  Ferencz  m.  p. 
Joh.  Bayer  m.  p.,  Busbach  m.  p. 

k.  k.  Sectlonsratb. 

Eduard  Lolsch  m.  p. 
H.  Falk  ra.  p. 

Ludwig  Wrba  m.  p., 

k.  k.  Mini*teriaL<-cr*tar,  als  Protokollführer. 

10.  Protokoll  vom  5.  August  1876, 

aufgenommen  Im  k.  k.  Handelsministerium,  betreffend  eine  Abänderung 
der  Bestimmungen  des  ProtokollarUbereinkommens  vom  23.  December  1875 
Ober  die  Führung  der  Betriebsrechnungen  der  k.  k.  prir.  Kasehau-Oder- 

berger  Bahn. 

Anwesend: 
Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der  Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  Herr 
k.  k.  Sectionschef  von  Nördling. 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  J.  Bayer  in  Vertretung  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums. 

Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  L.  Wrba  in  Vertretung  des 
Referenten,  zugleich  als  Protokollführer. 

Von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung: 

Herr  königl.  ungarischer  Sectionsrath  Eugen  Szabo. 

Herr  Coinmissür  der  königl.  ungarischen  Generalinspection  für 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Emil  v.  Thaly. 

Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  Berathung  der  nach  even- 
tueller Durchführung   der   in  Aussicht  genommenen  Fusion  der  k.  k. 
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priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  mit  der  Eperies-Tarnöwer  Eisen- 
bahngesellschaft notwendigen  Abänderungen  des  Protokollarüberein- 
kommens  vom  23.  December  1875,  betreffend  die  Vertheilung  der 
Garantielast  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  auf  die 
beiden  Staatsgebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  die 
damit  zusammenhängenden  Betriebsrechnungen. 

Da  im  Falle  der  Durchführung  der  erwähnten  Fusion  die  Strecke 
Eperies-Orlö-Landesgrenze  der  ungarischen  Theilstrecke  der  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahn  als  integrirender  Bestandtheil  einverleibt  werden 
soll,  so  sind  infolge  der  Noten  Seiner  Excellenz  des  Herrn  königl. 
ungarischen  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  vom 
28.  Juli  1876,  Z.  12.262  und  Seiner  Excellenz  des  Herrn  k.  k.  Handels- 
ministers vom  29.  Juli  1876,  Z.  23.598,  jene  Abänderungen  des  zwischen 
den  beiden  Regierungen  unterm  23.  December  v.  J.  in  Betreff  der  Betriebs- 
rechnungen der  Kaschau-Oderberger  Bahn  getroffenen  Protokollar- 
Übereiokomraens  zu  vereinbaren,  welche  nach  erfolgter  legislativer 
Genehmigung  der  in  Rede  stehenden  Fusion  und  nach  Durchführung  der- 
selben mit  Rücksicht  auf  die  Einbeziehung  der  Strecke  Eperies-Orlö- 
Grenz«  in  die  Betrieharechnung  der  ungarischen  Strecke  der  k.  k.  priv. 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  uotbwendig  erscheinen. 

Es  werden  sohin  zwischen  den  unterzeichneten  Vertretern  der 
k.  k.  Regierung  einerseits  und  der  königl.  ungaripchen  Regierung 
andererseits  mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des 
Herrn  k.  k.  Handelsministers  und  des  Herrn  königl.  ungarischen  Ministers 
für  Communicationen  und  öffentliche  Arbeiten  nachstehende  Verein- 
barungen getroffen: 

I. 

Die  Strecke  Eperies-Orlö-Landesgrenze  wird  im  Falle  der  Durch- 
führung der  Fusion  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn- 
gesellschaft mit  der  Actiengesellschaft  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn 
(ungarischer  Theil)  bezüglich  der  Führung  der  Betriebsrechnungen  der 
ungarischen  Theilstrecke  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn,  beziehungs- 
weise der  fuBionirten  Eisenbahnunternehmuug  als  integrirender  Bestand- 
theil einverleibt. 

II. 

Die  im  Artikel  I  des  Protokollariibereinkommens  vom  23.  Decem- 
ber 1875  getroffenen  Vereinbarungen  über  die  Vertheilung  der  Garan- 
tielast der  österreichischen  und  der  ungarisch«!)  Theilstrecke  der  k.  k. 
priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenhahn  auf  die  beiden  Staatsgebiete  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie,  bleiben  unbeschadet  der,  der 
königl.  ungarischen  Regierung  aus  dem  bestehenden  Garantieverhältnisse 
zu  der  Actiengesellschaft  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn  (ungarischer 
Theil),  beziehungsweise  infolge  der  Fusion  erwachsenden  Erhöhung  der 
Garautielast  der  ungarischen  Strecke  vollinhaltlich  aufrecht. 


Digitized  by  Google 


Hauptliuie. 


813 


III. 

Bezüglich  der  Führung  der  Betriebsrechnungen,  welche  behufs 
Ermittlung  der  Garantievorschüsse  für  die  beiderseitigen  Gebietstbeüe 
getrennt  zu  führen  sind,  haben  die  im  Artikel  II  des  Protokollar- 
•  Übereinkommens  vom  23.  December  1875,  sub  1  bis  13  aufgestellten 
Grundsätze  auch  nach  erfolgter  Einbeziehung  der  Linien  Eperies-Orlo- 
Grenze  in  die  ungarische  Theilstrecke  der  k.  k.  priv.  Kaschau- Oder- 
berger  Eisenbahn  mit  nachstehenden  Modifikationen  zu  gelten: 

1.  Die  mit  rund  24.900  fl  festgesetzten  Annuitätslasten  des  für 
die  Strecke  Eperies- Orlo- Grenze  beschafften  Fahrparkes  werden  zu  den 
im  Artikel  I  des  obigen  Protokollarübereinkommens  bezifferten  Kosteu 
des  Fahrparkes  der  Hanptlinie  hinzugeschlagen  werden,  wodurch  die 
Gesammtjahreslast  des  Fahrparkes  des  fusionirten  Bahnnetzes  sich 
folgendermaassen  herausstellt,  und  zwar: 

für  die  österreichische  Strecke  unverändert  mit   ....      40.800  fl. 
„    „    ungarische  Strecke   (inclusive  Eperies- 
Landesgrenze)  mit   220.100  fl. 

zusammen  mit    .    .    .    260.900  fl. 

2.  Ebenso  wird  auch  die  Länge  der  Eperies-Leluchöwer  Linie  zu 
der  ursprünglichen  Länge  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  hinzu- 
gefügt werden,  wodurch  die  im  Artikel  II,  Punkt  14  des  obigen  Proto- 
kollarübereinkommens festgesetzten  Längeuverhältnisse  sich  folgender- 
maassen gestalten  werden: 

österreichische  Strecke  (mm  rändert)  63*752  Kilom.  =  14*9  Percent 
ungarische    Strecke    'inclusive  der 

Linie  Eperie.s-Orlö  Grenze)      .    -    362  843  Kilom.  —  85*1  Percent 

zusammen    .    .    426*595  Kilom.  =    100  Percent 

Selbstverständlich  sind  bei  der  Aufstellung  der  Betriebsrechnungeo 
die  auf  der  von  der  Verwaltung  der  galizischen  Anschlussbahn  be- 
triebeneu Strecke  Orlö-Landesgrenzo  auf  Grund  des  diesfälligeu  Betriebs- 
vertrages erwachsenden  Eiunahmen  und  Auslagen,  ebenso  wie  die  Zugs- 
kilometer dieser  Strecke  u.   s.  w.  mit  in  Rechnung  zu  ziehen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  Punktes  13  des  Protokollar- 
übereinkommens vom  23.  December  v.  J.  wird  eiuverständlich  fest- 
gesetzt, dass  für  die  Strecke  Eperies-Orlö-Grenze  über  Verlangen  einer 
der  beiden  Regierungen  eine  getrennte  Betriebst echnung  in  dem  Falle 
zu  führen  sein  wird,  wenn  die  Garantievorschüsse  einer  Strecke  voll- 
ständig zurückgezahlt  sein  sollten  uud  die  Betriebsüberschüsse  zur  Aus- 
fallsergänzun^,  beziehungsweise  zur  Refundiruug  der  Garantievorschüsse 
für  die  andere  Strecke,  verwendet  werden  müssten. 

IV. 

Mit  Rückeicht  auf  den  im  Falle  der  Fusionirung  auch  auf  den 
Linien   der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  zur  Verwendung 
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gelangenden  reichlich  bemessenen  Fahrpark  der  Eperies-Tarnower  Eisen - 
bahngesellschaft  werden  die  im  Artikel  I  Punkt  2  des  Protokollar- 
(ibereinkommens  vom  22.  Jänner  1876  für  Fahrparksvermehrung  auf 
den  beiden  Theilstrecken  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn 
präliminirten  Beträge  von  332.800  fl.  für  die  österreichische  und 
fl.  790.400  für  die  ungarische  Theilstrecke  auf  310.000  fl.  für  die  öster- 
reichische und  750.000  fl.  für  die  ungarische  Strecke  unter  der  Bedin- 
gung herabgemindert,  dass  die  hiernach  an  den  Kosten  der  Fahrparks - 
Vermehrung  in  Ersparung  kommenden  Beträge  nach  Maassgabe  des  ein- 
tretenden Bedarfes  für  anderweitige  Investitionen  der  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn,  und  zwar  insbesondere  die  Ersparung  bezüglich  der 
ungarischen  Strecke  für  die  aus  Anlass  des  Anschlusses  bei  Orlö  in 
dieser  Station  nothwendig  werdenden  Erweiterungsbauten  und  sonstigen 
Investitionen  zur  Verwendung  gelaugen. 

V. 

Es  wird  einverständlich  festgesetzt,  dass  die  gemeinschaftliche 
Kechnung  bezüglich  der  Linie  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn  und  der  Linie  Eperies-Orlö-Landesgrenze  nach  erfolgter 
Fusion  thuulichst  mit  1.  Jänner  1 877,  jedenfalls  aber  mit  Anfang  eines 
Monates  zu  beginnen  hat,  worüber  noch  eine  besondere  Verständigung 
zwischen  den  beiden  Regierungen  vorbehalten  bleibt 

Hiermit  wurde  das  vorstehende,  in  zwei  Parien  ausgefertigte 
Protokoll  geschlossen,  verlesen  und  allseitig  gefertigt. 

Wien,  5.  August  187G. 

Für  die  k.  k.  Regierung:  Kür  die  königl   ungarische  Regierung: 

W.  Nördling  in.  p.  Szabö  Jenö  m  p. 

Joh.  Bayer  m.  p.,  Thaly  Emil  m.  p. 

k.  k.  Srctiouxrath. 

L.  Wrba  m.  p., 

k.  k    Ministorialx  .  r.  tür,  als  Protokollführer. 

11.  Gesetz  vom  20.  Juni  1870.  R.  G.  Bl.  Nr.  92, 

betreffend  die  Erhöhung'  der  Staatsiranmtie  fflr  diek'asehnu-OderbergerBahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  auf  die  üpterreichische  Theil- 
btrecke  der  Kasclum-Odei berger  Balm  entfallende  Garantiequote  unter 
den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  um  jene  jährliche  Keinertragssumme 
zu  erhöhen,  welche  zur  fiiufnerceutigen  Verzinsung  eines  Nominalbetrages 
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von  Einer  Million  zweihunderttausend  (1,200.000)  Gulden  österr.  Wäbr. 
in  Silber  und  zur  Tilgung  desselben  innerhalb  der  Concessionsdauer 
erforderlich  ist. 

Artikel  II. 

Der  im  Artikel  I  angegebene  Nominalbetrag  von  Einer  Million 
zweihnnderttaussend  (1,200.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  hat  als 
Reservefond  zum  Behufs  der  Anschaffung  von  Material  vorräthen  im 
effectiven  Pauschalbeträge  von  128.000  fl.,  der  Vermehrung  des  Fahr- 
parkes und  der  Ausführung  von  Erweiterungsbauten  der  österreichischen 
Tbeilstrecke  der  Kascbau-Oderberger  Bahn  zu  dienen. 

Zu  diesem  Bebufe  kaun  das  garantirte  Reinerträgniss  um  den 
Betrag  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  der  mit  Genehmigung  der 
Regierung  zu  den  obigen  Zwecken  von  Fall  zu  Fall  dem  Reservefonde 
bis  zu  dem  obigen  Maximalbetrage  entnommenen  Summen  erhöht 
werden. 

Artikel  III. 

Die  in  den  Artikeln  I  und  II  angeführten  Zugeständnisse  für  die 
Gesellschaft  der  priv.  Kascbau-Oderberger  Bahn  werden  an  die  Be- 
dingung geknüpft,  dass  die  genannte  Gesellschaft  von  Seite  der  königl. 
ungarischen  Regierung  im  legislativen  Wege  in  die  Lage  versetzt  werde, 
die  erforderlichen  Geldmittel  für  die  auf  den  ungarischen  Theilstrecken 
nothwendig  werdenden  Erweiterungsbauten  und  Mehranschaffungen  ohne 
weitere  Belastung  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
aufzubringen. 

Artikel  IV. 

Werden  zu  den  in  den  Artikeln  II  und  III  angegebenen  Zwecken 
Prioritätsobligationeu  ausgegeben,  so  kann  für  die  Ausgabe  derselben, 
sowie  für  die  bücherliche  Eintragung  des  Pfandrechtes  zur  Sicherstellung 
der  Rechte  der  Besitzer  dieser  Prioritätsobligationen  die  Stempel-  und 
Gebübrenfreiheit  eingeräumt  und  die  Befreiung  von  der  Couponstempel- 
gebühr auf  die  Dauer  von  neun  Jahren,  vom  1.  Jänner  187<>  angefangen, 
zugestanden  werden,  falls  von  Seite  der  königl.  ungarischen  Regierung 
bezüglich  dieser  Effectenemissionen  eine  gleichartige  Stempel-  und 
Gebührenbefreiung  eingeräumt  wird. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  ist  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Ischl,  atn  20.  Juni  1871». 
Franz  Joseph  m.  p. 
Stremayr  m.  j>.  Chlumecky  in.  j>.  Pretis  m.  |». 
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12.  XXXVIIT.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1879, 

Ober  die  Regelung  der  schwebenden  Angelegenheiten  der  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn  und  Vereinigung  derselben  mit  dem  ungarischen  Theile 

der  Eperles-Tarnöwer  Eisenbahn. 

(Sanctionirt  air.  11.  Juni  1871).  —  Kundgemacht  in   beiden  Häusern  de«  Reichs- 
tages am  14.  Juni  I87y.) 

§  l. 

Die  auf  Gruud  der  §§  19,  20  und  21  der  für  die  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn  am  26.  Juni  1866  Allerhöchsten  Ortes  hinausgegebenen 
Concessionsurkunde  übernommene  Staatsgarantielast,  welche  laut  dem 
Artikel  VII  der  Nachtragsvereinbarung  vom  22.  Juni  1867  in  dem 
Reiuertrage  von  zwei  Millionen  neunhundert  vierzig  acht  tausend  drei- 
hundert neunzig  (2,948.390)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt 
fwurde,  wird  in  tbeilweiser  Vollziehung  des  §  7  des  Gesetzartikels  XV: 
1867,  aber  ohne  ein«  hieraus  auf  den  weiteren  Vollzug  zu  ziehende 
Folgerung  derart  aufgetheilt,  dass  der,  der  Concessionsurkunde  gemäss 
fünfhundert  vierzig  tausend  (540.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber 
betragende  Theil  dieser  Garantie  nach  der  österreichischen  Linienstrecke 
der  genannten  Eisenbahn  durch  die  im  Reicbsrathe  vertretenen  Länder 
übernommen  wird,  der  verbleibende  Theilbetrag  von  zwei  Millionen 
viermalhundert  acht  tausend  dreihundert  neuuzig  (2,408.390)  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  nach  der  ungarischen  Linienstrecke  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  belastet. 

Diese  Anftheilung  der  gemeinsamen  Garantielast  beginnt  am 
1.  Jänner  1873,  für  das  Jahr  1872  aber  wird  die  gemeinsame 
Garantielast  in  dem  Betiago  von  2,771.748  Gulden  österr.  Währ,  in 
Silber  festgesetzt,  von  welcher  Summe  nach  Abzug  der  zu  Lasten  der 
österreichischen  Linien  aeeeptirteu  Summe  von  527.103  Gulden  zu 
Lasten  der  ungarischen  Linien  den  Betrag  von  2,242.645  Gulden  in 
österr.  Währ,  entfällt. 

Endlich  belasten  bezüglich  der  Jahre  1869,  1870  uud  1871  jene 
Garantietbeilbeträge  das  ungarische  Aerar,  welche  bezüglich  der  auf 
ungarischem  Gebiete  stufenweise  eröffneten  einzelnen  Liniensectionen 
mit  Zugrundelegung  der  Meilenproportion  in  der  Nachtrags  Vereinbarung 
vom  22.  Juni  1*G7  festgestellt  worden  sind. 

§  2- 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Modalität  der,  über  die  unga- 
rischen und  österreichischen  Linien  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahn 
abgesondert  zu  führenden  Betriebsrechnungen  und  namentlich  die  Anf- 
theilung der  bezüglich  der  beiden  Linien  gemeinsamen  Einnahmen  und 
Ausgaben,  besonders  aber  der  auf  die  Betriebsmittel  entfallenden 
gemeinsamen  Garantielast  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Regierung  im 
Verorduungswege  zu  regeln. 
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§  3. 

Der  bezüglich  der  Regelang  und  des  Ausgleiches  der  aus  dem 
Bau  der  Kaschau  Oderberger  Eisenbahn  herrührenden  Fragen  am 
8.  April  1876  abgeschlossene  Vertrag  wird  genehmigt  und  inarticulirt. 

§  4. 

Ebenso  wird  der  betreffs  der  Vereinigung  der  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn  und  des  ungarländischen  T  heil  es  der  mit  Gesetzartikel 
XIV  :  1871  coocessionirten  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn  vom  8.  April 
1876  abgeschlossene  Vertrag  auch  gutgeheissen  und  inarticulirt. 

Der  bezogene,  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  den  gegenwärtigen  Ge- 
setzartikel in  der  Landesgesetz^ammlung  publioirte  Vertrag  folgt  sub  II  Eperies« 
Tarnöwer  Bahn  als  Doc.  2. 

- 

§  5. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wird  der  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  betraut. 

Nachdem  alle  jene  schwebenden  Fragen  der  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahngesellschaft,  welche  mit  der  Geltendmachang  der  die  beiden 
Staaten  der  Monarchie  ursprünglich  gemeinsam  belastenden  Staatsgarantie 
und  mit  der  Stabilisiruug  der  von  der  Seite  der  Gesellschaft  zu  Inve- 
stitionszwecken aufgenommenen  schwebendeu  Darlehen  in  Verbindung 
standen,  einestbeils  durch  die  Theilung  der  Garantielast  und  Regelung 
der  Führung  der  Betriebsrechnungen,  anderenteils  aber  durch  die  Bewil- 
ligung der  entsprechenden  Investitionscapitalien  gegen  besondere  Garantie 
im  Einverständnisse  beider  Regierungen  ins  Reine  gebracht  wurden, 
so  erachtet  der  unterfertigte  Directionsrath  den  Zeitpunkt,  dass 
die  finanziellen  Verhältnisse  der  Gesellschaft  vollständig  geordnet,  und 
dass  demnach  auch  die  noch  schwebenden  Schulden  endgiltig  getilgt 
werden,  herangekommen. 

Zu  diesem  Behufe  und  zum  Zwecke  der  Gründung  eines  entspre- 
chenden Reservefondes  beabsichtigt  der  Directionsrath  in  der  demnächst 
einzuberufenden  Generalversammlung  einen  Antrag  betreffs  Emission  eines 
Prioritätenanlehens  im  Nominalweithe  und  im  Betrage  von  6,828.000 
Gulden  in  Gold  einzubringen,  und  würde  die  jährliche  Verzinsung 
dieses  Anlehens  einen  Betrag  von  341.400  Gulden  österr.  Währ,  in 
Gold,  die  bis  1.  Jänner  1962  zu  erfolgende  Amortisation  aber  eine 
jährliche  Quote  von  5218  fl.  85  kr.  ebenfalls  in  Gold,  zusammen  daher 
alljährlich  den  Betrag  von  346.618  fl.  85  kr.  in  Gold  in  Anspruch 
nehmen. 

Diese  Annuität  würde  im  Hinblicke  auf  die  zwischen  den  beiden 
Regierungen  zu  Stande  gekommene  Vereinbarung  bis  zur  Höhe  des 
Betrages  von  170.639  fl.  22  kr.  österr.  Währ,  in  der  von  dem  unga- 
rischen Staate  zu  leistenden  besonderen  Garantie,  bis  zur  Höhe  des  ver- 

Dle  Hr<:ht*urkuDd«n  der  Sttcir.  Elienbtfanen.  I. 
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bleibenden  Betrages  aber  zu  Lasten  der  Actionäre  ihre  Bedeckung 
finden. 

Der  Verwaltungsrath  hat  indessen  theils  im  Interesse  der  vortheil- 
hafteren  Verwerthuog  der  obenerwähnten  Prioritätenanleihe,  theils  aber 
mit  Rücksicht  auf  die  Convertiiung  in  Gold  des  von  den  Actionären 
zu  überlassenden  Silbergarantietheilbetrages  —  obne  jedoch  der  Aus- 
legung des  §  19  der  Concessionsurkunde  durch  den  Ausdruck:  „Silber1' 
zu  präjudiciren  —  jenes  Ansuchen  gestellt,  dass  die  ganze  der  frag- 
lichen Prioritätenanleihe  entsprechende  Jahresrente  per  346.618  fl.  85  kr. 
österr.  Währ,  in  Gold  in  Form  einer  speciellen  Garantie  durch  den 
ungarischen  Staat  übernommen  werde,  dem  entsprechend  die  Gesellschaft 
hingegen  sich  bereit  erklärt,  ihre  Zustimmung  dazu  zu  geben,  dass  der 
dem  ungarischen  Staate  ursprünglich  zu  Lasten  fallende  Garantiebetrag 
um  193.577  fl.  59  kr.  österr.  Währ,  in  Silber  —  welche  Summe  dem 
Ton  den  Actionären  zu  tragenden  Jahresrententheilbetrage  entspricht  — 
herabgemindert  werde. 

Da  dieses  Ansuchen  im  Interesse  einer  erspriesslichen  Regelung 
der  Geldangelegenheiten  der  Gesellschaft  einer  ernsten  Berücksichtigung 
vollkommen  würdig  befunden  wurde:  so  ist  zwischen  den  Herren 
Ministern  für  öffentliche  Bauten  und  Communicationen  und  für  Finanzen 
einesteils,  und  zwischen  dem  Verwaltungsrathe  der  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahngesellschaft  anderenteils,  zur  Begleichung  der  aus  dem  Baue 
der  genannten  Bahn  entstandenen  gegenseitigen  Ansprüche  der  folgende 

Vertrag- 
geschlossen  worden: 

§  i. 

Die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  wird  zur  Begleichung 
der  bei  dem  Baue  entstandenen  Schaden  und  Mehrarbeiten  und  im 
Allgemeinen  zur  Regelung  der  gesellschaftlichen  Geldangelegenheiten 
vom  1.  Jftnuer  1876  an  für  die  ganze  Dauer  der  Concession  vom 
Staate  einer  Separatgarantie  in  der  Höhe  von  346.618  fl.  85  kr. 
österr.  Wahr,  in  Gold  theilbaftig  gemacht. 

Hingcgeu  wird  der  aus  dem  ursprünglichen  Garantieverhältniese 
herrührende,  den  ungarischen  Staat  belastende  jährliche  Garantie - 
thcilbetrag  per  2,408.390  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  ebenfalls  vom 
1.  Jänner  1876  an,  zu  Lasten  der  Actionäre  auf  2,214  812  fl.  41  kr. 
österr.  Währ,  in  Silber  herabgemindert. 

§  3. 

Die  aus  dem  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Separatgarantie  zu 
emittirenden  Prioritätsanlchen  hereinzubringenden  Betrage  per  6,828.000  fl. 
österr.  Wiihr.  in  Gold  sind  in  erster  Reihe  zur  Begleichung  der  im 
£  7  erwähnten  arariethen  Forderungen,  dann  zur  Begleichung  der 
gegenüber  der  Generalbauunternehmung  übernommenen  Entschädigungs- 
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last,  und  endlich  zur  Beschaffung  eines  zu  den  Zwecken  der  Gesellschaft 
dienenden  Reservefondes  zu  verwenden,  welcher  Reservefond  übrigens 
nur  mit  Einverständnis  der  Regierung  wird  benützt  werden  können. 

§  3. 

Die  im  §  1  erwähnte  Separatgarantie  ist  wesentlich  als  eine 
Erhöhung  der  für  die  Bahn  ursprünglich  garantirten  Reioertragssumme, 
respective  als  eine  Erhöhung  des  auf  die  ungarische  Theilstrecke  ent- 
fallenden Tbeilbetrages  zu  betrachten,  weshalb  auch  hinsichtlich  Liqui- 
dirung,  Verzinsung  und  Zur  Ackerst  attung  der  unter  diesem  Titel  anzu- 
weisenden ärarischen  Vorschüsse  dieselben  Bestimmungen  maassgebend 
sein  werden,  welche  in  die  für  die  Concessionäre  dieser  Bahn  erlassene 
Allerhöchste  Concessionsurkunde,  und  in  die,  die  Ergänzung  dieser 
Urkunde  bildenden  Additionalübereinkommen  aufgenommen  wurden. 

§  4. 

Der  Plan  der  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Garantie  zu  emittirenden 
Prioritätenanleihe  ist  den  gefertigten  Ministern  zur  vorläufigen  Geneh- 
migung vorzulegen;  es  bleibt  übrigens  der  Gesellschaft  Überlassen,  diese 
Anleihe  mit  der  auf  die  österreichische  Strecke  entfallenden  Investitions- 
anleihe  —  vorausgesetzt,  dass  hierzu  die  betreffende  Regierung  ihre 
Bewilligung  gibt  —  zugleich  zu  emittiren. 

§  5. 

Die  im  §  2  erwähnto  Anleihe  ist  ohne  Verletzung  des  Rechtes 
der  Eigenthümer  der  schon  früher  emittirten  Prioritätsobligationen, 
aber  in  einer  der  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XLI  vom  Jahre  1875 
für  die  ungarische  Theilstrecke  bewilligten  Investitionsanleihe  voran- 
gehenden Reihenfolge  grundbücherlich  einzuverleiben. 

Darüber,  ob  diese  Einverleibung  bloss  auf  die  ungarische  Strecke 
oder  aber  mit  Rücksicht  auf  die  im  §  4  erwähnte  Eventualität  auf  die 
ganze  Bahn,  und  auf  welche  Weise  zu  geschehen  habe,  wird  die  Regie- 
rung noch  vor  der  Emission  der  Anleihe  separat  verfügen,  welcher 
Anordnung  dann  die  Gesellschaft  sich  zu  fügen  haben  wird. 

§  6. 

Die  Obligationen  werden  Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt, 
und  ihre  Coupons  sind  bis  18.  März  des  Jahres  1881  steuerfrei. 

Die  Intabulirung  der  Anleihe  auf  dem  Bahnkörper  geschieht  eben- 
falls gebührenfrei. 

§  7. 

Die  Hälfte  der  für  die  Controle  de*  Baues  der  ungarischen  Strecke 
zur  Last  der  Gesellschaft  entfallenden  Beaufsichtigungskosten  der 
Regierung  per  122.272  fl.  österr.  Währ.,  das  ist:  61.13«  fl.,  kann  in 
die  Betriebsrechnung  eingestellt  werden. 
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Die  Gesellschaft  ist  aber  verpflichtet: 

a)  die  andere  Hälfte  der  festgesetzten  Beaufsichtigungskosten  der 
Regierung  somit  61.136  fl.  ohne  Zinsen,  und 

6)  den  an  den  Baufond  theils  für  Lieferung  ärarischer  Schienen, 
theils  für  Stempel-  und  sonstige  Gebühren  bezüglich  der  Bau-  und 
Investitionsverträge  und  anderer  Documente  schuldigen,  im  Ver- 
gleichswege mit  488.286  fl.  69  kr.  festgesetzten  Betrag  sammt  den 
auf  Grund  des  Vergleiches  vom  6.  Juli  1873  zu  berechnenden  Ver- 
zugszinsen des  Boeben  erwähnten  Betrages  sogleich  nach  der  Ver- 
werthung  der  gegenwärtigen  Anleihe  in  die  Staatscag*a  einzuzahlen ; 
widrigenfalls  werden  die  der  Gesellschaft  zukommenden  Staatsgaran- 
tievorschüsse insolange  rückbehalten,  bis  nicht  der  Staat  bezüglich 
der  obigen  Summe  eine  vollständige  Befriedigung  erhält. 

Wenn  die  Verwerthung  der  gegenwärtigen  Anleihe  aus  was  immer 
für  einem  Grunde  bis  Ende  des  Jahres  1876  nicht  bewirkt  werden 
könnte,  so  behält  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  Anleihetitres  in 
einer  der  obigen  Schuld  entsprechenden  Anzahl,  und  zwar  nach  jenem 
Curse,  mit  welchem  die  im  §  1  erwähnte  Separatgarantie  berechnet 
wurde,  von  der  Gesellschaft  wann  immer  einzuverlangen,  und  dieselben 
bis  zur  Begleichung  der  obenerwähnten  Schuld  entweder  als  Pfand  zu 
behalten,  oder  aber  zu  Lasten  und  auf  die  Gefahr  der  Gesellschaft 
eigenmächtig  zu  verwerthen,  und  zur  Tilgung  dieser  Schuld  zu  ver- 
wenden; die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  hingegen,  einer  derartigen 
Aufforderung  nachzukommen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  jene  im  Artikel  10  des  Additional- 
übereinkommens  vom  22.  Juni  1867  begründete  Verbindlichkeit  der 
Gesellschaft,  gemäss  welcher  sie  den  im  obigen  Punkt  6)  nicht  ange- 
rechneten Theil  der  aus  dem  Baugeschäfte  herstammenden  Stempel- 
und  sonstigen  Gebühren  dem  Staateschatze  zur  Last  der  Betriebsrechoung 
zu  ersetzen  ebenfalls  verpflichtet  ist,  unberührt  bleibt. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  erklärt  hiemir,  dass  ihre  aus  dem  Baue  der 
Bahn  sowohl  gegen  die  ungarische,  als  auch  gegen  die  österreichische 
Regierung,  unter  welchem  immer  Titel  zu  erhebenden  Ansprüche  durch 
den  gegenwärtigen  Vertrag  eine  vollständige  Befriedigung  erhielten, 
und  dass  sie  aller  ihr  sowohl  aus  diesen  Geschäften,  wie  aus  den 
zwischen  der  Regierung  und  der  Gesellschaft,  respective  deren  Unter- 
nehmern, bestandenen  Materiallieferungsverträgen  hervorgehenden  Ersatz- 
ansprüchen gänzlich  entsagt;  sie  versichert  weiterhin  die  Regierung,  dass 
weder  sie  (die  Gesellschaft),  noch  irgend  welche  dritte  Personen  aus 
diesen  Geschäften  entstammende  Ersatzansprüche  gegen  die  Regierung 
erheben  werden  und  verpflichtet  sich,  für  die  durch  dritte  Personen 
eventuell  zu  stellenden  Ersatzansprüche  die  Eviction  und  vollständige 
Gewährleistung  zu  übernehmen. 
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§  9. 

Dieser  Vertrag  tritt  hinsichtlich  der  Gesellschaft  sogleich  in  Kraft, 
sobald  die  nächstens  einzuberufende  Generalversammlung  denselben  gut- 
heisst;  hinsichtlich  der  Regierung  aber  dann,  wenn  der  diesbezüglich 
der  Legislative  demnächst  vorzulegende  Gesetzentwurf  zum  Gesetze 
erhoben  wird. 

Es  wird  einverständlich  festgesetzt,  dass,  inwieferne  die  General- 
versammlung der  Gesellschaft  oder  die  Gesetzgebung  diesen  Vertrag 
nicht  genehmigen  sollte,  keine  von  den  beiden  Parteien  befugt  sei,  für 
sich  aus  diesem  Vertrage  irgend  ein  Recht  oder  eine  Forderung  der 
anderen  gegenüber  zu  folgern,  oder  überhaupt  diesen  Vertrag  zur  Basis 
ihrer  Ansprüche  zu  nehmen. 

§  10. 

Dieser  Vertrag  wird  in  zwei  stempelfreion  Originalexemplaren 
ausgefertigt,  deren  eines  in  den  Händen  der  Regierung,  das  andere  in 
jenen  der  Gesellschaft  verbleibt. 

Budapest,  am  8.  April  1876. 
Thomas  v.  P6chy 

königl.  ungarischer  Minwter  fttr  Common«.       K.  k.  priv.  Kaachau-Oderberger  Eisenbahn- 
cation  und  Öffentliche  Bauten.  gesellscbaft 

Coloman  Szell  Aebly  m.  p  Maistre  m.  p. 

königl.  ungarischer  Finansminister. 

(L.  8.) 

13.  Gesetz  vom  28.  Juni  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  106, 

betreffend  die  Garantie  und  die  Investitionen  der  Kaschau-Oderberger 

Eisenbahn. 


Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Kascbau-Oderberger  Eisen- 
bahngesellschaft  nach  Maassgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen  eine 
Erhöhung  des  vom  Staate  für  die  österreichische  Strecke  der  genannten 
Bahn  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisses  bis  zu  jenem  Betrage  zu- 
zusichern, welcher  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  eines  mit  vier  Percent 
in  Silber  österreichischer  Währung  verzinslichen  und  innerhalb  74  Jahren 
rückzahlbaren  PrioritätsanlebenB  im  Nominalbetrage  von  5,500.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  erforderlichen  Annuität  von  232.778  fl.  37  kr. 
österr.  Währ,  in  Silber  gleichkommt. 
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Die  Modalitäten  der  Begebung  des  bezeichneten  Priorit&tsanlehens 
mit  Einschluss  des  einzuhaltenden  Minimalbegebungscurses  unterliegen 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Artikel  II. 

Der  Erlös  des  nach  Artikel  I  aufzunehmenden  Prioritätsanlehens, 
aus  welchem  die  Kosten  der  neuen  Theilschuldverschreibungen  bestritten 
werden  dürfen,  ist  ausserdem  zu  den  folgenden  Zwecken  zu  verwenden: 

1.  Zur  Rückzahlung  der  der  Gesellschaft  vom  Staate  für  die 
österreichische  Strecke  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  gewährten 
G&rantievorschüsse  sammt  hievon  aufgelaufenen  Zinsen; 

2.  zur  Tilgung  schwebender  Schulden,  sowie  zur  Bedeckung  der 
im  Jahre  1888  und  in  den  folgenden  Jahren  erwachsenden  Kosten  für 
Investitionen  (Erweiterungsbauten,  Anschaffungen,  Fahrparkvermehrung 
u.  dgl.)  der  bezeichneten  Bahnstrecke  nach  Maassgabe  der  hiezu  einzu- 
holenden vorgängigen  Genehmigung  oder  nach  Anordnung  der  Staats- 
verwaltung. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  angegebene  Erhöbung  des  vom  Staate  für 
die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  garantirten  jährlichen  Reinerträg- 
nisses hat  nach  Maassgabe  der  Begebung  des  neuen  Prioritätsani  eh  ens 
in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Der  jeweilig  noch  unbegebene  Restbetrag  des  Erlöses  der  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  begebenen  neuen  Prioritätsobligationen 
hat  als  Baureservefond  für  die  im  Artikel  II,  Z  2,  bezeichneten  Zwecke 
zu  dienen  und  ist  unter  Controle  der  Staatsverwaltung  mit  der  Maass- 
gabe fruchtbringend  anzulegen,  dass  die  hiedurch  erzielten  Erträgnisse 
der  Betriebs-(Garantie-)  Rechnung  der  österreichischen  Strecke  der 
Kaschau  -  Oderberger  Eisenbahn  gutzubringen,  etwaige  CursdifTerenzen 
aber  zu  Gunsten  oder  zu  Lasten  des  Baureservefondes  zu  verrechnen  sind. 

Artikel  IV. 

Für  das  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen  von  der 
Regierung  mit  der  Kaachau-Oderberger  Eisenbahn  abzuschliessende 
Uebereinkommen,  sowie  für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung 
der  im  Artikel  I  bezeichneten  Prioritätsobligationen,  dann  für  die  aus 
diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und  Ui künden  einschliesslich  der 
Pfandbestellungsurkunde  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit,  wie 
auch  in  Ansehung  der  vorerwähnten  Prioritätsobligationen  die  Befreiung 
von  den  Couponstempelgebühren  gewährt. 

In  Ansehung  der  nach  Artikel  II,  Z.  2,  vorgesehenen  Bahnanlagen 
wird  die  Befreiung  von  den  Gebühren  und  Stempeln  für  alle  Verträge. 
Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues 
und  der  Instruirucg  der  bezeichneten  Bahnanlagen,  sowie  von  der  bei 
den  Grundeinlösungen  auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 
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Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  am  28.  Juni  1888. 
Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

14.  X.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1889 

über  die  Convertirung  der  Prloritätaobl  Rationen  der  k.  k.  prl?.  Kaschan- 

Oderberger  Eisenbahn. 

(Sanctionirt   am  21.  April   1889.  —  Kundgemacht  in  der  Gesetzsammlung  am 

24.  April  1889.) 

§  I- 

Behufs  Convertirung  der  von  den  Prioritätsanlehen  der  k.  k. 
priv.  Kaschau- Oderberger  Bahn  des  Jahres  1868  im  Betrage  von 
38,825.000  Gulden  in  Silber,  des  Jahres  1879  im  Betrage  von 
6,828.000  Gulden  in  Gold  und  des  Jahres  1879  im  Betrage  von 
1,200.000  Gulden  in  Silber  derzeit  noch  im  Verkehr  befindlichen  Titres 
wird  sowohl  bezüglich  der  Ausstellung  und  pfandrechtlichen  Einver- 
leibung der  Haupt-  und  Partialobligationen  der  neu  zu  emittirendeu 
Darlehen  mit  massigerer  Verzinsung,  als  auch  bezüglich  der  auf  diese 
Conversionaloperationen  bezughabenden  Documente  und  Correspondenzen, 
endlich  sowohl  bezüglich  der  Coupons  der  erwähnten  neu  zu  emittiren- 
den  Titres,  als  auch  bezüglich  der  Ausstellung  des  auf  Grund  des 
österreichischen  Gesetzes  vom  28.  Juni  1888  zu  emittirenden  Darlehens 
im  Betrage  von  5,500.000  Gulden  in  Silber  und  der  Coupons  der 
auszustellenden  Titres  volle  Stempel-  und  Gebührenfreibeit  bewilligt. 

Die  Regierung  wird  gleichzeitig  ermächtigt,  inwieferne  das  Priori- 
tätsanlehen der  genannten  Gesellschaft  vom  Jahre  1879  in  Betrage  von 
4,285.000  Gulden  auch  in  ein  Darlehen  mit  massigerer  Verzinsung 
convertirt  würde,  auch  in  Bezug  auf  diese  Conversion  der  Gesellschaft 
die  gleiche  Stempel-  und  Gebuhrenfreiheit  zu  gewähren. 

Bei  der  im  Mai  1889  durchgeführten  Convertirung  wurde  an  Stelle  des 
Anlehens  vom  Jahre  1868  im  ursprünglichen  Betrago  von  38,825.000  fl.  in  Silber 
und  des  Anlehens  vom  Jahre  1879  im  ursprünglichen  Betrage  von  1,200.000  fl. 
in  Silber  ein  einheitliches  vierpercentiges  Anlehen  im  Betrage  von  47,140.800  fl. 
in  Silber  und  an  Stelle  des  Anlehens  vom  Jahre  1879  im  ursprünglichen  Betrage 
von  6,828.000  fl.  in  Gold  ein  vierpercentiges  Anlehen  im  Betrage  von  16,541.400 
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Reichsmark  emitürt.  Von  der  Convertirung  des  von  der  Eperies-Tarnöwer  Eisen- 
bahn (ungarischer  Theil)  herstammenden  Anlehens  vom  Jabre  1879  im  ursprüng- 
lichen Betrage  von  4,285.000  fl.  in  Silber  wurde  zunächst  abgesehen. 

§  2. 

Die  aus  der  Conversion  resultirende  zu  Gunsten  der  ungarischen 
Linie  der  Eisenbahn  entfallende  Gewinnstsumme  ist  zur  Herabminderung 
der  vom  Staatsärar  unter  dem  Titel  der  staatlichen  Garantie  hinaus- 
gegebenen  Vorschüsse  zu  verwenden  und  vom  Finanzminister  als  Ueber- 
gaugseinnahme  zu  verrechnen. 

§  3. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  des  Erscheinens 
desselben  in  der  Gesetzsammlung  ins  Leben,  und  werden  mit  dem  Voll- 
zuge desselben  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen 
und  der  Finanzminister  betraut. 
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1.  XIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1871 

über  den  Ausbau  der  ungarischen  Sirecke  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn. 

(Sanotionirt  am  7.  Mai  1871.  —  Kundgemacht  im  Abgeordnetenhaus  am  10.  Mai 

1871,  im  Oberhause  am  12.  Mai  1871.) 

§  1. 

Die  in  Sachen  des  Ausbaues  der  ungarischen  Strecke  der  Eperies- 
Tarnöwer  Locomotiveisenbahn  vorgelegte  Concessionsurkunde  wird  durch 
gegenwärtiges  Gesetz  für  vollkommen  giltig  erklärt  und  wird  deren 
Inarticulirung  angeordnet. 

§  2- 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft 
und  wird  mit  dem  Vollzuge  desselben  der  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationen  und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Concessionsurkunde, 

betreffend  den  Ausbau  und  Betrieb  der  ungarischen  Strecke  der  Eperies- 
Tarnöwer  Eisenbahn. 

Die  Unionbank  in  Wien  erhält  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
der  von  Eperies  bis  zur  Landesgrenze  reichenden  Strecke  einer  von 
Eperies  über  Zeben  und  Orossvolga  nach  Tarnöw  führenden  Locomotiv- 
eisenbahn unter  nachstehenden  Bedingungen. 

Behufs  Durchführung  dieser  ConcesMon  wurde  gemäss  §  17  derselben 
eine  eigene  Actiengesellschaft  unter  der  Firma  „Eperies-Tarnöwer  Eisenhahn 
(ungarischer  Theil/'  gebildet,  welche  sohin  die  Strecke  Eperies-Orl<>  am  1.  Mai 
1873  und  die  Strecke  Orlö  Landesgrenze  am  18.  August  1876  dem  öffentlichen 
Verkehre  Übergab.  Die  Betriebsführung  der  Strecke  Orl6- Landesgrenze  wurde 
iedoch  auf  Grund  des  Vertrages  vom  3.  August  1876,  beziehungsweise  des 
Protokolls  vom  5.  August  1876  fUr  die  ganze  Concessionsdauer  der  jeweiligen 
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Verwaltung  der  anschliessenden  Tarnöw-Leluchöwer  Eisenbahn  übertragen  und 
wird  demnach  gegenwärtig  durch  die  k.  k.  Oeneraldirection  der  österreichischen 
Staatobahneu  besorgt.  Vgl.  die  Anmerkung  zu  Artikel  IX  des  Gesetzes  vom 
22.  April  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  S.  161. 

Allgemeine  Bedingungen. 
§  1. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  dem  Baue  and  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  flieh  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde,  ferner  an  die  vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Communicationen  am  20.  April  1868,  Z.  4973,  erlassene  und  vom 
Reichstage  genehmigte  provisorische  Eisenbabnconcessionsvorschrift, 
sowie  an  die  im  §  8  des  Zoll-  und  HandelsbündnisseB  vom  Jahre  1867 
provisorisch  angenommene  Eisenbahnbetriebsordnung  insolange  zu  halten, 
bis  an  die  Stelle  dieser  provisorischen  Normen  neue,  durch  die  vater- 
ländische Gesetzgebung  zu  schaffende  Gesetze  und  von  der  Regierung 
zu  erlassende  Verordnungen  ins  Leben  treten,  an  welche  er  sich,  sowie 
an  alle  bis  zu  deren  Einführung  durch  die  ungarische  Regierung  an 
den  bestehenden  Vorschriften  vorzunehmenden  Abänderungen  zu  halten, 
und  welchen  er  sich  uubedingt  zu  unterwerfen  hat.  Insofern  aber  in- 
folge dieser  Gesetze  und  Regulative  für  den  Concessionär  neue  Lasten 
erwachsen  sollten,  wird  demselben  biefür  eine  der  Billigkeit  ent- 
sprechende Entschädigung  gewährt  werden. 

§  2. 

Der  Bau  und  die  Betriebsausrüstung  der  Bahn  wird  auf  Grund 
der  durch  den  Concessionär  anzufertigenden  und  der  Regierung  zur 
Prüfung  und  Genehmigung  zu  unterbreitenden  General-  und  Detail- 
projecte  durchgeführt  werden. 

Ueberdies  muss  beim  Baue  insbesondere  nach  den  Anforderungen 
der  Regierung,  sowie  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und 
polizeilichen  Vorschriften  vorgegangen  werden. 

Die  Regierung  behält  sich  vor,  Aenderungen  an  dem  Bauplane 
vornehmen  zu  können,  inwiefern  solche  auf  Grund  der  technischen 
Prüfung,  oder  nach  dem  Ergebnisse  der  laut  Bestimmung  des  §  6  der 
im  §  1  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  erwähnten  Ministerial- 
verordnung  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Linie,  oder  in- 
folge von  wahrend  des  Baues  vorgenommenen  speciellen  Untersuchungen 
im  Interesse  des  Bahndiensteg,  sowie  des  öffentlichen  Verkehres  und 
zur  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn,  desgleichen  mit  Rücksicht  auf 
die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Beetimmuogen  sich  als  erforderlich  dar- 
stellen werden,  wodurch  aber  die  Bahntrasse  und  das  Bahnlängenprofil, 
wie  solche  auf  Grund  der  durchgeführten  Vorprüfung  einerseits  und 
der  politischen  Begehung  andererseits  schon  festgesetzt  wurden,  keine 
Veränderung  erleiden  können. 
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Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  ökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntrasse  oder  der  Detailpläne  als 
wünschenswert  oder  nothwendig  darstellen,  wodurch  übrigens  weder 
die  projectirte  Hauptricbtung  der  Bahn  eine  Aenderung  erleiden,  noch 
der  Fall  eintreten  darf,  dass  gegenüber  der  angenommenen  Trasse  die 
Niveau-  und  Richtungsverhältuisse  ungünstiger  werden,  so  mups  su 
solchen  Aenderungen  die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden. 

§  3. 

Der  Unterbau  der  Bahn  ist  für  einen  bloss  eingeleisigen  Schienen- 
weg anzufertigen,  die  Grundexpropriation  jedoch  ist  schon  jetzt  auf 
eine  solche  Fläche  auszudehnen,  welche  für  die  Anlage  eines  zwei- 
spurigen Schienenweges  und  der  Weichen,  wie  auch  für  die  Stationen 
erforderlich  ist.  Die  Frage  hinsichtlich  der  Bedeckung  der  aus  der 
Expropriation  der  für  das  zweite  Geleise  erforderlichen  Grundfläche 
entstehenden  Mehrkosten  wird  durch  ein  zwischen  dem  Concessionär 
und  der  Staatsverwaltung  abzuschließendes  besonderes  Uebereinkommen 
auszutragen  sein. 

Sobald  der  Verkehr  so  zugenommen  haben  wird,  dass  das  Netto* 
erträgniss  einer  achtpercentigen  Verzinsung  des  nominellen  Anlage- 
capitales  entspricht,  sobald  ferner  der  Concessionär  alle  aus  dem  Titel 
der  Zinsengarantie  vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  und  deren  Zinsen 
getilgt  hat,  ist  derselbe  verpflichtet  —  auf  Verlangen  der  Regierung 
—  ohne  jede  Entschädigung  und  Zinsengarantie  innerhalb  zweier  Jahre, 
von  der  geschehenen  Aufforderung  an  gerechnet,  ein  zweites  Geleise 
legen  zu  lassen.  Beim  Anwachsen  des  Verkehres  kann  auch  in  allen 
anderen  Fällen  die  Herstellung  des  zweiten  Geleises  verlangt  werden, 
und  es  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  dasselbe  binnen  einer  von 
Seite  der  Regierung  zu  bestimmenden  Frist  legen  zu  lassen;  in  diesem 
Falle  jedoch  werden  die  Detailbestimmungen  über  die  Ausführung  und 
über  die  Beschaffung  des  nöthigen  Capitales  von  der  Staatsverwaltung 
im  Einverständnisse  mit  dem  Concessionär  festzustellen  sein. 

§  4. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  binnen  14  Tagen,  von  jenem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  das  Concessionsgesetz  in  Wirksamkeit 
getreten  ist,  in  ungarischen  Staatspapieren  oder  in  Pfandbriefen  der 
ungarischen  Bodencreditanstalt  —  nach  dem  Börsencurs  berechnet  — 
die  in  den  Detailbedingungen  festgesetzte  Caution  bei  der  königl.  un- 
garischen Staatscentralcassa  in  Ofen  zu  erlegen. 

Falls  der  Concessionär  die  Caution  in  der  anberaumteu  Zeit 
nicht  erlegen  sollte,  wird  die  Regierung  berechtigt  sein,  die  Concession 
für  erloschen  zu  erklären  und  das  vom  Concessionär  deponirte  Reu- 
geld zu  Guusten  des  Staatsschatzes  zu  behalten. 

Ferner  ist  der  Concessionär  innerhalb  dreier  Monate,  ebenfalls 
vom  Tage  der  Wirksamkeit  des  Concessionsgesetzes  an  gerechnet,  ver- 
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pflichtet,  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Einzahlung  von  30  Percent 
des  Gesammtanlagecapitales  des  Unternehmens  gesichert  sei.  Falls 
dieser  Nachweis  nicht  geliefert  würde,  ist  die  Concession  von  selbst 
als  erloschen  und  die  Caution  als  verfallen  zu  betrachten. 

Die  erlegte  Caution  wird  nach  erfolgter  anstandsloser  Collaudirung 
der  ganzen  Linie  dem  Concessionär  zurückgestellt  werden. 

§  5. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  im  Falle  als  bezüglich 
der  Einmündung  anderer  Bahnen,  der  gemeinschaftlichen  Benützung  von 
Bahnhöfen,  der  Wagenausleihe  und  aller  hiefür  entfallenden  Ent- 
schädigungen zwischen  den  betreffenden  Gesellschaften  ein  Ueberein- 
kommen  nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  die  Bedingungen  eines  solchen 
Uebereinkommeu8  zu  bestimmen. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  zum  Ausbaue  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  im  Sinne  des  LV.  Gesetzartikels  vom 
Jahre  1868  ertheilt. 

§  7. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postmanipulanten 
im  Sinne  des  §  68  der  im  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
vom  Jahre  1867  angenommenen  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851  unentgeltlich  zu  befördern,  in  welcher  Beziehung  es  dem 
Minister  für  öffentliche  Aibeiten  und  Communicationen  frei  steht,  ein- 
veruehmlich  mit  dem  Handelsminister  bei  einem  von  jeder  Endstation 
täglich  abgehenden  Znge  in  jeder  Richtung  sowohl  die  Abfahrtsstunde, 
als  auch  die  Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen.  So  oft  der  Postdienst 
mehr  als  einen  achträdeiigen  oder  zwei  vierräderige  Wagen  erheischt, 
erhält  der  Concessionär  für  jeden  weiters  nöthigen  Wagen  per  Meile 
eine  billige  Entschädigung,  welche  im  gemeinschaftlichen  Einverständnisse 
festgesetzt  werden  wird. 

Wenn  es  die  betreffenden  Minister  für  gut  finden  sollten,  dass  auf 
der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post  eingerichtet  werde,  wie 
solche  bereits  auf  anderen  Linien  bestebt.  so  sind  in  diesem  Falle  statt 
der  gewöhnlichen  achträderigen  oder  vierräderigen  Wagen  den  An- 
forderungen d«r  Regierung  entsprechend  eingerichtete  acht-  oder  vier- 
rädeiige  Postambulauzwagen  von  dem  Concessionär  unentgeltlich  beizu- 
stellen und  zu  erhalten. 

Zum  Behufe  der  Postgebahrung  sind  auf  der  concessionirten  Linie 
auf  allen  durch  die  Regierung  zu  bezeichnenden  Brief-Auf-  und  Abgabe- 
Stationen  im  Bahnhofgebäude  selbst  entsprechende  Postkanzleien  unent- 
geltlich zu  überlassen.  Zur  Befriedigung  der  nach  Eröffnung  des 
Betriebes  der  Liuien  etwa  auftauchenden  weiteren  Erfordernisse  wird 
ein  besonderes  Uebereinkommen  getroffen  werden. 


Digitized  by  Go 


Eperiea-Tarnöwer  Bahn. 


829 


Ferner  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  expedirten  Postsendungen,  mit  Ausnahme  der 
Werthsendungen,  kostenfrei  an  die  betreffende  Station  zu  befördern  und 
abzugeben. 

Correapondenzen,  welche  in  Sachen  der  Eisenbahn-Geschäfts- 
gebahrung  zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten  Organen, 
oder  zwischen  diesen  Letzteren  untereinander  geführt  werden,  dürfen  auf 
den  betreffenden  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  porto- 
frei befördert  werden. 

§  8. 

Der  Concesaionär  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Staataver- 
waltung  die  Aufstellung  der  Staatstelegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  seinem  Grund  und  Boden  unentgeltlich  zu  gestatten. 

Die  Bestimmung  der  Aufstellung  der  Telegraphensäulen,  sowie 
anderer  Befestigungspunkte  der  Drähte  wird  im  Einverständnisse  mit 
den  Bevollmächtigten  des  Concessionärs  geschehen,  und  es  werden  die 
Aufstellungsorte  &o  gewählt  werden,  dass  hierdurch  weder  der  Bahn- 
betrieb noch  die  Sicherheit  des  Betriebspersonals  gefährdet  werde. 

Ferner  ist  der  Concessionär  gehalten,  die  längs  der  Bahn  auf- 
gestellten Telegraphenleitungen  durch  sein  eigenes  Personal  ohne  jede 
Vergütung  überwachen  und  kleinere  Beschädigungen  mindestens  provi- 
sorisch herstellen  zu  lassen;  die  zu  diesem  Zwecke  nöthigen  Werkzeuge 
jedoch  stellt  die  Staatsverwaltung  zu  eeiner  Verfügung. 

Die  Staatsverwaltung  ist  hingegen  verpflichtet,  dem  Concessionär 
ohne  jede  hiefür  zu  leistende  besondere  Gebühr  zu  gestatten,  dass 
er  seine  Betriebstelegraphenleitungen  auf  die  Säulen  der  längs  der 
Bahn  bestehenden  oder  an  derselben  aufzustellenden  Staatstelegraphen- 
leitung befestigen  könne,  es  müssen  aber  sowohl  die  Drähte,  als  auch 
die  Art  der  Befestigung  und  die  hierzu  verwendeten  Mittel  dem  bei 
den  Staatstelegraphen  diesbezüglich  gebräuchlichen  Systeme  vollständig 
anpassend  sein,  und  es  kann  daher  die  Befestigung  der  Bahnbetriebs- 
leitungen an  den  Säulen  des  Staatstelegraphen  entweder  nur  uuter  Auf- 
sicht und  Controlle  eines  sachverständigen  Staatsorganes  gescheheu, 
oder  es  kann  dies  die  Staatsverwaltung  selbst  ausführen  lassen ;  in 
beiden  Fällen  trägt  der  Concessionär  die  gesammten  Kosten  sowohl  der 
Anschaffung  der  Leitungsutensilien,  als  auch  der  Befestigung  und 
Aufsicht. 

Dasselbe  gilt  auch  in  dem  Falle,  wenn  die  Staatsverwaltung  die 
Aufstellung  einer  Staatstelegraphenleitung  längs  der  Bahn  nicht  für  not- 
wendig erachten  sollte;  nur  dass  sodann  die  gesammten  Kosten  der 
Aufstellung  der  Betriebsleitung  dem  Concessionär  zur  Last  fallen  werden. 
In  diesem  letzteren  Falle  jedoch  kann  der  Ausbau  der  Leitung  nur  auf 
Grund  eines  mit  dem  Staate  zu  schliessenden  besonderen  Uebereinkommens 
und  nur  im  Sinne  der  vom  Staate  hierzu  ertheilten  Bewilligung  ge- 
schehen. 
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Die  der  Bahn  entlang  auf  den  Säulen  des  Staatstelegraphen 
befestigten  oder  in  Ermangelung  derselben  zum  Zwecke  des  Eisenbahn- 
betriebes eigens  aufgestellten  Telegraphenleitungen  darf  der  Concessionär 
unter  der  üblichen  Controlle  der  Staatsverwaltung:  ausschliesslich  nur 
zu  Correspondenzen  gebrauchen,  welche  zu  Zwecken  des  Eisenbahn- 
betriebes zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten  Organen, 
oder  zwischen  diesen  Letzteren  untereinander  geführt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  aber  berechtigt,  im  Einverständnisse  mit 
der  Bahndirection  die  Benützung  dieser  Betriebsleitungen,  soweit  es  das 
Betriebserfordernis8  zulässt,  zur  Beförderung  sowohl  von  Staats-  als 
auch  Privatdepeschen  bei  gehöriger  Controlle  zu  verlangen  und  anzu- 
ordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung,  sowie  die 
Theilung  der  Telegraphengebühr  zwischen  dem  Concessionär  und  dem 
Staate  durch  ein  specielles  Uebereinkommeu  geregelt  werden.  Ebenso 
werden  auch  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Staatsverwaltung  die 
Errichtung  von  Eisenbabnbetriebsleitungen,  sowie  jene  jährliche  Pauschal- 
summe, für  welche  sie  die  Erhaltung  der  fertigen  Leitungen  in  gutem 
Zustande  per  Drahtmeile  übernimmt,  im  Wege  gegenseitigen  Überein- 
kommens vereinbart  werden. 

Wenn  die  Erbreiterung  des  Bahndammes  oder  dessen  Ueber- 
tragung  auf  eine  andere  Stelle  oder  was  immer  für  ein  Interesse  des 
Concessionärs  die  Aushebung  und  Verlegung  der  schon  bestehenden 
Telegraphenleitungen  noth wendig  machen  würde,  so  ist  der  Concessionär 
verpflichtet,  die  gesaminttn  Kosten  der  Ueberstellung  sowohl  seiner 
eigenen,  als  auch  der  Staatstelegraphenleitungeu  zu  tragen. 

§  9- 

Bezüglich  der  Fahr  und  Frachtpreise  wird  bestimmt,  dass  während 
der  ganzen  Zeit  der  Inanspruchnahme  der  Staatszinsengarantie  die  Re- 
gierung auf  deren  Bemessung  eiuen  eutscheidenden  Einflufs  üben  wird, 
mit  dem  Bemerkeu  jedoch,  dass  die  üerabsetzung  dieser  Transport- 
preise sich  nicht  so  weit  erstrecken  dürfe,  dass  hierdurch  die  Bedeckung 
der  Betriebs-  und  Erhaltungskosten  der  Bahn  gefährdet  werde. 

Von  dem  Zeitpunkte  an  jedoch,  als  der  Concessiouär  die  Staats- 
ziitsengarantie  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  wird,  kann  die  Er- 
höhung der  Trausportpreise  nur  mit  directer  Zustimmung  der  Regierung 

geschehen. 

Wenn  die  Gesetzgebung  die  Transportpreise  wann  immer  regeln 
sollte,  fo  wird  die  Tarifregelung  auch  für  die  hiermit  concessionirte 
Hahn  volle  Geltung  haben. 

§  10. 

Dein  Concepsiotiär  wird  gestattet,  die  zu  erhebenden  Transport- 
preise in  inländischer  Silberintiuze  zu  berechnen,  derart,  dass  er  die  mit 
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Berücksichtigung  des  Silbercurses  entfallenden  Gebühren  in  Landes- 
währung anzunehmen  verpflichtet  sei. 

Die  Umrechnung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  wird  über 
Ansuchen  des  Concessionärs,  oder  auf  Anordnung  der  Regierung  unter 
Con trolle  der  letzteren  von  Monat  zu  Monat,  nach  dem  Durchschnitts- 
curse  des  Silbers  im  letztabgelaufenen  Monate  stattfinden. 

§ 

Die  im  Sinne  des  §  9  entweder  durch  die  Regierung  allein,  oder 
auf  Verlangen  der  Regierung  unter  Mitwirkung  des  Concessionärs  fest- 
gesetzten Tarife  können  von  dem  Concesaionär  unter  der  Zeit  herab- 
gemindert werden,  entweder  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gattungen 
von  Gegenständen,  für  die  Länge  der  ganzen  Bahn  oder  nur  für  ein* 
zelne  Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle 
Transportsentfernungen  gleichmässig  oder  mit  Zunahme  derselben  im 
erhöhten  Masse. 

Die  auf  diese  Weise  herabgesetzten  Tarife  können  wieder  auf  da« 
frühere  Maass  erhöht  werden,  jedoch  erst  nach  einer  dreimonatlichen 
Anwendung  derselben. 

In  dieser  Hinsicht  bat  übrigens  die  Regierung  das  Recht,  die 
Tarife  zu  regeln. 

Wenn  ein  Frächter  oder  Verladungsunternehmer  unter  bestimmten 
Bedingungen  einer  Frachtsatzermässigung  oder  anderer  Begünstigungen 
theilbaftig  wird,  so  muss  derselben  jeder  Verfrachter  und  Unternehmer, 
der  dieselben  Bedingungen  annimmt,  theilbaftig  werden  derart,  dass 
eine  persönliche  Bevorzugung  in  keinem  Falle  platzgreife. 

Alle  diese  Begünstigungen  dürfen  auch  nicht  in  Form  von  Scbein- 
refactien  zugestanden  werden. 

§  12. 

Im  Falle  ausserordentlicher  Theuerung  der  Lebensmittel  im  In- 
lande  hat  die  Regierung  das  Recht,   die  Frachtpreise  für  dieselben  auf 
die  Dauer  der  Theuerung  bis  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  herab- 
zumindern. 

§  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  zwischen  dem  Kriegsministerium  einer- 
und der  priv.  Ferdinands-Nordbahngesellschaft  andererseits  am  18.  Juni 
1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen 
integrirenden  Bestandteil  dieser  Concessionsurkunde  bilden. 

Die  mit  der  ebengenannten  Bahngesellschaft  oder  mit  anderen 
Bahnen  bereits  zu  Stande  gekommenen  oder  noch  zu  Stande  zu  bringenden, 
und  für  den  Staat  günstigeren  Vereinbarungen  werden  auch  für  die 
concessionirte  Bahn  giltig  sein,  und  zwar  die  schon  zu  Stande  gekom- 
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menen  unbedingt,  die  in  Hinkunft  zu  Stande  kommenden  aber  nur 
insofern,  als  die  ungarische  Regierung  solche  gutheissen  würde. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  auf  die  Finanz-,  wowie  auf  die 
Staats-  und  behördliche  Sicherheitswache,  endlich  auf  die  Sträflinge 
Anwendung  zu  finden. 

Der  Concessionär  ist  gehalten,  den  behufs  Vermittlung  grösserer 
Militärtransporte  mit  den  österreichischen  Eisenbahngeselischaften  in 
Betren"  gegenseitiger  Aushilfe  bestehenden  Vereinbarungen  ebenfalls 
beizutreten. 

Schliesslich  verpflichtet  sich  der  Concessionär,  beziehungsweise 
dessen  Rechtsnachfolger,  dem  bezüglich  der  Organisirung  der  Feld- 
eisenbahnabtheilungen mit  der  k.  k.  priv.  Südbahn-,  Staatsbahn-,  Theiss- 
bahn-  und  I.  Siebenbürger  Eisenbabngesellscbaft  getroffenen  Ueber- 
einkommen  beizutreten. 

Selbstverständlich  siod  die  auf  die  Militärtransporte  bezüglichen  Be- 
stimmungen und  Begünstigungen  in  gleicher  Weise  auch  für  jene 
Truppen  giltig,  welche  als  ergänzende  Theile  der  Armee  unter  dem 
Schutze  des  Völkerrechtes  stehen. 

§  14. 

Staatsbedienstete,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörden,  oder  zur  Wahrung  der  dem  Staate  aus  dieser 
Concession  erwachsenden  Interessen,  oder  aus  Gefällsrücksichten  die 
Bahn  benützen,  sind  eammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  zu 
befördern. 

§  15. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Bahn  in  böser  Absicht  ohne 
vorausgegangene  Entrichtung  der  Fahr-  oder  Frachtgebühr  benützen, 
oder  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewichtes  der 
Sendung,  oder  sonst  auf  irgend  welche  Art  die  Unternehmung  zu  ver- 
kürzen suchen,  kann  die  dreifache  Tarifgebühr  eingehobem  werden. 

§  16. 

Der  Concessionär  ist  berechtigt,  mit  Zustimmung  der  Regierung  auch 
Genossen  als  Theilhaber  das  Unternehmens  aufzunehmen,  welche  sich 
in  die  Rechte  und  Verpflichtungen  mit  ihm  gl  sich  massig  theilen. 

§  17. 

Der  Concessionär  ist  auch  berechtigt,  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden  und  zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Goldmittel  auf  Nameu 
oder  auf  Ueberbringer  (au  porteur)  lautende  Actien  oder  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  ungarisch-österreichischen  und 
ausländischen  Börsen  vorhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 
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Die  PrioritMtsobligationen  werden  aber  nur  bis  zur  Höhe  eines 
solchen  Betrages  ausgegeben  werden  dürfen,  dessen  Verzinsung  höchstens 
drei  Fünftel  des  garantirten  Beiner  träges  erfordert. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Concessionärs,  und  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Genehmigung  und  ein- 
vernehmlich  mit  der  Gesellschaft  unter  Berücksichtigung  der  Landes* 
interessen  vorzunehmende  Ergänzung  die  Regierung  sich  vorbehält. 

In  die  Statuten  wird  auch  aufzunehmen  sein,  dass  die  Gesellschaft 
verpflichtet  sei,  bei  Besetzung  der  Dienstesstelleu  die  in  Disponibilität 
befindlichen  Staatsbeamten  und  die  ausgedienten  Unterofficiere  sowohl 
der  regulären  Armee,  als  auch  der  Landwehr,  insofern  dieselben  die 
uöthige  Qualifikation  besitzen  und  den  Anforderungen  des  aufzustellenden 
Dienstreglements  entsprechen  können,  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

§  18. 

Der  Concessionär  ist  befugt,  im  In-  uud  Auslande  Agenten  zu 
halten,  sowie  Transportanstalten  für  Personen-  und  Frachtenbeförderuog 
zu  Wasser  und  zu  Lande  unter  Beachtung  der  bestehenden  Gesetze 
und  Vorschriften  zu  errichten. 

§  19. 

Die  Kosten  der  Bahnerhaltung  sind  aus  dem  Baufonde  zu  decken 
und  dürfen  so  lange  nicht  in  die  Betriebsrechnung  eingestellt  werden, 
bis  nicht  tammtlicbe  Bauten  von  der  Staatsverwaltung  collaudirt  und 
auf  Grund  des  Collaudirungsprotokolles  als  vollendet  anerkannt  sein 
werden. 

Die  in  der  Zeit  von  der  Betriebseröffnung  bis  zum  Vollzug  der 
Collaudiruug  auf  den  Bauconto  gesetzten  Bahnerhaltungskosten  können 
unter  die  Betriebsauslagen  nachträglich  aufgenommen  werden,  jedoch 
nur  in  einem  dem  normalen  Zustande  der  Bahn  entsprechenden  Aus- 
maasse,  welches  von  der  Collaudirungscommission  festzustellen  und  der 
Staatsverwaltung  zur  Bestätigung  vorzulegen  ist. 

Sobald  der  Conceesionär  um  die  Collaudirung  ansucht,  wird  die- 
selbe sogleich  vorgenommen  werden. 

§  20. 

Der  vom.  Staate  infolge  der  für  die  concessionirto  Bahn  über- 
nommenen Garantie  eventuell  zu  zahlende  Zuschuss  wird  Über  voraus- 
gegangene Prüfung  der  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  Überreichung  derselben  flüssig  gemacht  werden.  Falls  innerhalb 
dieser  drei  Monate  die  Prüfung  der  vorgelebten  Rechnungen  nicht 
beendigt  werden  sollte,  findet  bezüglich  des  ausbezahlten  Zuschusses 
nach  beendigter  Prüfung  eine  Berichtigung  statt. 

Der  Staatsschatz  wird  jedoch  zur  Einlösung  der  fälligen  Coupons 
der  Actien  und  Obligationen  nach  Maassgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
präliminars  richtiggehtellten  Erfordernisses   auch  vorschussweise  Theil- 
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Zahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grund  der  Jahresrechnungen  zu 
pflegenden  Abrechnungen  leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallzeit  darum  ansuchen  wird. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  spätestens  drei  Monate 
nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegenden  Jahresrechuung  es  sich 
herausstellen  sollte,  dass  die  VorfcbUsse  zu  hoch  bemessen  worden  sind, 
so  hat  der  Conceesionär  den  empfangenen  Mehrbetrag  sammt  den  ent- 
sprechenden Zinsen,  nach  dem  bei  den  drei  grössten  Geldinstituten  in 
Pest  seit  den  letztveinossenen  15  Tagen  bestandenen  Abrechnungs- 
percentsatze  berechnet,  sofort  zurückzuerstatten. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Ablauf  des  Betriebs- 
jahres an  gerechnet  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erlischt. 

§  21. 

Der  Betrag,  welchen  der  Staat  infolge  der  übernommenen  Garantie 
zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorschnss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  concessionirten  Bahn  die  garantirte 
Jahressumme  übersteigt,  so  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberscbusses 
sogleich  zur  Abtragung  der  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  bis  zu 
deren  gänzlicher  Tilgung  an  die  Regierung  abzuführen. 

Vgl.  §  8  des  Vertrages  vom  8.  April  1876  (Üoc.  2). 

Die  Berichtigung  der  fälligeu  Zinsen  der  Vorschüsse  hat  der 
Rückzahlung  der  Vorschüsse  selbst  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  und  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  noch  nicht  zurück- 
erstattet wurden,  sind  aus  dem  erübrigten  Vermögen  des  Unternehmens 
zu  berichtigen. 

§  22. 

Zur  Wahrung  der  aus  der  Übernommenen  Garantie  für  den  Staat 
entspringenden  Interessen  ist  die  Regierung  berechtigt,  sich  in  jeder 
Beziehung  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn, 
sowie  die,  Betriebseinrichtung  in  allen  Tueilen  zweckmässig  und  solid 
ausgeführt  und  fortwahrend  in  gutem  Stande  erhalten  werde,  und  anzu- 
ordnen, dass  vorkommende  Mängel  behoben  werden. 

Die  Regierung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  die  GeschUftsgebarung  priifeu  zu  lassen. 

Der  von  der  Regierung  entsendete  Oommissär  hat  das  Recht,  an 
den  Sitzungen  des  Verwahungsausschusses  uud  an  den  Generalver- 
sammlungen teilzunehmen,  sowie  dem  Staatsinteresse  etwa  uacb- 
theilige  Verfügungen  zu  sistiren  und  hierüber  dem  Ministerium  zur 
weiteren  Veranlassung  Bericht  zu  erstatten. 
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Die  Regierung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwacbung  der 
Geschäftsgebarung  in  ökonomischer  Hinsicht  derart  stattfinde,  dass  es 
bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnnng  in  der  Regel  nur  mehr  einer  ziffer- 
mässigen  Ueberprüfung  bedürfe. 

Als  Entschädigung  für  die  Kosten  und  Auslagen,  welche  dem 
Staate  infolge  der  Ausübung  des  im  Sinne  der  allgemeinen  Gesetze  und 
insbesondere  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  der  Regierung  vor- 
behaltenen Oberaufsichtsrechtes  sowohl  während  der  Bauzeit,  als  auch 
nach  Eröffnung  der  concessionirten  Linie  erwachsen,  hat  der  Concessionär, 
beziehungsweise  seine  Rechtsnachfolger  an  den  Staatsschatz  eine  durch 
die  Regierung  zu  bestimmende  jährliche  Pauschalsumme  zu  bezahlen. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  zur  Hälfte  der  Kosten 
des  zum  Zwecke  der  Erfolglassung  der  Zinsengarantie  die  gesellschaft- 
liche Rechnung  prüfenden  Controllorgaoes  in  dem  von  der  Regierung 
nach  Maassgabe  der  Babnra eilenzahl  zu  bestimmenden  Verhältnisse 
beizutragen. 

Endlich  hat  der  Concessionär  der  Regierung  alle  jene  Auslagen 
zu  ersetzen,  welche  infolge  der  Vorstudien  der  concessionirten  Linie 
bis  zum  Tage  der  Concessionsertheilung  der  Regierung  erwachsen  sind, 
und  er  ist  verpflichtet,  diese  Beträge  in  dem  für  den  Erlag  der  Caution 
festgesetzten  Termine  an  die  Cassa  der  königl.  ungarischen  Eisenbahn - 
baudirection  abzuführen. 

Die  unter  obigen  Titeln  zu  leistenden  Zahlungen  belasten,  inso- 
fern sie  für  die  Zeit  vor  Eröffnung  der  Bahn  entfallen,  den  Bauconto, 
während  hingegen  jene,  welche  für  die  Zeit  nach  der  Betriebseröffnung 
entfallen,  in  die  Betriebsrechnung  aufgenommen  werden  können. 

Insolange  die  Regierung  zufolge  der  übernommenen  Garantie  bei 
dem  Unternehmen  interessirt  ist,  wird  sie  in  dem  Verwaltungsrath e  der 
durch  den  Concessionär  oder  dessen  Rechtsnachfolger  zu  bildenden 
Gesellschaft  durch  zwei  von  ihr  zu  ernennende  und  mit  den  gesell- 
schaftlichen gleichberechtigte  Mitglieder  vertreten  werden. 

§  23. 

Für  die  concessionirte  Bahn  wird  während  jener  Betriebsjahre, 
in  welchen  dieselbe  das  garantirte  Reinerträgniss  nicht  erreicht,  folglich 
die  Zinsengarantie  in  Anspruch  nimmt,  weder  eine  Erwerb-  noch  Ein- 
kommensteuer, noch  eine  andere  später  an  deren  Stelle  etwa  einzu- 
führende Steuer  entrichtet  werden. 

Hört  jedoch  die  Staatssubvention  auf,  so  wird  die  Einkommen- 
steuer in  die  Betriebsrechnuug  einbezogen  werden. 

So  lange  jedoch  der  Erträgnissüberschuss  dio  Höhe  der  Ein- 
kommensteuer nicht  erreicht,  wird  bloss  ein  diesem  wirklichen  lieber- 
schust>e  gleicher  Betrag  als  Steuer  zu  entrichten  seiu. 

Die  Coupons  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  während 
zehn  Jahren  vom  Tage  der  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Linie 
Bteuer-,  Stempel-  und  gebührenfrei. 

53* 
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Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  Actien  und  Prioritätsobligationen 
erster  Emission  sammt  den  Interimsscheinen  Stempel-  und  gebührenfrei 
ausgegeben  werden. 

Dieselbe  Befreiung  wird  auch  bezüglich  der  bei  Expropriationen 
auflaufenden  Umschreibungpgebühren  zugestanden. 

Alle  zum  Zwecke  der  Capital  beschafiung,  sowie  des  Baues  und 
der  ersten  Betriebseinrichtung  auszustellenden  Verträge,  Eingaben  oder 
was  immer  für  sonstigen  Urkunden  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

Vgl.  g  8  des  Vertrages  vom  8.  April  1876  (Doc.  2). 

§  24. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  Punkt  b,  der  im  §  1 
angeführten  provisorischen  Eisenbahnconcessionsvorschrift  ausgesprochenen 
Schutze  gegen  Errichtung  einer  neuen  Bahn  wird  auf  90  Jahre  fest- 
gesetzt; sie  erlischt  mit  Ablauf  dieses  Zeitraumes. 

Die  Concessionsdauer  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die 
ganze  concessionirte  Linie  dem  allgemeinen  Verkehr  übergeben  wird. 

Die  Concession  erlischt  ausser  den  eben  und  im  §  -4  bestimmten 
Fällen  auch  dann,  wenn  die  für  den  Beginn  und  Abschluß  der  Trassi 
rungearbeiten,  für  die  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  ferner 
für  die  Eröffnung  des  Betriebes  anberaumten  Termine  nicht  eingehalten 
werden,  und  wenn  die  Uebcrschreitung  der  Termine  im  Sinne  des  §  11, 
Punkt  b  der  bezogenen  Eisenbahncoocessionsvorschrift  nicht  gerecht- 
fertigt werden  kann. 

§  25. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  von  der  Wirksamkeit  des  Concessionsgesetzes  an 
gerechnet,  die  concessionirte  Bahn  zu  jeder  Zeit  einlösen  zu  können. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reiuerträgnisse  des  Unternehmens  von  den  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangeneu  sieben  Jahren  beziffert,  von  welcher  Summe  das 
Reiuerträgniss  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  in  Abzug  gebracht  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet  wird. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  der  jedoch  nicht  geringer  sein  kann, 
als  das  garantirte  Reinertra'gniss,  ist  dem  Concessionär  als  Jahresrente 
auf  die  festgesetzte  Dauer  der  Concession  zu  bezahlen. 

§  20. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  bei  erfolgter  Einlösung  der 
Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im  letzteren  aber 
gtgen  Leistung  der  im  Sinne  des  §  25  festgesetzten  Jahrenrente  in 
den  lastenfreien  Besitz  und  Genuas  der  concessionirten  und  in  gutem 
Zustande  zu  übergebenden  Eisenbahn;  namentlich  nimmt  der  Staat  in 
Besitz  den  Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstbauten,  den 
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Ober-  und  Unterbau  mit  dem  gesammten  Zugehör,  als:  Verkehrsmittel, 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und 
Ankunftsorten,  Wächter-  und  Aufsichtshäueer,  alle  inneren  Einrichtungen, 
Möbel,  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  im  Falle  der 
Einlösung  der  Bahn  behält  der  Concessionär  nach  geschehener  Rück- 
zahlung aller  vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  und  deren  Zinsen  in 
Silber  das  Eigenthum  des  aus  den  eigenen  Erträgnissen  des  Unter- 
nehmens gebildeten  Reservefonde6  und  der  aushaftenden  Activforderungen, 
sowie  der  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Unternehmens  errichteten 
Gebäude,  als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Maschinen-  und  sonstige 
Fabriken,  Schoppen,  Docks,  zu  deren  Anschaffung  oder  Herstellung  er 
von  der  Regierung  mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen  ermächtigt  worden 
ist,  dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden  werden. 

§  27. 

Wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnungen  wiederholt  Ver- 
letzungen oder  Unterlassungen  der  in  der  Concessionsurkunde  oder 
durch  die  Gesetze  auferlegten  Verpflichtungen  von  Seiten  des  Con- 
cessionärB  vorkommen  sollten,  60  behält  die  Regierung  6ich  das  Recht 
vor,  wider  ihn  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maassregeln  zu  treffen 
und  nach  Umständen  die  Concession  wann  immer  für  erloschen  zu 
erklären. 

§  28. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  einem  Gulden. 

Besondere  Bedingungen. 

§  29. 

Bei  der  Ausführung  der  Arbeiten  hat  der  Concessionär  folgende 
Vorschriften  zu  befolgen: 

a)  Unterbau. 

Das  Maximalsteigungsverhaltniss  soll  auf  der  Theilstrecke  Eperies- 
Höthärs  wie  eins  zu  hundertacbtzig  (1  :  180)  sein;  von  Hethars  oder 
einem  nahe  gelegenen  Punkte  bis  zur  Wasserscheide  aber  soll  dasselbe 
sein  wie  eins  zu  sechzig  (1  :  60);  von  der  Waeserscheide  bis  Orlo 
wie  eins  zu  achtzig  (1  :  80);  endlich  von  letztbenanntem  Orte  bis  an 
die  Landesgrenze  wie  eins  zu  zweihundert  (1  :  200). 

Die  Krümmungen  auf  der  offenen  Bahn  dürfen,  und  zwar:  auf 
den  Strecken  von  Eperies  bis  Bednars  nicht  unter  500;  von  Hethars  oder 
einem,  nahegelegenen  Punkte  bis  zur  Wasserscheide  nicht  unter  275; 
endlich  auf  der  Strecke  von  der  Wasserscheide  bis  an  die  Landesgrenze 
nicht  unter  300  Meter  Radius  haben. 

Das  Normalquerprofil  der  Bahn  in  Einschnitten  und  Dämmen, 
auf  und  zwischen  Mauern  ist  nach  jenen  Bestimmungen  und  Typen  an- 
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zulegen,  welche  für  die  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommenen  Linien 
festgestellt  worden  sind,  und  nach  welchen  die  Kronenbreite  der  Bahn  dort, 
wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen  ruhen,  auf  4  Meter  bestimmt  wurde. 

Diesen  Typen  entsprechend  ist  auch  die  Schotterbettung  anzulegen, 
und  es  mues  dieselbe  zur  Zeit,  als  die  Aufnahme  der  Kosten  der  Bahn- 
erhaltung in  die  Betriebsrechnung  beginnt,  ausser  der  Eindeckung  der 
Schwellen  die  durch  die  Querprofilnormalien  festgesetzten  Dimensionen 
haben;  überdies  ist  noch  auf  Rechnung  des  Baufondes  per  Bahnmeile 
ein  Schotterquantum  von  mindestens  500  Kubikmeter  längs  der  Bahn 
als  Reserveschotter  zu  deponiren. 

Die  Kunstbauten  müssen  vollständig  aus  Stein-  und  Eisenmaterial 
hergestellt  werden,  mit  Ausnahme  der  über  den  Tdrczafluss  zu  bauenden 
Brücken,  welche  zwar  ganz  aus  Holz  gebaut  werden  dürfen,  aber  als 
provisorische  bloss  neben  die  für  die  definitiven  Brücken  anzuweisende 
Stelle  zu  situiren  sind. 

Uebrigens  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  sowohl  für  den 
definitiven  als  auch  für  den  provisorischen  Brückenbau  erforderliche 
Grundfläche  schon  jetzt  im  Voraus  zu  expropriiren. 

b)  Oberbau. 

Hinsichtlich  der  Herstellung,  beziehungsweise  Lieferung  des  Ober- 
baues und  aller  Bestandteile  desselben,  sowie  betreff*  der  Geleise- 
dispositionen auf  den  Stationen  sind  jene  Vorschriften  uud  Normalpläne 
festzuhalten,  welche  für  die  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommenen 
Linien  aufgestellt  worden  sind.  In  dieser  Beziehung  wird  besonders 
erwähnt,  dass  die  Schienen  nach  dem  leichteren  und  kleineren  Noruoal- 
profile,  nämlich  mit  dem  Gewichte  von  2oY2  Zollpfund  per  laufenden 
Wiener  Fuss,  zu  liefern  eiud.  Die  Schwellen  müssen  aus  Eichenholz 
hergestellt  werden. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  ausser  den  zur  Herstellung  der 
Geleise  der  offenen  Bahn  und  der  Stationen  uötbigen  Oberbaumaterialien, 
noch  wenigstens  ein  Pereent  derselben,  sowie  auch  für  je  fünfundzwanzig 
Weichen  wenigstens  eine  vollständige  Weichen-  und  Kreuzungsgarnitur 
6ammt  den  dazu  gehöiigen  Schwellen  als  Reservematerial  aus  dem 
Baufonde  beizustellen. 

Für  die  Nebengeleise  der  Stationen  wird  nicht  mehr  als  10  Per- 
cent der  ganzen  Bahulänge  verlangt  werden.  Um  jedoch  eine  weitere 
Deutung  zu  vermeiden,  wird  bemerkt,  dass  die  Stationen  nach  den 
Normalplänen  der  köuigl.  ungarischen  Staatebahnen  mit  zwei  Haupt- 
geleisen zu  versehen  seien. 

Alle  für  den  Oberbau  nöthigen  Eisenmaterialien  und  Oberbau- 
fabrikserzeuguis-ie  int  der  Concessionär  nach  Thuulichkeit  im  Inlande  zu 
l  ^.schaffen  verpflichtet. 

luHoferue  wegen  ungenügender  Offerte  die  Lieferung  dieser 
Materialien  notwendigerweise  im  Auslande  effoctuirt  werden  mtisste,  ist  in 
solchem  Falle  einerseits  hinsichtlich  des  Bezugsortes  zwischen  dem  Con- 
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cessionär  und  der  Regierung  ein  Uebereinkommen  zu  treuen,  anderer- 
seits bat  der  Concessionär  den  ganzen  für  die  im  Auslande  bezogenen 
Materialien  und  Fabrikserzeugnisse  entfallenden  Eingangszoll  zu  tragen. 

c)  Hochbau,  Ba  hn abschlüge,  Signale. 

Die  Hochbauten  sind  aus  Stein  anzufertigen,  mit  Ausnahme  der 
Waarenmagazine  und  kleineren  Nebengebäude,  welche  entweder  aus 
Stein  oder  aus  Holz,  aber  in  j^dem  Falle  auf  Steinfundament,  hergestellt 
werden  können. 

Hinsichtlich  des  Grundrisses  der  Gebäude  und  ihrer  Einteilung 
sind  die  für  die  königl.  ungarischeu  Staatsbahnen  angefertigten  Normal- 
Zeichnungen  zu  befolgen. 

Die  Regierung  kann  mit  Rücksicht  auf  die  äussere  Form  auch 
einen  von  dieseu  Normalplänen  abweichenden  Modus  der  Bauführung 
verlangen,  beziehungsweise  genehmigen.  Alle  Stationseinrichtungen  sind 
definitiv  nach  jenen  Normalvorschriften  und  Normalplänen  herzustellen, 
welche  bei  den  auf  Staatskosten  in  Angriff  genommenen  Linien  für 
analoge  Arbeiten  festgestellt  sind. 

Dasselbe  gilt  im  Allgemeinen  für  den  Abscbluss  und  die  Ab- 
schrankung der  Bahn,  sowie  für  die  Signalapparate  und  für  das  ganze 
System. 

d)  Stationen. 

Ausser  der  Anschlu^sstation  Eperies  sind  noch  wenigstens  vier, 
theils  Zwischen-,  theils  Ausweichstationen  zu  errichten. 

Die  concessionirte  Bahn  wird  in  Eperies  mit  der  Kaschau-Oder- 
berger  Eisenbahn  einen  gemeinschaftlichen  Bahnhof  haben.  Auf  der 
Station  Eperies  sind  ausser  den  notwendigen  Ergänzungsbauten  auch 
noch  die  für  den  Zugförderungsdienst  erforderlichen  Bauten  auszuführen. 

Die  für  den  Zu^förderungsdienst  auf  der  Bergstrecke  nothwendigen 
Einrichtungen  sind  au  einem  durch  die  Regierung  zu  bezeichnenden 
Orte  zu  etlVctuircn. 

Die  in  der  Gegend  von  Orlo  zu  errichtende  Station  muss  derart 
situirt  werden,  dass  die  von  Lublau  aus  etwa  zu  bauende  Poprad- 
thalbahn bequem  in  diese  Station  einmünden  könne.  Hinsichtlich  der 
auf  der  Anschlussstation  nötbigen  Ergänzungsbauten,  der  dem  Bedürf- 
nisse entsprechenden  Einrichtung  der  ZwUchenstationen,  sowie  in  Betreff 
der  für  die  Reparaturswerkstätte  aus  dem  Baufonde  zu  verwendenden 
Summe  wird  die  Regierung  bei  Vorlage  der  Detailpläne  endgiltig  ent- 
scheiden. 

Auf  der  concessionirtcn  Bahn  sind  —  die  Wasserstationseinrichtung 
der  Anschlussstation  nicht  mitgerechnet  —  noch  mindestens  zwei 
Wasserstationen  herzustellen,  Über  deren  Anlage  und  Classificirung  die 
Regierung  gleichfalls  entscheiden  wird. 

Im  Uebrigen  sind  die  Stationen  nach  den  Typen  der  königl. 
ungarischen  Staatsbahnen    und  in    der  von  Seite   der  Regierung  zu 
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bestimmenden  Länge  überhaupt  so  anzulegen,  daes  sie  im  Nothfalle 
verlängert  werden  können. 

e)  Betriebsmittel. 

Die  gesammten  Betriebsmittel,  worunter  nur  die  mit  Tendern  und 
Ausrüstung  versebenen  Locomotiven,  die  Personen-,  Ambulanz»  und 
gewöhnlichen  Postwagen,  die  Last-  und  Schotterwagen,  und  Schneepflüge, 
also  das  Rollmateriale,  zu  verstehen  sind,  müssen  in  einem  solchen 
Quantum  beigestellt  werden,  dass  ihr  Anschaffungswerth  für  die 
Gesammtlänge  der  concessionirten  Bahn  per  Meile  60.000  fl.  östen-. 
Währ,  repräsentire. 

Es  wird  dem  Concessionär  ausdrücklich  untersagt,  die  Lieferung 
der  Betriebsmittel  an  einen  Generalunternebmer  zu  vergeben ;  er  ist 
vielmehr  verpflichtet,  dieselben  bei  den  von  der  Regierung  für  geeignet 
erkannten  Fabriken  nach  der  Regierung  vorzulegenden  und  von  der- 
selben zu  bestätigenden  Plänen  zu  bestellen,  und  die  betreffenden 
Verträge  im  Original  der  Regierung  zur  Prüfung  und  Genehmigung 
vorzulegen. 

/)  Qualität  der  Arbeiten. 

Was  Uberhaupt  die  Qualität  der  auszuführenden  Arbeiten  und 
Lieferungen  anbelangt,  so  hat  der  Concessionär  diesbezüglich  zur 
Richtschnur  zu  nehmen,  daes  alle  zur  Herstellung  und  Instruiruug  der 
concessionirten  Bahn  erforderlichen  Arbeiten  und  Lieferungen  mindestens 
einen  gleichen  Werth  mit  jenen  analogen  Arbeiten  und  Lieferungen 
besitzen  müssen,  welche  auf  den  für  Staatskosten  in  Angriff  genommenen 
Linien  bewirkt,  beziehungsweise  aufgeführt  wurden. 

Was  ferner  die  Quantität  der  auszuführenden  Arbeiten  betrifft,  so 
ist  in  dieser  Beziehung  der  Concessionär  verpflichtet,  die  concetsionirte 
Bahn  in  solcher  Weise  herzustellen  und  auszurüsten,  dass  sie,  allen 
jenen  Anforderungen  entspreche,  welche  bei  eiuem  zweckmässig  und 
sparsam  verwalteten  Betriebe  erforderlich  sind. 

Selbstverständlich  hat  der  Concessionär  aus  dem  Baufonde  auch 
alle  jene  Arbeiten  auszuführen,  beziehungsweise  alle  jene  Materialien 
zu  liefern,  welche  in  den  obgedacbten  Bestimmungen  zwar  nicht  auf- 
geführt, welche  aber  behufs  vollständiger  und  betriebsfähiger  Herstellung 
und  Ausrüstung  der  Bahn,  wie  auch  zu  deren  Inbetriebsetzung,  endlich 
zur  Einrichtung  ihrer  Betriebslocalitäten  und  Magazine  erforderlich  sind. 

Auch  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  für  die  einer  schnelleren 
Abnützung  unterworfenen  Bestandteile  der  Betriebsausrüstung,  des- 
gleichen für  die  sonstigen  Ausrüstungsmobilien  und  Vorrätbe  aus  dem 
Baufonde  Ersatzstücke  und  eine  Reserve  in  einem  solchen  Verhältnisse 
anzuschaffen,  wie  es  bei  anderen  im  Betriebe  befindlichen  Bahnen 
üblich  i*t. 

Von  den  zur  Inbetriebsetzung  benöthigten  und  auf  Rechnung  des 
Baufondes  zu  beschallenden  Verbrauchsmaterialien  hat  der  Concessionär 
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das  zur  Deckung  eines  vierwöchentlichen  Bedarfes  erforderliche  Quantum 
beizustellen . 

Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  inwiefern  bei  der  gegenwärtigen 
Coccessionirung  in  Bezug  auf  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
die  Normalpläoe  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  und  somit  die 
bestehenden  bestimmten  Directiven  nicht  ausreichend  sein  sollten 
für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  gegenwärtig  concessionirten 
Bahn  sowohl  in  qualitativer  als  auch  in  quantitativer  Beziehung  die 
Brenner  Bahn  als  Richtschnur  zu  dienen  hat. 

§  30. 

Jene  Rente,  welche  für  die  gemeinschaftliche  Benützung  der 
Station  Eperies  an  die  Kascbau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  zu 
entrichten  ist,  kann  in  die  Betriebsauslagen  einbezogen  werden.  Der 
mit  der  genannten  Gesellschaft  diesbezfiglich  abzuschliessende  Vertrag 
ist  dem  Ministerium  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Concesaionär  ist  weiters  verpflichtet,  die  auf  der  erwähnten 
Station  im  Interesse  der  concessionirten  Bahn  erforderlichen  Neubauten 
in  dem  von  der  Regierung  zu  bestimmenden  Ausmasse  auszuführen  und 
die  dadurch  entstehenden  Kosten  aus  dem  Baufonde  zu  bestreiten. 

§  31. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet: 

a)  die  Trassirungsarbeiten   binnen   zweier  Wochen,  vom  Tage  der 
Wirksamkeit  des  Concessionsgesetzes  an  gerechnet,  zu  beginnen ; 

b)  die  Detailpläne  innerhalb  90   Tagen  der  Regierung  vorzulegen; 

c)  den  Bau  nach   erfolgter  Genehmigung  der  Detailpläne  sofott  zu 
beginnen. 

Die  Staatsverwaltung  verpflichtet  sich  hingegen,  dem  Concessionär 
ihren  Beschluss  hinsichtlich  der  vorgelegten  Pläne  binnen  einem  Monate, 
von  der  Einreichung  derselben  an  gerechnet,  bekanntzugeben. 

§  32. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  innerhalb  einer  Zeitfrist  von 
23  Monaten,  vom  Tage  der  Wirksamkeit  des  Concessionsgesetzes  an 
gerechnet,  die  couceBsionirte  Linie  zu  vollenden  und  dem  Verkehr  zu 
übergeben. 

Es  wird  übrigens  dem  Concessionär  freistehen,  insofern  er 
die  hier  concessionirte  Linie  früher  vollenden  sollte,  dieselbe  noch  vor 
dem  anberaumten  Termine  dem  Vei  kehre  zu  tibergeben  und  die  laut 
§  34  entfallende  Garantiesumme  in  Anspruch  zu  nehmen. 

§  33. 

Die  von  Seite  des  Coccessionärs  im  Sinne  des  §  4  der  allge- 
meinen BediDgnisse  zu  erlegende  Caution  wird  auf  300.000  fl.,  das 
ist:     Dreihunderttausend   Gulden,    festgesetzt,  und    die   Regierung  ist 
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berechtigt,  insoferne  dieselbe  von  ihrem  in  den  §§  4,  24  und  27  vor* 
behaltenen  Rechte  keinen  Gebrauch  machen  wollte,  falls  der  Conces- 
sionär den  zum  Ausbau  der  Bahn  bestimmten  Termin  nicht  einhalten 
würde,  von  dieser  Caution  unter  dem  Titel  einer  Conventionalstrafe,  zu 
deren  Bezahlung  der  Concessionär  sich  hiemit  ausdrücklich  verpflichtet, 
1000  fl.,  das  ist:  Eintausend  Gulden  österreichischer  Währung,  per 
Tag  ohne  gerichtliche  Intervention  in  Abzog  zu  bringen. 

§  34. 

Für  die  concessionirte  Bahn  garantirt  der  Staat,  vom  Tage  ihrer 
Eröffnung  an  gerechnet,  auf  die  Dauer  der  Concession  im  Durchschnitte 
per  Meile  ein  jährliches  Reinerträgniss  von  45.900  fl.,  das  ist:  Fünf- 
undvierzigtausend  neunhundert  Gulden  in  österreichischer  Währung,  uud 
überdies  eine  bestimmte,  zur  Tilgung  des  emittirten  Capitales  noch 
während  der  Concessionsdauer  (90  Jahre)  nach  einem  dnrch  die 
Regierung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  zu  verwendende  jährliche 
Tilgungsquote  in  Silber  derart,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
per  Meile  den  obigen  garantirten  Betrag  sammt  der  Tilgungsquote  nicht 
erreichen  sollte,  der  Staat  das  Fehlende  zu  ergänzen  gehalten  sein  soll. 
Die  unter  obigem  Titel  von  Seite  des  Staates  zu  leistenden  Beträge 
kann  das  Ministerium  in  Silber  oder  in  Papiergeld  dem  Concessionär 
ausfolgen,  in  letzterem  Falle  jedoch  mit  einer  dem  Silberagio  am 
Tage  der  Anweisung  entsprechenden  Aufzahlung. 

Der  Betrag  des  garantirten  Reinerträgnisses  wurde  unter  der 
Voraussetzung  festgestellt,  dass  der  Anschaftung^werth  der  für  die  Bahn 
per  Meile  erforderlichen  Betriebsmittel  60.000  fl.  österr.  Währ,  repräsen- 
tiren  wird. 

Sollte  die  Ersetzung  der  im  §  29  erwähnten  hölzernen  Brücken 
und  sonstiger  Holzbauten  durch  andere  aus  soliderem  Materiale,  oder 
sollte  eine  Vermehrung  der  dem  AnscharTungswerthe  von  60.000  fl. 
entsprechenden  und  in  gutem  Betriebszustaude  erhaltenen  Fahrbetriebs- 
miitel  nothwendig  werden,  so  ist  der  Concessionär  gehalten,  auf  Ver- 
langen der  Regierung  die  Umgestaltung  der  erwähnten  Kunstbauten, 
beziehungsweise  die  Vermehrung  der  Fahrbetriebsmittel,  und  zwar,  falls 
das  Erträgniss  der  Bahn  8  Percent  des  inveHtirten  Stammcapitals 
erreicht,  und  der  Concessionär  die  vom  Staate  auf  Grund  der  Zinsen- 
garantie erhaltenen  Vorschüsse  sammt  Ziusen  bereits  riickgezahlt  hat, 
aus  den  Einkünften  der  Bahn  selbst,  vor  Eiutritt  dieses  Zeitpunktes 
aber  im  Wege  eines  mit  der  Regierung  getroffenen  speciellen  Ueberein- 
kommeus  zu  bewiik"n. 

§  35. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  für  den  Fall,  als  er  die  Con- 
cession für  die  galizische  Strecke  dieser  Eisenbahn  nicht  erlangen  sollte, 
in  Betreff  der  Betriehsübergabe  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn 
mit   der  KaK-hau-Oderbevger  Eisenbahngesellüchaft  uud  mit  demjenigen, 
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welcher  die  Concession  für  die  galiziscbe  Strecke  der  Eperies-Tarnöwer 
Bahn  erlangen  wird,  eine  Vereinbarung  zu  treffen  und  Demjenigen  von 
diesen  Beiden  den  Betrieb  zu  überlassen,  welchem  die  Regierung  auf 
Grund  der  Unterhandlungen  nach  Vernehmung  des  Concessionärs  solchen 
zusprechen  wird. 

Sollten  aber  die  diesfälligen  Verhandlungen  zwischen  dem  Con- 
cessionär  und  den  benannten  Gesellschaften  zu  keinem  günstigen 
Resultate  führen,  so  hat  die  Staatsverwaltung  das  Recht,  neuerliche 
Verhandlungen  anzuordnen,  bei  denselben  zu  interveniren  und  auf  das 
Zustandekommen  möglichst  günstiger  Bedingungen  Einfluss  zu  üben. 

Dazu,  dass  dieße  Bahn  selbständig  verwaltet  werde,  ist  eine 
besondere  Bewilligung  der  Regierung  erforderlich. 

Endlich  darf  die  Uebertragung  des  Eigenthumes,  beziehungsweise 
der  Concession  der  Bahn  an  einen  Anderen  —  worunter  jedoch  die 
Verfügung  der  §§  16  und  17  dieser  Concessionsurkunde  nicht  ver- 
standen werden  kann  —  gleichfalls  nur  mit  Einwilligung  der  Regierung 
stattfinden. 

§  36. 

Auf  die  Dauer  des  Baues  der  Bahn  hat  der  Concessionär  für 
seine  Arbeiter  Krankenhäuser  eitiEuricbten.  Falls  aber  einige  seiner 
Arbeiter  in  öffentlichen  Krankenhäusern  gepflegt  worden  sind,  wird  der 
ConcessionSr  die  hiefür  entfallenden  Kosten  den  betreffenden  Anstalten 
vierteljährig  zu  ersetzen  haben. 

2.  Vertrag  vom  8.  April  1876, 

abgeschlossen  mit  Genehmigung  des  königrl.  ungarischen  Ministers  fflr 
öffentliche  Arbeiten  und  €omnmnicntionen  und  des  königrl.  ungarischen 
Finanzministers  zwischen  dem  Directionsrathe  der  Kaschau-Oderberger 
Eisenbalingesellschaft  einerseits  und  dem  Directionsrathe  der  Eperies- 
Tarnöwer  Kiseubahri  (ungarische  Strecke)  andererseits  in  Betreff  der  Ver- 
einigung der  genannten  zwei  Eisenbahnen. 

§  1- 

Die  durch  den  Gesetzartikel  XIV  vom  Jahre  1871  inarticulirte  Con- 
cessionsurkuude  betreffs  Ausbau  und  Betrieb  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-Taruöwer  Bahn  sammt  allen  daraus  entspringenden  Rechten 
und  Pflichten  wird  hiermit  auf  die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn- 
gesellschaft  übertragen. 

§  2. 

Infolge  dieser  Uebertragung  geschieht  die  Vereinigung  der  zwei 
Bahnkörper  derart,  da68  die  Abrechnungen  und  Bilanzen  der  auf 
Grund  dieses  Vertrages  vereinigten  Gesellschaft  einheitlich  geführt 
werden;  es  steht  jedoch  der  Regierung  das  Recht  zu,  in  dem  Falle  von 
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den  einzelnen  Thcilen  der  gesainmten  uugariseben  Linien  auch  separate 
Bücher  über  die  Betriebsrechnungen  führen  zu  lassen,  wenn  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  aus  der  Staatsgarantie  entspringenden  Abrechnungs- 
beziehungen der  österreichischen  und  der  gegenwärtigen  ungarischen 
Linie  der  Kaschau- Oderberge r  Bahn  für  nothwendig  befunden  werden 
sollte.  Es  wird  indessen  ausdrücklich  bedungen,  dass  die  gesamtsten 
ungarischen  Linien  der  vereinigten  Gesellschaft  —  auch  die  Strecke 
Eperies-Leluchow  hieher  gerechnet  —  gegenüber  dem  ungarischen 
Staatsärar  hinsichtlich  der  übernommenen  Garantiepflicht  unter  allen 
Umständen  ein  einheitliches  Ganze  bilden  sollen;  und  dass  insbesondere 
unter  Aufre  cbterbaltuog  des  mit  der  österreichischen  Strecke  bestehenden 
Abrechnungsverhältnisses  weder  von  einem  Deficit,  noch  auch  von 
einem  Ueberschuss  des  Betriebes  insolange  die  Rede  sein  könne,  als 
die  Gesammteinnahmen  der  ungarischen  Linien  deren  Gesammtausgaben 
nicht  decken,  respective  bis  das  für  diese  Linien  garantirte  reine  Ein- 
kommen nicht  vollkommen  erreicht  wird. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  6.  August  187G  unter  „Ilauptlinie"  (Doc.  10). 

§  3. 

Der  gegenwärtige  Stand  des  Actiencapitales  der  beiden  Gesell- 
schaften wird  zum  Zwecke  der  gleichzeitigen  Regelung  der  schwebenden 
Geldfragen  folgendermaassen  constatirt: 

Das  Actiencapital  der  Kaschau- Oderberger  Bahn  besteht  aus 
07.06.'*  Stück  Actien  ;\  200  fl.  österr.  Währ.  Silber  per  Stück,  d.  i. 
10,412.600  fl.  Nominalweith,  worauf  aus  der  für  diese  Eisenbahn 
ursprünglich  garantirten  reinen  Einnahme  —  nach  Abzug  der  Zinsen 
und  der  planmässigen  Amortisation  der  Prioritätsobligatiouen  I.  Serie, 
und  ausser  der  Amortisationsquote  —  gegenwärtig  070.630  österr.  Währ. 
Silber  entfallen,  welche  einer  fünfpercentigen  jährlichen  Dividende  ent- 
sprechen. 

Das  Actiencapital  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies-Tarnöwer 
Bahn  aber  besteht  aus  14.284  Stück  schon  emittirten  uud  aus  6401V|0oo 
Stück  auf  Grund  des  §  7  der  Statuten  noch  emittirbaren  und  gleich- 
falls über  200  fl.  ÖBterr.  Währ.  Silber  lautenden  Actien,  zusammen  im 
Nominalwerthe  von  2,H60.7 K3  fl.  80  kr.,  worauf  aus  der  ursprünglich 
garantirten  reinen  Einnahme,  nach  einem  gleichen  Abzog  und  ebenfalls 
einer  fünfpercentigen  Dividende  entsprechend,  gegenwärtig  ausser  der 
Amortisationsquote  jährlich  143.480  fl.  10  kr.  österr.  Währ,  in  Silber 
entfallen. 

Auf  Grund  dieser  Daten  werden  die  schwebenden  Geldfragen  der 
beiden  Gesellschaften  folgendermaassen  geordnet: 

a)  Die  Kaecbau  Oderberger  Eisenbnhngesellschaft  tiberlässt  dem 
ungarischen  Staate  im  Sinne  des  mit  der  Regierung  am  heutigen 
Tage  abgeschlossenen  Vertrages  zum  Zwecke  der  Verzinsung  und 
Amortisation   einer  zur  Befriedigung  der  Generalbauunternebmnng 
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unter  specieller  Garantie  des  Staates  aufzunehmenden  Anleihe  aus 
den  ihr  ursprünglich  garantirten,  respective  auf  die  Actionäre 
entfallenden  und  weiter  oben  ziffermässig  angegebenen  reinen 
Einnahmen  193.577  fl.  59  kr.  österr.  Währ,  in  Silber,  welche 
Summe  schon  von  der  Einlösung  der  am  1.  Juli  1.  J.  fälligen 
Coupons  angefangen  einer  Herabminderung  der  von  den  Actionären 
bisher  genossenen  fünfpercentigen  jährlichen  Dividende  auf  vier 
Percent  in  der  Weise  entspricht,  dass  548  fl.  41  kr.  in  Silber  ihr 
noch  jährlich  zur  Verfügung  bleiben. 

b)  Von  Seite  des  Verwaltungsrathes  der  Eperies-Tarnöwer  Bahn 
(ungarischer  Theil)  wurde  gleichzeitig  ausgewiesen,  dass  die 
Angelegenheit  des  Baues  und  der  Instruirung  dieser  Bahn  ohne 
jedwede  weitere  Entschädigung  abgewickelt  wurde,  demzufolge 
also  der  für  die  Actionäre  entfallende,  gegenwärtig  einer  fünf- 
percentigen  jährlichen  Dividende  entsprechende  und  weiter  oben 
ziffermässig  angegebene  Theil  der  für  diese  Bahn  garantirten 
reinen  Einnahme  nach  dem  Baugeschäfte  vollkommen  intact  bleibt. 

c)  Die  Angelegenheit  der  auf  der  Eperies- Leluchower  Bahn  bis 
Ende  des  Jahres  1S75  entstandenen  Betriebsdeficite  wird  derart 
geregelt,  dass  das  Aerar  die  zu  diesem  Zwecke  bisher  ausgefolgten 
und  je  nach  dem  Resultate  der  Betriebsschlussabrechnuugen  etwa 
nachträglich  noch  zu  rectificirenden  und  etwa  noch  auszufolgenden 
Summen  zwar  auf  eine  später  festzustellende  Art  und  mit  einem 
ebenfalls  später  zu  bestimmenden  Zinsfusse,  doch  jedenfalls 
nur  ans  dem  Betriebsüberschuese  der  gemeinschaftlichen  Bahn 
zurückfordern  wird. 

d)  Die  Regierung  gibt  das  Versprechen  ab,  dass  sie  die  endgiltige 
Erledigung  der  bis  Ende  des  Jahres  1874,  respective  1875 
reichenden  Schlussabrechnungen  in  kürzester  Zeit  bewirken  wird. 

e)  Endlich  entsagen  die  Actionäre  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-Tarnower  Bahn  zu  Gunsten  der  vereinten  Gesellschaft, 
doch  ohne  die  Garantiepflicht  des  Staates  zu  berühren,  jenem 
Theile  der  für  diese  Strecke  ursprünglich  garantirten  reinen  Ein- 
nahme, welcher  einem  halben  Percent  des  schon  emittirten  un  \ 
noch  emittirbaren,  sich  auf  2,869.783  fl.  80  kr.  österr.  Währ,  belau- 
fenden Actiencapitales  entspricht  und  ziffermässig  14.348  fl.  92  kr. 
österr.  Währ,  iu  Silber  ausmacht,  unter  der  ausdrücklichen 
Bedingung  indes»,  dass  diese  mit  dem  sub  Punkt  a)  erwähnten, 
aus  548  fl.  41  kr.  bestehenden  Reste  auf  14.897  fl.  33  kr.  zu 
ergänzende  Jahresrente  in  erster  Reihe  zur  Deckung  der 
etwaigen  schwebenden  oder  später  entstehenden  ungedeckten 
Schulden  oder  Risken  der  vereinten  Gesellschaft  verwendet  werde 
und  überhaupt  zum  Schutze  des  im  weiter  unten  folgenden  §  4 
erwähnten  Dividendenbetrages  diene,  und  somit  zur  Vertheilung 
unter  den  Actionären  in  einer  capitalisirten  Gestalt  im  Allgemeinen 
nie,  als  Rente  aber  nur  dann  und  zu  jenem  Theile  gelange,  wann 
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und  zu  welchem  Theile  dies  der  Vermögenestand  der  Gesellschaft 
zulässt.  —  Diese  Bestimmung  ist  auch  in  die  Statuten  der  ver- 
einten Gesellschaft  aufzunehmen. 

§  4. 

Infolge  der  im  obigen  Paragraphe  enthaltenen  Bestimmungen 
geschieht  nun  die  Vereinigung  der  beiden  Gesellschaften  derart,  dass 
die  Actionäre  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies-Taruöwer  Bahn  für 
je  8  (acht)  Stück  ihrer  auf  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  per  Stück 
lautenden  und  gegenwärtig  eine  fünfpercentige  jährliche  Dividende 
eintragenden  Actien,  je  D  (nenn)  Stück  —  das  Stück  ebenfalls  zu  200  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  —  solcher  Actien  der  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahngesellechaft  in  Tausch  erhalten,  welche  zwischen  den  Grenzen 
der  für  beide  Eisenbahnen  garantirten  Reineinkünfte  eine  jährliche 
vierpercentige  Dividende  in  Aussicht  stellen. 

Demzufolge  wird  das  Actiencapital  der  vereinten  Gesellschaft  auf 
22,641.000  fl.  festzusetzen  sein,  aus  welcher  Summe  für  den  Austausch 
der  schon  emittirten  und  noch  emittirharen  Actien  des  ungarischen  Theiles 
der  Eperies-Tarnöwer  Bahn  fl.  »,228.400,  als  16. 142  Stück  Actien 
entsprechend,  entfallen. 

Nachdem  aber  jenes,  aus  358.61 62/J0  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
bestehende  Nominalmehrcapital,  womit  dieser  letztere  Betrag  das  schon 
ursprünglich  cmittirte  und  noch  emittirbare  Actiencapital  des  ungarischen 
Theiles  der  Eperies-Tarnöwer  Bahn  übersteigt,  in  der  für  diese  Bahn 
concessionsmäosig  garantirten  reinen  Einnahme  seine  Deckung  in  Hin- 
kunft nicht  findet:  so  werden  von  Seite  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-Tarnöwer  Bahn  an  das  Staatsärar  sofort  nach  erfolgter  End- 
giitigkeit  des  gegenwärtigen  Vertrages  ein-  für  allemal  7800  fl.  österr. 
Währ.  Silber  ausbezahlt,  wofür  der  Staat  die  Garantie  des  bestehenden 
reinen  Ertrages  vom  Jahre  1954,  als  vom  Beginne  der  Tilgung  des 
Actiencapitals  an,  auch  auf  die  Amortisationsquote,  welche  dem  obigen 
Mehrcapital  planmäasig  entspricht,  ausdehnt. 

S  5- 

Bei  Gelegenheit  des  Austausches  der  Actien  des  ungarischen 
Theiles  der  Eperies-Tarnöwer  Bahn  werden  zugleich  auch  die  ursprüug- 
licheu  Actien  der  Kaschau-Üderberger  Bahn  eingezogen,  respective 
ausgetauscht.  Die  neuen  Actieu  bind  nach  dem  bei  der  Regierung 
deponirten  Formular  zu  textiren. 

Dieser  Austausch  hat  von  Seite  der  Gesellschaft  längstens  in  einem 
Jahre  von  der  Publicatiou  des  diesen  Vertrag  gutheissenden  Gesetzes 
zu  erfolgen.  Bit»  dahin  üben  die  Actionäre.  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-Tarnöwer  Balm  ihre  Rechte  auf  Grund  der  bisherigen  Actien 
i:i  der  Generalversammlung  der  vereinigten  Gesellschaft  aus;  auf 
den  Barsen  aber  werden  diese  Actien  als  1 '/^  der  Kaschau-Oder- 
berger Actie  gleichkommend   und    gleich    verzinst    uotirt,   zu  welchem 
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Zwecke  allen  jenen  Börsenbehörden,  wo  die  Kascbau  Odetberger  Actien 
notirt  werden,  die  vorscbriftsmässige  Meldung  längstens  in  einem 
Monate  von  der  Publication  des  diesen  Vertrag  genehmigenden  Gesetzes, 
jedenfalls  aber  nur  nach  dem  1.  Juli  1.  J.  darüber  zu  machen  ist, 
dass  die  im  Sinne  des  §  3  zu  erfolgende  Herabsetzung  der  Dividenden* 
coupons  bei  der  Einlösung  der  am  1.  Jänner  1877  fälligen  Coupons 
ihren  Anfang  nehmen  wird. 

Die  Statuten  der  vereinigten  Gesellschaft,  welche  durch  den 
beiderseitigen  Verwaltungsrath  auszuarbeiten  sind,  haben  auch  eine 
Verfügung  über  die  Einlösung  und  Verjährung  jener  Actien  zu  ent- 
halten, welche  Actiouären  der  Eperies-Tarn6wer  Bahn  (ungarische  Strecke) 
ausgefolgt  werden,  die  nicht  vollzählige  Actien  zum  Eintausche  präsentiren. 

§  6- 

Die  Prioritätsobligationen  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies- 
Tarnöwer  Bahn  werden  unter  Aufrechthaltung  aller  wesentlichen 
Bestimmungen  der  Originalobligationen,  des  Amortisationsplanes  u.  s.  w. 
gegen  Prioritätsobligationen  der  Kascbau  Oderberger  Bahn,  welche  nach 
dem  ebenfalls  bei  der  Regierung  depouirten  Formular  auszustellen  sind, 
gleichzeitig  mit  den  Actien  ausgetauscht,  und  wird  diese  Prioritätsanleihe 
auf  die  Linie  Eperies- Lelucbow  primo  loco  intabulirt.  Es  versteht  sich 
tibrigeus  von  selbst,  dass,  wenn  einzelne  Besitzer  der  fraglichen 
Prioritäten  den  Austausch  nicht  in  Anspruch  nehmen  sollten,  diesen 
gegenüber  die  Kaschau-Oderberger  Bahn  im  Sinne  der  nicht  ausge- 
tauschten Obligationen  in  Obligo  bleibt. 

§  7. 

Die  im  Sinne  der  §§  4  und  5  auszufertigenden  neuen  Actien  und 
Actienanweisungen  treten  hinsichtlich  der  Stempelgebühren  und  Coupou- 
steuer  in  dieselben  Begünstigungen,  derer  die  Originalactien  der  Kaschau- 
Oderberger  Bahn  theilhaftig  wurden;  die  im  Sinne  des  §  6  auszu- 
stellenden neuen  Obligationen  aber  geniessen  jene  Begünstigungen,  welche 
für  die  zufolge  des  Austausches  zu  vernichtenden  Originalobligationen 
im  Sinne  der  jetzt  übertragenen  Concessionsurkunde  garantirt  wurden. 
Die  Ausfertiguugskosten  der  neuen  Actien  und  Prioritäten,  wie  auch 
die  für  die  Notirung  der  letzteren  an  allen  jenen  Börseu,  wo  die 
ursprünglichen  Titres  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  notirtt  werden, 
zu  zahlenden  Gebühren  werden  aus  den  vom  Baufonde  der  Eperies- 
Leluchower  Linie  refundirten  Beträgen,  welche,  theilweise  zur  Er- 
gänzung der  Verkehrsmittel  bestimmt,  als  Reserveeummen  behandelt 
werden,  geleckt. 

§  8. 

Inwieferne  für  die  Eperies-Leluchower  Linie  in  der  Concessions- 
urkunde noch  eine  sich  weiter  erstreckende  Steuerfreiheit,  und  ausser 
dieser  auch  noch  bedungen  ist,  dass  nur  die  Hälfte  des  zu  erreichenden 
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Betriebsüberschusaea  zur  Refundirung  der  Staatsvorschüsse  verwendet 
werden  soll:  entsagt  die  vereinte  Gesellschaft  den  aus  diesem  Umstände 
entstehenden  Begünstigungen  derart,  dass  diesbezüglich  die  hieber  ein- 
schlagenden Bestimmungen  der  Concessionsurkunden  der  Kaschau- Oder- 
berger  Bahn  hinsichtlich  beider  Strecken  in  Kraft  bleiben. 

Vgl.  die  §§  21  und  23  der  Coucessionsurkunde  vom  26.  Juui  1866  unter 
„Hauptlime"  (Doc.  1),  und  die  §§  21  und  23  der  durch  den  Gesetzartikel  XIV 
vom  Jahre  1371  inartioulirten  Coneessionsurkunde  (Doc.  1). 

§ 

Da  der  Belitz  der  Eperies-Leluchower  Linie  und  deren  Zuge- 
hörigkeiten auf  die  Kaschau-Oderberger  Eisenbahugesellschaft  übergeht, 
so  ist  die  geuannte  Linie  grundbücherlich  auf  die  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahngesellschaft  gebührenfrei  umzuschreiben.  E*  übergehen  eben- 
falls in  deu  Besitz  der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft  auch 
die  aus  dem  Bau-  und  Betriebsfonde  der  Eperies-Leluchower  Linie 
angeschafften  beweglichen  Güter  und  bestehenden  Geldvorräthe,  die  im 
Interesse  des  Betriebes  derselben  Linie  eingegangenen  Verträge,  die 
gegeuüber  der  Regierung  bestehenden  Vorschussschulden,  der  noch 
nicht  getilgte  Theil  jener  Entschädigung  per  102.000  österr.  Währ., 
welche  zum  Zwecke  der  Expropriation  der  für  das  zweite  Geleise  zu 
verwendenden  Grundstücke  die  Eperies-Leluchower  Linie  von  ihrer 
Bauunternehmung  entliehen  hat,  und  welche  von  der  Regierung  zu 
Lasten  der  Betriebsrechnung  genehmigt  wurde,  sowie  endlich  die  für  die 
Eperies-Leluchower  Linie  in  Autsicht  gestellte  Investitiousanleihe,  und 
im  Allgemeinen  der  ganze  VermögenBBtand  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-Tarnöwer  Bahn,  dessen  active  und  passive  Forderungen  u.  s.  w. 

Hingegen  willigt  der  Verwaltungsrath  des  ungarischen  Theiles  der 
Eperies-TarLÖwer  Bahn  ein,  dass  die  zum  Bebufe  der  Tilgung  der  für 
die  Generalbauunternehmung  der  Kaschau-Oderberger  Bahn  votirten 
Entschädigung  aufzunehmende  Anleihe,  wie  auch  die  gemeinschaft- 
liche Investitionsanleihe  auch  auf  die  Eperies-Leluchower  Linie 
intabulirt  werde. 

Die  wegen  gemeinschaftlicher  Benützung  des  Eperieser  Bahn- 
hofes id&  Zuge  befindlichen  Verhandlungen  werden  eingesellt,  und  die 
aus  dieser  gemeinschaftlichen  Benützung  aufrecht  entstandenen  For- 
derungen und  Schulden  gegenseitig  fallen  gelassen. 

§  io. 

Hinsichtlich  des  auf  der  Linie  Eperie3-Leluchow  verwendeten  und 
dem  Personalstande  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  angehörenden 
Personales  verfügt  eine  protokollarisch  aufgenommene  separate  Ver- 
einbarung. 
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§  IL 

Sobald  dieser  Vertrag  zur  Endgiltigkeit  gelaugt  und  die  im  obigen 
Punkte  2  erwähnte  Regulirung  der  Verrechnungsfrage  erfolgt  ist,  hat 
die  Uebergabe,  respective  Uebernahme  des  Betriebes  der  Eperies- 
Lelucbower  Linie  unabhängig  von  der  im  Wege  einer  Generalversamm- 
lung zu  erfolgenden  Bildung  der  vereinigten  Gesellschaft  unverzüglich 
zu  erfolgen,  und  werden  die  unterfertigten  Minister  veranlassen,  dass 
diese  Uebergabe  mit  Rücksicht  auf  das  gegenüber  den  ungarischen 
Staatsbahnen  bestehende  Kündigungsverhältniss  nicht  behindert,  respec- 
tive an  den  Ablauf  der  Kündigungsfrist  nicht  gebunden  werde.  Von 
den  sich  vereinigenden  Gesellschaften  wird  auf  Grund  des  neuen 
Handelsgesetzes  sich  keine  separat  umgestalten,  sondern  es  wird  die 
constituirende  Generalversammlung  der  vereinten  Gesellschaft  läugstens 
in  zwei  Monaten  nach  Sanctiooirung  des  den  gegenwärtigen  Vertrag 
genehmigenden  Gesetzes  abgehalten.  Die  Function  des  Verwaltungs- 
rathes  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies- Tarnöwer  Bahn  hört  nach 
der  unbehinderten  Uebergabe  des  Betriebes  der  Linie  auf. 

Es  wird  übrigens  noch  gegenseitig  festgestellt,  dass  mit  Rücksicht 
auf  das  StaatFgarantieverhältniss  der  Beginn  der  Vereinigung  der  gegen- 
wärtigen ungarischen  Linie  der  Kaschau  Oderberger  Bahn  mit  der 
Eperies-Leluchower  Linie  vom  1.  Jänner  1876  an  zu  berechnen  sei. 

§  12. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  hinsichtlich  der  durch  die  unter- 
fertigten Verwaltungsräthe  vertretenen  zwei  Gesellschaften,  sobald  die 
zu  diesem  Behufe  einberufenen  gesellschaftlichen  Generalversammlungen 
denselben  genehmigt  haben,  gleich  in  Kraft;  hinsichtlich  des  Staates 
aber  dann,  wenn  der  diesbezüglich  der  Legislative  zu  unterbreitende 
Gesetzentwurf  rechtskräftig  geworden  sein  wird.  Ausserdem  wird  noch 
die  Giltigkeit  dieses  Vertrages  von  der  Bedingung  abhängig  gemacht, 
dass  den  die  Regelung  der  Geldangelegenheiten  der  Käsebau- Oder- 
berger Bahn  betreffenden  Vertrag  sowohl  die  Generalversammlung  der 
Kaschau-Oderberger  Bahn,  wie  auch  die  Legislative  genehmige. 

Sollten  aber  entweder  die  betreffenden  Generalversammlungen, 
oder  aber  die  Legislative  diese  Verträge  nicht  genehmigen,  so  wird 
keine  der  contrabirenden  Parteien  berechtigt  sein,  aus  dem-  gegen- 
wärtigen Vertrage  hinsichtlich  Anerkennung  der  verhandelten  Rechte 
und  Verpöichtungen,  oder  hinsichtlich  Beanspruchung  der  daraus  abzu- 
leitenden Begünstigungen  Folgerungen  aufzustellen. 

Die  legislative  Genehmigung  beider  Vortrage  erfolgte  dureh  den  XXXVIII. 
Gesetzartikel  vom  Jahre  1879  (siehe  „Hauptlinie"  Doc.  12). 

§  13. 

Die  drei  Originalexemplare  dieses  Vertrages,  deren  eines  von  der 
Regierung,   je   eines   aber   von   den  unterfertigten  Verwaltungsrätben 
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übernommen  wurde,  so  auch  die  zu  dessen  Durchführung  etwa  noch 
abzuschließenden  Detailverträge  und  auszustellenden  Documente  sind 
Stempel-  und  gebührenfrei. 

Budapest,  am  8.  Aptil  1876. 

K.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn: 
Thomas  v.  Pechy  m.  p.  Eduard  Loisch  m.  p. 

Aebly  m.  p.     Maistre  in.  p 

Coloman  v.  Szell  m.  p. 

Epories-Tarnower  Bahn  (ungarischer  Theil): 
Brüll  m.  p.  Stelger  m.  p. 
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I.  Abschnitt. 
Actiengesellschaft. 

§  1. 

Grundlage,  Firma,  Sitz. 

Die  auf  Grand  der  Concessionsurkunde  vom  26.  Juni  1866 
(Anhang  Ä),  der  Additionalübereinkommen  vom  30.  desselben 
Monates  (Anbang  B)  und  vom  22.  Juni  1867  (Anhang  C)  und 
der  durch  den  Gesetzartikel  XIV  vom  Jabre  1871  inarticulirten  Con- 
cessionsurkunde (Anhang  D)  unter  der  Firma  „k.  k.  priv.  Kaschau- 
Oder  berger  Eisenbahngesellschaft"  und  „ Ungarischer  Theil  der  Eperies- 
Tarnöwer  Eisenbahn"  bisher  abgesondert  bestandenen  zwei  Actien- 
gesellschaften  haben  sich  in  Gemässheit  des  durch  den  Gesetzartikel 
XXXVIII  vom  Jahre  1879  inarticulirten  Vertrages  vom  8.  April  1876 
(Anbang  25),  mittelst  dessen  die  durch  den  Gesetzartikel  XIV 
vom  Jahre  1871  inarticulirte  Concessioosurkunde  zum  Bau  und  Betrieb 
des  ungarischen  Theiles  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn  sammt  allen 
daraus  entspringenden  Hechten  und  Pflichten  auf  die  k.  k.  priv. 
K aschau* Od erberger  Eisenbahn  übertragen  wurde,  unter  der  beibe- 
haltenen Firma:  „k.  k.  priv.  Kaechau-Oderberger  Eisenbahn1*  zu  einer 
Actiengesellschaft  vereinigt,  deren  Sitz  Budapest  ist. 

Die  bezogenen  Anhänge  A,  B  nnd  C  erscheinen  bereits  unter  „Haupt- 
linie" (Doo.  1,  2  und  3)  und  die  Anhänge  D  und  E  unter  „Eperies-Tarnöwer  Bahn'* 
(Doc.  1  und  2)  abgedruckt;  von  der  Reproduoirung  der  weiteren  minder  wesent- 
lichen Statutenanhänge  wurde  dagegen  abgesehen. 

§  2. 

Gegenstand  des  Unternehmens. 
Gegenstand  des  Unternehmens  ist: 

54* 
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a)  Der  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn  von  K aschau  bis 
Oderberg,  und  von  Abos  über  Eperies  und  Kis-Szeben  in  der 
Richtung  nach  Tarnöw  bis  an  die  ungarisch-österreichiBche 
(galizische)  Landesgrenze. 

b)  Die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Eisenwerken,  Kohlengruben 
und  anderer  industrieller  Etablissements  zur  Förderung  des  gesell- 
schaftlichen EUenbahnbaues  und  Betriebes. 

c)  Die  Beistellung  von  Mitteln  zum  Personen-  und  Frachtenverkehr 
zu  Wasser  und  zu  Land  unter  Beobachtung  der  gesetzlicheu 
Bestimmungen. 

§  3. 
Dauer. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  die  Zeitdauer  der  Concession 
beschränkt. 

Die  Gesellschaft  löst  sich  jedoch  auch  früher  auf,  wenn  ihre 
Eisenbahn  laut  Concessionsurkunde  vom  Staate  eingelöst  oder  von  ihr 
veräussert,  und  zugleich  nicht  beschlossen  wird,  dass  die  Gesellschaft 
zu  ihren  übrigen  Zwecken  (§  2,  lit.  6,  c.)  fortbestehen  soll. 

§ 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  sind  in  dem 
Amtsblatt  der  königl.  ungarischen  Regierung  in  Budapest  und  der 
k.  k.  österreichischen  Regierung  in  Wien  in  der  Regel  mittelst  drei- 
maliger Einschaltung  zu  verlautbaren. 

Die  gesellschaftliche  Direction  kann  jedoch  nach  ihrem  Ermessen 
sowohl  Kundmachungen  auch  in  anderen  Zeitungsblättern  veröffentlichen, 
als  auch  von  der  dreimaligen  Einschaltung  solcher  Kundmachungen, 
welche  sich  lediglich  auf  Eisenbahubetriebsangelegenheiten  beziehen, 
ausnahmsweise  abweichen. 

II.  Abschnitt. 

Anlagecapital. 

§  5. 
Stammcapital. 

Das  Stammcapital  der  Gesellschaft  beträgt  22,641.000  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  und  wurde  durch  Ausgabe  von  Actien  über 
deu  gleichen  Nominalbetrag  aufgebracht. 
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§  6. 
Actien. 

Die  Gesammtzahl  der  Actien  betragt  113.205  Stück,  je  einzeln 
über  den  Nominalbetrag  von  200  Oulden  österr.  Währ,  auf  Inhaber 
lautend,  nnd  voll  eingezahlt. 

Diese  Actien,  deren  Text  sub  F  angeschlossen  ist,  sind  ans 
den  bei  der  Gesellschaft  aufbewahrten  Juxtenbüchern  ausgeschnitten, 
mit  fortlaufender  Nummer,  dem  trockenen  Firmastempel  der  Gesellschaft, 
und  mit  der  Unterschrift  zweier  Directionsmitglieder  und  des  Cassiers 
verseben. 

§  7. 

Actiencoupons.  Couponstalon. 

Jeder  einzelnen  Actie  sind  42  Stück  Coupons,  welche  innerhalb 
der  Grenzen  des  garantirten  Reinertragnisses  einer  jahrlichen  vier- 
percentigen  Dividende  entsprechen,  und  1  Stück  Couponstalon  bei- 
gegeben, deren  Text  sub  G  (Coupon)  und  sub  E  (Talon)  ange- 
schlossen ist. 

§  8. 

Actieninterimsscheine,  Coupons  derselben. 

Nachdem  die  Actionäre  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies- 
Tarnöwer  Eisenbahn  laut  Vertrages  vom  8.  April  1876  (Anhang  E) 
für  je  8  Stück  ihrer  gegenwärtig  in  Umlauf  befindlichen,  und  in  der 
obaogegebenen  Actienanzahl  inbegriffenen  14.284  Stück  Actien  im 
Wege  des  Austausches  je  9  Stück  Actien  der  k.  k.  priv.  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahn  —  und  demgemäss  für  je  1  Stück  Eperies-Tar- 
n6wer  1  und  y8tel  Kascbau-Oderberger  Actie  —  zu  erhalten  haben, 
werden  zur  Ermöglichung  dieses  Umtausches  Interimsscheine  je  einzeln 
Über  Ygtel  Actie  der  k.  k.  priv.  Kascbau-Oderberger  Eisenbahn  auf 
Ueberbringer  lautend  ausgestellt  und  jenen  Actionären  des  ungarischen 
Theiles  der  Eperies-Taruower  Eisenbahn  entsprechend  ausgefolgt  werden, 
deren  Actien  mit  ganzen  Stücken  Kascbau-Oderberger  Actien  nicht  aus- 
getauscht werden  können. 

Diese  Interimsscheine,  deren  Text  sub  J  beigeschlossen  ist, 
sind  ans  dem  bei  der  Gesellschaft  aufbewahrten  Juxtenbuch  ausge- 
schnitten, mit  fortlaufender  Nummer,  der  Firma,  dem  Trockenfirma- 
stempel, sowie  auch  der  Unterschrift  des  Cassiers  der  Gesellschaft, 
und  je  einzeln  mit  4  Stück  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  1880  und  1881 
fälligen  Coupons  nach  dem  Formular  K  versehen. 

§  9. 

Austauschfrist.  Verzugsf olgen. 

Ueber  öffentlich  kundzumachende  Aufforderung  der  gesellschaft- 
lichen  Direction    haben   derselben    entsprechend   die  Actionäre  ihre 
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ursprünglichen,  gegenwärtig  im  Umlauf  befindlichen  Actien  der  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahn  und  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies- Tarnower 
Eisenbahn  sammt  zugehörigen  Coupons  und  Talon  bis  längstens 
1.  Juli  1880,  die  erhaltenen  Interimsscheine  a  V^tel  Kaschau- 
Oderberger  Actie  aber  bis  längstens  1.  Juli  1881,  gegen  neue, 
diesen  Statuten  entsprechende  Actien  der  k.  k.  priv.  Kaachau- 
Oderberger  Eisenbahn  sammt  zugehörigen  Coupons  und  Talon  um  so 
gewisser  auszutauschen,  als  sie  sonst  mit  dem  Ablauf  dieser  Präklusiv- 
frist die  gesellschaftliche  Direction  berechtigen,  die  weitere  Theilnahme 
säumiger  Actionäre  au  den  statutenmässigen  Hechten  als  erloschen  zu 
erklären,  die  Nummern  der  auf  diese  Weife  ungiltig  gewordeneu  Actien, 
Coupons,  Talon  und  Interimsscheine  zu  vei öffentlichen,  und  die  betreffende 
Dividende  aus  dem  Reinerträgniss  dem  gesellschaftlichen  Reservefond 
zuzuwenden. 

§  10. 
Reservefond. 

Aus  dem  laut  Vertrages  E}  §  3,  lit.  a  der  Gesellschaft  vom 
1.  Juli  1876  angefangen  alljährlich  zur  VerfüguLg  stehenden  Betrage 
von  548  fl.  41  kr.  österr.  Währ,  in  Silber,  sowie  auch  aus  der 
laut  Punkt  e  desselben  Vertrages  §  3  der  Gesellschaft  vom  1.  Juli 
1879  angefangen  ebenfalls  alljährlich  abkommenden  Summe  von 
14.348  fl.  92  kr.  österr.  Währ,  in  Silber  und  aus  dem  laut  §  2 
des  durch  den  Gesetzartikel  XXXVIII  vom  Jahre  1879  inarticulirten 
Vertrages  vom  8.  April  1876  (Anhang  L)  nach  Begleichung  der  ärari- 
schen Forderung  und  der  Aversionalentschädigung  der  Generalbauunter- 
nehmung zu  verbleibenden  Ueberschuss  des  Anlehensbetrages  von 
6,828.000  fl.  österr.  Währ,  in  Gold  ist  zu  Gunsten  der  Gesellschaft 
ein  nutzbringend  abgesondert  zu  verwaltender  Reservefond  zu  bilden, 
welcher  in  erster  Reihe  zur  Deckung  der  schwebend  etwa  noch  vor- 
handenen, oder  später  zu  entstehenden  ungedeckten  Schulden  oder 
Rißken  der  vereinten  Gesellschaft,  und  überhaupt  zum  Schutze  des 
Dividendenbetrages  zu  dienen  hat,  —  demzufolge  zur  Vertheilung  au 
die  Actionäre  in  capitalisiiter  Form  im  Allgemeinen  nie,  als  Rente  aber 
nur  dann  und  in  dem  Maasse  gelangen  darf,  wenn,  und  in  welchem 
Maasse  der  Vermögensstand  der  Gesellschaft  dies  zulässt,  und  nur 
mit  dem  Einverständnis**  der  königl.  ungarischen  Regierung  benützt 
werden  kann. 

§  IL 

Prioritätsanlehen.  Partialobligationen. 

Die  Gesellschaft  hat  folgende  Prioritätsanlehen  aufgenommen: 
a)   im  Betrage  von  38,825.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  Grund 
der  Concessionsurkunde  sub  A  und  der  Additionalübereinkommen  sub  B 
und   C,   über   welchen  Betrag   die   k.   k.   priv.   Kaschau- Oderberger 
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Eisenbahn  194.126  Stück  Prioritäts- Partialobligationen  je  einzeln 
über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  oder  500  Francs  nach  dem 
Formular  U  ausgegeben  hat; 

im  Betrage  von  4,285.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf 
Grund  der  durch  den  Gesetzartikel  XIV  vom  Jahre  1871  inar- 
ticulirten  Concessionsurkunde  sub  D,  über  welches  Anlehen  die 
Actiengesellschaft  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies-Tarnöwer 
Eisenbahn  14.284  Stück  Prioritäts-Partialobligationen  je  einzeln 
über  300  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  oder  200  Vereinsthaler  oder 
350  fl.  süddeutscher  Währ,  nach  dem  Formular  A  emittirt  hat; 
im  Betrage  von  6,828.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Gold  auf 
Grund  des  mittelst  Gesetzartikel  XXXVIII  vom  Jahre  1879 
inarticulirten  Vertrages  sub  Z»,  über  welches  sie  34.140  Stück 
Prioritäts-Partialobligationen  je  einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ, 
in  Gold  =  500  Francs  =  405  Mark  deutscher  Reichswährung 
nach  dem  Formulare  0  ausgegeben  hat; 

im  Betrage  von  1,200.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf 
Grund  des  österreichischen  Gesetzes  vom  20.  Juni  1879  (R.  G.  Bl. 
Nr.  92),  über  welches  sie  6000  Stück  Prioritäts-Partialobligationen 
je  einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  nach  dem 
Formular  P  emittirt  hat; 

im  Betrage  von  2,291.200  fl.  österr.  Währ,  in  Gold  auf  Grund 
der  Gesetzartikel  XVI  vom  Jahre  1875  und  XI  vom  Jahre  1876, 
über  welches  die  Prioritäts-Partialobligationen  von  dem  königl. 
ungarischen  Finanzministerium  emittirt  wurden; 
im  Betrage  von  7,477.000  Mark  deutscher  Reichswährung  auf 
Grund  des  Gesetzartikels  XVII  vom  Jahre  1888,  über  welches 
die  Prioritäts-Partialobligationen  von  dem  königl.  ungarischen 
Finanzministerium  ausgegeben  wurden; 

im  Betrage  von  47,140.800  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  Grund 
des  Beschlusses  der  Generalversammlung  vom  19.  Juni  1886,  der 
Genehmigung  der  königl.  ungarischen  und  k.  k.  österreichischen 
Regierung,  sowie  des  ungarischen  Gesetzartikels  X  vom  Jahre 
1889,  über  welches  sie  20.704  Stück  Prioritäts-Partialobligationen 
je  einzeln  über  200  Gulden  österr.  Währ.  Silber,  30.000  Stück 
je  einzeln  über  1000  fl.  österr.  Währ  in  Silber  und  2600  Stück 
je  einzeln  über  5000  fl.  Österr.  Währ,  in  Silber  nach  den 
Formularen  Qa,  Qb  und  Qe  ausgegeben  hat  zur  cumulativen 
Einlösung,  beziehungsweise  Convertirung  des  am  1.  Juli  1889 
noch  unverlosten  Restes  der  füofpercentigen  Anleihen  sub  o)  von 
38,825.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  sub  d)  von  1,200.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber; 

im  Betrage  von  16,541.400  Mark  deutscher  Reichswährung  auf 
Grund  des  sub  g)  bezogenen  Beschlusses,  Genehmigungen  und 
Gesetzartikel,  über  welches  sie  23.707  Stück  Priori tätspartial- 
obligationen  je  einzeln  über  200  Mark  deutscher  Reichswährung. 
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9000  Stück  je  einzeln  über  1000  Mark  deutscher  Reichswährung 
und  280  Stück  je  einzeln  Uber  10.000  Mark  deutscher  Reichs- 
wahrung nach  den  Formularen  Qd,  Qe,  Qf  ausgegeben  hat  zur 
Einlösung,  beziehungsweise  Convertirung  des  am  1.  Juli  1889 
noch  unverlosten  Restes  des  Anlehens  sub  c)  von  6,828.000  fl. 
öaterr.  Währ,  in  Gold; 
i)  im  Betrage  von  5,500.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  Grund 
des  österreichischen  Gesetzes  vom  28.  Juni  1888  (R.  G.  Bl. 
Nr.  106),  über  welches  sie  2500  Stück  Prioritäts-Partialobligationen 
je  einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  5000  Stück  je 
einzeln  über  1000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  nach  den  Formularen 
Qg  und  QA  emittirt  hat. 

Nach  Durchführung  der  Conversion  werden  daher  entfallen:  die 
Anlehen  sub  a)  im  Betrage  von  38,825.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber, 
sub  c)  im  Betrage  von  6,828.000  österr.  Währ.  Gold  und  sub  d)  im 
Betrage  von  1,200.000  fl.  österr.  Währ.  Silber,  und  es  werden  nur  die 
folgenden  Anlehen  aufrecht  verbleiben: 

das  sub  lit.  b)  im  Betr.  von     4,285.200  fl.  österr.  Währ.  Silber, 

,      2,291.200  fl.  österr.  Währ.  Gold, 
„      7,477.000  Mk.  Deutsche  Reichsw&hr., 
n    47,140.800  fl.  österr.  Währ.  Silber, 
„     16,541.400  Mk.  Deutsche  Reichwähr,  und 
5,500.000  fl.  österr.  Währ.  Silber. 

Sämmtliche  Prioritäts-Partialobligationen  lauten  auf  Ueberbringer 
und  sind  nach  den  obigen  Kategorien  abgesondert  mit  laufender  Nummer, 
dem  trockenen  Firmastempel  und  mit  der  Unterschrift  deB  Verwaltungs- 
rathes,  respective  mit  der  gesellschaftlichen  Firmazeichnung,  sowie  auch 
mit  der  Unterschrift  des  Cassiers  der  Gesellschaft  versehen. 

§  12. 
Austausch. 

Die  von  der  bestandenen  Actiengesellscbaft  des  ungarischen  Theiles 
der  Eperies -Taroower  Eisenbahn  ausgegebenen  14.284  Stück  Prioritäts- 
Partialobligationen  sub  lit.  b  des  vorstehenden  Paragraphes  sind  laut 
Vertrages  sub  E,  §  6,  unter  Aufrechthaltung  aller  wesentlichen  Bestim- 
mungen des  ursprünglichen  Textes  und  des  Amortisationsplanes  derselben, 
gegen  Prioritäts-Partialobligationen  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn,  welche  nach  dem  Formulare  R  auszufertigen  sind,  gleichzeitig 
mit  den  Actien  auszutauschen. 

Diese  neuen  Prioritäts-Partialobligationen  sind  ebenfalls  aus  dem 
bei  der  Gesellschaft  aufzubewahrenden  Juxtabuch  ausgeschnitten  und 
mit  fortlaufender  Nummer,  dem  trockenen  Firmastempel  und  den 
Unterschriften  zweier  Mitglieder  der  Direction,  sowie  auch  des  Cassiers 
der  Gesellschaft  versehen. 
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Bei  dem  Austausch  muss  die  fortlaufende  Nummer  der  zu  verab- 
folgenden neuen  Prioritäts-Partialobligationen  der  k.  k.  priv.  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahn  mit  der  fortlaufenden  Nummer  der  einzuziehenden 
alten  Prioritäts-Partialobligation  der  bestandenen  Aetiengesellscbaft  des 
ungarischen  Theiles  der  Eperies-Tarnower  Eisenbahn  genau  überein- 
stimmen. 

Wenn  einzelne  Besitzer  von  Prioritäts-Partialobligationen  der 
Actiengesellschaft  des  ungarischen  Theiles  der  Eperies-Tarnower  Eisen* 
bahn  diese  ihre  Titres  gegen  Prioritäts-Partialobligationen  der  k.  k. 
priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  nicht  austauschen,  bleibt  die 
Gesellschaft  im  Sinne  der  nicht  ausgetauschten  ursprünglichen  Obliga- 
tionen in  Obligo. 

§  13. 

Coupons  der  Prioritäts-Partialobligationen. 

Jedem  einzelnen  Stück  der  Prioritäts-Partialobligationen  wurden 
den  obenangegebenen  Kategorien  derselben  entsprechend,  und  zwar: 

a)  den  des  §  11,  lit.  a)  (Adnex  M)  Zinsencoupons  nach  dem  For- 
mulare  5  und  ein  Couponstalon  nach  dem  Formulare  T; 

b)  den  des  §  11,  lit.  b)  (Adnex  N)  Ziosencoupons  nach  dem  For- 
mulare U  und  ein  Couponstalon  nach  dem  Formulare  V; 

c)  den  des  §  11,  lit.  c)  (Adnex  0)  Ziosencoupons  nach  dem  For- 
mulare W  und    ein  Couponstalon  nach  dem  Formulare  X; 

d)  den  des  §  11.  lit.  d)  (Adnex  P)  Zinsencoupons  nach  dem  For- 
mulare Y  und  ein  Couponstalon  nach  dem  Formulare  Za; 

e)  den  des  §  11,  lit.  g)  (Adnex  Qay  Qb,  Qc)  Zinsencoupons  nach 
dem  Formulare  Zh%  Zc,  Zd  und  ein  Couponstalon  nach  dem 
Formulare  Zt\ 

f)  den  des  §  11,  lit  A)  (Adnex  Qrf,  Q«,  Qf)  Zinsencoupons  nach 
dem  Formulare  Zft  Zg,  Zh  und  ein  Couponstalon  nach  dem 
Formulare  Zi.\ 

g)  den  des  §  11,  lit  t)  (Adnex  Qg,  Qh)  Zinsencoupons  nach  dem 
Formulare  Zk,  ZI  und  ein  Couponstalon  nach  dem  Formulare  Zm\ 

A)   den  des  §  12  nach  dem  Formulare  R  ausgestellten  Zinsencoupons 
nach  dem  Formulare  AAf  und  ein  Couponstalon  nach  dem  Formu- 
lare BB 
beigeschlosseu. 

§  14. 

Verzinsung  der  Prioritäts-Partialobligationen. 

Die  Prioritäts-Partialobligationen  werden  verzinst,  und  zwar  die- 
jenigen: 

a)  des  §  11,  lit.  a),  ft),  c),  d),  e)  und  des  §  12  mit  fünf  Percent 
pro  anno, 

6)   des  §  11,  lit.  /)  mit  4y2  Percent  pro  anno  und 
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c)  des  §  11,  lit.  g),  h),  »),  mit  vier  Percent  pro  anno,  und  es  werden 
diese  Zinsen  dem  Vorzeiger  des  betreffenden  Coupons  in  halb- 
jährigen Raten,  und  zwar  von  dem  Anlehen  §  11,  lit.  b)  und 
§  12  am  1.  März  und  1.  September,  von  allen  übrigen  Anlehen 
aber  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  jeden  Jahres  nachhinein  den 
obigen  Obligationskategorien  entsprechend  an  der  Hauptcassa  der 
Gesellschaft  in  Budapest  und  an  jenen  Orten  des  In-  und  Aus- 
landes ausgezahlt,  welche  die  gesellschaftliche  Direction  zu  diesem 
Behufe  eventuell  bezeichnet  und  öffentlich  bekannt  gemacht  hat. 

§  15. 

Verjährung  der  Zinsen  der  Prioritäts-Partialobligationen. 

Diejenigen  Zinsen  der  Prioritäts-Partialobligationen,  welche  vom 
Tage  der  Fälligkeit  an  gerechnet  binnen  6  Jahren  nicht  behoben 
wurden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Reservefondes  der  Gesellschaft. 

§  16. 

Tilgung  der  Prioritätsanlehen  und  des  Actiencapitales. 

Die  Prioritätsanlehen  und  das  Actiencapital  werden  innerhalb  der 
Concessionsdauer  getilgt. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsanlehen  erfolgt  nach  den  verschiedenen, 
im  §  11  angegebenen  Kategorien  derselben  abgesondert,  und  zwar: 

a)  der  sub  lit.  a)  nach  dem  Tilgungsplane  sub  CC; 

b)  der   sub    lit.  6),   beziehungsweise  §  12  nach   dem  Tilgungaplane 
sub  DD; 

c)  der  sub  lit.  c)  nach  dem  Tilgungaplane  sub  EE\ 

d)  der  sub  lit.  d)  nach  dem  Tilgungsplane  sub  FFa; 

e)  der  sub  lit.  e)  und  f)  im  Sinne   der  betreffenden  Hauptschuld 
verscbreibung; 

/)    der  sub  lit.  g)  nach  dem  Tilgungsplane  sub  FFb\ 

g)  der  sub  lit.  h)  nach  dem  Tilgungsplane  sub  FFc  und 

h)  der  sub  lit.  i)  nach  dem  Tilgungsplane  sub  FFd 

derart,  dass  die  Tilgung  derselben  der  Tilgung  des  Actiencapitales  vor- 
angeht. 

Die  obbezogenen  Tilgung6pläne  sind  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigt. 

Der  Tilgungsplan  des  Actiencapitales  wird  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  später  festgestellt  werden. 

Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritäts-Partialobligationen  und 
Actien  wird  durch  Verlosung  bestimmt,  und  erfolgt  diese  öffentlich  am 
Sitze  der  Gesellschaft  unter  Intervention  eines  öffentlichen  Notars. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts-Partialobligationen  sind 
öffentlich  kundzumachen. 
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§  17. 

Genussscheine. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht, 
deren  Besitzer  eine  Betheiligung  aus  dem  staatlich  garantirten  Ein- 
kommen wohl  nicht  beanspruchen  können,  im  Uebrigen  jedoch  gleiche 
Hechte  mit  den  Actionären  haben.  Das  Formular  der  auf  Inhaber 
lautenden  Genussscheine  wird  seinerzeit  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  durch  die  Directiou  festgestellt  uhd  kundgemacht 
werden. 

§  18. 

Priorität  s-  Hauptobligationen. 

Zur  Sicherste] lu Dg  der  Prioritätsanlehen  und  der  Zinsen  derselben 
hat  die  Gesellschaft  zu  Gunsten  der  Besitzer  der  emittirten  Prioritäts- 
Partialobligationen  über  die  ganzen  Capitalsbeträge  und  die  Zinsen  der 
einzelnen  im  §  11  angegebenen  Anlehenskategorien  je  eine  Prioritäts- 
Hauptobligation,  und  zwar  über  das  Anleiten: 

a)  aub  lit.  a)  nach  dem  Formulare  GG\ 

b)  sub  lit.  6)  nach  dem  Formulare  HH; 
e)   ß ub  lit.  c)  nach  dem  Formulare  Il\ 

d)  sub  lit.  d)  nach  dem  Formulare  KK\ 

e)  sub  lit.  e)  nach  dem  Formulare  LL\ 

f)  sub  lit.  /)  nach  dem  Formulare  3/Af; 

g)  sub  lit.  g)  nach  dem  Formulare  A\Y; 

h)  sub  lit.  h)  nach  dem  Formulare  00  \ 

t)  sub  lit.  i)  nach  dem  Formulare  PP  ausgestellt,  welche  mit  dem 
trockenen  Firmastempel  und  der  Unterschrift  sämmtlicher  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes,  respective  der  Direction  versehen 
sind,  und  durch  die  Tilgung  der  entsprechenden  Prioritäts-Partial- 
obligationen  bis  zur  Höbe  des  giltigen  Betrages  derselben  successive 
ausser  Geltung  und  Wirksamkeit  treten. 

Auf  Grund  dieser  Prioritäts-Hauptobligationen  wurde  das  Pfandrecht 
bis  zur  Höhe: 

a)  von  38,825.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  oder  97,063.000  Francs 
(§  11,  lit.  a)  sammt  Zinsen  auf  den  gesellschaftlichen  Bahnkörper 
von  Kaschau  bis  Oderberg  und  Abos  bis  Eperies  sammt  dessen 
Zugehör  in  erster  Priorität; 

6)  von  4,285.200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (§  11,  lit.  6),  beziehungs- 
weise §  1 2)  sammt  Zinsen  auf  den  ungarischen  Theil  der  Eperiea- 
Tarnöwer  Eisenbahn  von  Eperies  bis  an  die  ungarisch-öster- 
reichische (galizische)  Landesgrenze  und  dessen  Zugehör  ebenfalls 
in  erster  Priorität; 
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c)  von  6,828.000  fl.  österr.  Währ,  in  Gold  =  17,070.000  Francs 
=  13,826.700  Mark  deutscher  Reichswährimg  (§11,  lit.  c)  sammt 
Zinsen  auf  den  ungarischen  Theil  der  Kaschaa-Oderberger  und 
der  Eperies-Tarn6wer  Eisenbahn  und  deren  Zugehör  in  zweiter 
Priorität; 

d)  von  1,200.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (§  11,  lit.  d)  sammt 
Zinsen  auf  den  österreichischen  (scblesischen)  Theil  der  Kaschau- 
Oderberger  Eisenbahn  und  dessen  Zugehör  in  zweiter  Priorität; 

<)  von  2,291.200  fl.  österr.  Währ,  in  Gold  (§  11,  lit.  e)  sammt 
Zinsen  auf  den  ungarischen  Theil  der  Kaschau-Oderberger  und 
Eperies*  Tarn  ö  wer  Eisenbahn  uud  deren  Zugehör  in  dritter 
Priorität; 

f)  von  47,140.800  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (§  11,  lit.  g)  sammt 
Zinsen  auf  den  scblesischen  Theil  der  Kaschau-Oderberger  Eisen- 
bahn und  dessen  Zugehör  in  dritter  Priorität,  —  bis  zur  Höhe 
des  Theilbetrages  dieser  Anleihe  von  45,699.800  fl.  österr.  Währ, 
in  Silber  sammt  Zinsen  aber  auf  die  Eisenbahnlinie  der  Gesell- 
schaft von  Kaschau  bis  zur  ungarisch-schlesischen  Landesgrenze 
und  von  Abos  bis  Eperies  sammt  deren  Zugehör  in  vierter 
Priorität; 

g)  von  16,541.400  Mark  deutscher  Reichswäbrung  (§  11,  lit.  A) 
sammt  Zinsen  auf  die  Strecke  von  Kaschau  bis  zur  ungarisch- 
rchlesischen  Landesgrenze  und  von  Abos  bis  Eperies  in  gleicher 
Priorität  mit  den  vorstehenden  45,699.800  fl.  in  Silber,  und  auf 
den  ungarischen  Theil  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn  und 
deren  Zugehör,  bezüglich  beider  in  vierter  Priorität; 

h)  von  7,477.000  Mark  deutscher  Reichswährung  (§  11,  lit./)  sammt 
Zinsen  auf  die  ungarischen  Linien  der  Kaschau-Oderberger  und 
Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn  und  deren  Zugehör  in  fünfter 
Priorität; 

i)  von  1,441.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  als  dem  Restbetrage  der 
obigen  sub  lit.  /)  angeführten  47,140.800  fl.  öst.  Währ,  in  Silber 
sammt  Zinsen  auf  die  Linien  von  Kaschau  bis  zur  ungarisch- 
schlesischen  Landesgrenze  und  von  Abos  bis  Eperies  und  deren 
Zugehör  in  sechster  Priorität,  und  schliesslich 

k)  von  5.500.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  (§  11,  lit.  t)  sammt 
Zinsen  auf  den  scblesischen  Theil  der  Kaschau-Oderberger  Eisen- 
bahn und  deren  Zugehör  in  vierter  Priorität,  zu  Gunsten  der 
Inhaber  der  entsprechenden  Prioritiits- Partialobligationen  grund- 
bücherlich  einverleibt  und  die  einverleibten  Prioritäts-Haupt- 
Obligationen  als  gemeinschaftliche  Grundurkunden  aller  Inhaber  der 
entsprechenden  Priorität^partialobligationen  im  Originale  bei  dem 
königl.  ungarischen  Finanzministerium  hinterlegt. 

Die    Ausfertigung    und    grundbücherliche    Einverleibung  dieser 
Prioritäts-Hauptobligationen  erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei. 
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§  19. 

Löschung  des  Pfandrechtes. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  das  zur  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
anlehen  sammt  Zinsen  auf  die  Bahnkörper  und  deren  Zugehör  grund- 
bttcherlich  einverleibte  Pfandrecht  auf  Gruud  der  getilgten  Priorität«- 
Partialobligationen  bis  zur  Höhe  des  Nominalbetrages  derselben  ohne 
besonderer  Löecbuogsbewilligung  von  Zeit  zu  Zeit  tbeilweise  oder  im 
Ganzen  auf  einmal  grundbiicberlich  löschen  zu  lassen. 

TIT.  Abschnijt. 
Die  Actionäre. 
§  20. 

Gemeinsame  Rechte  auf  eine  Actie. 

Die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  nur  einem 
Inhaber  an. 

Mehrere  Theilnehmer  einer  Actie  müssen  daher  ihre  gemeinsamen 
Rechte  nur  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§  21. 

Haftung  der  Actionäre. 

Die  Actionäre  haften  der  Gesellschaft  nur  bis  zum  Belange  des 
eingezahlten  Capitales  ihrer  Actieu. 

Dritten  Personen  gegenüber  haftet  die  Gesellschaft  für  alle  ihre  Ver- 
bindlichkeiten mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

§  22. 

Unterwerfung  unter  diese  Statuten. 

Jeder  Actionär  unterwirft  sich  diesen  Statuten  unbedingt,  und  die 
Bestimmungen  derselben  sind  für  einzelne  und  sämmtliche  Actionäre 
gleichmäßig  maassgebend  und  bindend. 

IV.  Abschnitt. 
Organisation. 
§  23. 

Besorgung  der  gesellschaftlichen  Angelegenheiten. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  besorgen: 

a)  die  Generalversammlungen; 

b)  die  Direction; 

c)  der  Aufsichtsrath. 
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A.  Die  Generalversammlung. 
§  24. 

Ort  und  Zeit  der  Abhaltung. 

Die  Generalversammlungen  sind  in  Budapest  abzuhalten. 

Die  Direction  ist  verpflichtet,  innerhalb  der  ersten  Hälfte  jeden 
Jahres  eine  ordentliche  Generalversammlung  einzuberufen,  welcher  der 
vom  Aufsichterath  geprüfte  Bechnungsabschluss  und  die  Bilanz  des 
abgelaufenen  Jahres,  sowie  auch  der  bezügliche  Geschäftsbericht  vorzu- 
legen sind.  * 

Die  Direction  kann  jedoch  ausserdem  eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  wann  immer  einberufen. 

Ein  Actionär  oder  mehrere  Actionäre,  wenn  deren  Actien  den 
den  zehnten  Theil  des  Stammcapitales  repräsentiren,  können  gegen 
Deponirung  ihrer  Actien,  wenn  sie  den  Zweck  und  die  Gründe  ange- 
geben, wann  immer  die  Einberufung  einer  Generalversammmlung 
begehren,  welchem  Begehren  die  Direction  innerhalb'  acht  Tagen  zu  ent- 
sprechen hat. 

§  25. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  wird  mittelst  Kundmachung  durch  die 
Direction  einberufen.  Diese  Kundmachung  ist  mindestens  30  Tage  vor 
dem  Tage  der  ordentlichen  und  15  Tage  vor  der  ausserordentlichen 
Generalversammlung  zu  veröffentlichen,  und  sind  in  derselben  die  zur 
Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  zu  bezeichnen,  sowie  auch  die 
zur  Deponirung  der  Actien  bestimmten  Stellen  bekannt  zu  geben. 

§  26. 

Der  Generalversammlung  vorbehaltene  Angelegenheiten. 

Nachfolgende  Gegenstände  werden  jedenfalls  der  Bescblussfassung 
der  Generalversammlung  vorbehalten: 

1.  die  Wahl,  Enthebung,  respective  Absetzung  der  Direction  und  des 
Aufsichtsrathes  und  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  für  dieselben; 

2.  Ueberpriifung  des  Rechnungsabschlusses,  die  Feststellung  der 
Bilanz  und  die  Vertheilung  des  Gewinnes,  wobei  das  concessionsmässige 
Recht  der  Regierung  bezüglich  der  Prüfung  der  Rechnungen  unberührt 
verbleibt; 

3.  die  Fusion  mit  einer  anderen  Gesellschaft; 

4.  die  Abschliessung  solcher  Cartelverträge,  welche  die  Leitung 
sämmtlicher  gesellschaftlicher  Geschäfte  zu  gemeinsamem  Nutzen 
bezwecken ; 

5.  die  Verminderung  oder  Erhöhung  des  Stammcapitales; 
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6.  die  Aufnahme  von  Prioritätsanlehen  und  die  Emission  hierauf 
bezüglicher  Obligationen ; 

7.  die  Uebernahme  anderer  Zweig-  und  Fortsetzungsbahnen; 

8.  die  Veräusserung  der  Bahn  oder  Verpachtung  ihres  Betriebes; 

9.  die  Abänderung  der  Statuten; 

10.  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Bestellung  der  Liqui- 
datoren. 

Die  Beschlüsse,  welche  sich  auf  die  in  den  Punkten  3,  4,  5, 
6,  7,  8,  9  angeführten  Gegenstände  beziehen,  können  erst  nach 
erfolgter  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgeführt  werden. 

§  27. 

Auflage    und    Ausfolgung    des    Rechnungsabschlusses,  der 
Bilanz  und  des  Geschäftsberichtes. 

Die  Direction  ist  verpflichtet,  die  durch  den  Aufsichtsrath  geprüfte 
Jahresrechnung  und  Bilanz  und  den  der  Generalversammlung  vorzu- 
legenden Geschäftsbericht  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  am 
Sitze  der  Gesellschaft  in  ihren  Geschäftslocalitäten  aufzulegen  and 
jedem  stimmberechtigten  Actionär  in  je  einem  Exemplar  auszufolgen. 

§  28. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 

Je  25  Stück  Actien  berechtigen  zu  einer  Stimme,  es  kann  jedoch 
Niemand  mehr  als  höchstens  20  Stimmen  abgeben. 

Zum  Erscheinen  und  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  in  der 
Generalversammlung  sind  jedoch  nur  jene  Actionäre  berechtigt,  welche 
wenigstens  25  Stück  Actien  sammt  den  nicht  fälligen  Coupons  und 
Talon  mindestens  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  bei  der  Haupt- 
cassa  der  Gesellschaft  in  Budapest  oder  bei  den  von  der  Direction 
bestimmten  Stellen  deponirt  und  biefttr  Legitimationskarten  in  Empfang 
genommen  haben,  welche  auf  Namen  lauten,  die  Anzahl  der  deponirten 
Actien  und  der  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen,  und  nur  für 
die  benannte  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
giltig  sind.  —  Die  deponirten  Actien  können  erst  nach  Beendigung  der 
betreffenden  Generalversammlung  zurückgenommen  werden. 

Stimmberechtigte  Actionäre  können  andere  stimmfähige  Actionäre 
zu  ihrer  Vertretung  bevollmächtigen. 

Die  Form  der  auszustellenden  Vollmacht  wird  durch  die  Direction 
bestimmt. 

Unmündige,  Gemeinden,  Gesellschaften  und  Corporationen  werden 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  ihre 
Bevollmächtigten  vertreten,  welch  Letztere  auch  Nichtacttonäre  sein 
können. 
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§  29- 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlusaföhig,  wenn  infolge  ihrer 
ersten  Einberufung  mindestens  20  Actionäre  anwesend  sind,  welche 
wenigstens  den  zwanzigsten  Theil  des  Stammcapitales  vertreten;  zu 
Beschlussfassungen  über  die  im  §  26,  Punkt  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9  und  10 
angeführten  Gegenstände  ist  jedoch  mindestens  die  Vertretung  des 
fünften  Theiles  des  Stammcapitales  durch  wenigstens  40  Actionäre,  sowie 
die  Zustimmung  von  mindestens  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen 
erforderlich. 

§  3n. 

Vertagte  Generalversammlung. 

Sobald  die  Direction  nachweislich  zur  Ueberzeugung  gelangt,  das» 
die  Generalversammlung  nach  ihrer  ersten  Einberufung  nicht  beschluss- 
fähig ist,  hat  sie  dieselbe  zu  vertagen  und  innerhalb  acht  Tagen  nach 
den  Bestimmungen  des  §  25  neuerdings  einzuberufen,  in  welchem  Falle 
aber  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufungakundmachung  und  der 
Abhaltung  der  Generalversammlung  auf  acht  Tage  beschränkt  werden 
kann. 

Die  demgemäss  zum  zweitenmale  einberufene  Generalversammlung 
ist  obne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der 
vertretenen  Actien  bezüglich  aller  jener  Gegenstände  beschlussfähig, 
welche  in  der  Einberufungakundmachung  der  vertagten  Generalver- 
sammlung bezeichnet  waren. 

§  31. 

Präses  der  Generalversammlung. 

Die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  als  Präses  derselben 
leitet  der  Obmann  der  Direction,  im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder 
Verhinderung  aber  der  Substitut  desselben,  und  falls  Beide  verhindert 
oder  abwesend  sein  sollten,  ein  von  der  Direction  aus  ihrer  Mitte 
hiezu  gewähltes  Mitglied  derselben.  * 

Den  Schriftführer,  eine  aus  drei  Mitgliedern  bestehende  Scrutin- 
commission  aus  der  Mitte  der  anwesenden  Actionäre,  und  zwei  Mit- 
glieder   zur  Autheutication    des  Protokolles  ernennt  der  Vorsitzende. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet  und  scbliesst  die  Verhandlung. 

§  32. 

Verhandlungen  der  Generalversammlung. 

In  der  Generalversammlung  können  nur  die  in  der  Einberufung 
derselben  bezeichneten  Gegenstände  verhandelt  werden. 
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Jeder  stimmfähige  Actionär  ist  berechtigt,  in  der  General  Ver- 
sammlung einen  selbständigen  Antrag  zu  stellen;  über  diesen  Antrag 
kann  jedoch,  mit  Ausnahme  des  im  §  177  des  Handelsgesetzes 
(XXXVII,  1875)  vorgesehenen  Falles,  in  derselben  Generalversammlung 
weder  verhandelt,  noch  ein  Beschluss  gefasst  werden,  sondern  wenn  der 
Antrag  über  Anfrage  des  Präsidenten  ohne  Debatte  mindestens  noch 
durch  zehn  andere  Actionäre,  welche  wenigstens  den  vierzigsten  Theil 
des  Actiencapitales  vertreten,  unterstützt  wird,  ist  lediglich  darüber  zu 
beschliessen,  wann  derselbe  verbandelt  werden  soll. 

§  33. 
Abstimmung. 

Die  Generalversammlung  beschliesst  und  wählt  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Beschlussfassungen  wird  im  Falle  der  Stimmengleichheit  jene 
Meinung  zum  Beschluss  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  im  §  26,  Punkt  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9  und  10  angeführten  Ver- 
fügungen können  jedoch  selbst  im  Falle  des  §  30  nur  mit  einer 
Mehrheit  von  mindestens  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  be- 
schlossen werden. 

Wenn  bei  Wahlen  gelegentlich  der  ersten  Abstimmung  eine 
absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erzielt  wurde,  ist  zwischen  jenen 
Candidaten,  welche  im  ersten  Wahlgange  die  meisten  Stimmen  erhalten 
haben,  sofort  eine  neue  Wahl  vorzunehmen,  und  zwar  derart,  dass  in 
diesem  Falle  höchstens  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  einer 
engeren  Wahl  unterworfen  wird.  —  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

§  34. 

Protokoll  der  Generalversammlung. 

lieber  die  Verhandlungen  und  Wahlen  der  Generalversammlung 
ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  der  Vorsitzende,  der  Schriftführer 
und  die  durch  den  Vorsitzenden  hierzu  bestimmten  zwei  Actionäre 
unterzeichnen. 

In  das  Protokoll  der  Generalversammlung  sind  die  Namen  der 
anwesenden  Actionäre  und  die  Zahl  der  durch  sie  vertretenen  Actien 
aufzunehmen. 

Jene  Beschlüsse  der  Generalversammlung,  durch  welche  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  gesellschaftlicher  Organe  protokollarisch 
genehmigt  oder  als  gerechtfertigt  erklärt  werden,  dienen  den  Letzteren 
als  Absolutorium ;  über  die  zu  Protokoll  genommenen  Wahlresultate 
aber  dienen  den  Erwählten  die  durch  die  Unterfertiger  des  Protokolls 
ausgestellten  Documente  als  Legitimation. 

Das  Protokoll  der  Generalversammlung  ist  dem  in  derselben 
gegenwärtig  gewesenen  Kegierungacommissär  mitzutheilen. 

Pie  Hechtinrkumlcn  der  I5»l«rr.  Eii«Mib«hncn.  I-  f»'» 
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B.  Die  Direction. 

§  35. 
Wirkungskreis. 

Die  Direction  der  Gesellschaft  besorgt  und  leitet  alle  gesellschaft- 
lichen Angelegenheiten,  welche  der  Generalversammlung  nicht  vor- 
behalten sind. 

$  36. 

Auzahl  der  Mitglieder. 

Die  Direction  der  Gesellschaft  besteht  aus  höchstens  12  Mitgliedern, 
von  denen  mindestens  sieben  ungarische  Staatsbürger,  und  wenigstens 
sechs  in  Budapest  ständig  wohnhaft  sein  müsseu. 

§  37. 

Aussen  Ii  essungsgründe. 

Concursuanten  und  Diejenigen,  welche  wegen  eines  gemeinen  Ver- 
brechens, oder  wee;en  einer  aus  Gewinnsucht  entsprungenen,  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  schädigenden  strafbaren  Handlung  rechtskräftig 
verurtheilt  wurden,  können  Mitglieder  der  Direction  nicht  sein. 

Beamte  der  Gesellschaft  dürfen  —  mit  Ausnahme  des  geschäfte- 
führeuHen  Directors  —  als  Directionsmitglieder  nicht  fungiren. 

Wenn  ein  derartiger  Ausschliessungsgrund  bei  irgend  einem  Mit- 
gliede  der  Direction  während  dessen  Amtsdauer  eintritt,  so  hört  der 
Betreffende  sofort  auf,  Mitglied  der  Direction  zu  sein. 

§  38. 

Wahl  und  Ernennung  der  Mitglieder. 

Zehn  Mitglieder  der  D;rection  wählt  die  Generalversammlung,  ein 
Mitglied  ernennt  die  königl.  ungarische,  und  ein  Mitglied  die  k.  k. 
österreichische  Regierung. 

Zur  Ergänzung  der  aus  acht  gewählten  Mitgliedern  bestehenden 
Direction  der  k.  k.  priv.  Kascbau-Oderherger  Eixenbahn  sind  in  der 
ersten  vereinten  Generalversammlung  nur  Hie  fehlenden  zwei  Mit- 
glieder zu  wählen,  von  denen  wenigstens  eines  in  Budapest  ständig 
wohnhaft  sein  muss. 

§  39. 

Functionud auer.  Austritt.  Wiederwahl.  Ersatzwahl. 

Die  der  Wahl  uuterliegendeu  Mitglieder  der  Direction  werden 
auf  fünf  Jahre  gewählt. 

In  jeder  folgeuden  ordentlichen  Generalversammlung  treten  von 
den  zehn   gewähheu  Mitgliedern  der  Direction  je  zwei  Mitglieder  aus, 
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derart,  dass  der  Austritt  der  acht  Mitglieder  der  bisherigen  Direction  der 
Kafichau-Oderberger  Bahn  dem  Aotritt  der  von  uun  au  zu  wählenden 
Mitglieder  vorangeht,  und  das»  von  den  acht  Mitgliedern  der  bisherigen 
Direction  vorerst  jene  sechs  Mitglieder  auszutreten  haben,  welche  bis 
jetzt  nicht  ausgelost  wurden. 

Die  Reihenfolge  des  Austrittes  wird  in  den  ersten  zwei  Austritts- 
fällen durch  das  Los,  sodann  aber  durch  die  vorstehend  bestimmte 
Ordnung  und  letztlich  durch  den  Ablauf  der  fünfjährigen  Functions- 
dauer  bestimmt. 

Die  ausgetretenen  Mitglieder  können  wieder  gewählt  werden. 

Vor  dem  Ablauf  der  Functionsdauer  gewählter,  jedoch  ausge- 
schlossener, zurückgetretener  oder  verstorbener  Üirectioosmitglieder 
erledigte  Stellen  derselben  können  mittelst  Ersatzwahl  nur  für  die 
noch  rückständige  Zeit  der  unterbrochenen  Functionsdauer  des  betreffen- 
den Mitgliedes  durch  die  Generalversammlung  besetzt  werden. 

§  40. 
Caution. 

Jedes  einzelne,  von  der  Generalversammlung  gewählte  Mitglied 
der  Direction  hat  vor  dem  Autritt  seiner  Function  50  Stück  Actien 
dieses  Unternehmens  sammt  deu  zugehörigen  Coupons  und  Talon  als 
Caution  in  die  gesellschaftliche  Hauptcassa  gegen  einen  Erlagsschein 
zu  hinterlegen,  welche  daselbst  so  lange  zu  verwahren  sind,  bis  der 
Direction  auch  bezüglich  des  letzten  Jahres  der  Function  des  aus- 
tretenden Erlegers  von  der  Generalversammlung  das  Absolutorium 
ertheilt  worden  ist  (§  26,  Punkt  1). 

Hinterlegt  ein  gewähltes  Mitglied  der  Direction  diese  Caution 
längstens  innerhalb  15  Tagen,  von  der  Bekanntgabe  seiner  Wahl 
gerechnet,  gar  nicht  oder  nicht  vollständig,  so  ist  mit  dem  Ablauf  dieser 
unerstreckbaren  Frist  anzunehmen,  es  sei  seinerseits  die  Annahme  der 
Wahl  abgelehnt  worden. 

Werden  hinterlegte  Cautionsactien  während  der  Functionsdauer 
eines  Directionsmitgliedes  der  gesellschaftlichen  Verwahrung  gerichtlich 
entzogen,  so  hat  —  unbeschadet  der  gesellschaftlichen  Rechte  auf  die- 
selben —  der  betreffende  Hinterleger  über  Aufforderung  der  Direction 
innerhalb  acht  Tagen  die  vorstehend  bestimmte  Caution  zu  Händen 
der  Gesellschaft  neuerlich  nm  so  gewisser  zu  deponiren,  als  sonn 
mit  dem  Ablauf  dieser  Präclusivfrist  seine  Stelle  als  erledigt  zu 
behandeln  ist. 

§  41. 
Obmann. 

Die  Direction  wählt  aus  ihrer  Mitte  alljährlich  einen  Obmann, 
und  für  den  Fall  seiner  Abwesenheit  oder  Verhinderung  einen  Stell- 
vertreter desselben. 

55* 
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§  42. 
Sitzungen. 

Die  Direction  hält  am  Sitze  der  Gesellschaft  über  Einladung  des 
Obmannes  oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  dreier  Direc- 
tionsmitglieder  so  oft  Sitzungen,  als  dies  die  Geschäfte  der  Gesellschaft 
erheischen. 

§  43. 

Beschlussfähigkeit. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Direction  ist  die  ordnungsmäßige  Ein- 
ladung aller  Mitglieder,  die  Verständigung  des  von  der  Staatsverwaltung 
ernannten  Regierungscommissärs,  und  einschliesslich  des  Vorsitzenden 
die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Art  und  Weise  der  Bewerketelligung  der  Einladungen  bestimmt 
die  Direction. 

§  44. 

Erledigung  der  Geschäfte. 

Die  Direction  erledigt  ihre  Geschäfte  theils  in  ihren  Sitzungen, 
kann  dieselben  aber  theil weise  auch  durch  ihre  delegirten  Mitglieder 
oder  Beamten  besorgen  lat-sen. 

§  45. 

Den  Sitzungen  vorbehaltene  Angelegenheiten. 

Der  Erledigung  in  den  Sitzungen  werden  folgende  Angelegen- 
heiten ausdrücklich  vorbehalten: 

a)  die  Feststellung  des  der  Generalversammlung  vorzulegenden 
Berichtes,  Rechnungsabschlusses,  der  Bilanz  und  der  Anträge 
jeder  Art; 

b)  Die  Wahl  des  geschäftsführenden  Directors  aus  der  Mitte  oder 
ausserhalb  der  Direction,  die  Feststellung  des  mit  ihm  etwa  abzu- 
schüttenden Dienstvertrages,  und  die  Ernennung  der  gesellschaft- 
lichen Beamten,  die  Bestimmung  ihrer  Bezüge,  sowie  die  Beförde- 
rung, Enthebung  und  Entlassung  derselben; 

c)  die  Ermächtigung  und  Protokollirung  irgend  eines  Beamten  zur 
Zeichnung  der  Firma  der  Gesellschaft  im  Verein  mit  einem 
Directionsmitgliede  (§  56); 

<l)  die  Feststellung  der  Geschäftsordnung  der  Direction,  der  auf  die 
Betriebsleitung  bezüglichen  Dienstinstructionen  und  Vorschriften, 
und  die  Bestimmung  oder  Abänderung  der  Fahrordnung; 

e)  die  Bestimmung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
geschriebenen Grenzen,  sowie  die  Angelegenheiten  der  Nachlässe 
von  den  Transportgebühren  (Refactie); 
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f)  die  Angelegenheiten  des  Penßionsfondes  der  Beamten  und  Be- 
diensteten ; 

g)  der  Abschlags  solcher  Verträge  and  die  Ausstellung  solcher 
Urkunden,  welche  zum  gewöhnlichen  Betriebe  des  Eisenbahn- 
geschäftes nicht  gehören; 

Ä)  der  Ab8cbluss  aller  Verträge  über  Materiallieferungen; 
t)  alle  Bau-  und  Investitionsangelegenbeiten. 

§  46. 

Verfügungsrecht  einzelner  Mitglieder  oder  Beamten. 

In  Angelegenheiten,  welche  im  vorstehenden  Paragraph  nicht 
angeführt  sind,  können  einzelne  Mitglieder  der  Direction  nur  insoferne 
Verfügungen  treffen,  als  sie  damit  von  der  Directionssitzung  betraut 
wurden;  die  Beamten  der  Gesellschaft  aber  insoferne,  als  sie  hiezu 
durch  die  Direction  von  Fall  zu  Fall  angewiesen  wurden,  oder  aber 
durch  ihre  Dienstinstructionen  und  Vorschriften  angewiesen  sind. 

§  47. 

Beschlassfassung. 

In  den  Directionssitzungen  werden  die  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  im  Falle  die  Stimmen  gleich  getheilt  sind, 
wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  der  sich  der  Vorsitzende 
angeschlossen  hat. 

§  48. 

Sitzungsprotokolle. 

Ueber  die  Sitzungen  der  Direction  werden  Protokolle  geführt, 
welche  vom  Vorsitzenden,  einem  von  demselben  designirten  Directions- 
mitglied,  und  dem  Schriftführer  zu  unterfertigen,  und  dem  gegenwärtig 
gewesenen  Regierungscommissär  mitzutheilen  sind;  von  jedem  Sitzungs- 
protokolle ist  höchstens  innerhalb  14  Tagen  nach  der  betreffenden 
Sitzung  eine  Abschrift  jedem  einzelnen  Mitgliede  der  Direction  aus- 
zufolgen. 

§  49. 

Entlohnung  der  Direction. 

Die  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  fallende  Entlohnung  der 
Direction  wird  mit  8400  fl.  österr.  Währ,  pro  anno  festgestellt,  welchen 
Entlohnnngsbetrag  die  Direction  selbst  nach  ihrem  Ermessen  unter  ihre 
Mitglieder  im  Verhältniss  zu  den  Leistungen  derselben  vertheilt. 

Ausser  dieser  Entlohnung  sind  den  Directionsmitgliedern  für  ihre 
Funct  ionen  in  gesellschaftlichen  Angelegenheiten  ausserhalb  des  Sitzes 
der  Gesellschaft  ebenfalls  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  an  Diäten 
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20  fl.  österr.  Währ,  per  Tag  su  verabfolgen  und  ihre  Fahrauslagen  »u 
ersetzen. 

C.  Der  Aufsichtsrath. 

§  50. 

Anzahl  der  Mitglieder. 

Der  Aufeicbtsrath  besteht  ans  höchstens  fünf  Mitgliedern;  wenn 
deren  Anzahl  im  Laufe  des  Jahres  auf  weniger  als  die  gesetzliche 
Ad  zahl  von  dreien  herabgemindert  würde,  ist  eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  zur  Ergänzung  desselben  einzuberufen. 

§  51. 

Aussen  Ii  688  ungsgrün  de. 

Die  im  §  87  angeführten  Ausschliessungsgründe  sind  auch  auf 
die  Mitglieder  des  Aufnicbtaratb.es  anzuwenden.  Beamte  der  Gesellschaft 
können  keinesfalls  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  sein. 

Wahl  und  Ernennung  der  Mitglieder. 

Vier  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  wählt  die  Generalversammlung, 
ein  Mitglied  desselben  ernennt  die  königl.  ungarische  Regierung. 

Zur  Ergänzung  des  aus  drei  gewählten  Mitgliedern  bestehenden 
Aufsichtarathes  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  ist  in 
der  ersten  vereinten  Generalversammlung  das  fehlende  eine  Mitglied 
eventuell  zu  *äblen. 

§  53. 

Functionsdauer.  Austritt.  Wiederwahl.  Ersatzwahl. 

Diejenigen  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes,  welche  der  Wahl  unter- 
liegen,  werden  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

In  jeder  der  nächsten  zwei  ordentlichen  Generalversammlungen 
tritt  je  ein  Mitglied,  in  der  darauf  folgenden  ordentlichen  General- 
versammlung treten  zwei  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  aus,  und  ist 
derselbe  demgemäss  in  den  er*ten  zwei  Austrittsfällen  nur  mit  je  einem, 
im  letzten  Austrittsfalle  aber  mit  zwei  Mitgliedern  im  Wege  der  Wahl 
alljährlich  zu  ergänzen. 

Die  Reibenfolge  des  Austrittes  wird  in  den  ersten  zwei  Austritts- 
fällen  durch  das  Los,  sodann  aber  durch  den  Ablauf  der  dreijährigen 
Functionsdauer  bestimmt. 

Die  ausgetretenen  Mitglieder  können  wieder  gewählt  werden. 

Vor  dem  Ablauf  der  Functionsdauer  gewählter,  jedoch  ausge- 
schlossener, zurückgetretener  oder  verstorbener  Aufsichtsrathsmitglieder 
erledigte  Stellen    derselben  können    mittelst  Ersatzwahl  nur  für  dio 
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noch  rückständige  Zeit  der  unterbrochenen  Functionsdauer  des  betreffenden 
Mitgliedes  durch  die  Generalversammlung  besetzt  werden. 

§  54. 
Obmann. 

Der  Aufsichtsrath  erwählt  aus  seiner  Mitte  alljährlich  einen 
Obmann,  und  für  den  Fall  seiner  Abwesenheit  oder  Verhinderung  einen 
Stellvertreter  desselben. 

§  55. 
Entlohnung. 

Die  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  fallende  Entlohnung  des 
Aufsichtsrathes  wird  mit  8000  fl.  öaterr.  Währ,  pro  anno  festgestellt, 
welchen  Entlohnungsbetrag  der  Aufsichtsrath  selbst,  nach  seinem  Ermessen, 
unter  seine  Mitglieder  im  Verbältniss  au  den  Leistungen  derselben 
vertheilt. 

V.  Abschnitt. 
Firmazeichnung. 

§  56. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  zeichnet  die  Direction.  Zur  Giftigkeit 
der  Firmazeichnung  ist  unter  der  vorgedruckten  oder  vorgeschriebenen 
ungarischen  oder  deutschen  Firma  die  eigenhändige  Namensfertigung 
zweier  Mitglieder  der  Direction  oder  eines  Directionsmitgliedes  und  des 
zu  diesem  Behufe  besonders  ermächtigten  und  protokollirten  (§  45  e) 
Beamten  der  Gesellschaft  erforderlich. 

VI.  Abschnitt. 
Bilanz.  Gewinnverteilung. 

§  57. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  mit  3t.  December  jeden 
Jahres  abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  begutachtenden 
Berichte  des  Aufsichtsrathes  der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erbaltungsauslagen,  der  even- 
tuellen Kosten  für  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und  zur 
Capitalsamortisation  erforderlichen  Metallgeldes,  der  Verluste  und  Abzüge 
verbleibende  Erträgniss  ist  folgendermaßen  zu  verwenden: 

a)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  Amortisationsquote  der 
Prioritätsobligationen ; 

b)  zur  Zahlung  der  dem  Actiencapitale  aus  dem  vom  Staate  garantirten 
Erträgniss  gebührenden  Dividende,  sowie  der  zur  Amortisation 
der  Actien  seinerzeit  erforderlichen  jährlichen  Beträge. 
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Wenn  Bich  nach  all  diesem  über  das  vom  Staate  garantirte 
Keiuerträgniss  noch  ein  weiterer  Ueberschuss  ergibt,  so  ist  derselbe  im 
ginne  der  Conceseionsurkunde  vor  Allem  zum  Ersatz  der  durch  die 
Gesellschaft  vom  Staate  unter  dem  Titel  des  garantirten  Ertragnisses 
behobenen  Vorschüsse  zu  verwenden. 

Von  dem  etwaigen  Ueberreet  sind  mindestens  10  Percent  inso- 
lange  dem  Reservefonde  zuzuwenden,  bis  derselbe  10  Percent  des 
Stamm capitales  erreicht;  weitere  3  Percent  werden  als  Tantieme  der 
Direction  zugewiesen,  der  sohinige  Rest  aber  als  Superdividende  oder 
auf  eine  andere  durch  die  Generalversammlung  zu  bestimmende  Weise 
an  die  Actionäre  im  Verhältniss  zur  Anzahl  ihrer  Actien  vertheilt  und 
am  nächstfolgenden  1.  Juli  ausbezahlt. 

§  53- 

Die  dem  Actiencapital  zufallende  Dividende  wird  in  halbjährigen 
Raten  zu  den  in  den  Actiencoupons  bestimmten  Terminen  auebezahlt. 

§  59. 

Verjährung  der  Dividende  und  Superdividende. 

Jene  Dividenden  und  Superdividcoden,  welche  binnen  sechs  Jahren 
nach  ihrer  Fälligkeit  nicht  behoben  wurden,  verfallen  zu  Gunsten  des 
Reservefonds  der  Gesellschaft. 

VII.  Abschnitt. 

Staatsaufsicht. 

§  60. 

Das  Aufsichtsrecht  der  Regierung  wird  durch  die  Concessioos- 
urkunde  und  die  allgemeinen  Gesetze  normirt. 

Der  vorstehend  abgedruckte,  mit  Rücksicht  auf  die  durchgeführte  Prioritäten- 
convertimng  modificirte  Text  der  §§  11,  13,  14,  16  und  18  wurde  vom  königl. 
ungarischen  Handelsministerium  unter  dem  27.  Mai  1890,  Z.  30407/11 1,  genehmigt. 

Anhang. 

Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Kaschau-Oderbcrgcr  Eisenbahn 

stehende  fremde  Bahn. 

Mit  1.  Jänner  1891  befindet  sich  im  Betriebe  der  k.  k.  priv. 
Kaschau- Oderberger  Eisenbahn  ausser  den  derselben  eigenthümlich 
gehörigen  Linien  auch    die  einer  eigenen   Actiengesellschaft  gehörige 

Göllnitzthalbahn,  bestehend  aus  der  normalspurigen  Strecke 
Margitfalu- Göllnitz  (Betriebsvertrag  vom  24.  Mai  1884)  und  der  schmal- 
spurigen Strecke  Göllnitz-Schmöllnitz  (Betriebsvertrag  vom  KJ.  Juni  1888). 
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I.  Galizische  Linie. 

1.  Gesetz  vom  25.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  82, 

betreffend  die  Betriebsübernahme  und  eventuelle  Einlösung  der  öster- 
reichischen Linien  der  Enten  Ungarisch-tializlschen  Eisenbahn  und  der 
Ungarischen  Westbahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  den  Betrieb  der  österreichischen 
Linien  der  Ersten  Ungarisch-Galiziachen  Eisenbahn  und  der  Ungarischen 
Westbabn  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  beigedruckten,  von 
den  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der  Regierung 
mit  den  beiden  vorgenannten  Eisenbahngesellschaften  zu  Wien  am  20. 
und  22.  December  1888  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  welche  hier- 
mit genehmigt  werden,  vom  1.  Jänner  1889  angefangen,  für  Rechnung 
des  Staates  zu  führen. 

Das  Uebereinkommen  mit  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn 
vom  20.  December  1888  folgt  anschliessend  als  Doc.  2:  das  Uebereinkommen 
mit  der  Ungarisohen  Westbahn  gelangt  bei  der  „Ungarischen  Westbahn  I.  Steie- 
rische Linie"  als  Doc.  2  zum  Abdrucke. 

Artikel  II. 

Ueber  die  Ausübung  des  dem  Staate  im  §  11,  beziehungsweise 
§10  der  obigen  Uebereinkommen  vorbebaltenen  Einlösungsrechtes  wird 
ein  späteres  Gesetz  bestimmen. 
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Desgleichen  darf  die  Uebertragung  des  Betriebes  einer  der  im 
Artikel  I  angeführten  Eisenbahnlinien,  welche  von  der  Staatsverwaltung 
in  eigener  Regie  zn  betreiben  sind,  au  einen  Privaten  oder  an  eine 
Gesellschaft  nnr  auf  Grnnd  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetze« 
erfolgen. 

Artikel  III. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Actiengesellschaft  der  Unga- 
rischen Westbahn  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  im  §  6  des  mit 
derselben  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom  22.  December  188b, 
zum  Zwecke  der  Aufnahme  des  daselbst  vorgeseheneu  Prioritätsanlehens, 
welches  zur  Fundirung  schwebender  Schulden  und  zur  Bestteituug  von 
Investitioneauslagen  der  österreichischen  Linie  der  genannten  Bahn  zu 
dienen  hat,  eine  Erhöhung  des  vom  Staate  für  diese  Bahnlinie  garan- 
tirten  jährlichen  Reinerträgnisses  zuzusichern. 

Die  zuzusichernde  Garantieerhöhung  darf  höchstens  dem  Betrage 
der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  eiues  mit  vier  Percent  in  Silber 
österreichischer  Währung  verzinslichen  und  innerhalb  73  Jahren,  vom 
1.  Jänner  1890  an  gerechnet,  rückzahlbaren  Prioritätsanlehens  im 
Nominalbetrage  von  1,500.000  fl.  Österr.  Währ,  in  Silber  erforderlichen 
Annuität  vou  63.632  fl.  85  kr.  Österr.  Währ,  in  Silber  gleichkommen. 
Hiebei  wird  die  Regierung  ermächtigt,  in  dem  von  ihr  zu  bestimmenden 
Zeitpunkte  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  dieses  Anlehens  erforder- 
lichen Beträge  für  Rechnung  des  Staates  gegen  dem  zur  Selbstzahluug 
zu  übernehmen,  das»  gleichzeitig  die  zugesicherte  Garautieerhöhung 
ausser  Kraft  tritt. 

Die  Modalitäten  der  Begebung  des  bezeichneten  Prioritätsanlehens 
mit  EiuschluBS  des  einzuhaltenden  Minimalbegebungscurses  unterliegen 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Der  Erlös  dieses  Anlehens,  aus  dem  auch  die  Kosten  der  neuen 
Titres  zu  bestreiten  Bind,  darf  nur  zu  den  im  §  6  des  obigen  Ueber- 
einkommens angegebenen  Zwecken  verwendet  werden. 

Artikel  IV. 

Für  die  im  Artikel  I  angeführten  beiden  Uebereinkommen  vom 
20.  und  vom  22.  December  1888,  wie  auch  für  die  durch  dieselben 
veranlassten  Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und 
sonstigen  Urkunden  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Desgleichen  wird  für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung 
der  nach  Artikel  III  auszugebenden  Prioritätsobligationen  der  Unga- 
rischen Westbahn  und  für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden 
Acte  und  Urkunden,  einschliesslich  der  Pfandbestellungsurkunde,  die 
Steuer-,  Gebühren-  und  Stempelfreiheit,  wie  auch  die  Befreiung  von 
den  Couponstempelgebühren  gewährt. 
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Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  nnd  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  25.  Mai  1889. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Uebereinkommen,  abgeschlossen  zn  Wien,  am  20.  De- 
cember 1888, 

Ton  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der 
k.  k.  Regierung  einerseits  und  dem  Yerwaltungsrnthe  der  Ersten  Ungarisch« 
Oaltxischen  Eisenbahn  im  Naiuen  dieser  Gesellschaft  andererseits,  betreffend 
die  BetriebsObernahme  und  eventuelle  Einlösung  der  österreichischen 
Linie  der  Ersten  Ungarlsck-Gaüzischen  Eisenbahn  durch  den  Staat. 

§  1. 

Die  Actiengesellschaft :  „Ernte  Ungarisch- Galizische  Eisenbahn" 
überträgt  den  Betrieb  ihrer  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  11.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  bildenden 
österreichischen  Eisenbahnlinie  von  Przemysl  Über  Chyröw  und  Zag6rz 
an  die  galizisch- ungarische  Grenze  bei  Lupkö*  tür  die  noch  übrige 
Concessionsdauer  an  den  Staat. 

Die  bezeichnete  Eisenbahnlinie  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  83,  und  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
11.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,*)  hergestellt  und  mit  den  Strecken 
Pnsemvbl-Chyröw  am  4.  Mai  1872,  Chyröw-Krosciensko  am  1.  Juli  1872, 
Krosciensko-Ustrzyki  am  3.  September  1872,  Ustrzyki-Komaucza  am  12.  No- 
vember 1872  und  Komancza-Lupkow  am  18.  December  1872  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben,  während  die  Tunnelstrecke  Lupkdw-Landesgrenze  erst  am 
30.  Mai  1874  zur  Eröffnung  gelangte. 

Die  Concessionsdauer  der  galizischen  Linie  der  Ersten  Ungarisch« 
Galizisohen  Eisenbahn  ist  lant  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  18.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  78,  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Strecke 
Komancza-Lupköw  (18.  December  1872)  an  zu  rechnen  und  endet  somit  am 
17.  December  1962. 


*)  Vgl.  die  hier  bezogenen  Recbtsurkunden  sammt  Nachträgen  in  der 
Eisenb.-Ges.-Sauil.  11 2  S.  945,  II,  S.  9G8,  IV  S.  399  und  V  2  S.  733;  ferner 
die  Kun  i machungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  Juli  1878,  R.  G.  bl. 
Nr.  88,  und  vom  18.  Juni  1P87,  R.  G.  Bl.  Nr.  78. 
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Die  Staatsgarantie  für  diese  Linie  betrug  ursprünglich  laut  des  Erlasses 
des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  1.  März  1878,  Z.  678,  FM,  969  000  fl.  österr. 
Währ.  Silber  jährlich  und  wurde  auf  Grund  des  Gesetze«  vom  13.  Juni  1887, 
R  G.  Bl.  Nr.  77,  um  jährlich  481  410  fl.  60  kr.  österr.  Währ.  Silber,  demnach 
auf  1,450.410  fl.  60  kr.  österr.  Währ.  Silber  erhöht,  dagegen  gleichzeitig  der 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  92,  zur  theilweisen 
Deckung  des  beim  Baue  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  ent- 
standenen Abganges  an  Anlagecapital  gewährte  Staatsvorschuss  von  1,800.000  fl. 
österr.  Währ.  Noten  seitens  der  Babngesellschaft  refundirt. 

§  2. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Verwaltungsrath  der  Ersten  üngarisch- 
Galizischen  Eisenbahn  am  1.  Jänner  1889  die  im  §  1  genannte  Eisen- 
bahn an  die  k.  k.  Generaldirectiou  der  österreichischen  Staatsbabnen 
tibergeben,  welche  die  Bahn  fortan  für  Rechnung  des  Staates  beireiben 
und  insolange  deren  Einlösung  durch  den  Staat  im  Sinne  der  Bestim- 
mungen im  §  11  nicht  erfolgt,  im  Namen  der  Gesellschaft  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  innehaben  wird. 

Mit  der  Eisenbahn  ist  auch  das  gesammte  zum  Betriebe  derselben 
dienende  feste  und  bewegliche  Material  mit  Einscbluss  des  Fahrparkes 
nebet  Reservestucken,  der  Inventarstücke,  Verbrauchsmaterialien  und 
Vorräthe  aller  Art  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  au  Ubergeben. 

Das  Gleiche  gilt  in  Bezug  auf  das  sonstige  unbewegliche  und 
bewegliche  Vermögen  der  Gesellschaft  mit  Einscbluss  der  der  letzteren 
gehörigen  oder  von  derselben  verwalteten  Fonde,  insbesondere  des 
bezüglich  der  bezeichneten  Eisenbahn  gebildeten  Investitionsfondes, 
jedoch  mit  Ausnahme  der  gesellschaftlichen  Fonde  A  und  B  (§  4), 
ferner  in  Bezug  auf  die  Cassebestände,  Wertpapiere  und  Activforderungen, 
soweit  die  hier  angeführten  Vermögensbestandtheile  nicht  nach  §  5 
dieses  Uebereinkommens  der  königl.  ungarischen  Staatsverwaltung  iu 
übergeben  sind. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  sind  ferner  sämmtliche  im  Besitze  der 
Gesellschaft  befindliche  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen  und  das 
gesammte  gesellschaftliche  Archiv  zu  Ubergeben,  soweit  diese  Urkunden 
und  Behelfe  nicht  lediglich  die  ungarische  Strecke  der  Ersten  Ungarisch* 
G alizischen  Eisenbahn  betreffen. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  ibr  hiernach  zu  Ubergebenden 
Urkunden  und  Behelfe  während  der  nach  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren,  dass 
deren  Benützung  dem  Verwaltungsrath e,  eventuell  seinerzeit  den  Liqui- 
datoren der  Gesellschaft  anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  3. 

Die  Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahngesellscbaft  bleibt  auch 
nach  erfolgter  Uebergabe   des  Betriebes  an  den  Staat   im  Eigenthums- 
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blatte  der  für  die  österreichische  Linie  (§  1)  bei  dem  k.  k.  Landes- 
gerichte in  Lemberg  eröffneten  Eisen bahnbucheinlage  einverleibt. 

Sie  bleibt  Besitzerin  der  Eisenbahn  und  des  zum  Betriebe  der- 
selben gebörigen  festen  und  beweglichen  Materials,  insoweit  dasselbe 
als  Bestandteil  der  bücherlichen  Einheit  den  Prioritätsgläubigern  zu 
haften  hat,  wie  auch  im  bisherigen  Umfange  Selbst-  und  Alleinschuld- 
nerin  für  die  ob  der  Eisenbahn  bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen, 
in  deren  rechtlichen  Verhältnissen  durch  die  Betriebsübergabe  keinerlei 
Aenderunp  herbeigeführt  wird  (§  9). 

Im  Uebrigeu  gehen  mit  Ausnahme  der  gesellschaftlichen  Fonde 
A  und  B  (§  4),  mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahtne  sämmtliche 
Activen  und  Bestände  des  gesellschaftlichen  Vermögens,  soweit  die- 
selben nicht  die  ungarische  Linie  der  Gesellschaft  betreffen,  in  das 
Eigenthum  des  Staates  über,  welchem  sohin  auch  vom  1.  Jänner  1 88i> 
an  der  gesammte  aus  dem  Betriebe  der  Eisenbahn  erzielte  Gewinn 
ausschliesslich  zufällt.  Dagegen  übernimmt  der  Staat  mit  Ausnahme  der 
auf  die  Prioritätsanleben  bezugbabenden,  alle  am  1.  Jänner  1889* 
bestehenden  und  von  da  ab  entstehenden  Passiven,  Verpflichtungen, 
Auslagen  und  Lasten  der  Gesellschaft,  soweit  dieselben  nicht  die  ungarische 
Linie  betreffen,  zur  Selbst-  und  Alleinzahlung  und  es  tritt  auch  der 
Staat  in  alle  aus  dem  Baue  und  Betriebe  der  im  §  1  genannten  Eisen- 
bahn herrührenden  Rechtsverhältnisse  und  'Rechtsstreitigkeiten  der 
Gesellschaft  auf  seine  eigene  Rechnung  ein. 

Insbesondere  trägt  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  dem  obbe- 
zeichneten  Zeitpunkte  an  bezüglich  der  im  §  1  geuannten  Eisenbahn* 

1.  Die  ordentlichen  Erhaltungs-  und  Betriebskosten; 

2.  alle  ausserordentlichen  Auslagen,  insbesondere  für  Erweiterungs- 
bauten und  Neuanschaffungen; 

3.  den  etwa  aus  dem  Betriebe  der  Bahn  erwachsenden  Verlust, 
sowie  alle  Gefahren  und  alle   anderen  ausserordentlichen  Unglücksfälle; 

4.  alle  infolge  des  BeBitzes  und  Betriebes  der  Bahn  zu  entrichtenden 
Steuern  und  öffentlichen  Abgaben  mit  Einschluss  des  Gebührenäqui- 
valentes; 

ferner  nach  Maacsgabe  der  diesfalls  mit  der  königl.  ungarischen 
Regierung  zu  treffenden  Vereinbarung: 

5.  die  Kosten  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  mit  Einschluss 
der  Entlohnung  des  Verwaltungsrathes  (§  6),  der  Aufstellung  der  Bilanz, 
Verfassung  des  Geschäftsberichtes,  überhaupt  der  Vorbereitung  und  Ab- 
haltung der  Generalversammlung,  dann  der  Staatsaufsichtsgebühr;  endlich 

6.  die  Kosten  der  Einlösung  der  Coupons  der  gesellschaftlichen 
Prioritätsobligationen  und  Actien,  sowie  jene  der  Verlosung  und  der 
Rückzahlung  der  gesellschaftlichen  Titres  und  die  Kosten  der  Notirung 
der  letzteren  an  den  öffentlichen  Börsen. 

Für  die  Besorgung  aller  dem  Verwaltungsrathe  obliegenden  Agenden 
stellt   die  k.  k.  Staatsverwaltung  ihie  Organe    und  die  ei  forderlichen 
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Localitäten  in  Gemässheit  der  dieafälligen  Vereinbarungen  mit  der 
konigl.  up garischen  Regierung  unentgeltlich  zur  Verfügung. 

Falls  der  Verwaltungerath  es  vonrieben  sollte,  einzelne  Agenden 
der  gesellschaftlichen  Gebarung  (Z.  6)  nicht  durch  die  Organe  der 
k.  k.  Staatsverwaltung,  sondern  durch  eigene  Organe  besorgen  zu  lassen, 
so  hat  für  die  hieraus  erwachsenden  Kosten,  gleichwie  für  jene  der 
Verwaltung  des  im  Besitze  der  Gesellschaft  verbleibenden  Fondes  B 
(§  4)  ausschliesslich  die  Gesellschaft  aufzukommen.  Die  aus  der  Be- 
sorgung der  Couponeinlösung  und  der  Rückzahlung  verloster  Titres 
(Z.  6)  entstehenden  Zinsenerträgnisse  fallen  nach  Maassgabe  der  mit  der 
königl.  ungarischen  Regierung  zu  treffenden  Vereinbarung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zu.  In  gleicher  Weise  verfallen  die  nicht  rechtzeitig 
zur  Behebung  gelangenden  Betrüge  für  verloste  Prioritätsobl  Rationen 
und  Actien,  sowie  fällige  Coupons  nach  Eintritt  der  Verjährung  zu 
Gunsten  des  Staates. 

§  4. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  von  den  im  freien  Eigen- 
thume  der  Gesellschaft  stehenden  Fonden  A  und  B  (§§  2  und  8)  der 
Fond  A  in  Gemässheit  der  diesfalls  zwischen  der  konigl.  ungarischen 
Regierung  und  der  Gesellschaft  getroffenen  Vereinbarungen  im  Compen- 
satiornwege.  gegen  Entlastung  der  Gesellschaft  von  der  unbedingten 
Verpflichtung  zur  Rückzahlung  der  aus  der  ungarischen  Investitions- 
anleibe vom  Jahre  1876  geleisteten  Staatsgarantievorschüsse  sammt 
Zinsen  an  die  köoigl.  ungarische  Staatsverwaltung  auszufolgen  ist,  wo- 
gegen der  Fond  B  in  dem  mit  31.  December  1888  sich  ergebenden 
Bestände  in  der  Verwaltung  der  Gesellschaft  zu  verbleiben  hat. 

Aus  dem  vorgedacbten  gesellschaftlichen  Fonde  B  sind  jene  Aus- 
lagen zu  bestreiten,  welche  der  Gesellschaft  aus  der  Garantieabrechnung 
bin  Ende  1888  oder  aus  sonstigen  Anlässen  etwa  noch  zur  Last  fallen. 
Ausserdem  ist  der  Fond  bestimmt,  zur  theilweisen  Bedeckung  der  nach 
§  8,  letzten  Absatz,  die  Gesellschaft  treffenden  Couponstempelgebübren 
zu  dienen. 

Insoweit  die  in  den  1  und  2  angeführten  Vermögensbestand - 
theile,  Activen  und  Passiven  der  Gesellschaft,  sowie  die  im  §  2, 
Absatz  3,  erwähnten  Urkunden  und  Behelfe  ganz  oder  theilweise  die 
ungarische  Linie  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  betreffen, 
werden  dieselben  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der 
diesfalls  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung  getroffenen  und  eventuell 
noch  zu  treffenden  Vereinbarungen  an  die  Betriebsverwaltung  der 
obigen  ungarischen  Linie  überwiesen  werden. 
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§  6. 

Die  nach  Maassgabe  dieses  Uebereinkonimens  und  insbesondere 
infolge  Her  Uebernabme  des  Betriebes  der  im  §  1  beseichneten  gesell- 
schaftlichen Eisenbahn  durch  den  Staat,  sowie  infolge  der  Verstaat- 
lichung der  nngarirchen  Linie  der  Gesellschaft  eintretende  Einschränkung 
der  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  und  der  Generalversammlung 
wird  im  Handelsregister  angemerkt.  Mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachte 
Einschränkung  der  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  wird  die  Statuten- 
massige  Minimalanzahl  der  Mitglieder  des  letzteren  auf  fünf  herabgesetzt. 

Bis  zum  Zeitpunkte  der  erfolgten  Statutenänderung  (§  15)  bleiben 
^ie  derzeit  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  über  die  Bezüge  der 
Mitglieder  deB  Verwaltungsrathes  aufrecht.  Vom  obigen  Zeitpunkte 
angefangen  wird  die  Entlohnung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
auf  den  Pauschalbetrag  von  3000  fl.  herabgesetzt,  welcher  Betrag  der 
Gesellschaft  alljährlich  bin  zum  Eintritte  der  Liquidation  (§  12)  in 
Gemässbeit  der  diesfalls  zwischen  den  beiden  Regierungen  zu  treffenden 
Vereinbarung  zur  Verfügung  gestellt  werden  wird. 

§  7- 

Das  gesammte  Dienstpersonal  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen 
Eisenbahn  wird,  soweit  dasselbe  nicht  in  Gemä««heit  der  diesfalls 
zwischen  den  beiden  betheiligten  Regierungen  getroffenen  und  eventuell 
noch  weiter  zu  treffenden  Vereinbarungen  von  der  königl.  ungarischen 
Staatsverwaltung  übernommen  wird,  unter  Wahrung  der  von  demselben 
erworbenen  Rechte  vom  Staate  übernommen,  welcher  diesem  Personale 
insbesondere  die  Aufrechthaltung  der  demselben  nach  Maassgabe  der 
dermaligen  Pensionsstatuten  der  Ersten  Ungarisch- Galizischen  Eisenbahn 
erwachsenen  Versorgungs-  und  sonstigen  Ansprüche  ausdrücklich  zusichert. 
Diejenigen  Bediensteten,  welche,  nach  dem  Vorstehenden  von  der  königl. 
ungarischen  Staatsverwaltung  übernommen  werden,  scheiden  mit  ihren 
Pensionsansprüchen  aus  dem  Pensionsinstitute  der  Ersten  Uogarisch- 
Galiziechen  Eisenbahn  aus,  wogegen  der  königl.  ungarischen  Staatsver- 
waltung aus  dem  gedachten  Pensionsfond e  jener  Betrag  herausgezahlt 
werden  soll,  welcher  den  geleisteten  Einzahlungen  der  nach  dem  Vor- 
stehenden aus  dem  Pensionsinstitute  ausscheidenden  Mitglieder  des 
letzteren  nebst  den  diesen  Einzahlungen  entsprechenden  Beitragqleistuogen 
der  Gesellschaft  gleichkommt.  Der  gesellschaftliche  Kranken-  und  Unter- 
ptützungsfond  wird  nach  dem  Verhältnisse  der  mit  Ende  des  Jahres 
1887  auf  den  beiden  Linien  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn 
ausgezahlten  Gehalte  und  Löhnungen  der  Mitglieder  dieses  Fonds  — 
rler  Fond  der  Spar-  und  Vorschusscasse  nach  dem  Verhältnisse  der 
Länge  der  beiden  Bahnlinien  —  auf  die  beiden  Linien  der  Gesellschaft 
vertheilt  werden. 

Im  Uebrigen  bleibt  das  gesellschaftliche  Pensionsinstitut  und  der 
Krankenfond   mit  Beinen  dermaligen  Statuten  bestehen,  insolange  die 
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letzteren  nicht  in  der  darin  vorgeschriebenen  Weine  geändert  werden, 
beziehungsweise  wenn  und  insolange  nicht  mit  Zustimmung  der  beider- 
seits Berechtigten  eine  Vereinigung  des  gesellschaftlichen  Pensions- 
institutes oder  Krankenfondes  mit  den  gleichartigen  Instituten  der  k.  k. 
Staatsbahnen  zu  Stande  kommt. 

Der  Staat  tritt  mit  1.  Jänner  1889  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten ein,  welche  der  Ersten  Ungarisch- G  alizischen  Eisenbahn 
rücksichtlich  des  gesellschaftlichen  Pensionsfondes,  des  Krankenfondes 
und  des  Fondes  der  Spar-  und  Vorschusscasse  nach  Maasegabe  der 
bestehenden  Statuten  zustehen,  beziehungsweise  obliegen. 

Die  nach  diesen  Statuten  dem  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft 
eingeräumten  Befugnisse  weiden  künftig  durch  die  k.  k.  Staatsverwal- 
tung ausgeübt. 

Jenen  Personen,  welchen  bisher  vou  der  Verwaltung  der  Ersten 
Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  aus  Billigkeitsrücksichten  fortlaufende 
jährliche  Unterstützungen  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  der  im  §  1 
bezeichneten  Bahn  bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Unterstützungen 
nach  Maassgabe  der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

§  ». 

Als  Entgelt  für  die  Ueberlassung  des  Betriebes  der  im  §  1 
bezeichneten  Bahnlinie  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  letztere 
der  Gesellschaft  die  in  der  beiliegenden  Zusammenstellung  angeführten 
Beträge  in  österreichischer  "Währung  Silber  zu  den  daselbst  ange- 
gebenen Terminen  rechtzeitig  bei  den  jeweilig  bestimmten  Zahlstellen 
gegen  stempelfreie  Empfangsbestätigung  zur  Verfügung  stellen. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  nach  §  22,  Absatz  2  und  3 
der  Allerhöchsten  Concessionsnrkunde  vom  11.  September  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  ISO,  die  Gesellschaft  die  von  der  Unternehmung  zu 
leistenden  Steuern  in  die  Betriebsrechnung  einzustellen  berechtigt  ist 
und  für  die  Staatszuschüsse  keine  Einkommensteuer  zu  bezahlen  hat, 
wird  der  Gesellschaft  bezüglich  der  vorangeführten,  ihr  von  der  Staats- 
verwaltung zur  Verfügung  zu  stellenden  Beträge  die  Befreiung  von  der 
Entrichtung  der  Einkommensteuer  und  joder  künftighin  etwa  einzu- 
führenden Staatssteuer  zugestauden.  . 

Dagegen  wird  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft,  beziehungsweise 
der  Actionäre,  zur  Entrichtung  der  Conponstempelgebühren  von  den 
Actien  und  Obligationen  durch  das  gegenwärtige  Übereinkommen  nicht 
berührt. 

£f  9. 

Den  Prioritätsgläubigern  der  Ersten  Ungarisch  Galizischen  Eisen- 
bahn, insbesondere  den  Besitzern  der  von  der  Bahngesellschaft  ausge- 
gegebenen  Prioritätsobligationen,  werden  sämmtliche  von  denselben 
erworbenen  Rechte  in  vollem  Umfange  ausdrücklich  vorbehalten. 
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Namentlich  wird  die  zu  Gunsten  der  Prioritätsgläubiger  bestehende 
pfandrechtliche  Haftung  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinie  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  der  ob  derselben  bücherlich  eingetragenen 
Prioritätsanlehen,  sowie  die  bücherliche  Rangordnung  dieser  Anlehen 
untereinander  durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommeu  in  keiner  Weise 
berührt.  Die  Erste  Ungarisch- Galizische  Eisenbahn  bleibt  in  dem  bis- 
herigen Umfange  ebensowohl  Personal-  als  Realschuldnerin  für  die  von 
ihr  aufgenommenen  Prioritätsanlehen  und  kann  in  diesem  Verhältnisse 
eine  Aenderung  nur  mit  Zustimmung  der  Berechtigten,  respective  der 
gesetzlichen  Vertretung  derselben  erfolgen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  ihr  in  Gemässheit  des  gegen- 
wärtigen Uebereiukommens  vom  Staate  zugesicherten  Zahlungen  vor 
allem  Anderen  zur  Abstattucg  der  Zinsen  und  Tilgungsschuldigkeit  der 
Prioritätsanlehen  zu  verwenden. 

§  10. 

Die  Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahngesellschaft  räumt  der 
k.  k.  Regierung  das  Recht  ein,  die  ob  der  im  §  1  bezeichneten 
Eisenbahn  bücherlich  haftenden  Prioritfttsanlehen  im  Einvernehmen  mit 
der  königl.  ungarischen  Regierung  im  Namen  der  Gesellschaft,  welcher 
jedoch  aus  diesem  Anlasse  keine  Belastung  erwachsen  darf,  ohne  deren 
weitere  Einvernahme  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
und  unter  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  der  Prioritätsobligationen 
zur  Rückzahlung  zu  bringen,  oder  gegen  andere  neu  auszugebende 
Prioritätsobligationen  oder  Staatsschuldverschreibungen  zu  convertiren. 
In  diesem  Falle  ist  die  k.  k.  Regierung  auch  berechtigt,  ohne  weiteres 
Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  im  Namen  der  letzteren  das  zu 
Gunsten  der  Besitzer  der  einzulösenden  oder  zu  convertirenden  Prioritäts- 
obligationen ob  der  Eisenbahnbucheinlage  für  die  österreichische  Linie 
der  Gesellschaft  haftende  Pfandrecht  nach  Maassgabe  der  fortschreiten- 
den Einlösung,  respective  Convertiruog,  im  Eisenbahnbuche  zur  Löschung 
zu  bringen,  wie  auch  die  neu  auszugebenden  Prioritätsobligationen  oder 
Staatsschuldverschreibungen  ob  der  bezeichneten  Eisenbahnbucheinlage 
bücherlich  sicherzustellen.  Ein  etwa  infolge  der  Convertirung  erwachsendes 
Ersparniss  fällt  nach  Maassgabe  der  mit  der  königl.  ungarischen  Re- 
gierung zu  treffenden  Vereinbarung  dem  Staate  zu. 

Die  Gesellschaft  erhält  sodann  anstatt  der  nach  §  8  vom  Staate 
zu  leistenden  Zahlungen  jene  Beträge,  welche  dem  künftigen  antheil- 
massigen  Erfordernisse  für  die  Verzinsung  und  planmässige  Tilgung 
der  neu  auszugebenden  Prioritätsobligationen,  zuzüglich  der  im  §  11, 
Absatz  2,  ziffermässig  angeführten  Zahlungen,  gleichkommen. 

§  n- 

Die  Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahngesellschaft  räumt  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht  ein,  vom  1.  Jänner  1889  angefangen, 
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su  jeder  Zeit  die  im  §  1  bezeichnete  Eisenbahn  unter  den  nachstehenden 
Bedingungen  einzulösen: 

Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  geht  die  im  §  1  bezeichnete  Eisenbahn  mit  Einschluss  des  zum 
Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen  Materials  (§  2), 
wie  es  liegt  und  steht  und  ohne  Gewährleistung  seitens  der  Gesellschaft, 
in  das  Eigenthum  des  Staates  über.  Dagegen  hat  der  Staat,  falls  er 
von  dem  Rechte,  die  Bahn  einzulösen,  Gebrauch  macht,  die  ob 
derselben  bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen  nach  Maassgabe  der 
mit  der  königl.  ungarischen  Kegierung  zu  treffenden  Vereinbarung  zur 
Selbstzahlung  zu  übernehmen,  die  Exliberirung  der  Gesellschaft  von 
der  ihr  bezüglich  dieser  Anleben  obliegenden  Personal  Verpflichtung  — 
insoweit  dies  gesetzlich  erforderlich  und  zulässig  ist  —  zu  erwirken 
und  an  die  Gesellschaft,  respective  deren  Liquidatoren,  die  nachstehend 
angeführten  Zahlungen  in  Gulden  österreichischer  Währung  Silber  zu 
den  hier  angegebenen  Terminen  zu  leisten,  und  zwar; 


Im    J  a  h 

r  e 

Am  1.  JÄnner 

Am  1.  Juli 

Zusammen 

fl. 

* 

kr. 

ti. 

kr. 

fl. 

kr. 

Vom 

1.  Jänner  1889 

| 

bis 

einschliesslich 

1951  .  .  . 

186.343 

94 

185  343 

94 

370.687 

88 

1952     .  . 

200.267 

74 

184.970 

84 

385.238 

58  > 

1953  .   .  . 

338.180 

47 

181.140 

60 

519321 

i)7 

1954  .  .  . 

7*7.961 

47 

165  970 

08 

953.931 

55 

1955  .   .  . 

802.909 

61 

150.044 

34 

953.043 

95 

1956  .   .  . 

81 8.967 

47 

133.321 

27 

952.288 

74 

1957  .   .  . 

H35  702 

59 

115.761 

73 

951.464 

32 

1958  .   .  . 

853.165 

84 

97.326 

63 

950.492 

47 

1959  .  .  . 

871.679 

17 

77.967 

82 

949  646 

99 

1960  .  .  . 

891.074 

Ol» 

57.640 

16 

948.714 

25 

1961  . 

911.305 

46 

36  298 

63 

947.6<»3 

99 

1962  .   .  . 

932.689 

22 

23.080 

955.760 

22  , 

1903  .   .  .  946.230 

946.280 

—  • 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  an 
Stelle  der  vorgedachten  Annuitätenzahlungen,  die  einmalige  Zahlung 
des  zu  fünf  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten 
Capitalswerthes  der  obigen,  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  nicht 
falligen  Annuitäten  entweder  in  Baarem  oder  in  Staats9cbuldverschrei- 
bungen  an  die  Gesellschaft,  beziehungsweise  die  Liquidatoren  zu 
leisten. 

Die  Staatsschuld versebreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Curse  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorangegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcurse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Art  ergibt. 

§  12. 

Im  Falle  der  Einlösung  der  im  §  1  bezeichneten  Bahn  durch 
den  Staat  bleiben  die  Bestimmungen   der  §>J   3   und  6  dieses  Ucber- 
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einkommens,  betreffend  di*»  Besorgung  der  gesellschaftlichen  Agenden, 
■die  Einlösung  der  Actiencoupous  and  der  verlosten  Actien,  insolange 
unverändert  aufrecht,  bis  die  Liquidation  der  Gesellschaft  eintritt. 

Die  Liquidation  der  Gesellschaft  bat  jedenfalls  in  dem  Falle  und 
Zeiptunkte  einzutreten,  wenn  die  Einlösung  der  im  §  1  bezeichneten 
Eisenbahn  durch  den  Staat  gegen  einmalige  Zahlung  eines  Capitals- 
betrages  (§  11,  vorletztes  Alinea)  erfolgt,  und  zugleich  auch  die  unga- 
rische Linie  der  Gesellschaft  von  Seiten  der  königl.  ungarischen  Staats- 
verwaltung gegen  Zahlung  eines  Capitalsbetrages  ins  vollständige 
Eigenthum  erworben  wird. 

Die  Liquidation  der  Gesellschaft  erfolgt  für  Rechnung  des  Staates 
und  auf  die  von  demselben  vorzuschreibende  Weise. 

§  13. 

Nachdem  die  Ausübung  der  concessionsmässigen  Rechte  der  Ersten 
Ungarisch- Galizischen  Eisenbahn  bezüglich  der  im  §  1  bezeichneten 
Bahn  nach  Maassgabe  dieses  Uebereinkommens  auf  den  Staat  übergeht, 
wird  dementsprechend  die  Gesellschaft  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  der 
bezüglichen  concessionsmässigen  Verpflichtungen  enthoben. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  in  Ansehung  der  von 
der  Ersten  Ungarisch  Galizischen  Eisenbahn  empfangenen  und  aus  der 
noch  zu  pflegenden  Abrechnung  bis  Ende  1888  sich  ergebenden  Staats- 
vorschüsse aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  und  der  Bedeckung  der 
Betiiebskostenabgänge  samuit  den  von  diesen  Vorschüssen  aufgelaufenen 
Zinsen  eine  Rückzahlungspflicht  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen 
der  Concession,  des  Uebereinkommens  vom  10.  Juni  1887  und  des 
gegenwärtigen  Uebereiokommens,  die  Gesellschaft  fortan  nicht  treffen 
kann. 

§  14. 

Die  Einverleibung  des  k.  k.  Aerars  als  Eigenthümer  ob  den  nicht 
einen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bildenden,  in  der  österreichischen 
Reichshälfte  gelegenen  Immobilien  der  Gesellschaft,  soll  sofort  nach 
legislativer  Genehmigung  dieses  Uebereinkommens  stattfinden,  und  wird 
die  Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahn  die  zur  bücherlichen  Eigen- 
thumsübertragung an  den  Staat  erforderlichen  Rechtsurkunden  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  rechtzeitig  ausfertigen. 

Ferner  wird  vereinbart,  dass  dieses  Uebereinkommen  nach  Eintritt 
der  legislativen  Genehmigung  in  der  für  die  im  §  1  bezeichnete  Eisen- 
bahnlinie eröffneten  Eisenbahnbucbeinlage  auf  dem  Eigenthumsblatte 
als  Nachtrag  zu  den  daselbst  enthaltenen,  der  Unternehmung  auf  die 
ganze  bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechten  und  deren  Beschränkungen 
eingetragen  werde. 

Diese  Eintragung  hat  insbesondere  zur  Ersichtlichmachung  der  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsenden  Beschränkung  der 
concessionsmässigen  Rechte  der  Gesellschaft  zu  erfolgen. 
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Die  Gesellschaft  ertheilt  ihre  Einwilligung,  dass  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung unbeschadet  der  Rechte  der  Prioritätsgläubiger  berechtigt 
sein  soll,  die  für  den  Betrieb  der  Eisenbahn  entbehrlichen  Grundstücke 
zu  veräussern  oder  neue  Flächen  hierzu  zu  erwerben  und  alle  dazu 
erforderlichen  bücherlichen  Rechtshandlungen  statt  und  im  Namen  der 
Gesellschaft,  jedoch  nicht  auf  deren  Kosten  vorzuuehmen. 

§  15. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  in  Durchführung  dieses 
Uebereinkommens,  sowie  infolge  der  mit  der  königl.  ungarischen 
Regierung  getroffenen  Vereinbarung  wegen  Einlösung  der  ungarischen 
Linie  der  Gesellschaft  durch  den  Staat  erforderlichen  Aenderungen  der 
iu  Kraft  stehenden  Gesellschaftsstatuten  ehestens  vorzunehmen  und 
hierzu  sofort  nach  erfolgter  zustimmender  Beschlußfassung  der  Actionäre 
der  Gesellschaft  (§  18)  die  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern  einzuholen. 

§  16. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  17. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  18. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahngesell- 
schaft durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
welche  derart  einzuberufen  ist,  dass  der  Zusammentritt  längstens  bis 
15.  Februar  1889  erfolgt,  für  die  k.  k.  Regierung  aber  durch  die 
sodann  erst  einzuholende  legislative  Genehmigung  bindende  Kraft. 
Sofern  die  letztere  nicht  bis  Ende  Juni  1889  erfolgen  sollte,  ist  die 
Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden  und  wird 
in  diesem  Falle  die  jedenfalls  mit  1.  Jänner  1889  eintretende  staat- 
liche Betriebsführung  auf  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn  so  ange- 
sehen werden,  als  ob  dieselbe  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  December 
1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  §§  2  und  4,  für  Rechnung  der  Gesellschaft 
stattfinden  würde,  in  welcher  Beziehung  die  etwa  noch  weiter  erforder- 
lichen Vereinbarungen  vorbehalten  werden. 

Die  Führung  des  Betriebes  auf  der  galizischen  Linie  der  Ersten  Ungarisch- 
Galizischen  Eisenbahn  ab  1.  Jänner  1889  wurde  laut  der  Kundmachung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  22.  December  1888,  V.  Bl.  Nr.  152,  der  k.  k.  General- 
directiun  der  österreichischen  Staatsbahnen  Ubertragen. 

Die  legislative  Genehmigung  des  seitens  der  Actionäre  in  der  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  vom  9.  Februar  1889  gutgeheisteuen  Ueber- 
einkommens erfolpte  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1889.  R.  G.  Bl.  Nr.  82  (Doc.  I). 
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Zusammenstellung 

der  ron  der  k.  k.  österreichischen  StaatsTerwaltung  an  die  Erste  Ungarisch- 
Galizische  Eisenbahn  in  Gemfissheit  des  „  8  des  Ueberelnkommens  rom 
20.  Dccember  18S8  zu  bezahlenden  Betrüge. 


Am 


Im 
Jahre 


1.  Jänne»- 


1.  M«rz  1.  Juli      I  1.  September 


Zusammen 
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1.  XIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1889, 

Ober  die  Ablösung  der  ungarischen  Linien  der  Ersten  Ungarisch-Ualizlschen 

und  der  Ungarischen  Westbahn. 

(Sanctionirt   am    29.  April   1889.  —  Kundgemacht   in  der  Gesetzsammlung  am 

2.  Mai  1889.) 

§  1. 

Der  bezüglich  der  Ablösung  der  ungarischen  Eisenbahnlinien  der 
Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahngesellscbaft  einerseits  zwischen 
den  Ministern  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der 
Finanzen,  andererseits  der  genannten  Eisenbahngesellschaft  am23.  December 
1888  abgeschlossene  Vertrag  wird  genehmigt  und  inarticulirt. 

§  2. 

Ebenso  wird  der  bezüglich  der  Ablösung  der  ungarischen  Linien 
der  ungarischen  Westbahn  einerseits  zwischen  den  Ministern  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der  Finanzen,  anderer- 
seits der  genannten  Eisenbahngesellschaft  am  22.  December  1888  ab- 
geschlossene Vertrag  genehmigt  und  inarticulirt. 

Vgl.   diesen  Vertrag   bei   der   Ungarischen  Westbabn.    II.  Ungarische 
Linie  (Doc.  2). 

§  3. 

Der  ungarischen  Westbahn-Eisenbahngesellschaft  wird  für  das  aus 
Anlass  der  Verstaatlichung  der  österreichischen  Linie  derselben  zu 
Lasten  dieser  Linie  aufzunehmende  Investitionsdarlehen  im  Nominal- 
werte von  1,500.000  Gulden  die  Steuerfreiheit,  sowie  die  volle  Stempel- 
und  Gebührenfreiheit  für  die  Ausstellung  der  Haupt-  und  Theilschuld- 
verschreibungen  dieses  Darlehens,  für  die  auf  die  Aufnahme  des  Dar- 
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lehens  und  die  pfandrechtliche  Einverleibung  desselben  bezughabenden 
Documente  und  für   die  CoupoDS  der  zu  ernittirenden  Titres  bewilligt. 

§  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seines  Erscheinens  in  der  Gesetz- 
sammlung in  Kraft,  und  werden  mit  dem  Vollzuge  desselben  die 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der  Finanzen 
betraut. 

2.  Vertrag, 

weleher  bezüglich  der  Einlösung  der  ungarischen  Linie  der  Ersten  Ungarisch- 
Ualizischen  Eisenbahn-Actiengesellschaft  durch  den  ungarischen  Staat  einer- 
seits  zwischen  den  den  ungarischen  Staat  vertretenden  königl.  ungarischen 
Ministern  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der  Finanzen, 
andererseits  der  Ersten  Ungarisch-G alizischen  Eisenbahn-Actiengesellschaft 

wie  folgt  abgeschlossen  wnrde. 

§  l. 

Es  wird  einverständlich  vereinbart,  dass  das  staatliche  Einlösungs- 
recht, welches  laut  §  30  der  auf  Grund  des  Gesetzartikels  V  :  1869 
für  den  Bau  und  Betrieb  der  ungarischen  Linie  der  Ersten  Ungarisch- 
Galizischen  Eisenbahn  ausgestellten  Concessionsurkunde  vom  14.  Juli 
18G9  erst  am  5.  August  1899  in  Wirksamkeit  treten  würde,  unter  den 
im  gegenwartigen  Vertrage  umschriebenen  Modalitäten  und  Bedingungen 
schon  am  1.  Jännei  1889  geltend  gemacht  wird. 

Die  ungarische  Linie  der  Ersten  Ungarisch- Galizischen  Eisenbahn  (von 
Legenye  Mihillyi  bis  zur  Landesgrenze  bei  Lupkow)  wurde  auf  Grund  des 
VI.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1869  und  der  Concessionsurkunde  vom  14.  Juli  1869*  i 
erbaut  und  in  der  Strecke  von  Legenye  Mihulyi  bis  Homonna  am  25.  December 
1871  und  in  der  Strecke  von  Homonna  bis  zum  Lupkower  Grenztunncl  am 
12.  Juni  1873  d<>m  Betriebe  übergeben,  während  der  Grenztunnel  selbst  erst  am 
31».  Mai  1874  eroflnet  wurde. 

Demgeinäss  übernimmt  und  löst  der  ungarische  Staat  mit  der  vom 
genannten  Tage  an  gerechneten  Rechtswirksamkeit  die  ungarische  Linie 
der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn-Actiengesellschaft,  ebenso  auch 
das  gesammte  mobile  und  immobile  Vermögen  derselben,  und  zwar  den 
Bahnkörper,  die  Baulichkeiten,  Ausrüstungsgegenstände  und  Betriebemittel, 
Material  vorrätbe,  Baargelder  und  Ca?sasaldi  und  die  gesammten  activen 
Forderungen,  ein,  so  wie  dieselben  in  den  gesellschaftlichen  Büchern  und 
Inventaren  per  1.  Jänner  1889  aufgenommen  sein  werden,  respective 
wie  dieselben  bezüglich  des  mit  der  österreichischen  Linie  der  Gesell- 
schaft gemeinsamen  beweglichen  Vermögens  mit  der  österreichischen 
Regierung  ein  verständlich  festgestellt  werden;   dagegen  verzichtet  der 

*)  Vgl.  die  bezogenen  Hechtsurkunden  snmmt  Nachtragen  in  der  Eisenb. 
Ges.  Samml.  IL,  8.  94s,  HI,  S.  4SI  und  V>,  S.  737. 
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ungarische  Staat  auf  seine  Ansprüche  auf  Rückzahlung  jener  Staats- 
vorschüsse und  deren  Zinsen,  welche  der  Gesellschaft,  sei  es  unter  dem 
Titel  einer  Staatsgarantie,  sei  es  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XXIV 
ex  1883  ausgefolgt  wurden,  oder  eventuell  noch  in  Zukunft  ausgefolgt 
werden  sollten.  Gleichzeitig  übernimmt  er  auch,  mit  Ausnahme  der  aus 
den  Prioritätsschulden  stammenden  Verpflichtungen,  alle  wie  immer  zu 
nennenden,  aus  dem  Betriebe  der  ungarischen  Linie  der  Gesellschaft 
entspringenden  rechtskräftigen  Verträge,  Rechtsgeschäfte,  Schulden  und 
Verpflichtungen. 

Nachdem  aber  die  im  §  10  bedungene  Genehmigung  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  seitens  der  Gesetzgebung,  respective  Generalver- 
sammlung, infolge  der  vorgerückten  Zeit  bis  zum  1.  Jänner  1889  nicht 
mehr  zu  erwarten  steht,  behält  sich  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Communicationen  das  Recht  vor,  den  Betrieb  der  ungarischen 
Strecke  der  Eisenbahn  auf  Gtuud  des  Gesetzartikels  XXIV  ex  1883 
am  1.  Jänner  1889  tibernehmen  zu  können,  worüber  die  diesfälligen  Ver- 
fügungen separat  getroffen  werden. 

§  2. 

Der  zur  Verzinsung  und  Amortisation  der  gesellschaftlichen  Actien 
und  Silberprioritätsobligationen  erforderlichen  und  im  Verhältniss  zur 
Länge  der  ungarischen  Linie  entfallenden  Beträge,  und  zwar: 

«)  auf  Grund  des  Gesetzartikels  V:  1869  bis  zum  Ablaufe  der  Con- 

cession,  das  ist  bis  zum  24.  December  1961,  als  garantirtes  Rein- 

erträguisB  eine  Summe  bis  zur  Höhe  von  jährlichen  fl   641.260  37 

in  Silber, 

b)  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XL  :  1875  eine  bis  zum  31.  December 
1934  separat  garantirte  Summe  von  jährlichen  fl.  139.836  in 
Silber,  schliesslich 

c)  auf  Grund  des  Gesetzartikels  XXXIII:  1887  eine  bis  zum  24.  De- 
cember 1961  separat  garantirte  Summe  von  jährlichen  fl.  92.903*80  in 
Silber, 

wird  der  ungarische  Staat  ohne  jeden  Ersatzanspruch  in  jenen  Theil- 
beträgen  und  zu  jenen  Zeitpunkten  steuerfrei,  jedoch  mit  Abzug  der 
entfallenden  Coupoustempelgebühren,  zur  Verfügung  stellen,  welche  in 
dem  angeschlossenen  Verseichnisse  ersichtlich  sind,  und  zwar  bei  jenen 
Geldinstituten,  respective  Gassen,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  Zeit  zu  Zeit 
oder  von  Fall  zu  Fall  im  gegenseitigen  Einvernehmen  festgestellt  werden. 

Die  aus  Anlass  dieser  Zahlungen  eventuell  entstehenden  Zinsen- 
erträgnisse  und  die  zur  Einlösung  nicht  präaentirten,  respective  verjährten 
Werthe  verfallen  zu  Gunsten  des  Staates. 

Hingegen  werden  die  fünfpercentigen  Zinsen  des  durch  die  Erste 
Ungarisch-Galizische  Eisenbahn-Actiengesellschaft  auf  Grund  der  Gesetz- 
artikel XLI  :  1875  und  XI  :  1876  aufgenommenen  neuen  Investitions- 
anlehens per  fl.  420.200  in  Gold,  sowie  die  vierpercentigen  Zinsen 
und   auch   das  Amortisationserforderniss   des  auf  Grund  des  Gesetz- 
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artikels  XVII  :  1888  aufgenommenen  reuen  Investition  sanl  eh  ens  per 
6,230.000  Gulden  in  deutscher  Reichemark  wie  bisher,  auch  in  Hinkunft 
durch  den  Staat  statt  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn« 
Actiengesellschaft  ohne  jeden  Ersatzanspruch  oder  sonstige  Belastung 
der  Actionäre  gedeckt. 

§  3- 

Der  ungarische  Staat  bedingt  sich  das  Recht,  den  auf  die  unga- 
rische Linie  der  Gesellschaft  entfallenden  Theil  des  Actiencapitales  auf 
einmal  oder  nach  einem  durch  die  Regierung  frei  festzustellenden 
Amortisationsplane,  und  zwar  gegen  Ausbezahlung  des  vollen  Nominal- 
werthes  der  auf  diese  Weise  eingelösten  Actien  tilgen  zu  können. 

Ferner  bevollmächtigt  die  Gesellschaft  die  ungarische  Regierung, 
jene  gesellschaftlichen  Anlehen,  welche  die  österreichische  und  ungarische 
Strecke  der  Gesellschaft  gemeinsam  belasten,  im  Einvernehmen  mit  der 
k.  k.  österreichischen  Regierung,  die  bloss  die  ungarische  Strecke 
belastenden  Anlehen  hingegen  im  eigenen  Wirkungskreise  kündigen  zu 
können,  weiters  das  zu  Gunsten  der  Besitzer  der  auf  diese  Weise 
eventuell  einzulösenden,  respective  zu  convertirenden  Prioritätsobligationen, 
auf  die  ungarische  Strecke  der  Gesellschaft  einverleibte  Pfandrecht, 
ohne  Befragen  der  Gesellschaft  löschen,  schliesslich  zu  Gunsten  der 
Besitzer  der  statt  diesen  Obligationen  zu  emittirenden  Staatsschuld- 
verschreibungen das  Pfandrecht  auf  dieselbe  Linie  ohne  weiteres 
Befragen  der  Gesellschaft  einverleiben  zu  können. 

Die  Gesellschaft  ist  nicht  berechtigt,  aus  allen  diesen  Transactionen 
einen  Vortheil  oder  Gewinn  zu  beanspruchen,  dagegen  kann  ihr  unter 
diesem  Titel  auch  keine  Last  erwachsen. 

Die  Verpflichtung  des  ungarischen  Staates  bezüglich  der  Zahlung 
der  im  obigen  §  2,  respective  im  beiliegenden  Verzeichnisse  aufgezählten 
Jahresrenten  wird  in  jenem  Verhältnisse  erlöschen,  in  welchem  die 
Actien,  respective  die  bezüglichen  Prioritätsobligationen  getilgt,  respective 
convertirt  sein  werden. 

§  4. 

Als  Ausfluss  des  gegenwärtigen  Vertrages  wird  sich  die  Erste 
Ungarisch-Galizische  Eisenbahn-Actiengesellschaft  im  Sinne  der  zwischen 
den  beiden  Regierungen  und  der  Gesellschaft  gleichzeitig  vereinbarten 
Statuten  umbilden. 

Hinsichtlich  der  Honorirung  der  Vertretung  der  umgebildeten 
Gesellschaft  wird  die  Vereinbarung  der  beiden  Regierungen  maass- 
gebend  sein. 

§  5. 

Die  Erste  Ungarisch-Galizische  Eisenbahn-Actiengesellschaft  ist 
verpflichtet,  alle  ihre  auf  die  ungarische  Linie  bezughabenden  Bücher, 
Inventare,  Rechnungen  und  ihr  Archiv,  in  welcher  Beziehung  die  dies- 
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fallig  mit  der  österreichischen  Regierung  getroffenen  Vereinbarungen 
maassgebend  sein  werden,  dem  ungarischen  Staate  zu  übergeben  und 
zur  Verfügung  zu  stellen,  welcher  diese  Documente  derart  aufbewahren 
wird,  dass  dieselben  bis  zu  dem  im  §  207  des  Handelsgesetzes  vor- 
geschriebenen Zeitpunkte  durch  Diejenigen,  welche  im  Sinne  des  Gesetze» 
hierzu  berechtigt  sind,  benutzt  werden  können. 

§  6. 

Die  Regierung  des  ungarischen  Staates  wird  das  Personale  der 
ungarischen  Linie  der  Ersten  Ungarisch- G alizischen  Eisenbahn-Actien- 
gesellschaft  ohne  Ausnahme,  das  den  gemeinsamen  Dienst  ver- 
sehende Personale  hingegen  in  dem  Verhältnisse  übernehmen,  welches 
zwischen  den  beiden  Regierungen  vereinbart  werden  wird. 

Die  auf  Grund  von  Verträgen,  Ernennung»-  und  Beförderungs- 
decreten,  Instructionen,  Dienstordnungen  und  Pensionsstatuten  erworbenen 
Rechte  bleiben  in  ihrer  vollen  Giltigkeit. 

§  7. 

Nach  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Vertrages  gewinnt  der 
ungarische  Staat  auf  den  Betrieb  der  ungarischen  Linie  der  Ersten 
Ungarisoh-Galizischen  Eisenbahn  und  bezüglich  der  diesfälligen  Ver- 
fügungen unbeschränktes  Recht;  das  unbedingte  Eigenthumsrecht  hin- 
sichtlich des  Bahnkörpers  und  der  Betriebsmittel  tritt  jedoch  erst  dann 
ein,  wenn  der  ungarische  Staat  sämmtliche  auf  die  ungarische  Strecke  der 
Gesellschaft  entfallenden  Actien  eingelöst  haben  wird;  bis  dahin  wird  zur 
Sicherstellung  des  Eigentumsrechtes  des  ungarischen  Staates  dieser 
Vertrag  im  Eisenbahncentralgrundbuche  zu  Lasten  der  ungarischen 
Strecke  und  der  hierzu  gehörigen  Immobilien  der  Ersten  Ungarisch- 
G alizischen  Eisenbahn- Actiengesellschaft  vorgemerkt. 

Die  Gesellschaft  gibt  weiters  ihre  Einwilligung,  dass  ihre  in  den 
Besitz  des  ungarischen  Staates  übergehenden  Fahrbetriebsmittel,  deren 
Identität  auf  eine  geeignete  Weise  zu  wahren  sein  wird,  schon  vorher 
mit  den  Eigenthumsmerkmalen  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen 
versehen  werden,  dass  weiters  die  Direction  der  königl.  ungarischen 
Staatsbahnen,  respective  die  Betriebsdirection,  mit  den  sich  an  die 
ungarische  Strecke  der  Gesellschaft  anschliessenden  öffentlichen  und 
Privatbahnen  bezüglich  des  Anschlusses  derselben  Verträge  abschliessen 
könne,  dass  schliesslich  die  genannte  Direction  die  zu  Zwecken  der 
Eisenbahn  nicht  nöthigen  Grundstücke  ver äussern,  respective  zu  diesen 
Zwecken  erforderlichen  Flächen  erwerben  und  hieraus  resultirend  alle 
erforderlichen  grundbücherlichen  Verfügungen  statt  und  im  Namen  der 
Gesellschaft  ohne  weiteres  Befragen  derselben  treffen  könne. 

§  8. 

Sobald  die  auf  die  ungarische  Linie  entfallenden  Actien  der 
Ersten    Ungarisch-Galizischen   Eisenbahn-Actiengesellschaft  vollständig 
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«ingelöst  sein  werden,  erlischt  die  Concession  der  ungarischen  Linie 
der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  factisch  nnd  wird  dann 
der  ungarische  Staat  berechtigt  sein,  ohne  jede  weitere  Befragung  und 
epecielle  Erlaubniss  der  Vertreter  der  Gesellschaft  sein  Eigenthumsrecht 
auf  die  ungarische  Linie  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn- 
Actiengesellschaft  und  deren  gesammte  Immobilien  einverleiben  zu 
lassen. 

§  9 

Dieser  Vertrag,  sowie  alle  aus  demselben  fliessenden  Eingaben, 
Documente,  Rechtsgeschäfte,  grundbücherlichen  Vormerkungen  und  Um- 
schreibungen und  schliesslich  das  ganze  Abrechnungsoperat  sind  stempel- 
und  gebührenfrei. 

§  10. 

Der  gegenwärtige,  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ausgestellte 
Vertrag  tritt  für  die  Erste  Ungarisch-Galizi6che  Eieenbahn-Actiengesell- 
echaft  mit  erfolgter  Genehmigung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
für  den  ungarischen  Staat  mit  erfolgter  Genehmigung  seitens  der 
Gesetzgebung  in  Kraft. 

Die  legislative  Genehmigung  des  seitens  der  Aetionlire  »n  der  ausser- 
ordentlichen Generalvet sammhing  vom  0.  Februar  1889  gutgeheissenen  Vertrages 
erfolgte  durch  den  XIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1S89  (Üoc.  1). 

Budapest,  23.  December  1888. 


Koloman  v.  Tisza  m.  p. 
mit  der  Leitung  des  Finanzministeriums 
betrauter  kftnigl.  ungarischer  Minister- 
präsident. 


Gabriel  v.  Baross  m.  p. 
königl.  ungarischer  Minister  für  öffent- 
liehe  Arbeiten  und  Communicationen. 


Erste  Ungarisch-Gallzische  Elsenbahn. 
Graf  Aladar  Andrässy  m.  p.  Z.  Kozlowski  m.  p. 


Digitized  by  Google 


Ungarische  Linie, 


893 


Verzcichniss 

des  Zinsen-  und  Amortisationserfordernisses  der  auf  die  ungarische  Linie 
der  Ersten  Ungarisch-Gallsischen  Elsenbahn  entfallenden  Prioritäten  und 
Actlencapitallen  nach  Jahren  und  Zahlungsterminen. 


.Fahr 


Zinsen-    u  n  «l    A  in  o  r  t  i  >j  a  t  i  n  n  s  -  S  u  m  tu  e  n 

1.  Sep- 


L  ~ 


Actie  o<k-r 
rrioritiiten 


1>    tl  ' 


1.  Jiinner 


"~  v£  ^     <  iul.i.-rj  kr. 


1.  Marz 


(iuU.'H  kr. 

 __l  II 


1.  Juli 


Zu- 
sammen 
jährlich 


temher 

<iul-li'ii  kr.1'  <iul<li'u  kr.'  (iulidii  kr. 


Actie 

Prioritnten 


I. 


122.056  CT» 


-  181.099  5* 


—  12-2.056 


oß 

-  184.099  58 


1  Priorität^«  II. 


17.208 


1*89  rrioritiiten 


II. 


5.031 


«2.510 


477 

—     —  62.510 


5.031 


fi9 


r,     Trioritiitcn     JII.  43.90.' 

5. 1 1 1 


14. Wi*o 
3'i  ,—   43.800  06 

7ß 


239.211 


«1  184. (WO  5«  249.275 


60  anl.803 


*  I 


29  878.890 


Actie 

rrioritiiten 


1  890 


" 


l 


lVioritiiten 
/*.  rrioritiiten 


l. 
II 
I! 


rrioritiiten  II! 


12  2.656  Uh 

5.019  74 
61140 

43.800  oß 


183.669  4s 


ö  305  8s 
23s.9"21  74  183.669  4M  -249.667 


Actio  — 
Prii  Tit'itcn  I. 


122.650 


rrinritiit.n 


H. 


—  1 22.656  06 

—  lSS.ßr.n  48 

lS.000  17 

5  019  74 


Oij'      —      —  I  l22.66ß'U6,i 


55  753 
02.140 
Ii  .600 
43.698  94 


'27  201.660  r.5  ,873.928  14 


KU 


1*3.219 


1801 


h)     rrioritiiten  II. 


r  rrioritiiten 


III. 


5.005 
61.750  - 
43.69«  04 


5.500 


-I 


4* 


—  183. 21 0  4* 
ls.l.i5o  04 

5.005  HO 
477  «s 


— 'j  61.750  — 

16.400  — 
4  .583  94 


>3H.ßo5  HO  IH3  -219  48  -249.S7.»  68  202  1  75,42,  873.874  38 


189: 


Actit»  — 

rrioritiiten  I. 
n    J  1 

rriurituten  II. 


bj  l'rioritäten  II. 
r       rrioritute.»  IN. 


122.056 


06      —      —  12-2.656 


—      —  182.745  58  — 

4.993  8  5  — 
f,i.H4((  —  _ 


06 


182.745 

10.832 
—     4.99.1  85  — 

716  82 
61.340  — 


5 

,5 


I7.ooo 

43  583  04  43.460  41 

5.726  4  7 

23^.300  \1  18-J.745  5s  250.1  70  14  202.577  63  873.799,67 
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Jahr 


Zinsen-    und    A  m  <>  r  t  i  s  n  t  i  u  n  k  -  S  u  m  m  e  n 

1.  Miirz 


I 


Actie  oder  j  ~  |  Jänner 
Prioritäten  Jt'Z 

ir§w|l  Q"1 


U;     CiiM.  ti  kr 


<.iiM.ti  kr. 


1.  Juli 


( ,  jl.l.'ii 


kr. 


Actie 

Prioritäten 


Priorität*-!! 
Pri.uitat./n 
r.  Prioritäten 


1    See  Zu" 
,  "  lammen 

jährlich 


(iul.Un 


12 -2. 656  U6 

I.     -  - 


«»3 


II.  4.975 
II  60.915 


Iii 


43.469  41 

5.9s5  -29 


122.656  06 


182.249  7*  — 


-     -  4.975|93 
477  «r» 


182.219  78 


20.947 


.-j  60.915  —  j  - 
71 


18.200 


-  43.349 


1 


1891 


Actii- 

Prioritäten 


.23H.1HH  69  182.249  7> '250.574  58 1203, 196. 89  £74.022  94 
—      122.056  (»6      —      -122.656  06      —    I  — 


122.656  06 

IM. 72-  10 


Prioritäten      Ii.         4.903  99 


■  i 

/.       Pri«.  ritaton  II. 


00.46" 


11 


181.726  10 

2T.9Ü2[!»7 

4.963  99 


Prioriiäwn      III.       43.  •  19  71 


7 1  6  82 
60.46(i  — 

IH.HtOi  — 


6.211 


237. .',41 


•6| 


43.225 


5  2  1  81. 726|ii.  25U.HS2  34  203.628  97  s73.818  93 


17 


Acti'* 

Prioritäten 


lS'.i.O 


fo>. 

I 

r) 


1-2.606 
I.  - 

1 

I 


-  122.656  im; 
IM.  17*  53 


Priorität  n       II.  4.946  07 

1 

Pri-ritär.-n       II  59.9'JO  _ 

Pri..iität.-n      III.  43.22547 

I  0.4:«-*  •.;  i 


4 .916  07 


K2 


81.178153;! 


716 


59.990  - 

n  - 


19.NO0 

4:s.n9r, 


'11 


,  M  1S1.17>  53  2 51. 205  66  204.196  4f-  873.8.%  48 


Ai-'n'  12;:  6.>'.  "6       —      -   122.656  06 

1  'ri.-ri'Mi,.;,  j.  —       -   1  -n.603  (*H 

I  ■  I  1 

f;^. ,1  II.  4.92-  15  4.988  l 


180.603  0^ 
2  1.132  W 


7  )  c  -2 

_j      ■•I.  19;',  _|   

2  1. I  M  Hl  . 


P:i  ::;r;.-,  ,,        |]l  I  ■'•    '96  7]  12  962 


I 


0  7  29,41 


12  - 


2>6  9  •:.       -80.60:;  -»  25  1.75s  15  204.736  00  874/02  02 
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Zinsen-    und  Amortis.itions-Summen 


Jahr 


Actio  oti«r  i  ~  '7. 
Prioritäten  u'^ 


Actie 

Prioritäten 
Prioritäten 
iy-,T  h,  Priorität«?!» 

Prioritäten 

u 


1.  Jänner,   1.  März      1.  Juli 


i;:iH.'ii   kr.|  (iul.liui  kr.Jj  <'.;iM<mi  kr. 


1.  Sep- 
tember 


Zu- 
sammen 
jährlich 


(OÜilrll 


kr.   I.iuhien  kr.1 


I 

II. 
II. 
III. 


179  999  76 


1 2-2.f>5*>  06 


4.910 


716  83 


-      —  58.970 


21.800 
4  2.823 


179.999  76 
25.40"?  33 


P22.656  06 

4.910  22 

58.970  - 

42.962' 12 
0.955  8- 

J36  464  28  179  999  76  J5 1 .8761 1 1  '205.407; 09|  873. 737124 


Actie 

P  rioritäteii 


o 


1898 


Prioritäten 
/< !  Prioritäten 


I. 
II 
11. 


122.666  o0  — 

—     —  179.364  58 


4  892  30  — 
58.425 


Prioritäten  III 

I 


4  2  .8  23  — . 
7.279  1 1 


122  656  061 

—  -'I79.364jö8 

,i  2i>7602'ü3 

4.892  30 


876'12 

=t.42ö'- 


68.425' 
23.000  — 
-    42.677  41 


2  >6.o75  77  1  79. 364|68,  262.526  89.J05.966.61 


873.933,85 


Actio 

Prioritäten  I 


fi  i 


Prioritäten 


1S9  9 


A  Prioritäten 


JI. 


II 


122.656  06 

4.870.40 
57.850  - 


—     '—'1122.656.061  — 
178.699.12''     —    [  —:  178.699  52! 

Ii  27.956  02 
4.870  40|!     •  - 

796  471 
67.850   -  - 


Prioritäten  III 


42.677 


7.53*  2 


.'35.592 


«.' 

24 


24.2  n0 
—    42.526  65 


1  )|  178. 6.'9  52  252.899  58,  2'  »6,605  54 


S73.846  75 


Ache 

Prioritäten 


122.656 


Prioritäten 
1'<ll°  l'riurita'cn 


3 


•}      l'i  loriläroTi 


J. 
II. 
II. 
III. 


d6      —      -  122  6i6  06'     —      —  l 
17M.0M»  0-j      —  178.000  62  1 


4.850  4'.' 


57.24r> 


!•'.'..!. 9<i 


-      4.850  49 


I 


29. -(89  67 


_      _     _    57.245  -  - 


4  2.5  26  65 
7>61  76 


25.400  — 
42  369  4i 


17*  om.  ti2  253 


.397|07  207.. 


07.390  -J0  *  7  3.927 


l 
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Zinsnn-    und  Amortisation*-: Summen 


Jahr 


A < •  t i c  oder 
rriuritiiten 


Actio 

l'ri  ritriUn 


-z  ~    I .  .I.inti"v     1    M'ir/.       1  Juli 

t.nl.l.ii  kr 


.n  v. 


(  ;  kr.    <  .Iii.',  ii  l.r. 


!.  Sep- 
tember 


kr 


l'riorit-itt'ii 
A    '  Priorität«'.) 

Ii 

l'rwriliitcii 


1. 

II. 
II. 
III 


t  7T.-J-I5  S8 


I  . 

50. Ol  I  I 


4  2.3611  41 
S.l  .-)-.'  1»4 

.* .5 4 .  o77  - , [  I  7 7.i.'05      ^58.777  1  1  -2i)H.<>SiV  19 


1  -2^.050 

HO 

4.828 

59 

870 

1 1 

50.01O 

20.000 



42.200 

35 

25.8.77  7 

177.205  88 


3<>.823  81 


Zu- 
sammen 
jährlich 


l'JL-2 


Acti'.' 

Prioritäten 


|  J'rinrii;it<-n 
Priorität. -n 


l'rioriiiiti-ti 


I 


i22.or,i;!<m 
I  -  :— 

Ii        .i.snr,  r,s 

i 

Ii      5',. «.m:. 

III        -t  -i.'Jiw,  h;, 

S.ijlt,-  S2 


-    -  122.050  uo 

1  70. 1 '.»:»  8(i 

—  4.8"6 

77 


170.195  80 
82.416  -'4 


'.55 

—     -    55. '.M5 

2*  (l(H(  — 


284  122 


42.030  IS 

I  . 


tH  I  70..  1.'5  8'i  254.8'.»t>  Ot' 


Acic 

l'cioritiit'Mi 


I" 


122  0. ,0  00 
I.  —      -  175. 0S1  V.»  — 


-   122.056  O0  — 

175.0*4  8t» 


rinnt  ;.:.mi 


l',fW  TnnntHr,:,  II 


208.011 


II.         .1.7-' 7.'  —  ■    4.7*2  7« 

l."35  41 

-  .*>.')  215 

IS 

'l 


I'i:.  III.         "80  i-  -j,  4l.*oii 

S.SIUI  - 


2S8.520  ' ''1  l  7:-.  o-M      254.771»  44  200.604  07  873.078  48 


S73.749  18, 


54  873.929  44 


A  r  I ,  i- 

l'riorithti  n 

1. 

1  -ri.  r  •  ui 

II 

i 

1  Yiui  i * ; 1 1  ■  •  i i 

II. 

III. 

;  22  '■:,><  uo 


-  1  22.050  1)0  —  — | 
jftfi'j  •  174.884  06 

85,681  70 


II  4  7  50  '.Iii  4.750  90 

1.115  HC 

5I.515  — !   54  5;5j-l 

8O.S."0  — 

41. soii  l-  -     11.070  11  - 

0  ls-  2  1  i: 


2  .:  '-71  5S  17  1  .x:i  i  00  '-.'55.5  1 o  48  210.516  42  873.840  89 
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Z  i  n  s  e  11-    und    A  in  o  r  t  i  s  a  t  i  o  n  s  -  S  u 


m  in  e  n 


Jahr 


Actio  oiler 
Prioritäten 


— « 

m 

1.  Jänner 

1.  Marz 

1.  Juli 

1.  Sep- 
tember 

Zu- 
sammen 
jährlich 

Guld«m  fkrj 

(iul.l.n, 

kr. 

(.nl.l.  it 

kr. 

kr. 

(JuhUni  kr. 

> 

1 

i 

Aetie 

Priori  täten 


Prioritäten 
'  4,  Prioritäten 
Prioritäten 


I. 
II. 
II. 
III. 


122.056 


-    -  122.050  o« 

173.942  02 


232.382  •' • 


4.720  0.5 

53.715 

4I.C.7«  -II 
!»,rnt;  47 


4.729  03 


—  173.942  02 
37.433  99 


1.115  OS 

53.745'  — 
32.401»  — 
41.481  88 


173.942  62 


256.1.H0  u2  21 1.376  01  873.832 


Aetie 

Prioritäten  I. 


Prioritäten 
m  l>.  Prioritäten 
>■)  Prioritäten 


II. 
II. 
III. 


122.050  00         -      —!  122.65«  06 i      -     I  — 
173.000  7  7  —  173.00ß]77 


i;, 


4.701  15  4.701 

1.115  00 

52.936  —  52.935  - 

34.000 


41.484)88  -   41.23«  24 

9.932j35 

231.701»  44  ITS^ÖÖ«- 77|  256.A< »3,5 1 


39.425 


Ii. 


212.431 


.  Actie 
I  Prioritäten 

j   Prioritäten  II. 

1907  f,J      Prioritäten  11. 

II 

r)     Prioritäten  Hl. 


122.056  06 


4.673 
52.085 


28 


172.021 


— I  122.056  06 
11      —  — 


4.073  28 

1.274  34 
52.086 


.  Aetie 
I  Prioritäten 


1908 


41.286,24 
10.320iö9, 


172.021 


14 


41.336  «m 


93  873.841  65 


36.600 
41.079  82 


,231.02l|l7ll72.021 


I 


122.060  Oft.  — 


Priorität 


Prioritäten  II. 


en 


Ii. 


cj     Prioritäten  III. 


-1170.987  72 

I  II 

4.641  42  — 
51.195—  — 


41.079  82'  — 
in.741  18 


14  257.36HiMV213.867.Ha  873.768  64 


230.313  48  170.987  72  258.231 183|  214.315 


122.0.j6  00 


170.987 


43.327  86 
4.041  42  — 

1.274|35j 
61.1951— ':  — 
37.0OO  - 
40.805  —i  — 


n 


57 


873.848 


C.ii 


i.  i. 


57 
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Zinsen-    und  Amortisations-Summen 


Jahr 


Actie  oder 
Prioritäten 


r-     V  O 


1.  JKnner 


(iulilrll 


||     .  Actie 

Prioritäten 

I!     |  Prioritäten 

1909,/,,  Prioritäten 

Prioritäten 


I- 
II. 

II. 
III 


kr. 


1  Marx 


1.  Juli  !  l-  ^p- 

tember 


Zu- 
sammen 
j  ährlich 


i 


kr.    finl.l.Mi  kr.   C.unien  kr.  Guldon 


122.656  0« 

4.609  56 

50.255  - 

I  ' 

i 

40.865  - 
11.1 '.»4  12 


160.904  53  — 

-1)  *. 


-122  656  06      -  — 
—  169.904  63 

45.657  97 


1.433  64 

— j  60.266  —  — 

39.200  - 
—    .— II  40.641 '12  — 


220.579  74  169.904  53  ■258.795  38  215.462  6l>  673.742  15 


kr. 


19lo 


Acti.. 

Prioritäten 
Priorit.:itf-ti 
t>:  Prioritäten 
r,  Priorität. 


122.650  00  — 


122.t>56,06 


1. 
II. 
II. 
III. 


168.765  58 


4.573  72 

49.275  — 

40.041  lv 
11.614  71 


168.765 


72 


4.571 

1.353  yy 

—     — I  49.275 


47.867  72 


58 


41.400 
-   40.408  82 


22«. 76')  M  16S.705;5H25O.O67j5yjj2 16.633  30 £73.827 


Aeti* 

Priiirii.'itrn 


l'nVritiiten 

1911  Priorität,  n 

I 

,  .  I'.-i..ritfit.-i. 


II 
II. 
III 


00  — 


167.568  8'.' 


4.53'.<  *7 

48.240 

40.  Jos  s2 
12  ot',' 


122.056  0m     —  - 
„     -  167.668,89 

50.257  13 
4.5H0  87      —  — 

1 .5 1  3  29 
48.210  _  - 

43.20H  ~~ 

40.167  17       -  - 


l>>  7  ~<~\\  •>\.\i\l  107.f>08|*0  20O..H6|6O,;il7.820jU2  873.624 


1  'n < . ri t ;iT ■  •  u  I. 


122.65  6  1  iü  |     —     I  — 
-      -  160.312  46 


122.656  06 


-  -, 
166.312  46 


I'r^ntati-r.       II.  4  5'»2  03 


>        I-riori-att-n       II.  47.16-1 


r.'l'J 


[ ' ."  ■  '.ii  :t!  Hl.       40.167  17 


i  ■_' .  ^ 
527.070 


2.. 
"5 


52.726  18 
4.562  i>3 

1.502  *.»4 
4  7.160  - 

45.600  - 
I—  Ii  39.915'77  — 


166.312 


I 


261.4  26  ^0  2 19.030  64  873.848  76 
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Zinsen-    und  Amortisations-Summen 


Jahr 


Actie  oder 
Priori  tiiten 


Ö     A  ' 

3     -2  1.  Jänner    1.  März  1    1.  Juli 


"*  <5  W  '  «inl-lrn  ,kr.  I  GuMrn  kr. 


1913 


Actie 

Prioritäten 
Prioritäten 


122.656 


1.  Sep- 
tember 


Zu- 
sammen 
jährlich 


OuMt'n  kr.  I  Oul.lru  kr. 


06  — 


—  164.094  30 1  — 


h)  Prioritäten 


II. 


II. 


—  1122.666 


T 


06 


4.462  21!      —  — 


46.0201- 


4.462.21 


164.994 


56.854  62 


Gulden  kr. | 


301 1 


r)     Prioritäten     III.   1  39.915 

13.070 


226.121 


77 
69 


1.672iöS; 
46.0*0  -l|     -  - 
47.800  - 

39.654  36!     —  — 


63  164.994|»0ii262.>,>65!2"i|220.348»2  873.732'95 


Actie 

Prioritäten 


1914 


Prioritäten 
Prioritäten 
<•)  Prioritäten 


I 

II. 
II. 
III. 


122.656  06      —  ;— 


13.5*8 


4.420  40 
44.826 
39.064  35 


163.610  44  - 


122.066 


U6  -  |- 
— 1 163.610144 


58.142 
4.420  40  — 

1.762:28 
—     —   44.825  —  — 


■  i 


<*). 


Actie 

Prioritäte:i 


Prioritäten 


! 


I 

1915  ffj  Prioritäten 
c)  Prioritäten 


II. 


II. 


III. 


50.1'UO  — 
39.382  59,  — 


16 


225.144  05  163.610  44  203.230|2~8|,22 1.762  601,873.743  37 


122.650  06      —     |— !122.650  06!I     —     |—  I 
162.156  89      —     —  162.156  89 


4.376  59 
43.570  — 


39.382-69 
14.13S  24 


61.089  09 
4.376  59'  — 

1.752  23 


—     _  43.570 


62.HXW- 
—     -    39.099  82  — 


221.123  48  162.156  89^64.254:70  223  246  98  873.781  05 


Ai-tie 

Prioritäten 
Prioritäten 
Prioritäten 


1916 


<->  Prioritäten 


1. 
IT. 
II. 
III. 


'  122.666  «i 

4.332  7 
42  250 


—  122.650  00  — 
160.629  66      —     -  160.629 


64.116  67 
4.332  79  — 

1.911  62 

42.250  — 

56.200  — 
38.805  11 


39.099  82  — 

14.720  69!  

223.069  26  160.629  66  26oTl66  78  224.740'33  873.690  03 


II 


I 


67* 


Digitized  by  Google 


900 


Erste  Ungarisch- Galizisehe  Eisenbahn. 


T 


Zinsen-    und    A  m  n  r  t  i  s  n  t  i  o  n  h  -  S  u  m  m  e  n 


Jahr 


Actie  ixKt 
Prioritäten 


T. 


1.  .Irinner 


1L  = 


1.  März 


<•  •.)•!'  n  kr. 


i.  Juli 


1.  Sep- 
tember 


C.uhl.M,  kr. 


Zu- 


imiI  l«  H  kr.  .  G.iMen 


I 


Artit.' 

Prioritäten 


Prioritäten 
1917  h  Priorität,-,, 
<■       Priorität  o 


II- 
N. 
III 


122.65»;  06 


4.285  - 


-  122.656  06 
!59.o26  77 


4.2*5 
l.»'.U  17 

40.87« »-  -    40.87m  — 

 i 

5h. -Jim  — 
r)4i  38.5oo- 

59 


I5.27(i 


i2l.ssT 


15'U 


159."26  77 


67.301 


266  f,02  2 


54 


226.328  31  -573  744  37 


Ann- 

l'l  iiMlliitell 

1 

1. 

Priorität,  n 

i 

II. 

1  'rioritäf  .-n 

i 

■ 

II. 

Priorität. -u 

III. 

122  056 


-      -   157.34-1  2:1 

I 

-i  -3  f.  22 

.'V.l.  415 

3v500j- 


1  22.636  Ort 


4.235  22 
2  07o  hl 
39.415  - 
r,  i.ooo  — 
38.181  65 


157.344  23 
7".;  36 


220  7^3  113  1  57.344  23  2(17.558  74,228.070  5*  873  697  48. 


,\i-:ir 

I'i'i.  .rilätm 

1. 

PvmntäK-  n 

II 

p'10 

Priorität. -n 

1 

II 

Prioritäten 

>.,. 

\\ 

b) 

Aeto 

l'rii  .j  1 1 n ti-ri 

— 
1. 

Pri.M  i t J t r .  r l 
Priorität. -ii 

ü 
II 

: 

l'J2" 

Priori'  äo-n 

III. 

1  22.6.50  "Ii 


•  ■  1 22.656  in;  — 
_      _         r,7(-  o7      „      _  IÖ5.57H  07 


l! 


4.1 
37.v.»o 


—     —     4.183  45 

2.23o  n 
37.890  — 


74.-3M  si 


64.001.  - 
37.^51  -  — 


38.1-1  65 
1  6.532  35  | 
21  «1.4  43  51  155  576  07  26s.81o  f,2  229  806 '88  873.637 


08 


—  122.650 


I 


06:  — 


-  155.720  30 


4.127  6'.« 

36.-J0.-_ 

3  7.S5!  -  - 
I  7.21  1  7  7 


122. »556  06 


153.720  30 


.8514 


— ,  4.127 


o'.t 


56 


2,3*9  4  I 

—  36.29"    -  — 
67.200  — 

-  .17.506  7  7  - 


21  -.13.1  52  153.72"  3"  270.165»  93  231.614  86  873.641 

!  j 
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Zinsen-    und    A  m  o  r  t  i  s  a  t  i  o  u  8-S  u  m  m  e  n 


Jahr 


Aetie  oder 
Prioritäten 


i  £  5 


-  ^  ~    1.  .Jänner 


,  Aetie 


1921 


Priori  täten 
Prioritäten 
b,  Prioritäten 
c)  Prioritäten 


- 


I.  März 


1.  Juli 


CuM.'ii  kr. 


I. 

II. 

II. 

irr, 


122.65t'.  0«)  — 
-     —  151. 77 2  94 


4.067  90  — 

I 

34.610  _  — 

3  7. 50<V  7  7  — 
17.891  IS 


122.656  06 


1.  Sep- 
tember 


Nulik'ü  kr 


Zu- 
sammen 
jährlieh 


Gulden  kr. 


151.77*2  94 


81,797  26 


4.067  96 

"7.389  40 
34.610  — 


7O.H0O 

37.1-18  94 


MO. 731  91  151.772  94  271.072  36  233.570  20  873.747  47 


1922 


<*:•} 


.  Aetie 

I  Prioritäten 

|  Prioritäten 

h)  Prioritäten 

c)  Prioritäten 


I. 

II. 
II. 
III. 


122.660  00       —      -   122656  00 
-  :-'U9.728 


4. OOS  23 
32.840  - 


37  I  is;  '.(4 

l.V«iÖ2  94 


215.250  17 


|-,|i49.72S 

i     i  85.938'S 
4.008  23  — 


34 


U9.7  2> 


2.(02« 
32.84" 

7». (>oo 
36.770  *8 


272.9' >9  51 


23.5.060  89  «73.560  57 


Aetie 

Prioritäten 


a j . 


1923 


Prioritäten 
h',  Prioritäten 
f.)  Prioritäten 

Ii 


r. 
ii. 
Ii. 
in. 


1 22.656  06  -  1 

147.579  53 


22.05(500     —  - 


—  147.579  53 

90.239  82  ■ 


3.912  52  3.942  52 

i 

J  | 
30.99"  — 

TS. HO"  — 

36.776  88  —    36.389  94 


2.628  34 
—    30.990  — 


_1 9.347  06,, 


213.712  52H47.579  53 


27-1  60*.  8« 


237.81'.»  35  «-73.718  26 


Aetie 

Prioritäten 
Prioritäten 


—      122  666  06 


I— I 


1924 


1. 
II. 

h)  Prioritäten  II. 
cj      Prioritäten  III. 


—      -    145,323  .'»4 


3.87''.  81       —  - 

2.8157  2 

29.'  -lo  -       —      —    2'.*. 040 


122.656  1»»:      —  - 
145.323154: 
04. 7  00  '04 

3.876  81 


>9  91 

20.123  53   

21-2.O80  34  145.323  54 

i  I  I 

Ii-  L 

ü  i 


8  1  toxi 


276.027  02 


240.023  58  S73.461 
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Erate  Ungariach-Galizisohe  Eisenbahn. 


Zinsen-    und  Amortisations-Surame 


Jahr 


S  O 


Actio  oder  5^-;  I-  Jänner1  1.  März  1.  Jnli 
Prioritäten 


■3 


Zu- 


1.  Sep-  |!  8ftmnien  ] 
jährlich 


1925 


Actis 

Prioritäten 
Prioritäten 
hj  Prioritäten 
Cj  Prioritäten 


£  W  I  «.ul.lcii  kr.   OuUeii  kr.   (Jiüd.'u  kr.   liuldcu  kr.''  Gulden 


—  122.656 
I.  - 


II. 
II. 
III. 


3.806 

27.000 
3.5.087 


06,  —  |  -  1 122.656  00 
— 1 14-J.9r>6i04  — 


U2.956.04 


I 


20.932' 35 


210.3X1  01 


112.950  «M  277.S97 


99.478  84 
3.805  13      —  — 

Tx67  28 
27.000  -  — 


86.000  — j 
35.568  82  - 


29  242.434  88  873.669  22 


1926 


Actio 

Prioritäten 


1  |  Prioritäten 
h,  Prioritäten 
<:,  Prioritäten 


I. 
II. 
LI. 
III. 


122.651'.  nn 


3.733  U 
24.85" 


35,56s  S2  _ 
53 


140.469  oo 


122.656|o6      —  j— 
-i  140.469  06 

104.116  94 

3.733!  4  4 


21.773 


3.1S5i88 
—   24.856»'  — 

90.000 '  — 
--    35.133  35  — 


2(>s.5si  85  1 HU69I06 :279.55H|73' £44.886! —  873.495  04 


.  Actio 
Prioritäten  I. 

Prioritäten  II. 

!>■  Prioritäten 


122.056  0 


—  —  122.656  06 
137.858  04  - 

h 


o6|i  —  \—f 

—  137.858  64 


Prioritäten  III. 


J 


3.653  su 

22.600  — 

35.133  35 
22.64  7  u6 

206.6,90  27 


loy.673 

3.653  3o:  _ 

3.185  87 

—  j  -  '  22.600  — 

94.SOO  _ 

—  —    3  1.6*0  41 


137.S5M  6.4  2X1.576  14,247.532 


63 


27 


873.657 


32 


Af'tlr 

Prioritäten  I. 


Prioritäten 
h  Prioritäten 


1',"S  -  Priorität.-, 


][. 
II. 
III. 


122.65»;  06,       —      -    122.656  06. 

-      -  135.1  16  so       ...      _  135.116 


3.57  1  15  — 


20.23O  _ 


3  1. 6m>  41 

2 3.5 20  5'.* 


3.57  1  15 

3.58illi 
2*>. 23 


115.089  61 


99.200 
34.21H 


80, 


204.001  21  135.1  16  -u  283.  154  32  250.206,41  873. 43*  7 


1 
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Zinsen-    und    Amortisation»  - Summen 


Jahr 


La  T. 

0J 


g-3-l  1.  Jänner    1.  März 

—  ■•->  .2 


Prioritäten 


G'.iMrti  kr 


Gulden 


kr. 


1   Se  -   '  Zu" 
1.  Juli       /  _v  ^"  samraen 

jährlich 


Guld'rli 


kr.  Gulilen 


T 


kr.  Gulden 


kr. 


.  Actie 

I  Prioritäten 

|  Prioritäten 

1929  /v  Prioritäten 

c)  Prioritäten 


TT 


i. 

it. 
ii. 
in. 


122.050  Oft      —  - 
132.239  50 


3.484  5 
17.760  — 


12J.G5G  00  — 


132.239  56 


120.903  83 
_     _     3.484  53  - 

3.5841 10 
17.750  — 

104.400  — 
:  33. 720' 18 


34.210  — H  — 
24.491  IS 

2Ö2T591  79  132.239!50l  283.694  H9  253.143  39'873.569  03 


Actio 

Prioritäten 


I. 


122.050  00      -     —  122.050  0« 
—     -  129.'.'  10  1(0 


1930 


Prioritäten  II. 


hj  Prioritäten 


II. 


cj     Prioritiiten  III. 


8.394  94 
15.140- 

109.600, 

33.720  18,,       -     —  33.210:94 


129.216  96, 


126.950  99 


3.394 


3.743  4d 
15.140 


94 


25.46 1  77 


Actie 

Prioritäten 


Prioritäten 
1931  Prioritäten 
c>  Prioritäten 


i 

II. 
II. 
J1I. 


1 '.»8.005  42  I26.043;04 


122.656  00 

3.301  30 

12.400  - 

i 

33.210  94 


200.372  95  129.216  90 


20.497  06 


120.043  04 


122.050  06      —  I- 


34  2ä07i; 


_l 

3.301,30 

3.982  34 
12.400 

115.000 

32.681 


120.043  04 
133.249  08 


I 


290.020  70  259.292!! 2  873.421  34 


Actie 

Prioritäten 
Prioritäten 


11. 


1932 


hj  Prioritäten  11. 
rj     Prioritäten  III. 


122.656  06 

3.201  SO 
9.525  — 
32.0s  1  - 


—     —  122.650  00 


122.71 1  81 

~  r 
-  u 


27.532  35 


195  596  21 


—     —  122.711  81 


3.201  80 

4  221  28 

9  525 

120.800 
32.130  35 


139.939  41 


122.71  I  81  292.531  VJ  202.051  22  873.493 
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Zinsen-    und    A  in  o  r  t.  i  s  a  t  i  o  n  s  -  S  u  m  m  o  n 


Jahr 


_  - 

■r. 


Ai'X'i-  u<lrr 
Priorita  ton  ^ 

~  ci  K 


.  Actio 
Priorität 


1.  .lämiPi 


1.  Juli        •  ^l»" 

Zu- 
sammen 
jährlich 

tii:M''H  kr. 

tiu]i]cn  kr. 

fiutiiea  kr. 

1933 


Prioritäten 
Prioritäten 


122.07.«;  dg 

II  XMW  27  — 

II.         G.ÖOoJ  — 


i  22.65t;  ur. 


119.213 


v-,      Prioritäten      III.       32.130  3")  — 

2S.f,o4  71 


193.0.VJ  119.2I.'{;-« 


1934 


Actic 

Prioritäten 

i 

I. 

i 

1'riuntäOn 

II 

l'iiuritatcji 

II. 

l'rioritäu-n 

III 

K.o<0> 


1 -J7 


4.3*0  :.7 
c».5o;> 

12«>  MIO 

31. ;V> 7  0>'. 


14B.U4«  33 


29  t  Vi»4  06  !»♦>♦».  1  •>  1 


06  S73.422  34 


I 


I22.f.5r,  ot; 

2.9*6  77, 

:t.a:tr, 

:n  ',-,7 

29. 7M  vi 


—  I-II12-J  r.r.r.  uf> 
1 1  5.5*0  112 


i 


2.9*6  7; 


t  7>3'.« 


3.3  *5  - 
77 


1  sM.4ii" 
30.961 


1 15.539  62 
l 54.275  M 


115.539  6-  :".«7.h7:i  iß  jiv.i.miö  46  «73.534  Ii 


19:5:, 


Artii' 

l'l  iuj-i:.;lt<rli  I 


122.65  6  06 


—    -  1 1  :.<>•„'  72 


122.650  nr,: 


l'ri        .•■•(.       I!  -  >75  26  2.*7a  2«- 

!  1 


11  1  0M2  72 


lr.a.osi 


Prioriti.Vi.  III 


50. i  77 
:o\9-i  1- 


1.77.s  K] 

30.3  41  SS 


1 -7.),-v.  „'1  l  )  1 . ► . S -J  7 : "  Hin.tl:'.iHi|  n:\  763  «I  I 


Ac:i.- 


l'Mitr'rät.Mi  1 
l'rloril;,|r:,  ]| 


1  22. i'i.'.f.  itt" 

Io7.03u69 


i'.75:s  7.« 


1  U2.G5«-.  IT, 


I07.«;ao  69 

170.015  90 

- 


1  930 


c,     Pri.-rir.-it.-i;     Kl.       •• :;  i :  — 


5.o'.<;  .v.* 

i 

-      29.9M7  11 


33.5s  1>K 


l-7.''i.'.  .'i;  l<>7. 6'.»  i  >;>  i.-j<    er,   7 7  t i 7 * 5'.'  733.487 

i 


to 
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Zinsen-    und    Amortisation.? -  Summen 


J;üir 


Actio  oder  5  ^  ■=  1-  Jämu;!'  1.  Mar/.  1.  Juli 
Prioritäten 


— •    •  x. 

'S  ~>  "E 


Zu- 

imm 
iahrlich 


tember 

<h::.1-u  kr.  (iuldtn  kr.  (iuW.-n  kr.   ("iiildni  kr.  Culdon  kr. 


1937 


Actio 

Prioritäten 


|  Pri 


Prioritäten 

Prioritäten 


1938 


II. 
III. 


122.656  o.; 

2.626  3." 


122.656  06 


103.379  64 


178.647  76 


29.697 


n 


2. 626  35 

6^256  69 
29.027  OH 


3:1.517  6.  i  

18 8~4 97  17  IÖT379  64  169.566:16  ,  282.027  jg»  733.470  4* 


Aotie 

Prioritäten 


122  666 


Prioritäten  II. 

II 

rj      Prioritäten  II! 


2.494  94 
29.027 


34.844 


06 


(in 
12 


—  —1  122.656 
98-913  36!  — 


ob 


98.913  35 


187.568  2i 
2.494  94'  — 

5.5  75 


28.330 


189 022  18    98.913  35  159.066  4 


z  1 
18 


286  4*1  55  733.473 


53 


1939 


Actio  — 

Prioritäten  I. 

Priontilk-n  II 

Prioritäten  III. 


122 656' 6 


2.355  5f 

28.339  18 
36.236  :v 


189  577  Hl 


9  4.224 


122.656:06  — 
—     —   94.224  15 

i  196~>86S7 
2.355  55      —  ;- 


5.973  51 


Ii 


27.605 


168  590  59 


291.111 


u-j  733.502  85 


1 

,  Actic 

- 

122.656  (16 

1 22.656  06 

j 

Prioritäten 

89.301  97 

»9.301 

97 

206.763 

i 

194(1 

Prioritäten 

11 

2.206  22 

2.206 

22 

6.132 

8C 

Prioritäten 

in. 

27.605 

47 

26.851 

65 

i  ; 

37.691 

1 

1 

190.15*  9:-; 

89.301 

97 

157  S46 

296.066 

04 

733.372 

67 

.  Actie 

122.656 

122.656 

„,-. 

Prioritäten 

1. 

84.132  9H 

84.132  90 

„ 

1 

217.117 

15 

1941 

Prioritäten 

11. 

2.052 

9' 

t 

2.052 

90 

6  451 

39 

- 

1 

J'rioritän  ii 

in. 

2  6.*  51 
39.21  1 

6S 
77 

26.067 

41 

19' '.7  72  X- 

f 

N4.132  9i 

1677227 

76 

-WU.250  «i6  733.3S3 

09 

1 

1  > 

1 

1 

1 

I 

1  1 

1 

Ii 
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Zinsen-    und    Amortisation»  - Summen 


.Jahr 


e  ü  5 

Actie  oder      »  "  '3 
a-2K 


Prioritäten 


Zu- 
sammen 
jährlich^ 

<iuMi'ii  kr.   (iuldi'it  kr.   »SuMen  kr.;  liuMea  [kr.,;  Gulden  kr. 


1 .  Juli    ;  IgJ^cr 


(Actie 
Prioritäten 


1942 


Prioritäten 


<■)  Prioritäten 


I. 
II. 
III. 


122.056 

1.891 
26.067 


-40.764 


06,1  — 
-  78.704 


61 


122  656  06 


I  Ii 

78.704|97 

227.949112 
1.891  61  — 

<>7hT9  63 
25.252  12  - 


191.S79j7y    78.704  9",  166.649 ,4V '306.654  09  733.388  27 


1943 


Actie 

Priori  tu  ton 


Prioritäten 
<V  Prioritäten 


11. 
III. 


122.666  06 


06 


73.006 


24 


1.720  37  — 


26.252  12 


122.656  06 


73.006  24 


239.338  61 


1.720  37  — 
7.088  67  ; 


42.3*2  36 


36 
90' 


14.404 


1 '.»2.01O  90    73.006  24  1Ö6.H60  47  312.344  85  733.231 


47 


46 


1944 


Actio 

Prioritäten 
Priuritäton 


122.65»',  06 


1. 
II 


1.543 


16 


c,      Prioritäten      III.       2  1.404  17 


14.oy7 


1 '.»2.700  75 


o»; 


—  -  122 .656  06  —  .— 
»17.022  78      —     —    67.022  78' 

251.365  28 
1.543  16  — 

7.4*6  79 
-     23.522  53  — 


67.022  7K  155.208  54  318.3*8  06  733.320  13 


1915 


Aetle 

Prioritäten 
Prioritäten 


I. 

II. 


122.656(16  — 


-     60.738  64 


1 


1.355  99 


r,      Prioritäten  III. 


23.522  6a 

 1 

45.>s76  »7 

193.41  1  05 


122.656  06 


1.355  99 


60.738  64  I 


7. HS f,  i)3 
22.605 


263.869 


82 


6o  73*  64  164.502  OK  324.60H  46  733.260  23 


Aetie 

Prioritäten 


j  l'riorit 


19  46 


Pi  i.irit-i^en  II. 


Pri^riOiten  III. 


122.656  06 


1.1 5  s  st, 


22.605 


-      —  122.656  oft  — 


-  —  122 
54  141  90 


54.141 


277.091 


90 
19 


—  1.15*  *0 

8.2*3  27 


4  7.6*.h  ->A 


-  21.65) 


1 '. '  4 . 1 1 1  *  16    51.141       153  149  43  331.233  09  733.232 


24 


I  M 


5« 
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Zinsen-    und  Amortisations-Summen 


Jahr 


Actie  oder 
Prioritäten 


•  feg; 

»  ~     1 1.  Jänner 


P  «  J*p  g 


1947 


Aotie 

Prioritäten 


1.  März  i   I.  Juli 


GuliU'ii  ^r. 


Gulden  kr.   GulWn  kr. 


1.  Sep- 
tember 


Zu- 
sammen 
jährlich 


Gulden 


—     122.656  06      —    j—  122.65606'  — 
I.  —     -    47.214  62      —     —  47.214  62 


Prioritäten 
e)  Prioritäten 


II. 


951  78     _  i_: 


1 


200.949  73 


951  78,  — 


kr. !  Gulden  ,kr. 


8.681  50 

i  2U561  24      —    ,— j  20.659  29 
49.597  06  1 


|l 94.856  14   47.214  62  :162.948  63 


338.164  36  733.183 


74 


1948 


Aotie 

Prioritäten 
Prioritäten 


I. 
II. 


122.666  06 


734  74 


39.940  87 


\c)      Prioritäten  III 


20.659  29 '  — 
5i:6Ö2  94 


122.666  06 


39.940  8 


305.445  46 


196.653  03  39.9401 


734 

74 

0.159 

38 

19.627 

24 

42 

345.386  32 


733.157 


64 


Prioritäten 
Prioritäten 
Prioritäten 


I. 

II. 
III. 


32.304 


122.056  06 

in 

505  76 
19  627  24 


'—  122.056  061     —     — 1 


53.641  18 


196.430  24  32.304 


71 


505  76 


32.304  74 


.120.817,28 


9.477  97: 


18.554 


74  151.194 


n 


20  353  122  02  733.051  20 


Actie 

Prioritäten 


|  Pri 


I. 


1950 


Prioritäten  II. 


cy  Prioritäten 


III. 


122.666  06 

268  81 
18.554  41 


24.284  31 


55.808  8v 


122.656 


268  81 


10.115 


17.438  24 


«.6  -  - 
-     24.284  31 


14 


336.746 


64 


197.288  10   24.284  31  150.478  25  361.030 


95  733.081  61 


1951 


a> 


Actie 
Prioritäten  I. 

Prioritäten  II. 


122.656  06 

—     -    15.865  64 


ci  Prioritäten 


III. 


15  93 
17.438  24 


58.008  83 


19H.1  19  06  15.866 


H  1 


122.656  0«       —  — 
—      -j  15.866164 

363.631"  76 
15  93  — 

637  17| 
16.278  06  - 


139.587  22 


369.497  40  723.069  32 
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Zinsen-     und     A  m  o  r  t  i  s  ;t  t  i  o  n  s  -  S  n  m  m  e  n 


Jahr 

Aetie  oder 
Prioritäten 

i  1  c 

—  J. 

—  -  'f. 

':-  ic  5 

-  ,2  'X 

1  Jainur 

i 

I.  Min-/      1.  Juli 

1.  Sep- 
tember 

Zu- 
sammen 
jährlich 

Ouldon  k.. 

Gulden  krj  Golden  [kr] 

Onl.l.-n  kr. 

Gulden  kr. 

1952 


aj 


Aetie 

Priorit;<ti:n 


122  c  .->**, 


Sl 


«.«.?:♦•.  2< 

—    1-1    7.U-J4  .V, 


1 22 .401»  1*5 1     —  — 


101 


r)      l'i  ioritrvtt-ii  III 


!•',  278  uC 


-      —      7.024  S5 
28U.933  88 


2n'.U4s  ■»*'.     T.>  24      137.480  4 


l.r,  .071  20 

.  .181' '46 


•>**.(> lh  73  (',41.672  59 


At-tif 

Kl  53        '  'i'ii'nlfiteri  |[]. 


122.40»»  o; 
l  r  •  i  ,:i  '.ti  ■  3", 

15.u7l 
'32. 7«',  4  7  ] 


I  UK.H74  V* 


I.S.SIC,  - 


133. Wo  V 


136.825 


9H 


n  Arth- 


II  - 


!<,,.-_,  f.-  l'riorit-iteii  MI. 


ir.i.sT  i  4c 

I.S.SIC  — 
0.V3SS  2  1 


—     -  ln;i.s.{4  «)2 


t'.oo  55  7  7  7 


-    12.510  2 

II 


•  122.343 


IC, 


-  722.00V  f  3 


U»55 


At-ti.j 
•■    1  "ri- jri*;it«Mi 


III. 


K'I.:,7<'  4  7 
12  5)0  2  1 

||  67^870 i47|l 

•' ]  1.7":  1* 


-  11.1:2  71 

-  II«-.  14s  37 


—  722.241  ■  4  7 


:v    .\ <.■::<> 

l| 

!  (,-,,;  '     l'ri:Tit:itei.  III. 


1  1  •  *    #  ,  ^7 

ii . i 2  71 

70.594.1^11 
u'j,     i  3c 


-    ss,22S  73 


-      '.».74ii  H2 

i 


■.,7  '.>.;<•  ;,fi       —      —  721.68MU 


K»57 


<V  Actie  '| 
'••   fr:  ■■riiiitcf.  ff 

|! 


4CT8T8  68 

'3.7  1" 
7  3,141  1  > 
<i:o',.'J2'3  41 


-    7 C, Uns  27 

i 

I  •' 

*.272  — 


s  1 .  n  >  n 


—     —  721.10'.'  6s 


(2      Art  ii'  _ 

13  ;>  1  '•  !.  |][. 


i  ti.C' '.-  2 
4^7.«'.tr.  sv 

'•.!'.-.  2  2'. 1  10 

I 


C>4.4i'S  37 

I  'I 

.•,.7  113! 


71.153  .Hl 


i  'I 


720.382  41 
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Zinne  11-     u  n  d    A  m  o  r  t  i  s  ;<  t  i  o  n  s  -  S  u  in  in  e  n 


J;ihr 

Aetie  oder 
Prioritäten 

-  -3  * 

i.  Jänner 

J 

1.  Mär/. 

1  Juli 

1.  Sep-  l 

temher  jährlich 

kr. 

kr. 

(iul.lcn 

kr/'  dulden 

kr. 

P.I59 

a  Act!.- 

r:  Prioritäten 

III. 

| 

tU. 408  37' 

5 12. 447  40 

r,  744  Vi' 

79.4:.'fi  47 

51.597 
5.150 

18 
41 

— 

719.780 

83 

•_'4 

50.753  59 

Aetie 
<•  Prioritäten 

III. 

51.59  7 

538.« 

5.1ÖO 
82.664 

1H 

7» 
4) 

71 

3*.  .,44  «4 

3.505  12 

:  - 
— 

— 

719.061 

99 

077.412 

OM 

4  1.649  96 

v.m 

Aetie 
o;  Prioritäten 

m. 

38.144  «4 
504.934  7i > 

3.505  1-J 
W5.**i»7  "0 

_ 

2  4.«. 2! 
1.787 

47| 

,« 

- 

1 

718.290 

37 

692.481 

'  - 

25.80» 

65, 

1  9*J2 

V  Aetie 

Prioritäten 

in. 

•-'4.n2l 
593.2oy 
1  7S7 

89.358 

47 

31 
18 

83 

7* 

i 

1 

_ 

708.376 

79 

708.37«. 

r  -  i- 

- 
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III.  Statuten. 


I.  Abschnitt. 
Die  Actiengesellschaft. 
§  1. 

Auf  Grand  der  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierang  und  der 
königl.  ungarischen  Regierung  ertheilten  Conceseionen  vom  11.  September 
1869»  R.  6.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  14.  Juli  1869,  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn,  ausgehend  von  der  k.  k.  priv.  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn  bei  Przemysl  bis  zur  galizisch- ungarischen  Landes- 
grenze bei  Lupköw  und  von  da  nach  Legenye-Mihalyi  zum  Anschlüsse 
an  die  ungarische  Nordostbabn  wurde  unter  der  Firma  „Erste  Unga- 
risch-Galizische  Eisenbahn"  eine  Actiengesellschaft  gebildet. 

§  2- 

Nachdem  der  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahnlinien 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,  und 
des  ungarischen  Gesetzartikels  XIV  ex  1889  in  Gemäseheit  des  diesen 
Statuten  als  Beilage  Nr.  1  angeschlossenen  Uebereinkommens  mit  der 
hohen  k.  k.  österreichischen  Regierung  ddo.  Wien  am  20.  December 
1888  und  in  Gemässheit  des  ebenfalls  diesen  Statuten  als  Beilage  Nr.  2 
angeschlossenen  Vertrages  mit  der  hohen  königl.  ungarischen  Regierung 
ddo.  Budapest  im  December  1888  mit  Wirksamkeit  ab  1.  Jänner  1889 
an  diese  beiden  hohen  Regierungen  fttr  Rechnung  des  Staates  über- 
tragen worden  ist,  besteht  der  Zweck  der  Gesellschaft  nunmehr  in  der 
Gebarung  mit  den  in  Gemässheit  dieser  beiden  Vereinbarungen  der 
Gesellschaft  zufliesBenden  Geldern  und  mit  dem  sonstigen  Vermögen 
der  Gesellschaft. 

Die  bezogene  Beilage  Nr.  1  erscheint  unter  „Galixisohe  Linie" 
(Doc.  2),  und  die  bezogene  Beilage  Nr.  2  unter  „Ungarische  Linie"  (Doc.  2) 
abgedruckt 


Digitized  by  Google 


912  Erste  Ungarisch-G alizische  Eisenbahn. 

Alle  in  den  beiden  obenerwähnten  Vereinbarungen  enthaltenen 
Bestimmungen  bilden  die  einseitig  unabänderliche  Grundlage  der  gesell- 
schaftlichen Rechte  und  Verpflichtungen  und  haben  die  Wirkung 
statutarischer  Bestimmungen,  sind  daher  integrirende  Bestandteile  der 
Gesellschaft*  -  St  atuten . 

§  3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

In  Budapest  ist,  sobald  es  die  königl.  ungarische  Regierung 
verlangt,  eine  Vertretung  aufzustellen. 

§ 

Die  Gesellschaft  endet  mit  Ablauf  der  Concessionsdauer  der 
österreichischen  Linie  (d.  i.  mit  17.  December  1962),  löst  sich  jedoch 
früher  auf,  wenn  und  sobald  die  in  den  Vereinbarungen  mit  den 
beiden  hohen  Regierungen  vorgesehene  definitive  Einlösung  der  beiden 
Bahnlinien  durch  den  Staat  erfolgt.  (§  21,  Z.  8.) 

§  5. 

Die  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam durch  die  dreimalige  Einschaltung  in  die  amtliche  Wiener, 
Budapester  und  Lemberger  Zeitung. 

Die  von  den  öffentlichen  Kundmachungen  an  laufenden  Fristen 
beginnen,  wenn  in  der  Kundmachung  selbst  nichts  Anderes  bestimmt 
wurde,  mit  dem  der  letzten  Einschaltung  folgenden  Tage. 

II.  Abschnitt. 
Das  Anlagecapital. 
§  «. 

Das  Actiencapital  der  Gesellschaft,  welches  früher  aus  12,839.600  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber,  getheilt  in  64.198  Stück  auf  den  Ueberbring*»r 
lautenden,  untheilbaren,  einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
ausgestellten  Actien  bestand,  beträgt  derzeit,  nach  Vernichtung  von 
ausser  Verkehr  gesetzten  2598  Stück  Actien  zu  200  fl.  österr.  Währ., 
12,820.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  bestehend  in  61.600  Stück 
Actien  zu  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  deren  Nummern  in  dem  unter 
Beilage  Nr.  3  beigehefteten  Verzeichnisse  ersichtlich  gemacht  sind. 

Von  dem  Abdrucke  der  minder  wesentlichen  Beilage  Nr.  8  wurde  abgesehen 
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§  7. 

Der  Stand  der  gesellschaftlichen  Prioritätsanlehen,  einschliesslich 
des  anf  die  Gesellschaft  entfallenden  Theiles  der  beiden  ungarischen 
Investitionsanlehen  von  den  Jahren  1876  und  1888,  ist  aas  den  bei 
dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Lemberg  uod  bei  dem  königl.  Gerichts- 
hofe in  Budapest  geführten  Eisenbahnbüchern  ersichtlich. 

§  «■ 

Die  Zahlung  der  auf  Grund  der  Vereinbarungen  mit  den  beiden 
hohen  Regierungen  (§  2)  auf  die  Actien  entfallenden  Dividenden  erfolgt 
halljährlich  nachhinein  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  bei  den  jeweilig  vom 
Verwaltungsrathe  im  Einvernehmen  mit  den  beiden  hohen  Regierungen 
zu  bestimmenden  und  kundzumachenden  Zahlstellen. 

§  9. 

Die  binnen  fünf  Jahren  vom  Tage  der  Fälligkeit  nicht  behobenen 
Dividenden  verfallen  zu  Gunsten  des  Staates. 

§  10. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  entweder  durch  successive  Einlösung  der  Actien  nach  den  von 
den  beiden  hohen  Staatsverwaltungen  genehmigten  oder  erst  festzu- 
stellenden Tilgungsplänen,  oder  im  Falle  die  hohen  Regierungen  von 
den  ihnen  im  §  11  der  Beilage  Nr.  1  und  §  3  der  Beilage  Nr.  2 
eingeräumten  Rechte  der  einmaligen  Zahlung  des  Capitalswerthes 
Gebrauch  machen,  nach  Eintritt  dieses  Falles. 

§  IL 

Die  successive  Einlösung  der  Actien  wird  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  unter  behördlicher  Aufsicht  am  Sitze  der  Gesellschaft  öffentlich 
vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  müssen  kundgemacht  werden. 
Die  gezogenen  Actien  sind  sechs  Monate  nach  dem  Ziehungstage  zahl- 
bar, und  hört  bezüglich  derselben  der  Anspruch  auf  den  Bezug  der 
Dividenden  vom  Tage  der  Zahlbarkeit  auf. 

§  12. 

Die  von  den  beiden  hohen  Regierungen  in  den  abgeschlossenen 
Vereinbarungen  (Beilagen  Nr.  1  und  Nr.  2)  der  Gesellschaft  zuge- 
sicherten Annuitätenbeträge  sind  abgesondert  für  die  galizische  und  für 
die  ungarische  Strecke  bemessen. 

Gegenüber  den  Actionären  und  Gläubigern  und  rücksichtlich  aller 
sonstigen  Verhältnisse  werden  dieselben  jedoch  ungetheilt  als  Ertrag 
einer  einzigen  Unternehmung  behandelt,  ohne  Unterschied,  ob  derselbe 
aus  dem  galizischen  oder  aus  dem  ungarischen  Theile  der  Bahn  resultirte. 

Dl«  Reohunrkunden  der  9«t«rr.  Ei.«nb»ho«n.  I- 
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§  13. 

In  Verlast  gerathene,  entwendete  oder  zerstörte  Actien,  Coupons 
oder  Talons  mÜBsen,  nm  &n  deren  Stelle  neue  entsprechende  Urkunden 
zu  erhalten,  von  dem  anständigen  Gerichte  in  gesetzlicher  Weise  für 
amortisirt  erklärt  werden. 

III.  Abschnitt. 
Actionäre. 

§  14. 

Jede  Actie  gibt  ihrem  Inhaber  das  Recht  auf  den  verhältuiss- 
mässigen  Antheil  au  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  der 
letzteren  nach  Maassgabe  der  mit  den  beiden  hohen  Regierungen  abge- 
schlossenen Vereinbarungen  (Beilageu  1  und  2)  zukommenden  Auuui- 
tätenzahlungeu,  jedoch  kein  Miteigentum  an  einzelnen  Vermögens- 
bestand theilen. 

§  15. 

Die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  nur  einen 
Eigenthümer  au,  mehrere  Theilnehmer  einer  Actie  müssen  daher  ihre 
gemeinsamen  Rechte  durch  einen  gemeinschaftlichen  Vertreter  wahr- 
nehmen lassen. 

§  16. 

Kein  Actiouär  ist  über  den  Nominalbetrag  seiner  Actien  haftungs 
pflichtig;  dritten  Personen,  namentlich  den  Prioritätsgläubigern  gegenüber, 
haftet  die  Gesellschaft  für  alle  Verbindlichkeiten  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen. 

§  17. 

Mit  dem  Besitze  jeder  Actie  ist  die  unbedingte  Unterwerfung 
unter  die  Bestimmungen  vorliegender  Statuten  verbunden. 

IV.  Abschnitt. 

Organisation  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  18. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
A.  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre, 
H.  durch  den  Verwaltungsrath, 
C,  durch  den  Revisionsausscbuss. 
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A.  Die  Generalversammlung  der  Actionäre. 

§  19. 

Alle  Generalversammlungen  werden  in  Wien  abgehalten. 

Die  Einberufung  derselben  erfolgt  unter  Mittheilung  der  Gegen- 
stände der  Verhandlung  durch  den  Verwaltuugsrath  mittelst  dreimaliger 
öffentlicher  Bekanntmachung,  deren  erste  spätestens  vier  Wochen  vor 
dem  Versammlungstage  in  den   öffentlichen   Blättern  erscheinen  muss 

(§  5)- 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  beschlieBst 
innerhalb  der  Grenzen  der  bestehenden  Gesetze,  der  allgemeinen  Ver- 
ordnungen und  der  Statuten  über  alle  Gegenstände,  deren  Entscheidung 
ihr  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  oder  welche  ihr  vom  Verwaltungs- 
rath vorgelegt  werden,  und  wird  in  der  Generalversammlung  nur  über 
jene  Gegenstände  verbandelt,  welche  in  der  Einberufungskundmachung 
bezeichnet  sind.  Jeder  Actionär  unterwirft  sich  den  von  der  General- 
versammlung ordnungsmäßig  gefassten  Beschlüssen. 

§  20. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  spätestens  im  zweiten 
Kalenderquartale  eines  jeden  Betrieb^ ahres  statt. 

§  21. 

Der  BeschlusBfasHung  der  Generalversammlung  sind  vorbehalten : 

1.  Der  Bericht  des  Verwaltuugsrathes  über  die  Geacbäftsgebarung 
und  die  Jabresrechnung  (Bilanz); 

2.  der  Bericht  des  Revisionsausschusses  über  die  Prüfung  der 
Rechnungen  des  abgelaufenen  Jahres; 

3.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  3tf); 

4.  die  Wahl  des  Revisionsausschusses  (§  52); 

5.  jene  Angelegenheiten,  welche  der  Generalversammlung  von  dem 
Verwaltungsrathe,  dem  Revisionsausschusse  oder  einzelnen  Actionären 
(§  14)  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden; 

6.  Entscheidung  etwaiger  Reclamationen  über  den  Umfang  und 
die  Ausübung  des  Stimmrechtes; 

7.  die  Abänderung  der  Statuten  und  Zusätze  zu  denselben; 

8.  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §  4  be- 
stimmten Dauer; 

9.  Maassregeln  zur  Geltendmachung  der  gesetzlichen  Verantwort- 
lichkeit des  Vorstandes  oder  einzelner  Mitglieder  desselben  gegen  die 
Gesellschaft  und  die  Wahl  von  Bevollmächtigten  zur  Ausführung  der 
beschlossenen  Maassregeln. 

Beschlüsse  über  die  unter  Z.  7  und  8  erwähnten  Gegenstände 
bedürfen  zu  ihrer  Rechtskraft  der  Genehmigung  der  beiden  hohen 
Regierungen. 

58* 
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§  22. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  wird  einberufen: 

a)  über  Beschluss  der  Generalversammlung; 

b)  in  allen  Fällen,  in  welchen  der  Verwaltungsrath  die  Abhaltung 
einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  beschliesst,  und 

c)  über  Antrag  eines  oder  einer  Anzahl  Actionäre,  wenn  ein  solcher 
Antrag  unter  Deponirung  3es  zehnten  Theiles  der  emittirten 
Actien  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe 
des  Zweckes  und  der  Gründe  heim  Verwaltungsratbe  gestellt  wird. 

§  23. 

Geschäftsberichte,  Scblustrechnungen,  Bilanz,  Gutachten  der  Revi- 
soren, sowie  der  Inhalt  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  sind 
in  Druck  zu  legen,  und  können  von  jedem  Actionär  acht  Tage  vor 
der  Generalversammlung  an  dem  in  der  Einberufungskundmachung 
bezeichneten  Orte  entgegengenommen  werden. 

§  24. 

Anträge  einzelner  Actionäre  müssen,  falls  sie  in  der  ordentlichen 
Generalversammlung  zur  Verhandlung  kommen  sollen,  spätestens  bis 
Ende  Februar  dt-m  Verwaltungsrathe  schriftlich  mitgetheilt  werden, 
damit  sie  in  der  Einberufungskundmacbung  unter  die  Gegenstände  der 
Verhandlung  aufgenommen  werden. 

In  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  können  Anträge 
einzelner  Actionäre  nur  daun  zur  Verhandlung  kommen,  wenn  sie 
n)  in   dem  im  §  22  sub  a  erwähnten  Falle  drei  Tage  nach  dem 

diesfälligeu  Bet>chlusse  der  Generalversammlung, 
h)  in  dem  im  §  22  sub  b  erwähnten  Falle  vor  dem  diesfälligen  Be- 
schlüsse des  Verwaltungsrathes, 
>•)  in  dem  im  §  22  sub  c  erwähnten  Falle  vor  der  Mittheilung  des 

diesfälligen  Antrages  an  den  Verwaltungsrath 
schriftlich  dem  Verwaltungsrathe  zugekommen  sind. 

Iu  der  Generalversammlung  selbst  dürfen  dergleichen  Anträge 
nur  dann  eingebracht  werden,  wenn  sie  wenigstens  von  10  stimm- 
berechtigten Actionären  unterstützt  werden. 

Es  darf  jedoch,  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen,  nicht  sofort,  sondern  erst  in  jener 
künftigen  Generalversammlung  darüber  entschieden  werden,  in  welcher 
der  Antrag  zur  Erledigung  vorgelegt  werden  wird. 

§  25. 

Zur  Theilnahtne  an  der  Generalversammlung  sind  nur  jene 
Actionäre  berechtigt,  welche  ihre  Actien  flammt  den  nicht  fälligen 
Coupons  und  dem  Talon  wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte der  Generalversammlung  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bezeichneten 
Orten  deponirt  haben. 
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Die  Stelle  der  wirklichen  Deponirung  an  den  vorbezeichneten 
Orten  vertreten  nur  amtliche  Bescheinigungen  von  öffentlichen  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Behörden  über  die  bei  ihnen  erfolgte 
Deposition  der  Actien. 

Den  Actionären,  welche  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen ihre  Actien  oder  die  erwähnte  amtliche  Bestätigung  rechtzeitig 
deponirt  haben,  werden  Legitimationskarten  zum  Eintritte  in  die  Ver- 
sammlung erfolgt. 

Auf  diesen  Karten  ist  die  Anzahl  der  vertretenen  Actien  und 
der  dem  Deponenten  gebührenden  Stimmen  zu  verzeichnen. 

Die  deponirten  Actien  oder  amtlichen  Bescheinigungen  bleiben  bis 
nach  abgehaltener  Generalversammlung  deponirt,  und  verpflichtet  sich 
jeder  Deponent  durch  die  Hinterlegung,  dieselben  nicht  früher  zurück- 
zunehmen. 

Die  Deponirung  und  Ausfolgung  erfolgt  unter  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  zu  bestimmenden  Modalitäten. 

Die  Listen  der  stimmberechtigten  Actionäre  mit  Angabe  ihrer 
Actien  und  Stimmzettel  werden  in  Druck  gelegt,  den  Actionären  auf 
Verlangen  verabfolgt  und  am  Versammlungsorte  aufgelegt. 

§  26. 

Je  25  Actien  berechtigen  zu  einer  Stimme. 

Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  kann  vom  Actionär 
sowohl  persönlich  als  durch  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden. 

Es  darf  jedoch  Niemand  mehr  als  50  Stimmen,  einschliesslich  der 
vertretenen  Stimmen,  repräsentiren. 

Minderjährige  sind  durch  ihren  Vormund,  Curanden  durch  ihren 
Curator,  Frauen  und  juristische  Personen  durch  einen  Bevollmächtigten 
zu  vertreten. 

§  27. 

In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  dessen  Stellvertreter,  und  in  Verhinderung  Beider  ein  vom 
Verwaltungsrathe  erwähltes  Mitglied  des  letzteren  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  leitet  die  Verhandlung  und  veranlasst  die  Abstimmung. 
Die  Stimmen  werden  durch  drei  von  der  Generalversammlung  zu 
wählende  Actionäre  gesammelt.  Der  Vorsitzende  ernennt  auch  einen 
oder  mehrere  Schriftführer. 

§  28. 

Die  Abstimmung  erfolgt  entweder  durch  Abgabe  von  Stimmzetteln, 
oder  auf  eine  andere,  von  dem  Vorsitzenden  beantragte  und  von  der 
Generalversammlung  angenommene  Weise. 
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§  29. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittels 
Stimmzettel,  welche  den  Actionären  beim  Eintritte  in  die  Versammlung 
übergeben  werden  und  mit  dem  Trockenstempel  oder  dem  Abdrucke 
der  Gesellschaftsstampiglie  versehen  sein  müssen. 

Die  abgegebenen  Stimmzettel  müssen  bei  sonstiger  Ungültigkeit 
die  Zahl  der  vom  Stimmgeber  repräsentirten  Stimmen  enthalten. 

§  30. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Bei  gleicher 
Stimmenzahl  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der 
Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Beschlüsse  über  die  im  §  21,  Z.  7  und  8,  erwähnten  Gegenstände 
können  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen 
Stimmen  gefasst  werden. 

§  81. 

Bei  einer  Wahl  werden  nur  Diejenigen  als  gewählt  betrachtet, 
welche  nach  Ausweis  der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl 
der  Stimmen  und  zugleich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben.  Wird  bei  einer  Wahl  infolge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen 
Jenen,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu 
wählenden  Mitglieder  gebracht. 

Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  gleiche 
Stimmen,  so  entscheidet  der  grössere  Actienbesitz  des  Einen  oder  des 
Anderen,  und  bei  gleichem  Actienbesitze  das  Los  nach  einer  vom  Vor- 
sitzenden zu  treffenden  Anordnung. 

§  32. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  der  Generalversammlung 
müssen  in  derselben,  mit  Ausnahme  der  unten  erwähnten  Fälle,  wenig- 
stens 20  Actionäre  oder  deren  Vertreter  anwesend  sein,  welche  durch 
ihren  eigenen  oder  den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Actienbesitz 
mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  emittirten  Actiencapitale? 
repräsentiren. 

Um  jedoch  Beschlüsse  über  die  in  dem  §  21,  Z.  7  und  8,  erwähnten 
Gegenstände  fassen  zu  können,  müssen  wenigstens  30  Actionäre  oder 
dereu  Vertreter  anwesend  sein,  welche  durch  ihren  eigenen  oder  durch 
den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Actienbesitz  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  emittirten  Actiencapitales  repräsentiren. 
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§  33. 

Ist  die  Generalversammlung  über  ihre  erste  Einberufung  nicht  in 
Gemässbeit  der  Bestimmung  des  §  32  beschlussfäbig,  so  wird  sie  vertagt 
und  findet  binnen  acht  Tagen  eine  neue  Einberufung  derselben  nach 
§19  statt. 

In  diesem  Falle  braucht  jedoch  die  neue,  einmal  zu  erlassende 
öffentliche  Kundmachung  nur  zehn  Tage,  und  die  Deponirung  der  das 
Stimmrecht  begründenden  Actien  (amtlichen  Bestätigungen)  nur  drei 
Tage  (§  25)  vor  der  Generalversammlung  zu  erfolgen.  Die  Giltigkeit 
der  von  einer  solchen  zum  zweitenmale  einberufenen  Versammlung 
gefassten  Beschlüsse  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Actionären  und 
Stimmen  nicht  gebunden,  welcher  Umstand  in  der  Einberufungskund- 
machung besonders  zu  erwähnen  ist. 

Die  Verhandlungen  einer  solchen,  zum  zweitenmale  einberufenen 
Versammlung  Bind  jedoch  auf  jene  Gegenstände  beschränkt,  welche  in 
der  Tagesordnung  der  vertagten  Versammlung  enthalten  waren. 

§  34. 

Ueber  die  Verhandlungen  jeder  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  dem  das  Verzeichniss  der  anwesenden  und  der  ver- 
tretenen stimmberechtigten  Actionäre,  sowie  das  Scrutiniumsprotokoll 
über  die  vorgenommenen  "Wahlen  unter  genauer  Angabe  sämmtlicher 
Gewählten  und  mit  Erwähnung  der  auf  sie  entfallenden  Stimmen  bei- 
gefügt wird. 

Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  den  Scrutatoren,  dem 
Schriftführer  und  dem  bei  der  Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen 
Commissär,  das  Actionärverzeichoiss  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schrift- 
führer und  den  Scrutatoren,  das  Scrutiniumsprotokoll  aber  nur  von  den 
Scrutatoren  unterzeichnet. 

In  das  Protokoll  sind  sämmtliche  gestellte  Anträge,  die  gefassten 
Beschlüsse  und  die  Resultate  der  Verhandlung  aufzunehmen. 

Je  eine  Abschrift  dieses  Protokolls  ist  binnen  acht  Tagen  den 
k.  k.  österreichischen  und  den  königl.  ungarischen  Ministerien  des 
Handels  und  der  Finanzen  vorzulegen. 

B.  Verwaltungsrath. 

§  35. 

Mit  der  Führung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  ist  ein  mit  Er- 
rechnung des  Präsidenten  aus  höchstens  neun  und  mindestens  fünf  Mit- 
gliedern ( Ver waltun gsräthen)  bestehender  Verwaltungsrath  betraut. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  österreichische  oder 
ungarische  Staatsbürger,  und  wenigstens  die  Hälfte  der  Mitglieder  muss 
in  Wien  wohnhaft  sein. 
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§  3« 

Die  Mitglieder  des  Verwalturjgörathea,  abgesehen  von  den  zwei 
durch  die  Regierungen  zu  ernennenden  Mitgliedern,  werden  durch  die 
Generalversammlung  regelmässig  (Artikel  227,  al.  3  H.  G.  B.)  auf 
fünf  Jahre  gewählt. 

Jede  der  beiden  hohen  Regieiungen  hat  das  Recht,  in  den  Ver- 
waltungsrath ein  Mitglied  zu  entsenden. 

Diese  von  den  Regierungeu  zu  ernennenden  Mitglieder  gemessen 
ganz  gleiche  Rechte  wie  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltuugsratbes 
und  sind  in  der  obigen  Anzahl  mit  inbegriffen. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  zu  Verwaltuugsrätbeu 
gewählt  werden. 

Alle  jene,  welche  ihre  Zahlungen,  ohne  ihre  Gläubiger  vollkommen 
befriedigt  zu  haben,  eingestellt  haben,  welche  wegen  eines  Verbrechens, 
wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  die  Sittlichkeit  ver- 
letzenden Vergehens  rechtskräftig  verurtheilt  wurden,  sind  unbedingt 
von  der  Wahl  zu  Verwaltungsräthen  ausgeschlossen. 

Tritt  ein  solcher  Au86chließsungsgrund  während  der  Functions- 
dauer  ein,  eo  hat  er  den  unmittelbaren  Verlust  der  Verwaltungsrath- 
stelle  zur  Folge. 

§  37. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsratbes  ist  von  seiner  Wahl  schrift- 
lich zu  verständigen  und  es  steht  ihm  frei,  die  Wahl  anzunehmen  oder 
abzulehnen,  worüber  es  sich  binnen  vierzehn  Tagen  von  der  erhaltenen 
Verständigung  in  einer  an  den  Verwaltungsrath  gerichteten  Zuschrift 
zu  erklären  hat,  widrigenfalls  angenommen  wird,  dass  es  die  Wahl 
ablehne. 

Im  Falle  der  Ablehnung  der  Wahl,  oder  beim  Eintritte  eines 
nach  §  36  den  Verlust  der  Verwaltungsrathsstelle  begrtiudeuden  Ver 
bältnisse*.  oder  der  durch  den  Tod  oder  die  Resignation  eines  Mitgliedes 
eintretenden  Vacanz  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  die  erledigte 
Stelle  provisorisch  aus  der  Zahl  der  Actionäre  zu  besetzen.  Die  definitive 
Wahl  wird  der  nächsten  Generalversammlung  vorbehalten. 

Die  Amtsdauer  der  so  gewählten  neuen  Mitglieder  bleibt  auf  die 
Zeit  der  Amtsdauer  ihres  Vorgängers  beschränkt. 

§  38. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern 
des  Verwaltuugsrathe«  tritt  jährlich  der  fünfte  Theil,  und  mit  Ablauf 
der  Functionsdauer  überdies  der  etwa  noch  verbleibende  Rest  aus. 

Insolange  die  Reihe  im  Austritte  nach  der  Amtsdauer  nicht 
gebildet  ist,  entscheidet  über  den  jährlichen  Austritt  das  Los. 

Die  zum  Austritte  Bestimmten  haben  ihre  Functionen  bis  zur 
Wierlerbesetzung  ihrer  Stellung  fortzuführen  und  können  wieder  gewählt 
werden. 
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§  39. 

Jeder  Verwaltungsrath,  welcher  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  ange- 
nommen hat,  muss  vor  seinem  Amtsantritte  25  Actien  des  gesellschaft- 
lichen Unternehmens  nebst  den  nicht  fälligen  Coupons  bei  der  ihm  zu 
bezeichnenden  Cassa  als  Caution  für  die  Erfüllung  der  aus  der  Ueber- 
n ahme  seiner  Function  entspringenden  Verpflichtungen  erlegen. 

Diese  Actien  bleiben  während  seiner  Functionsdauer  und  nach 
deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  das  letzte  Jahr  seiner  Func- 
tionsdauer bezüglichen  Rechnungen  unveräusserlich. 

Die  Bestimmungen  über  Functionsdauer  und  Actiendeponirung 
finden  auf  die  von  der  hohen  Staatsverwaltung  ernannten  zwei  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  keine  Anwendung. 

§  40. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Artikel  227  bis  241  des  H.  G.  B. 

Er  vertritt  die  GesellHchaft  nach  aussen  und  ist  unter  der  gesetzlich 
und  in  diesen  Statuten  begründeten  Verantwortlichkeit  innerhalb  des 
der  Gesellschaft  nach  Maassgabe  der  Vereinbarungen  mit  den  beiden 
hohen  Regierungen  (Beilagen  Nr.  1  und  2)  zustehenden  Wirkungskreises 
zu  allen  Verfügungen  und  Geschäftsan  gelegen  hei  ten  berechtigt,  welche 
nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltuogsratb  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für 
bestimmte  Geschäfte  und  für  eine  bestimmte  Zeit  widerruflich  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  einzelne  oder  mehrere  seiner  Mitglieder 
übertragen. 

§  41. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrathes oder  von  einem  Verwaltungsrath  und  einem  vom  Ver- 
waltungsrathe  eventuell  hierzu  speciell  aufgestellten  Procuristen  derart 
geführt,  dass  die  Namen  der  berechtigten  Firmaführer  unter  die  mit 
Stampiglie  gedruckte  oder  von  wem  immer  geschriebene  Firma  (§  1) 
gesetzt  werden. 

Durch  die  Firma  wird  die  Gesellschaft  dritten  Personen  gegenüber 
ohne  Rücksicht  auf  die  im  inneren  Verwaltungsorganismus  aufgestellten 
etwaigen  Beschränkungen  verpflichtet. 

§  42. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  einen  Vicepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Jahres.  Bei  gleichzeitiger 
Abwesenheit  der  beiden  erwähuten  Functionäre  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 
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§  43. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  eich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
(§  3)  über  Einladung  des  Präsidenten  oder  des  damit  Beauftragten, 
oder  auf  Verlangen  von  zwei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern. 

§  44. 

Znr  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  des  Verwaltungsrathes  ist 
erforderlich,  dass  alle  nicht  zeitweilig  von  der  Function  dispensirten 
Mitglieder  von  der  Abhaltung  der  Sitzung  auf  die  vom  Verwaltungs- 
rathe  festzusetzende  Weise  verständigt  werden,  and  mit  Einschlüget  des 
Vorsitzenden  wenigstens  drei  Mitglieder  persönlich  anwesend  sind. 

§  45. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst 
und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  wird 
jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  bei- 
getreten ist. 

§  46. 

Die  nicht  am  Sitze  der  Gesellschaft  domicilirenden,  sowie  über- 
haupt die  abwesenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  —  mit 
Ausnahme  des  Präsidenten  —  berechtigt,  die  Erklärung  über  ihre 
Abstimmung  schriftlich  einzusenden  oder  ein  in  Wien  anwesendes 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes,  mit  Ausschluss  des  Präsidenten,  mittels 
schriftlicher  Vollmacht  zur  Abgabe  ihrer  Stimmen  zu  legitimiren. 

Es  darf  jedoch  kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mehr  als 
eine  solche  Vollmacht  übernehmen. 

§  47. 

Ueber  die  Berathungen  und  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes 
sind  Protokolle  aufzunehmen,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  dem 
Schriftführer  unterzeichnet  werden. 

In  diesen  Protokollen  sind  die  Anwesenden  namentlich  anzu- 
führen, die  eämmtlicben  gestellten  Anträge  und  gefassten  Beschlüsse 
aufzunehmen. 

Auf  Verlangen  eines  Mitgliedets  des  Verwaltungsrathes  ist  dessen 
von  dem  gefassten  Beschlüsse  abweichende  Meinung  zu  Protokoll  zu 
nehmen. 

Je  eine  Abschrift  dieser  Protokolle  ist  den  k.  k.  österreichischen 
und  den  königl.  ungarischen  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen 
vorzulegen. 

§  48. 

Alle  von  dem  Verwaltungsrathe  ausgehenden  Wahlen  erfolgen 
mittels  Stimmzettel. 
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§  49. 

Ueber  die  Vertheilung  des  für  die  Entlohnung  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsratbes  von  den  beiden  hohen  Regierungen  zur  Verfügung 
gestellten  jährlichen  Pauschalbetrages  von  im  Ganzen  3000  fl.  unter 
die  einzelnen  Mitglieder  entscheidet  ausschliesslich  der  Verwaltungsrath. 

Ausser  dem  obigen  Pauschalbeträge  bezieht  der  Verwaltungsrath 
kein  wie  immer  geartetes  Honorar  (Reiseauslagen  etc.). 

§  50. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  alljährlich  aus  seiner  Mitte  ein  Mit- 
glied, welches  jene  Geschäfte  besorgt,  welche  der  Verwaltungsrath  nach 
§  3  der  Beilage  1  nicht  durch  Organe  der  k.  k.  Regierung  besorgen 
laset,  und  für  den  Fall  der  Verhinderung  einen  Ersatzmann. 

Diese  Geschäftsführer  müssen  ihren  Sitz  in  Wien  haben,  und  es 
ist  ihre  Stellung  jederzeit  widerruflich. 

§  51. 

Am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahres  hat  der  Verwaltungsrath  ein 
Inventar  der  Activa  und  Passiva  aufzustellen  und  unter  Berücksichti- 
gung der  gesetzlichen  Vorschriften  die  Jahresbilanz  zu  ziehen. 

C.  Revisionsausschuss. 
§  52. 

Der  Revisiocsausschuss  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen 
besteht  aus  3  Mitgliedern  und  3  Ersatzmännern,  welche  von  der  General- 
versammlung auf  die  Dauer  eines  Jahres  aus  den  der  Verwaltung  nicht 
angehörenden,  im  Inlande  ansässigen  und  stimmberechtigten  Actionären 
gewählt  werdeo. 

Jene  Verhältnisse,  welche  nach  §  36  die  Wahl  zu  einem  Mitgliede 
des  Verwaltungsrathes  nicht  gestatten,  scbliessen  auch  von  der  Wahl 
zu  einem  Mitgliede  des  Revisionsausschusses  aus. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Stimmenzahl, 
welche  sie  bei  der  Wahl  erhalten  haben,  in  Function.  —  Bei  gleicher 
Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

§  53. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnuogen  zu  prüfen  und  hierüber  einen  Bericht  an  die  General- 
versammlung zu  erstatten. 

Zum  Zwecke  dieser  Prüfung  sind  dem  Revisionsausschusse  alle 
Behelfe  der  Gesellschaft  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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V.  Abschnitt. 

Bilanz,  Vertheilung  der  Erträgnisse. 

§  54. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  jährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revision6- 
Ausschusses  der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  in  Gemässheit  der  Vereinbarungen  mit  deu  beiden  hohen 
Regierungen  (Beilagen  1  und  2)  der  Gesellschaft  zukommende  Erträguiss 
wird  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  uud  der  Tilgungsquote  für  die 
Prioritätenobligationen,  sodann  nach  Bestreitung  der  etwa  sonst  noch 
die  Gesellschaft  als  solche  troffenden  Auslagen,  zur  Bezahlung  der 
Actiendividenden  (§  8)  und  der  seinerzeit  zur  Amoitisation  des  Actien- 
capitales  in  dem  betreffenden  Jahre  ei  forderlichen  Quote  verwendet. 

VI.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  55. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  zwischen 
Actionären  der  Gesollschaft  und  der  letzteren,  beziehung-iweiäe  dem 
Yerwaltung*ratbe,  zwischen  Actionären  untereinander,  zwischen  dem 
Revision?ausschusse  und  dem  Verwaltuugsratbe  entstehen,  werden  durch 
das  Schiedsgericht  der  Wiener  Handelskammer  mit  Ausschluss  jeder 
weiteren  Berufung  oder  anderer  Rechtsmittel  endgiltig  entschieden. 

§  56 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  ins 
besondere  in   Gemässheit  der   Allerhöchsten   Concessiousurkunden  und 
der  Statuten  ausdrücklich  vorbehalten. 

Die  beiden  hohen  Regierungen  haben  namentlich  das  Recht,  durch 
ihre  beorderten  Organe  die  Geschäftsführung  prüfen  zu  lassen. 

Dem  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  entsendeten  Com- 
miesär  steht  das  Recht  zu,  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
oder  au  den  Generalversammlungen  nach  Gutdüuken  theilzuuehmen,  die 
in  Hinsicht  auf  das  Staats-  oder  öffentliche  Interesse  etwa  nachteiligen, 
insbesondere  die  etwa  gegen  die  Bestimmungen  der  Statuten  oder  gegen 
die  im  §  2  angeführten  Vereinbarungen  vorstossenden  Beschlüsse  zu 
suependiren  und  hiervon  dem  competenten  Ministerium  wegen  weiterer 
Amtshandlung  Bericht  zu  eistatten. 

Ausserdem  bleibt  auch  der  königl.  ungarischen  Regierung  das 
Recht  vorbehalten,  sich  in  den  Sitzungen  de3  Verwaltungsrathes,  sowie 
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auch  in  den  Generalversammlungen  durch  einen  exmittiiten  Commiss&r 
vertreten  zu  lassen. 

Der  Pauschalbetrag,  welchen  die  Gesellschaft  mit  Rücksicht  auf 
die  mit  der  Ausübung  des  obigen  Beaufsichtignngsrechtes  verbundene 
Geschäftslast  zu  entrichten  hat,  wird  in  Gemässheit  der  Bestimmung 
im  §  3,  Z.  5  des  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  abge- 
schlossenen Uebereinkommens  vom  20.  December  1888  (Beilage  1)  der 
Gesellschaft  von  der  Staatseisenbahnverwaltung  zur  Verfügung  gestellt. 

§  57. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Liquidation  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  des  §  12  des  Uebereinkommens  (Beilage  1) 
auf  die  vom  Staate  vorzuschreibende  Weise  stattzufinden. 

Wenn  die  Liquidation  eintritt,  haben  die  Liquidatoren  über  das 
Ergebniss  der  Liquidation,  während  deren  Dauer  die  Einberufung  einer 
Generalversammlung  nicht  stattzufinden  hat,  den  Actionären  nach  vor- 
ausgegangener Prüfung  der  Rechnungen  durch  den  vor  der  letzten 
ordentlichen,  vor  Eintritt  der  Liquidation  gewählten  Revisionsausschuss, 
welcher  zur  Ertheilung  des  Absolutoriums  an  die  Liquidatoren  ermächtigt 
ist,  durch  die  zur  Publicatiou  der  Kundmachungen  der  Gesellschaft 
nach  §  5  der  Statuten  bestimmten  öffentlichen  Blätter  Bericht  zu 
erstatten. 

Dieser  von  der  letzten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählte 
Revisionsaii8Bchu68  hat  das  Recht,  wenn  die  Zahl  seiner  Mitglieder, 
einschliesslich  der  Ersatzmänner  (§  52  der  Statuten),  unter  drei  sinkt, 
sich  durch  Cooptation  wieder  auf  die  Statuten  raässige  Anzahl  zu 
ergänzen. 


Nr.  2102. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  10.  Februar 
1873,  Zahl  722,  beziehungsweise  unterm  7.  September  1878,  Zahl  11484, 
und  29.  Januar  1881,  Zahl  780,  bestätigten  Statuten  treten,  werden 
auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  4.  März  1890. 

Taafle  ra.  p. 
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I.  Steierische  Linie. 

1.  Gesetz  vom  25.  Mai  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  82, 

betreffend  die  BetriebsUhernahme  uud  eventuelle  Einlösung  der  lister- 
reichischen  Linien  der  Ernten  Ungarisch-Galizischen  Eisenbahn  nnd  der 
Ungarischen  Westbahn  durch  den  Staat. 

Siehe  dieses  Gesetz,    bei    der  „Ersten  ungarisoh-galizischen  Eisenbahn, 

1.  Galizische  Linie"  Doc.  1. 

2.  I'ebcreinkouiinen,  abgeschlossen  zu  Wien,  vom  22.  De- 

cember  1888, 

von  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  tut  Namen  der 
k.  k.  Regierung  einerseits  und  der  Direktion  der  nngariscben  West  bahn 
im  Namen  dieser  Gesellschaft  andererseits,  betreffend  die  Betrlebsflber- 
nahme  und  eventuelle  Einlösung  der  österreichischen  Linie  der  ungarischen 

Westbahn  durch  den  Staat. 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  übernimmt  den  Betrieb  der  den 
Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurknnde  vom  2.  Februar  1870, 
K.  G.  Bl.  Nr.  25,  bildenden  österreichischen  Eisenbahnlinie  der 
ungarischen  Westbahn  von  Graz  an  die  steierisch -ungarische  Grenze 
bei  St.  Gotthard  für  die  noch  übrige  Concessionsdauer. 

Die   bezeichnete   Eisenbahnlinie   wurde   auf  Grund   des   Gesetzes  vom 
20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  84.  uud  der  Allerhöchsten  Conoessionsurkunde  vom 

2.  Februar  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  25,*)  hergestellt  und  am  1.  Mai  1878  dem 
Verkehr  übergeben. 

*)  Vgl.  die  bezogenen  Rechtsurkunden  sammt  Nachtrügen  in  der  Eisenbahn- 
gt-setzsainmlung  II2  S.  1251,  II,  S.  1271,  IV  S.  471,  V,  S.  667. 
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Die  Concessionsdauer  wurde  mit  90  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffhung 
festgesetzt  und  endet  demnach  mit  dem  30.  April  1963. 

Die  Staatsgarantie  für  diese  Linie  betrug  laut  des  Erlasses  des  k.  k. 
Finanzministeriums  vom  17.  April  1878.  Z.  857/FM.,  331.008  fl.  55  kr.  österr. 
Währ.  Silber  jährlich. 

§  2. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Direction  der  ungarischen  Westbahn 
am  1.  Jänner  1889  die  im  §  1  genannte  Eisenbahnlinie  an  die  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  übergeben,  welche 
die  Bahn  fortan  für  Rechnung  des  Staates  betreiben  und,  insolange 
deren  Einlösung  durch  den  Staat  im  Sinne  der  Bestimmungen  im  §  10 
uicht  erfolgt,  im  Namen  der  Gesellschaft  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  innehaben  wird. 

Mit  der  Eisenbahn  ist  auch  das  gesammte,  zum  Betriebe  derselben 
dienende,  feste  und  bewegliche  Material  mit  Einschluss  des  Fahrparks 
nebst  Reservestücken,  der  Inventarstücke,  Verbrauchsmaterialien  und 
Vorrätbe  aller  Att  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  übergeben. 

Das  Gleiche  gilt  in  Bezug  auf  das  sonstige  unbewegliche  und 
bewegliche  Vermögen  der  Gesellschaft  mit  Einschluss  der  Cassenbestände, 
Werthpapiere,  Reserven  und  Activforderungen,  insoweit  die  voran- 
gefdhrten  Vermögensbestandtheile  die  österreichische  Linie  der  Gesell- 
schaft betreffen. 

Der  k.  k  Staatsverwaltung  sind  ferner  sämmtliche  im  Besitze  der 
Gesellschaft  befindliche  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen  und  das 
gesammte  gesellschaftliche  Atchiv,  soweit  diese  Behelfe  die  öster- 
reichische Linie  der  Gesellschaft  betreffen,  zu  übergeben. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  diese  Urkunden  und  Bebelfe 
während  der  nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  vor- 
geschriebenen Zeit  derart  aufbewahren,  dass  deren  Benützung  der 
Directioo,  eventuell  seinerzeit  den  Liquidatoren  der  Gesellschaft,  anstands- 
los ermöglicht  ist. 

§  3. 

Die  ungarische  Westbahngesellschaft  bleibt  auch  nach  erfolgter 
Uebergabe  des  Betriebes  an  den  Staat  im  Eigenthumsblatte  der  für  die 
österreichische  Linie  (§  l)  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Graz  er- 
öffneten Eiseubahnbucheinlage  einverleibt. 

Sie  bleibt  Besitzerin  der  Eisenbahn  und  des  zum  Betriebe  der- 
selben gehörigen  festen  und  beweglichen  Materials,  insoweit  dasselbe 
als  Bestandteil  der  bücherlichen  Einheit  den  Prioritätsgläubigeru  zu 
haften  hat,  wie  auch  im  bisherigen  Umfange  Selbst-  und  Alleinschuldnerin 
für  die  ob  der  Eisenbahn  bücherlich  haftenden  Prioritätsanleben,  in 
deren  rechtlichen  Verhältnissen  durch  die  Betriebsübergabe  keinerlei 
Aenderung  herbeigeführt  wird  (§  8).  In?  Uebrigen  gehen  mit  dem  Zeit- 
punkte  der  BetriebsUbernahme   sämmtliche   Activon   und   Bestände  des 
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gesellschaftlichen  Vermögens,  soweit  dieselben  die  österreichische  Linie 
der  Gesellschaft  betreffen,  in  das  Eigentham  des  Staates  über,  weichem 
8ohin  auch  vom  1.  Jänner  1889  an  der  gesammte,  ans  dem  Betriebe 
der  Eisenbahn  erzielte  Gewinn  ausschliesslich  zufällt. 

Dagegen  übernimmt  der  Staat  mit  Ausnahme  der  auf  die 
Prioritätsanlehen  Bezug  habenden,  alle  am  1.  Jänner  1889  bestehenden 
und  von  da  an  entstehenden  Passiven,  Verpflichtungen,  Auslagen  und 
Lasten  der  Gesellschaft,  soweit  dieselben  die  österreichische  Linie 
betreffen,  zur  Selbst-  und  Alleinzahlung,  und  es  tritt  auch  der  Staat  in 
alle  aus  dem  Bau  und  Betriebe  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  her- 
rührenden Rechtsverhältnisse  und  Rechtsstreitigkeiten  der  Gesellschaft 
auf  seine  eigene  Rechnung  ein. 

Insbesondere  trägt  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  dem  oben  be- 
zeichneten Zeitpunkte  an  bezüglich  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn 
die  ordentlichen  Erhaltungs-  und  Betriebskosten,  alle  ausserordentlichen 
Auslagen,  insbesondere  für  Erweiterungsbauten  und  Neuanschaffungen, 
soweit  die  Kosten  derselben  nicht  aus  dem  nach  §  6  zu  bildenden 
Investitionsfoode  bedeckt  werden,  ferner  den  etwa  aus  dem  Betriebe  der 
Bahn  erwachsenden  Verlust,  sowie  alle  Gefahren  und  anderen  ausser- 
ordentlichen Unglücksfälle,  endlich  alle  infolge  des  Besitzes  und  Betriebes 
Her  Bahn  zu  entrichtenden  Steuern  und  öffentlichen  Abgaben  mit  Ein- 
schluss  des  Gebühren  äquivalentes. 

Die  ans  der  Besorgung  der  Couponeinlösung  und  der  Rückzahlung 
verloster  Titres  entstehenden  Zinsenertiägnisse,  dann  die  nicht  recht- 
zeitig zur  Behebung  gelangenden  Beträge  für  verloste  Prioritätsobliga- 
tionen und  Actien,  sowie  für  fällige  Coupons  verfallen  nach  Eintritt 
der  Verjährung  nach  Maassgabe  der  diesfalls  mit  der  königl.  ungarischen 
Regierung  zu  treffenden  Vereinbarung  zu  Gunsten  des  Staates. 

§  4. 

Bezüglich  der  Vertheilung  der  die  österreichische  und  die  unga- 
rische Linie  der  ungarischen  Westbahn  gemeinsam  betreffenden  Ver- 
mögensbestandtheile,  Activen  und  Passiven,  sowie  der  im  vorletzten 
Absätze  des  §  2  angeführten  Urkunden  und  Behelfe  auf  die  beider- 
seitigen Betriebsverwaltungen  sind  die  zwischen  der  k.  k.  und  der 
königl.  ungarischen  Regierung  diesfalls  getroffenen  und  etwa  noch 
weiter  zu  treffenden  Vereinbarungen  auch  für  die  Gesellschaft  maass- 
gebend. 

§  5. 

Jenem  Dienstpersonale  der  ungarischen  We3tbahn,  welches  in 
Gemässheit  der  diesfalls  zwischen  den  beiden  betheiligten  Regierungen 
getroffenen  und  eventuell  noch  weiter  zu  treffenden  Vereinbarungen 
von  der  k.  k  Staatsverwaltung  übernommen  wird,  werden  die  von 
demselben  erworbenen  Rechte  in  vollem  Umfange  gewahrt  und  ins- 
besondere  die   Aufrechthaltung    der   demselben  nach    Maassgabe  der 
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dermaligen  Pensionsstatuten  der  ungarischen  Westbahn  erwachsenen 
Versorgungs-  und  sonstigen  Ansprüche  vom  Staate  ausdrücklich  zuge- 
sichert. 

Die  nach  dem  Vorstehenden  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu 
übernehmenden  Bediensteten  der  ungarischen  Westbabn  scheiden  mit 
ihren  Pensiönsansprüchen  aus  dem  Pensionsinstitute  der  ungarischen 
Westbahu  aus,  wogegen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  aus  dem  gedachten 
Pensionsfonde  jener  Betrag  hinau6gezahlt  werden  soll,  welcher  den 
geleisteten  Einzahlungen  der  nach  dem  Vorstehenden  aua  dem  Pensions- 
institute ausscheidenden  Mitglieder  des  letzteren  nebst  den  diesen  Ein- 
zahlungen entsprechenden  Beitragsleistungen  der  Gesellschaft  gleichkommt. 

Der  gesellschaftliche  Kranken-  und  Unterstützungsfond  wird  nach 
dem  Verhältnisse  der  mit  Ende  des  Jahres  1887  auf  den  beiden  Linien 
der  ungarischen  Westbahn  ausgezahlten  Gehalte  und  Löhnungen  der 
Mitglieder  dieses  Fondes  auf  die  beiden  Linien  der  Gesellschaft  ver- 
theilt werden. 

Jenen  Pereonen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  unga- 
rischen Westbahn  aus  Billigkeitsrücksichten  fortlaufende  jährliche  Unter- 
stützungen zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  der  im  §  1  bezeichneten 
Bahn  bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Unterstützungen  nach  Maass- 
gabe der  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt  werden. 

Die  ungarische  Westbahn  übernimmt  die  Verpflichtung,  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  unter  deu  von  der 
letzteren  zu  genehmigenden,  respective  anzuordnenden  Modalitäten 
zum  Zwecke  der  Refundirung  der  bereits  gemachten  und  der 
Bedeckung  der  weiterhin  erforderlichen  Investitionsauslagen,  darunter 
insbesondere  auch  der  Kosten  der  in  der  künftigen  Betriebswechsel- 
station  Fehring  herzustellenden  Betriebsanlagen  ein  mit  vier  Procent  in 
Silber  öaterr.  Währ,  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen 
Abzug  verzinsliches  und  innerhalb  73  Jahren  (vom  1.  Jänner  1890  an 
gerechnet)  rückzahlbares  Prioritätsanlehen  im  Nominalbetrage  von  Einer 
Million  fünf  hunderttausend  (1,500.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber 
aufzunehmen,  welches  Prioritätsanlehen  ob  der  im  §  1  angeführten 
Eisenbahn  mit  der  Rangordnung  nach  den  derzeit  ob  derselben  haften- 
deu  Prioritätsanlehen  bücherlich  sichergestellt  und  dessen  Verzinsung 
und  plaumässige  Rückzahlung  mittelst  einer  Annuität  von  63.632  fl.  85  kr. 
österr.  Wahr,  in  Silber  vom  Staate  eutweder  garantirt  oder  direct  zur 
Selbstzahlung  übernommen  werden  wird  (§  7). 

Aus  dem  Erlöse  des  nach  dem  Vorstehenden  aufzunehmenden 
Prioritätsaulehens,  aus  welchem  auch  die  Kosten  der  neuen  Titres  zu 
bestreiten  sind,  werden  zunächst  die  zu  Lasten  der  Betriebs-,  respective 
Garantierechnung  der  österreichischen  Linie  der  ungarischen  Westbahn 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Begebung  des  Anlehens  bewirkten  Investitions- 
auslagen refuudirt  werden.  Aus  dem  hiernach  erübrigenden  Restbeträge 
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des  Erlöses  des  neuen  Frioritätsanlehens  wird  zu  Investitionszwecken 
der  österreichischen  Linie  der  ungarischen  Westhahn  ein  Specialreserve- 
fond gebildet,  dessen  Verwaltung  und  bestimmungsgemässe  Verwendung 
ausschliesslich  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorbehalten  bleibt. 

§  7- 

Als  Entgelt  für  die  Ueberlassung  des  Betriebes  der  im  §  1  be- 
zeichneten Bahnlinie  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  letztere 
der  Gesellschaft  die  in  der  Beilage  angeführten  Beträge  in  österreichi- 
scher Währung  Silber  zu  den  daselbst  angegebenen  Terminen,  wie  auch 
im  Falle  der  Aufnahme  des  im  §  6  vorgesehenen  neuen  Prioritäts- 
anlehens die  zu  dessen  Verzinsung  und  Tilgung  erforderlichen  Beträge, 
soweit  dieselben  nicht  vom  Staate  zur  Selbstzahlung  übernommen  werden, 
rechtzeitig  bei  den  jeweilig  bestimmten  Zahlstellen  gegen  stempelfreie 
Empfangsbestätigung  zur  Verfügung  stellen. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  nach  Artikel  22,  Absatz  2 
und  3  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  2.  Februar  1870, 
R.  G.  Bl.  Nr.  25,  die  Gesellschaft  die  von  der  Unternehmung  zu 
leistenden  Steuern  in  die  Betriehsrechnung  einzuteilen  berechtigt  ist, 
und  für  die  Staatszuschüsse  keine  Einkommensteuer  zu  bezahlen  hat, 
wird  der  Gesellschaft  bezüglich  der  vorangeftihrten,  ihr  von  der  Staats- 
verwaltung zur  Verfügung  zu  stellenden  Beträge  die  Befreiung  von  der 
Entrichtung  der  Einkommensteuer  und  jeder  künftighin  etwa  einzu- 
führenden Staatssteuer  zugestanden. 

Dagegen  wird  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft,  beziehungsweise 
der  Actionäre  zur  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren  von  den 
Actien  und  Obligationen  durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  nicht 
berührt. 

§  8- 

Den  Prioritätsgläubigern  der  ungarischen  Westbahn,  insbesondere 
den  Besitzern  der  von  der  Bahngesellschaft  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen werden  sämmtliche  von  denselben  erworbenen  Rechte  in 
vollem  Umfange  ausdrücklich  vorbehalten. 

Namentlich  wird  die  zu  Gunsten  der  Prioritätsgläubiger  bestehende 
pfandrechtliche  Haftung  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinie  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  dor  ob  derselben  bücherlich  eingetragenen 
Prioritätsanlehen,  sowie  die  bücherliche  Rangordnung  dieser  Anlehen 
untereinander  durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  in  keiner  Weise 
berührt. 

Die  ungarische  Westbahn  bleibt  in  dem  bisherigen  Umfange  eben- 
sowohl Personal-  als  Realschuldnerin  für  die  von  ihr  aufgenommenen 
Prioritätsanlehen,  und  kann  aus  diesem  Verhältnisse  eine  Aenderung 
nur  mit  Zustimmung  der  Berechtigten,  respective  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung derselben  erfolgen. 

.'><>• 
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Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  ihr  in  Gemässheit  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  vom  Staate  zugesicherten  Zahlungen  vor 
allem  Änderen  zur  Abstattung  der  Zinsen  und  Tilgungsschuldigkeiten 
der  Prioritätsanlehen  zu  verwenden. 

§  9. 

Die  ungarische  Westbabngesellschaft  räumt  der  k.  k.  Regierung 
das  Recht  ein,  die  ob  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn  bücherlich 
haftenden  Prioritätsanieleu  im  Einvernehmen  mit  der  königl.  unga- 
rischen Regierung  im  Namen  der  Gesellschaft,  welcher  jedoch  aus 
diesem  Anlasse  keine  Belastung  erwachsen  darf,  ohne  deren  weitere 
Einvernahme  unter  Beachtung  der  gesetzlichen  Voi Schriften  und  unter 
Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  der  Prioritätsobligationen  zur  Rück- 
zahlung zu  bringen  oder  gegen  andere,  neu  auszugebende  Prioritäts- 
obligationen  oder  Staateschuldverschreibungen  zu  convertiren. 

In  diesem  Falle  ist  die  k.  k.  Regierung  auch  berechtigt,  ohne 
weiteres  Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  im  Namen  der  letztereu 
das  zu  Gunsten  der  Besitzer  der  einzulösenden  oder  zu  convertirendeu 
Prioritätsobligationen  ob  der  Eisenbahnbucheinlage  für  die  österreichi- 
sche Linie  der  Gesellschaft  haftende  Pfandrecht  nach  Maassgabe  der 
fortschreitenden  Einlösung,  reepective  Convertirung  im  Eisenbahnbuche 
zur  Löschung  zu  bringen,  wie  auch  die  neu  auszugebenden  Prioritäts- 
obligationen oder  Staatsschuldverschreibungen  ob  der  bezeichneten  Eisen- 
bahnbucheinlage  bücherlich  sicherzustellen. 

Ein  etwa  infolge  der  Convertirung  erwachsendes  Ersparniss  fällt 
nach  Maassgabe  der  mit  der  königl.  ungarischen  Regierung  zu  treffenden 
Vereinbarung  dem  Staate  zu. 

Die  Gesellschaft  erhält  sohin  anstatt  der  nach  §  7  vom  Staate  an 
dieselbe  zu  leistenden  Zahlungen  jene  Beträge,  welche  dem  künftigen, 
antheilmässigen  Erfordernisse  für  die  Verzinsung  und  planmässige  Tilgung 
der  zum  Zwecke  der  Convertirung  neu  auszugebenden  Prioritätsobliga- 
tionen zuzüglich  der  im  §  10,  Absatz  3,  ziffermässig  angeführten 
Zahlungen  an  die  Gesellschaft  gleichkommen. 

§  10. 

Die  ungarische  Westbahngesellschaft  räumt  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung das  Recht  ein,  vom  1.  Jänner  1889  angefangen,  jederzeit  die 
im  §  1  bezeichnete  Eisenbahn  unter  den  nachstehenden  Bedingungen 
einzulösen: 

Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  geht  die  im  §  1  bezeichnete  Eisenbahn  mit  Einschluas  des  zum 
Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen  Materiales  (§  2), 
wie  es  liegt  und  steht,  und  ohne  Gewährleistung  seitens  der  Gesellschaft 
in  das  Eigenthum  des  Staates  über. 

Dagegen  hat  der  Staat,  falls  er  von  dem  Rechte,  die  Bahn  einzu> 
lösen,  Gebrauch  macht,  die  ob  derselben  bücherlich  haftenden  Priori- 
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tätsaalehen  Dach  Maassgabe  der  mit  der  königl.  ungarischen  Regieiung 
zu  treffenden  Vereinbarung  zur  Selbstzahlung  zu  übernehmen,  die  Exli- 
beriruug  der  Gesellschaft  von  der  ihr  bezüglich  dieser  Anleben  obliegen- 
den Personalverpflichtung  —  insoweit  dies  gesetzlich  erforderlich  und 
zulässig  ist  —  zu  erwirken  und  an  die  Gesellschaft,  respective  deren 
Liquidatoren,  die  nachstehend  angeführten  Zahlungen  in  Gulden  öster- 
reichischer Währung  Silber  zu  den  hier  angegebeneu  Terminen  zu 
leisten,  und  zwar : 


Im  Jahre 

Am  1.  Jänner 

Am  1.  Juli 

.  Zusammen 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl.       |  kr. 

Vom  1.  Jänner  1889 

bis  einschliesslich   1951  .  .  . 

1952  .  . 

1953  .  .  . 

1954  .  .  . 
1965  .  .  . 

1956  .  .  . 

1957  .  .  . 

1958  .  .  . 

1959  .  .  . 

1960  .  .  . 

1961  .  .  . 

1962  .  .  . 

68.511 
68.511 
63.898 
58.818 
53.484 
1  47.883 
1  42.002 
35.827 
29.344 
22.535 
16.386 
7.881 

i 

93 
93 
79 
86 
98 
44 
38 
17 
12 

86  , 

87  [ 
61 

•  68.511 
253.087 

.  267.096 
272.174 

1  277.546 
283.125 
289.010 
295.149 
301.67* 
308.495 
315.596 
323.146 

92 
37 
03 
13 
38 
99 
71 
38 

46  ; 

60 
99 
09 

137.023 
321.549 
330.994 
330.992 
331.031 
331.009 
331.013 
330.976 
331.018 
331.031 
330.983 
381.027 

85 
30 
82 
99 
3i) 
43 
09 
55 
58 
36 
86 
70 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  an 
Stelle  der  vorgedachten  Annuitätenzahlungen  die  einmalige  Zahlung 
des  zu  fünf  Procent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten 
Capitalswerthes  der  obigen,  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  nicht 
fälligen  Annuitäten  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschrei- 
bungen an  die  Gesellschaft,  beziehungsweise  an  die  Liquidatoren  zu 
leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Curse  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorangegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcurse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleichsr  Art  ergiebt. 

§  lt. 

Nachdem  die  Ausübung  der  concessionsmässigen  Rechte  der  unga- 
rischen Westbahn  bezüglich  der  im  §  1  bezeichneten  Bahn  nach  Maaas- 
gabe  dieses  Uebereiokommens  auf  den  Staat  tibergeht,  wird  dement- 
sprechend die  Gesellschaft  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  von  den  bezüglichen 
concessionsmässigen  Verpflichtungen  enthoben. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  in  Ansehung  der  von 
der  ungarischen  Westbahn  empfangenen  und  aus  der  noch  zu  pflegenden 
Abrechnung  bis  Ende  1888  sich  ergebenden  Staats  Vorschüsse  aus  dem 
Titel  der  Staatsgarantie  und  der  Bedeckung  der  Betriebskosten  sammt 
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den  von  diesen  Vorschüssen  aufgelaufenen  Zinsen  eine  Rückzahlungs 
pflicht  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen  der  Concession    und  des 
gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft    fortan  nicht  treffen 
kaun. 

§  12. 

Die  Einverleibung  des  k.  k.  Aerars  als  Eigenthümer  ob  der  nicht 
einen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bildenden,  in  Steiermark  gelegenen 
Immobilien  der  Gesellschaft  soll  sofort  nach  legislativer  Genehmigung 
dieses  Uebereinkommens  stattfinden,  und  wird  die  ungarische  Weatbahn 
die  zur  bücherlichen  Eigenthumsübertragung  an  den  Staat  erforderlichen 
Rechteurkunden  über  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  rechtzeitig 
ausfertigen. 

Ferner  wird  vereinbart,  dass  dieses  Uebereinkommen  nach  Eintritt 
der  legislativen  Genehmigung  in  der  für  die  im  §  1  bezeichnete  Eisen- 
bahnlinie eröffneten  Eisenbahnbucheinlage  auf  dem  Eigenthumsblatte  als 
Nachtrag  zu  den  dortsei bst  enthaltenen,  der  Unternehmung  auf  die 
ganze  bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechten  und  deren  Beschränkungen 
eingetragen  werde. 

Diese  Eintragung  hat  insbesondere  zur  Ersichtlicbmachung  der  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsenden  Beschränkungen  der 
concessionsmässigen  Rechte  der  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

Die  Gesellschaft  ertheilt  ihre  Einwilligung,  dass  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung unbeschadet  der  Rechte  der  Prioritätsgläubiger  berechtigt 
sein  soll,  die  für  den  Betrieb  der  Bahn  entbehrlichen  Grundstücke 
zu  veräussern  oder  neue  Grundflächen  hierzu  zu  erwerben  und  alle  dazu 
erforderlichen  Rechtshandlungen  statt  und  im  Namen  der  Gesellschaft, 
jedoch  nicht  auf  deren  Kosten  vorzuuehmen. 

§  13. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  in  Durchführung  dieses 
Uebereinkommens,  ßowie  infolge  der  mit  der  königl.  ungarischen 
Regierung  getroffenen  Vereinbarung  wegen  Einlösung  der  ungarischen 
Linie  der  Gesellschaft  durch  den  Staat  erforderlichen  Aenderungen  der 
in  Kraft  stehenden  Gesellschaftsetatuten  ehestens  im  Einvernehmen 
mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorzunehmen  und  die  erforderlichen 
Einleitungen  zu  treffen,  damit  die  geänderten  Gesellschaftsstatuten  sofort 
nach  Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  (§  16)  in  Wirksam- 
keit treten. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  über  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  eine  Repräsentanz  der  Gesellschaft  für  die 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  im  Sinne  der  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  63,  §  2, 
mit  ausreichenden  Befugnissen,  insbesondere  mit  der  Ermächtigung  zur 
Ausgabe  des  im  §  6  vorgesehenen  Prioritätsanieheus  zu  bestellen,  aus 
welchem  Anlasse  jedoch  der  Gesellschaft  keine  Kosten  erwachsen  sollen. 
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§  14. 

Die  vertragschlies&enden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  15. 

Das  gegenwärtige  Uehereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe  ver- 
anlassten Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Desgleichen  wird  für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung 
der  im  §  6  dieses  Uebereinkommens  vorgesehenen  Prioritätsobligationen 
und  für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und  Urkunden 
einschliesslich  der  Pfandbestellungsurkunde  die  Steuer-,  Gebühren-  und 
Stempelf  reih  eit,  wie  auch  die  Befreiung  von  den  Couponstempelgebühren 
gewährt. 

§  16. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahngesell- 
schaft durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
welche  ehestens  einzuberufen  ist,  für  die  k.  k.  Regierung  aber  durch 
die  sodann  erst   einzuholende  legislative  Genehmigung  bindende  Kraft. 

Soferne  die  letztere  nicht  bis  Ende  Juni  1889  erfolgen  sollte,  ist  die 
Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden,  und  wird 
in  diesem  Falle  die  jedenfalls  mit  1.  Jänner  1889  eintretende  staat- 
liche Betriebefübrung  auf  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn  so  ange- 
sehen werden,  als  ob  dieselbe  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  December 
1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112.  §§  2  und  4,  für  Rechnung  der  Gesellschaft 
stattfinden  würde,  in  welcher  Beziehung  die  noch  weiter  erforderlichen 
Vereinbarungen  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Rechnungsführung  und 
die  diesfalls  von  der  Gesellschaft  auszuübende  Controle,  sowie  die 
Kosten  derselben  vorbehalten  wird. 

Die  Führung  des  Betriebes  auf  der  steierischen  Linie  der  Ungarischen 
Westbahn  ab  1.  Jänner  1889  wurde  laut  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  24.  December  1888,  V.  Bl.  Nr.  152.  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  übertragen. 

Die  legislative  Genehmigung  des  seitens  der  Actionäre  in  der  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  vom  17.  Februar  1889  gutgeheissenen  Ueber- 
einkommens erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1889.  R.  G.  Bl.  Nr.  82  (vgl. 
„ Erste  Ungarisch-galizische  Eisenbahn,  I.  galizische  Linie"  Doc.  1). 
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Zusammenstellung 

der  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  in  UemUssheit  des  §  7  des  Uebeiein- 
kouinieng  an  die  Ungarische  Wcstbahn  auszufolgenden  Beträge. 

—   === 


Im 

Ö  u  in  in 

i 

1.  Jänner 

1.  April 

1.  Juli 

1.  October 

f 



ti. 

kr. 

fl. 

kr- 

11. 

kr. 

tl. 

kr. 

u. 

Kr. 

1889 

i  68.511 

93 

92.617 

59 

68.511 

9y 

101.469 

81 

331.011 

25 

1*90 

08.511 

93 

92.293 

79 

68.511 

92 

101.684 

48 

331.002 

12 

1891 

68  511 

93 

92.059 

02 

68.511 

92 

101.924 

74 

331.007 

61 

1892 

C8.5U 

93 

91.812 

38 

68.511 

92 

102.189 

64 

331.025 

87 

1*93 

68.511 

93 

91.552 

95 

i  68.511 

92 

1Ü2.441 

77 

331.018 

57 

1894 

08.611 

93 

91.280 

72 

68.511 

92 

102.681 

10 

330.985 

67 

1895 

68.511 

93 

90.995 

72 

68.511 

92 

102.980 

73 

331.000 

30 

1896 

68  511 

93 

90.696 

09 

68.511 

92  ' 

103.302 

28 

331.022 

22 

1897 

68  511 

93 

90.380 

94 

68.511 

92 

103.608 

30 

331.013 

09 

1898 

68.511 

93 

90.050 

25 

68.511 

92 

103.935 

33 

3  i  1.009 

43 

1899 

68.511 

93 

89.703 

12 

68.51 1 

92 

104.282 

46  1 

331.009 

43 

19U0 

68.511 

93 

89.338 

64 

68-511 

92 

104.648 

77 

331.011 

26 

1901 

68.511 

93 

88.955 

89 

98.511 

92 

105.033 

35 

331.013 

09 

1902 

68  611 

93 

88.553 

95 

68.511 

92 

105.435 

29 

331.013 

09 

1903 

68.511 

93 

88.131 

92 

68.511 

92 

105.853 

66  | 

331.009 

43 

1904 

!  68.511 

93 

87.6H8 

87 

68.511 

92 

106.287 

57 ! 

331.000 

29 

1905 

68.511 

93 

87.223 

91 

68.511 

92 

106.772 

64 

331-020 

40 

1906 

68.511 

93 

86.735 

19 

68.511 

92 

107.233 

94 

330.992 

9* 

1907 

68.511 

93 

86.222 

72 

68.511 

92 

107  744 

59  i  330.991 

U 

190S 

68.511 

93 

85  684 

67 

68.511 
68.511 

92 

108.302 

Vi 

331.011 

2* 

1909 

68.511 

93 

85.119 

22 

92 

108.870 

331.013 

08 

1910 

(  68.511 

93 

84.525 

45 

68.511 

92 

109.482 

05 

331.031 

35 

1911 

68.51 1 

93 

83.901 

5"* 

68.511 

92 

110.063 

95 

330.989 

33 

1912 

68.511 

93 

83.247 

47 

68.511 

92 

110.761 

86 

331.033 

18 

1913 

68.511 

93 

82.559 

61 

68.511 

92 

111.425 

97 

331.(09 

43 

1914 

68.511 

93 

8 1 .837 

96 

68.511 

92  ! 

112.129 

35 

1  330.991 

16 

1915 

68.5 1 1 

93 

81.080 

67 

68.511 

92 

172  906 

74 

331.011 

26 

1916 

U'-t 
7ü 

CU.4Ö»! 

9  ' 

1 13  682 

29 

330.991  , 

16 

1917 

68.511 

93 

79.450 

09 

6-.5U 

i 

114.564 

73 

1  331.038 

67 

1918 

68.611 

93 

78.572 

22 

68  511 

115.404 

23 

331.000 

3«l 

1919 

68511 

93 

77.6M 

42 

68.511 

92 

1 16.346 

96 

331.022 

23 

1920 

68.511 

93 

76.684 

03 

68.51 1 

92 

117.279 

63 

330.987 

51 

1921 

6-<.511 

93 

75.668 

14 

68.511 

92 

118  309 

96 

331  001  , 

95 

1922 

68.511 

93 

74.603 

10 

68.511 

92 

1 19.400 

75 

331.027 

70 

1923 

68.511 

93 

73.483 

15 

68  511 

^ 

120.509 

73 

331.016 

73 

1924 

68.511 

93 

72.307 

49 

68.511 

92 

121.672 

62 

331.003 

96 

1925 

68.511 

93 

71. ('93 

36 

68.511 

92  : 

122.906 

65 

331.023 

86 

1926 

68.511 

93 

69.778 

03 

68.511 

92 

124.222 

16 

|  331.024 

04 

1927 

j  68.611 

93 

68.416 

93 

68.511 

92 

125.565 

;  331.005 

78 

1928 

68.511 

93 

66.98S 

22 

68.511 

92 

!  126.986 

40 

330.998 

47 

1929 

68.511 

93 

65.488 

27 

68.511 

«V 
*  - 

!  128.519 

23 

331.031 

35 

193») 

68.511 

93 

63.912 

50 

68.511 

92 

130.049 

34 

330.986 

6'.» 

1931 

6H.511 

93 

62.259 

07 

08.511 

92 

131.721 

03 

381.003 

95 

1932 

68.511 

ii 

93 

60.522 

: 

53 

i 

68.511 

92 

133.492 

29 

i  331.038 

i 

J 

6  7 
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Im 
.Jahre 

Am 

S  u  m  m  e 

1 .  Ja» nur 

1.  April 

1.  Juli 

1.  October 

!  <J 

kr 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

19  53 

1  68.51  1 

93 

58.698 

28 

.  

68.511 



92 

"   "  

135.285 

'  48 

1  331.007 

- — —  — 
61 

j 

1934 

68  51  1 
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IL  Ungarische  Linien. 
1.  XIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1889 

aber  die  Ablösung  der  ungarischen  Linien  der  Ersten  Ungarlsch-galizischen 

und  der  Ungarischen  Westbahn. 

Siehe  diesen  Gesetzartikel  bei  der  „Ersten  Ungarisch  galizischen  Eisen- 
bahn II.  Ungarische  Linie"  Doo.  1. 

2.  Vertrag, 

welcher  bezüglich  der  Einlösung  der  ungarischen  Linien  der  ungarischen 
Westbahn-Aetiengesellschaft  durch  den  ungarischen  Staat  einerseits  zwischen 
den  den  ungarischen  Staat  vertretenden  künigl.  ungarischen  Ministern  fflr 
Öffentliche  Arbeiten  und  Commnnlcationen  und  der  Finanzen,  andererseits  der 
ungarischen  Westbahn- Aotiengesellschaft  wie  folgt  abgeschlossen  wurde: 

§  1. 

Es  wird  einverständlich  vereinbart,  dass  das  staatliche  Einlösungs- 
recht, welches  im  Sinne  des  §  31  der  auf  Grund  des  Gesetzartikels 
V  :  1869  bezüglich  des  Baues  und  Betriebes  der  ungarischen  Linien 
der  ungarischen  Westbahn  ausgestellten  Concessionsurkunde  vom 
14.  Juli  1869  erst  mit  dem  3.  August  1899  in  Wirksamkeit  treten 
sollte,  unter  den  im  gegenwärtigen  Vertrage  umschriebenen  Modalitäten 
und  Bedingungen  schon  am  1.  Januar  1889  geltend  gt» macht  wird. 

Die  ungarischen  Linien  der  Ungarischen  Westbabn  von  Stuhlweissen- 
burg  bis  zur  Landesgrenze  bei  St  Gotthard  nnd  von  Kis  Czell  nach  Raab 
wurde  auf  Grund  des  V.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1869  und  der  Concessions- 
urkunde vom  14.  Juli  1869*)  erbaut  und  in  den  Strecken  Kis  Czell— Steinamanger 
und  Kis  Czell— Raab  am  1.  October  1871,  Stuhlweissenburg — Veszprim  am 
i).  August  1872,  Steinamanger-Lande-tgrenze  bei  St.  Gotthard  am  1.  September 
1872  und  Veszprim— Kis  Czell  am  3.  October  1872  dem  Öffentlichen  Verkehr 
übergeben. 

*)  Vgl.  die  bezogenen  Recbtsurkunden  sammt  Nachträgen  in  der  Eisenb.- 
Ges.-Samml.  II2,  S.  1254,  V2,  S.  567. 
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Dementsprechend  übernimmt  der  ungarische  Staat  mit  der  Rechts- 
wirksamkeit  vom  obangeaetzten  Tage  die  ungarischen  Linien  der  ungari- 
schen Westbahn-Actiengesellschaft,  ebenso  auch  deren  bewegliches  und 
unbewegliches  Vermögen,  und  zwar:  den  Bahnkörper,  die  Gebäude  (hie- 
hergerechnet  auch  das  Administrationsgebäude  in  Budapest),  Ausrüetungs- 
gegenstände  uud  Betriebsmittel,  Material  vorrätbe,  Baargelder  oder 
Cassasaldi  und  alle  Activforderungen,  sowie  diese  in  den  Büchern  und 
Ioventarien  der  Gesellschaft  am  1.  Jänner  1889  aufgenommen  sein 
werden,  beziehungsweise  bezüglich  des  mit  den  österreichischen  Linien 
gemeinsamen  beweglicheu  Vermögens  —  wie  dies  mit  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regieiung  einverständlich  festgestellt  werden  wird  —  ein- 
lösen ;  bingeeen  leistet  der  ungarische  Staat  Verzicht  auf  seine  An- 
sprüche auf  Rückzahlung  jener  Vorschüsse  und  deren  Zinsen,  welche 
bu'd  titulo  Staatsgarantie  der  Gesellschaft  ausgefolgt  wurden  oder  der- 
selben noch  ausgefolgt  werden  sollten. 

Auch  übernimmt  er,  mit  Ausnahme  der  aus  den  Prioritätsschulden 
•  entspringenden  Verbindlichkeiten,  alle  aus  dem  Betriebe  der  ungari- 
schen Linien  stammenden,  was  immer  für  Namen  habenden  rechts- 
gütigen  Veitiäge,  Rechtsgeschäfte,  Schulden  und  auch  Verbindlichkeiten. 

Nachdem  aber  die  im  folgenden  §  10  vorgesehene  Genehmigung 
des  gegenwärtigen  Vertrages  seitens  der  Legislative  und  der  General- 
versammlung zufolge  Vorgeschrittenbeit  der  Zeit  mit  dem  1.  Jänner  1889 
nicht  mehr  zu  erwarten  steht,  so  behält  sich  der  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communicationen  das  Recht  vor,  den  Betrieb  der 
ungarischen  Linie  der  Gesellschaft  auf  Grund  des  Gesetzartikels 
XXIV  :  1883  mit  dem  1.  Jänner  18S9  übernehmen  zu  können  und 
werden  die  diesfftlligen  Dispositionen  separat  erfolgen. 

§  2. 

Die  zur  Verzinsung  uud  Amortisation  der  gesellschaftlichen  Actien 
und  Prioritätsobligationen  in  Silber  erforderlichen  uud  im  Verbältuiss 
zur  Länge  der  ungarischen  Linien  entfallenden  Beträge,  und  zwar: 

a)  Auf  Grund  des  Gesetzartikels  V  :  1869  bis  zum  Erlöschen  der 
Concession,  das  ist  bis  zum  2.  October  1962,  als  garantirtes  jähr- 
liches Reinertragniss  eine  Summe  bis  zur  Höhe  von  1,480.766  fl. 
59  kr.  iu  Silber; 

b)  als  Annuität  des  auf  die  ungarischen  Linien  entfallenden 
Theiles  der  1874er  Betriebsanleihe  der  von  der  Regierung  bis 
Ende  des  Jahres  1941  genehmigte  Betrag  bis  zur  Höhe  von 
146.276  fl.,  gleichfalls  in  Silber, 

wird  der  ungarische  Staat  ohne  jeden  Ersatzanspruch  in  jenen 
Theilbeträgen  und  zu  jenen  Zeitpunkten  der  Gesellschaft  steuerfrei, 
jedoch  mit  Abzug  der  entfallenden  Coupoustempelgebühr  zur  Verfügung 
stellen,  welche  in  dem  angeschlossenen  Verzeichnisse  ersichtlich  gemacht 
sind,  und  zwar  bei  jenen  Geldinstituten,  beziehungsweise  Caasen,  welche 
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zu  diesem  Zwecke  von  Zeit  zu  Zeit  oder  von  Fall  zu  Fall  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  festgestellt  werdeu. 

Die  aus  Anlass  dieser  Zahlungen  etwa  sich  ergebenden  Zinsen- 
erträgnisse und  die  zur  Einlösung  nicht  vorgewiesenen,  beziehungsweise 
verjährten  Werthe  verfallen  zu  Gunsten  des  Staates. 

Dagegen  wiid  der  ungarische  Staat  die  fünfpercentigen  Zinsen, 
sowie  auch  das  Amortisuüonserforderniss  de*  von  der  ungarischen 
Westbahuactiengesellschaft  auf  Grund  der  Gesetzartikel  XLI  :  1875  und 
XI  :  1876  aufgenommenen  neuen  Investitionsgoldanlehens  per  534.200  fl. 
in  Gold,  wie  bisher  so  au;h  fernerhin  statt  der  ungarischen  Westbahn- 
Actiengesellscbaft,  ohne  jeden  Ersatzanspruch  oder  Belastung  der 
Actionäre  bezahlen. 

§  s. 

Der  ungarische  Staat  bedingt  sich  das  Recht,  den  auf  die  unga- 
rischen Linien  entfallenden  Tüeil  des  gesellschaftlichen  Actiencapitals 
entweder  auf  einmal  oder  nach  einem  von  der  Regierung  frei  festzu- 
stellenden Amortisationsplan,  und  zwar  gegen  Ausbezahlung  des  vollen 
Nennwerthes  der  auf  diepe  Art  eingelösten  Actien,  tilgen  zu  können 

Die  Gesellsshaft  ermächtigt  ferner  die  Regierung,  jene  gesell- 
schaftlichen Anlehen,  welche  die  ungarischen  und  österreichischen 
Strecken  der  Gesellschaft  gemeinsam  belasten,  im  Einvernehmen  mit 
der  k.  k.  Österreichischen  Regierung  —  jene  Anlehen,  welche  nur  die 
ungarischen  Linien  der  Gegellschaft  belasten,  aber  in  ihrem  eigenen 
Wirkungskreise  kündigen  zu  könuen  —  ferner  das  zu  Gunsten  der 
Prioritätenbesitzer  aaf  die  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  einver- 
leibte Pfandrecht  der  solcher  Art  eingelösten  oder  zu  convertirenden 
Prioritätsobligationen  ohne  Befragen  der  Gesellschaft  löschen,  und 
endlich  das  Pfandrecht  zu  Gunsten  der  Besitzer  der  an  Stelle  der 
Prioritäten  zu  emittirenden  Staatsschuldverschreibungen  auf  dieselben 
gesellschaftlichen  Linien,  ohne  weiteres  Befragen  der  Gesellschaft,  ein- 
verleiben lassen  zu  können. 

Die  Gesellschaft  ist  nicht  berechtigt,  aus  allen  diesen  Transactionen 
einen  Vortheil  oder  Gewinn  zu  beanspruchen,  dagegen  kann  ihr  unter 
diesem  Titel  auch  keine  Last  erwachsen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  vom  Staate  bezüglich  der 
Bezahlung  der  im  §  2,  beziehungsweise  in  dem  beiliegenden  Ver- 
zeichniss  angeführten  Annuitäten  Übernommene  Verpflichtung  in  dem 
Maasse  erlischt,  in  welchem  die  Actien,  beziehungsweise  die  bezüglichen 
Priorität? Obligationen  getilgt,  beziehungsweise  convertirt  sein  werden. 

§  4. 

Als  Ausfluss  des  gegenwärtigen  Vertrages  wird  sich  die  ungarische 
Westbahn- Act iengesellscbaft  im  Sinne  der  zwischen  beiden  Regierungen 
und  der  Gesellschaft  gleichzeitig  vereinbarten  Statuten  umbilden. 
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Die  ungarische  Regierung  wird  der  Vertretung  der  umgebildeten 
Gesellschaft  bis  zur  gänzlichen  Einlösung  der  Actien  als  Honorar  einen 
Pauschalbetrag  von  jährlich  2500  fl.  bezahlen. 

§  5. 

Die  ungarische  Westbahn-Actiengesellschaft  ist  verpflichtet,  alle  ihre 
Bücher,  Inventarien,  Rechnungen  und  die  Registratur,  mit  Ausnahme 
der  ausschliesslich  die  österreichische  Linie  betreffenden,  bezüglich 
welcher  die  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  getroffenen  Ver- 
einbarungen maassgebend  sein  werden,  dem  ungarischen  Staate  zu 
übergeben  und  zu  dessen  Verfügung  zu  stellen,  welcher  diese  Documente 
so  verwahren  wird,  dass  dieselben  bis  zu  dem  im  §  207  des  Handels- 
gesetzes vorgeschriebenen  Zeitpunkte  durch  Jene  zu  benützen  seien, 
welche  nach  dem  Gesetze  hierzu  berechtigt  sind. 

§  6- 

Die  Regierung  des  ungarischen  Staates  wird  das  Personale  der 
ungarischen  Linien  der  ungarischen  Westbahn-Actiengesellschaft  ohne 
Ausnahme,  das  den  gemeinsamen  Dienst  versehende  Personale  aber  nur 
in  jenem  Verhältnisse  übernehmen,  welches  zwischen  den  Regierungeu 
vereinbart  werden  wird. 

Die  auf  Grund  von  Verträgen,  Ernennungs-  oder  Beförderungs- 
decreten,  Instructionen,  Dienst-  und  Pensionsstatuten  erworbenen  Rechte 
bleiben  in  voller  Kraft. 

§  7. 

Nach  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Vertrages  gewinnt  der 
ungarische  Staat  bezüglich  des  Betriebes  der  ungarischeu  Linien  der 
ungarischen  Westbahn  und  der  Disposition  Uber  denselben  unbeschränktes 
Recht;  das  unbedingte  Eigenthumsrecht  bezüglich  des  Bahnkörpers  und 
der  Betriebsmittel  tritt  fUr  den  ungarischen  Staat  erst  dann  ein,  wenn 
dieser  die  auf  die  ungarischen  Linien  der  Gesellschaft  entfallenden 
sämmtlichen  Actien  eingelöst  haben  wird;  bis  dahin  wird  zur  Sicher- 
stellung des  Eigenthumsrechtes  des  ungarischen  Staates  dieser  Vertrag 
im  Eisenbahn- Centraigrundbuche  zu  Lasten  der  ungarischen  Linien  der 
ungarischen  Westbahn-Actiengesellschaft  und  der  dazu  gehörigen  Immo 
bilien  vorgemerkt. 

Die  Gesellschaft  gibt  ferner  ihr  Einverständniss,  dass  ihre  in  den 
Besitz  des  ungarischen  Staates  übergehenden  Fahrbetriebsmittel,  deren 
Identität  in  entsprechender  Weise  zu  wahren  ist,  schon  vorher  mit  den 
Eigenthumsmerkmalen  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  versehen 
werden,  weiters  dass  die  Direction  der  königl.  ungarischen  Staatsbahnen 
mit  jenen  öffentlichen  und  Privatbahnen,  welche  mit  den  ungarischen 
Linien  der  Gesellschaft  in  Anschluss  treten,  bezüglich  des  Anschlusses 
Verträge  abschliessen  und  dass  schliesslich  die  genannte  Direction  die 
für  das  Eisenbahnunternehmen  entbehrlichen   Grundflächen  veräussern, 
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beziehungsweise  die  für  die  Zwecke  desselben  erforderlichen  Grund- 
flächen erwerben  und  hieraus  resultirend  alle  erforderlichen  Grundbücher- 
liehen  Verfügungen  statt  der  Gesellschaft  und  in  deren  Namen,  ohne 
dieselbe  weiter  anzuhören,  treffen  könne. 

§  8. 

Mit  der  gänzlichen  Einlösung  der  auf  die  ungarischen  Linien  der 
ungarischen  Westbahngesellschaft  entfallenden  Actien,  erlischt  die  Con- 
cession  der  ungarischen  Linien  der  Westbahn  endgiltig  und  der  Staat 
wird  alsdann  berechtigt  sein,  ohne  weitere  Anhörung  oder  specielle 
Genehmigung  der  Gesellschafts  Vertreter  das  Eigenthumsrecht  des  ungari- 
schen Staates  auf  die  ungarischen  Linien  der  ungarischen  Westbahn- 
Actiengesellschaft  und  deren  Immobilien  einverleiben  zu  lassen. 

§  9. 

Dieser  Vertrag,  sowie  die  aus  demselben  fliessenden  sämmtlichen 
Eingaben,  Documente  und  das  ganze  Abrechnungsoperat  sind  Stempel - 
und  gebührenfrei. 

§  10. 

Der  gegenwärtige,  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ausgestellte 
Vertrag  erlangt  für  die  ungarische  Westbahn-Actiengesellschaft  durch  die  Zu- 
stimmung der  Generalversammlung  der  Actionäre,  für  den  ungarischen 
Staat  durch  die  Genehmigung  seitens  der  Legislative,  bindende  Kraft. 

Die  legislative  Genehmigung  des  seitens  der  Actionäre  in  der  ausser- 
ordentlichen Generalversammlang  vom  17.  Februar  1889  gutgeheissenen  Vertrages 
erfolgte  durch  den  XIV.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1889  (vgl.  „Erste  Ungarisch- 
galizische  Eisenbabu  II.  Ungarische  Linie"  Doc.  1). 

Budapest,  22.  December  1888. 


Kolomau  v.  Tisza  m.  p. 
mit  der  Leitung  des  Finanzministeriums 
betrauter  königl.  ungarischer  Minister- 
präsident. 


Gabriel  v.  Baross  m.  p. 
königl.  ungarischer  Minister  für  öffent- 
liche Arbeiten  und  Communicationen. 


Ungarische  Westbahn. 
Kautz  m.  |>.  Fackh  m.  p. 


944 


Ungarische  Westbahn. 


Verzeichnis» 

des  Zinsen-  und  Amortisationserfordernisses  der  auf  die  ungarische  Linie 
der  Ungarischen  Westbuhn  entfallenden  Prioritäten  und  Actlcneapitnllen 

nach  Jahren  und  Zahlungsterminen. 


1.  .Jüuntr 

1.  April 

1.  Juli 

1.  Octobvr 

Jahr 

Aoiien 

rrioritiiten 

1  K. 
Prioritiitin 

II.  K. 

Afticn 

IVn»ritiiti;n 

I.  K 
Pri«Tit.ittji! 

II.  K. 

Summe 

4l."..M(  7 

4  1 

-~" = — =-=..  - 

4o.u47 

41 

7S' 

IS^.> 

os 

L  |  I 

o7 

4f>X92ft 
67.')iilt 
ll.lfil 

-19 
i)l 

33 

1,4X0.778 

7.% 

7s.7;v. 

»1 

14R.2U9 

35 

litt    ,  — 

2  2 

-J  !  ^  O  •  0 
12  Ol  'J 

21 

30 

1-0  > 

3oo.4s.s 

OS 

:io«v  iss 

o7 

Ü7.2s0 
11. .17«'. 

öl 
97 

47 

— 

1,4S0.737 

*S 

7>  900 

14 

i4.>.2r,r> 

42 

•I 1 1  ,*2r» 

'JS 

M  1.S2Ö 
4  t  ISt 

'.ts 
2* 

1  V'3 

i 

1 

;>S 

uO  'IMS 

1 

h7 

i 

:>  n.l-s 

„7 

4-,.-..'J'.'» 

oo  'j'.is 

r.'.l'Jl 

2« 

oo 
«1 

1,4M).702 

3<J 

7.'.  1  »0 

07 

140.1*7 

74 

41  o.  i  ~J2 

•no.722 
40  122 

02 

7.", 

i 

:>.»•-,.■;<■< 

0* 

Tili  i;'.':; 

2S 

3  »••■  4 ss 

■>7 

1."i7.14."> 
oo.U'.o-s 
1  2.S7S 

3f» 
2  7 
4H 

1,4«0,«44 

13 

79.571  73 

140.205 

ul 

i 
i 

H  ".».:,<;  2 

MC, 

i 

40  9..'>o  2 
H  71  1 

•  ».'> 
17 

1 

!.<.•:; 

:io->  iss 

i  IS 

oo  :m 

1 

:^w,.4ss 

4:>.s.27:t 

00.37  1 
1.1 

22 
Hl 

H2 

l.lHit.811 

4:i 

1 

to.'.ojo  o:i 

140.3i>7 

94 

ins.:!  14 

'"»'».999 

27 
•■2 

i  i 

i 
1 

I 

:-;  is* 

US 

i 

IS 

;m.;.4ss 

07 

t.">9  ;>  i:i 

oo.'>:>2 

11.2' 2 

S'J 

18 
1- 

l,4KO.<;04 

32 

M0.2S* 

3f. 

14*".. 3 10 

53 

2'.f 

4'i7-(m;'.» 

r,:;. i;i  1 

2s 
IN 

: 

i 

1 

0.4"- 

OS 

\ 

1 

157.', 

ss 

Hur,  jss 

Hyi.f.H  1 
>\:,j\i:, 
14  9:59 
s  i.oi  i 

2''» 
H7 

02 

s9 

1,4X0.729 
146.290 

70 
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1.  Jänner 

1.  April 

1.  Juli 

1.  Oetober 

Jalir 

Actien 

1 

l'riüritilten 

I.  E. 
Prioritäten 

II.  F.. 

Actien 

Prioritäten 

1.  F.. 
Prioritäten 
II.  E. 

S  u  in  m  e 

i 

i 
1 

405  728 

91 

405.728 
50.393 

81 

! 

1  <or 

300.488 

08 

05.302 

4o 

306.488 

07  ' 

402.122 

65.302 
15.625 

72 
40 

87 

1,480.827 

78 

80.92* 

27 

140.230 

07 

404.319 

UT 

404.319 
59.172 

o6 
«3 

1  t">7 

306.4  SS 

OS 

04.911 

7  t) 

300  488 

07 

403.491 
64.91 1 
10. 4SI 

69 
75 
43 

1,480.786 

91 

81.31*0 

IS 

140  307 

93 

402.831* 

75 

402.839 
02.114 

7ö 
92 

1  *<'K 

300.488 

OS 

04.409 

! 

«4 

3UG.4S8 

07 

404.954 
64.499 
17.343 

67 
64 

1,480.770 

57 

81.842 

0* 

140.342 

28 

401.280 

401.2.80 
05.220 

,ss 
60 

1  SO  .! 

3u0.4Ss 

08 

64.000 

07 

300.488 

07 

4  00.5O7 
64.060 
IS. 02  9 

54 

06 
S5 

1,480.770 

57 

S2.O05 

'  ^ 

140.161 

98 

i 

399  056 

31» 

390.650 
6*. »89 

3»-, 
87 

1  'IHM 

300.488 

OS 

*  3  015 

1 

32 

,  306.488 

07 

40s.  140 
03.015 
l'.t.o.jo 

23 
32 
13 

1.480.778 

74 

S2.07-)  43 

140.290 

77 

! 

1  *J 

397.944 
71.922 

1  1 

f>3 

IUI  II 

■■{06.  JMS 

08, 

03.13« 

82 

300.488 

o7 

469., so« 
03.13« 
209n«) 

04 
Hl 
40 

1,480.760 

91 

83.22  9 

21 

140.368 

03 

.•>;io.mo 

o.r> 

.i90.44O 
75.:.  IS 

05 
60 

1 

1902 

08 

62.03« 

50 

306.488 

07 

171  004 

62.030 
20.94* 

71 

53 
'.•7 

1,480.780 

91 

i 

«3.585 

52 

140.222 

08 

Dl«  Kechuarkondon  der  HtUtr.  Eisenbahnen.  I. 
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Ungarische  Westbahn. 


1.  Jänner        1.  April 

1.  Juli 

!    1.  October 

Jahr 

Prioritäten 
Actien  Prioritäten 

Actien 

Prioritäten 
I.  E. 
1  Prioritäten 

i 

Summe 

394.258 

09 

! 
1 

394.258  j 
79.278 

08 

25 1 

1 

306.488 

08 

62.112 

83 

306.488 

07 

473.636 
62.112 

33; 

84 

1,480.770  i 

57 

1903 

» 

21.979 

25 

! 

84.092  | 

09  t 

146.204    , 92 

392.276 

13 

392.276 
83.201 

13 

30 

i 

306.488 

08 

! 

306.488 

07 

476.477 

48  \ 

1,480.729 

71 

, 

61.663  35 

{ 
1 

61.663 

36 

i 

1904 

j 

f 

23.1SI 

23 1 

l 

84.744 

68 1 

146.807  | 

93 

390.196 

10 

390.196 
!  87.451 

09 
26  i 

! 

306.488 

08 

60  ^83 

8l' 

306.488 

07 

477.647 

60.983 

36 
82 

1.480.819 

60 

1906 

1 
1 

i 
i 

24.383 

23 

85.367  105 

146.350 

87 

»2 

388.009 

8!  i 

306.488 

l 

91.701 

24  | 

08 

60.374 

306.488 

07 

479.711 
60.874 

06  1 

24 : 

1,480.697  02 

i 

1906 

■ 

25.685 

22  | 

j 

86.969 

46 ; 

14G.3S3 

70 

385.717 

l 

38o.7l7 
96.278 

28 
1  12' 

1  306.488 

0  s 

306.488 

., 

481.996 

40 

1,480.688 

84 

1907 

69.734 

61 

69.734 
26.787 

61! 
21 

86.521 

82 

146.256 

43 

383.310 

33 

383.31 0 
101.181 

j  33 
93 

806.488 

Oh 

300  488 

07  484.492 
69.064 

26 

1,480.778 

74 

59.064 

93 

93 

i 

1908 

28.160 

91 

87.226 

1  84 

146.290 

i  t 

1 

380.780 

78 

380.780 
106.249 

'78 
,20 

306.488 

OS 

306.488 

07 

487.Ö29" 

:  98 

1,480.786 

91 

1 

58.360 

91 

68.360 

90 

1909 

t 

1 

i 

29.634 

61 

i; 

l 
i 

1 

87.890 

i  i 

61 

1 

146.256 

4: 
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1.  Jänner 

1.  April 

1.  Juli 

1.  October 

Jahr 



Actien 

1 

: 

Prioritäten 

I.  K. 
1  'noritaton 

II  F.. 

Actien 

Prioritäten 

I.  E. 
Prioritäten 
II.  E. 

I  .  : — .            ■  . 

Summe 

378.124 

50 

378.124 
111.643 

55 
39 

11»  10 

306.488 

Ob 

57.022 

54 

\ 

306.488 

07 

489.707 
57.622 
30.908 

*~8^530_ 

94 
54 
!  31 

H5 

1,480.868 
146.153 

65 

39 

3  7  0.33  i 

47 

375.333 
117.037 

47 

58 

HUI 

300.488 

Ob 

56.849 

84 

306.488 

07 

492.371 
56.849 
82.02» 

06 
83 
44 

1,480.080 

j 

07 

89.475 

140.325 

11 

1 

3  72.407 

53 

372.407 
123.0*5 

53 
61 

IUP-» 

1 

306  488 

08 

f.0.034 

20 

300.488 

07 

195.493 
50.031 
34.170 

15 

20 
86 

1,480.876 

82 

9o.205~ 

"06 

140  239 

26 

369.330 

39 

309. 330 
129.133 

39 
04 

r.U3 

306.48* 

55.179 

93 

306.488 

07 

19b. 464 
55.179 
30.059 

"3 
92 
70 

1,480.770 

57 

9T.2H9 

02 

140.419 

56 

366.102 

(in 

300.102 
135..r>0* 

05 
00 

um 

306.48* 

HS 

54. 278 

44 

306.4*8 

07 

501.610 
54.278 
3  7.005 

05 
43 
11 

1,480.688 

85 

91.883 

54 

140.101 

98 

302.714 

33 

362.714 
1  12.373 

33 
93 

1 

i'.ur> 

306.4SS 

Oh 

63.338 

31 

306.188 

07 

5<'5.0bb 

53.338 
39.005 

•?6 

30 
07 

1,480.778 

74 

93.003  97 

140.342 

2* 

1 

359.154 

99 

1 

07 

359.154 
149  402 

9  b 
72 

19 10 

o> 

52.3-16 

300.488 

07 

50H  ft57  1 
52.310 
41.551 

70 
60 
51 

1,480.088 

«4 

l 

■ 

i 
1 

1 

93.901  | 

17 

140.247 

81 

60* 
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1.  .Hinticr 

1.  April 

1.  Juli 

1.  October 

Jahr 

Actien 

Prioritäten 

1.  E. 
Prioritäten 
II.  K. 

Action 

Prioritäten 
I.  K. 

Prioritäten 
II.  K.  | 

Summe 

855.41.» 

1 

355.419  . 
157.085 

91 

35 

1917 

306.488 

08 

51.307 

SO 

3O0.48S 

07 

~~5  12.505 
51.307  ; 
43.780 

78 

1,480.901 

33 

95.0114  i 

58 

146.402 

38 

351.40-' 

Ts 

»51.492 
104.707 

7« 
99 

KM  8 

3O0.4SS 

0< 

50.2  13 

18 

300.488  | 

07 

510.200 
50.1' 13 
45.847 

77 
13 

38 

1,480.729 

70 

96.0011  40 

146.273 

59 

347.373 

58 

317.873 
173.104 

58 
40 

1919 

306.488 

ofi 

1 

49.000 

95 

306.488 

i>7 

520.488 
49.000 
4  «.079 

04 

95 
00 

1.480.837 

77 

0  4 . 1  4b 

55 

146.213 

60 

343."K> 

9  7 

34:-t.045 
1 81. 004 

97 
40 

19  2<i 

300. 4  SS 

IIS 

4  7.801 

9  0 

3U0.4S.S 

07 

• 

52  1. 0.Xi 
4 7.« 04 

50.4S3 

37 
90 

58 

1,480.672 

49 

1 

9S.34S 

54 

140.213 

50 

338.505 

-0 

38s.50.. 
190.75S 

80 
18 

1921 

300.4*8 

08 

40.0'  r> 

^7 

1 

3-:iG.4>s 

(»7 

5  29.  26  4 
40.002 
53.059 

04 
87 
27 

J  1,480.740 

05 

,  99.002 

14 

140.205 

Ol 

i 

5:s:;.78  • 

J  1 

| 

333.730 
200.402 

90 
34 

1 

:,i-o  4  — 

1 

0* 

| 

45.-7.', 

5<>i*.  18* 

30 

« ■  T 

53  1.139 
15,276 

21 
3* 

1,480.852 

30 

19  2:: 

55  si  ih 

IM. 0-5 

j  06 

146.359 

45 

i 

! 

3-J*.7'J-'. 

1  i 

■  !*720 
2H'  875 

s5 

1  42 

l 

8  •  • 

08 

:;..0..jss 

2  2 

07 

i 

t,39.  lim 

18. *M 
5s.:, 5  1 

2  7 
2*2 
08 

1,480.803 

27 

i 

i 

102  15 

30 

140.310 

52 
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1.  Jlinmr 

1.  April 

1.  Juli 

1.  October  | 

.Jahr 

Acticn 

Prioritäten 

I  E. 
Prioritäten 

II  E 

Actien 

Prioritäten 

I.  E. 
Prioritäten 
II.  E. 

Summe 

323.467 

1 

51 

323.407 
220.834 

51 

87 

102-1 

306.488 

Os 

42.417 

37 

306.488 

07 

514.302 
42.417 
61.473 

88 
37 

20 

1  1,180.746 

1O3.S00 

57 

146.307 

04 

3  17.046 

61 

i 

317.046 
231.786 

64 
71 

1 

1025 

306.4*8 

OH 

40.H80 

54 

306.4*8 

07 

540.733 
4O.8S0 
64.302 

35 
54 

32 

1,480.656 

14 

I(t5.272  |  S.6 

146.153 

40 

312.151 

OS 

1 

1 

312.161 

2  13.555 

07 
86 

1026 

3»i6.4m 

0 

1 

30.270 

74 

306.488 

07 

30.270 
67. «26 

74 

58 

1.480.835 

06 

107.007 

3" 

146.368 

00 

306.M63 

OS 

30Ü.063 
255.651 

o7 

02 

1027 

306.4>s 

08 

37.5  75 

07 

306.4*8 

07 

»61.714 
37,575 
71. OSO 

00 
()('. 
12 

1,480.754 

22 

108.064 

I.K 

146.230 

200.0  71 

7s 

20>.«.671 
268.401 

7s 
*2 

102* 

306.4 

OS 

35.70  < 

H 

306.48« 

5CS.073 
35.707 
74.605 

6o 
84 
00 

1,480.721 

63 

11  o.  402 

03 

1  16.200 

77 

20  2.061 

74 

2 '.»2.061 
281.060 

73 
03 

1020 

:vii;.iss 

0* 

1 
1 

33.030 

46 

306.488 

07 

574.030 
33.030 
7S.4  72 

76 
46 
78 

i  1,480.868 

65 

11 2.403 

24 

140.333 

7  0 

286.012 

5! 

2  So. 012 

295.S63 

50 
15 

I  ii  HO 

306.4  ss 

o> 

31.06s 

61 

306.488 

07 

T«T7775~ 
31.06« 
S2.250 

65 
64 
4  6 

1,430.664 

31 

1 

i 

1 
< 

114.210 

J 

10 

140.187 

J 
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1.  Jänner 

1.  April 

1.  Juli 

i 

1.  Octobor 

Jahr 

Aoiien 

Prioritäten 

I.  i;. 

Trioritiiti'n 

II.  K. 

1 

Aeticn 

Prioritäten 

1.  K. 
Prioritäten 
11.  K. 

Summe 

♦27S.nl  ü 

'278.515 
310.7-38 

J 

Ol 

1931 

306.488 

o> 

29.'.»  1 '2 

3  s 

306.488 

n? 

5«i».253 
•20.0T2  i 
«0.543 

97  j 

38 

"28 

1,480.746 

05 

1 

1  16.45'. 

66 

146.368 

04 

•2  70.7  4  7 

•4  8 

•270.747 
3-26.430 

48 

•23 

i 

1932 

3CG.48S 

1 

■27.71« 

SO 

306.4  ss 

i 

1 

n7 

507. 177 
•27.74S 
Ou.öH  l  ; 

71 

8U 

30 

1,480  901 

34 

i 

1  IS.413  |  10 

146.161 

00 

2t.2.586 

7  2 

2  6  2.5  SO 
34-2.6 1-2 

7-2 
80 

■ 

1933 

.W..4S-8 

0.- 

1 

2  5.4*2 

Ii» 

3n0.48S 

()7 

605.  lO'.t 
■26.48  2 
95.300 

■".*> 

■;; 

63 

1,480.762 

30 

1 

1-2«  i.7  8-2 

1  46.265 

Ol 

.1 

254.0*:  1 

i 

tu 

-2Ö4.0-2I 
350.7  70 

40 
13 

:;nr,  -iss 

1 

■23.1.1.«.. 

--,7 

:in>;.4^ 

i 

07 

613.707 
-23.000 
1  00. 10-> 

53 
67 

60 

1,480.795 

08 

1 

|-23.2o> 

-27 

140.307 

04 

"2  15.» '2  7 

i 

i 

24fi.027 
377  503 

- 
31 

1035 

3r6.48< 

1 

•2  0.500 

'. "  i 

i 

3'io.4ss 

07 

6  "2  2.0  20 
20.596 
li:5.0,ss 

31 

05 

-■: 

1,480.6-23 

46 

1  "2  5. 6«  5 

140.-2S-2 

18 

i 

•2;i.-..:.>7 

10 

1 

-235. 5*  7 
.V.o;.  7  1  s 

16 
16 

i 

1036 

:;nr,.is> 

OS 

1  7.0''.0 

7;» 

m7 

632.3  "5 
1  7.060 

32 
75 

1 

1,480.868 

63 

i 

f -23.3*1 

12 

146.350 

87 

j-.'O. 

"  i 

-2-2  5.6*10 
4  1  ",..333 

•21 
4M 

i 

i  •.<•!■; 

i 

1    306  4-- 

1 

i 

1    .  Ii "  ■ :  • 

:iM;.4SH 

07 

6  42. 00-2 
15/2'iO 

1  i;-,.oiu; 

61 

17 

IM 

1,480.647 

97 

1 
1 

13  1.115 

1 
1 

65 

146.325 

12 
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1.  Jänner 

1.  April 

1.  Juli 

1.  <K'tül)tT 

Jahr 

Artit.-ii 

l'rioritiiten 

I.  E 
lTioritfiten 
JI.  K. 

i 

Action 

l'i  ioritiiton 

I.  K. 
Prioritäten 
JI.  K. 

8  u  in  in  e 

215.200 

i 

ss 

1 

■ 

1 

215.200 
437.419 

87 
78 

1938 

3o6.4ss 

1 

12.311 

1 

S! 

3<'<;.4bs 

07 

652.080 
12.311 

1-2 1.57-2 

65 
81 
70 

1,480.917 

68 

131  ssl 

:>  1 

1 46.19il 

32 

» 

•204.325 

3  s 

204.325 
45S.990 

■6* 
54 

1939 

306.4*8  Os 

9.272 

30*;.  iss 

07 

663  321 
9.272 
1-27.754 

92 
49 

36 

1,480.623 

46 

1 92.05«  • 

17 

1  '.»-2.S50 
4*2.207 

47 

89 

1940 

1 

1 

0  "Ts 

306.488 

G  4 

07 

1 

1 

675. HÖH 
6.073 
134. l"7 

36 
64 
74 

1.180.834 

93 

i 

140.1S6 

3S 

fw 

1*0.7  95 

2< 

180.7  95 
506.236 

-j7 
57 

1941 

2.725 

1 

94 

3o6.4<> 

,1  - 

~  687.031 
•2.725 
109.037 

84 
94 

66 

1  1  Uik  äug 
1 ,480.303 

111.763  60 

114.4s<» 

54 

1942 

os  I6S.139 

:;o 

300.  i.s* 

o7 

168.131» 
531.40H 

35 
46 

1 

699.5  JS 

«1 

1  4S0  t'>64 

3° 

1943 

:;of..l^  os 

154  854 

l, 

3<'6,-|>s 

1 

(»7 

154. «54 

558.053 

12 
4l.« 

712.91-7 

61 

1 .48(1.737 

88 

19  14 

;>06.-iss 

140.00« 

79 

306.488 

07 

140/Ji>2 

5S6.005 

78 
2i» 

1 

726.907 

9« 

1.480.786 

92 

1915 

:tmi.4xs 

oh 

126.252 

60 

306. 48s 

07 

126.262 
615.264 

65 
59 

741.517 

24 

1,480.746 

05 

1946 

306.483 

OS 

1  I0.S71 

04 

306.48  s 

o7 

1  10.871 
646. 158 

04 

59 

7f>  7  0"' ( )  i\A 

1.430.870 

< 

19  IT 

306.48s 

94.717 

OS 

306.4s.S 

07 

94.717 
678.360 

"7 

•1 

1 

11 

|| 

1 

1 

1 

773.07  7 

1,480.770 

1 

1 

57 
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Jahr 

1.  Jiimter 

1.  April 

1.  Juli 

1.  Octobor 

Summe 

J'rinritliti'U 

1  i;. 

I'riurilätru 
II.  K. 

AotiiMi 

l'rioritiiten 

I.  K. 
Prioritäten 
II.  K 

1948 

300.4.-8 

H 

77.77,8 

07 

801).  4  SS 

U7 

77.758 
712.196 
789.954 

06 
55 

61 

1,480.688 

■ — 
83 

1949 

39C,is8 

i 

08 

59.958 

3ofi.48s 

o7 

59. 95» 
747.994 

S07.947 

,  15 
36 

51 

1,480.876 

82 

1950 

306.488 

II 

hs  41.25:1 

3o0.4hS 

07 

41.25»  29 
785.26*  81 
>20.5|ti  00 

1.180.746 

05 

Ii»;»  i 

:  r '  » G  48,^  08 

21.621  7i 

o7 
55 

21.621 
«24.493 
MO.!  15 

71 

78 

49 

1,480.713 

35 

1952 

:i<n;.jss 

!l 

.IS           t  0i)9 

W  0.4  88 
825. 174 

l.ony  -o; 
40.. »74  1)9 

1.480.844 

12 

1. 1  :u .96 2  <vj 

41~»^4  05" 

285>51  -1 

i  !' 

2  8. '>.!■■.  51 

909.002 
i  ,i94>.5:4 

7.; 

'.'7 

' 

1,480.705 

18 

20:1.129 

l-i -,1      26-<.i:<o    1  i                        954.444  | 

1  ,21 7.57o 

1 1 

73 

,s7 

1,180.697 

Ol 

Jt|;);-      i'.r:..-.::»  08 

2  :<  9.265  «i2 
1,002.338  r,:> 

i.'n.i.":;  -',2 

1.4  80.  SO« 

05 

21      ■  ■  - 
U  r. l'.o'i 7 

J, 266.504 

4.) 

(»1 

l,4S'i.770 

5  7 

1957 

1  -7.M  -7 

!  s 7  s '. ' 7  !••_* 
1,1  o  1  .'.".<  1  '".7 

1, -'"2.889  ~itT 

1,15(1.786 

91 

1  '.'58  ! 

I  ! 



|6"2,"2 

1 7-                             1 .1      ■  77  70 

1  ...  •.  ..  '  ••■•J 

1,4>0.023 

45 

l  «59  1 

i 

1  -:!.-'  7 " 

l .> : -  ■  Tv •                         1.;:  -.•  <.-.•  m 

•,:.r.'. ;.  I 

1,180.81 1 

4,4 

i960  ' 

100.814 

l  ■■">]  i 

'.  .  •.:  7 2  in 
]           u.'i  [ 

i  i 

i 

l,lso.S6s 

1 

05 

;  '....i 

6S.S33 

i ; 

'' 

i  12.9S9 
: .  i  i  ;  sj.; 

13 
-7 

1 

1,480.056 

14 

1902 

3V 

1.4t  o.,v>5 
vi;;,  .v.' . 

:,m 
52  1 

Ml 

l,480>r,2 

80 

Digitized  by  Google 


IIL  Statuten. 

I.  Gesellschaft. 
§  1. 

Die  unter  der  Firma:  „Ungarische  Westbahn"  protokollirte  Actien- 
gesellschaft  wird  unter  Beibehaltung  derselben  Firma  im  Sinne  dieser 
Statuten  umgestaltet. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist  die  Wahrung  aller  jener  Rechte  und 
Interessen,  welche  im  Sinne  der  betreffs  der  staatlichen  Betriebsführung, 
beziehungsweise  Einlösung  der  sämmtlichen  Linien  der  ungarischen 
Westbahn  durch  den  ungarischen  und  österreichischen  Staat  zwischen 
diesen  Staaten  und  der  Ungarischen  Westbahn  abgeschlossenen  und  in 
der  am  17.  Februar  1889  abgehaltenen  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung der  Actionäre  der  Gesellschaft  genehmigten  Verträge  den 
Actienbesitzern  zukommen. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Budapest. 

Sie  wird  über  Verlangen  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  an 
dem  von  dieser  zu  bezeichnenden  Orte  eine  Repräsentanz  im  Sinne 
der  Bestimmung  im  §  13,  Absatz  2  des  Uebereinkommens  vom  22.  De- 
cember  1888  bestellen. 

§  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  im  ungarischen 
Amtsblatte  und  in  der  amtlichen  Wiener  Zeitung,  und  zwar  durch  ein- 
malige Einschaltung. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  löst  sich  sofort  auf,  sobald  gemäss  der  im  §  2 
erwähnten  Verträge  sämintliche  im  Umlauf  befindlichen  Actien  gegen 
Bezahlung  ihres  Nennwerthes  eingelöst  sind. 
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II.  Anlagecapital  der  Gesellschaft. 

§  6. 

Das  Anlagecapital  der  Gesellschaft  besteht: 

a)  aus  dem  Actiencapital  von  15,000.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber, 
zerlegt  in  75.000  Stück  einzeln  über  200  fl.  österr.  Wahr,  in 
Silber  auf  den  Inhaber  lautende  voll  eingezahlte  Actien; 

6)  ans  den  von  der  Gesellschaft  bereits  aufgenommenen  Prioritäts- 
anlehen, und  zwar: 

1.  dem  Prioritätsanlehen  I.  Emission  im  rectificirten  Betrage  von 
20,786.600  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  vertheilt  in  103.933  Stück 
einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  den  Inhaber  lautende 
Stücke. 

2.  Aus  dem  Prioritätsanlehen  II.  Emission  im  ursprünglichen 
Betrage  von  3,276.400  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  vertheilt  in  16.382 
einzeln  über  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  den  Inhaber  lautende 
Stücke. 

3.  Aus  dem  Prioritätsanlehen  von  534.200  fl.  österr.  Währ,  in 
Gold,  welche  durch  Betheiligung  an  dem  auf  Grund  der  ungarischen 
Gesetzartikel  XLI  :  1875  und  XI  :  1876  aufgenommenen  neuen  Investi- 
tionsanlehen beschafft  wurden. 

Die  Uber  die  sub  1,  2  und  3  angeführten  Anlehen  ausgestellten 
Prioritäts-Haupt8cbuldurkunden     erliegen     beim     königl.  ungarischen 
Finanzministerium, 
c)    Aus    dem  in  Gemässheit    des   §  6  des  Uebereinkommens  vom 

22.  December  1888  über  Verlangen  der  k.  k.  österreichischen 

Regierung  aufzunehmenden  Investitionsanlehen   im  Betrage  von 

1,500.000  fl.  österr.  Währ. 

§  7. 

Für  das  Actiencapital  resultirt  in  Gemässheit  der  im  §  2  er- 
wähnten Verträge  für  die  Gesellschaft  eine  Zahlung  von  5  Procent, 
fällig  vom  1.  Juli  1889  ab  am  1.  Januar  und  1.  Juli  eines  jeden  Jahres 
in  halbjährigen  Raten. 

Das  Erträgniss  des  Actiencapitales  ist  steuerfrei;  dasselbe  unter- 
liegt jedoch  dem  Abzüge  der  von  der  Gesellschaft  zu  bestreitenden 
Couponstempelgebühren. 

§  »• 

Die  Verzinsung  und  Rückzahlung  der  im  §  6,  lit.  b  sub  1  und  2 
angeführten  Prioritätsanlehen  erfolgt  nach  Maasngabe  der  von  der  Gesell- 
schaft diesfalls  eingegangenen  Verpflichtungen,  insbesondere  der  auch 
weiterhin  in  Geltung  verbleibenden  Amortisationspläne  aus  den  von  den 
beiden  Staaten  in  Gemässheit  der  im  §  2  angeführten  Verträge  zu 
leistenden  Zahlungen. 
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Die  Verzinsung  und  Tilgung  des  im  §  6,  lit.  b,  Z.  3  angeführten 
Prioritätenanlehens  wird  nach  Maassgabe  des  bisher  in  Kraft  gestandenen 
Amortisationsplanes  im  Sinne  des  im  §  2  erwähnten  Vertrages  durch 
den  ungarischen  Staat  bewirkt. 

Die  Verzinsung  und  Tilgung  des  neu  aufzunehmenden  Investitions- 
anlehens für  die  österreichische  Strecke  (§  6,  lit.  c)  wird  von  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  garantirt  oder  zur  Selbstzahlung  übernommen. 

§  »• 

Jede  Actie  berechtigt  zum  Bezüge  jenes  Zinsenertrages  und 
jenes  Eiolösungsbetrages,  welcher  durch  die  im  §  2  erwähnten  Verträge 
festgestellt  ist. 

§  10. 

In  Bezug  auf  die  Uebertragung  der  Actien  sind  die  Bestimmungen 
der  §§  172  und  173  des  ungarischen  Handelegesetzes  maassgebend.  Für 
die  .Richtigkeit  des  Uebergabs-  oder  UebertraguDgsdocumentes  haftet  die 
Gesellschaft  nicht. 

§  IL 

Die  Actien  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actie  nur  einen  Eigenthtimer  an. 

§  12. 

Zinsen  von  Prioritätsobligationen  und  Actien,  welche  binnen 
fünf  Jahren  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  nicht  behoben  werden,  verfallen 
zu  Gunsten  der  beiden  Staaten. 

III.  Organisation  der  Gesellschaft  und  Verwaltung  ihrer  Ge- 
schäfte. 

§  13. 

Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  besorgt: 
a)   die  Generalversammlung, 
t>)   die  Direction, 
c)    das  Aufsichtscomite*. 

§  U. 

Die  statutenmässig  constituirte  Generalversamlung  bildet  die  Ver- 
tretung der  Gesammtheit  der  Actionäre. 

§  15. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  nur  jener  Actionär 
berechtigt,  der  mindestens  zehn  solche  Actien  deponirt,  welche  bis  zum 
Tage  der  Generalversammlung  nicht  verlost  und  nicht  fällig  sind. 

Die  Beschlüsse   werden  mit  absoluter  Majorität  der  Anwesenden 

gefasst. 
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Actionäre  können  nur  solche  Individuen  bei  der  Generalversamm- 
lung vertreten,  welche  selbst  stimmberechtigte  Mitglieder  der  General- 
versammlung sind. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  von  der  Direction  bestimmt.  Nur 
die  gesetzlichen  Vertreter  von  Minderjährigen,  unter  Curatel  oder  Vor- 
mundschaft Stehenden,  die  Bevollmächtigten  von  Frauen,  die  Vorsteher 
von  Gemeinden,  Corporationen,  Gesellschaften  oder  öffentlichen  Anstalten, 
können  an  Berathungen  theilnehmen,  auch  wenn  sie  nicht  selbst 
Actionäre  sind. 

§  16. 

Die  Einberufung  der  ordentlichen  Generalversammlung  bestimmt 
und  veranlasst  die  Direction. 

Die  Einberufung  geschieht  durch  Kundmachung,  welche  mindestens 
30  Tage  vor  dem  Versammlungstage  in  den  Budapester  und  Wiener 
Amtsblättern  zu  erfolgen  hat.  In  der  Kundmachung  sind  die  Ver- 
handlungsgegenstände bekanntzugeben. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär,  welcher  in  der  Generalversammlung 
irgend  einen  Gegenstand  der  Verhandlung  unterziehen  lassen  will, 
muss  den  Gegenstand  der  Direction  bis  Ende  Januar  schriftlich  mit- 
theilen, damit  dieser  Gegenstand  unter  die  Verhandlungsgegenstände 
der  nächsten  Generalversammlung  in  die  Kundmachung  aufgenommen 
werden  könne. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  Einberufungskundmachung 
nicht  angeführt  wurden,  kann  kein  Besch lusa  gefasst  werden;  ausge- 
nommen sind  die  zu  den  Anträgen  der  Direction  oder  des  Aufsichts- 
comites  gestellten  Modiiicationsanträge,  oder  ein  Antrag,  welcher  betreffs 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  gestellt  wird. 

§  1- 

Je  10  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme;  ein  Actionär 
jedoch  kann  im  eigenen  und  im  Namen  seines  Vollmachtgebers  nicht 
mehr  als  100  Stimmen  vertreten. 

§  18. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  anwohnen  wollen, 
müssen  spätestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentreten  derselben  die  Actien, 
auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am  Sitze  der 
Gesellschaft,  oder  an  den  von  der  Direction  bestimmten  Stellen  depo- 
uiren  und  erhalten  sofort  Legitimationskarten,  welche  auf  Namen  lauten 
und  nur  für  die  bezeichnete  Person  gelten. 

§  19. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  wird  alljährlich  einmal  im 
Monate  März  in  Budapest  abgehalten. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  von  der  Direction 
einberufen,  so  oft    sich  deren  Nothwendigkeit  ergibt,  oder  deren  Ein- 
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berufung  von  einem  Actionär,  oder  von  mehreren  Actionären,  welcher, 
respective  welche  den  zehnten  Theil  der  noch  nicht  verlosten,  beziehungs- 
weise nicht  fälligen  Actien  repräsentiren,  unter  Angabe  des  Grundes 
und  Zweckes  verlangt  wird. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  kann  im  Sinne  des 
§195  des  ungarischen  Handelsgesetzes  auch  das  Aufaichtscomite*  ein- 
berufen. 

Für  die  Einberufung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung 
sind  die  Bestimmungen  des  §  16  maassgebend. 

§  20. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlassfähig,  wenn  über  deren  erste 
Einberufung  mindestens  der  zwanzigste  Theil  der  noch  nicht  verlosten 
Actien  vertreten  ist. 

Um  aber  über: 

a)  Abänderung  dieser  Statuten; 

b)  Aenderung  der  im  §  2  erwähnten  Verträge; 

c)  die  Enthebung  der  Direction  und  des  Aufsichtscomitäs,  oder  deren 
einzelner  Mitglieder  vor  Ablauf  der  festgestellten  Functionsdauer ; 
endlich 

d)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Dauer 
—  beschli essen  zu  können,  ist  es  noth wendig,  dass  wenigstens  ein 
Zehntel  der  noch  nicht  verlosten  Actien  vertreten  sei. 

Zu  den  sub  a,  6  und  d  angeführten  Beschlüssen  ist  die  Ge- 
nehmigung beider  Regierungen  nothwendig. 

§  21. 

Stellt  es  sich  heraus,  dass  die  Generalversammlung  nicht  be- 
schlussfähig ist,  so  wird  dieselbe  innerhalb  acht  Tagen  nach  Maassgabe 
der  in  den  vorhergehenden  Paragraphen  enthaltenen  Verfügungen  neuer- 
dings einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung 
und  Abhaltung  der  Generalversammlung  auf  zehn  Tage  beschränkt 
werden  kann;  bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung 
ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  ver- 
tretenen Actien  beschlussfähig.  Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  die 
Tagesordnung  der  vertagten  Generalversammlung  beschränkt. 

§  22. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  der 
Direction  oder  dessen  Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegenstände, 
eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Beratbungen.  Der  Schriftführer  wird 
vom  Vorsitzenden  ernannt. 

Die  Authentication  des  Protokolls  besorgen  drei  vom  Präsidenten 
nominirte,  von  der  Generalversammlung  gewählte  Actionäre,  welche 
gleichzeitig  als  Scrutatoren  fungiren. 
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§  23. 

Alle  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst; 
bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  mit  absoluter  Stimmenmehrheit;  wenn  bei 
dem  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt  wird, 
so  findet  eine  engere  Wahl  statt.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet das  Los. 

§  24. 

Der  Beschlussfassung  der   Generalversammlung  sind  vorbehalten: 

1.  Bericht  der  Direction  über  die  Besorgung  der  Gesellschafts  - 
angelegenheiten  im  abgelaufenen  Jahre; 

2.  Bericht  der  Direction  über  die  Höhe  des  noch  nicht  verlosten 
Actiencapitales; 

3.  Bericht  der  Direction  über  die  Erfüllung  der  in  den  im  §  2 
erwähnten  Verträgen  von  den  Staaten  übernommenen  Verpflichtungen, 
insbesondere  betrefft  Verlosung  und  Einlösung  der  Prioritätsobligationen  ; 

4.  Bericht  des  Aufsichtscomite'a  über  die  Richtigkeit  der  von  der 
Direction  vorgelegten  Daten; 

5.  Ertheilung  des  Absolutoriums  der  Direction  und  des  Aufsicbts- 
comites  hinsichtlich  deren  Gebarung  im  abgelaufenen  Jahre; 

6.  Wahl  und  Enthebung  der  Directions-  und  Aufsichtscomite- 
mitglieder; 

7.  Aenderung  der  Statuten  und  Modification  der  unter  §  2  er- 
wähnten Verträge;  endlich 

8.  alle  Anträge,  welche  die  Direction,  das  Aufaich tsco mite  oder 
einzelne  Actionäre  in  Gemäaabeit  des  §  16  der  Beschlussfassung  der 
Generalversammlung  unterbreiten. 

§  25. 

Die  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
sind  für  alle  Actionäre  rechtsverbindlich. 

§  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  vom  Schriftführer  und  von 
den  Authenticatoren  unterzeichnet  wird. 

Protokollsabschriften  und  Auszüge  werden  durch  den  Präsidenten 
und  ein  Mitglied  der  Direction  beglaubigt.  Dem  Originalprotokolle  wird 
das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actionäre  mit  Angabe  der  von  Jedem 
vertretenen  Actienzahl  nebst  Vollmachten  beigefügt. 

Je  eine  Abschrift  dieses  Protokolls  ist  binnen  acht  Tagen  den 
königl.  ungarischen  Ministerien  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communi- 
cationen  und  der  Finanzen,  ebenso  auch  den  k.  k.  österreichischen 
Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  vorzulegen. 
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IV.  Direction. 
§  27. 

Mit  der  Besorgung  der  gesellschaftlichen  Geschäfte  ist  eine  von 
der  Generalversammlung  gewählte  —  aus  mindestens  sieben,  höchstens 
neun  Mitgliedern  bestehende  —  Direction  betraut;  mindestens  die  Hälfte 
der  Directionsmitglieder  muss  ihren  Wohnsitz  in  Budapest  haben. 

§  28. 

Die  Mitglieder  der  Direction  werden  auf  fünf  Jahre  gewählt. 

Die  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Directionsmitglieder 
können,  unbeschadet  der  eventuellen  Schadenersatzansprüche,  von  der 
Generalversammlung  zu  jeder  Zeit  enthoben  werden. 

Wenn  ein  gewähltes  Mitglied  durch  Tod,  Austritt  oder  Re- 
signation aus  der  Direction  ausscheidet,  so  kann  die  nächste  General- 
versammlung ein  neues  Mitglied  wählen. 

§  29. 

Alle,  die  in  Concurs  gerathen,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt, 
ohne  ihre  Gläubiger  völlig  befriedigt  zu  haben,  Alle,  welche  wegen 
eines  Verbrechens,  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen, 
oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  der- 
artigen Uebertretung  rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind,  können 
nicht  Mitglieder  der  Direction  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Ver- 
hältnisses während  der  Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der 
Stelle  zu  Folge. 

§  30. 

Nach  der  Constituirung  wählt  die  Direction  alsogleich  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten  für  die  Dauer  eines  Jahres;  bei 
gleichzeitiger  Abwesenheit  oder  Verhinderung  dieser  Beiden  wird  der 
Vorsitz  durch  die  Direction  einem  anderen  Mitgliede  tibertragen. 

§  31. 

Die  Direction  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft  Uber 
Einladung  des  Präsidiums  so  oft,  als  es  das  Interesse  der  Gesellschaft 
erfordert. 

§  32. 

Die  Direction  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
der  persönlich  anwesenden  Mitglieder  ;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Zur  Beschlussfahigkeit  der  Direction  ißt 
die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  erforderlich. 
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§  33. 

Ueber  die  Verhandiaogen  der  Direction  werden  Protokolle  auf- 
genommen, welche  vom  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  gefertigt 
werden. 

Abschriften  und  Auszüge  der  Protokolle  haben  nur  dann  Beweis- 
kraft, wenn  solche  vom  Präsidenten  und  von  einem  Mitgliede  der  Direc- 
tion unterfertigt  sind.  Die  Protokolle  sind  den  königl.  ungarischen 
Ministerien  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  und  der 
Finanzen,  ebenso  auch  den  k.  k.  österreichischen  Ministerien  des 
Handels  nnd  der  Finanzen  vorzulegen. 

§  34. 

Die  Direction  Vertritt  die  Rechte  der  Gesellschaft  und  ist  berechtigt, 
bindende  Beschlüsse  zu  fassen  in  allen  Angelegenheiten,  welche  nicht 
im  Sinne  des  §  24  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalver- 
sammlung vorbehalten  sind,  namentlich: 

1.  bestimmt  sie  den  Tag  der  Generalversammlung,  legt  derselben 
Anträge  vor  und  vollzieht  die  Generalversammlungsbeschlüsse  oder  lässt 
diese  vollziehen; 

2.  überwacht  sie  und  verfügt  auch  den  pünktlichen  Vollzug  der 
im  §  2  der  Statuten  erwähnten  Verträge  in  Bezug  auf  die  Wahrung 
der  Rechte  und  Interessen  der  Actionäre; 

3.  betheiligt  sich  die  Direction  bei  der  tilgungsplanmässigen  Ver- 
losung der  Prioritätsobligationen; 

4.  wacht  sie  darüber,  dass  das  Prioritätsrecht  der  im  §  6  erwähnten 
Anlehen  im  Sinne  der  im  §  2  erwähnten  Verträge  aufrecht  erhalten 
werde; 

5.  stellt  sie  das  bei  der  Constituirung  noch  im  Verkehr  befind- 
liche Actiencapital  fest,  betheiligt  sich  bei  dessen  Verlosung,  veröffent- 
licht das  Verlosungsergebniss,  stellt  fest,  hält  in  Evidenz  und  con- 
trolirt  das  nach  der  Verlosung  verbleibende  Actiencapital  und 
wacht  auch  darüber,  dass  die  Vertragsschliessenden  Staaten  ihre  mit  den 
Verträgen  übernommenen  Verpflichtungen  erfüllen;  endlich 

6.  sorgt  sie  dafür,  dass  im  Sinne  der  erwähnten  Verträge  bei 
Gelegenheit  der  grundbücherlichen  Uebertragung  des  Eigenthumsrechtes 
sämmtlicher  Linien  der  Ungarischen  Westbahn  auf  den  betreffenden 
Staat  die  zur  Wahrung  der  hypothekarisch  sichergestellten,  etwa 
noch  nicht  getilgten  Prioritätsschulden  vereinbarten  Vertragsbedingungen 
erfüllt  werden. 

§  35. 

Alle  die  Gesellschaft  betreffenden  Zustellungen  können  rechtsgiltig 
an  jedes  der  Directionsinitglicder  erfolgen. 
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g  36. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  wird  von  zwei  Mitgliedern  der  Direc- 
tion  in  der  Weise  gezeichnet,  dass  unter  die  mit  Stampiglie  vorge- 
druckte, oder  durch  wen  immer  geschriebene  Firma  zwei  zur  Firmirung 
berechtigte  Mitglieder  ihre  Namen  unterfertigen. 

§  37. 

Beiden  Regierungen  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  sich  in  den 
Sitzungen  der  Direction,  sowie  auch  in  den  Generalversammlungen 
durch  exmittirte  Commissäre  vertreten  zu  lassen. 

Die  Sitzungsprotokolle  sind  durch  den  von  der  köoigl.  ungarischen 
Regierung  bestellten  Commissär  zu  vidimiren. 

V.  Aufsichtscomite. 

§  38. 

Die  Geschäftsführung  tiberwacht  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  das 
Aufsichtscomitä,  welches  aus  drei  ordentlichen  und  einem  Ersatzmitgliede 
besteht  und  durch  die  Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt  wird. 

Wenn  ein  Mitglied  aus  dem  Aufsichtscomite'  durch  Tod,  Austritt 
oder  Resignation  ausscheidet,  so  wählt  die  nächste  Generalversamm- 
lung ein  neues  Mitglied;  bis  dahin  wird  jedoch  das  Ersatzmitglied  ein- 
berufen. 

§  39. 

Die  im  §  29  gegen  die  Annahme  und  Fortsetzung  der  Function 
aufgezählten  Hinderungsgrüude  gelten  auch  hinsichtlich  der  Aufsichts- 
comitemitglieder. 

VI.  Schlussbestimmung. 
§  40. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftaverhältnisse,  welche  zwischen 
den  Actionären  und  der  Gesellschaft,  beziehungsweise  der  Direction, 
ferner  zwischen  den  Actionären  st-lbst,  endlich  zwischen  dem  Aufsichts- 
comite und  der  Direction  entstehen,  werden  endgiltig  mit  Ausschluss 
jeder  Appellation  oder  eines  anderen  Rechtszuges  durch  ein  Schieds- 
gericht entschieden. 

Das  Schiedsgericht,  dessen  Sitz  immer  Budapest  ist,  constituirt 
sich  nach  dem  bestehenden  Gesetze  und  geht  auch  im  Sinne  des- 
selben vor. 

VII.  Uebergangsbestimmung. 
§  41. 

Die  gegenwärtigen  Statuten  treten  nur  in  dem  Falle,  wenn  die 
auf   die  staatliche  Einlösung  der  gesellschaftlichen  Linien  bezüglichen 

Di«  a«chlfnrku»d«n  der  ft.terr.  ElaenbthaaB.  I.  61 
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Ungarische  Westbahn. 


Verfügungen  der  im  §  2  erwähnten  Verträge  rechtsverbindliche  Kraft 
erlangen,  jedoch  nicht  früher  als  mit  dem  Tage  der  ordentlichen  General- 
versammlung des  laufenden  Jahres  1889  in  Geltung. 


Die  vorstehend  abgedruckten  Statuten  wurden  vom  königl.  ungarischen 
Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem 
königl.  ungarischen  Finanzministerium  unter  dem  4.  Jänner  1890,  Z.  67.380/1889, 
mit  dem  Bemerken  genehmigt,  dass  im  Texte  dieser  Statuten  statt  des  königl. 
ungarischen  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communicationen  überall 
da«  königl.  ungarische  Handelsministerium  eu  verstehen  ist. 
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Vorwort. 


Seit  dem  Erscheinen  des  letzten  Ergänzungsbandes  der  im  Auf- 
trage des  k.  k.  Handelsministeriums  von  Josef  Ritter  v.  Pollanetz  und 
Dr.  Heinrich  Ritter  v.  Wittek  herausgegebenen  österreichischen  Eisen- 
bahngesetzsammlang,  welche  als  ebenso  gründliche  wie  anschauliche 
Darstellung  aller  Gebiete  des  österreichischen  Eisenbahnrechtes  ein 
weit  über  die  Fachkreise  hinaus  reichendes  Ansehen  geniesst,  sind  nun- 
mehr fast  vierzehn  Jahre  verflossen.  In  diesem  Zeiträume  haben  sich  in 
Bezug  auf  den  in  dieser  Sammlung  bebandelten  Rechtsstoff  zahlreiche 
und  weittragende  Veränderungen  vollzogen,  welche  in  der  groesartigen 
Entwicklung  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  ihre  Erklärung  finden. 

Was  das  allgemeine  Eisenbahnrecht  betrifft,  so  hat  die  von  Dr. 
Victor  Röll  herausgegebene  Sammlung  der  österreichischen  Eisenbahn- 
gesetze  dem  Bedürfnisse  nach  einer  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Gesetzgebung  entsprechenden  Zusammenstellung  des  Eisenbahnrechtes 
Rechnung  getragen. 

Dagegen  fehlt  es  dermalen  noch  an  einer  neuen  Bearbeitung  des 
besonderen  Theiles  der  Pollanetz- Wittek'schen  Sammlung,  nämlich  der 
die  einzelnen  Eisenbahnen  betreffenden  speciellen  Gesetze  und  Rechts- 
urkunden. 

Diese  in  Fachkreisen  immer  lebhafter  fühlbar  werdende  Lücke 
soll  durch  die  vorliegende  Sammlung  ausgefüllt  werden,  welche  sich  die 
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Vorwort 


Aufgabe  stellt!  sämmtliche  die  einzelnen  österreichischen  Eisenbahnen 
betreffenden  grundlegenden  Gesetze,  Concessionsurkunden,  Protokolle, 
Ministerialerläase  u.  s.  w.,  soweit  dieselben  noch  in  Geltung  sind,  iu 
möglichster  Vollständigkeit  mit  ihrem  authentischen  Texte  wörtlich  zum 
Abdrucke  zu  bringen.  Die  zur  Erläuterung  einzelner  Bestimmungen 
erforderlichen  Mittheilungen  historischen  Inhaltes,  sowie  auch  Daten  Uber 
sonst  bemerkenswerthe  thatsächliche  Verhältnisse  erscheinen  an  den 
passenden  Stellen  in  gedrängter  Kürze  angemerkt. 

Der  gesammte  Stoff  zerfällt  naturgemäss  in  die  drei  Hauptgruppen  : 
k.  k.  Staatsbahnen,  gemeinsame  Privatbahnen  und  österreichische  Privat- 
bahnen, und  wird  innerhalb  dieser  Hauptgruppen,  soweit  dies  durchführ- 
bar erscheint,  das  Princip  der  territorialen  Eintheilung  nach  Verkehre- 
gebieten festgehalten. 

Die  Herausgeber. 
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MlnisteriaUtcret&r 
und 

Dr.  August  Weeber 
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Seit  dem  Erscheinen  des  letzten  Ergänzungsbandes  der  im  Auf- 
trage des  k.  k.  Handelsministeriums  von  Josef  Ritter  von  PoIlaneU  und 
Dr.  Heinrich  Ritter  von  Wittek  herausgegebenen  Österreichischen 
Eisenbahngesetzsammlnng,  welche  als  ebenso  gründliche  wie  an- 
schauliche Darstellung  aller  Gebiete  des  Österreichischen  Eisenbahn  rocht  es 
ein  weit  Uber  die  Fachkreise  hinansreichendes  Ansehen  geniesst,  sind  nun- 
mehr zwölf  Jahre  verflossen. 

In  diesem  Zeiträume  haben  sich  in  Bezug  auf  den  in  der  genannten 
Sammlung  behandelten  Rechtsstoff,  insbesondere  auch  in  Bezug  auf  die 
Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Eisenbahnen,  zahlreiche  und  weittragende 
Veränderungen  vollzogen,  in  Folge  deren  in  den  betheiligten  Kreisen  der 
Wunsch  nach  einer  neuen,  den  dermaligen  Stand  der  Gesetzgebung  wieder- 
gebenden Sammlung  der  österreichischen  Eisenbahngesetze  und  Constitutiv- 
urkunden  schon  seit  längerer  Zeit  sich  geltend  machte. 

Das  vorliegende  Werk  stellt  sich  nun  die  Aufgabe,  sämmtliohe  die  ein- 
zelnen österreichischen  Eisenbahnen  betreffenden  grundlegenden  Gesetze, 
Concessionsurkunden,  Protokolle,  MiuUterialerläase  u.s.w.,  soweit  dieselben 
zur  Zeit  seines  Erscheinens  noch  in  Geltung  sind,  in  möglichster  Voll- 
ständigkeit mit  ihrem  authentischen  Texte  wörtlich  zum  Abdrucke  zu  bringen. 
Ausserdem  sollen  zahlreiche  Anmerkungen  dort,  wo  es  zur  Erläuterung 
einzt-lner  Bestimmungen  erforderlich  erscheint,  Mitthoilungei  historischen 
Inhalts,  sowie  auch  Daten  über  sonst  bemerken swerthe  thatf Schliche  Ver- 
hältnisse in  (;edriinj.'ter  Kürze  zur  Darstellung  bringen. 

Was  die  Anordnung  des  Stoffes  betrifft,  so  werden  zuerst  die 
k.  k.  Staatsbahnen,  hierauf  die  gemeinsamen  österreichisch-unKarisohen, 
dann  die  älteren  österreichischen  Privateiscnbahnen  und  zuletzt  die  selbst- 
ständigen  Localhahnen  behandelt  werden. 

Die  Ausgabe  des  Werkes  erfolgt  in  ca.  15  Heften  ä  8  Bogen 
Inhalt,  zum  Preise  von  1  fl.  20  kr.  =  2  M.  25  Pf.  «=  3  Fr.  = 

1  n.  35  Kop. 
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